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Ein Wort über die Nachprüfungen der Hebammen. 

Von Dr* Baner^ Kreisphysikos zu MOrs. 

Von bestimmter Seite war die Ansicht ausgesprochen worden, 
dass in den Nachprttfungen , Hebammenzeitangen allein nicht 
alles Heil f&r den Stand der Hebammen zu finden sei. Sie 
mässten vielmehr nach einer gewissen Anzahl von Jahren wieder 
einige Zeit in die Anstalt zurück, um practisch Neues einzuüben, 
Vergessenes wieder aufzufrischen. Dazu würden sich die Ferien 
(der Anstalten) in so fem gut eignen, als dann in den Gebär- 
Anstalten doch Hebammen nöthig wären und die Verpflegung 
vielleicht kostenfrei von der Anstalt übernommen werden konnte. 
Wenn bei dem Ueberfluss an Wehmüttem eine Vertretung der 
die Ferienkurse mitmachenden Hebammen überhaupt noch nöthig 
wäre, könnten zu diesem Zwecke junge Hebammen aus der An- 
stalt geschickt werden. Auf diese Art könnten, ohne dass Heb- 
ammen, QemeindeA in Verlegenheit geriethen, und ohne dass 
grössere Geldmittel, als jetzt die Nachprüfungen mit allem, was 
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drum und dran hängt, erfordern, aufzuwenden wären, die Heb- 
ammen der Provinz im Zuge gehalten werden. 

Dieser Vorschlag gab zu folgenden Erwägungen und Er- 
örterungen Veranlassung, deren Veröffentlichung ich im Interesse 
der Sache für zweckmässig halte. 

Zunächst bin ich der Ansicht, dass vor Allem eine Auf- 
besserung der materiellen Lage der Hebammen noth thut. Die 
auf dem Lande üblichen Grebühren stehen in keinem Verhältnisse 
zu den Mühen und Anstrengungen, welche die Hebammen zu er- 
tragen haben. Soll der Mensch und noch dazu das Weib für 
höhere Pflichten ausgebildet und tüchtig gemacht werden, so 
muss er zuerst wenigstens äusserlich so gestellt werden, dass er 
nicht mit der bitteren Noth fortwährend zu ringen und zu 
kämpfen hat. Die Landhebammen haben nach meiner Erfahrung 
nur eine sehr kümmerliche Existenz, und von einer so armen 
Person von so dürftiger Bildung den Sinn für eine Art von 
höherer Wissenschaft erwarten ist einfach zu viel verlangt, und 
wenn sich eine solche Zumuthung in Grestalt einer Hebammen- 
zeitung naht, die an sich bei der grossen Zahl von Hebammen 
eine gewinnbringende buchhändlerische Speculation zu werden 
verspricht, so heisst dies nach meiner Erfahrung Steine statt des 
Brodes reichen. Dass die Concurrenz der Hebammen durch Be- 
schränkung des Niederlassungsrechtes in heilsamer Weise ver- 
mindert werden könnte, halte ich für möglich, zumal diej Anzahl 
der Geburten, welche nach einem statistisch zu ermittelnden 
Procentsatze steigt, den besten Maassstab für das Hebammen- Be- 
dürfniss abgäbe. 

Fürs zweite ist meines Erachtens der nächste und natür- 
lichste Weg zur Ausbildung der Hebammen die alljährlich 
wenigstens ein Mal durch den Physikus vorzunehmende Unter- 
weisung derselben. Von der dreijährigen Nachprüfung habe ich 
nur einen negativen, nämlich den Erfolg gesehen, dass die Heb- 
ammen vor dem vollständigen Rückschritt bewahrt und veranlasst 
wurden, wenigstens das Nothwendigste nicht gänzlich zu ver- 
gessen. Daraus folgt aber für mich keineswegs, dass die Nach- 
prüfung durch den Physikus wegen Erfolglosigkeit überhaupt auf- 
zugeben sei; vielmehr ist es das Zeitmaass, welches zu ändern ist; 
ich sehe in dem geringen Erfolg nur die Mahnung, die an sich 
richtig und gut gedachte Einrichtung zu verbessern und zwar 
in der Weise, dass der Unterrichtsversuch, anstatt zu selten, 
vielmehr rechtzeitig angestellt und die richtige Methode des 
Unterrichtes gefunden wird. 

Angenommen der Physikus erhielte für die Hebammen- 
prüfungen, die Revision der Schulen etc. eine angemessene Er- 
höhung seines Gehaltes, in welcher alle Reisekosten und Ge- 
bühren eingeschlossen wären, und der Medicinalbeamte könnte 
dann einen regelrechten jedes Jahr abzuhaltenden Unterrichts- 
kursus der Art einrichten, dass zunächst das Lehrbuch gründlich 
durchgenommen, die Unterweisung am Phantom (soweit dies an- 
geht) damit verbunden, das Desinfectionsverfahren practisch ein- 
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geübt würde, so müsste es doch sonderbar zugehen, wenn auf 
diese Weise keine Auffrischung und Befestigung der Kenntnisse 
erreicht würde! 

Der Physikus ist, weil er zugleich practischer Arzt ist, der 
in dem practischen Leben stehende Medicinalbeamte, welchem 
die Aufsicht über die Hebammen, die üeberwachung der Er- 
krankungen der Wöchnerinnen etc., des gesammten öffentlichen 
Gesundheitswesens obliegt. Er ist für die Hebamme die nächste 
wissenschaftliche Instanz, wo sie für den Einzelfall Rechenschaft 
abzulegen, Rath und Weisung sich zu holen hat. Darum ist der 
Physikus auch der natürliche und nächste Lehrer der Heb- 
ammen, und seine eigentlichste Aufgabe ist es, die an sich ver- 
hältnissmässig flüchtig angeeigneten Kenntnisse, welche die Heb- 
amme aus der Leliranstalt mitbringt, zu befestigen und zu 
vertiefen. Ich will hier nur ein Beispiel anführen. Die meisten 
jungen Hebammen erhalten jetzt aus der Lehranstalt in ihrem 
Besteck u. A. auch eine Flasche mit Acid. carbolicum liquefactum, 
welches sie zur Bereitung von Desinfectionsmischungen ver- 
wenden sollen. Ich habe aber bis jetzt noch keine einzige an- 
gehende Hebamme sich melden sehen, welche eine sichere Kennt- 
niss von der Mischung und Handhabung dieses gefährlichen 
Stoffes am Tage ihrer Meldung noch inne gehabt hätte! Aus 
diesem Grunde und um Verbrennungs-Gefahren vorzubeugen, habe 
ich den Hebammen meines Kreises die Weisung ertheilt, die 
Bereitung von CarboUösungen gänzlich zu unterlassen und die- 
selben nach ärztlicher Vorschrift ausschliesslich aus den Apotheken 
zu entnehmen*). 

Es ist ein Unterschied zwischen einer Lehranstalt und dem 
practischen, alltäglichen Leben, und dieser Unterschied erzeugt 
gerade bei den Hebammen, die meist aus dürftigen Verhältnissen 
stammen, so krasse Umgestaltungen der Person, der Anschauung, 
der Intelligenz und des Willens, dass nur ein Einblick in die 
Wirklichkeit, wie ihn der Physikus hat, den Grad von redu- 
cirender verkümmernder Macht erkennen lässt, welche die 
äusseren Verhältnisse, der Umgang, die Gewohnheit ausüben. 
Man vergleiche nur einmal die Art, wie die Hebamme in der 
Lehranstalt angelernt wurde, sich zu waschen, und wie sich 
dieser äusserst wichtige Akt im Hause der Hebamme oder der 
Gebärenden, Wöchnerin vollzieht. Dort die zweckmässigsten Ge- 
fässe und Einrichtungen, und hier vielleicht noch nicht einmal 
ein besonderer Waschnapf, sehr oft eine Schüssel, aus der später 
wieder die Familie isst, von anderen Dingen zu geschweigen! 
Die Lehranstalt bildet ein harmonisches Ganzes, in welchem die 
besten Einrichtungen mit den besten Lehrkräften, Assistenten, 
Ober- und Unterhebammen etc. vereinigt sind. In dieses auf das 
vorsorglichste und zweckmässigste für Massengeburten einge- 



♦) Nachdem inzwischen die Minist. Verf. M. No. 1732 vom 22. November 
1888 eine genaue Instruction betr. den Gebrauch der Carbolsäure etc. für die 
Hebammen gegeben hat, wird die Aufgabe dos Physikus es sein, die sichere 
Handhabung des Stoffes den Hebammen praciisch beizubringen. 
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richtete und vorbereitete Culturinstitut tritt das angebildete, un- 
wissende Weib ein, um die Hebammenkunst zu erlernen. Dass 
dieses Ziel in den meisten Fällen in relativ kurzer Zeit erreicht 
wird, ist keineswegs ein Beweis füi* die Leichtigkeit der Er- 
lernung an sich, noch auch für die Gelehrigkeit und Anstelligkeit 
der Frauen aus dem Volke, sondern vielmehr ein Zeugniss für 
die Präcision der Lehr -Maschine und die prägende Kraft ihrer 
Stempel, welche aus einer rudis indigestaque moles in kurzem 
eine gangbare Münze, eine „approbirte'' Hebamme schafft. 

Die Brauchbarkeit aber und Leistungsfähigkeit der Heb- 
ammen kann sich erst im practischen Leben erweisen. Dort wird 
es sich zeigen, wie tief der Unterricht in der Anstalt Wurzel 
gefasst hat, ob und wie die Hebamme vor Allem gewillt und 
bereit, dann auch wirklich im Stande ist, das Gelernte anzu- 
wenden, die Mängel, die Hindemisse, die Vorurtheile, die Dumm- 
heit, welche ihr entgegentreten, zu bekämpfen und zu überwinden, 
das Ideal der Lehranstalt festzuhalten, in die eigenen häuslichen 
Verhältnisse, in die der Gebärenden und der Wöchnerinnen hin- 
einzutragen, mit den früheren Gewohnheiten zu brechen und ein 
neues Leben anzufangen. Ein solcher Umschwung muss sich 
auch äufiserlich zeigen, und der Physikus wird, wenn er einen 
Blick in die Wohnung, die Familie der Hebamme thut, sehr bald 
wissen, wess Geistes Kind sie ist, wie sie es mit der Reinlichkeit 
an ihrem eigenen Körper, mit der sauberen Haltung ihrer In- 
strumente etc. meint und hält. Die Art, wie die Hebamme die 
Gebärenden und Wöchnerinnen bedient, oft unter den schwersten 
Mühen und Anstrengungen bei Tag und Nacht, bei Wetter und 
Wind der Versuchung ausgesetzt, dem alten Schlendrian ihrer 
Vorgängerin wieder zu huldigen, die Dinge nicht so ernst zu 
nehmen und lieber laufen zu lassen, die Art, wie die Hebamme 
dieser verlockenden Versuchung widersteht, wird sehr bald er- 
kennen lassen, mit wem man es zu thun hat. Und nun vergleiche 
man die ersten Jahre einer jungen und braven Hebamme mit der 
späteren Zeit! Es sind nur äusserst wenige, welche wirklich 
tüchtig bleiben, die weitaus grösste Anzahl erlahmt und erliegt 
den erdrückenden äusseren Verhältnissen. Allein, auf sich selbst 
angewiesen, des Haltes und Geleises entbehrend, welche die 
Lehranstalt bot, muss die Hebamme suchen, sich mit den Er- 
eignissen abzufinden und ist froh, wenn sie Kundschaft erhält, 
wenn sie den Anschauungen einer zahlreichen Kundschaft huldigen 
darf. Sie ist froh, sich und den Gebärenden manche Umständ- 
lichkeit und Belästigung, manche Kosten ersparen zu können, 
denn „das nehmen die I^ute übel" „das sind sie nicht von früher 
gewöhnt" etc. 

Kurz die Kluft, welche zwischen der auf das beste einge- 
richteten Lehranstalt und der nackten Wirklichkeit des Lebens 
besteht, welche sich gähnend auf thut, sobald die Hebamme aus 
dem künstlichen Zustand der Cultur in einen sehr oft rohen 
Naturzustand zurückkehrt, diese Kluft zu überbrücken, kann nur 
die Aufgabe des practischen Arztes, in Sonderheit des Physikus 
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sein. Er wird in seinen Prüfungen, die vorherrschend nur den 
Character der Belehrung haben können, an die natürlichen und 
wirklichen Zustände der Dinge, an seine eigenen Erfahrungen im 
Verkehr mit den Hebammen bei geburtshilflichen Fällen, sowie 
an die Mittheilungen seiner Collegen, der practischen Aerzte, an- 
knüpfen und den Hebammen erläutern, wie die Theorie und 
Praxis der Schule auf die wirklichen und in vielen Beziehungen 
ganz verschiedenen Verhältnisse des Lebens anzuwenden und 
durchzuführen sind. 

und mit dieser natürlichen, unentbehrlicnen wissenschaft- 
lichen Stütze und Hülfe, mit dem Physikns hat man einen, nur 
alle drei Jahre stattfindenden wissenschaftlichen Verkehr für 
zweckmässig und ausreichend gehalten! Jedenfalls musste man 
überzeugt sein, dass das, was die Hebamme in der Lehr- Anstalt 
gelernt hatte, die ersten drei Jahre sicher vorhalte. Wer aber 
die Hebammen in der Praxis sieht und beobachtet, der wird 
bald gewahr werden, dass schon nach einem Jahre Vieles von 
dem Wissen und Können der Anstalt nicht mehr vorhanden, ver- 
gessen oder gänzlich fallen gelassen ist. So verwüstend wirkt 
das Leben ai^ den neu angelegten Culturboden; binnen Jahres- 
frist ist vieles Unkraut wieder aufgeschossen, manches Pflänzchen 
verwelkt. Ich denke, dann ist es Zeit, das Land einmal wieder 
umzupflügen und von neuem auszusäen. Dann wird auch die 
Ernte nicht ausbleiben und der Physikns wird eine fort- 
schreitende und erfreuliche Arbeit und keine entmuthigende zu 
verrichten haben. 

Unter dieser Voraussetzung, aber auch nur unter dieser, 
dürften dann spezielle Ferienkurse in den Lehranstalten, die 
meinetwegen alle drei Jahre abgehalten würden, weiteren Nutzen 
versprechen. Niemals aber werden sie den rechtzeitig zu wieder- 
holenden Unterricht des Physikns ersetzen können. Denn die 
Hebammen werden in den Ferienkursen in der Anstalt doch nur 
einen verhältnissmässig schmalen Ausschnitt vom Ganzen wieder 
miterleben, unter Verhältnissen, die wie gesagt, sich wesentlich 
von denen des wirklichen Lebens draussen unterscheiden, Ver- 
hältnisse, welche das Mitsorgen, das selbstständige Denken und 
Handeln der Hebamme wesentlich erleichtem oder gänzlich ab- 
nehmen. Berücksichtigt man ausserdem die grosse Zahl der 
Hebammen, so dürften so viele Frauen in diesen Cursen zu- 
sammenströmen, dass für die Einzelne doch nur ein recht be- 
scheidenes Theil an der practischen Uebung und Erfahrung ab- 
fallen wird. Ob sich das Verlassen des Wohnsitzes, wenn auch 
nur auf wenige Tage, nicht noch in anderer Weise fühlbar 
machen wird, wird abzuwarten sein. Es ist nicht ganz so leicht, 
als es scheint, den Frauen der Landbevölkerung, die sich an 
eine bestimmte Person gewöhnt haben, wenn auch ganz vorüber- 
gehend, eine ganz fremde Hebamme aufzunöthigen. Die an- 
sässigen Hebammen werden wahrscheinlich während der Ferien- 
kurse einige ihrer Kunden verlieren, und falls sie ausserdem 
noch etwa die Reise- etc. Kosten, welche mit diesen Kursen ver- 
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bunden sind, zu tragen hätten, einen empfindlichen materiellen 
Verlust erleiden, welcher die Lemlust nicht gerade erhöhen 
dürfte. 

Was das Neue anlangt, welches die Hebammen in den 
Kursen practisch einzuüben hätten, so müsste dies Neue wenigstens 
so beschaffen sein, dass es die Zustimmung aller Hebammen- 
Lehrer für sich hätte und in Form eines gemein gültigen 
Nachtrages dem Lehrbuch einverleibt werden könnte. Da das 
Lehrbuch für eine bestimmte Zeit die feste Grundlage für den 
Unterricht und ^e Praxis der Hebammen bildet, so liegt auch 
in seiner gründlichen Kenntniss und Befolgung der Schwerpunkt 
der Hebammenkunst. Die vornehmste Aufgabe der Lehrer wie 
der Medicinalbeamten kann daher nur die sein, für eine genaue 
Kenntniss und sachgemässe Anwendung des Lehrbuches Seitens 
der Hebammen Sorge zu tragen. Ich glaube im Vorhergehenden 
näher begründet zu haben, wie gerade der Physikus der geeignete 
Medicinalbeamte ist, das erfolgreiche Weiteriemen im Lehrbuch 
und die Anwendung seiner Eegeln auf das practische Leben in 
seine leitende und fördernde Hand zu nehmen. 

Zum Schlüsse fasse ich meine Ansicht dahin zusammen: 

1) Zunächst thut eine Auf besserung der Hebammengebühren, 
namentlich auf dem Lande noth. Eine Beschränkung des Nieder- 
lassungsrechtes entsprechend dem Bedürfnisse erscheint ausführbar 
und wünschenswerth. Erst Brod und dann eine Hebammenzeitung. 

2) Nur ein jährlicher, wenn nöthig halbjährlich zu wieder- 
holender Unterricht durch den Physikus kann die bis jetzt ver- 
misste Durchbildung der Hebammen, eine sorgfältige Aneignung 
und Befolgung des Lehrbuches, die Anpassung des Anstalts- 
unterrichtes auf das practische Leben vermitteln. 

3) Nur nach vorausgegangener Unterweisung der Hebammen 
durch den Physikus werden Ferienkurse in den Hebammen-Lehr- 
anstalten Nutzen haben, ohne jene von zweifelhaftem Werth für 
die wirklichen Verhältnisse bleiben. 

4) Practisch-Neues, welches die Hebammen Lehranstalt ein- 
übte, müsste die Zustimmung sämmtlicher Hebammen-Lehrer für 
sich haben und dem Lehrbuch in Form eines gemeingültigen 
Nachtrages oder sonstwie einverleibt werden. 



Bericht über den weiteren Verlauf des in No. 4 des 

vorigen Jahrgangs mitgetheilten (Berliner) Falles von 

Gesundheits - Beschädigung durch Einathmung von 

Blausäure. 

Von Dr* Mittenzweig. 

Den Lesern, welche sich jenes Falles erinnern, werden Mit- 
theilungen über den weiteren Verlauf desselben nebst einigen 
sich bei dieser Gelegenheit darbietenden allgemeineren toxikolo- 
gischen Betrachtungen von Interesse erscheinen. 
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Der Verlauf war, wie in dem Münchener Falle, langwierig. 
Eine Besserung kam nur sehr allmäliljch bei geeigneter Diät 
und Lebensweise und erst unter dem Einfluss eines mehr als 
fiinfinonatlichen Aufenthaltes an der See in Form eines lang- 
samen Rückganges der objectiven, wie der subjectiven Er- 
scheinungen zu Stande. 

Im Vordergrunde der objectiven Erscheinungen standen, wie 
wohl noch erinnerlich, Störungen der Circulation. Zuerst hatte 
bei einer Herz-Üntersuchung am 6. Februar 1888 Dr. L. Arhyth- 
mieen wahrgenommen. Demnächst hatte mein Befund am 8. und 
am 9. Februar ergeben: „Die Frequenz des Pulses wechselt 
stark; wenn Patient sich einer Anstrengung unterzogen hat, jagt 
der Puls und wechselt in Bezug auf Frequenz, Intensität, Härte 
und Curve. Die Herzdämpfung rückt ein wenig zu weit nach 
rechts, sowie vielleicht auch nach oben vor. Der Herzstoss ist 
äusserst matt. Die Herztöne sind rein, jedoch wechselnden 
Charakters. Nach einigen normalen Doppeltönen hört und zählt 
das Ohr leisere, weniger kräftige, weichere, fast verschwindende 
Töne, von welchen hin und wieder einige vollständig ausbleiben. 
Dann wieder setzen dieselben hart und scharf ein, um alsbald 
wieder in der beschriebenen Weise zu wechseln." Alsdann 
wurde bei einer Consultation am 1. März, nachdem Patient vom 
9. Februar ab vollständige körperliche Euhe eingehalten hatte, 
von einer unserer Fach-Autoritäten das Vorhandensein eines ge- 
spaltenen Tones an der Herzspitze und von Dumpfheit der Töne 
an den Carotiden festgestellt. Darauf wurde von derselben 
Autorität am 10. März, nachdem Patient eine kurze Strecke ge- 
gangen war, bemerkt, dass seine Gresichtsfarbe sehr blass und. im 
Vergleich zu der am 1. März vorhanden gewesenen gänzlich ver- 
ändert war und dass in hohem Grade Tachycardie bestand. Dem- 
nächst fielen in den März und April wieder zwei von mir ange- 
stellte Untersuchungen mit dem Ergebniss, dass ich wieder 
Arhythmieen wahrnahm. Endlich haben durch den Kreisphysikus 
Dr. S. Untersuchungen stattgefunden, über deren Ergebniss die 
Befundatteste besagen: unter'm 12. Mai — „Die Untersuchung 
des Herzens (nachdem Patient längere Zeit gegangen war) er- 
giebt: 1) eine ziemlich erhebliche Verbreiterung der Herz- 
dämpfung nach rechts, 2) die Töne sind rein, aber in ihrer 
Frequenz bedeutend gesteigert, 3) die Intensität der Töne wech- 
selt häufig, bald sind dieselben ziemlich hart und sehr frequent, 
bald weicher und nehmen dann meist an Frequenz ab, 4) Inter- 
missionen werden nicht selten und sowohl einzeln, als auch 
einige Male hinter einander gehört," femer unter'm 24. Juni — 
„am 22. Mai war der Herzschlag abnorm verstärkt, es bestand 
ein rascher Wechsel in der Frequenz und der Intensität des 
Herzschlags, am 27. Mai waren Schwankungen im Rhjrthmus der 
Herztöne nur angedeutet, am 3. Juni: wieder deutliche Schwan- 
kungen in der Intensität und der Frequenz der Herztöne, am 
20. Juni: bald härtere, bald weichere Herztöne, der Unterschied 
in der Frequenz weniger deutlich," femer unter'm 6. Juli — „am 
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1. Juli eine besonders starke Tachycardie mit Unregelmässig- 
keiten in der Frequenz der Herztöne geringeren Grades und da- 
gegen am 2. und 6. Juli wieder deutlicher ausgesprochene Arhyth- 
mieen," endlich unter'm 10. October — „bei einer Untersuchung 
am 25. September ÜDregelmässigkeiten in der Frequenz des 
Pulses insofern, als in anomaler Weise eine bald schnellere, 
bald langsamere Aufeinanderfolge der einzelnen Pulswellen sich 
bemerkbar machte. '^ Auch die sonstigen Symptome, die zeit- 
weilige bläuliche Verfärbung des Gesichts und der Lippen, die 
Kälte der Hände und die immer wieder in Zeiten der Ruhe be- 
obacht€te Yerlangsamung des Pulses bis auf 56 in der Minute 
und die schon beim Ersteigen geringf&gigster Anhöhen 150 er- 
reichende Beschleunigung desselben, besserten sich erst im Ver- 
laufe Yon Monaten und nicht ohne dass zeitweilige BfickfäUe 
wiederholt und noch bis in die jüngste Zeit hinein vorkamen. 

Hand in Hand mit dem Rückgang der objectiven Erschei- 
nungen trat die Besserung auch im Bereich der subjectiyen ein. 
Insl^ondere verringerten sich allmählich die Dauer und die In- 
tensität der Ohnmachtsanwandlungen. Der das Bewusstsein in 
Mitleidenschaft ziehende schwanke Zustand blieb nicht mehr ein 
Tage und Stunden lang anhaltender, sondern beschränkte sich 
im Verlaufe der Monate mehr und mehr darauf, dass nur noch 
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auf halbe Minuten den Patienten Empfindungen befielen, als ob 
er die Herrschaft über seine Glieder verlöre, als würde er nieder- 
stürzen, als fühlte er nicht den Stuhl, auf welchem er sass, und 
dergleichen. Muskelleistungen, schnell hinter einander ausge- 
führte Bewegungen oder längere Zeit fortgesetztes Stehen oder 
Gehen oder das Halten von Gegenständen mit den Armen, 
steigerten die Anwandlungen, welche andererseits schwanden, so- 
bald der Körper in die wagerechte Lage gebracht wurde. 
Ausserdem liess der mannigfache Wechsel des Zustandes ver- 
muthen, dass auch eine Abhängigkeit desselben von der jeweiligen 
Temperatur, dem Wassergehalt, der sonstigen Zusammensetzung 
und der Bewegung der atmosphärischen Luft bestand. Insbe- 
sondere gewann es den Anschein, als ob der Zustand relativ 
besser dann wäre, wenn solche Witterungsverhältnisse obwalteten, 
rücksichtlich welcher sich annehmen liess, dass dieselben einer 
ausgiebigeren Sauerstoff-Einathmung Vorschub leisteten und 
ausserdem nicht mit heftigeren Einwirkungen auf das Verhalten 
der Blutgefässe der Haut einhergingen. Lnmerhin war auch bei 
günstigster Witterung Patient noch im September ausser Stande, 
länger, als ungefähr drei viertel Stunde lang das Gehen ohne 
erheblichere Zunahme der dann auch objectiv in Form von Un- 
zulänglichkeit der Girculation erkennbaren Anwandlungen fort- 
zusetzen. Dessgleichen restirten lange die zeitweiligen abnormen 
Empfindungen in der Herzgegend, welche nach der Beschreibung 
des Patienten solcher Art sind, als ob schnell hinter einander 
einzelne heftigere Gontractionen , gefolgt von einer längeren 
Pause, stattfänden. 
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Nachdem somit der Verlauf sowohl des Münchener, als auch 
unseres Falles als einigermassen übersehbar vor uns liegen, 
werden sich im Anschluss an den bezüglichen Artikel des vorigen 
Jahrganges noch einige Betrachtungen über die Aehnlichkeit der 
Symptome der beiden Fälle verlohnen. Allerdings war von 
vornherein eine bis in alle Einzelheiten ausgeprägte Congruenz 
derselben nicht zu erwarten. Schon Huseraann schreibt in 
seinem Handbuch der Toxikologie, Berlin 1862, Seite 106: „Von 
Hasselt erinnert mit Eecht daran, dass es zwei einander voll- 
ständig gleiche Fälle von Vergiftung nicht giebt." 

Immerhin erhellt, was zunächst den Münchener Fall betriflFt, 
Nachstehendes: Die Folgen der Vergiftung äusserten sich in 
erster Reihe in Form von Störungen des Allgemeinbefindens. Die 
Münchener Krankengeschichte schildert diese Störungen, indem 
dieselbe zum Beispiel anführt: „Die Kranke bekam während der 
Fahrt einen leichten Ohnmachtsanfall" und „die Kranke kehrt 
von kleineren Wegen jedes Mal äusserst erschöpft und nur mit 
Nachhilfe zurück." Die Münchener Krankengeschichte lässt 
ausserdem erkennen, dass insbesondere das Nervensystem und im 
Bereiche desselben auch das Gehirn und dieses unter Erschei- 
nungen von gesteigerter Reizbaikeit betheiligt war und dass 
femer Störungen, und zwar Erscheinungen von Schwäche, von 
Erschöpfung und von Unbeständigkeit im Bereiche der Circulation 
hervortraten. Dass das Gehirn eine gesteigerte Eeizbarkeit 
zeigte, ergiebt die Münchener Krankengeschichte insofern, als 
dieselbe unter den Symptomen aufführt: „fast absolute Schlaf- 
losigkeit," „Schlaf äusserst kurz, von schweren Träumen und 
dem Gefühl des Versinkens unterbrochen," „Zusammenfahren bei 
Geräuschen", „zeitweiliger Kopfschmerz", „Innere Unruhe, die 
Neigung, fortwährend die Lage zu wechseln." Dass femer der 
Kreislauf des Blutes Erscheinungen von Unzulänglichkeit und 
abnorme schwanke Zustände darbot, erhellt ebenfalls aus der 
Münchener Krankengeschichte, und zwar im Hinblick darauf, dass 
dieselbe in der Reihe der Symptome anderweitig aufzählt: „eine 
äusserst aufiCällige, jedoch mehrfach mit ßöthung wechselnde 
Blässe des Gesichts, wechselnde Frequenz des Pulses, Kleinheit 
desselben, auffällige Schwäche der Herztöne", „grosse Herz- 
schwäche, das Gesicht ist sehr blass, jedoch oft schnell wieder 
congestionirt, Füsse und Hände kühl", „Unruhe besonders nach 
dem Essen", „auffallend schwache Herzthätigkeit, stark wechselnde 
Füllung der Blutgefässe im Gesicht". 

Unter die somit aus der Münchener Krankheitsgeschichte in 
die Augen springenden Gesichtspunkte „Unbeständigkeit und Un- 
zulänglichkeit im Bereich des Kreislaufes des Blutes und ge- 
steigerte Reizbarkeit (Hyperästhesie) im Bereich des Gehims" 
sind die Stömngen, welche nach den Einathmungen in dem 
Berliner Falle auftraten, ebenfalls unterzubringen. Denn dass 
insbesondere im Bereich der Circulation unseres Patienten ab- 
norme schwanke Zustände Platz gegriffen hatten, erhellte schon 
aus dem oben beschriebenen objectiven Krankheitsbilde hinläng 
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lieh. Inwieweit ausserdem bei unserem Patienten eine durch das 
Öift herbeigeführte Steigerung der Eeizbarkeit im Bereiche von 
Gehimfunctionen sich geltend gemacht habe, bleibe dahingestellt. 
Jedenfalls waren im Wesentlichen die Folgen der Gesundheits- 
beschädigung darauf hinausgelaufen, dass die Versorgung des 
Gehirns, eventuell auch zugleich per circulum vitiosum diejenige 
der Herz-Kranzgefässe, mit dem erforderlichen Sauerstoff in ab- 
normer Weise ungleichmässig und zu Zeiten geradezu unzuläng- 
lich geworden war. 

Die sich weiter aufdrängende Frage, welches Organ im Ein- 
zelnen das am ersten und am meisten bei der Herbeiführung 
dieser Unzulänglichkeit betheiligte war, berührt nicht die that- 
sächliche Feststellung des ursächlichen Zusammenhanges der 
Einverleibung des Giftes mit der Gesundheitsbeschädigung an 
und für sich. Im Gegentheil lässt der derzeitige Stand der 
Toxikologie es angemessen erscheinen, dass man es bewenden 
lässt bei einer so allgemein, wie möglich, gehaltenen Aufstellung 
der Kriterien, wie eine solche oben erbracht ist. Denn wenn 
Patient noch mehr Blausäure, als geschehen, bezw. das einge- 
athmete Quantum io einer kürzeren Zeit eingeathmet und auf 
diese Weise durch eine noch stärkere Einwirkung des Giftes 
einen noch grösseren Schaden und eventuell sogleich den Tod 
davongetragen hätte, so wäre ebenfalls die Anerkennung des 
ursächlichen Zusammenhanges an sich unabhängig gewesen von 
der Frage, deren Beantwortung auch dann noch nach dem Stande 
der Wissenschaft zweifelhaft geblieben sein würde, welches unter 
den einzelnen Organen den schwersten und den am meisten ver- 
hängnissvoll gewordenen Schaden erlitten habe. 

Immerhin mögen ziu' Illustration der Wirkungen der Blau- 
säure im Anschluss an die dieserhalb bereits in den früheren 
Artikel aufgenommenen Citate noch die nachstehenden eine Stelle 
finden. Eulenberg in seinem Handbuch der Gewerbehygiene, 
Berlin 1876, schreibt Seite 382: „Die Blausäure besitzt noch in 
höherem Grade, als Kohlenoxyd die Eigenschaft, den SauerstofT 
aus dem Blute zu verdrängen. Wird mit Blausäure gesättigtes 
Blut in einer Absorptionsröhre über Quecksilber mit reinem 
Sauerstoff behandelt, so wird dieser nicht absorbirt, auch die 
Fai*be des Blutes nicht verändert. Wird dagegen mit Sauerstoff 
gesättigtes Blut in einer Röhre über Quecksilber abgesperrt, so 
dass sich keine Luftblasen über dem Blute befinden, so wird 
durch Zugabe von flüssiger Blausäure allmählich Gas entbunden, 
welches aus Kohlensäure und Sauerstoff besteht; letzteres waltet 
so weit vor, dass ein glimmender Span darin fortglüht, wenn 
vorher die Kohlensäure durch Kali weggenommen ist. Zu diesem 
Verhalten der Blausäure dem Sauerstoff des Blutes gegenüber 
kommt aber noch ihre directe Wirkung auf die Nervencentren." 
Husemann 1. c. schreibt pag. 48: „In den meisten Fällen übt 
das mit giftigen Stoffen geschwängerte Blut auch einen 
nicht zu übersehenden Einfluss auf die Wandungen der 
Venen und Arterien aus, deren Function und Nutrition ge- 
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stört wird, was bei der Bedeutung, welche die Beschaffenlieit 
und Thätigkeit der gesammten Circulationsorgane und des Blutes 
selbst för den Stoffweclisel und die von diesem abhängigen Ver- 
hältnisse des Organismus haben, das Auftreten mannigfacher 
Allgemein-Erscheinungen zur Folge haben muss (sog. Alte- 
rantia). Auch locale Erscheinungen können davon abhängig sein, 
wie z. B. durch Lähmung der Gefässmusculatur die cyanotischen 
Erscheinungen bei Blausäurevergiftung sich erklären." F. A. 
Falck in seinem Lehrbuch der prakt Toxikologie, Stuttgart 
1880, schreibt Seite 197: „Auf die Circulationsorgane üben 
die Cyangifte eine intensive Wirkung aus." L. Hermann 
schreibt in seinem Lehrbuch der experim. Toxikologie, Berlin 
1874, Seite 293: „Die Wirkungen der Blausäure sind 
offenbar durchweg solche auf nervöse Centralorgane" 
und Seite 295: „Nimmt man an, dass die Gegenwart der 
Blausäure die respiratorischen Vorgänge in den Ge- 
weben erschwert oder hindert, so lassen sich alle Er- 
scheinungen ableiten. In den Ganglienzellen der Warm- 
blüter, welche diese Vorgänge keinen Augenblick ent- 
behren können, tritt durch jene Wirkung dieselbe 
Erregung auf, wie bei den anderen Arten der localen 
Bespirationsstörung", sowie mit Bezug hierauf Seite 296: 
„Gangliöse Centralapparate können schon durch einen 
Grad der ErschwerungderGewebsathmung heftig leiden, 
den andere Organe, z. B. die Muskeln noch gar nicht 
merken." 

Was femer die Symptome der Blausäurevergiftung betrifft, 
so werden als solche rttcksichtlich der Fälle, in welchen nicht 
sogleich der Tod eintrat, von Husemann 1. c. pag. 717 ange- 
geben: „Zusammenziehendes Gefühl im Schlünde, Nausea, Op- 
pression der Brust, Palpitationen , Schwere im Kopf, Schwindel, 
Gedankenverwirrung, Herabsetzung der Muskelkraft", sowie 
ferner von Falck 1. c. pag. 196: „Kratzen im Halse, Schwere 
im Kopf, Schwindel, Uebelkeit, Angst, Brustbeklemmung, Muskel- 
schwäche". Diese aufgeführten Erscheinungen waren bei unserem 
Patienten nach der Beschreibung desselben während und nach 
den Einathmungen vorhanden. Diesen Erscheinungen pflegen die 
mehr bedrohlichen ziemlich plötzlich in den tödtlich verlaufenden 
Fällen zu folgen. Falck, an der soeben angeführten Stelle, 
fährt nach dem Worte „Muskelschwäche" fort: „Die Bespiration 
erfolgt keuchend, mühsam, der Puls ist verlangsamt, plötzlich 
stürzt der Vergiftete bewusstlos zu Boden und verfällt in 
allgemeine Convulsionen. Letztere dauern jedoch nicht lange, 
sondern machen bald der allgemeinen Paralyse Platz." Wenn 
desshalb — glücklicher Weise — unser Patient nicht nieder- 
gestürzt und nicht in die Krämpfe, welche den tödtlichen Aus- 
gang einleiten, verfallen ist, so ist doch wohl möglich, dass sein 
Zustand bis dicht vor den Moment, in welchem das Nieder- 
stürzen hätte erfolgen müssen, im Verlaufe der während dreier 
Stunden geschehenen Einathmungen gediehen war und dass er 
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vor dem Niederstürzen und vor den ELrämpfen und der Paralyse 
nur mit genauer Noth und vielleicht nur dadurch bewahrt blieb, 
weil er wiederholt sein Gesicht von den Höhlen der Leiche, so- 
bald ihm gar zu schlecht zu Muthe wurde, ab wandte. Somit 
erscheint für das toxikologische Verständniss wesentlich, dass 
man nicht die Intensität der Blausäure-Vergiftung in solchen 
Fällen desshalb unterschätzt, weil dieselbe nicht eine Demonstra- 
tion ad oculos durch den tödtlichen Ausgang erfahren hat. 

Andererseits drängt sich die Frage auf: Kann die Rede 
sein von einer chronischen Vergiftung mit Blausäure ange- 
sichts der Flüchtigkeit, Zerlegbarkeit und Eliminirbarkeit dieses 
Giftes?. Diese Frage wird zu verneinen sein, insoweit man den 
Begrilf „chronische Vergiftung" in dem im Allgemeinen üblichen 
Sinne versteht. Denn wo noch am ersten chronische Cyan- Ver- 
giftungen gesucht werden könnten — nämlich bei Gelegenheit 
der fabrikmässigen Erzeugung der Blausäure-Präparate — wird 
man de facto nur repetirende acute Intoxikationen finden. Was 
aber für uns in Frage kommt, verdient die Bezeichnung, welche 
für solche Fälle Casper eingeführt hat: „Protrahirte Wirkung 
eines Giftes". Und gerade wegen der Zerlegbarkeit und Elimi- 
nirbarkeit der Blausäure werden ceteris paribus repetirende 
acute Vergiftungen nach Art der oben gedachten, d. h. in 
längeren Zeiträumen einander folgende Einverleibungen geringerer 
Mengen der Blausäure Gesundheitsbeschädigungen chronischen 
Charakters weniger leicht hinterlassen, als eine einmalige Ein- 
verleibung eines grösseren Gift-Quantums, wie eine solche in 
unserem Falle durch die anhaltend drei Stunden lang fortge- 
setzten Einathmungen an einer reichlich die Blausäure ab- 
gebenden Quelle erfolgt ist. 

Denn dass thatsächlich diese Abgabe reichlich war, beweist 
schon der intensive Geruch, welchen die Leiche verbreitete, so- 
bald sie auch nur in den Obductions-Raum hereingefahren wurde, 
sowie femer der Umstand, dass eine Aufnahme des Cyankalium 
in ganz aussergewöhnlich grossen Mengen stattgefunden hatte. 
Hinzukommt, dass für das Freiwerden der Blausäure aus dem 
Cyankalium in der Leiche die Verhältnisse die denkbar günstig- 
sten waren. Man vergegenwärtige sich in dieser Beziehung das 
chemische Verhalten des Cyankalium, wie dasselbe von Eulen- 
berg in dessen Handbuch der Gewerbehygiene, Berlin 1876, 
Seite 384, folgendermassen geschildert wird: „Wird Cyankalium 
mit Wasser behandelt, so bildet sich stets Blausäure, worauf 
die Laboranten sehr zu achten haben. Auch an der Luft zer- 
fliesst das Cyankalium unter Entwickelung von Blausäure; schon 
aus diesem Grunde ist dessen sorgfältigste Aufbewahrung ge- 
boten. Cyankalium entwickelt schon durch den Einfluss der 
feuchten atmosphärischen Luft Blausäure. Wird das Cyan- 
kalium per OS aufgenommen, so beschleunigt die im Magen 
enthaltene Säure das 2ierfallen des Cyankalium, und die Ent- 
wickelung von Blausäure veranlasst dann die Vergiftung." 
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Ausserdem mag in den Fällen, in welchen zwar repetirend 
Einverleibungen von Blausäure erfolgen, jedoch auf ein Mal 
immer nur ein geringes Gift -Quantum aufgenommen wird, die 
individuelle Empfilnglichkeit sich durch Gewöhnung in ähnlicher 
Weise, wie bei Morphinisten, Arsen-Essern oder dergleichen Per- 
sonen abstumpfen. An dieser Stelle erledigt sich auch im 
Uebrigen die Frage, wesshalb so selten Wirkungen der Blausäure 
nach Art der in Rede stehenden zur Beobachtung gelangen, bezw. 
öffentlich bekannt werden. Denn erstens sind schon an und für 
sich die Anlässe zu Vergiftungen mit Blausäure selten im Ver- 
gleich mit solchen zu Vergiftungen mit Kohlenoxyd, Jodoform 
oder ähnlichen anderen mehr im häuslichen oder gewerblichen 
Leben oder als Medicamente vorkommenden Giften. Zweitens 
hat die intensive Giftwirkung der Blausäure zur Folge, dass die 
bei weitem meisten der schwereren Fälle sogleich tödtlich ver- 
laufen, so dass schon desshalb nichts über Beschädigungen 
chronischen Charakters verlautete. Schreibt doch mit Recht 
Hermann 1. c. pag. 288, bezw. 295: „Die Blausäure ist unter 
allen bekannten Giften das stärkste. Ein Tropfen wasserfreier 
Blausäure, mit einer kleinen Hautwunde in Berührung kommend, 
hat, wie mehrfach beobachtet ist, augenblickliches Niederstürzen 
zur Folge." Die Blausäure ist aber auch, wenn dieselbe mittels 
der Athmung einverleibt wird, geeignet, die giftige Wirkung in 
intensiver Weise hervorzubringen. Husemann schreibt hierüber 
1. c. pag. 712: „Das Zerbrechen von Blausäure enthaltenden 
Flaschen hat durch die Dämpfe mehrmals den Tod herbeigeführt. 
Auch schon das unvorsichtige Riechen an solchen Flaschen, so- 
wie unvorsichtige Versuche mit Blausäure überhaupt (Bertin) 
können Opfer fordern". Drittens werden bei denjenigen Gelegen- 
heiten, wo noch am ersten die nicht sogleich tödtlichen Fälle 
vorkommen, nämlich wo fabrikmässig Blausäure-Präparate herge- 
stellt werden, zwar wiederholt kleinere, jedoch bei den dort in 
Benutzung befindlichen Vorkehrungen nicht drei Stunden hindurch 
auf ein Mal an einer so reichlich, wie jene Leiche, das Gift ab- 
gebenden Quelle gleich grosse Mengen eingeathmet. 

Schliesslich erübrigt noch eine Ergänzung der schon in dem 
bezüglichen Artikel des vorigen Jahrgangs begonnenen Umschau 
auf dem interessanten Gebiet der sonstigen Casuistik von Ver- 
giftungen, bei denen in analoger Weise Nachwirkungen, Folge- 
zuatände, Nachkrankheiten auch noch, nachdem das Gift in dem 
betroffenen Organismus bereits zerlegt, bezw. aus demselben be- 
reits eliminirt ist, fortdauern. Schon Husemann äussert sich 
über Vorkommnisse dieser Art 1. c. pag. 57 dahin: „Die Ge- 
nesung, mag sie nun mehr allmählich oder plötzlich zu Stande 
kommen, ist keineswegs immer eine vollständige, selbst wenn die 
Gesammtquantität des Giftes eliminirt wird. Denn wenn auch 
dem Grundsatze „„cessante causa cessat effectus"" zufolge nach 
Ausscheidung des Giftes keine weitere Wirkung desselben sich 
mehr entwickeln kann, so sind damit doch die durch dessen 
Wirkung schon zu Stande gekommenen Functions- und Er- 
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n&hrttngB-Störungen nicht sofort beseitigt, und manche organische 
Läaionen, sowie die verschiedensten fonctionellen Alterationen 
der Circnlation, Innervation n. s. w. bleiben als mehr oder weniger 
dauernde Zustände zurück. Wie die mannigfachen Emährungs- 
Störungen in Folge entfernter Wirkung, welche wir in § 35 an- 
deuteten, keineswegs alle danach aussehen, als ob sie in kurzer 
Frist zur Ausgleichung kämen, so" u. s. w. „Viele andere 
zurückbleibende Störungen, z. B. Gastralgie nach Kupferver- 
giftung, Gliederschmerzen nach Arsenikvergiftungen, Gesichts- 
verzerrung nach Belladonna- oder Digitalis-Vergiftung, Impotenz 
nach BUsenkraut-Vergiftung, gefährden das Leben gar nicht 
direct, aber sie bestätigen den Satz, welchen schon Paulus 
Zacchias im 17. Jahrhundert aussprach: 

Venena, nisi occidant, reUnquunt saepe insignem ali- 

quam noxam." 

Der Artikel des vorigen Jahrgangs nahm bereits Bezug auf 
die Nachkrankheiten, welche zufolge von Einwirkung von 
Kohlenoxjd vorkommen. Femer gehören hierher die sich als 
fettige Metamorphose des Herzens, der Leber, der Nieren^ sowie 
der Körper -Muskulatur charakterisirenden Nachwirkungen von 
Chloroform, auf welche bereits Casper aufinerksam gemacht 
und welche in neuerer Zeit Ungar experimentell beobachtet hat, 
und zwar auch, nachdem die Einathmung des Mittels nur unge- 
fähr eine bis zwei Stunden angedauert hatte (Gfr. Berliner klini- 
sche Wochenschrift, 1884 No. 5, Seite 77). Ein ferneres Beispiel 
dafür, dass Beschädigungen des Nervensystems chronischer Art 
schon durch eine einmalige Aufnahme einer toxischen Substanz 
bedingt werden können, liefert der in den Annales mMico- 
pefychol. 1885 von Planat beschriebene Fall, in welchem eine 
Vergiftung mit Kampfer Störungen verursacht hatte, deren 
Dauer sich auf mehrere Monate erstreckte. Auch die nach 
Schlangenbissen vorkommenden Bewusstseinsstörungen seien 
erwähnt. (Cfr. Obersteiner, die Intoxikationspsychosen, Wiener 
Klinik 1886, Heft 2, Seite 87 und 38). Femer erfuhr ich über 
Cocain, dass im Anschluss an eine aus Anlass einer Zahn- 
operation geschehene Einverleibung desselben ein schweres chro- 
nisches Nervenleiden eine vorher gesunde Frau befallen habe. 

Im Uebrigen ist von besonderem Interesse, dass es mehrfach 
in Fällen der in Bede stehenden Art vorkommt, dass die chro- 
nischen Erscheinungen nicht sogleich nach Schwinden der acuten 
auftreten und dies selbst in Fällei^, in denen sich beträchtliche 
und hartnäckig andauernde Ernährungsstörungen im Gehirn dem- 
nächst herausstellen. Es ist nicht nothwendig, dass in Form 
einer erkennbaren Symptomenkette eine Ueberleitung des acuten 
in das chronische Stadium stattfindet Am meisten sind in dieser 
Beziehung das Kohlenoxyd und das Jodoform instructiv. In 
Betreff des ersteren äussert sich Obersteiner L c. pag. 37 
folgendermassen : „Bei der Kohlenoxydvergiftung kann die Geistes- 
störung sich unmittelbar an die primäre Bewusstseinstrübung an- 
schliessen oder aber — wie dies sehr häufig der Fall ist — es 
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erholen sich die Personen anscheinend, und erst nach einem nahe- 
zu normalen Intervall von einer Woche oder noch mehr beginnt 
die eigentliche Psychose. Erstere Fälle sind günstiger, als die 
der zweiten Art. Manche Fälle kommen allercUngs zur Heilung, 
doch gehen andere nach wenigen Monaten zu Grrunde, und zwar 
hat man dann wiederholt erweichte Stellen in der G^ehimsub- 
stanz vorgefunden. Jedenfalls handelt es sich also dabei um 
eine sehr beträchtliche Ernährungsstörung im Gehirn. Ich möchte 
hier auf eine Uebereinstimmung mit anderen rasch einwirkenden 
Schädlichkeiten, namentlich Traumen, hinweisen. So habe ich 
beispielsweise nachgewiesen, dass jene Fälle von BUckenmarks- 
ErschUtterung, in denen gleich nach dem Insult keine auffälligen 
Symptome bestanden, sondern diese erst nach anscheinend nor- 
maler Zwischenperiode zum Ausdruck gelangten, meist ungünstig 
verlaufen. Es darf nicht übersehen werden, dass manche Per- 
sonen, welche eine Eohlenoxydvergiftung durchgemacht haben, 
ohne gerade dauernd geistesgestört zu sein, doch einen leichten, 
nie mehr ganz schwindenden geistigen Defect davontragen. '* In 
Betreff des Jodoform führt derselbe Autor 1. c. pag. 41 an, 
„dass gelegentlich schon nach einmaliger Application von Jodo- 
form in massiger Dosis geistige Störungen auftreten und zwar 
merkwürdigerweise mitunter erst nach acht Tagen oder noch 
später. Bei der Section hat man im Centralnervensystem keine 
deutlichen Veränderungen gefunden.'' 

Das Jodoform liefert zugleich ein vortreffliches Beispiel da- 
für, innerhalb welcher Breiten individuell die Empfönglichkeit 
gegen Gifte verschieden ist. Wurden doch schon nach Dosen 
desselben von 1 Grm. Vergiftungs-Erscheinungen beobachtet, 
während in anderen Fällen 100 und selbst 200 Grm. vertragen 
werden (Cfr. Obersteiner ibid). 



Die Bandwurmmittel Im Handvericauf.'^) 

Von Dr. M. Freyer« KreisphysikaB in Stettin. 

üeber die gestattete Verabfolgung von Bandwurmmitteln in 
den Apotheken ist erst neueren Datums, unter dem 9. Juli 1884, 
eine Ministerialverfügung ergangen, in welcher ausdrücklich her- 
vorgehoben wird, dass Kusso, Cortex Granati, Rhizoma Filicis 
„und andere sogenannte Bandwurmmittel als Dröguen von den 
Apothekern auch ohne ärztliche Verordnung an das Publikum 
verabfolgt werden dürfen, da diese Stoffe nicht zu den- 
jenigen gehören, welche — als stark wirkende Medica- 
mente — nur auf ärztliche schriftliche Verordnung ab- 
gegeben werden sollen." 

Während man ärztlicherseits die Bandwurmmittel nach 
pharmakologischer und vornehmlich praktischer Erfahrung für 

*) Vorgetraffen im wissenschaftlichen Verein der Aerzte zu Stettin am 
4. December 18B8. 
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dorchaoB differente Stoffe und eine Bandwurmkur immerhin für 
einen „forcirten EingrUf'' (Strümpell) hält, fasst jene Ministerial- 
Verfügung diese Stoffe nicht als starkwirkende auf. Dieser Auf- 
fassung hat sicherlich die allgemeine Erfahrung zu Grunde ge- 
legen, dass bisher scharfe oder gar tödtliche Wirkungen seitens 
jener Stoffe nicht bekannt geworden sind. Selbst von dem jetzt 
gebräuchlichsten Bandwurmmittel, dem Extr. Filic. mar. aeth., 
hat man so oft mangelhafte Wirkungen gesehen, dass dieser 
Misserfolg, den man meistens der Mangelhaftigkeit des Präparates 
zuzuschreiben genöthigt war, jene ministerielle Auffassung nur 
um so gerechtfertigter erscheinen lassen muss. 

Allein gerade das letzterwähnte Mittel — und von diesem 
will ich besonders sprechen — wird von den Aerzten denn doch 
nicht als ein so harmloses Medicament, wofür es nach jener Ver- 
fügung ebenfalls gehalten werden müsste, angesehen. Wir er- 
innern uns, dass man das Extr. Filic. in früherer Zeit in sehr 
kleiner Dosis zu verordnen pflegte. Nach der Arzneiverordnungs- 
lehre von Waidenburg und Simon vom Jahre 1873 sollte man 
einem Erwachsenen 0,5 — 2,0 und dieses noch in zwei Portionen 
getheilt geben. Erst in neuerer Zeit, als man dahinterkam, dass 
das als Geheimmittel von dem bekannten Bandwurmhändler 
Richard Mohrmann vertriebene Bandwurmmitt^l aus einer sehi* 
grossen Portion des Extr. Filicis, das dazu noch möglichst frisch 
und aus guten Kräutern bereitet sein musste, bestand, ist es 
Brauch geworden, auch ärztlicherseits grössere Dosen von diesem 
Mittel zu verordnen, und man kennt jetzt als übliche Dosis bis 
10,0, neuestens nach Gerhardt sogar bis 16,0 für den Er- 
wachsenen. Hat man jedoch selbst bei dieser erhöhten Dosis 
gefährliche Nebenwirkungen im Allgemeinen bisher nicht be- 
obachtet, 60 bin ich dennoch überzeugt, dass Jeder von uns 
wenigstens die Möglichkeit solcher Nebenwirkungen befürchten 
und einen Patienten, dem eine so grosse Dosis verordnet worden, 
mindestens unter Augen behalten wird. Noch vorsichtiger wird 
man sicherlich trotz dieser erlaubten grossen Dosen bei Kindern 
verfahren und überzeugt sein, dass man ein ganz junges Kind 
mit einer zu grossen Dosis jenes Medicamentes direkt gefährden 
könnte.*) 

In Folge eines Vorfalles, der sich im vorigen Jahre hier 
zugetragen und der zur gerichtlichen Erörterung desselben ge- 
fi£rt hat, bin ich in die Lage gekommen, auch der Frage nach 
der gefährlichen Seite des genannten Mittels näher zu treten. 

Einem Kinde von 2*/^ Jahren waren im Laitfe der Morgen- 
stunden 10 Bandwurmkapseln eingegeben worden, von denen 8 je 
1 Gramm Ertr. Filic. und 1 Gramm Ol. Bicini und 2 nur reines 
Ricinusöl enthielten. Das Kind wurde alsbald somnolent, verfiel 
in Schlaf, war nach dem Erwachen noch geistig benommen, ver- 
wirrt und, wie es der Mutter schien, „wie gel8Sunt'^ Es konnte 

*) Rausch&hnliche Zustände habe auch ich bei Erwachsenen nach dem 
Mohrmann* sehen Mittel gesehen. (Mittenzweig). 
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sich nicht mehr vom Bette erheben, griff unruhig mit den Händai 
umher, bekam unaufhörlichen Singultus und sein Zustand wui*de 
von Stunde zu Stunde schlimmer. Abends erhielt es noch ein 
homöopathisches Medicament, doch nahm die Schwäche im Laufe 
der Nacht stetig zu, es schienen auch noch krampfartige Er- 
scheinungen aufgetreten zu sein, und schon am nächsten Morgen, 
also kaum 20 Stunden nach dem Einnehmen der Kapseln, ver- 
schied das Eönd. 

Ich will hier gleich hinzufügen, dass die Section einen 
hyperämischen Reizzustand der Magen- und Darmschleimhaut 
sowie venöse Stauung in fast allen Organen, vornehmlich in Herz, 
Lungen und Gehirn ergeben hat, während durch die chemische 
Untersuchung die Anzeichen der Anwesenheit des Extr. Filic. 
wohl noch in den kurz vor dem Tode entleerten Excrementen, 
nicht aber mehr in den durch Fäulniss stark veränderten Leichen- 
theilen, die erst 17 Tage nach der Section in die Hände des 
Chemikers gelangt waren, nachzuweisen gewesen sind. 

Die gangbaren pharmakologischen Lehrbücher wissen Todes- 
fälle, die etwa durch Bandwurmmittel, speziell durch das Extr. 
Filic. herbeigeführt worden wären, nicht anzuführen. Es lag 
mir d^her ob, den wissenschaftlichen Nachweis zu erbringen, dass 
dieses Mittel thatsächlich geeignet sei, unter Umständen selbst 
tödtlich zu wirken. 

In der neueren Literatur wird aus dem Jahre 1882 über 
einen Fall aus Amerika berichtet*), in welchem ein Mann von 
30 Jahren nach einer durch Verfahren des Arztes erhaltenen 
Dosis von 1^/^ Unzen (= 43,2 Gramm, statt l^g Drachmen == 
5,4 Gramm), die er in 2 Portionen einnahm, 14 Stunden nach 
der zweiten Portion verstarb. 

Im Anschluss an diesen Fall werden von einem englischen 
Arzte, Spencer Cobbold**), mehrere Fälle erwähnt, in welchen 
schwerere Vergiftungserscheinungen nach dem Genuss des Extr. 
Filic. aufgetreten seien, unter Ajuderem Gelbsucht bei einem Er- 
wachsenen nach 7,2 Gramm, Geistesverwirrung bei einem Knaben 
von 7 Jahren nach 3,6 Gramm des Extractes, und andere 
schwerere Symptome nach ca. 10 Gramm. 

Durch Prof Liebreich in Berlin ist mir femer privatim 
eine Beobachtung zugänglich gemacht worden, die ein Arzt in 
Livland (Dr. Apping zu Wolmar) neuerdings an sich selber an- 
gestellt hat, und nach welcher er nach dem Genuss von 4 Gramm 
des dortigen, allerdings erheblich wirksameren Präparates ausser 
Erbrechen und Durchfall noch Schwindel, Zittern am ganzen 
Körper, Aufstossen, Collapserscheinungen und schliesslich eine 
einstfindige Ohnmacht davongetragen. 

H. Meacke*'*'*) beobachtete in einem Falle nach 20 Gramm 
des Extraktes Eiwelss und Cylinder im Harn, und Bayerf) be- 



*'\ The Lancet, 1882, Vol. II, S. 630. 
♦*) Ibid. S. 683. 
♦♦•) Zeitachr. f. klin. Medic, 1888, Bd. 6. 

t) Prag. med. Wochenschr., No. 41, 1888. 
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richtet von einer 26 jährigen Fran, bei der sich nach 17 
Gramm ausser Erbrechen und Diarrhoe ein ungeheures Schwäcbe- 
geföhl, Ohnmächten und schliesslich ein soporöser Zustand von 
30 Stunden Dauer einstellten, aus welchem sie nur mit Mühe zu 
erwecken war und nach welchem sich noch vorübergehend Amau- 
rose und Pupillenstarre auf dem linken Auge zeigten. 

Endlich sind aus Anlass des hier beobachteten Falles und 
indirekt auf meine Anregung in dem Berliner pharmakologischen 
Institut Thierexperimente mit dem Extr. Filic. angestellt worden, 
deren Resultate in einer Dissertation'^) niedergelegt sind. Nach 
denselben steht es fest, dass Kaninchen durch 2,5 — 5,0 des Ex- 
tractes getOdtet werden, und zwar ist die Wirkung theils eine 
direkte auf die Magen- und Darmschleimhaut, theils eine toxische 
auf das Centralnervensystem. 

Somit ist die Giftwirkung dieses Medicamentes als erwiesen 
anzusehen und unsere Besorgniss, mit einer zu grossen Dosis ein 
Menschenleben zu gefährden, eine durchaus gerechtfertigte. 

Steht letzteres aber fest, sind wir genötUgt, genau zu dosiren 
und selbst unter bestimmten Sorten des Präparates, wie z. B. 
zwischen unserem und dem Livländer Präparat, zu unterscheiden, 
so ist es eben so unzweifelhaft, dass dieses Medicament nicht in 
den Handverkauf der Apotheken hineingehört. 

Nun ist es zwar durch dieselbe, oben erwähnte Ministerial- 
verfftgung den Apothekern untersagt, die Bandwurmmittel „in 
bestimmter Form und Dosis, mit Gebrauchsanweisung versehen", 
anzuempfehlen und im Handverkauf abzugeben, weil es sich dann 
nämlich um die Ausübung einer ärztlichen Thätigkeit handeln 
würde, die ihnen schon durch die revidirte Apothekerordnung 
vom 11. October 1801 verboten ist. Allein vorausgesetzt auc^ 
dass dieses Verbot in den Apotheken strikte beobachtet würde, 
so dürfte es sich dennoch bei jeder beliebigen Abgabe dieses 
Mittels im Handverkauf, gleichgültig ob in Gelatinekapseln und 
in signirten Gartens, oder in Fläschchen bez. Krücken, stets um 
eine „bestimmte Form und Dosis" handeln. Denn das Publikum 
kennt zwar Zittwersaamen und Wurmkuchen und kauft davon 
für ein bestimmtes Geld, wie es etwa für 10 Pfg. Brustthee oder 
fto 20 Pfg. Ricinusöl kauft, aber es kennt doch nicht das Extr. 
Filicis. Glaubt es daher, ein Mittel gegen den Bandwurm 
brauchen zu sollen, so verlangt es in der Apotheke schlechtweg 
etwas gegen' den Bandwurm, und der Apotheker verordnet in 
diesem Falle selber das Extr. Filic. und verabfolgt es in der ihm 
beliebten Dosis. 

In dem hier so übel abgelaufenen Falle war das Bandwurm- 
mittel von einem Apotheker aus Baiem bezogen. Trotz der 
Mittheilung, dass es sich um ein Kind von 2'/^ Jahren handele, 
erhielten die Eltern desselben eine Portion, wie sie sonst für 
einen Erwachsenen abgegeben wird, weil eben besondere Portionen 



*) Wilhelm Quirll: Kxperinientelle UnterBuchungen über die Wirkung 
des Extr. Filic. maris. Inaug.-Diss. Berlin, 1888. 
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f&r Kinder hier nicht vorräthig gehalten werden. In anderen 
Apotheken giebt es allerdings auch Portionen für Kinder. So 
annoncirt die Hofapotheke Boxberger zn Bad Kissingen (z. B. im 
ärztl. Central-Anzeiger No. 21, 1888): Bp. Extr. Filic. Boxb. 15 
bis 20 (in&nt. ^/^ dos.) ad. caps. elast. S. Nüchtern in 1 St ohne 
Laxans zu nehmen.'' Was bedeuten aber in diesem mystischen 
Becept die Zahlen 15 — 20? Sind das Gramm? Sollen Kinder 
also die halbe Dosis, d. h. 7^/.— 10 Gramm erhalten? Aach 
Kinder von 2^/^ Jahren? Das mndwurmmittel des vorher er- 
wähnten Baierischen Apothekers wechselt übrigens in seiner Zu* 
sammenstellung ganz nach Willkür: bald sind in den Schachteln 
eben so viele mit Extract, wie mit Ol. Ricini gefüllte Kapseln 
enthalten, bald sind die ersteren in der grösseren Mehrzahl, bald 
sind Extract und Ol. Bicini in den Kapseln zusammengemischt 
und endlich sind auch Kapseln angetroffen worden^ die die 
doppelte Portion reinen Extractes enthalten haben. Wo bleibt 
da die Berücksichtigung der Dosis? Für das sog. „Genfer Band- 
wurmmittel" giebt der betreffende Autor die Dosis der einzelnen 
Kapseln zwar nicht an, doch sagt er wenigstens in der beige- 
fügten Gebrauchsanweisung, dass Personen von 6 — 10 Jahren 
6, 8 — 10 Kapseln, solche von 10 — 15 Jahren 10 — 15 Kapseln 
und darüber hinaus alle Kapseln verwenden müssen. Ob Kinder 
unter 6 Jahren von dem Gebrauch des Mittels überhaupt ausge- 
schlossen sind, ist nicht zu erfahren; nur heisst es in der Ge- 
brauchsanweisung an einer Stelle, dass bei Kindern „die Zu- 
ziehung eines Arztes erwünscht'^ sei. Uebrigene finden wir auf 
die erwünschte Zuziehung des Arztes mehrfach in solchen An- 
preisungen des Mittels hingewiesen. So annoncirt Kahle^s 
Apotheke in Königsberg i. Pr.: «Das beste Mittel, um unter 
ärztlicher Anleitung den Bandwurm sicher und gefahrlos zu 
entfernen, sind" etc. Doch wird trotz der erforderlichen ärzt- 
lichen Anleitung nicht verfehlt, dem Carton eine Gebrauchsan- 
weisung beizufügen. Man sieht hier eben das Gefühl der Un- 
sicherheit, die Möglichkeit und Befürchtung einer gefährlichen 
Nebenwirkung hindurchblicken, und die Apotheker dürften gewiss 
zufrieden sein, wenn ihnen die Verantwortlichkeit für einen etwa 
Übeln Ausgang durch die Entziehung dieses Mittels aus dem 
Handverkauf wieder abgenommen würde. Denn, wird wenig ge- 
geben, so wirkt das Mittel nicht ausreichend und das Publikum 
legt den Misserfolg der Mangelhaftigkeit des Präparates zur 
Last; wird aber viel gegeben, so kann eben sehr erheblich ge- 
schadet werden. 

Berücksichtigen wir somit auf der einen Seite den Umstand, 
dass eine Bandwurmkur immerhin als ein nicht gleichgültiger 
Eingriff der Beurtheilung und Controle des Arztes zu unter- 
liegen hat, auf der anderen Seite die Thatsache, dass durch ein 
Zuviel der Dosis oder durch eine zufällige Veränderung der Be- 
zugsquelle des Präparates leicht schlimme Folgen, ja selbst der 
Tod des Individiums herbeigeführt werden können, und beachten 
wir endlich die allgemeine Erfahrung, dass das Publikum so 
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leicht geneigt ist, das Vorhandensein dea Bandwurms anzunehmen, 
wo gar kein Bandwurmleiden vorliegt und somit sich sehr oft 
ganz unnütz einer Bandwnrmknr nnterzieht: so mnes man nach 
den nunmehr gewonnenen Erfahrongen die Ueberzengtmg ge- 
winnen, dass den Bandwurmmitteln keineswegs und am wenigsten 
dem Extr. Filicia andern Medicamenten gegenflber jene eximirte 
Stellung gebttbrt. Eb wäre daher zu wünschen, dass dieselben, 
vor Allem das Eitr. Filicis, künftighin unter diejenigen Stoffe 
aufgenommen würden, welche nach der Ministerial-Verfügong vom 
3. Juni 1878 ohne schriftliche ärztliche Verordnung an das 
Publikum nicht verabfolgt werden dürfen. 



Kleinere Mittheilungen. 
!■ dii Berliner Lelelieiuehaahaiu eingelieferte Leichen 



NoTember 1S88. 



Hjglemlsebe Cirse für Tenrftltngsbmnte. Nach Verfügung des Herni 
Hini«t«Ts dee Innern vom 10. December v. J. findet in der Zeit vom 14. bin 
26. Januar im hygienischen Institut« in Berlin ein zweiter Guraus für Verwal- 
tungsbeamte in derselben Weise wie im December v. .T, statt. 



Referate. 

Dr. med. E. Kaufmann, Docent der pathologischen Anatomie in 
Breslau: Die Sublimatintoxication. ßi-ealan. Verlag von 
Wilhelm Koebner. 1888. 

Diew hOcfast zeitgem&ase Arbeit zeichnet iu lichtvoller Darstellung das 
Bild der Sublim at btoxication , wie es den bisherigen Forschun^n und Be- 
obachtungen entspricht und bringt auf Qrund eigener TbiereiperimeDte eine 
RrklBning des Wesenx der pathologischen Erscheinungen, wie sie Kaufmann 
aus seinem eingehenden Studium gewonnen zu haben glaubt. 

Die beste Empfehlung welche die Arbeit Kaufmann 'h erhalton hat, »ind 
die lobenden Worte, in denen sich Virchow in der hiesigen mediciniechen 
Gesellschaft auFgeeproohen bat. In ihnen liegt aber gleichzeitig die Kritik 
über die Folgerungen, welche K. über das Wesen der Sublimatvergiftung aus- 
geaprochen hat. Und da ich Gel^enhcit gehabt habe, sowohl die Sublimat- 
vnrgiftungen des vorigen, wie die Cjanque^uilbervergiflung des diesjährigen 
Winters tob Virchow im pathologischen Institut« selbst zu sehen und zu 
gtudir«n und Virchow darüber zu hOron, so glaube ich ein Recht zu be- 
sitzen, Tirchow's Ansicht zu der meinigen zu machen, und dies um so 
mehr, als die Schlussfolgorungon Virchow'e aus den gewonnenen Resul- 
taten am Menichnn folgen und diene Art der Schlussfolgerong bekanntlich fQr 
die gerichtliche Medicin die grundlegemlp nanionflicn bezüglich der Ver- 
giftungen bilden soll. 
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Kaufmann giebt A. einen hlBtorischen Rückblick, behandelt dann unter 
B. die Quecksübervergiftuncp beim Menschen, geht unter C. die bisher er- 
schienenen Arbeiten über Quecksilbervergiftung kritisch durch und bringt 
unter D. seine eigenen Experimentaluntersuchungen. 

Dem Material des historischen Rückblickes möchte ich das Ergebniss 
einer Verhandlung des Medicinalbeamten- Vereins des Regierungsbezirkes 
Düsseldorf, zufilgen, wonach derselbe schon vor vier Jahren sich dahin aus- 
sprach, dass der Sublimatsebrauch in der Hebammenpraxis zu verbieten sei, 
emmal wegen der Gefahr der Vergiftung überhaupt, spdann aber auch wegen 
der GefUir der Sublimatintoxication in Folge seiner Anwendung zur Scheiden- 
ausspülung. 

Im zweiten Abschnitt stellt Kaufmann das menschliche Material von 
Sublimatvergifbung zusammen; er giebt sodann das klinische und das patho- 
logisch-anatomische Büd dieser Erkrankungs- und Todesart. 

K. macht auf die grosse individuelle Verschiedenheit der Giftwirkung auf- 
merksam, die wir pa auch bei so mannigfaltigen Vergiftungen anderer Art 
antreffen, und entwirft dann das Bild der Quecksüber-Leiche. 

Damach sind die auffallendsten und relativ regelmftssigsten die Vev- 
änderunffen im Verdauungstractus. 

Bei irischer Vergiftung findet sich starke Röthung auf den verschiedenen 
Abschnitten, meistens im Dickdarm, bei einem Alt«r von einigen Tagen ein 
Zustand von Sublimatdysenterie oder Sublimatdiphtherie (Sublimatcolitis nach 
Virchow). Auch Kaufmann hebt die LoceJisation an den Schleimhaut- 
kämmen, den Höhen der Taeniae coli und der Septa der Haustra hervor (oreo- 
graphische Zeichnung Virchow 's). Auch er vergleicht die pathologischen 
Falten des sonst glatten Ileums mit den Valvulae conniventes. 

Weniger constant sind die Nierenver&nderungen. 

„Die Nieren sind gross und weich, die Rinde ist ausserordentlich blass, 
weissgelblich und hebt sich gegen die röthlich gefärbte Marksubstanz scharf 
ab. Auf der Schnittfläche bemerkt man kleinste Pünktchen, gruppenweis an- 
geordnet, und Striche von weissgelblicher Farbe; letztere entsprechen dem 
verlaufe gerader, erstere dem gewundener Harnkan&le. Mikroskopisch zeigt 
sich nun, dass diese Massen aus kohlen- und phosphorsaurem Kalk bestehen. 
Dieser ist theils in Form von drusigen und amorphen, aus dunkelglänzenden 
Kugeln oder Platten bestehenden Klumpen, theUs in Form feinkörniger Aus- 
füllungsmassen gebildet. Diese Kalkmassen finden sich in der Rinde und 
zwar in den gewundenen wie geraden Ganälchen. Im Uebrigen bietet sich das 
Bild der acuten parenchymatösen Nephritis.'* Dieselbe Katkniere findet sich 
bei Vergiftung mit Aloin, Glycerin und Bismuthum subnitricum. 

Pr^vost brachte diese Kalkin&rcte mit dem Kalkschwund der Knochen 
in Verbindung, und auch Virchow zieht diese Analogie mit anderen Knochen* 
orkrankungen. Zu wwähnen wäre vielleicht an dieser Stelle die Darstellung 
und Abbildung von Lesser, der in seinem Atlas der gerichtlichen Medicin 
eine Petrification der Nierenepithelien beschreibt, nicht eine Absonderung in 
die Ganäle der Rinde. (Ref ) 

Die Beschaffenheit der übrigen Organe bietet nicht« Besonderes. Da die 
Sublimat-Diphtherie des Darmes sich in nichts von der gewöhnlichen Dysen- 
terie unterscheidet und die Nierenveränderung so wenig constant ist, so giebt 
die anatomische Diagnose keine Sicherheit und die Krankengeschichte und 
der Nachweis des Quecksilbers bleiben entscheidend. 

Aus den übrigen Abschnitten ist hervorzuheben, dass Kaufmann das 
Wesen der Sublimatvergiftung in eine Alteration des Blutes verlegt. Das 
Blut gerinnt und bewirkt CapUlarverstopfiingen. Der Tod ist die Folge 
dieser Gapillar Verstopfungen. Ob diose Schlussfolgerung zu Recht be- 
stehen wird, bleibt noch dahin gestellt. 

Vorläufig bedürfen wir namentlich noch eines grösseren Materials sorg- 
föJtiger Beobachtungen von Quecksilbervergifbungen am Menschen, und möchte 
ich diesbezüglich ^m die von Virchow anlässlich seiner letzten Beobachtung 
gestellte Foraerung hinweisen, dass in jedem solchen Falle die mikroskopi* 
sehe Untersuchung der Nieren um so nothwendiger erscheint, als weitgehende 
und intensive Kalkniederschläge der Nierenkanäle bei der makroskopischen 
Beobachtung dem Auge völlig entgehen können. 
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Pieser letzte FaJli bei demessichomeineCyanqaeckBilberyerffiftung 
handelte, kt bereite in der Berliner kliniachen Wochenschrift naä einem 
Vortrage Virchow's referirt worden. Da ich indess persönlich Oelegenheit 
hatte, diesen Fall schon vorher von V. demonstrirt zu sehen und V. dabei 
noch einige allgemeinere Gesichtspunkte von gerichtsärztlichen Interesse her- 
vorgehoben hat, 80 will ich hier nach dieser Darlegung referiren. V. hob 
Folgendes hervor: 

Die Quecksilberpr&parate besitzen eine gewisse Grundwirkung, welche 
eine Uebereinstimmung der von ihnen erzeugten anatomischen Ver- 
änderungen zur Folge haben. Selbst ihre ätzenden Präparate bedingen einen 
Gegensatz zu der Wirkung der gewöhnlichen Aetzgine z. B. der Laugen, 
welche dort ihre Wirkungen entfisuten , wo sie zuerst mit dem Körper in Be- 
rührung treten. Diese wirken bei der Einfflhrung per ob in den ersten Wegen, 
meistens mit einer Grenzstation, welche am Pylorus liegt. Denn bis hierher 
reichen gewöhnlich die geätzten Partien nach unten hin. Dagegen finden sich 
Veränderungen bei Vergiftung mit Quecksilber, auch mit den ätzenden Queck- 
silberpräparaten, meist nicht im Oesophagus und Magen, sondern erst in den 
Därmen, namentlich im Dickdarm una selbst hier an einzelnen umgrenzten 
Stellen, während dazwischen fast gesunde Schleimhaut zu liegen pflegt. Dies 
erklärt sich dadurch, dass selbst diese corrosiven Verbindungen nicht durch 
Oberflächen-Contact, sondern erst durch die Aufnahme in die Circulation zur 
Wirkung gelangen. Sie haben darin mehr Aehnlichkeit mit den drastischen 
Arzneimitteln z. B. dem Crotonoel. 

Nicht der Magen, sondern der Dickdarm, zuweilen erst das Rectum zeigt 
die stärkste Wirkung, und es gewinnt oft den Anschein, als ob hier am Ende 
des Verdauungsschlauches eine Ii\jection mit dem Arzneimittel gemacht wäre. 
Man darf eben nicht aus der blossen topographischen Anordnung der Wirkung 
Schlüsse auf die Art der Einföhrung ziehen. 

Die Veränderung zeigte sich 1) als spastische Kontraction der be&Uenen 
Darmtheile, welche nur am Rectum fehlte, wo die angeUiufben Faeces dieselbe 
mechanisch verhinderten; 

2) B^M sehr starke Köthung, welche die Folse einer bis zur Hämorrhagie 
gesteigerten Hvperämie und als erstes Stadium &r Entzflndung , der Ententis 
mercurialis auraufassen ist; 

3) als diphtherische Erkrankung verschiedenen Grades. Im Bereich 
dieser ist nur das Schleimhaut-Epithel tröbe gefleckt und von GaUenftrbung 
gelblich tingirt, oder die Schleimhaut selbst tHlbe geschwollen durch diphthe- 
rische Infiltration, oder die diphtherischen Stellen sind bereits ulcerirt und 
mortificirt, namentlich an den verengten Stellen bis in die Submucosa hinein. 

Hätte man diese Vorgänge im Oesophagus, so würde man sie für Ver- 
ätzungen z. B. durch Schwefelsäure nehmen können. An diesen diphtherischen 
Stellen sanmieln sich die Mikrooiganismen an, während man doch a priori 
glauben sollte, dass das Gift gerade diese Plätze vor ihrer Ansiedelung 
schützen müsste. 

Von den Nieren gut das oben Gesag^. Sie boten makroskopisch keine 
Veränderung, wenigstens keine, die auf E^aJkablagerung hinwies. Daffegen 
milnroskopisch fiinden sie sich stark mit Kalk imprägnirt. Die gewundenen 
Kanfile oer peripherischen Rinde und der Bertini 'sehen Säulen sind mit 
Kalkconcrementen erfüllt. Der Kalk liegt inneriialb der Lichtunffen, meist in 
grossen Körnern, nicht in krystallinischen Abscheidungen, sondern in glas- 
artigem Zustande, die Epithelien sind nicht verkalkt. £eht man das Wasser 
aus den Präparaten ab und setzt Schwefelsäure hinzu, so erhält man Gyps- 
krystalle. 

Eine Parallele mit dieser mercurialen Kalkniere findet sich bei grossem 
Knochentnmoren , bei denen ebenso wie bei chronischem Mercurialismus das 
Skelett leidet, die Knochen brüchig und porös werden und die Nieren Kalk- 
abscheidungen enthalten. Mittenzweig. 

Kunkel, üeber Kohlenoxyd -Vergiftung und Nachweis. 
Sitzungsberichte der Würzburger Phys. med. Gesellschaft, 1888. 
Sitzung vom 8. April 1888. 
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Verf. hat in bemerkenswerther Weise versucht chemische React&onen zu 
finden, durch welche der Nachweis von Kohlenozydgas bei Yergiftungien 
leichter und mindestens ebenso, wenn nicht noch ssnverlässiger als dies bislang 
durch die Spektralanalyse und die Fodor'sche Methode der Fall war, gefühn 
werden kann. 

Er theilt die von ihm angegebenen Reactionen in a) solche, welche im 
Augenblicke der Mischung deul£ch sind, aber bald durch Verf&rbung der 
Niäerschläge verschwinden und b) solche, die sich langsamer, oft erst nach 
einigen Stunden ausbilden, aber auch Tage und Wochen lang ausdauem. 

Zur Ausführung selbst macht man sich von dem bu ontersuohenden 
Blute sowohl, als von beliebigem anderen gesimden Blute Verdünnungen 1 mit 
10 destiUirt. Wasser. 

Die Reactionen ad. a) besitzen geringeren diagnostischen Werth, dienen 
aber immerhin als Vorproben. 

1) Erw&rmen in siedendem Wasser; die Farbe der Coagula ist verschieden, 
aber sehr schnell vergänglich. 

2) Zusetzen von Salpetm&ure; die Reaction ist im Moment ganz deutlich, 
aber ebenfalls sehr schnell vergänglich. 

3) Zusatz von 10 — 12 Tropfen einer 1— 2 procentigen Ferrocyankalium- 
lösung und dann einigen Tropfen Essigsäure bis zum deutlichen Niederschlag; 
die Reaction ist brauchbar, aber hält nicht lange ans. 

4) Gleiches Volumen NatriumsulfatlOeuag, halbes Volumen Essigsäure; 
Reaction weniger branchbar, und auch vergänglicher als 8. 

5) Zusatz von gesättigter Alannlösung und dann Ammoniak; weniger 
gut als 3 und 4. 

Die Reactionen ad b) sind durchaus brauchbar und werthvoll. 

1) 8^/o wässrige TanninlOsung bis zu deutlich auftretender flÜlung; 
UeberschuBs ist unsdiädlich; Reaction erscheint sofort, wird bei 5—6 stOndigem 
Stehen deutlicher und ist nach Wochen noch von gleicher Bestimmtheit. 

2) Phosphormolybdänsäure; der Unterschied in der Fällung Ist nicht von 
80 langer Dauer als bei 1. 

3 und 4) Zinkchlorid und Sublimat in 1—2^/0 LOsung; die Reactionen 
dauern durch viele Ta^e. 

5) Platinchlorid m VI%^Iq LOsung; gleiches Volumen Lösung und Blut; 
zwar brauchbar, aber rascher vergänglich. 

Die angef&hrten chemischen Reactionen haben auch insofern einen Vor- 
zug vor der Spektralanalyse, als diese bei Anwesenheit von unter 30^/^ Kohlen- 
oxydhämoglobm keine bestimmte Diasniose mehr znlässt, während die 
chemischen Reactionen noch bei 20^/o Kohlenoxydhämoglobin bestimmte Er- 
scheinungen geben. — tz. 

Dr. K. Katayama. lieber eine neue Blutprobe bei der 
Kohlenoxydvergiftung. Laboratorium des pathologischen 
Institutes in Berlin. Virchow's Archiv, Bd. 114, Heft 1, S. 53. 

Verf. giebt zunächst eine sehr vollständige kritische Uebersicht über die 
blBherigen Methoden zum Nachweis des Kohlenoxydes im Blute und beschreibt 
dann die von üim zn diesem Zwecke ausgearbeitete Methode, darin bestehend, 
dass das kohlenoxydhaJtige Blut nach Zusatz von orangeüorbenem Schwefel- 
ammonium und Essigsäure eine schön hellrothe Farbe annimmt, während das 
normale Blut grünlidigrau oder röthlich^püngrau wird. 

Das orai^6fieu*bene Schwefelammonium erhält man durch Auflösen von 
2,5 reinem gepulvertem Schwefel in 100 frischem farblosem Schwefelammonium 
oder von 2,0 m 100 gelbem Schwefehunmonium. 

Als Essigsäure dient die gewöhnliche 80^/^. 

Die Ausmhrung selbst geschieht in folgender Weise. 

Man verdünnt 1 com aes zu untersuchenden Blutes mit 50 ccm destillir- 
tem oder doch möglichst reinem Wasser, giesst 10 ccm des verdünnten Blutes 
in ein Reagenzglas, setzt zuerst 0,2 ccm des orangefi&rbenen Sohwefelammoninms 
und dann 0,2 — 0,3 ccm Essigsäure bis zur schwach sauren Reaction zu und 
mischt durch leichte langsames 1 — 2 maliges umkehren des mit dem Unger 
geschlossenen Glases» 
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Oder man tar&ufelt 5 Tropfen des zu oniersnchenden Blutes in ein 
Reagen^las mit 10 — 15 ccm Wasser, schQttelt leicht um, setzt 5 Tropfen 
gelTOB l^hwefelammonium und 7— 10 Tropfen, eventuell auch mehr Essigsäure 
bis zur schwachsamren Beaction und mischt dann schwach durch. 

Heftiges Umschütteln ist in allen fWen streng zu vermeiden. 

Bei dem kohlenoxydhalti^n Blute zeigt sich in beiden Fällen eine schön 
rosenrothe Färbung der Flüssigkeit unter gleichzeitiger Bildung und Aus- 
scheidung von feinen Fleckchen, während das normale Blut unter FlGckchen- 
bildung grüngran oder röthlich grüngrau wird. Der Unterschied in der Farbe 
und den ausgeschiedenen Fl5ckchen zwischen normalem und vergiftetem Blute 
ist nach 24 Stunden noch sehr deutlich im Reagenzglase zu bemerken. 

Verf. macht femer noch darauf aufmerksam, das zu untersuchende Blut, 
wenn es vor der Ausführung des Versuches einige Zeit gestanden hat, mit 
einem Glasstabe leicht umzurühren, damit die Bluäorperchen , welche sich zu 
Boden gesenkt haben, wieder gleichmässiff vertheOt sind, und nur soviel 
Essigsäure zuzusetzen, das die Blutlösung schwach sauer reagirt. 

Verf. hat zur FeststeUung der Empfindlichkeit normales und kohlen- 
oxydhaltiges Blut in verschiedenen Verdünnungen gemischt und nach der 
spektroskopischen, der Hoppe- Seyl er *schen und seiner Methode behandelt; 
ans Vergleichimg der Tabelle erg^ebt sich, dass eine Verdünnung von 1 Kohlen- 
oxvdblut mit' 5—7 normalem 3 — 5 — 7 Tage aJtem Blut stets noch eine deut- 
liche Reaction nach des Verf. Methode ergab, während die Hoppe-Seyler- 
sche und die spektroskopische Probe bei der 4 fachen Verdünnung die Grenze 
der Empfindlichkeit erreicht hatten. 

Werden die nach des Verfassers Methode mit Schwefelammonium und 
Essigsäure behandelten Blutverdünnun^n nach 24 Stunden abfiltrirt, so 
reagiren die Filtrate sauer und zeigen im Spektroskop eine Verdoppelung des 
Kohlenozydhämoglobin- und Schwefelmethämoglobin-^ektrums bei vergiftetem 
Blute, oder ein Spektrum von reducirtem Hämoglobin bezw. Oxyhämoglobin 
und Schwefelmethämoglobin bei normalem Blute. ^tz. 



Dr. Kinkeael. The hymen ad a proof of virginity. Dublin 
Journal of medical science; 1888, June, p. 520. 

Verf. bespricht in der Einleitung eines grösseren vor der medicin. Ge- 
sellschaft in Dublin gehaltenen Vortrages zunächst den gegenwärtigen Stand 
der Frage über den Befund des Hymens; während nach der früher giltigen 
Ansicht der Gerichtsärzte das Hymen intactum als Beweis der Virgo Intacta 
galt, ¥rurde neuerdings dieser Beweis nicht mehr als voUgiltig angesehen. 
Verf. bringt 4 Fälle bei, in welchen er noch Hymen intactum vorfand, trotz- 
dem der Beischlaf wiederholt und oft stattgefunden hatte. 

1. FaU. Eine 24—25 jährige Prostituute, bei welcher im 17. Jahre zum 
ersten Mal Beischlaf voUfiÜirt wurde, welche dann längere Zeit mit ihrem 
ersten Liebhaber gelebt, dann im Barackenlager in Alderschot sowie in Galway 
als vulgivaga ihre Zeit abwechselnd mit Soldaten und Matrosen und im Ge- 
ftngniss zugebracht hatte, wurde in das Polizeigefängniss abgeliefert. Die- 
selbe litt an sekundärer Syphilis und Condylomen, £e äusseren Genitalien 
be£euiden sich in einem nichts weniger wie jungfräulichen Zustand, das Hymen 
war gut entwickelt und vollkommen unverletzt; da Patientin auch 
noch an gonorrhoischer Vaginitis krankte, so musste ein Spekulum eingeführt 
werden, und beim Einführen desselben wurde das Hymen durchbohrt. 

2. FaU. Patientin leidet angeblich an Amenorrhoe. Aeussere Genitalien 
jungfräulich, Hymen unverletzt; endlich nach eingehender Untersuchung ge- 
steht Patientin dass sie vor S^/g Monaten Beischlaf ausgeführt hat. 

3. Fall. Patientin un Momente der Entbindung. Orificium uteri voll- 
ständig ausgefüllt mit dickem Hymen, und nur eine ganz kleine Oeffiiunff 
vorhanden, aus welcher die Amniosflüssigkeit langsam herausträufelte. Nach 
Erweiterung mit dem Finger leichte Entbindung. 

Nach Angaben der Patientin hatte dieselbe früher allmonatlich zur Zeit 
der menses grosse Schmerzen, doch waren menses nie eingetreten, und war 
dieselbe vor 10 Jahren operirt worden, nach welcher Zeit menses regelmässig, 
schmerzlos und reichlich eingetreten waren. 
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4. FaJL Patientin, I para, über 40. Jahre alt; bei der Entbindung, Hymen 
ungeheuer voluminös, reicht von portio anterior bis vor die Urethra und 
h&ngt theilweise aus der Vagina heraus. 

5. Der fünfte, dem Ven. von einem Gollegen mitgetheilte Fall, ist wohl 
nicht klar und verdient vorliegend keine weitere Beachtung. 

Bei gerichtsftrztlicher Untersuchung und Begutachtung ist also neben 
dem Hymen auch der sonstige Befund senau festzustellen, damit man aus dem 
Gesammtsustand ein möglichlBt vollstftndiges und genaues Bild erhalte. 

— t». 
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Massnahmen gegen die Verbreitung des epidemisehen Kopfgeniekkrampfes 

rMenlngltis cerebrospinalis epidemica)« Gircularerlass des Ministers 

der geistlichen u. s. w. Angelegenheiten vom 23. November 1888. 

M. No. 8319 (gez. von GoBsler)'an sftmmtliche Königl. Oberpräsidenten. 

Wie aus den über die Gehim-Rückenmarkshaut-Entzündung oder den 
Kopfjpfenickkrampf (Meningitis cerebrospinalis) angestellten Ermittelungen un- 
zweideutig hervorgeht, ist diese Krankheit verschleppbar und ansteckend und 
bringt dieselbe den von ihr Befallenen verhältnissmässig häufig den Tod oder 
andauerndes Siechthum, insbesondere führt sie oft zu Taubheit und bei Kindern 
zu Taubstummheit. Es ist daher eine wichtige Aufgabe der Sanitätspolizei, 
der Verbreitung der Krankheit so viel, als nur möglich^ entgegenzutreten. Zu 
diesem Zwecke bedarf es folgender Massnahmen: 

1. Die Aerzte müssen verpflichtet werden, jeden zu ihrer Kenntniss ge- 
langten Fall der genannten Krankheit ungesäumt der Orts-Polizeibehörde 
des Ortes, an weichem derselbe vorgekommen ist, anzuzeigen; 

2. Die erkrankten Personen sind so weit, als thunlich, von anderen abge- 
sondert zu halten. 

3. Kinder aus einem Hausstande, in welchem ein Fall der Krankheit be- 
steht, sind vom Schulbesuch fem zu halten. Die Vorschriften, welche 
in der zur Circular-VerfGigung vom 14. Juli 1884, betreffend die 
Schliessung der Schulen bei ansteckenden Krankheiten, beigefägten 
Anweisung hinsichtlich der zu Ziffer la daselbst genannten Krank- 
heiten gegeben sind, haben auch auf den Kopfgenickkrampf sinngemässe 
Anwendung zu finden. 

4. Die Krankenzimmer, die Auswurfsstoffe, die Wäsche (namentlich auch 
Schnupfbücher), Kleider und die während der Erkrankung benutzten 
sonstigen Effekten des Kranken sind nach allgemeinen Grundsätzen 
vollständig zu reinigen und zu desinficiren. 

Dem entsprechende Beatimmungen empfiehlt es sich für alle Landes- 
theile im Wege der Polizei- Verordnung zu erlassen, und ersuche ich Ew. Ex- 
cellenz ganz ergebenst, hienach die dazu erforderlichen Veranlassungen für 
den Ünuang der dorti^^en Provinz gefälligst zu treffen und mir seiner Zeit 
von den erlassenen Bestimmungen Kenntniss zu geben. 

Zugleich bestimme ich, dass in Betreff der in Krankenanstalten vor- 
kommenden Fälle von Cerebrospinalmeningitis die in der Circular- Verfügung 
vom 3. April 1883 — I. No. 5817 M. — enthaltenen Anweisungen über die 
Anzeigepmcht, Isolirung und Desinfection bei Fällen ansteckender Krankheiten 
ebenfalls zur Geltung zu bringen sind, und wollen Ew. Excellenz gefälligst 
Börse dafür tragen, dass die betreffenden Anstaltsvorstände hiervon Mit- 
theuung erhalten. 

Endlich bemerke ich ^nz ergebenst, dass der Mangel an Klarheit, 
welcher nicht selten in der Diagnose der Krankheit besteht, es im Falle des 
tödtlichen Ausgangs der letzteren wünschenswerth erscheinen lässt, dass eine 
Sektion der Leiche erfolgt, und sind daher zweckmässig die betheiligten Be- 
hörden mit Anwäsung dahin zu versehen, dass dieselben in vorkommenden 
geeigneten Fällen der Ausführung der LeichenOfinung thunlichst Vorschub 
leisten. 
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Anwelsnng fir die Hebammen nir Yerhütniig dee Kindbettflebers« 

Gircular-Erlass des Ministers für geistliche u. s. w. Angelegenhei- 
ten vom 22. November 1888 M. N. 1732 (gez. von Gossler) an sämmt- 

liche KOnigl. Regierungspräsidenten. 

Nachdem reichliche, vielseitige und zuverlftssi^^e £r£Eihrung die von der 
Wissenschaft längst gewonnene Lehre, dass das Kmdbettfieber in fast allen 
Fällen mit grosser Sicnerheit und verhältnissmässig geringen Mitteln verhütet 
werden kann, bestätigt hat, erlasse ich hiermit eine Anweisung zu deznenigen 
Massnahmen, mit welchen fortan die Hebammen bei Ausübung ihres Berges 
gehalten sein sollen, die verderbliche Krankheit von den ihrer Sorge anver- 
trauten Frauen abzuwenden. Indem ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst bei- 
geschlossen ein Exemplar der Anweisung mit dem Ersuchen zugehen lasse, 
gefälligst die erforderlicheii Veranlassungen zur Durchführung der ei-theilten 
Vorschriften zu treffen, will ich noch besonders den hohen Werth und Ernst 
•der Aufgabe hervorheben. 

Die Entstehung des Eindbettfiebers ist nicht, wie diejenige der meisten 
anderen ansteckenden Krankheiten, an eine besondere Ursache gebunden, 
welche nur unter gewissen Umständen an einem Ort zur Einwirkimg gelangt, 
sondern beruht auf dem Eindringen stets und überall verbreiteter Erankheits- 
keime in den mütterlichen Organismus, für deren Entwicklung Mangel an 
Reinlichkeit die hauptsächlichste Bedingpmg ißt; es rafft daher seine Opfer 
Jahr aus Jahr ein in den verschiedensten Gegenden dahin. Al^ährlich bringt 
es, wie aus statistischen Erhebungen zu erscmiessen ist, im preussischen Staate 
Tausenden von Wöchnerinnen den Tod, anderen Tausenden Siechthum und 
Elend für immer oder doch für lange Zeit. Bei dem Verluste handelt es sich 
um ein Haupt der FamDie, in welcnem dieselbe, Mann und Kind, zumal das 
Neugeborene, der Gattin, der Mutter, Ernährerin und Erhalterin beraubt wird. 
Es wird durch die Krankheit so häufig, wie kaum von einer anderen, das 
Glück der ganzen betroffenen Familie zerstört. Tritt femer ein Fall von Kind- 
bettfieber auf, so kann dasselbe gerade durch diejenige Person, welche berufen 
ist, in den Zeiten der Gewähr Beistand zu leisten und welche das Vertrauen 
der Hilfsbedüifbigen besitzen soll, nämlich die Hebamme, am leichtesten wei- 
terverbreitet werden. Wird diesem Unglück rechtzeitig dadurch vorgebeugt, 
dass der Hebamme die weitere Ausübung des Berufes zeitweilig untersagt wird, 
so können dadurch für solche Zeit docm sowohl anderweitige Nothst£ide für 
die Bevölkerung entstehen, indem der letzteren, namentlich in dünner bewohn- 
ten Landstrichen, der Hebammenbeistand erschwert oder selbst entzogen wird, 
wie auch missliche Verhältnisse für die Hebamme, welche dabei ihres Erwer- 
bes verlustig geht, erwachsen. 

Diesen unheilvollen Zuständen ein Ende zu machen, muss somit für alle 
betheiligten Personen von grösster Wichtigkeit sein und als eine der gebiete- 
rischsten Aufgaben der Vorwaltung des Gesundheitswesens empfunden werden. 
Die Arbeit an ihr wird sich um so erfolgreicher und dankbarer erweisen, mit 
je gprösserer Peinlichkeit die gegebene Anweisung befolgt werden wird. 

So wenig Macht vorhanden ist, die einmal zur Entwicklung gelangte 
Krankheit zu einem glücklichen Ausgange zu führen, so gewiss ist die Aus- 
sicht, durch das vorgeschriebene einmche Verfiihren die Entstehung derselben 
zu verhüten, indem ihre Keime aus Allem, was nur irgendwie von Aussen her 
mit den Geburtsorganen in Berührung kommen kann, durch sorgfältigste 
Reinigung soviel als möglich beseitigt und im Uebrigen mittelst der desinnci- 
renden Carbolsäure unschädlich gemacht werden. 

Dass letzteres thatsächlich erreicht wird, ist durch die Erfolge an den 
Gebäranstalten der preussischen, wie anderen Universitäten unwideneglich be- 
wiesen, in welchen trotz mancher besonders widriger und schwieriger Um- 
stände die Krankheit, früher der Schrecken dieser Institute, das Verderben 
ihrer Wöchnerinnen, Dank der sorglichen Ausbildung und Durchführung der 
Verhütungsmassr^eln nur noch höchst vereinzelt — an manchen in Jahren in 
keinem einzigen Falle — entsteht. Wenn auch den Hebammen in der priva- 
ten Ausübung ihres Berufes nicht nämmtliche in den Anstalten benutzte Mit- 
tel in gleicher Vollkommenheit zu Gebote stehen, so wird es ihnen doch 
überall möglich sein, die hauptsächlichsten derselben, welche auch für sich 
allein als in der Regel ausreichend zu erachten und welche in der Anweisung 
vorgeschrieben sind, zur Anwendung zu bringen. 
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Da ausser dem Kindbettfieber bei Greleffenheit der (Geburt und des 
Wochenbettes noch andere Krankheiten durch die Hebammen über1a*agen wer- 
den können und unter solchen Umständen leicht einen schweren Verlauf 
nehmen, aber auch mit denselben Mitteln, wie jenes, vermieden werden können, 
so ist die Anweisung auch auf die Massrogeln zur Verhütung dieser Krank- 
heiten ausgedehnt worden. 

Um die durchgängige Beachtung der Vorschriften möglichst zu sichern, 
wollen Ew. Hochwohlgeboren gefälligst Sorge dafür tragen, dass die Anwei- 
sung nebst einer Belehrung über die vorstehend angedeuteten Gesichtspunkte, 
welche bei dem Erlasse verfolgt wprden, sowohl in dem Amtsblatt und in den 
amtlichen Publikations- Blättern der Kreise zm- Veröffentlichung gelangt, als 
auch jeder Bezirks- wie freiprakticirenden Hebamme in einem Druckexemplar 
gegen Empfangsbescheinigung zur strengsten Nachachtung und zur Aufbe- 
wahrung bei ihrem Lehrbuch eingehändigt wird. Dabei smd die Hebammen 
ausdrücklich darauf aufmerksam zu machen, dass durch diese Anweisung die 
Vorschriften der geltenden Ausgabe des Preussischen Hebammen -Lehrbuches 
imd der in demselben enthaltenen Listructionen im Sinne der Bestimmung des 
§ 5 zu Ziffer 2 der Allgemeinen Verfügung, betreffend das Hebammen wesen 
vom 6. August 1883 abgeändert und ergänzt werden. Ferner bestimme ich, 
dass bei den ordentlichen Nachprüfungen der Hebammen jedesmal der Lihalt 
der Anweisung zu einem Gegenstande der Prüfung und, falls dieselbe nicht 
eine befriedigendes Ergebniss liefern sollte, auch eingehender Belehrung durch 
den Kreisphysikus und dass hierüber in der aufzunehmenden Registratur ein 
besonderer Vermerk gemacht werden soll. Auch empfiehlt es sich, den Ver- 
brauch von Desinfectionsmitteln seitens der einzelnen Hebammen soweit als 
thunlich einer Controle zu unterziehen. 

Ich darf die zuversichtliche Erwartung aussprechen, dass Ew. Hochwohl- 
geboren, durchdrungen von der Wichtigkeit der Sache, auf die vollkommenste 
Beobachtung der hiermit getroffenenen Bestimmungen mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln halten werden und sehe über die Art der Durchfährung und 
die Erfolge desselben einem gefälligen, durch Vermittelung des Herrn Ober- 
präsidenten einzureichenden Berichte zu Ende des Jahres 1889 entgegen. 

Ani?ei8nng für die Hebammeii zur TerhOtiing des Kindbettflebero. 

Zum Zwecke der Verhütimg des Kindbettfiebers, sowie anderer anstecken- 
der Krankheiten im Wochenbett, treffe ich in Ergänzung und theilweiser Ab- 
änderung der Vorschriften des Lehrbuches der Geburtshülfe und der Instruction 
für die rreussischen Hebammen die nachstehenden Bestimmungen: 

§ 1. Die Hebamme befleissige sich zu jeder Zeit und in allen Stücken 
der grössten Keinlichkeit. Insbesondere beobachte sie dieselbe streng in jedem 
Gebär- oder Wochenbettzimmer und namentlich an ihren Händen, Armen und 
Oberkleidem. 

An Stelle der hierauf bezüglichen Vorschriften des Hebammen-Lehrbuchs 
in den beiden letzten Sätzen des § 62 und im § 97*) treten diejenigen der 
§§ 2, 3, 6, 11 — 16 dieser Anweisung. 

§ 2. Bei Ausübung ihres Berufs trage die Hebamme nur solche Kleider, 
deren Aermel so eingerichtet sind, dass die Arme bis zur Mitte der Oberarme 
hinauf unbedeckt gehalten werden können. Das Oberkleid soll vom ein- 
schliesslich des Brusttheils von einer weiten Schürze aus hellem, waschbarem 
Stoff völlig und andauernd bedeckt sein. 

Die Schürze, welche* die Hebamme vor der ersten Untersuchung einer 
Kreissenden ©der vor einer inneren Untersuchung einer Wöchnerin anlegt, darf 
nach der letzten Wäsche noch nicht benutzt und soll bis zu ihrem Gebrauch 
von den übrigen Kleidungsstücken der Hebamme abgesondert aufbewahrt wor- 
den sein. 

§ 8. Bevor sich die Hebamme zu einer Entbindung oder zu einer Wöch- 
nerin begiebt, torge sie daför, dass ihre Fingernägel kurz und rund beschnit- 



*) Betrifft 'die seitens der Hebammen im Allgemeinen wie besonders bei 
Geburten zu ^beobachtenden Vorschriften hinsichtlich der Reinhaltung ihrer 
Kleider, ihrers Körpers insonderheit ihrer Hände, sowie ihrer Gerääschaf- 
ten u. s. w. ' V. 
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ten sind und fflatte Ränder haben; jedesmal entferne sie den Schmutz unter 
den Nftgeln und aus dem Nagelfalz, sowie aus etwaigen Hautschrunden an den 
H&nden, und wasche sie grtlndlich die H&nde und Vorderarme, bei welchen 
Verrichtungen sie eine geeignete Hand- und Nagelbürste und Seife anzuwen- 
den hat. 

§ 4. Bei Ausübung ihres Berufs führe die Hebamme stets ausser den in 
§ 96 Abs. 1 des Hebammen-Lehrbuchs und § 11 der Instruction vorgeschrie- 
benen Oeräthschafben noch die folgenden mit sich: 

a) eine reine, waschbare, nach dem letzten Waschen noch nicht gebrauchte 
hellfarbige Schürze, mit welcher die ganze vordere Hftlfte des beides 
bedeckt werden kann; 

b) Seife zum Reinigen der Hände imd Arme; 

c) eine geeignete, reingehaltene Hand- und Nagelbürste zu demselben 
Zweck; 

d) ein reines, nach dem letzten Waschen noch nicht gebrauchtes Hand 
tuch; 

e) 90 Gramm verflüssigter reiner Carbolsäure (Acidum carbolicum purum 
lique&ctum der Pharmakopoe) in einer Flasche, welche die deutliche 
und haltbare Bezeichnung „Vorsicht! Carbolsäure! Nur gehörig ver- 
dünnt und nur äusserlich zu gebrauchen!" stets haben und stets dicht 
verschlossen gehalten werden muss, nebst einem geeigneten Gefäss zum 
Abmessen von je 15 und 30 Gramm der genannten Säure. 

Ausserdem muss sie den in Nr. 4 des § 96 bezeichneten Thermometer 
nicht nur „wo möglich", sondern gleichfalls stets mit sich führen. 

Die mitzufüm-ende Spülkanne (Irrigator) soll 1 Liter halten, eine geeignete 
Marke zur Abmessung von Vs Liter haben und mit einem passenden Kaut- 
schukschlauch von 1 — Vj^ Meter Länge versehen sein. Am zweckmässigsten 
ist der Boden der Spülkanne platt und besteht dieselbe, sowie die zugehörigen 
Ansatzröhren, aus Glas; jedoch sind auch Spülkannen aus Weissblech 
brauchbar. 

§ 5. Die Hebamme ist für die Reinheit ihrer Geräthschaften stets ver- 
antwortlich, desgleichen für die sichere Aufbewahrung der Carbolsäure, welche 
derart stattfinden muss, dass die Säure keiner anderen Person zugängig ist. 

An Stelle der im § 96 Abs. 2 des Hebammen -Lehrbuchs enthaltenen 
Vorschriften*) über die Heinhaltung der Geräthschaftnn treten die Bestim- 
mungen in § 8 Abs. 2, §§ 12 \md 13 dieser Anweisung. 

§ 6. Die innere Untersuchung einer Schwangeren, Kreisenden oder 
Wöchnerin darf von der Hebamme niemals anders, Sis mit völlig entblössten 
und gereinigten Händen und Vorderarmen ausgeführt werden. 

Bevor die Hebamme eine solche Untersuchung oder Verrichtung vor- 
nimmt, bei welcher sie mit den Geschlechtstheilen der zu Untersuchenden oder 
mit einer Wunde in der Nähe dieser Theile in Berührung kommt, sorge sie 
dafür, dafls ihre Aermel nur die obere Hälfte der Oberarme bedecken und nicht 
tiefer sinken können. Sodann wasche sie gründlich unter Anwendung der 
Hand- und Nagelbürste und von Seife ihre Araie und Hände mit lauem Wasser, 
welches, wenn möglich, durchgekocht sein soll, und brockne sie dieselben 
mittelst eines reinen Tuches ab. In der gleichen Weise verftihre sie darauf 
bei der zu Untersuchenden mit den äusseren Geschlechtstheilen und den Nach- 
bartheilen der letzteren, wobei zum Abtrocknen auch reine Wund- Watte oder 
Jute, dagegen niemals ein Schwamm angewendet werden darf. 

Ausserdem halte die Hebamme, wo es sich um eine Entbindung handelt, 
und wo nur irgend die Verhältnisse es gestatten, darauf, dass die Kreisende 
mit reiner, vorher erwärmter Leibwäsche, sowie mit eben solchen Bettbezügen 
und Unterlagen för das Geburtslager und femer fOr das Wochenbett versehen 
wird. (Hierdurch wird die Vorschrift in § 105 Abs. 1 des Hebammen - Lehr- 
buchs über die Kleidung der Grebärenden vervollständigt.) 

Nach diesen VoroKsreitungen desinficire die Hebamme ihre Hände und 
Vorderarme durch gründliches Waschen in Carbolverdünnung (§ 7). Nunmehr 

*) Es war hier das Auskochen der Insti-umente mit Carbol-Wasser mit 
nachfolffondem Einschmieren mit Carbolöl und Abwaschen mit warmem Wasser 
vorgeschrieben. 
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erst, aber nun auch alsbald führe sie die Untersuchung der Schwangeren, 
Kreisenden oder Wöchnerin aus. 

§ 7. Wo in der gegenwärtigen Anweisung von Carbolverdttnnung die 
Rede ist, wird darunter stets diejenige Flüssigkeit verstanden, welche sich die 
Hebamme in folgender Weise hergestellt hat: 

Sie mische sorg^tig zu je 1 Liter Wasser 80 Gramm der verflüssigten 
reinen Garbols&ure (§ 4), und zwar derart, dass sich die S&ure, welche etwas 
schwerer als Wasser ist, nicht auf dem Boden des Mischgeftsses absetzt, son- 
dern gleichmftssiff in dem Wasser vertheilt wird. Am zweckmässigsten ge- 
schieht die Mischung in einer verschlossenen Flasche imter tüchtigem Um- 
schütteln \md mehrmaligem Umstürzen derselben. In einer Schüssel darf die 
Carbolsäure dem Wasser nur allmählig und unter beständigem Umrühren zu- 
gesetzt werden. Dagegen darf das Zusetzen der Carbolsäure zum Wasser nie- 
mals in der Spülkanne erfolgen, weil die S&ure sonst, ohne die nöthige Ver- 
dünnung er&hren zu haben, zum Abfluss gelangen und in diesem Zustande 
den bespülten Körpertheil schwer beschädigen kaiin. 

§ 8. Vor der ersten Untersuchung einer Ereisenden bereite die Hebamme 
2 Liter Garbolverdünnung. 

Davon bringe sie in die Spülkanne, in welche sie vorher die zu der 
letzteren gehörigen Ansatzröhren, den Katheter und die Nabelschnurscheere 
gelegt hat, nach Verschluss des Schlauches soviel, dass die bezeichneten Ge- 
räthschaften von der Flüssigkeit völlig überdeckt sind. Wird eine derselben 
benutzt, so wird sie nach dem Gebrauch sorgföltig mit Seife gewaschen, ab- 
getrocknet und wieder in die Spülkanne zurüdEgel^ und in derselben bis zm* 
Beendigung des Geschäftes aufbewahrt. Wird die ^ülkanne zu Einspritzungen 
oder Bespülungen gebraucht, so sind die Geräthschaflen sammt der Garbolver- 
dünnung in einem andern G^fäss unterzubringen. 

Den Rest — etwa P/a Liter — der Verdünnung bringe die Hebamme zu 
gleichen Theilen in 2 Schüsseln. Die eine derselben dient zur erstmaligen Des- 
infection der Hände und Arme der Hebamme (§ 6 4. Absatz), die andere zur 
Reinigung derselben vor und nach jeder weiteren Untersuchung der Kreisen- 
den oder Entbundenen, sowie jeder sonstigen Verrichtung der Hebamme , bei 
welcher letztere mit aen Geschlechtstheilen oder einer Wunde in der Nähe 
derselben in Berührung kommt. 

§ 9. Nach der Greburt spüle die Hebamme vor dem Herrichten des 
Wochenlagers die äusseren G^chlechtstheile der Entbundenen mit reinem, 
lauem, vorher durchgekochtem Wasser ab und trockne dieselben mittelst eines 
reines Tuches oder reiner Wund- Watte oder Jute. 

Wasser von derselben Beschaffenheit ist bei der Reinigung der Ge- 
schlechtstheile zu verwenden, welche in den §§ 121 Abs. 2, 180 Abs. 1, 185, 
854, 871 und 406*) des Hebammen -Lehrbuchs angeordnet wird. 

§ 10. Ausspülungen der Scheide oder Einspritzungen in die Gebärmutter 
darf die Hebamme ohne ärztliche Anordnung nur in den durch das Lehrbuch 
bestimmten Fällen vornehmen. Dabei hat sie überall anstatt Wassers die 
Garbolverdünnung anzuwenden. 

Letztere Vorschrifb bezieht sich insbesondere auf die in den §§ 167, 168, 
179, 188, 258 Abs. 2, 256 Abs. 8, 812 Abs. 2, 340 Abs. 1, 842 und 405 des 
Hebammen -Lehrbuchs angeordneten Ausspülungen der Scheide und Ein- 
spritzungen in die Gebärmutter. **) 



*) Die betreffenden §§ beziehen sich auf die gleich nach der Geburt, im 
Wochenbett und beim Ajolegen des Katheters, sowie bei Behandlung von 
kleineren Dammrissen entzündlichen Anschwellungen und Geschwüren, vorge- 
schriebenen Reinigungen der äusseren GeburtstheiTe. 

**) Die hier genannten §§ betreffen die bei Blutungen in der Schwanger- 
schaft, in und nach der Geburt (nach Herausnahme der Stopfmittel aus der 
Scheide, beim Zurückbleiben von Eihaut- und Mutterkuchenresten, bei vorliegen- 
dem Mutterkuchen und Verletzungen der Scheide), sowie bei venerischen Er- 
krankungen der Scheide und äusseren GeburUtheUe, bei abgestorbenen bez. in 
Fäulniss übergegai^genen Früchten angeordneten Ausspülungen der Scheide 
und Einspritzungen ' in die Gebärmuttor. 
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§ 11. Die Hebamme vermeide jede unnöthige Berührung der Geschlechis- 
theile einer Wöchnerin oder eines mit Wochenfluss verunreinigten oder irgend 
eines übelriechenden, fauligen oder eiterigpen Eörpertheilee oder sonstigen Ge- 
genstandes von solcher Beschaffenheit (Geschwür , ausgestossene todte Frucht, 
Wochenbett -Unterlage u. A. m.) und enthalte sich so viel, als nur möglich, 
jeden Verkehrs mit Personen, welche an einer ansteckenden oder als solche 
verdächtigen Krankheit, namentlich Kindbett-, Faul- oder Eiter-Fieber, Gebär- 
mutter- oder Unterleibs -Entzündung, Rose, Diphtherie, Scharlach, Pocken. 
Syphilis, Schanker, Tripper, Unterleibs- oder Flecken -T^hus, Cholera oder 
Ruhr leiden. 

§ 12. Hat die Hebamme mit ihren Händen oder Geräthschafben die Ge- 
schlechtstheile einer Wöchnerin oder einen mit Wochenfluss verunreinigten 
Gegenstand berührt, so soll sie jedesmal sofort sich selbst in derselben Weise, 
wie sid es vor der ersten Untersuchung einer Kreisenden zu thun hat, (§ 6) 
und 2War unter Anwendung der Hand- und Nagelbürste, die Geräthschafben 
aber eine Stunde hindurch, wie bei der Geburt, ^§ 8) reinigen und desinficiren. 

§ 13. Ist der Wochenfluss übelriechend, faulig oder eiterig oder hat die 
Berührung mit einem Gegenstande dieser Beschaffenheit stat^ehabt oder leidet 
die Person, welche die Hebamme mit ihren Händen oder Geräthschaften be- 
rührt hat, an einer der in § 11 bezeichneten Krankheiten, so soll die Heb- 
amme die Reinigung, wie in § 12 vorgeschrieben ist, ausführen und ihre 
Hände und Arme schliesslich mindestens fünf Minuten lang mit der Carbolver- 
dünnung sorgfaltig waschen, die benutzten Geräthschaften aber vor dem Ein- 
legen in die Carbolverdünnung eine Stunde lang auskochen. 

§ 14. Hat sich die Hebamme in der Wohnung einer Person befunden, 
welche an einer der nachgenannten Krankheiten oder an einer als solche ver- 
dächtigen Krankheit leidet, nämlich an Kindbett-, Faul- oder Eiter-Fieber, Ge- 
bärmutter- oder Unterleibs -Entzündung, Rose, Diphtherie, Scharlach, Pocken, 
Flecken -Typhus oder Ruhr, so darf sie eine Schwangere, Kreisende oder 
Wöchnerin nicht untersuchen oder auch nur besuchen, bevor sie nicht die 
Kleider gewechselt und sich, wie im § 13 vorgeschrieben ist, gereinigt und 
desinficirt hat. 

§ 15. Befindet sich eine der im § 14 bezeichneten kranken oder ver- 
dächtigen Personen in der Wohnung der Hebamme oder ist in der Praxis der 
Hebamme eine Wöchnerin an Kindbettfieber, Gebärmutter- oder Unterleibs- 
Entzündung oder an einer als solche verdächtigen Krankheit erkrankt oder 
gestorben, so hat die Hebamme sofort Verhaltungsmassregeln von dem zu- 
ständigen Kreisphysicus einzuholen und vor dem Empfange derselben sich 
jeder oeruf liehen Thätigkeit zu enthalten. 

§ 16. Pflegt die Hebamme eine an Kindbettfieber, Grebärmutter- oder 
Unterleibs-Entzündung oder an einer als solche verdächtigen Kiunkheit leidende 
Wöchnerin, so darf sie während dieser Zeit die Untersuchung einer Schwange- 
ren gar nicht und die Untersuchung oder Pflege einer anderen Wöchnerin 
oder einer Kreisenden lediglich im Nothfalle, wenn eine andere Hebamme 
nicht zu erlangen ist, und auch in diesem Falle nur dann übernehmen, nach- 
dem sie ihren ganzen Körper mit Seife gründlich, womöglich im Bade, abge- 
waschen und ausserdem sich, wie im § 14 vorgeschrieben ist, gereinigt, des- 
inficirt und frisch bekleidet hat. 

§ 17. Die Kleider, welche die Hebamme bei der Untersuchung oder dem 
Besuche einer Person, die an einer im § 14 bezeichneten oder als solche ver- 
dächtigen Krankheit leidet, getragen hat, dürfen mit anderen Kleidern der 
Hebamme nicht zusammengebracht und müssen gründlich ausgekocht -und mit 
Seife ausgewaschen oder mittelst strömenden Wasserdampfes in einem Dampf- 
Desinfections -Apparat desiuficirt werden, bevor dieselben weiter gebraucht 
werden dürfen. 

§ 18. Leichen oder Bekleidungsgegenstände von Leichen berühre die 
Hebamme niemals. Hat sie solches trotz dieses Verbotes gethan, so ist sie 
verpflichtet, wie im § 16 vorgeschrieben ist, zu verfahren. 
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Der durch Erlaes des H. Ministers der u. s. w. Medicinalangelegenheiten 
vom 13. December 1888, M. Nr. 9395 sämmtlichen König]. Regierungspräsi- 
denten mitgetheilte Bericht Aber die unter Zuziehung Ton Yertretem der 
Aentekammem^gefOhrten Terhandlungen der WlssenseiiaftllGhen Deputation 
fOr das Medicinalwesen in der Sitaung Tom 24., 25. und 26. October 1888 
musste wegen Mangel an Raum für die nächste Nummer zurückgesetzt werden. 

Literatur. 

(Der Bedaction zur Becension eingegangen.) 

1. Dr. R. V. Erafft-Ebing: Lehrbuch - der Psychiatrie. Dritte umge- 
arbeitete Auflage. Stuttgart. Verlag von Ferdinand Enke. 1888. 

2/ W. Preyer, Prof. der Physiologie an der Universität Jena: Der Hyp- 
notismus. Berlin. Verlag von Gebrüder Paetel. 1882. 

3. Derselbe. — Die Entdeckung des Hypnotismus. Berlin. Verlag von 
Gebrüder Paetel. 1881. 

4. Joh. G. Sallisy Vorstand des Ambulatoriums für Mechano- und Electro- 
therapie in Baden-Baden: Der thierische Magnetismus. Leipzig. Einst 
Günther's Verla«. 1887. 

5. Hans Kaan, Hilfsarzt am Landeskrankenhaus in Graz: Ueber Be- 
ziehungen zwischen Hypnotismus und cerebraler Blutf&Uung. Wies- 
baden. Verlag von J. F. Bergmann. 1885. 

6. Carl Lombrbso, Prof. an der Universität Turin: der Verbrecher. 
In deutscher Bearbeitung von Dr. M. 0. Fränkel, Sanitätsrath, mit 
Vorwort von Prof. Dr. juris von Eirschheim. Hamburg. Verlag von 
J. F. Richter. 1887. 

7. Johann Ludwig Casper'a Handbuch der gerichtlichen Medlcin Neu 
bearbeitet und vermehrt von Dr. Carl Liman, Geheimer Med.-Rath, Pro- 
fessor der gerichtlichen Medicin etc. Achte Auflage. Erster Band. 
Biologischer Theil. Berlin 1889. Verlag von August Hirsch wald. 

8. Dr. Th. Weyl: Die Theerfarben, L Lieferung. Berlin 1889. Verlag 
von August Hirschwald. 

9. Dr. Georg Dragendorf f, 0. Prof. in Dorpat: Die gerichtlich- 
chemische Ermittelung von Gifben. Dritte völlig umgearbeitete Auflage. 
Göttingen, Vandenhoeck und Ruprecht's Verlag, 18w. 



Personalien. 

Auszeichnungen: 

Verliehen: Der Charakter als Sanitätsrath: den praktischen 
Aerzten Dr. Varneschi und Dr. Conrad Eüster zu Berlin, Dr. Zdr aleck 
zu Breslau, Dr. Jungnickel zu Greifenberg, Dr. Stark zu Demmin und 
Dr. Roesen in Bonn. — Der Rothe Adlerorden IH. Classe mit der 
Schleife: dem ordentlichen Professor Geh. Med.-Rath Dr. Mosler in 
Greifswald, dem Ereisphysikus Sanitätsrath Dr. Bleisch zu Strehlen, sowie 
dem praktischen Aerzten und Geh. Sanitätsräthen Dr. Hoff mann in Frank- 
furt a/M. und Dr. Wegscheider in Berlin; der Rothe Adlerorden 
IV. Classe: dem praktischen Arzte Dr. Weber in Nieheim und dem 
ordentlichen Professor Dr. Helferich in Greifs wald. — Den Eronenordeii 
ni. Classe: dem Stabsarzt a. D. Dr. Frost in Herborn. 

Die Erlaubniss ertheilt zur Anlegung: des Ritterkreuzes 
l. Classe des Herzogl. Sachsen-Ernestinischen Hausordens: dem 
Stabs- und Bataillonsarzt Dr. Elamroth in Torgau; des Ritterkreuzes 
der EönigL Italienischen Erone: dem Botschaftsarzt Sanitätsrath Dr. 
Erhardt in Rom, des Comthurkreuzes mit dem Stern des Eönigl. 
Bairischen Verdienstordens vom heiligen Michael, sowie des 
Sterns zum Eommandeurkreuze IL Classe des Grossherzogl. Badi- 
schen Ordens tom Zähringer Löwen, des Ehrenkreuzes U. Classe 
des Fürstl. Lipj^eschen Hausordens, des Comthurkreuzes mit dem 
Stern des Eais^rl. Oester. Franz-Joseph-Ordens und des Gross- 
officierkreuzes des Ordens der Eönigl. Italienischen Erone: dem 
Generalarzt und Leibarzt Sr. Majestät Dr. Leuthold, Regimentsarzt im Garde- 
Eürassier-Regiment zu Berlin; das Officierkreuz des EönigL Italien!- 
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^chen St. Mauritius und Lazarus- Ordens: dem dirigirenden Arzt des 
Lazarus-Erankenhaoses Sanit&tsrath und Professor Dr. Langenbuch in Berlin 
und des Tunesischen Iftikhar-Ordens IIE. Classe: dem praktischen 
Arzte Dr. Kleist in Berlin. 

Ernennniigeii and Yersetzungen : 

Ernannt: Der ordentl. Professor Dr. Lichtheim zu Königsberg i/Pr. 
zum Medicinalrath und Mitglied des Medicinalcollegiums der Provinz Ost- 
preussen; der praktische Arzt Dr. Schlegtendahl in Lennep zum Kreis* 
physikus des Kreises Lennep; der bisherige Kreiswundarzt des Sjreises 
jSlberfeld Dr. Berger zu Elbeneld zum Kreisphvsikus des Stadtkreises Elber- 
flBld; der bisherige Kreis wundanst Sanit&tsrath Dr. Seyferth zu Langensalza 
zum Kreisphysikus des gedachten Kreises. 

Versetzt: der bisherige Kreisphysikus des Kreises Ooldberg-Haynau 
j)Y, Leo in Goldberg in gleicher Eigenschaft in den Kreis Lüben. 

Yerstorben sind: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Wendenburg in Mücheln, Dr. Crunpi 
in l^bnick, Dr. Berg er in Halle a/S., Sanitätsnith Dr. Lender in Berlin, 
Dr. ßoecking in Ostorfeid, Dr. von Przyjemski in Schildberg, Dr. Gallam 
in Stolp, Heise in Göritz, Dr. Hilbert in Königsberg i/Pr.» Dr. Kreis in 
Dahme, Kreiswundarzt Bondick in Boreck, Sanitätsrath Dr. Meng es in 
Limburg a/L., Dr. Praetorius in Alf, Geh. Medicinalrath Prof. Dr. Roser 
in Marburg, Generalarzt Dr. Schubert in Berlin, General- und Regiments- 
arzt Dr. Ebmeier in Potsdam und Geh. Sanitätsrath u. Königl. Badearzt 
Dr. Orth in Ems. 

Yakante Stellen : *) 

Kreisphysikate: Insterburg, Putzig, Filehne, Witkowo, Neutomischel, 
Schildberg Meldung bis Ende d. M. bei der Königl. Regierung in Posen), 
Münstorberg, Sagan, Goldberg -Haynau (Meldung beim Sönigl. Reg. -Präs. 
in Liegnitz bis zum 4. Januar), Merseburg, Liebenwerda, Langensalza, Eckajrts- 
berga, Geestemflnde, Uslar (Meldung beim Königl. Reg.-Präs. in Hildeehe im 
bis zum 31. Januar), Soltau, Hümmling, Adenau (üi^ldunff beim Königl. 
Reg. -Präs. in Koblenz bis Ende d. M.), Dann, Saarlouis und Oberamt (jammer- 
tingen (Meldung beim Königl. Re^.-Präs. in Sigmaringen bis zum 4. Januar). 

Kreiswundarztstellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Olet^o (Meldung beim Königl. Reg.-Präs. in Gumbinnen ois 4. Januar), 
Tilsit, Karthaus, (Meldung beim Königl. Reg.-Präs. in Danzig bis zum 
4. Januar), Loebau, Marienwerder, Marienburg, Tuchel, Graudenz, Anger- 
münde, Templin, Friedeberg, Ost- und West-Sternberg, Bütow, Dramburg, 
Schievelbein, Bomst, Schroda, Wreschen, Strehlen, Ohlau, Hoyerswerda, Reichen- 
bach, Grünberg, Oschersleben, Wanzleben, Wernigerode, Worbis, Langensalza 




Briefkasten. 1. Halten es die Leser für wünschenswerth, dass in dieser 
Zeitschrift die Frage der Aufhahmeatteste fttr die Irrenanstalten behandelt wird? 

2. Da ^ 10 des Gesetzes vom 9. März 1872 keine Vorschrift ist, nach 
welcher liqmdirt werden kann (M. V. vom 12. 11. 73) und da fär den Vor- 
besuch im Sinne des § 6 des Gesetzes nach der Rundverfügung des Justiz - 
ministers vom 14. August 1876 das unerlässliche Kriterium £e Besichtiffxmg 
der zu untersuchenden Person bildet, so wird gefragt, nach welchem § zu hqm- 
diren ist, wenn Besuche zu anderen Zwecken z. B. zur Akteneinsicht, zur Be- 
sichtigung eines Hauses ete. gefordert werden. 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
cht ausgesc hrieben oder die of&cieUe Meldefrist bereits al^elaufen. 

Diesem Hefte liegt ein Prospekt der Heilanstalt fUr Nervenleidend 
on Dr. med« Oscar Eyselein in Blankenbarg a/H. bei. 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. H. Mittenzweig, Berlin, Winterfeldtstr. 3 
Prook d«r Fantl. piiT. Hofbuohdraokerel F. *"«-«-'» '^-i4olitadt. 
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Glossen zur Hebammenfrage, 

mit Rucksicht auf den Circular-Erlass vom 22. November 1888. 

Von Dr. M« Djrenfnrthy Kreisphysikus in Bütow. 

Gewiss wird, was Herr College Bauer in diesen Blättern 
über die sehr massige Einsicht und Fassungsgabe, sowie über den 
sehr grossen Nothstand unter den Hebammen geäussert, jeder von 
uns unterschreiben. Auch der Vorschlag, die Nachprüfungen 
jährlich abzuhalten — vielleicht könnten aus den Protokollen 
die umständlichen, zeitraubenden und der Behörde ohnehin be- 
kannten Personalien weggelassen werden — verdient vollen Bei- 
fall; denn wäre nicht die Furcht vor der Prüfling — wer weiss, 
ob eine von ihnen auch nur einmal im Jahre im Hebammenbuch 
nachschlüge! Dagegen steht zu bezweifeln, ob die gewünschten, 
und an sich auch sehr wünschenswerthen Wiederholungskurse in 
den Lehranstalten durchführbar sein möchten; es dürfte nicht 
leicht sein, die dazu erforderliche Zeit und — Herberge für die 
Hunderte von Hebammen einer Provinz zu beschaffen. 

Der neue Circular-Erlass zur Verhütung des Kindbettfiebers 
wird unter den Wehmüttem einen Ach- und Wehschrei hervor- 
rufen, da er dem alten lieben Schlendrian ein Ende machen und 
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sie zum täglichen Verkehr mit ihren gehassten Feinden: Carbol, 
Seife nnd Nagelbürste anhalten will. Gewiss begrüsst jeder 
Arzt die Anweisung vom 22. November v. J. als eine grosse That 
gegenüber jener mörderischen Krankheit. Indessen werden wir 
gut thun^ uns allzustarken Hoffnungen auf einen schnellen Erfolg 
der Verordnung nicht hinzugeben. Wer in einer längeren Praxis, 
namentlich auf dem Lande, die Hebammen kennen gelernt hat, 
wird einräumen, dass an der Indolenz, ünreinlichkeit und Un- 
wissenheit der Mehrzahl derselben auch die heilsamsten Mass- 
regeln scheitern müssen. Man kann diese Frauen eintheilen in 
eine Unzahl beschränkter und eine sehr dünn gesäte Zahl kluger. 
Die letzteren sind aber fast eben so gefährlich, als die ersteren. 
Tappt die dumme Hebamme oftmals, selbst nach vieljähriger 
Thätigkeit über die Beschaffenheit des vorliegenden Eindestheils 
im Dunkeln, verwechselt den Steiss mit dem Kopf und der 
Schulter und schickt entweder zu früh oder zu spät nach dem 
Arzt, so überschätzt die Gescheute ihr Wissen, erlaubt sich 
dreiste Eingriffe, wie Wendungen und Entfernung von Aborten 
und sträubt sich aufs Heftigste gegen die Zuziehung des Ge- 
burtshelfers. (Von denen, welche in den Zeitungen Damen ,,Rath 
und Hilfe für diskrete Angelegenheiten" verheissen, wollen wir 
hier ganz absehen). Eine wirklich unterrichtete und dabei ge- 
wissenhafte und bescheidene Hebamme gehört zu den seltenen 
Ausnahmen.*) Wie sollte es auch anders sein, da diese Frauen in 
ihrer überwiegenden Mehrzahl den niedrigsten Volksschichten 
entstammen! Welche Lockung bietet denn der Eintritt in eine 
so mühselige und kümmerliche Laufbahn Frauen aus gebildeteren 
Ständen? Auf dem Lande wenigstens haben sie es meist nur mit 
blutarmen Tagelöhnerinnen zu thun, wo sie für eine vielstündige 
Arbeit mit höchstens 2 Mark oder einigen Metzen Kartoffeln 
entlohnt werden und fast überall den Kampf mit Pfuscherinnen 
zu bestehen haben, während in der Stadt der Wettbewerb der 
gelernten Hebammen den Ertrag schädigt. Oder sollte das Ge- 
halt von 50 Mark jährlich, den Bezirkshebammen aus Kreismitteln 
ausgesetzt, zur Erlernung des Berufs sonderlich ermuntern? Ein 
besserer Stamm könnte meines Erachtens nur durch eine Ver- 
doppelung oder Verdreifachung des Gehalts herangezogen werden. 
Hierzu aber reichen die Kräfte der einzelnen Kreise meistens 
nicht aus, und müsste die Provinz den Mehrbetrag aufbringen. 
Vielleicht empfiehlt sich ein allmähliches Hinaufrücken in höhere 
Gehaltsstufen je nach dem Ausfall der Nachprüfungen. 

Durch die neue Verordnung aber erfährt die finanzielle Lage 
der Gebärhelferin noch eine wesentliche Verschlimmerung. 90 
Gramm soll sie zu jeder Entbindung mitbringen und auch ziem- 
lich verwenden; dieselben kosten im Handverkauf in der Apotheke 
1 Mark**). Da sie aber nicht jedes Mal erst nach der oft Meilen 



*) So traurige Erfahrungen haben wir doch nicht gemacht. (D. Red.) 
•*) In der Receptur; im Handverkauf stellen sich dieselhen wesentlich 
billiger und wird sicherlich jeder Apotheker 600 gr. Garbolsfture f&r höchstens 
3 Mark abgeben, so dass 90 Gramm noch nicht 60 Ffg, kosten. (D. Red.) 
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weit entfernten Apotheke laufen oder schicken kann, sobald sie 
zu einer Ereisenden gefordert wird, so muss sie sich doch bei 
Zeiten und mindestens mit dem fünffachen Betrag versorgen, 
welche einen Aufwand von 5 Mark erheischen — ein Gaprtal, 
welches die wenigsten immer gleich zur Hand haben; jedenfalls 
erleidet durch derartige Ausgaben der ohnehin schon dürftige 
Gewinn eine solche Schmälerung, dass der Hebamme kaum einige 
Groschen übrig bleiben, und daher die Versuchung nahe liegt, 
am Carbol zu sparen. Eine Schein-Desinfection aber ist fast noch 
schlimmer, als gar keine. Häufig sind auch die Fälle, wo wegen 
bitterer Armuth die Hebamme keinen Pfennig Honorar erhält — 
dann muss sie noch haaren Schaden tragen. 

Nach meiner Ansicht könnte daher das neue Verfahren seine 
segensreichen Folgen erst dann entwickeln, wenn den Hebammen 
die nöthige Menge Carbol aus der Ereiskasse nach vorgäugiger 
Anweisung durch den Physikus frei geliefert würde. 



Die gerichtsärztllche Thätigkelt der Preuesischen 

Medicinalbeamten. 

Von Dr. BloknMWaki, KreigphyslkiiB in Aurich. 

Da es interessant sein dürfte ta erfahren, in welchem Ver- 
hältniss die Medicinalbeamten in den einzelnen Kreisen bezw. 
Theilen der Preussischen Monarchie in Anspruch genommen wer- 
den, habe ich versucht aus den Berichten der Regierungs-Medi- 
cinalräthe eine Uebersicht darüber zusammenzustellen. 

Leider musste ich mich hierbei auf die gerichtsärztliche 
Thätigkeit beschränken, weil die Angaben über die sanitäts- 
polizeiliche Thätigkeit entweder nur allgemein gehalten oder 
nach wenig einheitlichen Gesichtspunkten zusammengestellt sind. 
Als MaassstAb für die gerichtsärztliche Thätigkeit habe ich die 
Obductionen und Oemüthszustandsuntersuchungen ge- 
nommen, sowohl weil diese die wichtigsten sind, als auch haupt- 
sächlich, weil über die sonstige gerichtsärztliche Thätigkeit der 
Medicinalbeamten in den Berichten meistens nicht genügend Auf- 
schluss gegeben ist. Die betreffenden Zahlen sind von mir in 
nachfolgender Uebersicht zusammengestellt, wobei ich bemerke, 
dass, wo nichts anderes angegeben ist, die Zahlen sich auf die 
Jahre 1883 — 85 beziehen. Ein Stern bei der Zahl bedeutet, dass 
nach dem betreffenden Sanitätsbericht die Angaben für das eine 
oder andere Jahr fehlen, so für: Greifenberg, Apenrade, Flens- 
burg für 1884; für Ottemdorf, Lehe, Bielefeld für 1885; Kiel, 
Wandsbeck für 1884 und 1885, für Wandsbeck fehlt in Bezug 
auf GtomüthszustandsuntersHchungen auch 1888. 
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Dr. Blokusewski. 



Uebersicht I. 



Namen der 
Kreise: 



O 



1 



Namen der 
Kreise: 



O 



O 



Namen der 
Kreise: 





o 



I 



Für 1884 u. 85: 

Allenstein 

Braunsberg 

Pr.-Bylau 

Fischiiausen 

Friedland 

Gerdauen 

Heiliffenbeil 

HeOsDerg 

Pr.-HoUand 

Königsberg Stadt 

Königsberg Land 

Labiau 

Memel 

Mohrungen 

Neidenburg 

Orteisburg 

Osterode 

Rastenburg 

Rössel 

Weblau 



82 
18 
16 
14 
12 

9 
11 
14 

8 
50 
89 
28 
23 
23 
32 
33 
29 
13 

9 
25 



Rgbz. Königsberg 



433 



Angerburg 

Darkehmen 

Goldap 

Gumbmnen 

Heydekrug 

Insterburg 

Johannisburg 

Lötzen 

Lyck 

Niederung 

Oletzko 

Pülkallen 

Ragnit 

Sensburg 

Stallupönen 

Tilsit 



23 
14 
15 
14 
46 
24 
38 
41 
57 
57 
12 
16 
60 
27 
19 
46 



Rgbz. Gumbinnen 



509 



Behrendt 
Carthaus 
Danzig Stadt 
Danzig Land 
Elbing Stadt 
Elbing Land 
Marienburg 
Neustadt 
Stargardt 



14 
25 
78 
43 
25 
9 
46 
26 
58 



12 
3 
6 

6 

10 
2 

11 
2 
4 
2 
3 

10 
1 

11 

14 



97 



3 

2 
17 
8 
2 
7 
7 
4 



Flatovir 

Graudenz 

Konitz 

Deutsch-Krone 

Culm 

Löbau 

Marienwerder 

Rosenberg 

Schlochau 

Schwetz 

Strassburg 

Stuhm 

Thorn 

Tuchel 



Rgbz. Marien- 
werder 



434 



Berlin Stadtkreis 



Angermünde 

Niederbarmin 

Oberbamim 

Beeskow 

Brandenburg 

Hayelland 0. 

Havelland W. 

Jüterbogk 

Potsdam 

Prenzlau 

Priegnitz 0. 

Priegnitz W. 

Ruppin 

Teltow 

Templin 

Zaucn-Belzig 



Rgbz. Potsdam 



Rgbz. Frankfurt 



Rgbz. Danzig 



324 



50 



Für 1884 u. 85: 

Demmin 
Greifenberg 
Greifenhagen 
Kammin 
Naugard 
Pyritz 

Stettin Stadt u. 
Land 
Regenwalde 
Saatzig 



32 
29 
26 
89 
36 
38 
81 
10 
29 
48 
31 
13 
59 
18 



718 



260 



181 



7 
11 
*5 

8 
13 
13 

8 

28 
12 
13 



3 
4 
5 
5 
3 
8 

14 

2 

16 
1 
1 
2 




64 



214 



17 


2 


36 


43 


25 


1 


11 


2 


7 





20 


3 


5 





9 





17 


9 


17 


6 


12 


6 


6 


1 


8 


8 


49 


52 


5 


5 


6 


6 



144 



71 



J 



'S 



Üeckermünde 
Usedom-Wollin 



Rgbz. Stettin 



8 
6 

132 



Beigard 

BubHtz 

Bütow 

Cöslin 

Colberg 

Dramburg 

Lauenburg 

Neustettin 

Rmnmelsburg 

Schivelbein 

Schlawe 

Stolp 



Rgbz. Cöslin 



166 



Franzburg 
Stralsund Stadt 
Greifswald 
Grimmen 
Rügen 



} 



12 

13 
11 

8 



Rgbz. Stralsund 



44 



Adelnau 

Birnbaum 

Bomst 

Bück 

Fraustadt 

Kosten 

KrOben 

Krotoschin 

Meseritz 

Öbomik 

Pleschen 

Posen 

Samter 

Schildberg 

Schrimm 

Schroda 

Wreschen 



Rgbz. Posen 



590 



Füi- 1884 u. 85 : 

Breslau Stadt 

Breslau Land 

Brieg 

FramEenstein 

Glatz 

Guhrau 






12 

3 

6 

8 

14 

9 

14 

28 

15 

6 

17 

39 



1 

1 




3 
2 
7 
1 
5 

2Ö 



•a 



29 
19 
25 
43 
16 
48 
31 
32 
29 
30 
29 
101 
46 
84 
30 
31 
17 



127 
59 

9 
11 
17 

2 



3 
2 


12 

3 
5 
5 
4 

10 
4 
9 
7 

2 
2 


68 



112 
10 
31 

2 
13 

4 
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Fortsetiang 


: 










Namen der 
Kreise: 


1 

O 


1 


Namen der 
Kreise: 


1 


i 


Namen der 
Kreise: 


1 

O 


m 

B 


Habelschwerdt 

MilitBch 

Münsterberg 

Namslan 

Neumarkt 

Neurode 

Nimptscb 

Oeb 

Ohlau 


16 
15 
18 
15 
12 

4 

9 
17 
17 
12 
14 

8 
10 
11 
12 
69 
24 

6 



7 
4 


2 
1 
3 
1 
4 
3 

1 

4 
5 
3 
19 

229 

g 

1 


Pless 

Raübor 

Rosenberg 

Rybnik 

StrehUtz, Gr.- 

Tamowitz 

Zabrze 


35 
86 
24 
28 

27 
45 
34 



2 

1 


2 


48 

18 

2 

4 

3 

3 

4 

6 

6 

11 

1 

3 



2 

5 

14 

10 

30 

122 


5 

3 
2 

1 



11 

3 
4 

*5 

8 

*16 

9 

3 

10 

5 
1 

13 


Friedrichstadt 

EckemfÖrde 

Altena 

Pinneberg 

Itzehoe 

Glückstadt 

Meldorf 

Heide 

Rendsburg 

Kiel 

Neumünster 

Segeberg 

Wandsbeck 

Oldesloe 

Plön 

Lüijenburg 

Neustadt 

Heiligenhafen 

Ratzeburg 


1 

11 

36 

9 

6 

1 

3 

11 

9 

♦4 

2 

4 

•2 

6 

2 

3 

2 

16 

10 

157 


2 
2 

30 
25 
20 
4 
7 
7 
6 


Rgbz. Oppeln 


658 


Reicbenbach 

Schweidnitz 

Steinau 

Strehlen 

Striegau 

Trebnitz 

Waidenburg 

Wartenberg 

Wohlau 


Bitterfeld 

Delitzsch 

Eckartsberga 

Liebenwerda 

Mansfeld Gbg.-Kr. 

Mansfeld See-Kr. 

Merseburg 

Naumburg 

Querfurt' 

Saalkreis 

Sangerhausen 

Schweinitz 

Torgau 

Weissenfels 

Wittenberg 

Zeitz 

Halle Stadt 


9 

12 

8 

8 

3 

24 

12 

7 

17 

5 

12 

4 

3 

18 

2 

12 

16 


•5 

2 

11 

•0 

4 
6 
1 
9 

2 

19 


Rgbz. Breslau 


504 


Im 


Rgbz. Schleswig 


2.<fö 




12 
10 
13 
14 
31 

7 
23 
18 
10 

4 
11 
15 
19 
22 

4 
13 
20 

7 

7 


CtißCi 


Bolkenbain 

Bunzlau 

Freystadt 

Glogau 

Görlitz Stdt. u. Ld. 

Goldberg 


Diepholz 

Hameln 

Hannover Stadt 

Hannoyer Land 

Hoya 

Nienburg 

Wennigsen 


7 

11 
55 

2 

2 
14 

5 


12 
26 
27 
8 
12 
11 


Grünberg 

Hirschberg 

Hoyerswerda 


Rgbz. Merseburg 


167 


Nordhausen Stadt 
u. Land 
Worbis 
Heiligenstadt 
MühSiausen 
Lan^nsaJza 
Weissensee 
Erfurt Std. u. Ld. 
Schleusinffen 
Ziegenrück 


10 
5 
4 

14 
4 
7 

14 

2 


22 


Jauer 


Rgbz. Hannover 


96 


118 


T^auban 

Liegnitz Std. u.Ld, 

Löwenberg 

Lüben 

Rothenburg 

Sagan 

SchÖnau 

Sprottau 


Für 1882: 

Einbeck 

Göttingen 

Hildesheim 

Liebenburg 

Marienburg 

Osterode 

Zellerfeld 


6 
14 

4 
3 
5 
4 


4 
21 
3 
8 
5 
4 


Rgbz. Liegnitz 


260 


Rgbz. Erfurt 


60 


5 


DAiii'.liAn 


107 
22 
16 
58 
17 
51 
16 
18 
32 
35 
28 
34 


6 

1 


2 
27 
4 

2 
1 



Hadersleben 

Gramm 

Apenrade 

Sonderburg 

Flensburg 

Kappeln 

Tendern 

Niebüll 

Bredstedt 

Husum 

Tönning 

Schleswig 


1 

1 
3 
•4 

1 
1 

2 
3 
3 


Rgbz. Hildesheim 


36 


50 


Cosel 

FaJkenberg 

Gleiwitz 

Grottkau 

Kattowitz 

Krensburg 

Leobschütz 

Lublinitz 

Neisse 


Celle 

Dannenberg 

Fallingbostel 

Gifhom 

Harburg 

Lüneburg 

Uelzen 


10 
4 
3 
10 
14 
6 
4 


13 
5 
2 
1 
5 

10 
8 


Oppeln 


Rgbz. Lüneburg 


51 


44 
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FttrtoatiBiig: 



Namen der 
Kreise: 







§ 
^ 



Namen der 
Kreise: 



■8 



o 



o 



Namen der 
Kreise: 



2 



1 



Marscbkreis 

QeestkreiR 

Nenhans 

Ottemdorf 

liehe 

Osterholz 

Verden 

Rotenburg 



Bgbz. Stade 



Rgbz. Osnabrück 



Anrieb 
Wittmund 
Emden 
Norden 
rf^eer 
Weener 



Rgbz. Auricb 



Ahaus 
'Beckum 
Borken 
'Coesfeld 
Lüdinghausen 
Münster Stadt u. 
Land 
Recklinghausen 
Steinfurt 
Tecklenburg 
Warendorf 



Rgbz. Münster 



Minden 

Lübbecke 

Herford 

Bielefeld 

Halle 

Wiedenbrück 

Paderborn 

Büren 

Warburg 

Höxter 



7 

11 

8 

♦3 

28 

8 

5 

7 



72 



24 



10 
10 
7 
1 
5 
5 



38 



6 

11 

3 

9 

8 

15 
19 
10 

8 
3 



92 



21 
5 
3 
"♦11 
7 
3 

11 

10 
4 

10 



14 

5 

*2 

•5 
4 

22 
3 



55 



28 



4 
12 
10 






26 





2 

1 

6 
4 
2 

7 



25 



1 
2 
7 
♦11 
3 
6 
4 

2 
4 



Rgbz. Minden 



85 



40 



Arnsberg 
Meschede 
Brilon 
Lippstadt 



4 
1 
4 
5 



1 






Soest 

Hamm 

Dortmund Stadt 

Dortmund Land 

Bochum Stadt 

Bochum Land 

Gelsenkirchen 

Hattingen 

Hagen 

Isenohn 

Altena 

Olpe 

Siegen 

Wittgenstein 



5 

10 

85 

38 

18 

63 

2 

1 

35 

5 

14 

3 

4 

3 



Rgbz. Arnsberg 



Cassel Stadt 

Gassei Land 

Esohwege 

Frankenberg 

Fritzlar 

Fulda 

Gelnhausen 

Gersfeld 

Hanau 

Hersfeld 

Ho^eismar 

Homberg 

Hünfeld 

Kirchhain 

Marburg 

Melsungen 

Rinteln 

Rotenburg 

Schüchtern 

Schmalkalden 

Witzenhausen 

Wolfhagen 

Ziegenhain 



Rgbz. Cassel 



Rgbz. Coblenz 



Bannen 

Düsseldorf 

Duisburg 

Elberfeld 

Essen 

Geldern 

Gladbach 

Grerenbroich 

Keippep 



'250 



17 

18 
6 
5 
8 
8 
7 
3 

10 
5 
6 
5 
3 
3 

12 
8 
3 
9 
6 
6 

2 
6 



151 



43 



19 

23 

31 

28 

,51 

I 8 

.32 

8 

.10 



3 



1 
1 


1 
Ol 
1 

4 




Kleve 

Krefeld 

Lennep 

Mors 

Neuss 

Rees 

Solingen 



Rgbz. Düsseldorf 



^6 



12 



24 
3 

16 
5 
1 

13 
2 


16 
9 
1 

9 
3 
4 

10 
3 

10 
2 

11 

5 
5 



Für 1883 u. 1885; 

Cöln Stadt 

Cöln Land 

Bonn 

Sieg 

Mühlheim 

Gummersbach 

Bergheim 

Wipperfarth 

Rheinbach 

Euskirchen 

Waldbröl 



6 
11 
13 
17 
14 

8 
17 



21 

17 

2 


5 
8 

4 

72 



152 



121 




4 
2 
5 
3 
2 

2 
2 



25 

12 

15 

6 

ji 2 

1 

il 8 

3 
1 



Rgbz. Cöln 



Bemcast«! 

Bitburg 

Dann 



Ottweüer 
Prüm 

Saarbrücken 
Saarburg 
Saarlouis 
Trier Stadt 
Trier Land 
St. Wendel 
Wittlich 



78 




2 
3 
1 




1 







9 16 

3! 8 



Rgbz. Trier 



Aachen Stadt 

Aachen Land 

Düren 

Erkelenz 

Eupen 

Geilenkirchen 

Heinsberg 

Jülich 

Malmedy 

Monfqoie 

Schleiden 



2 
7 

12 
4 

21 
5 
8 

12 
9 
5 
4 



101 



Bgbz. Aachen 



19 
27 

7 
7 
6 
2 
3 
11 
8 
3 
4 



1 
107 

3 

2 
11 
18 
14 

7 

11 
10 



214 






o 



971 -> 
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Was nun die Obdnctionen anbelangt, so zeigt diese Ueber- 
sicht in Bezug auf die einzelnen Kreise, dass die relativ meisten 
Obdnctionen aufweisen: 

1) die östlichen Kreise der Monarchie überhaupt und unter 
diesen besonders die an der russischen Grenze oder doch 
sehr nahe daran gelegenen, z. B. Heydekrug, Tilsit, Niede- 
rung, Lyck, Johannisburg, Orteisburg, Neidenburg, Thom, 
Tamowitz, Beuthen und Kattowitz; bei den 3 letzteren 
kommt allerdings auch die Industrie in Betracht; 

2) im Westen die Kreise der Industriegegenden, ohne je- 
doch im Verhältniss zur Einwohnerzahl die Höhe der Ob- 
dnctionen im Osten zu erreichen, z. B. Dortmund, Bochum, 
Hagen, Duisburg, Essen, Gladbach und Saarbrücken; 

3) die grossen Städte und deren Landbezirke; hier wiederum 
abgesehen von Berlin, besonders diejenigen des Ostens, wie 
Breslau, Königsberg, Danzig, Thom, weniger diejenigen des 
Westens, wie Cöln, Düsseldorf, Aachen; ferner die in der 
Nähe grosser Städte gelegenen Kreise, z. B. Niederbamim, 
Teltow. 

Aus obiger Uebersicht geht weiter hervor, dass von den an- 
geführten 386 Kreisen 

57 = 14,8^/o jährlich 0—1 Obdnctionen haben, 
174 = 45,P/o „ 1-5 
89 = 23,0o/o „ 5—10 
59 = 15,3^/o „ 10—20 
7 = l,80/o . über 20 






Die 7 Kreise mit jährlich über 20 Obdnctionen sind die 
Stadtkreise Königsberg, Danzig, Breslau, der Landkreis Breslau 
und die Kreise Posen, Waidenburg, Beuthen; Berlin ist bei die- 
ser Zusammenstellung ausser Betracht gelassen. Berücksichtigt 
man femer, dass viele Zahlen, z. B. Tut die Provinzen Posen 
und Hannover mit Ausnahme des Regierungsbezirkes Aurich sich 
auf die Kreise vor ihrer Theilung beziehen, so zeigt sich recht 
deutlich, dass die Zahl der Obdnctionen keine bedeutende ist und 
dass bei einer etwaigen Aufhebung der Kreiswundarztstellen der 
benachbarte Physikus, zumal mit Rücksicht auf die jetzt so ver- 
besserten Commnnicationsmittel, ohne grosse Schwierigkeiten als 
zweiter Gerichtsarzt eintreten kann. 

Die vorher erwähnte Abnahme der Obdnctionen von Osten 
nach Westen zeigt sich noch character istischer, wenn man den 
jährlichen Durchschnitt nach den Regierungs-Bezirken be- 
rechnet und ergiebt sip^h ^abei folgende ^Reihenfolge: 



Dr. BIoknaewakL 

Uebersicht II. 

1000« 
im Ja! 



igiBTung 



21,3 


169 


1.43 


0.71 


19,0 


210 


2.78 


2,01 


18,0 


176 


2,50 


1,40 


18,0 


65 


8,70 




17,6 


231 


2,12 


1.34 


17,3 


226 


1,84 


0.88 


17,0 


253 


1,92 


1,02 


16,0 


121 


3,71 


4,35 


15,0 


227 


1,78 


2,02 


9.0 


136 


3,05 


1,84 


9,0 


167 


1,81 


0,73 


8,3 


rse 


2,96 


2,26 


7,6 


103 


4,77 


4;28 


7,3 


113 


2,73 


1.39 


7,0 


169 


3,08 


4,75 


6,6 


104 


3.40 


2,03 


6,6 


65 


4,85 


2,54 



Honnover 


6,3 


114 


4.43 


3.72 


Casael 


6.0 


103 


3,65 


2:99 


Anrieh 


6,0 


113 


4,62 


.1,18 


Menst«r 


6,0 


84 


3,78 


2,58 


Aachen 


5,6 


95 


3,63 


4,77 


Frankfurt 


6,4 


97 


2,20 


1,27 


Minden 


6,3 




2,83 


2,79 


Dttsseldorf 


5,3 


138 


3140 


10,92 


CCln 


5,1 


141 


5,04 


9,56 


MerBebnrs 


5,0 


104 


3,46 


3,47 


Trier 


5,0 


129 


2.35 


2.21 


Erfurt 


4.6 


81 


3,21 


3.74 


Holstein 


4,3 


49 


3.86 


2,36 


Lflnebiirg 


4,0 


92 


3.02 


1,05 


Osnabrück 


2,6 


107 


3,23 


1,51 


Coblens 


2,3 


98 


3,60 


8,58 



Qumbinnen 
DanKig 
Königsberg 
Berlin Stadtkr. 

Märienwerder 

Bromberg 

Breslau 

Oppeln 

Stettin 

CCsliu 

Lieffnitz 

Hildesheim 

Stade 

Arnsberg 

Potsdam 

Stralsund 



Fragt man nach der Ursache dieses Yerhältiiisses, so dürft« 
dieselbe zunächst in einem weniger zu Gewalttb&tigkeit neigen- 
den Character der wefitliehen Bewoliner zu suchen sein; denn 
nimmt man als Maassstab fiir deu letzteren die Zahl der wegen 
geföhrlicher Körperverletzungen Verurtheilten an, deren Procen^ 
zahl*) für die Jahre 1882 — 86 der vorstehenden Uebersicht bei- 
gefugt ist, RO zeigt sich entschieden eine allmältUge Abnahme 
von Osten nach Westen. Diese Abnahme ist jedoch bei Weitem 
nicht entsprechend der starken Abnahme der Obductionen und 
müssen für die letztere daher noch weitere Ursachen vorhanden 
sein, wohin meines Erachtens einerseits die grössere Anzahl und 
Dichtigkeit der Aerzte im Westen, andererseits die dünnere Be- 
völkerung und der weniger re^e Verkehr der östlichen Glegenden 
zu rechnen sind. Letztere Verhältnisse bedingen, dass beim Auf- 
finden einer Leiche der Verdacht fremder Schuld weniger leicht 
auszuschliessen und in Folge dessen eine gerichtliclie Obdaction 
häufiger erforderlich ist. Was femer die ei-stere Annahme anbe- 
langt, 80 findet dieselbe ihre Bestätigung in der ZusRmmenstellung 
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Über die Vertheilung der Aerzte nach den einzelnen Kegierungs-Be- 
zirken (siehe üebersicht ü). Es ist ja auch natürlich, dass durch 
die bei einer günstigeren Vertheilung der Aerzte vorhandenen 
Möglichkeit einer leichteren und schnelleren Erreichung ärztlicher 
Hü&e einerseits der tödtliche Ausgang schwerer Körperver- 
letzungen eher verhütet, sowie andererseits die wirkliche Todes- 
ursache durch eine ärztliche Bescheinigung sicherer festgestellt 
und dadurch der Verdacht einer gewaltsamen Todesart häufiger 
ausgeschlossen werden kann. Die Bichtigkeit dieser Ansicht zeigt 
sich recht deutlich beim Vergleich der vier Spalten der üeber- 
sicht n unter einander und findet man z. B. in den dichtbevöl- 
kerten und reichlich mit Aerzten versehenen Industriegegenden 
Arnsberg, Düsseldorf, Cöln trotz der erheblichen Zahl gefähr- 
licher Körperverletzungen dennoch eine verhältnissmässig niedrige 
Zahl der Obductionen. Eine Ausnahme in dieser Hinsicht macht 
zweifellos Berlin, wo die grosse Zahl der Obductionen bei 
günstigen ärztlichen Verhältnissen und regem Verkehr ihren 
Grund sicherlich hauptsächlich darin hat, dass eine grosse Zahl 
unbekannter Leichen, insbesondere von Selbstmördern, obducirt 
wird, bei denen in anderen Gegenden höchstens Leichenschau, 
häufig auch nicht einmal diese stattfindet. Ein ähnliches Ver- 
hältniss mag auch in den anderen grössten Städten der Monarchie 
stattfinden. 

In Betreff der Gemüthszustandsuntersuchungen zeigt 
Üebersicht I, dass in den einzelnen Kreisen die Physiker im 
Allgemeinen recht selten hiermit betraut werden; aiüTfallender 
Weise sogar auch in demjenigen Kreisen, in denen grössere Irren- 
anstalten vorhanden sind und in denen entsprechend dem Um- 
stände, dass viele Entmündigungen erst nach Aufiiahme der 
Kranken in die Anstalten stattfinden, die Zahl der Untersuchungen 
eine verhältnissmässig grosse sein müsste. Am stärksten tritt 
dieses hervor in den Kreisen Fi-ankenberg, Wolfhagen, Bonn, 
Marburg, Düsseldorf, Cöln, Soest, Schlawe, Oberbamim, Saalkreis, 
Brilon und Lippstadt. Auch in den Kreisen Schwetz, Schleswig, 
Posen, Neustadt, Tecklenburg, Münster und Merseburg ist nur ein 
geringer Einfiuss der hier vorhandenen Irrenanstalten auf die 
Zahl der von den Physikern besorgten. Gemüthszustandsunter- 
suchungen bemerkbar und nur in den Kreisen Breslau, Merzig, 
Q^ttingen, Brieg, Teltow, Niederbamim, Wohlan und Kreuzburg 
werden die Physiker mehr in Anspruch genommen. Wie gross 
aber die Thätigkeit des Physikus in einem Kreise sein kann, in 
dem eine Provinzial-Irrenanstalt liegt, zeigt' der Kreis Merzig. 

Vergleicht man die Zahl der Gemüthszustandsuntersuchungen 
der einzelnen Begierungs-Bezirke untereinander, wie nach- 
folgende Üebersicht III sie angiebt, so zeigen sich auch hier be- 
deutende Unterschiede. Dieselben sind aber keineswegs an die 
geographische Lage der einzelnen Bezirke gebunden und finden 
auch nicht, wie Spalte b der Üebersicht zeigt, in der im Allge- 
meinen von Osten nach Westen zunehmenden Zahl der Geistes- 
kranken in den einzelnen Begierungs-Bezirken ihre Erklärung, 
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sondern sind jedenfalls lediglich darauf zurückzuführen, dass nach 
den gesetzlichen Bestimmungen dem Richter bei Entmündigungen 
die Wahl des Sachverständigen freisteht. Wie gross die Zahl 
der von anderen Aerzten ausgeführten Untersuchungen ist, erhellt 
aus den Angaben der Berichte für die Reg.-Bezirke Potsdam und 
Arnsberg, wonach unter 207 bezw. 96 Fällen 163 bezw. 84 mal 
Irren- und andere Aerzte mit Gemüthszustandsuntersuchungen 
beauftragt worden sind. Aehnlich wird es sich auch wo anders 
verhalten, da die Zahl der überhaupt Untersuchten bedeutend 
höher sein muss, als in der Uebersicht angegeben ist, besonders 
im Westen, wo sowohl die Zahl der Irren, als auch die Zahl 
der Irrenanstalten und der in denselben Untergebrachten eine 
grössere ist und aller Wahrscheinlichkeit nach die daselbst 
herrschenden günstigeren Vermögensverhältnisse und dadurch be- 
dingten häufigeren Vermögensverwaltungen von Geisteskranken 
viel öfter Veranlassung zu Entmündigungen geben müssen, als 
im Osten. Es wird interessant sein, nach vielleicht 3 Jahren 
zu sehen, ob der bezügliche Ministerial-Erlass vom 31. Mai 1887 
eine Aenderung in dieser Hinsicht heiTorgerufen hat, oder ob 
im Gegentheil die Physiker nicht noch seltener mit solchen 
Untersuchungen betraut worden sind. 
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Ueber die neue Anweisung für die Hebammen zur Ver- 
hütung des Kindbettfiebers vom 22. November 1888. 

Von Ereisphysikus Dr. Matthes in Obomick. 

Erst den mehrfachen Anregungen der Aerztekammem blieb 
es vorbehalten, dem vielgefühlten Bediirfhisse nach einer Desin- 
fectionsvorschnft für die Hebammen, der neueren Asepsis ent- 
sprechend abzuhelfen und eine solche zum Erscheinen zu bringen; 
die Aerztekammem haben in der kurzen Zeit ihres Bestehens 
das erreicht, was wohl in hunderten von Berichten der Medicinal- 
beamten seit mehreren Jahren angestrebt ist. 

Ist nun in der neuen ,,Anweisung für die Hebammen zur 
Verhütung des Kindbettfiebers" vom 22. November v. J. auch 
das gegeben, was man erwarten konnte, und was konnte und 
musste man in dieser erwarten. 

Vor Allem musste man erwarten, dass die Vorschriften der 
peinlichsten, modernen Asepsis Rechnung tragen würden und in 
diesem Punkte hat man sich nicht getauscht gesehen, in um- 
fassendster Weise sind die Verhaltungsmassregeln ausgeführt 

Man konnte aber auch annehmen, dass die Anweisung bei 
derselben Wirksamkeit der Desinfectionsmethode Bücksicht nehmen 
würde auf eine leichte Durchführbarkeit deraelben. Nach § 8 
der Anleitung scheint man der Ansicht gewesen zu sein, dass 
2 1 S^Iq CarboUösüng für jede Desinfection bei der Geburt hin- 
reichend sein würde, dazu gehören 60 g Acid. carbolic, diese 
60 g kosten nach der Arzeneitaxe 90 Pfg., man kann wohl darauf 
rechnen, dass die Apotheken auch in kleineren Städten 10% nach 
lassen, also präter propter 80 Pfg.*) In den östlichen Provinzen, 
abgesehen von den grossen Städten wird man sich verstehen 
müssen, die Desinfectionsmittel, um deren Anwendung überhaupt 
zu erreichen, gratis abzugeben aus Ereismitteln, denn bei der 
schlechten Bezälung der Hebammen kann man nicht verlangen, 
sie sollten noch die Carbolsäure bezahlen und ehe das Publikum 
Geld dafür ausgiebt, lieber bleibt es bei seinen so sehr belieb- 
ten Pfuschhebammen, die Alles billiger machen. Angenommen, 
dass im Kreise circa 2000 Geburten vorkommen, so kostet die 
Desinfection allein 1600 Mark; bei Anwendung von Sublimat- 
pastillen (100 Past. = 2,50 Mark) dagegen bei l^j^ Lösung, die 
noch nicht nöthig ist, denn es würde sicher 1 lit. V^Iqq und 1 lit. 
1 : 5000 also 0,2 : 1000 genügen, 100 Mark, bei 10% Rabatt 90 Mark. 

Es würde zu weit führen, nochmals alle Gründe für Sublimat 
ins Feld zu fuhren, mir scheint nur, dass bei einer so allge- 
meinen Massregel immer der Kostenpunkt, wenn billiger die 
gleiche Wirksamkeit erzielt werden kann, sehr erheblich ins 
Gewicht fallen muss. (? Die Redaction). 

Ob nun aber die Anleitung in der geeignetesten Form ge- 
geben ist, die für die Hebammen die leicht verständlichste, über- 



*) Yergl. die diesbezügliche Bemerkung der Red. auf. S. 34. 
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sichtlichste und man nicht besser den kurzen kategorischen 
Styl angewandt hätte, wie er sonst in derartigen Anleitungen 
beliebt ist, ist eine Frage, die sich entscheidet nach dem Bildungs- 
grade der Hebammen, denen man diese Vorschriften unterbreitet. 
Für die östlichen Provinzen, deren jammervolle Zustände in dem 
Hebammenstande hinlänglich durch grössere Berichte bekannt sind, 
ist die Vorschrift zu lang, in dem Styl zu complicirt. Ich bin 
überzeugt, dass von den Hebammen des Kreises in dem ich 
wohne, auch nicht eine im Stande wäre, einigermassen, nachdem 
sie es gelesen, zu reproduciren, was die einzelnen §§ enthalten. 
Ich will nun nicht behaupten, dass diese Hebammen intelligent 
zu nennen wären, aber sie sind nicht schlechter wie sie die 
meisten Kreise Posens und Preussens haben werden. 

Auf welche Weise gedenkt man diesen Hebammen, — das 
übrige Preussen wird auch tausende derselben Gattung haben, 
— die neue Anleitung beizubringen? 

Durch Selbststudium? indem man jeder ein Exemplar be- 
händigt? Davon ist Nichts zu erwarten. Also auf dem bisherigen 
Wege durch den Physikus. Etwa auf die Weise, dass er die 
Anleitung in den Nachprüfungsterminen, zu denen jede Bezirks- 
hebamme alle 3 Jahre kommt, vorträgt, das faiesse die Sache ad 
calendas gräc. verschieben, abgesehen davon, dass die frei practi- 
cirenden Hebammen, die wohl oft den Aufforderungen zur Nach- 
prüfung Folge leisten, aber eigentlich wohl nicht dazu gezwungen 
werden können, wenigstens lässt sich die Verpflichtung aus den 
bestehenden Bestimmungen nicht ohne Weiteres herleiten,*) von 
der Neuerung verschont blieben. Schliesslich würde ja wohl die 
Anordnung dahin getroffen werden, dass die Physiker in ausser- 
gewöhnlicher Weise alle Hebammen in einem Jahre darin zu 
instruiren hätten. 

Aber würde das helfen? Es ist in neuerer Zeit der Vor- 
schlag gemacht worden, um die Hebammen auf die Höhe der Zeit 
in der Asepsis zu heben, dieselben zu einem klinischen Cursus 
abzuordnen, um hier durch tägliche Anschauung alle Regeln und 
Handgriffe zu erlernen, da der Autor (Kr.-Phys. Dr. Freyer- 
Stettin, in der Schrift „wie ist unser Hebammenwesen rationell 
zu bessern") der Ansicht ist, dass die Hebammen in der Aus- 
bildungszeit nicht Zeit und Gelegenheit hätten, die Asepsis zu 
lernen. Man kann zu unseren Hebammeninstituten und ihren 
Leitern das Vertrauen haben, dass sie zu beurtheilen wissen, was 
sie vor Allem ihren Schülerinnen beizubringen haben; ja wenn 
sie weiter gar Nichts lernen, das müssen sie lernen, dafür müssen 
sie Verständniss zeigen! Herr Dr. Freyer ist im Irrthum, wenn 
er glaubt, dass desshalb die Hebammen nicht antiseptisch sind, 
weil sie es nicht gelernt haben oder im Lehrcursus lernen 
könnten. Wesshalb sie es aber nicht durchführen in der Praxis, 
liegt einmal in der Schwierigkeit, in den armseligsten Verhält- 

*) Doch! Im § 5 des Min.-Erl. vom 6. Aug. 1883 heissi es ausdrücklich 
^AUe Hebammen sind gehalten etc.*^ 
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nissen auch nur den bescheidensten Ansprüchen von Reinlichkeit 
Genüge zu thun, femer in dem geringen Entgelt, das sie erhalten. 

Das Hauptgewicht aber liegt darin, dass sie in der Praxis 
zu wenig Anregung und Aufsicht haben. Glaubt man denn, dass 
von dem geschultesten Personal eines Institutes lange die 
Principien der Asepsis mit der nöthigen Sorgfalt würden be- 
obachtet werden ohne die tägliche Anregung und Controle des 
Arztes? Um wie viel mehr bedürfen aber die Hebammen des 
Landes einer solchen Anregung, die vielleicht im Jahre 2 — 3 mal 
die Asepsis von einem Arzte ausführen und ihr eigenes Verhalten 
controliren sehen. Oder ist das nicht zu viel gesagt? Con- 
trolirt wirklich jeder Arzt die Hebamme? Wie oft sprechen 
nicht Interessen der Praxis mit und der Arzt sucht mit der 
Hebamme es nicht zu verderben und breitet über deren Thun 
und Treiben den Mantel der christlichen Liebe. Wie aber lässt 
sich nun diese Controle, diese fortgesetzte wissenschaftliche An- 
regung erzielen? Die Hebamme ist nicht allein während und 
kurz nach der Geburt zu controliren, auch an den Früchten 
ihres Handelns kann man sie erkennen. 

Nun besteht freilich die Bestimmung, jede Wochenbett- 
erkrankung, jeder Todesfall im Wochenbett soll dem Physikus 
gemeldet werden. Geschieht es regelmässig? Man kann wohl 
nur sagen, manchmal geschieht es, und man wundert sich, wenn 
es geschieht. Und selbst, wenn die Meldung erfolgt, was folgt 
dann weiter? Meist Nichts. Weder ist der Physikus in der 
Lage festzustellen, wie die Sache gelegen, noch die Aetiologie 
des Falles zu eruiren. Denn man wird doch nicht glauben, 
dass sich derartige Sachen durch Vermittelung der Kreispolizei- 
behörden feststellen lassen? 

Ich kann mir die Controle nur so denken, dass der Physikus 
im fortgesetzten persönlichen Verkehr mit den Hebammen bleibt, 
dass er sie öfter sieht, vielleicht zu 2 oder 3 vereinigt, Con- 
ferenzen abhält, an die sich Belehrungen knüpfen. Die grossen 
Entfernungen verbieten es, dass die Hebammen so häufig den 
Weg zur Kreisstadt zurücklegen, daher muss sich der Beamte 
selbst auf den Weg machen und Wanderlehrer spielen. Man ist 
schon längst darüber einig, dass die Amtsausführung der Physiker 
eine andere sein muss, und ist dabei zu dem Schluss gekommen, 
es sei nöthig, dass der Medicinalbeamte, um sanitäre Missstände 
aufzudecken periodisch den Kreis bereise und mit diesen periodi- 
schen Bereisungen Hessen sich sehr gut die Hebammenconferenzen 
vereinigen. Es erscheint mir dies der einzige Weg um in der heiklen 
Hebammenfrage weiter zu kommen; man sollte jetzt damit den 
Anfang machen, um auf diese Weise, gewiss die billigste und beste 
und schnellste, die neue Anleitung den Hebammen beizubringen und 
sie dann zu befestigen. In den grösseren Städten ist ja die 
Sache viel einfacher zu erledigen, da die grossen Entfernungen 
nicht vorhanden sind. 

Da es neuerdings Sitte geworden ist, anzunehmen, wenn die 
Physiker einmal in Action treten, sei es nun, um Privatirren- 



46 Staatahanshaltfi-Etat 1889/90 des Freuss. Medicinalweeens. 

anstalten zu revidiren and zur Aafiiahme Atteste auszustellen, 
sei es wie hier, um Hebanunen zu belehren, dass dies nur ge* 
schiebt um die Physiker pecuniär besser zu stellen, (siehe Sitzungs- 
bericht des Centralausschusses der Berl. ärztl. Bezirksvereine 
V. 19. Septbr. v. J. Discussion Mendel-Berlin), so erkläre ich 
von vornherein, nicht pro domo gesprochen zu haben, (was wohl 
zur Gentige daraus erhellt, dass der Beamte auf Reisen zu Haus 
in der Praxis das einbüsst, was er an Diäten gewinnt; er lebt 
aber meist von der Praxis und ist auf diese angewiesen,) halte 
aber so lange den von mir beregten Weg f&r den einzig richtigen, 
bis mir ein besserer gezeigt wird. 



Da8 Preu8Si8che Medicinaiwesen nach dem Staatshaushalts -Etat 

fQr das Jahr 1889/90. * 

Das Bild, welches der Herr Finanzminister in seiner Etatsrede vom 16. 
Januar d. J. von den preussischen Finanzen entwarf, war ein so günstiges und 
glänzendes, dass man wohl erwarten durfte, neben den im Etat des Gultus- 
ministeriums vorgesehenen sehr erheblichen dauernden Mehraufwendungen von 
über 20 MiUionen Mark für das Elementarunterrichtswesen, fdr Verbesserung 
der ilusseren Lage der VolksschuUehrer, ihrer Wittwon und Waisen, für Ge- 
haltsverbesserungen der Geistlichen u. s. w., auch solche fQr die seit Jahr- 
zehnten als dringend nothwendig anerkannte Reform der den jetzigen An- 
sprüchen der Öffentlichen Gesundheitspflege keineswegs mehr entsprechenden 
SteUung der Kreismedicinalbeamten eingestellt zu sehen. Diese Erwartung ist 
aber auch in diesem Jahre wiederum getäuscht worden, denn der neue Etat 
zeigt gegen den voijährigen nur insoweit eine allerdings bedeutsame Verände- 
rung, als Stellenzulagen bis zum Betrage von je 900 Mark für Kreisphysiker 
in besonders schwer zu besetzenden Stellen vorgesehen sind. In der Begrün- 
dung hierzu heisst es: 

«Bei den durch anderweite Kreiseintheilung verkleinerten Ejreisen haben 
sich die Einnahmen aus den gerichtsärztlichen Geschäften entsprechend ver- 
mindert und sind die Aussichten auf Praxis, welche sich dem von auswärts in 
einem kleinen, mit Aerzten bereits ausreichend versehenen Ort berufenen 
Ereisphysikufl darbieten, in manchen Gegenden äusserst ungünstige. Die Be- 
setzung derartiger Stellen stösst daher fortgesetzt auf Schwierigkeiten. Das- 
selbe ist der Fall bei Erledigung von Physikaten in solchen Gegenden, in 
denen die Bevölkerung arm, der Dienst aber wegen der Boden- und klimati- 
schen Verhältnisse besonders anstrengend ist und einträgliche Nebenämter, 
welche dem Physikus Übertragen werden könnten, nicht vorhanden sind. Die 
Besetzung solcher Stellen mit geeigneten Personen wird sich nur eimöglichen 
lassen, wenn den in denselben zu berufenden Physikern ein grösseres Emkom- 
men aus Staatsfonds zugesichert werden kann. Es besteht die Absicht, in den 
bezeichneten Fällen Stellenzulagen bis zum Betrage von je 900 Mark zu ge- 
währen und ist zu diesem Behufe die Summe von 24000 Mark in den Etat 
einffostellt worden. Durch Absetzung der Besoldung einer entsprechenden Zahl 
entbehrlicher Kreiswundarztstellen Imt eine neue Belastung der Staatskasse 
vermieden werden können.' 

Die Einstellung der vorgenannten Summe zu Stellenzulagen für die 
Kreisphysiker ist insofern von Wichtigkeit, als daraus hervorgent, dass die 
KOniffl. Staatsregierung die Kreiswun&rztstellen im All^meinen für entbehr- 
lich hält und andererseits die durch Aufhebung derseloen ersparten Besol- 
dungen zu Gehaltsverbesserungen der Physiker zu benutzen gedenkt, mit wel- 
cher Verwendung bekanntlich früher der Herr Finanzminister nicht einverstan- 
den war, sondern die ZurückfÜhrung der auf diese Weise ersparten Summen 
an die Staatskasse beanspruchte. 
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Im Uebrigen zeigen die einzelnen Positionen des Etats für das Medicinal- 
wesen im Yemeich zu denjenigen des Vorjahres*) wenig Veränderungen. Es 
sind ausgewoifeh: 

1. Für Besoldungen der Mit^eder der Provinzial- 
MedicinalkoUegien , der Begierungs - Medicinal- 

räthe u. s. w Mk. 240 429,— 

2. Für Besoldungen der Stadt-, Kreis- und Bezirks- 
physiker, Kreiswundärzte u. s. w , 740 162,97 

(darunter die obenerwähnten 24 000 Mk. für 
Stellenzulagen) 

3. Für WohnungsgeldzuBchüsse der Regierungs-Me- 

dicinabAthe , 22 275,— 

4. Zur Remimerirung eines Medicinalassessors bei 
dem Polizeipräsidium in Berlin, sowie der Büreau- 
und Kanzlei -Hülfsarbeiter bei den Provinzial- 
Medicinalkollegien ^ 12 598,— 

5. Für Büreaubedürfiiisse der Medicinalkollegien, so- 
wie zu Reisekosten und Tagegeldern für auswär- 
tige ausserordentliche Mitglieder der Provinzial- 
MedicinalkoUegien • • •, • » 8 422,— 

6. Zur- Remunerirung der Mitglieder der Gommis- 
sionen für die Staatsprüfungen der Aerzte, Zahn- 
ärzte, Apotheker, Physiker und zu sachlichen 

Ausgaben bei denselben , 180 000, — 

7. Für Unterrichts-, Heil- und Wohlthätigkeits-An- 
stalten, besonders an Zuschuss für das Charit^- 

Krankenhaus , 213 826,32 

8. Für das Impfwesen (Remunerirung der Vorsteher, 
Assistenten u. s. w. der Impfinstitute, sachliche 

Ausgaben der letzteren, Impfprämien u. s. w.) , 74 661, — 

9. Für Reagentien bei den Apothekenrevisjonen , 1 900,— 

10. Für Unterstützungen von Medicinalbeamten und 

deren Wittwen und Waisen , 45 000, — 

11. Zu Almosen an körperlich Gebrechliche zur Rück- 
kehr in die Heimatn, sowie für arme Kranke . „ 900, — 

12. Für medicinalpolizeiliche Zwecke**) , 28 500,— 

18. Zu yerschiedenen anderen Ausgaben (Quarantaine- 

anstalten, Aussterbebesoldungen u. s. w.) . . . , 60 620,83 

Zusammen: Mk. 1 568 795,12 
im Voij ahre; „ 1 587 880,12 

demnach mehr: Mk. 30915, — 

Diese Mehraussaben werden, abgesehen von den erhöhten Ausgaben für 
ärztliche Staatsprüfungen (15 260 Mark), denen jedoch eine entsprechend 
höhere Einnahme aus dem letzteren gegenübersteht, hauptsächlich bedingt: 

1. durch die neu zu errichtende Stelle eines Regierungs-Medicinalnkthes 
bei der am 1. Juli 1889 neu zu gründenden Regierung in Kiel; 

2. durch die in Folge der Ueberhäufung von Dienstgescnäften des Re- 

flerungs • Medicinälrathes in Berlin erforderliche Anstellung eines 
auernden Hülfsarbeiters (4500 Mk. Gehalt) und 

3. durch die Remunerationen der Vorsteher (3000 bez. 3500 Mark) und 
Assistenten (750 bez. 1000 Mark) der neu zu errichtenden Impf- und 
Lympherzeugungs-Instituten zu Hannover und Köln, sowie durch die 
sachlichen Ausgaben (Leihgebühren für Kälber, Wartung, Fütterung, 
thierärztUche Untersuchung derselben, Unterhaltung des Inventars, 
Kosten der Verpackung und Versendung der erzeugten Lymphen. s.w.) 
fUr diese Anstalten (12 685 Mark). 



*) Vergleiche No. 2 der Zeitschrift Jahrg. 1888, S. 61. 
**) Für veterinärpolizeiliche Zwecke 150000 Mark; 22 535 Mark, also 
beinahe so viel wie die obige Summe, mehr als im Voijahre. 
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Ausserdem sind im Etat noch die Besoldungen von einem neuen Bezirks- 
physikuB in Berlin und von je einem zweiten Pnysikus in Köln und Königs- 
\>erg mit je 900 Mark ausgeworfen. Die Errichtung dieser Stellen wird theils 
durch die fortschreitende Vermehrung der Einwohnerzahl der genannten Städte 
(besonders bei Berlin), theils dm-ch die besonderen Au%aben, welche die bei- 
den zuletzt genannten Städte als Festungen an die Sanitätspolizei stellen, be- 
ffrOndet und fßb: die Stadt Königsberg ausserdem noch der Umstand angeführt, 
dass dieselbe wegen ihrer Lage in einer Grenzprovinz im Osten des Staates 
der Einschleppung von Epidemien aus Russland leichter ausgesetzt ist. Die 
hierdurch entstehende Mehraufwendung wird übi-igens wie die SteUenzulagen 
der Physiker durch die Absetzung der Besoldungen entbehrlicher Kreiswund- 
arztsteÜen gedeckt. 

An einmaligen Ausgaben fOr das Medicinalwesen sind — abgesehen von 
dei^enigen für üniversitätszwecke (darunter auch je ein Lehrstuhl und Institut 
ftb- Hygiene in Halle a/S. und Marburg) — nur diejenigen fftr bauliche und 
innere Einrichtungen der neuen Impf- und Lympherzeugungs-Institute zu Han- 
nover und Köln, sowie für Ankauf eines Gnmdstückes in Berlin behufs Ver- 
grösserung und Arrondirung des Charit^- Grundstückes in Anschlag gebracht. 



Kleinere Mittheilungen. 

In das Berliner Leiehenschauhans eingelieferte Leichen 
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Die Errictatmig eines Hjgienisetaen Instituts und Begründung einer 
Professor für Hygiene ist in dem bevorstehenden Etat für die Universität 
Halle a/S. und Marburg vorgesehen. Für die Besetzung der an der zuerst 
genannten Universität zu errichtenden Professur soll das jetzige Mitglied des 
fedserlichen Gesundheitsamtes Regierungsrath Dr. Renk zu Berlin in Aussicht 
genommen sein. 

Zwiebelbonbons gehdren nicht in demjenigen Znbereltongen 9 deren 
Feilhalten und Yerkanf nach der Kaiserlichen Terordnnnff Yom 4. Januar 
1875 nur in den Apotheken gestattet ist: In der Untersuchungssache wider 
den Drogisten L. in 0. wegen Feilbietens und Verkaufs von 0. Tietze's Zwie- 
belbonbons und dadurch stattgehabter Uebertretung der Kaiserlichen Verord- 
nung vom 4. Januar 1875 hat das König]. Provincialcollegium zu Kiel nach- 
folg^endes Gutachten abgegeben: , Ihrer Form nach gehören Bonbons nicht zu 
demjenigen im Verzeichniss A der betreffenden Ordnung aufgefShrten Zuberei- 
tungen zu HeDzwecken, deren Feühalteu und Verkauf nur in Apotheken ge- 
stattet ist. Die chemische Untersuchung der Zwiebelbonbons hat ergeben, dass 
dieselben keine Stoffe des Verzeichnisses B der Kaiserlichen Verordnung ent- 
halten, vielmehr aus Zwiebelsaft und Zucker bestehen. Es liegt mithin keine 
Uebertretung der Kaiserlichen Verordnung vom 4. Januar 1875 vor, ebenso- 
wenig wie dies beim Verkauf und Anpreisen von ^^«»^''«▼♦»'«MJtbonbons, Rettig- 
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bonbons, Elatscbrosenbonbons u. s. w. statthat." Auf Grund dieses Gutachtens 
erfolgte die gerichtliche Freisprechung des betreffenden Drogisten. 



Bestraftangen Ton Cnrpftasohem wegen fahrlässiger TMtnng: 

1. Ein Curpfiischer war yon der Strafkammer wegen fahrlftssiger TOdtung 
verurtheilt, weil er den Tod eines von ihm an schwerer Diphtheritis be- 
handelten Kindes dadurch beschleunigt habe, dass er es unterlassen hatte, 
das Krankenzimmer gehörig zu lüften und den Kräftezustand des Kindes 
zu erhalten. Die hiei'gegen von ihm eingelegte Revision ist vom Reichs- 
gericht verworfen und heisst es in dem Urtheile desselben vom 18. Sep- 
tember 1888: 

„Wenn die Strafkammer annimmt, dass die constatirten Unter- 
lassungen des Angeklagten, welcher das Kind in seine Behandlung 
genommen hatte, den Tod des Kindes beschleunigt haben, so ist da- 
mit festgestellt, dass er zu dem Eintritte dieses Erfolges insofern 
mitgewirkt hat, als er verursachte, dass der Tod früher eingetreten 
ist, als er im FaDe einer sachgemässen ärztlichen Behandlung, wenn 
diese keine HeDung gebracht hätte, eingetreten wäre. Zutreffend 
stellt die Strafkammer den Grundsatz auf, dass der Causalnexus einer 
Handlung oder Unterlassung mit einem Erfolge schon dann vorliege, 
wenn die Handlung bezw. Unterlassung nicht die alleinige, sondern 
nur die mitwirkende Ursache zu dem eingetretenen Erfolge war. 
Ist femer der frühere Tod des Kindes auf die Verursachung durch 
den Angeklagten zurückgefElhrt, so ist es hierfür rechtlich eiäusslos, 
ob möglicherweise der Tod des an der Diphtheritis erkrankten Kin- 
des auch ohne die falsche Behandlung des Angeklagten in einem 
späteren Zeitpunkte eingetreten, oder bei sachgemSsser Behandlung 
vielleicht ganz zu verhüten gewesen wäre. Selbst wenn, was nicht 
der Fall, festgestellt wäre, dass das Kind an der schweren Krankheit 
auch bei sachgemässer Behandlung hätte sterben müssen, würde ohne 
Rechtsirrthum angenommen sein, dass der Tod des Kindes in Folge 
der sachwidrigen Behandlung des Angeklagten eingetreten sei, wenn 
der Tod in Folge dessen miher erfolgte, als er sonst eingetreten 
wäre. Dieser Tod bleibt immer ein von dem Angeklagten verschul- 
deter, und der Causalnexus zwischen diesem frühen Tode und der 
Fahrlässigkeit des Angeklagten ist auch durch keine fremde Causa- 
lität unterbrochen." 

2. Der schon mehrfach wegen Curpfuscherei bestraft S. Fr. W. H . . . p 
(Doctor Philadelphiae) zu Berlin war beschuldigt, durch Fahrlässigkeit 
den Tod eines acht Wochen alten Kindes herbeigeführt zu haben. Der- 
selbe hatte am 21. März v. J. gegen Mittag einer Frau H., welche ihn 
um ein Mittel für ihr an Krämpfen erkranktes Kind gebeten hatte, ohne 
das letztere gesehen zu haben, ein Recept mit sechs Morphiumpulver 
h 0,01 gr. verschrieben und die Frau angewiesen, dem Kinde um 2, 4 und 
7 Uhr Nachmittags je ein Pulver zu geben, ihn aber vor Eingabe des 
dritten Pulvers über den Zustand des Kindes zu berichten. Das nur mit 
einem ,H" unterzeichnete, aber sonst regelrecht ausgestellte Recept war 
in der Apotheke anstandslos angefertigt*), und nachdem das Kind zu den 
vorgeschriebenen Stunden die ersten beiden Pulver erhalten hatte, lag es 
nach Angaben der Mutter so ruhig, dass die letztere ein drittes Pulver 
nicht gab und es auch nicht für nöthig hielt, dem pp. H . . . p noch an 
demselben Abend Bericht zu erstatten. Dieses Ausbleiben der Mutter be- 
unruhigte den letzteren; er suchte in Folge dessen die Wohnimg der Frau 
H. auf, ging aber selbst nicht hinein, sondern beauftragte seinen Beglei- 
ter, der pp. H. mitzutheilen , dass er ihr Kind nicht weiter behandeln 
könne, da sie es unterlassen habe, ihm Bericht zu erstatten ; dass sie aber 
unter keinen Umständen das dritte Pulver geben dürfe. Am folgenden 



*) Ueber die Verurtheilung des betreffenden Apothekers wegen der hier 
vorliegenden Uebertretung der MinisterialvcrfÜgung vom 3. Juni 1878 ist in 
No. 12 der Zeitschrift (J. 1888, S. 369) berichtet. 
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Morgen wurde Frau H. durch das Röcheln ihres Kindes geweckt und fand 
dasselbe im Sterben liegend. Der herbeigerufene Arzt erkannte sofort, 
nachdem ihm das fragliche Recept vorgel^ und der Sachverhalt erzSMt 
war, dass das Eind an den Folgen einer Morphiumvergiftung leide. Alle 
von ihm angewandten Gregenmittel waren vergeblich, am iJiend des fol- 
genden Tages trat der Tod des Kindes ein. Gregen den pp. H . . . p 
wurde die Anklage wegen fifthrlässiger TGdtnng erhoben, und derselbe von 
der ersten Strafkammer des Landgerichtes I zu Berlin in ihrer Sitzung 
vom 18. December d. J. zu 2 Jahren Grefängniss und sofortiger Verhaftung 
verurtheilt. Beide G^richtsärzte geben ihr Gutachten übnreinstimmend 
dahin ab, dass das Kind zweifellos an einer Morphiumvergiftung 
verstorben sei, da 0,02 Morphium nach den Erfahrungen oer Wissenschaft 
vollstftndiff genüge, um den Tod eines Kindes herbeizuführen. Das Recept 
des Angeklagten habe zwar die Maximaldosis für Erwachsene nicht über- 
schritt^, a1]^r jeder auch noch so wenig gebildete Arzt werde sich hüten, 
einem Kinde solche Gaben von Morphium zu verordnen. 



Stadti^hyslkat €dln pro 1887 von Dr. Leuffen. 
In meinen Bereich fielen im Laufe des Jahres 1887: 
10 vollständige gerichtliche Obductionen. 

gerichtliche Lispectiönen resp. auf Anordnung des Richters vor 
der regulativm&ssigen Beendigung abgebrochene Obductionen. 

5 Assisen-Termine. 

1 Untersuchung betreffend event. Saamenflecke und Gutachten. 
8 Heildienerprüfungen. 

2 Trichinen-Revisionen. 

Die Befugniss zu letzteren beruht nämlich darauf, dass bei Einführung der 
obligatorischen Fleischschau in Cüln im Jahre 1878 die dem zuständigen l^adt- 
Kreisphysikus übertragenen Befugnisse von demselben wegen mangemder Seh- 
tüditigkeit nicht übernommen werden konnten und daher durch Verfügung der 
Küniguchen Regierung in Vertretung auf mich den Stadtkreiswundarzt Über- 
tragen wurden, — welchem umstände dann die bei Folgende, hier wohl 
ziemlich noch allgemmn gebräuchliche kleine Broschüre ihren Ursprung ver- 
dankte das Examen der amtlichen Fieischschauer (Cöln 1878). 

Die vorbemerkten Revisionen betrafen drei Trichinen-Befunde, die sich 
unter 54865 im hiesigen Schlachthause im vorigen Jahre geschlachteten 
Schweinen ergeben haUen. Die Zahl der hieeigen Fleischschauer beträgt 36, 
ausserdem existiren 2 Vorsteher. 



Verordnungen und Verfügungen. 

Berieht Aber die unter Zuziehung von Vertretern der Aerztekammem am 
24«, 25. und 26. Oetober 1888 stattgeftandenen Verhandlungen der Wissen- 
schaftlichen Deputation für das Medieinalwesen. Durch Circularerlass 
des Ministers für Medicinalangelegenheiten vom 15. December 1888 
(gez. V. Gossler) M. N. 9895 sämmtlichen Königlichen Regierungspräsidenten 

zur gefillligen Kenntnissnahme mitgetheilt.*) 

Nach § 3 der Allerhöchsten Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend 
die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, sind zu den Sitzungen der 
Provinzial-Medicinal-Kollegien und der Wissenschaftlichen Deputation für das 
Medieinalwesen, in denen allgemeine Fragen oder besonders wichtige Gegen- 
stände der öffentlichen Gesundheitspflege zur Berathung stehen oder in denen 
über Anträge von Aerztekammem beschlossen wird, Vertreter der Aerzte- 
kammem ab ausserordentliche Mitglieder mit berathender Stimme zuzuziehen. 

Nachdem die Aerztekammem die Wahlen dieser Vertreter vollzogen, 
haben in den Provinzen bereits im Laufe des Sommers 1888 Sitzungen der 



*) Um diesen Bericht in dieser Nummer vollständig bringen zu können, 
mussten eine Anzahl weniger wichtiger amtlicher Verfügungen fOr die nächste 
Nummer zurückgesetzt werden. (D. Red.) 
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Medicinal-Kollegien unter Zuziehung der ausserordentlichen Mitglieder stattge- 
funden. Am 24. October 1888 be^nn im Ministerium der geistlichen, Unter- 
richts - und Medicinal- Angelegenheiten die erste Sitzung der Wissenschaftlichen 
Deputation für das Medicinalwesen unter Zuziehung folgender 12 von den 
Aerztekammem gewählten ausserordentlichen Mitglieder: 1. Arzt Dr. G rüg er 
aus Insterburg, 1. Arzt Dr. Lissauer aus Danzig, 3. Geheimer Sanitäts-IUth 
Dr. Körte aus Berlin, 4. Professor Dr. Krabler aus Greife wald, 5. General- 
Arzt Dr. Henrici aus Posen, 6. Geheimer Medicinal-Rath Professor Dr. Förster 
aus Breslau, 7, Sanitäts-Rath Dr. Hüllmann aus Halle a. S., 8. Regierungs- 
und Geheimer Medicinal-Rath Professor Dr. Bockendahl aus Kiel, 9. Sanitäts- 
Rath Dr. Saxer aus Gosslar, 10. Sanitäts-Rath Dr. Morsbach aus Dortmund, 
11. E[reis-Ph7sikus Dr. Grandhomme aus Höchst, 12. Geheimer Sanitäts-Rath 
Dr. Graf aus Elberfeld. 

Der Staats-Minister Dr. von Gossler begrüsste die neu eingetretenen 
ausserordentlichen Mitglieder mit einer besonderen Ansprache, worauf der 
Direktor der Deputation, Wirkliche Geheime Rath Dr. Sydow die Leitung 
der Verhandlungen übernahm. 

Auf die Tagesordnung der Sitzung war von dem Minister gesetzt: 

1. die Berathung der Grundsätze, deren Beachtung bei Anordnungen 
der Verwaltung zur Verhütung einer gemeinschädlichen Verun- 
reinigung öffentlicher Wasserläufe vom Standpunkt der öffent- 
lichen Gesundheitspflege für erforderlich erachtet wird. 

2. die Erörterung der s. g. Schularztfraffe. 

Die Vorbereitung für die Sitzung war in der Weise erfolgt, dass die 
Deputation im Sommer vorher für jeden der beiden Gegenstände der Tages- 
ordnung eine Uebersicht der einzelnen zur Erörterung zu stellenden Ghnmd- 
sätze und Einzelfragen nebst einer Einleitung dazu entworfen, und der 
Vorsitzende cwei Referenten, je einen aus der !Zahl der ordentlichen und je 
einen aus der Zahl der ausserordentlichen Mitglieder, ernannt hatte, welche er- 
sucht wurden, unabhängig von einander im Anschluss an die entworfene 
Uebersicht ein schriftliches Referat auszuarbeiten. Dies Material wurde als 
Vorlage für die Sitzung gedruckt und sämmtlichen Mitgliedern vor derselben 
zugefertigrt. In der Sitzung wurden sodann die von den Referenten zu den 
Einzelfraffen aufgestellten Thesen nebst den dafür in den Referaten enthaltenen 
Motiven oerathen, die dazu im Laufe der Verhandlung gestellten Aenderungs- 
vorschlage erwogen und danach die Beschlüsse gefasst und protokoUirt. 

Erster Gegenstand der Tagesordnung 
(FlnssYernnrelnlgong). 

Die Beschlüsse der Deputation. 

Vom Standpunkt der öffentlichen Gesundheitspflege ist es erforderlich, 
dass die Verwaltungsbehörden bei den Anordnungen zur Verhütung einer ge- 
meinschädlichen Verunreinigung der öffentlichen Wasserläufe*) folgende Grund- 
sätze beachten. 

I. 

Gemeinschädliche Verumreinigungen Öffentlicher Wasserläufe entstehen: 

1. durch Infektionsstoffe, 

2. durch föulnissfähige Stoffe, 

3. durch toxisch wirkende Stoffe, 

4. durch andere Stoffe, welche den Gebrauch des Flusswassers zum 
Trinken, zum Hausgebrauch, in der Landwirthschaft oder in der 
Industrie beschränken oder die Fischzucht gefährden. 



*) Der Ausdruck ^öffentliche Wasserläufe ** ist hier nicht im Sinne 
des Allgemeinen Landrechts verstanden, wonach den Gegensatz davon die nicht 
im Eigenthum des Fiskus stehenden, d. h. die nicht schiffbaren UTafiserläufe 
(^Privatflüsse") büden (Thl. II. Tit. 15 A. L. R. §§ 1 ff. Ges. v. 28. Februar 
1848, § 3 G-S. S. 441), sondern in dem Sinne, dass alle fliessenden Gewässer, 
welche von den Menschen benutzt werden können, dahin gehören, sie mögen 
im Eigenthum des Fiskus oder in dem Eigenthum von PriYatpersonen. stehen.^ 
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Zu 1. In fekti OBS Stoffe können enthalten alle aus den menschlichen 
Wohnoneen oder deren Umgebung herrührenden Schmutzwässer, also nicht 
blos die Fäkalien (Roth und Urin), sondern alle im menschlichen Hanshalte 
gebrauchten und aus demselben wieder zu entfernenden Wässer sowie die 
Niederschlags- und Reinigungswasser von Höfen, Strassen und Plätzen. Das 
Gleiche gilt von den Abgängen ans Schlächtereien und aus solchen Gewerbe- 
betrieben, welche Lumpen, Felle, Haare oder thierische Abfälle verarbeiten. 
Die Verwaltungsbehörden haben deshalb daftir Sorge zu tragen, dass alle 
solche Schmutzwässer und Abgänge den öffentlichen Wasserläufen soweit dies 
irgend thnnlich erst zugeführt werden, nachdem dieselben zum Zwecke der 
Unschädlichmachung einem von der Aufsichtsbehörde als geeignet anerkannten 
Verfahren unterwoHen worden sind. 

Zu 2. Hinsicht43 der zu 1 gedachten Schmutzwässer und hinsichts der- 
jenigen Abwässer aus gewerblichen Anlagen, welche nicht imter Nr. 1 fieillen, 
aber fäulnissfähige Stoffe enthalten, ist darauf zu achten, dass solche 
Abwässer den öffentlichen Wasserläufen erst in völlig geklärtem Zustande zu- 

fefflhrt und in den letzteren soweit verdünnt werden, dass eine stinkende 
'äulniss später nicht eintreten kann. 

Alle Abwässer dieser Art, auch die Strassenwässer sind föulnissfähig und 
demgemäss zu behandeln. 

Die Feststellung von Grenzwerthen für den Gehalt der gereinigten Ab- 
wässer an fäulnissfähigen Steffen verschiedener Art mit Bücksicht auf Temperatur 
und Bewegung des Wassers ist nothwendig. 

Vorläufig ist der zulässige Grad der Verunreinigung danach zu bemessen, 
dass unverkennbare Anzeichen stinkender Fäulniss, wie Fäulnis^ruch und 
Entwickelung von Gasblasen auch beim niedrigsten Stand des Flusswassers 
und bei höchster 'Sommertemperatur fehlen müssen. 

Die getrennte Beseitigung der Fäkalien macht die übrigen Schmutzwässer 
nur unwesentlich weniger fäulnissfähig. 

Zu 3. Toxisch wirkende Stoffe kommen und zwar nach den gegen- 
wärtigen Erfahrungen nur als mineralische Gifte (Arsenik, Blei) und betreffs 
der gewerblichen Abwässer in Betracht. Sehr geringe Mengen sind unschäd- 
lich. Es wird darauf Bedacht zu nehmen sein, dass die Grenze durch Sach- 
verständige bestimmt festgesetzt wird, innerhalb deren die Zuführung solcher 
Stoffe in die öffentlichen Wasserläufe zulässig sein würde. 

Zu 4. Auch durch andere als die zu 1 bis 3 bezeichneten 
Stoffe können Wasserläufe so verunreinigt werden, dass das Flusswasser zum 
Gebrauch als Trink- und Wirthschaftswasser, für andere Industrien und für 
die Landwirthschafb unbrauchbar oder die Fischzucht gefährdet wird. Es gilt 
dies insbesondere für Zuflüsse von Färbereien, Soda-, Gas- und anderen chemi- 
schen Fabriken, Abgänge von Parafin und Petroleum, heisse Eondensations- 
wässer, Chemikalien, welche zur Klärung und Desinfektion von Abwässern 
gedient haben u. s. w. 

Entscheidend für die Frage, ob die Zuführung dieser Abwässer in die 
Flüsse mit Rücksicht auf so geartete Steffe erst von einer vorhergehenden 
Reinigung abhängig zu machen sei, bleibt der Satz, dass das Flusswasser in 
seiner Klarheit, Farblosigkeit, in Geschmack, Geruch, Temperatur und Gehalt 
an gelösten Mineralstoffen (Härte) nicht wesentlich verändert sein darf. 

Allgemein anwendbare, in bestimmten Zahlen ausgedrückte oder die 
Grenze sonst genau bezeichnende Bestimmungen darüber, wann dies anzunehmen 
sei, sind bis jetzt bei uns nicht aufgestellt. 

Da übrigens die Rücksicht auf die Gesundheit dabei nur selten in erheb- 
licher Weise imd nur mittelbar, meist aber nur Vermögensobjecte in Betracht 
kommen, werden die verschiedenen Interessen in ihrer Wichtigkeit gegen- 
einander verständig abzuwägen sein. 

Insofern Flusswasser als Trinkwässer verwendet werden soll, ist es 
wünschenswerth , dass die für die zulässigen Veränderungen festzustellenden 
Grenzwerthe dabei zur Anwendung kommen. 

II. 

1. Die Haushaltungs - und AbtrittAwässer, sowie die Niederschlagswässer 
von Höfen, Strassen und Plätzen können nach den bis jetzt gemachten Er- 
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fahrungen mit den nachstehend dargelegten Massgaben so vollständig als 
nöthig gereinifft werden; 

a) sie werden durch das Berieselungsverfahren von Infektionsstoffen 
und föulnissfähigen Stoffen soweit befreit, dass die Ableitung der 
Rieselwässer in öffentliche Wasserläufe ohne Weiteres geschehen 
kann; 

b) sie werden durch geeignete, mit mechanischen Einrichtungen 
verbundene chemische Verfahren (Aetzkalk in Verbindung mit 
anderen FäUungsmitteln) von Infektionsstoffen und suspen- 
dirten fäulnissnlhigen Stoffen vollständig, von gelösten fäul- 
nissfähigen Stoffen aber nur theilweise befreit. Um nachträgliche 
Fäulniss zu verhüten, muss die Menge des Flusswassers ausreichen, 
die gelösten Stoffe gehörig zu verdünnen; andernfalls muss das 
Wasser noch einen genügenden Zusatz eines fäulViisswidrigen 
Mittels wie Kalk u. s. w. erhalten. Die Reinigung muss in 
zweckmässig angelegten, einheitlichen Anstalten geschehen. 

Durch die Anhäufung von Schlammmassen dürfen neue Schädlichkeiten 
nicht hervorgerufen werden. 

2. Die zu 1 aufgestellten Sätze gelten für gewerbliche Abwässer in 
gleicher Weise. 

3« Nothauslässe von Eanalisationsanlagen sind bei beiden Verfahren 
(la und Ib) zulässig; der Ort ihrer Anlage, ihre Zahl und ihre Benutzung 
sind zu kontrolliren; Zahl und Benutzung möglichst einzuschränken. 

4. Die gesanunten Reinigungsverfahren müssen fortlaufend auf ihre aus- 
reichende Wirksamkeit kontrollirt werden. 

5. Die Wissenschaftliche Deputation nimmt davon Abstand, für die 
Reinifl^ng der Abwässer von den zu Satz I Nr. 4 oben aufgeführten Stoffen 
Vorschläge zu machen; aus demselben Grunde, aus welchem solche Vorschläge 
in Betreff der anorganischen Verunreinigungen von ihr nicht gefordert worden 
sind. (Vergl. Vorlage Seite 2.) 

m. 

Ob ein Fluss durch Infektionsstoffe so verunreinigt ist, dass eine Ab- 
hülfe des bestehenden Zustandes erforderlich wird, kann man auf Grund einer 
bakteriologischen Untersuchung des Flusswassers an den verschiedenen dabei 
in Betracht kommenden Stellen im Vergleich mit den Abwässern an dem 
Punkt, an welchem sie in den Fluss eingeleitet werden, erkennen. 

Ausserdem wird das Auftreten einer Infektionskrankheit, welche auf Be- 
nutzung des Wassers zu beziehen ist, dabei sehr entscheidend mitsprechen, es 
darf aber bis dahin mit der Abhülfe nicht gewartet werden. 

Schliesslich kann auch die Thatsache, dass solche Abgänge, von denen 
zu befürchten ist, dass sie zur Entstehung von Infektionskrankheiten Anlass 
geben und welche noch nicht desinfizirt in einen Fluss gelangen, ein amtliches 
Einschreiten erfordern. Dies wird insbesondere der Fall sein, wenn die Ab- 
gänge aus Ejrankenhäusem , Waschanstalten oder aus Wohngebäuden mit 
infektionskranken Personen herrühren. Das Vorhandensein fäulniss fähiger 
Stoffe im Uebermaasse wird man daran erkennen, dass das Flusswasser er- 
heblich gefärbt oder verschlammt oder stinkend wird. Das Aufsteigen von 
Gasblasen aus dem am Boden des Flusses abgelagerten Schlamm ist ein un- 
trügliches Kennzeichen eines Zustandes, welcher der Abhülfe bedarf. 

Ob toxisch wirkende Stoffe in einem Umfange vorhanden sind, dass 
Abhülfe nothwendig ist, wird im Einzel&ll durch sachverständige Prüfung zu 
ermitteln sein. 

Ob endlich andere derartige Stoffe sich in den einem Flusse znge- 
führten Abwässern befinden, wird aus den eingetretenen unverkennbaren 
Missständen sich ergeben. 

IV. 

Die Beurtheilung einer geplanten Anlage in Bezug auf zu erwartende 
gemeinschädliche Verunreinigung öffentlicher Wasserläufe hat in jedem 
einzelnen Falle unter Berücksichtigung der voraussichtlich produzirten Sclmiutz- 
wässer und der beabsichtigten Vorkehrungen zur Reinigung derselben auf 
Grund der in obigen Thesen aufgestellten Grundsätze zu geschehen. 
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V. 
Es ist wünschenswerth ) dass eine Kommission eingesetzt wird, welche 
dafür zu sorgen hat, dass die noch fehlenden wissenschaftlichen Unterlagen 
für eine definitive Regelung der Maassnahmen zur Reinhaltung der öffentlichen 
Wasserläufe beschafft werden. 

Begründung. 

Die Beschlüsse I, II, III und IV enthalten die Antworten auf die der 
Deputation unter den gleichen Nummern vorgelegten Fragen nach Erörterung 
der von den Referenten gemachten Vorschläge. Eine Vergleichnng der beiden 
Referate ergiebt, dass m keinem wesentlichen Punkte zwischen ihnen eine 
Meinungsverschiedenheit herrschte. In der Sitzung trat ebensowenig eine 
solche hervor. 

Bei Redaktion der Beschlüsse ist der Gedanke leitend gewesen, dass die- 
selben möglichst vollständig und möglichst übersichtlich die Grundsätze dar- 
legen sollen, auf deren Beachtung Seitens der Verwaltungsbehörden es 
ankommt, um die Gefahren sicher zu erkennen und wirksam zu mindern, 
welche die Verunreinigung der Flüsse für die Gesundheit der Menschen und 
andere allgemeine Interessen mit sich bringt. Es ist deshalb in den Text der 
Beschlüsse Manches hinübergenommen, was die Referenten in der Begründung 
ihrer Thesen vorgetragen hatten. Es ist aus demselben Grunde die Gruppirung 
der zu beachtenden Grundsätze in erster Linie nicht nach dem äusseren Ur- 
sprung der gemeinschaftlichen Abgänge — Haus- und Wirthschafbswässer, 
Strassenwässer, Gewerbewässer — , sondern nach der Eigenthümlichkeit der i 

die Verunreinigung verursachenden Stoffe — Infektionsstoffe, fäulnissnihige, 
giftige, andere verunreinigende Stoffe — erfolgt. 

In der Kennzeichnung der 4 verschiedenen Arten dieser Stoffe sind die | 

Beschlüsse den Ausführungen der Referenten beigetreton. 

In Beschluss I. ist von den zu 1 genannten Abgängen nicht wie im ' 

Referat gesagt, dass sie «infektions verdächtig*^ seien, sondern dass sie In- 
fektionsstoffe enthalten können, weü der erstgedachte Ausdruck in der { 
Veterinärgesetzgebung (Reichsgesetz, betr. die Abwehr und Unterdrückung von ] 
Viehseuchen, vom 28. Juni 1880, R.-Gesetzbl. S. 158) eine andere Bedeutung ,1 
hat, als hier beabsichtigt gewesen ist, ihm zu geben. I 

Den Abgängen aus solchen Gewerbebetrieoen , welche Felle, Haare oder | 

thierische AbMle verarbeiten, sind als gleich werthig in Betreff der Infektions- 
stoffe noch die Schlächtereien und die Gewerbebetriebe, welche Lumpen ver- 
arbeiten, hinzugefügt worden. 

In Beschluss I. zu 2 (fäulmssfähige Stoffe) ist am Schluss bemerkt worden, 
dass die getrennte Beseitigung der Fäkalien die übrigen Schmutzwässer nur 
unwesentlich weniger fäulmssföhig mache. Dies gilt nach der Ansicht des 
Kollegiums, es mögen die Fäkalien durch Abfuhr oder durch ein s. g. Separat- 
system oder sonst wie getrennt von den übrigen Schmutzwässem beseitigt 
werden. 

In Beschluss I. zu 4 ist der Satz des ersten Referats gestrichen, Inhalts 
dessen ,in einzelnen zwingenden Fällen*^ davon sollte Aostond genommen 
werden können, dass Wasser eines öffentlichen Wasserlaufs in einem fär Haus- 
haltungszwecke verwendbaren Zustande zu erhalten. Es wurde anerkannt, 
dass dieser Satz keine genügend bestimmten Anhaltspunkte für die von der 
Verwaltungsbehörde in den einzelnen Fällen zu treffende Entscheidung an die 
Hand gebe. Was darüber zur Zeit zu sagen ist, wird in dem Beschuss I. 
zu 4, so wie er jetzt lautet, kundgegeben. 

Sobald es gelungen sein wird, für Flusswasser, welches als Trinkwasser 
verwendet werden soll, bestimmt erkennbare Grenzwerthe der zulässigen Ver- 
änderung festzusetzen, werden auch die^e Grenzwerthe zur Anwendung Kommen 
müssen, um im Verwaltungswege zu bestimmen, ob und unter welchen Mass- 
gaben eine Verunreinigung mit den zu 4 bezeichneten Stoffen zuzulassen sei. 

Der Beschluss IL eitheilt die Antwort auf die zweite der Deputation 
vorgelegte Frage, in wie weit nämlich die Einleitung unreiner Flüssigkeiten 
in öffentliche Wasserläufe durch vorherige Anwendung eines Reimgungs- 
verfi&hrens zulässig gemacht werden kann und behandelt zu diesem Zweck oie 
Wirksamkeit der verschiedenen Reinigungsmethoden gegenüber den ver- 
schiedenen Arten von Schmutzwässem. 
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Zwischen den Ausführungen der beiden Referenten über diese Punkte 
besteht insofern ein Unterschied, als das erste Referat — das „Berieselungs- 
verüaliren* und ein , geeignetes chemisches Ver&.hren'', das zweite aber ausser- 
dem noch die Bodenfiltration als eine besondere Art der wirksamen und 
deshalb zuzulassenden Reinigungsverfahren aufführt. Der Unterschied ist 
indess nur ein scheinbarer. Wie die mündliche Verhandlung ergab, und wie 
eine genauere Vergleichung der Begründungen beider Roferate erkennen Iftsst, 
hat weder der erste Referent die emfache Bodenfiltration ausser Betracht ge- 
lassen (s. Seite 8 und 9 der Vorlage), noch der zweite Referent derselben einen 
den Rieselanlagen völlig gleichstehenden Werth fCLr Unsch&dlichmachun|f der 
Infektionsstoffe und El&rtmg von f&ulnissfähigen Stoffen beigelegt (s. Seite 28 
der Vorlage). Es kommt nach beiden Referaten darauf an, ob das betreffende 
VerfiEkhren unter den Umständen des konkreten Falles ein geeignetes ist. Dies 
war auch die Ansicht der Deputation. Schon im Beechluss I. ist deshalb zu 1 
ausgedrückt worden, dass das anzuwendende Ver&hren von der Aufsichts- 
behörde als geeignet anerkannt sein muss. Im Uebrigen herrschte darüber 
völliges Einverständnisse dass ein zweckmässiges Berieselungsverfahren auch 
jetzt noch als das vom sanitären Standpunkte beste Reinigungsmittel zu be- 
zeichnen sei. Die Erörterung stellte des Weiteren das klar, dass dies Verfiähren 
früher zugleich als die einzige, vollkommen wirksame Desinfektions- und 
Reinigungsmethode der unreinen AbTu^ser aus einem Orte, sofern denselben 
die Fäkalen beigemischt waren, angesehen imd eine Reinigung der Abwässer 
in anderer Weise in der Regel nur dann für ausreichend erachtet wurde, 
wenn der Ausschluss der Fäkalien von den Abwässern durch Einrichtung 
eines gut organisirten Abfuhrsystems thunlichst sicher gestellt würde. Jetzt 
vrird nach den neueren Er&hrungen eine Reinigung der Abwässer, auch wenn 
denselben Fäkalien beigemischt sind, durch geeignete, mit mechanischen Ein- 
richtungen verbundene chemische Verfahren unter gewissen Bedingungen als 
für den sanitären Zweck ausreichend anerkannt. Dies ist in dem BescUuss IL 
zu 1 und 2 ausgesprochen und unter Nr. Ib und Nr. 8 und 4 sind zugleich 
die Bedingungen angedeutet, welche dabei zu beachten sind. 

In Nr. 1 b des Beschlusses ü. sind ausserdem noch zwei besondere Punkte 
hervorgehoben. Es ist zunächst gesagt: 

Die Reinigung (durch mechanisch - chemische Verfahren) muss 
in zweckmässig angelegten einheitlichen Anstalten geschehen. 
Damit hat die falsche Annahme ausgeschlossen werden sollen, als ob für die 
Abwässer eines Orts Elärvorrichtungen, welche auf jedem einzelnen Grundstück 
angelegt sind, genügen könnten, um eine erfolgreiche Reinigung herbeizuführen. 
Es würde durch solche Vorrichtungen jede sichere Kontrolle über die Wirk- 
samkeit des Ver&hrens unmöglich gemacht werden. Andererseits wird durch 
die Fassung zugelassen, an einem grösseren Orte für verschiedene, einheitlich 
zusammengefasste Bezirke mehrere Klärbassins u. s. w. einzurichten. Sodann 
ist der Nr. Ib noch der Satz angefQgt: 

Durch die Anhäufung von Schlammmassen dürfen neue Schädlich- 
keiten nicht hervorgerufen werden. 
Diesen Satz hier auszusprechen, obwohl er mit der Flussverunreinigungsfrage 
nicht unmittelbar zusammenhängt, erschien wünschenswerth. Nach den neueren 
Erfahrungen soll schon jetzt die Beseitigung der erheblichen Niederschläsre 
(Schlammmassen), welche bei dem Klärungsverfahren mit chemischen Mitteln 
ausgeschieden werden, in einzelnen grösseren Städten Schwierigkeiten hervor- 
rufen. Solche Schlammmassen können aber bei unzweckmässigem Verfahren 
nicht nur Belästigungen, sondern auch Gefahren für die Gesundheit der Be- 
wohner erzeugen. 

Die Nr. 5 ist in dem Beschlüsse II. nur hinzugefügt, um die Auffassung 
zu verhüten, als ob der Gegenstand übersehen worden sei. 

Der Beschluss III. beantwortet die dritte, der Deputation vorgelegte Frage : 
Wie erkennt man, ob ein Fluss so verunreinigt ist, dass dadurch 
eine Abhülfe erforderlich gemacht wird? 
Auch hier wurde den Ausführungen der Referenten im Wesentlichen beige- 
treten und die neue Fassung nur gewählt, um schärfer hervortreten zu lassen, 
dass es sich hier darum handle, die wissenschaftlichen Unterlagen dafür 
an die Hand zu geben, ob in einem bestimmten Falle Seitens der staatlichen 
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Aufsichtebehörden von Amtswegen einzuschreiten sei. Von einer Seite wurde 
bei der Beratbung nocb darauf hingewiesen, dass die Antwort auf die Frage, 
ob die that säen liehen Voraussetzungen zum amtlichen Einschreiten in 
einem bestimmten Falle vorlägen, oft recht zweifelhaft sein dürfte. Das 
ausserordentliche Mitglied Dr. Graf aus Elberfeld glaubte insbesondere das 
Gitat des zweiten Referenten auf Seite 26 der Vorlage über den Zustand der 
Wupper und seiner Einwirkungen auf die Gesundheit der dortigen Bewohner, 
wie folgt, berichtigen zu sollen: 

aus statistiBchen Tabellen sei zu konstatiren 

a) dass im Jahre 1885 Elberfeld eine Gesammtsterblichkeit von 
20,28 pro mille, darunter 6,91 pro cent an Infektionskrankheiten 
hatt-e, dass die Kindersterblichkeit im ersten Lebensjahre 14,92 
auf 100 Lebendgeborene betrug, dass also nach der , Münchener 
Statistik über 17 deutsche Grossstädte * Elberfeld in der Einder- 
sterblichkeit die erste, in der allgemeinen Sterblichkeit die 
zweite, und im Verhältnisse der Infektionskrankheiten die 
sechste Stellung einnahm; 

b) dass Barmen aus dem Durchschnitte der Jahre 1882 — 85 eine 
Sterblichkeit von nur 22,78 hatte, dass die Typhus-Sterblichkeit 
eine geringere war, als in der Mehrzahl der rheinisch-westfälischen 
Städte; dass die Eindersterblichkeit eben&Jls geringer war, als 
in Düsseldorf und Cöln, dass die letzte Cholera-Epidemie in der 
Thalsohle 13 pro mille Erkrankungen zeigte, während die Seiten- 
thäler 37 pro mille Erkrankungen lieferten, dass die Brunnen der 
Thalsohle zu 19,3 pro cent verwei-fliches Wasser lieferten, während 
dasselbe bei 26,5 der an den Abhängen gelegenen Brunnen der 
Fall war; dass also trotz dem unzweirolh^ten Vorhandensein 
einer grossen Menge faulender Steffe ein direkter Einfluss auf die 
allgemeine Sterblichkeit und auf die Häufigkeit von Infektions- 
krfuikheiten nicht nachgevriesen ist. 

Die Beschlüsse IV. und V. stimmen ganz mit den Sätzen des ersten 
Referats unter denselben Nummern überein und gaben zu keinerlei Erörterung 
Anlass. Der Beschluss IV. verweist im Wesentlichen nur auf das unter den 
Nummern I. bis III. Gesagte. Beschluss V. betent, dass es wünschenswerth 
sei, durch eine von den staatlichen Contralinstanzen eingesetzte Kommission 
die Forschunffen fortzuführen, durch welche die noch fehlenden wissen- 
schaftlichen Unterlaffen für eine definitive Regelung der Massnahmen zur Rein- 
haltung der öffenuichen Wasserläufe beschafit werden können. Nähere 
Vorscmäge darüber zu machen, erachtete die Deputation als nicht im Rahmen 
der ihr gestellten Aufgabe liegend. 

Zweiter Gegenstand der Tagesordnmig 
(Schnlarztfrage). 

Die Beschlüsse der Deputation. 

I. 

Zur Sicherung einer ausreichenden Beachtung der Seitens der Schul- 
hygiene zu stellenden Forderungen ist es nothwendig, dass ärztliche Sachver- 
stöndige in grösserem Maasse als bisher bei der Ausführung der Schulau&icht 
betheiligt werden. 

II. 

Eine solche Betheiligung ist erforderlich 

1. in Bezug auf die konkreten Verhältnisse der einzelnen Schulen 
und zwar 

a) bei Errichtung neuer Schulen in Bezu^ auf die Prüfung des Bau- 
platzes und seiner Umgebungen, sowie auch des Trinkwassers, 
femer in Bezug auf die Baupläne einschliesslich der inneren Ein- 
richtung und auf die Bauabnahme, 

b) bei bestehenden Schulen in Bezug auf die Umgebungen und das 
Trinkwasser^ die Beschaffenheit der Luft und der Beleuchtung 
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in den Schulzimmem, die Subsellien und die Lehrmittel, die all- 
gemeine Reinlichkeit, die Beschaffenheit der Abtritte, die Heizung 
und Ventilation, die Spiel- und Tumpl&tze; 

2. in Bezug auf den Gesundheitszustand der einzelnen Schüler 

a) thuimchst bald nach der ersten Auftiahme eines Kindes in die 
Schule, 

b) während des späteren Schulbesuchs, insbesondere bei ansteckenden 
Krankheiten und zwar sowohl bei chronischen (Grind, Krätze, 
Augenentzündung, Tuberkulose, S3rphili8), als bei akuten (Pocken, 
Scharlach, Diphtheritis, Masern, Keuchhusten, Genickstarre, Ruhr, 
T^hus); 

3. in Bezug auf die Lehrer durch Betheiligung an den Lehrerkonferenzen 
und an dem Unten*ichte in den Seminarien. 

Die grössere BetheUigung der Aerzte an der Schulaufsicht soll auch dazu 
dienen, die durch die Schulen für die Gesundheit der Schüler etwa hervor- 
gebrachten Schäden im Allgemeinen weiter zu erforschen. 

m. 

Dass städtische Verwaltungs- oder andere Aufsichtsbehörden einen Arzt 
als Mitglied in die Schuldeputationen und Kommissionen oder bei höheren 
Schulen in die Kuratorien wählen, ist wünschenswerth. Vorzuschreiben, dass 
es überall geschehen müsse, erscheint bedenklich, da es zur Zersplitterung 
der Kräfte des Arztes, namentlich wenn derselbe ein beamteter Arzt ist, 
führen kann. 

IV. 

In Betreff der Einrichtung der ärztlichen Schulaufsicht sind vom medi- 
zinischen Standpunkte aus folgende Vorschläge zu machen: 

1. Die Baulichkeiten und Einrichtungen der Schulen sowie deren 
Umgebung sind vom Arzt in periodischer Wiederkehr zu unter- 
suchen. Es ist dabei ein nach einem vorgeschriebenen Formular 
aufzustellender Fragebogen zu benutzen und an die vorgesetzt« 
Schulaufsichtsinstanz vom Arzt einzusenden. In einem Zeitraum 
von 3—5 Jahren soll jede Schule mindestens einmal nach dieser 
Richtung revidirt sein. 

2. Der Gesundheitszustand der Schüler ist soweit als thunlich bald 
nach Beginn jeden Schulhalbjahres einmal vom Arzt zu unter- 
suchen. Soweit es sich um solche Schüler handelt, welche zum 
ersten Male in eine Schule eintreten, hat der Arzt jeden einzelnen 
zu besichtigen und die etwa vorhandenen Mängel festzustellen. 
Bei allen anderen Schülern ist die Untersuchung jedes Einzelnen 
nicht erforderlich. Es kommt nur darauf an, dass der Arzt durch 
Rücksprache mit dem Lehrer, durch Einsicht der Klassenbücher 
und alsdann, soweit nöthig, durch Untersuchung einzelner Schüler 
ermittelt, ob in der Schule Massregeln zu treffen seien, um 
grössere Schäden zu verhüten. 

Im Uebrigen bewendet es betreffs der ansteckenden Krank- 
heiten auch für die Schulen bei den bestehenden besonderen 
sanitätspolizeilichen Vorschriften. 

3. Zur Sicherung des Erfolges der ärztlichen Untersuchung und An- 
regung zur Abhülfe ist zu 1 von der Aufsichtsbehörde, zu 2 von 
dem Schulvorstande oder Direktor dem Arzt über das Veranlasste 
Mittheilung zu machen, welchem freisteht, Beschwerden gegen 
das Verfüg bei der höheren Instanz anzubringen. Ein Recht 
zu selbständigen Anweisungen an die Lehrer hat der Arzt nicht; 
nur insofern es sich bei ansteckenden Krankheiten darum handelt, 
einem kranken Kinde den sofortigen Schulbesuch zu verbieten, 
hat er den Lehrer darum zu ersuchen und wird solchem Er- 
suchen sofort Folge zu leisten sein. 

4. Die vorgesetzten staatlichen Verwaltungsbehörden bestimmen, 
welche Aerzte, unter welchen Bedingungen imd für welche 
Schulen sie bei der Schulaufsicht nach den obigen Massgaben zu 
betheiligen sind. 
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Besondere Schulärzte sind nur bei gesonderten Schulan- 
stalten mit Alumnaten und in grossen Städten erforderlich. 

FtLr einzelne Untersuchungen in besonderen FäUen sind ge- 
schulte Spezialisten zu empfehlen. 

V. 

Die obigen Bestimmungen gelten zunächst för alle öffentlichen Schulen; 
für Privatschulen und für Anstalten, in denen Kinder unter 6 Jahren aufbe- 
wahrt oder verpflegt werden, aber nur soweit die Zahl der vorhandenen 
geeigneten Aerzte es gestattet. 

B e g r.ü n d u n g. 

Der Beechluss I. bejaht in Uebereinstimmung mit der Ansicht beider 
Referenten die der Deputation zur Beantwortung vorgeleg^te erste Fra^e, ob 
es zur Sicherung einer ausreichenden Beachtung der Seitens der Schul-Hygiene 
zu stellenden Forderungen nothwendi^ sei, dass ärztliche Sachverständige 
in grösserem Maasse als bisher bei aer Ausführung der Schulaufsicht be- 
theuigt werden. Zu oinor besonderen Erörterung von Zweifeln gab diese Frage 
keinen Anlass. 

Schwieriger gestaltete sich die Herbeiführung einer erschöpfenden und die 
verschiedenen — sanitären, pädagogischen und pekuniären — Interessen gleich- 
massig berücksichtigende Antwort auf die zweite Frage: 

in welchem Maasse erscheint eine solche Betheiligung erforderlich? 

Die Vorlage theilte diese Frage in zwei Unterfragen: 

1. Auf welche in hygienischer Beziehung besonders wichtigen Punkte 
hat sich die Sittliche Beaufsichtigung der Schulen zu er- 
strecken? und 

2. Welche Vorschläge sind für die Art und Weise der Einrichtung 
der ärztlichen Schulaufsicht vom medizinischen Standpunkt aus 
zu machen? 

wobei darauf hingewiesen ist, dass bei der Erörterung beider Unter&agen die 
Verschiedenheit oer Verhältnisse der Schulen zu berücksichtigen sein dürfte. 

Die Erörterung an der Hand der von den beiden Referenten ausgearbeiteten 
Referate ergab bald, dass beide Gruppen von Unterfragen nicht raglich ganz 
auseinander gehalten werden können. Die Deputation Knüpfte die Berathung 
deshalb mehr an die Reihenfolge der in den Referaten angestellten Thesen 
und deren ausführliche Motivirung an und berücksichtigte bei Redaktion ihrer 
Beschlüsse nur fortgesetzt, dass dieselben die Antwort auf die gestellten Fragen 
in thunlichster Vollständigkeit enthalten müssten. So kamen die Beschlüsse U. 
bis V. zu Stande. 

Der Beschluss IL entspricht der These IL des ersten und den Thesen 2 — 7 
des zweiten Referats, soweit dieselben nicht schon die Art und Weise der 
Einrichtung der erweiterten ärztlichen Schulaufsicht im Einzelnen zu be- 
stimmen suchen. Es stellte sich in keinem Punkte ein grundsätzlicher Wider- 
spruch gegen die genannten Thesen heraus. Die Meinungsverschiedenheiten 
erstreckten sich vielmehr nur auf Einzelheiten vom Standpunkte der Ausftlhr- 
barkeit und der Zweckmässigkeit oder es wurden Ergänzungen gewünscht zur 
Vermeidung von Missverständnissen. 

Der Beschluss erklärt unter la die Erweiterung einer ärztlichen Mit- 
wirkung zunächst für erforderlich bei Errichtung neuer Schulen in Bezug auf 
die Prüfung des Bauplatzes und seiner Umgebung, sowie auch des Trinkwassers, 
ferner in Bezug am die Baupläne, einschliesslich der inneren Ein- 
richtung und auf die Bauabnahma Die zuletzt unterstrichenen Worte sind 
bei der mündlichen Berathung den Vorschlägen der Referate hinzugefügt, um 
insbesondere die Subsellienfrage schon rechtzeitig der ärztlichen Beachtung zu 
unterstellen. Uebrigens warde darauf hingewiesen, dass im Gentralblatt für 
die Unterrichtsverwaltung, Jahrgang 1888, S. 258 eine Verfügung an die 
Regierungen in Danzig, Marienwerder, Bromberg, Posen und Oppeln veröffent- 
licht worden ist, durch welche diesen für die am häufigsten vorkommenden 
Baufälle für ländliche Volksschulen ausgearbeitete Projekte mitgetheilt werden, 
welche als Anhalt für die Bearbeitung der einzelnen Entwürfe dienen sollen. 
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Der BesohlnsB führt dann unter Ib diejenigen Punkte auf, welche bei 
bestehenden Schulen ärztlicher Mitaufsicht bedürfen. Auch hier ist keine 
Meinungsverschiedenheit herrorgetreten. Wenn das zweite Referat der »Um- 
bauten* bestehender Schulen noch besonders gedacht hat, so ist zu bemerken, 
dass dieselben in dem Beschluss nur deshalb nicht weiter erwähnt sind, weil, 
wenn die Bedürl^iisse und Mängel einer bestehenden Schule zu einem Umbau 
fahren, aus der Fassung des Beschlusses Ib sich ergebt, wie nach all den 
dort angegebenen Richtungen der Arzt darauf zu achten hat, dass den be- 
merkten Mängeln durch den Umbau wirklich Abhülfe geschehe. 

In der Nr. 2 hat der Beschluss die These II. 8 des ersten Referats etwas 
modifizirt, insofern dieselbe die Auffeissung zuliess, als solle der Aufnahme 
jedes Kindes in eine Schule eine ärztlicha Prüfung seines Gesundheitszustandes 
vorhergehen. Es wurde anerkannt, dass dies einerseits als eine unzulässige 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Familie aufgefasst werden 
könne, andererseits aber auch abgesehen vielleicht von einzelnen grösseren 
Städten unausführbar sein würde. 

Dagegen wurde allseitig hervorgehoben, wie wichtig es für das gesammte 
Schulleben der Kinder sein müsse, schon bei ihrem Eintritt in die Schule fest- 
zustellen, welche gesundheitlichen Mängel dem Einzelnen anhaften. Gerade 
dadurch werde der rechtzeitigen Verhütung weiterer Schäden auf dio, leichteste 
Weise vorgebeugt werden. Dies Ziel aber werde der Lehrer ohne ärztliche 
Mitwirkung nicht erreichen. Die Deputation wählte danach die Fassung ihres 
Beschlusses, welche den praktischen Schwierigkeiten der Durchführung einer 
solchen Massre^el zwar Rechnung trägt, zugleich aber betont, wie wichtig und 
nützlich sie sei. 

In Nr. 3 des Beschlusses U. ist die These 11. Nr. 4 des ersten Referats 
übernommen und in Verbindung damit die These 9 des zweiten Referats er- 
wogen. Die Letztere wurde in der Fassung des Beschlusses III. angenommen. 
In Beschluss II. ist am Ende noch eine Bemerkung aufgenommen, welche 
sachlich mit der These II. Nr. 1 des ersten Referats übereinstimmt. 

Der Beschluss IV. enthält eine Reihe von Einzelvorschlägen über die Art 
und Weise der Einrichtung der ärztlichen Schulaufricht, entspricht also haupt- 
sächlich der zweiten der der Deputation vorgelegten, oben mitgetheilten 
Unterfragen. Es werden durch diesen Beschluss die These IIL des ersten 
Referats, die Thesen 8 — 8 des zweiten Referats und ein grosser Theil der auf 
dieselben bezüglidien begründenden Ausführungen der beiden Referate erledigt. 
Sofern es sich um Abweichungen von diesen l%esen und Ausführungen handelt, 
ist Folgendes zu bemerken. 

Der erste Vorschlag nimmt den wichtigen, in These 3 und 4 des zweiten 
Referats zum Ausdruck gebrachten und in den Motiven des ersten Referats 
ebenfalls angeregten Gedanken auf, dass die Ergebnisse jeder ärztlichen Revi- 
sion einer SchulanstaU in einem Protokoll nach einem bestimmten Formular 
(Fragebo|^en) festgestellt werden sollen. Es wird femer in dem Vorschlage 
übereinstimmend mit beiden Referaten eine periodische Wiederkehr solcher 
Revisionen in Aussicht genommen, dabei aber den Schwierigkeiten der Durch- 
führung dieser Masaregel durch die Gestaltung einer meh^ährigen Frist für 
ihre Wiederholung thunlichst zu begegnen gesucht. 

Eine gleich lange Frist konnte freilicn in dem zweiten Vorschlage be- 
treffs der ärztlichen Untersuchung des Gesundheitszustandes der Schüler nicht 
zugelassen werden, wenn dieselbe überhaupt einen WerÜi haben soll. Hier 
wird die Ueberwindung der praktischen Scnwierigkeiten , welche sich gegen 
die Ausführbarkeit aus dem Mangel geeigneter Aerzte und der grossen Zahl 
der Schulen und Schüler, aus der Lage der Schulen u. s. w. ergeben, von der 
Deputation dadurch erhofft, dass scharf in das Auge gefasst wird, wie die 
ärztliche Mitwirkung nicht auf eine Behandlung der einzelnen Kinder, nicht 
einmal auf genaue ärztliche Untersuchung derselben, sondern nur darauf sich 
richten soll, zu ermitteln, ob in der Schule Massregeln zu treffen seien, um 
grössere sanitäre Schäden zu verhüten. Die Deputation ist der Meinung, dass, 
in solchen Schranken gehalten, — wemi auch in Städten und in den mit 
Aerzten reich ausgestatteten ländlichen Ortschaften leichter und schneller als 
in dünn bevölkerten Bezirken — die ärzüiche Mitwirkung, und zwar — soweit 
irgend thunlich am Beginn jedes Halbjahres — sich durchführen lasse und 
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verständig durchgeführt, ffir die Schule wie ffbr die Schüler als nfitzlich er- 
weiflen werde. 

Das Ver&hren beim Ausbruch ansteckender Krankheiten in einem Ort 
wird durch die vorgeschlagenen Massnahmen nicht berührt. Hinsichts dieses 
Verfahrens bleiben die allgemeinen sanitätspolizeilichen Bestimmungen mass- 
gebend. 

Der dritte Vorschlag hat zum Zweck, den praktischen Erfolg der ärzt- 
lichen Mitwirkung thunlichst zu sichern und die Frage der ärztlichen Exekutive 
in einer die Interessen der sämmtlichen Betheiligten berücksichtigenden Weise 
zu erledigen. Er schliesst sich an die in den Referaten enthaltenen Vor- 
schläge an. 

Der vierte Vorschlag stellt als Grundsatz auf, daps die staatlichen 
Verwaltungsbehörden zu bestimmen haben, welche Aerzte, unter welchen Be- 
dingungen und für welche Schulen sie bei der Schulau&icht nach den obigen 
Massgaoen zu betheiligen seien; nimmt an, dass besondere Schulärzte nur oei 
gesonderten SchulanstaJten mit AJumnaten und in grossen Städten erforderlich 
sein werden, und empfiehlt für einzelne Untersuchungen in besonderen Fällen 
geschulte Spezialisten. Die Deputation war der Ansicht, dass es nicht ihre 
Aufgabe sei, speziellere Vorschläge zu machen; sie hält es für ausreichend, 
zu betonen, dass die Bestimmung darüber, auf Grund welcher Unterlagen die 
geeigneten Männer für diese Thätigkeiten zu finden seien, von den staatlichen 
Verwaltungsbehörden getroffen werden müsse. 

Von dem Vorschlage in der These 2 des zweiten Referats, sämmtliche 
Schulen eines Bezirks durch eine Kommission, welcher ausser dem Diri- 
genten der Anstalt ein Baumeister und ein Arzt angehören müssen, in Bezug 
auf ihre bauliche und schultechnische Einrichtungen einer Revision zu unter- 
ziehen, nahm die wissenschaftliche Deputation Abstand, da derartige, die An- 
gelegenheit leicht erschwerende Vorschriften sich nicht füglich allgemein 
ertheilen lassen. Ebenso berührt die in These 8 behandelte frage, wem die 
Kosten für die ärztlichen Schulrevisionen aufzuerlegen sein würden, nicht den 
Geschäftskreis der Deputation, welche sich ebenso einer Erörterung der 
These 10 daselbst enthalten hat, da die Frage, wie weit die ärztlichen Schul- 
atteste für Schulversäumniss und Dispensation massgebend sein sollen, nicht 
das Gebiet der Schulaufsicht berührt. Nur die Frage, ob und in wie weit an 
dieser Aufeicht Aerzte zu betheiligen seien, konnte den Gegenstand der Ver- 
handlungen innerhalb des für dieselben gegebenen Rahmens bilden. 

Der Beschluss V., welcher sich auf £e Bemerkung am Ende der in der 
Vorlage uns mitgetheilten Uebersicht der Einzelfrl^]r6n bezieht, ist davon aus- 
gegangen, dass die öffentlichen Schulen in erster Reihe der besonderen Fürsorge 
bedürfen, welche in der erweiterten Betheiligung von Aerzten bei der Schiü- 
aufsieht liegen würde. Hier ist die grösste Zahl der Kinder untergebracht; 
hier dürften auch die Gefohren fOr die Gesundheit der Kinder am Ehesten 
entstehen. 

Berlin, den 21. November 1888. 

Die Wissenschaftliche Depntation fflr das Mediiinalwesen. 

Sydow. Skrzeczka. Virchow. Olshausen. Westphal. Leyden. Koch. 

Fistor. Kersandt. Gerhardt. Schönfeld. 
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Personalien. 

Augzeicliniuigen: 

Verliehen: Der Charakter als Geheimer Medicinalrath: dem 
Professor Dr. Quincke in Kiel und Dr. Jacobson in Berlin; als Sanit&ts- 
rath: den Kreisphysikem Dr. Wiesemes in Solingen und Dr. Schruff in 
Neuss, sowie den praktischen Aerzten Dr. Huhn in Tiegenhof, Dr. Luther 
in Luckenwalde, Dr. Marcuse in Frankfurt a/0., Dr. Aufrecht in Magdeburg 
und Dr. Luxembourg in Aachen. 

Der Bothe Adlerorden IH. Glasse mit der Schleife: dem Geh. 
Med.-Rath Professor Dr. Fritsch in Breslau, dem ord. Professor Dr. Goltz 
in Strassburg i/E., dem Geheimen Medicinalrath und Professor Dr. Gräfe in 
Halle a/S., dem Geheimen Medicinal- und Regierungsrath Dr. Schultz- 
Henne in Minden; — der Rothe Adlerorden IV. Glasse: dem Stabs- und 
Bataillonsarzt Dr. Gierich in Stettin; dem Ereisphysikus und Medicinalrath 
Dr. Janert in Insterburg, den Geheimen Medicinalräthen Dr. v. Wild in 
Cassel und Dr. Wolff in Berlin; den Kreisphysikem Sanitätsrath Dr. Drecker 
in Recklinghausen, Sanitätsrath Dr. Friedrich in Hameln, Sanitätsrath Dr. 
Meinhof m Pleschen und Geheimen Sanitätsrath Dr. Zimmermann in Düs- 
seldorf; den ord. Professoren Dr. Schwalbe in Breslau und Dr. Stieda in 
Königsberg i/Pr., dem Cantonalarzte Dr. Knoll in Ensisheim, den Oberstabs- 
ärzten 2. Ulaisse und Regimentsärzten Dr. Andr^e in Karlsruhe, Dr. Batzer 
in Kolmar, Dr. Lichtschlag in Koblenz, Dr. Lindemann in Münster, Dr. 
Mäder in Posen, Dr. Mahlke in Saarbrücken, Dr. Metzler in Darmstadt, 
Dr. Schmidt in Mainz, Dr. Schmidt in Strassburg i/E. und Dr. Stahr in 
Cassel, sowie dem Stabsarzt Dr. Scheibe in Berlin und dem Marinestabsarzt 
Dr. Wendt in Wilhelmshaven. 

Den Kronenorden H. Classe: dem Geh. Medicinalrath Professor Dr. 
Nasse in Bonn, dem Generalarzt 2. Classe und Corpsarzt Dr. Opitz in 
Königsberg i/Fr.; den Kronenorden HL Classe: dem Prof. Dr. Külz zu 
Marburg, den Oberstabsärzten 1. Classe und Regimentsärzten Dr. Berg er in 
Ohlau, Dr. Mende in Merseburg, Dr. Tievenow in Cassel, Dr. Weoer in 
Glogau und Dr. Zimmermann in Mainz. 

Ernennmigeii und Yersetznngen : 

Ernannt: Der seitherige Ejreiswundarzt des Kreises Uelzen Dr. Halle 
zu Ebsdorf unter vorläufiger Belassung seines Wohnsitzes zum Kreisphysikus 
des Kreises Soltau; der seither mit der Verwaltung des Physikats des Kreises 
Darkehmen beauftragte praktische Arzt Dr. Salomonin Darkehmen zum Kreis- 
physikus dieses Kreises; der seitherige Kreiswundarzt Dr. Finger in Münster- 
berg zum KreiBphysikus des Kreises Münsterberg, der seitherige Kreiswundarzt 
Dr. Liebert in Sagan zum Kreisphysikus des Kreises Sa^n, der praktische 
Arzt Dr. Kalkoff zu Cölleda unter Belassung in seinem Wohnsitz zum Kreis- 
physikus des Kreises Eckartsberga, der seitherige Verwalter der Kreiswund- 
arzlstelle des Kreises Guhrau Dr. Pap e in Tschimau zum Kreiswundarzt dieses 
Kreises, der praktische Arzt Dr. Guder in Laasphe unter Belassung in seinem 
Wohnsitze zum Kreisphysikus des Kreises Wittgenstein und der praktische Arzt 
Dr. Tillessen zu Saariouis zum Kreisphysikus des Kreises Saarlouis. 
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Uebertragen: Die einstweilige Verwaltung der Ejreis wundarztstelle 
Oschersleben dem prakt. Arzte Dr. Glass daselbst, sowie diejenige der Kreis- 
wundarztstelle des Kreises Flatow dem prakt. 'Arzte Dr. Poschmann daselbst. 



Dag FählgkeitszengiilM lar Yerwaltang einer Physikatgstelle haben im 

lY. Quartal 1888 erhalten: 

Die praktischen Aerzte: Dr. de Camp zu Lauenburg, Reff. -Bez. KGslin, 
Dr. Glaussen zu Heide, Reg.-Bez. Schleswig, Dr. Curtze zu Sallenstedt in 
Anhalt, Dr. Dütschke zu Falkenberg in Lothringen, Dr. E ick hoff zu Braun- 
fels, Reg. -Bez. Koblenz, Dr. Heinrichs zu Dremmen, Reg. -Bez. Aachen, Dr. 
Henning zu Schlawe, Reg.-Bez. Köslin, Dr. Holfelder zu Wernigerode, Reg.- 
Bez. Magdeburg, Dr. Lehnen zu Hillesheim, Reg.-Bez. Trier, Dr. Löhleinzu 
Berlin, Dr. Meyen zu Labes, Reg.-Bez. Stettin, Dr. Müller zu Insterburg, 
Reg.-Bez. Gumbinnen, Dr. Pape zu Tschirnau, Reg.-Bez. Breslau, Dr. Roth er 
zu Torgau, Reg.-Bez. Merseburg, Dr. Rost zu Leipzig, Dr. Salomon zu Dar- 
kehmen, Reg.-Bez. Gumbinnen, Dr. Schirm ey er zu Osnabrück, Dr. Wanke 
zu Rummelsburg, Reg.-Bez. Köslin, Dr. Westrum zu Hoya, Reg.-Bez. Hanno- 
ver, Dr. ZumwinkeT zu Laar, Reg.-Bez. KOln. 



Yergtorben sind: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Stock in Conz, Kreiswundarzt a. D. und 
Sanitätsrath Dr. Jansen ius, sowie Dr. Kyll in Honnef, Dr. Koehnen in 
Dormagen, Dr. Ludw. Auerbach in Trier, Dr. Ehrenberg in Kremmen, 
Cario in Loebnitz, Kxeisphysikus und Sanitätsrath Dr. Reche in Kosel, Ober- 
stabsarzt a. D. und Kreisphysikus Dr. Düster hoff in Lissa und Oberstabsarzt 
a. D. Dr. Puhlmann in Potsdam, Dr. Denicke in Lüneburg, der Geh. Me- 
dicinalrath und ord. Prof. Dr. Nasse in Bonn, Dr. Lauffs, Arzt am Vincenz- 
Spital in Aachen, Dr. Geuenich in Düren und Geh. Sanitätsrath Dr. Mar- 
tins in Berlin. 



Vakante Stellen : *) 

Kreisphysikate: Insterburg, Putzig (Meldung bis zum 15. Febr. beim 
KOnigl. Regierungspräsidenten in Danzig). Königsberg i/N. (nördlich), Filehne 
Witkowo, Neutomischel, Schildberg (Meldung bis Ende d. M. bei der Königl 
Regierung in Posen) , Lissa (Meldung bis zum 18. Febr. bei der Königl. Re 
gierung in Posen, Abth. d. Innern), Goldberg -Haynau, Kosel, Merseburg, Lie 
benwerda, Geestemünde, Uslar, Hümmling, Adenau, Daun und Oberamt Garn 
mertingen. 

Kreiswundarztstellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienwerder, Graudenz, 
Angermünde, Templin, Friedeberg, Ost- und West-Stemberg, Bütow, Dram- 
burg, Schievelbein , Bomst, Bromberg, Strehlen, Ohlau, Hoyerswerda, Reichen- 
bach, Grünberg, Münsterberg, Sagan, Wanzleben, Wernigerode, Worbis, Zie- 
genrück, Lsmgensalza, Recklinghausen, Höxter, Lübbecke, Warbnrg, Idnpstadt, 
Meschede, Hanau, Hünfeld, Kleve, Bergheim, Rheinbach, Wipperftlrth, Elberfeld 
und St. Wendel. 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die ofQciellen Meldefristen bereits abgelaufen. 
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Antwort ad 1. Die Frage der Anfhalmieatteste fOr die Irrenanstalten 
hat bereits in anderen mediciniscben Blättern eine derartige Erörterung ge- 
funden, dass eine neue Besprechung an dieser Stellis nur Oel ins Feuer giessen 
und den Streit der Parteien in unsere mehr der Wissenschaft gewidmete 
Zeitschrift hineintragen würda 

Man muss die Frage der Gültigkeit der ärztlichen Atteste sondern von 
der Frage der amtlichen Beaufsichtigung der Privat-Irrenanstalten durch den 
Eieisphysikus , und vor allen Dingen mflssen wir ärztlichen Beamten das be- 
rechtigte Standesgef&hl unserer nichtamtlichen Collegen schonen. Wir würden 
der gesammten sanitären Aufsicht im Staate und uns selbst nur schaden, 
wenn wir uns unsere Colleeen entfremden wollten, denn nach unsem eigenen 
Erfahrungen werden wir doch wohl darin übereinstimmen, dass wir ohne 
collegiale Fühlung mit den praktischen Aerzten und ohne deren volle Unter- 
stützung für die sanitäre Hebung unserer Amtskreise nur wenig Erspriessliches 
leisten Können. Also schon um dieses praktischen Zweckes Willen bitten 
wir, überall die Ruhe und den Frieden in unserem ärztlichen Stande fordern 
zu wollen, soweit unser amtliches eigenes Standesinteresse und Standesgefühl 
es erlaubt. 

Antwort ad 2. Die Beantwortung dieser Frage stösst gegenwärtig 
noch auf grosse Schwierigkeiten, da es nicht gnt möglich ist, ohne 
grösseres Material derselben sachlich näher zu treten, und aUe theoretischen 
&usonnements ins Wasser fiaJlen würden. 

Um daher für eine spätere Discussion eine Unterlage zu gewinnen, 
empfiehlt es sich soviel wie möglich das einschlägige Material, das hie und 
da zerstreut in dem Fache der Medicinalbeamten ruht, ans Tageslicht zu 
ziehen, zu sammeln und zu sichten, und gestatten wir uns als ersten Bei- 
trag dieser Art nachstehenden Vorgang zu referiren. 

1) Auftrag des Amtsgerichts: 

In der Strafsache gegen M. wegen Erpressung etc. sind Sie ^um Sach- 
verständigen ernannt und werden zu Ihrer Vernehmung auf Antrag des 
Königl. Amtsgerichts auf den 14. Januar 18 . . geladen. 

Sie wollen vorher die Acten zu Ihrer Information In der 
Gerichtsschreiberei einsehen. 

Dies ist geschehen und wurde liquidirt: 

für den Vorbesuch zur Akteneinsicht am 13. Januar 3 Mark, 

Fuhrkosten 2 „ 

für den Termin am 14. Januar . . 6 « 

Fuhrkosten 2 „ 

Summa 13 Mark. 

Diese Gebührenrechnung wurde angewiesen und gezahlt, aber in der 
Folge traf nachstehende Verrasung vom Amtsgericht ein: 

In Sachen gegen M. sind l£ien für einen am 13. Januar d. J. stattge- 
habten Vorbesuch zur Acteneinsicht 3 Mark Gebühr und. 2 Mark Fuhrkosten- 
entschädigung, zusammen 5 Mark gezahlt worden. Seitens des Revisors ist 
dieses monirt worden, und kann diese Gebühr nicht passiren. 

Nach § 6 des Gesetzes vom 9. März 1872 und der Verordnung vom 
17. September 1876 betreffend die Gebühren der Medicinalbeamten steht Ihnen 
zwar in der durch Absatz 2 des § 6 gegebenen Beschränkung für jeden Vor- 
besuch eine Gebühr von 3 Mk. zu, diese Gebühr wird indess nur gewährt Älr 
jede ausserhalb Ihrer Wohnung vorgenommene Besichtigung der zu unter- 
suchenden Person, wenn diese Besichtigung zu der aufgetragenen sachkundigen 
Ermittelimg erforderlich war. 

Verfügung des Herrn Justizministers vom 14. August 1876. (J. M. Bl. 
S. 190). Auf Vorbesuche zur Acteneinsicht findet § 6 des Gebührengesetzes 
für Medicinalbeamte keine Anwendung. 

Sie werden deshalb aufgefordert, die für den Vorbesuch zur Acteneinsicht 
Ihnen gezahlte Gebühr von 3 Mk. und die Fuhrkosten mit 2 Mk. in Summa 
5 Mark binnen einer Woche nach Empfang dieser Aufforderung an die 
Königliche Gerichts-Kasse unter Vorlegimg dieser Verfügung gegen gemein- 
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sdiafÜiche Quittung des Rendanten und OberbuchhalteiB zu zahlen, oder unter 
Mittheilung obiger Angaben postfrei einzusenden, widrigenfiEklls dieserhalb 
Zwangsvol^treclomg angeordnet werden muss. 

Gegen diese Verfügung wurde geltend gemacht: 

Dem Königl. Amtsgericht erwidere ich auf die mir unter dem 9. Mai 
d. J. ffewordene Aufforderung zur Rückzahlung von 5 Mark Grebühren fOr 
einen Vorbesuch, dass ich gesetzlich zu der Forderung von 5 Mark Gebühren 
zu dem Vorbesuch vom 13. Januar berechtigt zu sein glaube. SoDte das 
Königliche Amtsgericht dies indess in Gemässheit der Verf. des Herrn Justiz- 
Ministers vom 14. August 1876 nicht anerkennen, so ersuche ich ergebenst um 
Festsetzung der Gebümren nach einem anderen gesetzlichen Modus. Da ich zu 
diesem Vorbesuch zur Acteneinsicht circa 2 Stunden verwandt habe, so dürfte 
analog der Liquidation anderer Gutachter, z. B. Apotheker, Chemiker, Bau- 
meister etc. eine Gebühr von 4 Mark f^r diesen Zeitaufwand angemessen er- 
scheinen, sowie fär Droschke L Klasse eine AuslagevergÜtigung von 2 Maxk, 
in Summa also 6 Mark. 

Darauf traf folgender Bescheid ein : 

„Auf Ihre gefäUige Eingabe vom 20. d. M. erwidern wir Ihnen ergebenst, 
dass wir z. Z. nicht in der Lage sind, die Gebühren för den Termin am 
14. Januar d. J. anderweit festzusetzen. Denn dies würde nur geschehen 
können, wenn der Termin (einschliesslich der Informationszeit) l&nger als 
3 Stunden gedauert hätte. (§ 3 des Ges. vom 9. März 1872.) Nun hat aber 
nach Ihrer eigenen Angabe die Information ca. 2 Stunden gedauert, während 
der Termin selbst wohl kaum eine Stunde gewährt haben wird. Wenigstens 
lässt sich dies heut nicht mehr feststellen. Im Ganzen wird also die für eine 
Erhöhung der GrebÜhr eriorderte Zeit von 3 Stunden nicht erreicht.*^ 

Da mir vor Jahren in einem andern Gerichtsbezirk bereits ein ähnlicher 
Bescheid zugegangen war, so habe ich mich, um unnütze Schreiberei zu ver- 
meiden, hierbei beruhigt, obgleich ich die Ueberzeugung habe, dass diese 
Auffassung des Amtsgerichts und des Gerichts überhaupt eine irrthüm- 
liche ist. 

Die Motivirung meiner Ansicht erspare ich mir auf eine spätere Zeit, 
theile aber vorläufig eine mir gemachte Notiz des GoUegen Wiener mit, 
welcher mich aufmerksam macht auf die Entscheidung des Reichsgerichts vom 
19. A^ril 1888 (Juristische Wochenschrift No. 23 u. 24 S. 215), wonach der 
medicinische Sachverständige für Geschäfte, die er ausserhalb des Termins im 
Auftrage des Gerichts in seiner Wohnung ausführt, Entschädigung zu be- 
anspruchen berechtigt ist neben der Gebühr für die Wahrnehmung des nach- 
folgenden Termins. 



Notiz: Den Herren Kollegen danken wir fär die reichliche Zusendung von 
überaus schätzenswerthen Beiträgen, bitten aber, es entschuldigen zu wollen, 
wenn dieselben zum Theil erst in den nächsten Nummern Aufiiahme finden 
können. Auch wir hegen den Wunsch, dass die eingesandten Arbeiten recht 
zeitig und frisch zur Veröffentlichung gelangen, der uns zugemessene Raum in- 
dess tritt, wir dürfen es wohl mit Genugthuung sagen, diesem unseren Streben, 
alles recht schnell in Druck zu bringen , jetzt mehr denn je entgegen. Wir 
tragen uns deshalb mit dem Gedanken, die Zeitschrift recht bald m vierzehn- 
tägigen Intervallen erscheinen zu lassen und werden diese Angelegenheit schon 
im April d. J. in der Vorstandssitzung besprechen. 

Die Redaction. 
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lA«fjkrrAloh1a<*1iAn Sa.nftJit.fthAii.nit.iiii*<( IiaI. 



den Oesterreichiselien Sanitätsbeamten*«^ bei. 



Verantwortlicher Redacteur: Dr. H. Mittenzweig, Berlin, Winterfeldtstr. 3. 
Draok der Fftrttl. prlv. Hofbnehdruckerei F. Iffit2laff)i BndolsUdt. 



18S9. 



^süs^ Zeitschrift 

fÖT 

MEDICINALBEAMTE 

HerauBgeg^eben von 
Dr. H. MITTENZWEIG , Dr. OTTO RAPMUND 

GerichtL Stadtphysikus in Berlin. Reg.- und Medicinalrath in Auricb. 

and 

Dr. WILH. SANDER 

liedidnalrRth und Direlwtor der Irrenanstalt Dalldorf- Berlin. 



Veriag von Fischer's medic. Buchhdlg, H. Kornfeld, Berlin NW. 6 



No. 3. 



Krsrlielul i»ni !• Jf<len Monnfs. 

Preis Jährlich 6 Mark. 



L März. 



Oriffinal-Mlttlieilunff en : 



I IV H A. H. 7 : 

Seite 



Einiges über die gegenwärtigen Heb« 
ammenTerbältnisse im Kreise Stelnan. 
Von Dr. Schmidt 66 

Selbstmord oder Eörperrerletsong mit 
naobfolgendem Erb&ngen des Ver- 
letzten? Höcbst seltene Mlssbildnng 
des Atlas. Von Dr. Wledner ... 72 

Die Blnfähmng der Anweisung fär die 
Hebammen vom 22. November 1888 
In die Praxis. Von Dr. Sllomon . . 80 

Kleinere Mittheilnnffen 84 



Seite 
Referate: 

Johann Lndwig Catper's Handbnob der 
gerlobtlioben Medloln 89 

Prof. W. Podvyssotikj Juh. Ueber 
einige noeb niobt beschriebene Ver- 
änderungen in der Leber bei akuter 
Phosphor- und ArseulkvergÜtung . . 80 

Prof. ▼. Hofknann, Vergiftung mit Toll- 
kirsohen 91 

Dr. Hermann Tlerordt, AnatQmtsohe, 
Physlologlsehe und Physikallsohe 
Daten und Tabellen' 92 

Verordnunffen und Verfügungen. 99 

Personalien 94 

Preoae. Medicinalbeamtenverein 96 



Einiges über die gegenwärtigen Hebammenverhältmsse 

im Kreise Steinau, 

unter Berücksichtigung der „Anweisung" vom 22. November 1888. 

Von Dr. Arthnr Schmidt^ KreisphyBikus in Steinau a/Oder. 

Zu der Auweisimg für die Hebammen zur Verhütung des 
Kindbettfiebers haben in . der No. 2 dieser Zeitschrift zwei 
CoUegen, Dyrenfurth und Matthes, das Wort ergriffen. Beide 
begriissen den Erlass der „Anweisung"; der eine nennt sie eine 
„grosse That", der andere erkennt an, dass sie der „peinlichsten 
modernen Asepsis Rechnung trage". Die aus ihr erwachsenden 
Kosten für Desinfections-Stoffe erscheinen ihnen hingegen sehr 
bedenklich, auch schildern sie die socialen Zustände und den 
Bildungsgrad der Hebammen^ die Indolenz und Unreinlichkeit der 
ländlichen Bevölkerung in den. östlichen Provinzen in ab- 
schreckendster Weise und glauben in diesen Momenten erhebliche 
Hindernisse für die Durchführbarkeit der neuen Desinfections- 
ordnung zu finden. Im Besonderen wird auch hervorgehoben, dass 
ohne eine Aenderung in unserem Medicinalwesen die „Anweisung" 



66 Dr. Arthur Schmidt. 

nickt in succnm et sangoinem der Hebammen übergehen könne; 
nur wenn der Physikus als Wanderlehrer seinen Kreis bereise 
und Hebammen-Conferenzen abhalte, sei etwas ErspriessUches za 
erwarten. 

Nach diesen Auseinandersetzungen müsste man annehmen, die 
ministerielle Anweisung sei eine Frühgeburt, welche erst in 
einem späteren, besseren Zeitalter ausgetragen, das Licht der 
Welt erblicken durfte, wenn nicht mehr „Carbol, Seife und 
Nagelbürste hassende Wehmütter", sondern aus den besseren 
Ständen sich rekrutirende Diakonissinnen der Geburtshülfe im 
Sinne Brennecke's, sachverständige Hülfe in Kindesnöthen ge- 
währen werden. Mein auf eine zwanzigjährige private und amt- 
liche Thätigkeit basirter Standpunkt in dieser Frage ist ein 
anderer und glaube ich im Interesse der Sache zu handeln, wenn 
ich ihm an fieser Stelle Ausdruck gebe: Ich halte, — obwohl 
.ich schon in der seiner Zeit von Wiener redigirten Zeitung für 
Physiker für die Nothwendigkeit einer Medicinal-Eeform, im Be- 
sonderen einer Erweiterung der Befugnisse der Physiker unter 
Abschaffung der Kreiswundärzte etc. eingetreten bin — auch 
unter der gegenwärtigen Gesetzgebung die „Anweisung" 
zur Verhütung des Kindbettfiebers für sehr wohl und ohne 
erhebliche Schwierigkeiten durchführbar. 

Zunächst der Kostenpunkt: Die Bedaction hat bereits in 
einer Anmerkung auf Seite 84 und 43 a. a. 0. angedeutet, dass 
in genannten beiden Aufsätzen die Kosten für die bei eüier Ent- 
bindung aufzuwendende Menge an Carbolsäure mit 1 Mark, bezw. 
mit 80 Pfg. zu hoch berechnet sind. Aus dem Wortlaut auf 
Seite 35 und 43 ist der Schluss zu ziehen, dass in den von den 
beiden Herren CoUegen verwalteten Kreisen die Desinfections- 
mittel bisher nicht von den Kreisverwaltungen getragen werden. 
Im diesseitigen E^reise ist dies schon seit mehreren Jahren ein- 
geführt; jede Bezirkshebamme ist im Besitze einer von mir aus- 
gestellten Anweisung zur Entnahme der erforderlichen Desin- 
fectionsmittel, der Apotheker gewährte anfanglich 50 ^/q, später 
25 ^/o Rabatt und liquidirt ^/^ jährlich in die Kreiskasse. In 
Folge der durch den in Rede stehenden Minist.-Erlass zu er- 
wartenden Steigerung im Gonsum an Carbolsäure erklärte der- 
selbe sich neuerdings bereit, den Preis für 500 gr. Carbolsäure 
auf 3 Mark herabzusetzen. Danach würden 100 gr. 60 Pfg., 
60 gr. also 36 Pfg. kosten. Nur so viel wird aber in der 
Regel bei einer Geburt verbraucht werden, da zwei Liter 3®/o 
Lösung im § 8 der Anweisung zu bereiten vorgeschrieben ist 
Da die Geburtenziffer im hiesigen Kreise in den Jahren 1885 bis 
87 = 901, 920 und 928 (1887 = 37,19 ^/oo) betrug, so wurde an- 
genommen, dass wegen relativen Unbemitteltseins der Gebärenden 
etwa bei 600 Geburten die Desinfectionsstoffe seitens der Heb- 
ammen auf Rechnung des Kreises anzuwenden sein werden. Wo, 
wie im hiesigen Kreise, nur eine freipracticirende Hebamme vor- 
handen ist, welche die Kosten für Carbolsäure selbst tragen oder 
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von den Interessenten einziehen muss, dürfte obige Ziffer ehör zn 
hoch als zu niedrig bemessen sein; es würden also höchstens 
600x36 Pfg. = 216 Mark auf den Kreis von 25000 Einwohnern 
entfallen. Die Ereisverwaltung hat sich auf meine Anregung 
sofort bereit erklärt, diese Kosten zu zahlen. Es ist kaum an- 
zunehmen, dass bei gehöriger Motivirung andere Kreisverwaltungen 
in dieser Hinsicht sich ablehnend verhalten werden, denn der hiesige 
Kreis hat nur einen mittelmässigen Wohlstand; grosse Kreise 
werden allerdings die 4 — 5 fache Summe zu entrichten haben, 
indessen ist zu erwägen, dass mit der grösseren Bevölkerungs- 
ziffer durchschnittlich die Steuerkraft entsprechend steigt. Aber 
auch das Vorhandensein einer grösseren Menge frei practicirender, 
d. h. vom Kreise nicht angestellter und subventionirter Heb- 
ammen scheint mir ein materielles Hindemiss für die Durch- 
führung der „Anweisung" nicht abzugeben. Der weniger be- 
mittelte Theil der Bevölkerung wird sich eben an die Bezirks- 
hebammen in erster Beihe wenden, sobald ihm bekannt sein 
wird, dass von diesen die nunmehr vorgeschriebene Desinfections- 
stoffe gratis verabreicht werden. Uebrigens kann über die 
Verpflichtung auch dieser — m. E. für die Wochenbett-Gesund- 
heitspflege im Allgemeinen nicht zuträglichen und eventuell 
wieder abzuschaffenden — Categorie von Hebammen zur Be- 
schaffung und Anwendung der jetzt „erforderlichen Desinfections- 
mittel" nach dem Inhalt des § 5, Abs. 4 der allg. Verfügung 
vom 6. August 1883 gar kein Zweifel obwalten; die nöthigen 
Zwangsmittel giebt der § 6 an die Hand. 

Was zweitens die Form und den Inhalt der „Anweisung^ 
anlangt, so bin ich zwar auch der Meinung, dass sie ohne Er- 
läuterung für viele Hebammen kaum verständlich sein dürfte; 
dass keine der intelligenteren bei einfachem Durchlesen den 
Inhalt begreifen sollte, wie Matthes meint, kann ich nicht an- 
nehmen. Ich theile die Hebammen nicht, wie Dyrenfurth a. a. 0., 
in „eine Unzahl Beschränkter'' und eine „sehr dünn gesäte ZaU 
Kluger" ein, habe vielmehr als Physikus im Kreise Soldin, Beg.- 
Bez. Frankfurt, wie hier, gefunden, dass etwa ein Drittheil zu 
den verständigen, mit leichter Auffassungsgabe Versehenen zu 
rechnen ist; von den übrigen zwei Drittheilen ist die weit über- 
wiegende Zahl zwar mittelmässig begabt, doch fortbildungs- 
fähig; die Zahl dfer Beschränkten ist dagegen glücklicher Weise 
sehr dünn gesät. Zu den letzteren rechne ich diejenigen, bei 
denen der Versuch, sie in den Nachprüfungen oder anderweitig, 
z. B. durch Aushändigung des Pf ei ff er'schen Hebammenkalenders 
oder etwa der von mir nicht eingeführten Hebammenzeitung*), 
fortzubilden, verlorene Liebesmüh ist. (Im hiesigen Kreise ist 
nur Eine solche vorhanden). Aehnlich werden die Zustände 
in den meisten Kreisen der Monarchie sein. Die erstere 
Gruppe der Verständigen wird den Inhalt der Anweisung, 
eventuell nach wiederholter Durchlesung des zugesandten Druck- 



*) Anm. der Redaction. Wanim nicht? 
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exenKplares sehr wohl begreifen. Es entsteht die Frage, wie ist 
dem Gros der zweiten Gruppe der mittelmässig begabten auf die 
beste und zweckdienlich schnellste Weise das Verstehen der An- 
weisung beizubringen? 

Obwohl das Eindbettfieber yerhältnissmässig nur selten 
epidemisch auftritt, — ich wenigstens habe in den letzten 10 
Jahren nur zwei Epidemien von drei bezw. von sechs Elr- 
krankungen zu bekämpfen gehabt — so ist es doch selbstredend, 
dass man die nothwendige Instruction nicht bis zu den Nach- 
prüfungen verschieben kann; der coetus m würde derselben erst 
Ende 1891 theilhaftig werden. Es bleibt daher nur übrig, die 
Hebammen bi^ldmöglichst gruppenweise zu genanntem Zwecke 
vorzuladen. Allerdings fehlt hierzu m. E. jede gesetzliche oder 
reglementarische Unterlage; weder giebt der § 5 der allg. Verf. 
vom 6. August 1883 hierfür einen Anhalt, noch auch der § 10, 
Absatz 5 der „Instruction" im Hebammenlehrbuch, Seite 304*). 
Nichtsdestoweniger ist die Sache durchfuhrbar, wenigstens fiü* 
die Bezirkshebammen; dieselben &iind in der Begel entweder durch 
Ereisstatut oder durch seitens des Landraths bestätigte Verträge 
der den Hebammenbezirk bildenden Gemeinden und Gutsbezirke 
in ein segensreiches Abhängigkeitsverhältniss gebracht und werden 
unzweifelhaft der von der Ereisverwaltung ausgehenden Auf- 
forderung zu einem Termin vor dem Physikus Folge leisten. 

Für den hiesigen Ereis ist in dieser Hinsicht soeben folgen- 
des vereinbart worden: Sämmtliche Bezirkshebammen werden 
durch den Landrath abtheUungsweise, innerhalb vier Wochen, 
an 4 von mir festgesetzten Terminen zur Erläuterung und 
practischen Einübung der in der „Anweisung" enthaltenen Vor- 
schriften beordert; die über eine Meile von letzterer entfernt 
wohnenden erhalten eine Versäumniss- bezw. Beiseaufwandsgebühr 
von 2 — 3 Mark. Ausserdem wird in dem von Matthes an der 
„Anweisung" vermissten „kurzen, kategorischen Styl" ein in 
zehn Sätze gebrachter Auszug aus der Anweisung gedruckt und 
nach der Instructionsstunde den Hebammen behufs Einheftung in 
den aus Ereismitteln bereits gelieferten Hebammenkalender aus- 
gehändigt; dieser Auszug ist so eingerichtet, dass ein Blick in 
denselben ausreicht, jederzeit dem schwachen Gedächtniss nach- 
zuhelfen. Das üebrige ergiebt sich von selbst. Wenn man *die 
Anfertigung der zwei Liter 3^/^^ Carbollösungen, das Vertheilen 
derselben auf Spülkannen und zwei Schüsseln und die übrigen 
vorgeschriebenen Handgriffe die Hebammen einzeln ausfahren 
lässt u. B. w., so kann ich mir nicht vorstellen, wie nicht möglich 
sein sollte, innerhalb ein bis zwei Stunden das ganze Geheimniss 
dieser neuen, nur beim ersten Einblick einigermassen schwierig 
erscheinenden Anweisung den nicht geistig beschränkten Heb- 



*) § 10. Ihrem Berufe nach soll jede Hebamme: 

5) den Aufträgen der Obrigkeit, welche sich auf die Unter- 
suchung Schwangerer und Entbundener beziehen, unweiger- 
lich und gewissenhaft F^^ 
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ammen der Art beizubringen, dass dieselbe der Hauptsache nach 
zu vernünftiger Anwendung gelange. 

Es wird der Erfolg des obigen Verfahrens allerdings ein 
durchschlagenderer sein, wenn gewisse Vorbedingungen vor- 
handen sind. Hierzu zähle ich die Art und Weise, in welcher 
der &fedicinal-Beamte bisher die Hebammen seines Kreises sich 
so zu sagen gezogen hat, welche Sorgfalt und Zeit er auf die 
Nachprüfiingen, besonders auf die Einprägung der Lehre vom 
Eindbettfieber, legte; ob schon eine das Hebammenlehrbuch von 
1878 ergänzende Desinfectionsordnung existirte*) und zur An- 
wendung gelangte, ob man die Hebammen an eine regelmässige 



*) Für den hiesigen Kreis ist eine solche am 6. Juli 1880 erlassen : 

Hdohst nothwendige Bedttrfhisse bei ^Leitung einer Gebart und des 

Woehenbettes^. 

1) GrÖBste Sauberkeit in Wäsche, Betten, Matratze (fester), wasserdichten 
Unterlagen und ünterschieber etc.; reine Luft und Licht. 

2) Irrigator zu 1 Liter Lihalt mit Hildebrandtschem Glasrohr. 
8) Elastisches Klystierröhrchen. 

4) Neusilbemer weiblicher Katheter. 

5) Eän Mensurir- Gläschen zu 25 Gramm Lihalt (bei Winkler und 
Jenke, Breslau, Herrenstrasse No. 24, zu haben). 

6) Ein Thermometer nach Celsius zur Messung der täglichen Körper- 
wärme der Wöchnerin im Laufe der ersten Woche, firSh «nd Abends. 

Bei einer Körper-Wärme von 88^/2 und darüber muss der 
Arzt gerufen werden. 

7) 30 Gramm 4procentiges Carbol-Provencer-Oel. 

Man nimmt 28V9 Gramm Provencer-Oei , und vermischt es mit 
l^i Gramm Garbolsäure (flüssiger). — Zum Einfetten des unter- 
suchenden Fingers, der Hand und der Instrumente. 

8) 100—200 Gramm flüssige Garbol-Säure. 

Notiz für den Apotheker: 900 Gramm crystallisirte Carbol-Säare 
und 100 Gramm Spiritus rectificatissimus. 

Anmerkung: No. 7 und No. 8 müssen von einem Arzt ver- 
schrieben werden. 

9) 1 Liter-Flasche 5procentiges Carbol- Wasser (50 Gnunm flüssige Garbol- 
Säure auf 1 Liter Wasser, tüchtig umzuschüttein). 

Zur Waschung der Hände der Hebamme mit Seife und 
Nagelbürste vor der ersten Untersuchung der Gebären- 
den. Zur Reinigung der Instrumente. 
10) 1 Liter-Flasche 2procentige8 Carbol- Wasser (20 Gramm flüssige Garbol- 
Säure auf 1 Liter laues Wasser, tüchtig umznschütteln) , zur Aus- 
spülung der Scheide mit dem Irrigator vor und nach jeder 
Untersuchung der Hebamme (selbstverständlich muss sich die 
Hebamme vor und nach jeder wiederholten Untersuchung die 
Hände mit 2procentigem Garbol- Wasser waschen). 

Zum Waschen der äusseren Geschlechtstheile nach der Geburt und 
im Wochenbett; zum Einsprengen der Stopftücher und der Unterlagen 
im Wochenbett. 

Zur Waschung ist weder bei Mutter noch Kind ein 
Schwamm zu benutzen, nur reine Leinwandflecke oder 
entfettete medicinische Watte (nach dem Gebrauche 
zu verbrennen). 

Anmerkung: Die reine flüssige Garbol-Säure ist streng 
unter Verschluss zu halten, damit Unbefugte sich der- 
selben nicht bedienen können. 

Das Näpfchen (Eierbecher, Liqueur-Glas, Tassenkopf) mit dem Garbol- 
Oel und die oeiden Flaschen Garbol-Wasser sind unbedingt mit einem 
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Fühlung mit dem Physikus, z. B. bei Ueberreichung der jähr- 
lichen Geburten-Listen, gewöhnte, sie zur ordnungsmässigen An- 
zeige des Eindbettfiebers verpflichtete, die Säumigen bestrafen 
Hess und dergl. mehr. ^ 

Im Allgemeinen werden ferner die Hebammen um so eher — 
die Verdauung des Inhaltes der Anweisung vorausgesetzt — ge- 
willt und im Stande sein, dieselbe sachgemäss anzuwenden, je 
mehr man für die Aufbesserung ihrer materiellen Lage sorgt. 
Dass sich in dieser Beziehung manches thun lässt*), geht zum 
Theil schon aus dem oben Angeführten hervor. Es sind jedoch 
noch zwei Momente, welche zu besprechen vielleicht nicht ohne 
Nutzen ist: Nach Inhalt des Aufsatzes von Dyrenfurth finden 
sich die ländlichen Hebammen vielfach im Kampf mit den 
Pfnscherinnen; das ist richtig, jedoch nicht überall. Man, d. h. 
der Medicinalbeamte, muss die letzteren nur bekämpfen, und die 
Einnahmen der Hebammen werden nicht femer geschmälert werden. 
Seit ich in den letzten Jahren die Hebammen veranlasst habe, 
mir alle Fälle von gewerbsmässiger Pfuscherei rechtzeitig (Ver- 
jährungsfrist drei Monate!) zu melden und seit ich zu dreien 
Malen Untersuchung und zum Theil Bestrafung bis zu 50 Mark 
herbeizuführen im Stande war, sind die nicht zünftigen Gon- 
currentinnen thatsächUch aus dem Felde geschlagen. 

Femer' ist es Aufgabe der Medicinal- Beamten, dafür zu 
sorgen, dass den Hebammen die Gebühren für Entbindung und 
Wartung zahlungsunfähiger Personen nicht entgehen. Die 
contractlichen Anstellungs- Bedingungen enthalten gewöhnlich — 
auch im hiesigen Kreise — einen etwa folgendermassen lautenden 
Paragraphen: „Die . . . x hat mangels einer Vereinbarung An- 
spruch auf taxmässige Gebühren, welche für Arme mit dem 
niedrigsten Satz seitens des Orts-Armenverbandes zu 
entrichten sind." Dieser letzte Theil des Paragraphen steht 
jedoch in der Kegel nur auf dem Papier, da die Hebammen, wenn 
sie es überhaupt wagen, ihre Forderungen an genannte Verbände 
einzureichen, gewöhnlich abgewiesen werden. In Wirklichkeit 
sind die qu. Verbände nur verpflichtet, für erklärte Ortsarme zu 
zahlen; darunter sind aber fast nur Frauen, die wegen hohen 
Alters nicht in die Lage kommen, einer Hebamme zu bedürfen. 



Zettel zu versehen, auf welchem bemerkt ist: ,Garbol-Oel* (,4®/o'0; 
.Carbol-Wasser (»2^/q* oder ,5®/o*) zur Waschung, 

Dies sind die wiehtlgsten Vorsiehtsmassregeln zur Verhütung des 
Kindbett-Fiebers. 

unter Hinweis auf die §§ 96, 97, 403 des neuen Hebammen -Lehrbuchs 
wird allen Hebammen die strengste Befolgung d^r genannten Vorsiehtsmass- 
regeln eingeschärft. 

Steinau a/0., den 6. Juli 1880. 

Königliches Kreis-Physikat. 

Gegen eine Hebamme wurde wegen nicht sorgfältiger Anwendung des- 
selben im Dezember v. J. ein Strafantrag gestellt. 

*) Die Bezirkshebammen erhalten von Kreiswegen u. a. 30 Mk. pro anno, 
nach 15 jähriger Dienstzeit alle 5 Jahre um je 10, in maximo bis 100 Mark 
steigend, nach 30 jähriger Dienstzeit evßntnell Unterstützung bezw. Pension. 
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Das Hauptcontingent der sogen. Zahlungsunfähigen oder Armen 
stellten das theils zahlungsfähige , theils zahlungsunfähige Prole- 
tariat, kleine Häusler und Handwerker u. dergl. Diesen steht 
die Hebamme in der Begel macht- und rathlos gegenüber, sie ver- 
zichtet schliesslich auf den Lohn ihrer Arbeit. Es ist deshalb 
auf meinen Antrag im hiesigen Kreise folgende Einrichtung 
getroffen: Alle Bezirkshebammen reichen ^/.jährlich eine 
Liquidation der Gebühren für Entbindung und Wartung sogen, 
zahlungsunfähiger Personen an das Egl. Landrathamt ein; das 
Letztere fordert die Armenverbände zum Bericht auf mit 
der Folge, dass 1) die von den Armenverbänden für noch 
zahlungsfähig erklärten Personen verklagt und, wenn Klage 
firuchtlos, dieselben fftr Ortsarm erklärt, 2) dass die Gebühren 
für diese letzteren, sowie fiir die von den Armenverbänden von 
vom herein für zahlungsunfähig * Erklärten von qu. Verbänden 
durch das Landrathamt eingezogen ü^erden. Auf diese Weise 
geht den Hebammen nichts an ihren taxmässigen Gebühren und 
Wegegeldern (20 Pfg. pro Kilometer) verloren und dürfte sich 
dieser Zahlungsmodus vielleicht zur Nachahmung auch in anderen 
Kreisen empfehlen. 

Eesumiren wir, so erscheinen die der Ein- und Durchführung 
der Anweisung für die Hebammen zur Verhütung des Kindbett- 
fiebers a) in der Schwierigkeit der Form und des Inhaltes der- 
selben, b) in dem behaupteten Mangel an Begabung und in dem 
socialen Nothstand der Hebammen und c) in der Höhe der Kosten 
der Desinfectionsmittel scheinbar entgegenstehenden Hindemisse 
nicht so bedeutend, dass sie sich nicht überwinden Hessen. 

Die erste Vorbedingung • für eine gedeihliche Anwendung der 
neuen Vorschriften ist und bleibt die Sorge für das materielle 
Wohl der Hebammen; Besserung der Einnahmen befreit dieselben 
von dem Druck schwerer Haus- oder Feldarbeit, schafft Lust zur 
Ausübung des Berufs und Zeit zur Fortbildung. In dieser Hin- 
sicht kann, wie ich durch Schilderung der Hebammen- Verhältnisse 
im Kreise Steinau dargelegt zu haben glaube, der Medicinal- 
beamte vieles thun, wenn er den wünsctienswerthen Ein- 
fluss auf die E^reisverwaltung besitzt und dafür sorgt, dass die 
bestehenden Gesetze und Verordnungen in Wirksanäeit treten. 
Mit Tadeln wird wenig geholfen. Darum nur frisch an's Werk, 
es wird schon gehen! Ideale Zustände werden wir allerdings nie 
schaffen, das Kindbettfieber wird auch durch die neue 
„Anweisung" nicht immer verhütet werden, aber ich gebe 
mich der Hoffnung hin, dass in zehn Jahren eine ziffermässige 
Abnahme desselben zu constatiren sein wird. 
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Selbstmord oder Körperverletzung mit nachfbigendem 
Erhängen des Verletzten? Höchst seltene Miss- 
bildung des Atlas. 

Dr. Wiedner, Kreisphysikus in Eottbus. 

Die Brüder A. und G. Fz., von denen der erstere 12, der 
andere 6 Jahre alt, waren am 16. Okt. 1881 Nachmittags von 
Hause zusammen fortgegangen. Bei einbrechender Dunkelheit 
kehrte der jüngere Knabe allein zurück. Als sich die Eltern, 
Tagearbeiter, nach dem Verbleib des älteren Sohnes erkundigten, 
erhielten sie die Antwort: „Wir haben im Fz.'chen Garten mit 
mehreren Jungens Erhängen gespielt. Wenn die andern Jungens 
von A. aufgehängt worden* waren, hat er sie auch immer wieder 
aus der Schlinge befreit, als sich aber A. selbst aufhängte, sind 
wir alle davongelaufen." . 

Die Eltern stellten sofort, namentlich auch in dem Fz.'schen 
Garten, Nachsuchungen an, und setzten dieselben in Pausen 
während der ganzen Nacht fort; fanden ihren Sohn aber erst 
Morgens gegen 6 Uhr an einem Baume hängen, der nur 200 
Schritte von ihrem Wohnhause entfernt in dem bezeichneten 
Garten stand. Er war ganz steif. 

Der Vater selbst machte bei dem Amtsgericht des Städt- 
chens Z., seinem Wohnorte, die Anzeige von dem Todesfall mit 
den erwähnten Umständen und fügte hinzu, dass sein verstorbener 
Sohn an Epilepsie gelitten und den Gedanken sich zu erhängen 
wohl schon längere Zeit mit sich getragen habe, wenigstens habe 
er zufällig einmal gesehen, wie derselbe mit einem Strick in der 
Hand sich fortzuschleichen suchte. Letzteren habe er ihm aller- 
dings fortgenommen, glaube aber doch fest, dass sich sein Sohn 
selbst erhängt habe. Eine gleiche Aeusserung soll der Fz. auch 
seinem Nachbar gegenüber, den Maurer W., gemacht haben, 
als derselbe zu ihm gekommen war. um sein Beileid zu be- 
zeugen. 

Da demnach dem Amtsrichter der Selbstmord unzweifelhaft 
erschien, so wurde die Besichtigung der Leiche ohne Zuziehung 
eines. Anstes vorgenommen. Das hierüber aufgenommene Proto- 
koll lautet: • 

„An der Kleidung der Leiche nichts Auffälliges. Am Halse 
findet sich eine deutliche Strangmarke von ^/^ Cm. Tiefe, welche 
dicht unter dem Kinn nach beiden Seiten bis zu den Ohren ver- 
läuft, von da ab jedoch an Sichtbarkeit zurücktritt. Im Uebrigen 
keine Verletzungen am Körper. Aftergegend und Schenkel sind 
mit Koth besudelt. Die braunroth geförbte Zunge zwischen den 
wenig geöffneten Lippen sichtbar. Bräunlich rothe Todtenflecke 
auf dem Kücken, in der Bauchgegend und an den Ober- 
schenkeln.* 

Bei dieser Leichenbesichtigung äusserte zwar Fz., sein 
Sohn könne sich nicht selbst erhängt haben; da er aber keine 
besonderen Gründe für diese seine geänderte Ansicht angeben 
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könnte und auch die Vernehmung der Knaben, welche mit dem 
A. Fz. zuletzt gespielt hatten, weitere Aufschlüsse nicht erbrachte, 
so wurde der Beerdigungsschein ertheilt und die Leiche bei- 
gesetzt. 

Kurze Zeit darauf fingen an Gerüchte in dem Städtchen um- 
herzuschwirren, dass der Maurer W. den Tod des Knaben A. Fz. 
herbeigeführt habe. Die eingehendsten Vernehmungen bewiesen 
aber nur, dass W. zwar vielfach über den Knaben und die Todes- 
art desselben geschwatzt habe, jedoch nichts von seiner Schuld 
an dem Tode desselben. 

Nachdem die ganze Angelegenheit vom 4. Sept. 1883 bis 
1. Dec. 1885, wo sie noch einmal durch eine Beschwerde der 
Mutter des Verstorbenen angeregt worden war, geruht hatte, ging 
am 12. Juni 1886 ein Schreiben des Arbeiters G. bei dem Amts- 
gericht in Z. ein des Inhalts, dass sich der Maurer W. des 
Mordes an dem Knaben A. Fz. ihm gegenüber bezüchtigt 
habe. Bei seiner sofortigen eidlichen Vernehmung erklärt.e G.: 

Gestern Nachmittag kam der W., welcher heruntergekommen 
aussah, zu mir, während ich in der Nähe der Stadt auf dem 
Felde arbeitete, und bettelte mich um Brod an. Ich erwiderte 
ihm, dass er arbeiten möge, dann werde er auch Brod haben. 
Darauf klagte er über seine traurige Lage und wie er von Ge- 
wissensbissen gequält werde, wobei er mir Folgendes eröffnete: 
„An dem betreffenden Abende sei der A. Fz. auf seinem, des W. 
Hofe gewesen und habe seinem Jungen einen Flitzbogen wegge- 
nommmen. Deshalb habe er ihm einen Katzenkopf gegeben. 
Seine Frau habe dazu bemerkt, dass sei noch lange nicht genug 
gewesen. Bald darauf sei der Fz.'sche Junge wieder auf seinem 
Hofe erschienen. Nunmehr habe er den Jungen an den Kragen 
gepackt und ihn gegen einen auf dem Hofe liegenden Stubben 
geschleudert. In Folge der Heftigkeit des Stosses sei dem 
Knaben der Kopf zur Seite gesunken und derselbe habe nicht 
wieder aufstehen können. (G. schreibt, „und da war ihm das 
Genick gebammelt.") Er habe nun zunächst den Knaben in sein 
Bienenschauer geschleppt, ihn jedoch um 11 Uhr Abends, da er 
Schmerzenstöne ausgestossen, in den Stall getragen und dort mit 
Stroh bedeckt. Er und seine Frau seien nicht zu Bett gegangen, 
um aufzumerken, was die Fz.'schen Eheleute des verschwundenen 
Jungen wegen thun würden. Um 4 Uhr Morgens habe er dann 
wahrgenommen, dass dieselben, nachdem sie die ganze Gegend 
durchsucht hatten, sich in ihr Haus begaben. Jetzt habe er den 
Knaben, von dem er angenommen, dass er ihm Genick oder Kreuz 
gelähmt habe, am Kirschbaum im Fz.'8chen Garten aufgehängt, 
um dadurch der drohenden Strafe zu entgehen. Der Knabe habe 
noch gelebt und sei erst durch Erhängen um's Leben ge- 
kommen." 

Mit dieser Selbstbezüchtigung, die W. selbst entschieden in Ab- 
rede stellt und durch einen später anzuführenden Alibi-Beweis zu 
entkräften sucht, stimmt bis zu dem Punkte, wo er den A. Fz. in 
das Bienenschauer getragen haben soll resp. will, eine Aussage 
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des 6. Fz. genau überein, welche derselbe bereite am 25. März 
1882 in Gegenwart seines Vaters vor dem Richter gemacht hat. 
Der Knabe will diese Aussage aus Furcht vor dem W. ver- 
schwiegen haben, der ihn, als er aus dem Bienenschauer zurück- 
kam, hinter einem Holzstoss entdeckte und mit Todtschlagen be- 
drohte, wenn er von dem, was geschehen, das Geringste erzählen 
würde. Frau Fz. fuhrt aber in einem Briefe an das Amtsgericht 
vom 1. Dec. 1885 an, dass ihr Sohn G. ihr schon 3 Tage nach 
dem Tode seines Bruders die Sache genau so erzählt habe, wie 
er am 25. März 1882 ausgesagt, und noch heute ändere er kein 
Wort, obgleich er jetzt 10 Jahre alt ist. 

Dieselbe Darstellung wie G. Fz. giebt der ebenfalls am 
25. März 1882 in Gegenwart des Maurers W. vernommene vier- 
jährige Sohn desselben, dem nach der Selbstbeztichtigung des W. 
der verstorbene A. Fz. den Flitzbogen weggenommen hat. 

Die Auslassungen beider Kinder machten dem Richter den 
Eindruck, als ob dieselben angelernt worden seien. W. selbst 
legte Verwahrung gegen die Richtigkeit derselben ein. 

Interessante und nicht aufklärbare Widersprüche enthält 
schliesslich noch der Alibi-Beweis, den W. in Folge des G.'schen 
Briefes und dessen Aussage antrat, und der seine Entlassung 
aus der Haft herbeiführte, in welche er sofort am 12. Juni ge- 
nommen worden war. 

Die P.'schen Eheleute, welche in N. wohnen, sagten nämlich 
übereinstimmend aus: „Seit mehreren Jahren arbeitet W., nach- 
dem er sich von seiner Familie getrennt hat, bei uns als Dienst- 
mann. Er hat während dieser ganzen Zeit unsem Wohnort nur 
einmal verlassen und zwar vor längerer Zeit, um von seiner 
Mutter, die ausgewandert ist, Abschied zu nehmen, bestimmt aber 
nicht an jenem Tage, dem 11. Juni d. J., an welchem er mit 
dem G. zusammengetroffen sein soll. An diesem Tage hatte ich, 
der P., Geschäfte in 0., und als ich von dort zurückkehrte, fand 
ich die Arbeit gethan, welche dem W. aufgetragen war; was 
unmöglich war, wenn derselbe 6 Stunden abwesend gewesen wäre. 
Soviel Zeit ist mindestens erforderlich, um von N. nach der 
Stelle zu gelangen, wo G. gearbeitet hat, und wieder zurück; 
und ich fand W. bei meiner Rückkehr von 0. zu Hause. Noth 
hat W. bei uns nicht gelitten, denn er hat stets mit uns an 
unserem Tische gegessen. 

Die Frau P. fügt ihrer Aussage noch besonders hinzu: „An 
dem Tage, an welchem mein Mann in 0. war, habe ich W. 
wiederholt bei der Arbeit gesehen, auch war er beim Mittags- 
tisch anwesend. '^ 

Diesen Aussagen gegenüber stehen diejenigen eines 13jährigen 
Knaben und eines 10jährigen Mädchens, welche behaupten, den 
W., wenn auch nicht mit Bestimmtheit am 11. Juni, so doch um 
diese Zeit und zwar in der Mittagsstunde in der Nähe von 
Z. gesehen zu haben. W. sei ihnen heruntergekommen er- 
schienen. 
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Jede der in Frage kommenden Personen erklärt ansdräcklicb, 
den W. ganz genau zu kennen. 

Die Aussage des Gt. hatte zur Folge, dass die Leiche des 
Knaben A. Fz. am 24. Juli 1886, nachdem dieselbe also 
4*/^ Jahre in der Erde gelegen hatte, behufs gerichtlicher Ob- 
duction ausgegraben wurde, und ergab die letztere folgenden 

Leichenbefund: 

Ein schwarzgrauer Stoff, welcher stark durchfeuchtet war 
und bei Berührung zerfiel, bedeckte ein wohl erhaltenes Skelett, 
an welchem die Knochen regelmässig geordnet durch eine 
schmierige, mehr schwarze Masse zusammengehalten wurden. 
Nur das Brustbein lag auf der Wirbelsäule. An der inneren 
Seite der unteren Extremitäten haftete eine schwarze zusammen- 
hängende Masse, welche sich ebenso wie die vorher erwähnte, 
schmierig und fettig anfühlte und beim Zerreiben zwischen den 
Fingern ein feinköniiges Gefüge zeigte. 

Nachdem noch die Grösse des ganzen Skelett's und einzelner 
Knochen festgestellt worden war, woraus auf ein Lebensalter 
von etwa 12 Jahren geschlossen werden konnte, wurde folgender 
wesentlicher Befund erhoben. 

No. 10. Bei Herausnahme der Halswirbelsäule, was, um den 
Zusammenhang der einzelnen« Wirbel nicht zu stören, durch Ein- 
führen eines Holzstäbchens in den Wirbelkanal geschieht, folgen 
nur die 6 unteren Wirbel, während der Atlas in zwei seitliche 
Hälften auseinanderfällt. 

Die ersteren sind ebenso wie die Brust- und Lendenwirbel 
und das Kreuzbein unversehrt; auch an den Rippen sind keine 
Verletzungen aufzufinden. 

No. 11. Die beiden Hälften des Atlas, welche der gericht- 
lichen Asservation übergeben werden, zeigen an den vorderen 
Trennungsflächen Unebenheiten, welche aber ein genaues An- 
einanderschliessen der getrennten Flächen nicht hindern, sondern 
vielmehr eine festere Vereinigung derselben begünstigen. Hinten 
zeigt die linke Hälfte des Wirbels einen deutlichen Einschnitt, 
in welchen die rechte mit einer Spitze eingreift. Die hinteren 
Trennungsfiächen sind glatt. 

No. 12. Verletzungen finden sich weder am Schädel noch 
an einem der übrigen bisher nicht genannten Knochen. 

In unserem vorläufigen Gutachten erklärten wir, dass ein 
Bruch im vorderen Bogen des Atlas vorliegt, der nur am Leben- 
den zu Stande gekommen sein kann; dagegen die Trennung im 
hinteren Bogen eine krankhafte Bildung ist. 

Gegen dieses Gutachten stiessen uns jedoch sehr bald Be- 
denken auf. Wir erbaten uns deshalb von der Königl. Staats- 
anwaltschaft zu L. den der Leiche entnommenen Atlas. Nach 
dessen eingehender Besichtigung berichteten wir dorthin, dass 
wir unser vorläufiges Gutachten bei der Missbildung des Atlas 
nicht aufrecht erhalten. Ob die Trennung desselben aber am 
Lebenden zu Stande gekommen oder durch Verwesung bewirkt, 
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yermögen wir oline genaue Eenntniss der übrigen Umstände 
überhaupt nicht zu entscheiden. 

Nach dieser Erklärung wurde ein motivirtes Gutachten von 
der Königl. Staatsanwaltschaft eingefordert mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Frage: 

Ob die vorgefundene Trennung des ersten Halswirbels 
(Atlas) einen Schluss auf eine an dem Knaben A. Fz. verübte 
Gewaltthätigkeit zulasse. 

Gutachten. 

Die beiden Hälften des ersten Halswirbels (Atlas) fanden 
sich von Weichtheilen entblösst, stark durchfeuchtet in einer 
schmierigen Masse. Der rechte Halbbogen läuft hinten in eine 
Spitze aus, welche in einen entsprechenden deutlichen Einschnitt 
des linken Halbbogens eingreift. Beide zeigen in ihren hinteren 
Abschnitten eine ganz abnorme Bildung auch darin, dass sie 
plattgedrückt sind und dadurch niedriger erscheinen als gewöhn- 
lich. Die Trennungsränder zeigen keine Spur von schwammiger 
Substanz. Daher kann ein Zweifel darüber, dass an der Stelle 
des Höckers in der Mitte des hinteren Bogens (tuberculum 
posterius) eine knöcherne Vereinigung nicht stattgefunden hatte, 
gar nicht aufkommen. 

Der vordere Bogen dagegen ist,* abgesehen von seiner Breite 
in der Mitte, welche bedingt ist durch einen spitzen Vorsprung 
an der unteren Kante und von der Tiefe der Gelenkgrube für 
den Zahn des 2. Halswirbels (Epistropheus), sonst regelmässig 
gebildet. 

Unter Berücksichtigung, dass nach dem Entwicklungsgange 
der Wirbel aus einer vorderen und einer hinteren, aber nicht 
aus zwei seitlichen Hälften zusammenwächst, femer dass die 
vollständige Verknöcherung im vorderen Bogen in dem Alter des 
Verstorbenen längst beendet sein musste, da dieser Vorgang der 
Kegel nach im 3. Lebensjahre abläuft, lag der Schluss, welcher 
seine besondere Stütze in der anscheinend unregelmässigen Be- 
schaffenheit der Trennungsflächen fand (No. 11), sehr nahe, einen 
Bruch im vorderen Bogen des Atlas anzunehmen*). Auf Grund 
der vielfach festgestellten Thatsache, dass es kaum je gelingt an 
der Leiche einen Knochenbruch zu erzeugen, musste dann a^ die 
Annahme, dass dieser Bruch erst nach dem Tode herbeigefl\hrt 
sei, zurückgewiesen werden. 

Die Eigenthümlichkeiten, welche diesen ganzen Fall characte- 
risiren, forderten natürlich dazu auf, in der Litteratur nach einem 
Analogen Umschau zu halten, und es fand sich ein Citat bei 
Hyrtl, nach welchem der sehr seltene Fall vorkommt, dass 



*) Anm. der Redaction: Nach Her twig, Lehrbuch 1888 reep. Kölliker 
verbinden sich die selbstständig gebliebenen Bogenhälften centralwärte von 
dem Zahnfortsatz unter einander durch einen Gewebsstreifen mit selbfitständigem 
Knorpelstück^ welches im ersten Lebensjahre einen besonderen Enochenkeni 
entwickelt, im 5—6. Lebensjahre mit den Seitenhälften verschmilzt und den 
vorderen Bogen bildet. 
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der Atlas durch die ganze Lebensdauer in zwei seitliche Hälften 
geti-ennt bleibt. Dasselbe wurde die Veranlassung, die Eönigl. 
Staatsanwaltschaft um Zusendung des der Leiche entnommenen 
Wirbels zu ersuchen. 

Nachdem derselbe nunmehr sorgfältig gereinigt worden war, 
wurde das Bild von seiner eigenthümlichen Beschaffenheit ein 
sehr viel klareres. 

Betrachtet man die Trennungsflächen, so zeigen dieselben 
oben und vom einen deutlichen Band von compacter Substanz, 
der an ersterer Stelle sogar ziemlich breit ist. Werden die 
Hälften genau aneinander gelegt, so erscheinen zwei deutlich 
getrennte Knochenwülste, zwischen denen eine Lücke bleibt, die 
sich nach oben zu einer deutlichen Spalte erweitert. Diese ganze 
Lücke kann nur durch eine Zwischensubstanz, entweder Knorpel 
oder Bindegewebe, ausgefüllt gewesen sein. Die Mitten der 
Trennungsflächen, von denen die rechte leicht convex, die linke 
dem entsprechend leicht concav ist, zeigen sehr kleine und spar- 
same Oeffiiungen der Enochenkanälchen, daher wird auch hier, 
wie vorher, eine Bindesubstanz angenommen werden müssen. 
Demnach wird weiter zu folgern sein, dass auch die übrigen 
Theile der getrennten Flächen durch eine gleiche Substanz ver- 
einigt gewesen sind. Ist diese Substanz von Enochenleisten 
durchsetzt gewesen, so können dieselben nur sehr zart gewesen 
sein, wie die ziemlich weiten und eng aneinander liegenden Oeff- 
nungen der Enochenkanälchen an diesen Stellen beweisen. 
Weder diese zarten Enochenstrahlen noch die weiche Bindesub- 
stanz vermochten aber der Verwesung Widerstand zu leisten, und 
so bleibt zunächst die Möglichkeit, dass die Trennung des 
Wirbels in zwei seitliche Hälften das Resultat der Ver- 
wesung ist. 

Da eine solche Möglichkeit also nicht ausgeschlossen werden 
kann, so wird sich aus der vorgefundenen Trennung des Atlas 
allein ein Schluss auf eine an dem Knaben A. Fz. verübte Ge- 
waltthat nicht herleiten lassen; es fragt sich doch aber auch, 
ob dieser Befund eine solche widerlegt, und daher erübrigt, auf 
die von der Königl. Staatsanwaltschaft gestellte Frage näher 
einzugehen. Bei dieser Gelegenheit wird gleichzeitig erwogen 
werden müssen, ob die Erzählung des W., wie sie der G. 
mittheilt, an Unwahrscheinlichkeiten oder gar Unmöglichkeiten 
leidet. 

Ein Bruch des verknöcherten und regelmässig gebildeten 
Atlas ist nach der Erfahrung beim Erhängungstode durch Selbst- 
handlung ausgeschlossen. Beim Erhängen durch fremde Hand 
besonders mit nachfolgendem Druck auf die Schultern der Auf- 
gehängten sind Brüche der Halswirbel mehrfach gefunden worden, 
allerd^gs in der Form, dass der Zahn des epistropheus abge- 
brochen und der Atlas verrenkt war. Ein solcher Befund ist 
hier nicht erhoben worden. 

Bei der bewiesenen ganz krankhaften Bildung des Atlas, 
dessen Hälften im vorderen Bogen nur durch besondere Binde- 
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Substanz und vielleicht sehr zarte Knochenleisten zusammenge- 
halten wurden, musste offenbar ein Zerreissen dieses Bindemittels 
leichter zu Stande kommen, als ein Abbrechen des Zahnes des 
Epistropheus, daher würde es sich erklären lassen, dass derselbe 
unverletzt geblieben war, selbst wenn man dem W. unterlegen 
wollte, dass er eine Nachhülfe, wie Druck auf die Schultern oder 
Zug an den Füssen des von ihm angeblich erhängten Knaben hat 
in Wirksamkeit treten lassen. Man wird unbedenklich aber auch 
zugeben können, dass in diesem ganz besonderen Falle schon die 
Zerrung des Kopfes und der mittelbare Druck des Strangwerk- 
zeuges, ein Strick, genügte, um durch das blosse Aufhängen 
die Continuitätstrennung des ersten Halswirbels herbeizuführen. 

Da W. die Wiederkehr der Eltern des A. Fz. zum Zwecke 
der Fortsetzung ihrer Nachsuchungen erwartete, so hatte er ein 
Interesse, den Tod des Knaben, dem er, um sich selbst vor Strafe 
zu schützen, den Anschein geben wollte, als habe er sich selbst 
erhängt, möglichst schnell herbeizufuhren. Es liegt also die 
Vermuthung durchaus nicht fem, dass er, um ein stärkeres Zu- 
sammenziehen der um den Hals des Knaben gelegten Schlinge 
zu bewirken zu einer der bezeichneten Nachhülfen versucht 
worden ist. Sehr fest war die Schlinge nicht angelegt, denn die 
Strangmarke hatte, wie der Bichter fand, durchaus den Verlauf 
wie sie bei Selbstmördern in der Regel gefunden wird. Er- 
drosselt und dann erst aufgehängt war der Knabe nicht, da in 
diesem Falle die Strangmarke einen graden Verlauf rings um 
den Hals gehabt hätte. Einen so schwer verletzten Knaben aber 
widerstandslos aufzuhängen, wird als möglich sich nicht be- 
streiten lassen. 

Demnach wird zugegeben werden müssen, dass der Knabe 
Fz. durch fremde Hand erhängt und dadurch die Trennung des 
ersten Halswirbels in die vorgefundenen zwei Theile, also am 
Lebenden, zu Stande gekommen ist. 

Nach der durch G. wiedergegebenen Erzählung des W. liat 
dieser den A. Fz. am Kragen gepackt und gegen einen Holz- 
stubben geschleudert. Diese Handlung lässt die Anwendung 
einer grösseren Gewalt zwar voraussetzen; aber an Sicherheit 
gewinnt diese Voraussetzung nicht, wenn der nach dem Hinfallen 
des Knaben sofort eingetretene Zustand berücksichtigt wird, 
dessen Beschreibung in Bezug auf alle einzelnen Umstände 
von medizinischer Seite kein Widerspruch entgegengestellt 
werden kann. 

Mit welchem Körpertheile der Knabe zuerst auf den Stubben 
aufschlug, ist nicht gesagt. Auf diesen Theil musste die Kraft 
des Stosses und der Widerstand, welchen der Stubben leistete, 
voll einwirken. Wäre dieser Theil der Schädel gewesen, so 
würde ein Bruch an demselben kaum ausgeblieben sein. Ein 
solcher ist jedoch nicht gefunden worden (No. 12). Bei dem 
Fehlen jeder Erscheinung einer Quetschung an aem äusseren 
Körper, welche dem Richter bei der Leichenbesichtigung nicht 
hätte entgehen können (?), wenn sie nicht etwa durch die als 
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'Tbdtenflecke bezeichneten Hautverftrbungen verdeckt war, wird 
darauf hingewiesen, dass dieser Körpertheil das Gesäss war. 
Wegen der Nachgiebigkeit dieses Theiles können recht wohl die 
Folgen einer Quetschung, besonders wenn die geeignete Gewalt 
melu* die ganze Fläche desselben getroffen hat, unsichtbar bleiben. 
Ein Aufschlagen mit diesem Körpertheil auf einen harten Gegen- 
stand ist aber ungemein geeignet, durch Gegenschlag eine Ge- 
hirnerschütterung zu erzeugen. Diese würde genügen, um die 
Haltlosigkeit des Kopfes (in dem Briefe des G. mit „bammeln'' 
bezeichnet) und die Bewusstlosigkeit, welche aus der W.'schen 
Erzählung gefolgert werden muss, zu erklären. Derselbe sag^ 
nämlich, er habe den Knaben gegen 11 Uhr Abends, weil er 
Schmerzenstöne ausstiess, aus dem Bienenschauer nach dem Stall 
getragen und mit Stroh bedeckt. Warum er, wenn bis dahin 
schon Schmerzensäusserungen des Verletzten wahrnehmbar ge- 
wesen wären, nicht früher Vorkehrungen zu deren Abschwächung 
nach Aussen getroffen haben sollte, würde bei seiner Angst vor 
Entdeckung nicht recht klar sein. Wäre aber das Bewusstsein 
bei A. Fz. nicht sofort nach seinem Fall geschwunden gewesen, 
so würde nicht zu verstehen sein, dass der Knabe nicht geschrieen 
haben sollte. 

Das Unvermögen desselben zu stehen und die angegebene 
Vermuthung des W., er habe demselben Genick oder Kreuz ge- 
lähmt, würden an und für sich die Annahme einer Quetschung 
des Halsmarks als Wirkung des Stosses und Aufschiagens bei 
dem ganzen Bau des Atlas, der eine mehr federnde Beweglichkeit 
gestattete, viel näher legen, als die Annahme einer von tieferem 
coma begleiteten Gehirnerschütterung. Erwägt man jedoch, dass 
von dem W. nicht berichtet wird, es sei Erbi'echen bald nach 
dem Hinfallen bei dem A. Fz. aufgetreten, eine Erscheinung, 
welche nicht hätte übersehen werden können, so muss ange- 
nommen werden, dass solches nicht stattgefunden hat. Da Er- 
brechen bei Erschütterungen des Gehirns leichteren Grades kaum 
je fehlt, dagegen sein Ausbleiben bei denjenigen höheren Grades 
die Begel ist, so wird nur der Schluss für letztere zulässig sein. 
Würde dagegen die Voraussetzung einer Quetschung des Hals- 
marks, welche leicht mit einer Zerreissung der Bindesubstanz im 
vorderen Bogen des Atlas bewirkt durch Anpressen desselben 
an den Zahn des Epistropheus gleichzeitig zu Stande kommen 
konnte, richtig sein, so würde durch einen solchen Vorgang die 
Wirkung des Gegenschlages auf das Gehirn sehr erheblich abge- 
schwächt worden sein, und die tiefere Bewusstlosigkeit bei dem 
A. Fz., welche nach der Darstellung des W. einige Stunden an- 
gedauert haben muss, gamicht zu erklären sein. 

Nach dieser Darstellung hat also die Vermuthung, dass in 
Folge des eigenthümlichen Baues des Atlas eine Quetschung des 
Halsmarks zu Stande gekommen war, ob mit ob ohne Zerreissung 
der Bindesubstanz im vorderen Bogen desselben, keine Wahr- 
scheinlichkeit für sich, vielmehr überwiegt die Annahme, dass die 
Vereinigung des Atlas mit dem Hinterhauptsbeine durch den 
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Baudapparat eine so feste war, um ein stärkeres Ausweichen 
der beiden seitlichen Theile des Wirbels zu verhindern, und die 
Erzeugung einer starken Gehimerschüttening zu begünstigen. 

Gleichviel jedoch, welche von diesen unmittelbaren Wir- 
kungen der Gewalthat, die W. angiebt an den Knaben A. Fz. 
vollzogen zu haben, zugeschrieben wird, so steht doch soviel 
fest, dass der Tod weder nach einer dieser Verletzungen, 
noch nach Gesammtwirkung beider sofort eintreten musste, ja 
die Möglichkeit nicht absolut auszuschliessen ist, dass im 
Falle reiner Gehirnerschütterung das Leben erhalten werden konnte. 

Wenn also W. dem G. erzählt hat, der Knabe lebte noch 
als er ihn aufhing, und derselbe ist erst durch Erhängen 
um's Leben gekommen, so spricht auch gegen diese Angabe nichts. 

Demnach geben wir nach Erwägung aller möglichen und 
zulässigen Umstände des Falles folgendes Gutachten ab: 

1) Die vorgefundene Dehiscenz im vorderen Bogen des krank- 
haft gebildeten Atlas, welcher der Leiche des A. Fz. ent- 
nommen worden ist, ist eine ebenfalls krankhaft vorgebildete 
und möglicherweise durch Verwesung der Zwischensubstanz 
bewirkt. 

2) Ein Schluss auf eine an dem Knaben A. Fz. verübte Ge- 
waltthätigkeit lässt sich daher aus diesem Befunde nicht 
herleiten; jedoch widerlegt derselbe eine solche Möglichkeit 
auch nicht. 

Die Sache ist, soweit bekannt, nicht weiter verfolgt worden. 



Einführung der Anweisung fUr die Hebammen 
vom 22. November 1888 in die Praxis. 

Kreisphysikus Dr. SUomon in Norden. 

Ohne Zweifel wird der neue Schritt, die Antisepsis allgemein 
in die Hebammenpraxis einzuführen, zahlreiche Besprechungen 
veranlassen und ist der Anfang dazu bereits in der vorher- 
gehenden Nummer dieser Zeitschrift gemacht. Vielleicht verlohnt 
es sich, von verschiedenen Seiten auch die Mittel und Wege an- 
zugeben, mit denen man zu dem erstrebten Ziele zu kommen 
sucht und hierzu soll dieser Artikel einen Versuch machen. 

Die Hebammen - Verhältnisse in der Provinz Hannover 
sind wohl wie überall. Nur ungebildete Frauen geben sich zu 
dem harten Berufe her, in die oft schwer erreichbaren Wohnungen 
der bäuerlichen Arbeiter - Bevölkerung im Dunkel der Nacht 
und auf schlechten Wegen zu wandern und stundenlang dort unter 
ungemüthlichen Verhältnissen zu verweilen, um dafür eine äusserst 
kärgliche Belohnung zu erwarten. Wie wenig lohnend der Ver- 
dienst der Hebammen oft ist, dafür möge als Beispiel angeführt 
werden, dass in meinem Kreise vor Kurzem eine Hebamme wegen 
Altersschwäche in das Armenhaus wandern, eine zweit« fort- 
laufende Armen-Unterstützung bekommen musste und eine dritte 
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mich bei Gelegenheit der Nachprüfung um ein Almosen bat.*) 
Etwas besser sind die Verhältnisse in den Städten, aber auch 
hier ist der Erwerb der Hebammen keineswegs immer ein so be- 
deutender, um denselben ein sicheres und ausreichendes Aus- 
kommen zu gewähren. Unter diesen Umständen kann natürlich 
nicht erwartet werden, dass sich in kurzer Zeit ein Hebammen- 
stand entwickelt, wie ihn der Beruf eigentlich erfordert. Viel- 
mehr ist bei allen neuen Massnahmen vorläufig damit zu rechnen, 
dass Einsicht und Verständniss bei den Hebammen nur theilweise 
vorausgesetzt werden darf. 

Für die hiesigen Verhältnisse stand nun von vornherein fest, 
dass die durch die neuen Vorschriften erwachsenden Unkosten 
nicht von den Hebammen selbst getragen werden können. 
Ebensowenig lassen sich dieselben den betreffenden Familien auf- 
erlegen. Die Hebamme bekommt jetzt 3 — 6 Mark für die Ge- 
burt. Nach der hier geltenden Hebammen-Taxe vom 31. December 
1860 kann dieselbe nun allerdings für Verwendung derjenigen 
Arzneimittel, welche sie in Gemässheit ihrer Dienstanweisung 
stets mit sich zu führen verpflichtet ist, also auch für die ver- 
brauchten Desinfectionsmittel, den P/a fachen Apothekenpreis be- 
rechnen, aber schon jetzt bleibt manche Geburt unbezahlt und 
würde die Hebamme noch mehr verlangen, so dürfte dieser Fall 
vielleicht noch öfter eintreten und die letztere ausser der ihr zu- 
stehenden Gebühr dann auch noch ihrer baaren Auslagen für 
Carbolsäure verlustig gehen. Solcher Unsicherheit darf die Heb- 
amme nicht ausgesetzt werden. Soll sie pflichtgemäss für aus- 
reichende Desinfection sorgen, so müssen ihr die Mittel dazu 
frei zur Verfügung stehen. 

Auch die Lage der Hebammen vor dem Gesetz ist nicht zu 
übersehen. Bedenkt man, dass dieselben bei Unterlassung der 
vorgeschriebenen Massregeln bestraft werden sollen, und dass sie 
sich aus diesem Grunde bei etwaigen, Erkrankungen und Todes- 
fällen ihrer Wöchnerinnen vor Gericht wegen Fahrlässigkeit zu 
verantworten haben, so ist es um so dringender geboten, ihnen 
die strenge Beobachtung der in der Anweisung gegebenen Vor- 
schriften möglichst zu erleichtem. 

Die Durchführung der Anweisung hat aber nicht nur ein 
specieUes Interesse für jede Wöchnerin und jede Familie, sondern 
auch eine allgemeine Bedeutung für jedes Gemeinwesen besonders 



*) Derartige Fälle werden künftighin allerdings seltener werden, da den 
in den letzten Jahren neu angestellten Bezirkshel^mmeD vertragsmässig ge- 
sichert sein muss: 

a) ein Gehalt von 40 Mark, alle 5 Jahr um 5 Mark bis zum Höchstbetrage 
von 60 Mark steigend; 

b) eine vom Ausfall der Nachprüfung abhängige Remuneration von 8 — 9Mk. ; 

c) im Fall der Dieustunfähigkeit nach zurückgelegtem 10. Dienstjahre eine 
laufende Unterstützung von 10 Mark, von Jahr zu Jahr um eine Mark 
steigend; 

d) unentgeltliche Beschaffung der erforderlichen Geräthe, Bücher, Des- 
infectionsmittel u. s. w.; 

e) bei Reisen zu den Nachprüfungen 1 Mark Tagegelder und Reisekosten 
nach der Hebammentaze. 
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im Hinblick darauf, das8 durch den Tod oder das Siechthum 
einer an Wochenbettfieber erkrankten Frau in nicht seltenen 
Fällen eine ganze Familie der öffentlichen Armenpflege anheim 
fällt und die letztere dadurch in viel höherem Maasse belastet 
wird, als durch die Uebemahme der verhältnissmässig geringen 
Kosten zur Beschaffung der erforderlichen Desinfectionsmittel. 

Diese Anschauungen habe ich vor dem Ereisausschuss meines 
Kreises, zu dessen Sitzung der Landrath mich in entgegen- 
kommender Weise eingeladen hatte, vertreten und daraufhin 
folgende Vorschläge entwickelt, welche dem Kreistage behufs Be- 
willigung der erforderlichen Geldmittel in seiner nächsten Sitzung 
vorgelegt werden sollen. 

Wenn man berücksichtigt, dass die Hebammen auf dem Lande 
meist von der nächsten Apotheke ziemlich entfernt wohnen, so 
ist es zweifellos am zweckmässigsten , denselben einen grösseren 
Vorrath an Carbolsäure auszuhändigen. Dies könnte nun in 
grossen Flaschen geschehen, aus denen sich dann die Hebammen 
selbst die für jede Geburt erforderliche Menge von 90 Gramm 
in kleinere Massflaschen einfüllten. Bei diesem Verfahren ist 
aber die Gefahr nicht ausgeschlossen, dass durch Unvorsichtigkeit 
der ganze Vorrath einmal verschüttet wird, denn auch das Ein- 
ftUen erfordert eine gewisse G^chicklichkeit und ausserdem ist 
es für die Hebammen handlicher, die Carbolsäure gleich abge- 
messen in der Ar jede Geburt vorgeschriebenen Menge vorräthig 
zu halten. In Folge dessen habe ich nach Rücksprache mit den 
hiesigen Apothekern voi^eschlagen, für jede Hebamme einen ver- 
schliessbaren, mit entsprechender Aufschrift versehenen Kasten, 
ähnlich wie solche zum Verschicken von Bierflaschen gebraucht 
werden, anfertigen zu lassen. In einem solchen Kasten lassen 
sich eine Anzahl von Einzelgläser leicht, sicher und dauerhstft 
verpacken und richtet man denselben für 24 Flaschen ein (22 für 
Carbolsäure und 2 für Carbolöl, sämmtlich k 90 Gramm) so 
würde die Mehrzahl der hiesigen Hebammen, die durchschnittlich 
nicht mehr als 40 Geburten im Jahre haben, mindestens ^/, Jahr 
mit ihrem Vorrath an Desinfectionsmitteln auskommen. Die 
Stadt-Hebammen, welche meist eine grössere Geburtenzahl haben, 
können ihren Kasten aber ohne Schwierigkeit öfter im Jahre 
neu fÜUen lassen, da sie Apotheke am Orte haben. Wie gross der 
Verbrauch der Carbolsäure im Jahre sein wird, lässt sich vor- 
läufig nicht genau schätzen. Zunächst wird man annehmen müssen, 
dass jede Geburt auch 90 Gramm erfordert. Findet vielleicht 
einmal die Hebamme bei ihrer Ankunft die Geburt schon beendet, 
80 kann es das nächste Mal vorkommen, dass sie wiederholt um- 
sonst gerufen wird, sich nach vorgenommener Untersuchung bald 
wieder entfernt und in der Zwischenzeit vielleicht die zubereitete 
Carbolverdünnung umgeschüttet wird. Ausserdem sind in den 
§§ 10, 12 — 14, 16 und 18 verschiedene Möglichkeiten angegeben, 
welche einen erheblichen Bedarf von Carbolsäure erforderlich 
machen. Die Erfahrung muss also erst lehren, wie viel wirklich 
durchschnittlich pro Geburt gebraucht wird. 
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Wird von dem Kreistage der von mir gemachte und von 
dem Ereisausscbuss acceptirte Vorschlag angenommen, so idt 
damit auch die Controle über den Verbrauch der Desinfections- 
mittel sehr erleichtert. Im hiesigen Regierungsbezirk ist den 
Hebammen vorgeschrieben, mit dem alljährlich im Monat Januar 
dem Kreisphysikus zur Revision einzusendenden Tagebüchern 
bezw. Geburtsverzeichnissen gleichzeitig einen Nachweis*) über 
die Menge der während des betreffenden Jahres verbrauchten 
Desinfectionsmittel einzureichen. Dieser Nachweis ist natürlich 
am leichtesten zu erbringen, wenn die letzteren nach meinem 
Vorschlage aus öffentlichen Mitteln beschafft werden. Werden 
die Hebammen dann bei Gelegenheit der Nachprüfung darauf 
aufmerksam gemacht, dass es nicht auf die Menge der Carbol- 
säure, sondern auf die richtige Verwendung derselben ankomme, 
so liegt es nicht in den Bereich der Wahrscheinlichkeit, dass die 
Carbolsäure weggegossen wird, damit die erforderliche Menge im 
Verhältniss zu der Zahl der im Tagebuch verzeichneten Geburten 
herauskommt. Auch eine anderweitige Verwendung der Carbol- 
säure kann nicht bedeutend ins Gewicht fallen. Es ist ja wohl 
anzunehmen., dass hier und da Quacksalberei getrieben werden 
wird und dass die Hebammen mit ihrem Carbolwasser bei kleinen 
Verstauungen aushelfen werden, aber ich glaube nicht, dass dies 
von Belang sein wird. 

Was nun die Kosten anbetrifft, so stellen sich dieselben 
für den hiesigen Kreis 

a) an einmaligen Ausgaben: 

1. 23 Kasten ä 8 Mk 184Mk. — Kg. 

2. 46 Masscylinder ä 80 Pfg 36 „ 80 „ 

3. 500 Flaschen & 90 Gr. (blau, eingebrannt: 
„Aeusserlich** und eckig) ä 15 Pfg. . 75 „ — „ 

Summa: 295 Mk. 80 Pfg. 

b) an jährlichen Ausgaben: 

1. Umfüllüng von 500 Gläsern ä 5 Pfg. . 25 Mk. — Pfg. 

2. 80 Kilogr. Acid. carbol. liquefact. 
(durchschnittlich 900 Entbindungen) . 396 „ — „ 

3. Pauschsumme für zerbrochene Gläser 
Ausbesserung der Kasten etc. ... 29 „ — „ 

Summa: 450 Mk. — Pfg. 

Also fast genau 50 Pfg. für jede Entbindung. Bei diesem 
Anschlag ist rühmend hervor zu heben, dass sich die Apotheker 
behufs Durchführung der Anweisung in der gewünschten Weise 
zu erheblichen Opfern bereit erklärt haben, denn nach der 
Arzneitaxe kosten 90 gr. Acid. carbolic. liquef. mit Wägung und 
Glas 1,25 Mk. 

Behufs möglichst schneller Einführung der Anweisung 
ist von der hiesigen Regierung den Kreisphysikern aufgegeben 

*) Dieser Nachweis ist zu erbringen entweder durch eine entsprechend© 
Bescheinigung des Apothekers, von welchem die Hebamme die Desinfections- 
mittel bezogen hat, oder, falls derselben die letzteren aus öffentlichen Mitteln 
unentgeltlich geliefert sind, durch eine Bescheinigung des betreffenden 6e- 
meinaeyontehers, Magistrates bezw. des YorBtandes den Hebammenbezirkes etc. 
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worden, im Laufe der Monate Januar und Februar s&mmtliche 
Hebammen ihres Bezirks in derselben Weise wie bei den regel- 
mässigen Nachprüfungen vorzuladen und dieselben unter Aus- 
händigung der Anweisung bezüglich der darin gegebenen Vor- 
schriften eingehend zu belehren. Diese Termine sind von mir 
bereits abgehalten und habe ich in denselben die Hebammen be- 
sonders darauf aufmerksam gemacht, dass alle Aerzte und Be- 
hörden amtlich angewiesen seien, jeden in ihre Behandlung 
gelangenden bezw. zu ihrer Eenntniss kommenden Fall von 
Wochenbettfieber dem zuständigen Ereisphysikus anzuzeigen und 
dass von dem letzteren jedesmal nachgeforscht werden würde, ob 
irgend ein Verschulden seitens der Hebamme vorliege. Bereits 
früher ist nämlich seitens des hiesigen Kegierungspräsidenten 
vorgeschrieben (durch Verfügung vom 9. November v. J.), dass 
in solchen Fällen der Ki-eisphysikus sofort von dem Lancb-aths- 
amte bezw. Magistrate mit Untersuchungen an Ort und Stelle 
beauftragt werden muss. Weiterhin habe ich die Hebammen 
daran erinnert, dass sie bei keiner Geburt wissen könnten, ob 
nicht in der nächsten Stunde der Arzt zugezogen werden müsse, 
und dass sie dann dem letzteren gemäss § 1 Abs. 4 der hiesigen 
Polizei Verordnung vom 21. März 1884 gemäss ihr Tagebuch 
behufs Eintragung eines kurzen Vermerks über ihr Verhalten 
vorzulegen haben. Andererseits habe ich aber auch hervorgehoben, 
dass es sich bei Durchffthrung der fraglichen Anweisung keines- 
wegs darum handele, die Hebammen zu belästigen und sie in 
steter Angst und Sorge vor der Polizei zu erhalten, sondern dass 
Aerzte und Hebammen einträchtig zusammen wirken sollten, Er- 
ki-ankungen der Wöchnerinnen zu verhüten und dass die Hebammen 
gegen ungerechte Beschuldigungen thunlichst auf meine Unter- 
stützung rechnen könnten. 

Die Hebammen schienen den Ernst der Sache zu begreifen 
und derselben die erforderliche Aufmerksamkeit zu schenken; ob 
der gewünschte Erfolg eintreten wird, muss die Zukunft lehren. 
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Der weitere Verlauf betr. das Eingesandt y^die amtliche* Begrlaubi^ong; 
prlYatinstliotaer Atteste^S cf. No. 7 und 8 pro 1888 dieser Zeitschrift: 

Auf meine unterm 4. Mai pr. abge|[ebene Erklärung (cf. No. 7 dieser 
Zeitschrift vom v. J.) erhielt ich a. d. 24. ej. vom Präsidenten die Aufforderung, 
die ftlr die Beglaubigung liquidirten und erhaltenen 10 Mark sofort zurückzu- 
zahlen und darüber binnen 3 Tagen zn berichten. Diese Aufforderune der 
Rückzahlung ward in folgender Weise motivirt: «Was Ihre Liquidation 
anlangt, so sind eingehende Taxen för die Thätigkeit sowohl der Privat- 
ärzte (vom 21. Juni 1815), als der Medicinalbeamten {Ges. vom 9. März 
1872) vorhanden. Aber in keiner dieser Verordnungen findet sich ein Satz für 
die Beglaubigung von Attesten angesetzt. Daraus folgt, dass fQr eine solche 
Beglaubigung — soweit sie zulässig ist — keine Gebühr in Ansatz gebracht 
werden darf.*^ Bei dieser Auffa.s8ung, welche die Interessen der Medicinalbe- 
amten auf das Empfindlichste schädigen musste, konnte ich mich nicht be- 
ruhigen und erbat ich mir unterm sSd. Mai die Entscheidung des Herrn Mi- 
nisters. Da letztere bis heute, nach Ablauf von 8 Monaten, noch nicht einge- 
f^gen, so habe ich eine solche nicht mehr zu erwarten. Aus dem Umstände 
jedoch, dass der Präsident unterm 13. Juni den Originalbrief des Dr. H. von 
mir einforderte, in welchem ich ausdrücklich ersucht wurde, meine Beglau- 
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bigungsgebühr durch Postnachnahme zu erheben, ist unschwer zu schliessenf 
dass in der Anfirelegenheit zwischen Minister und Präsidenten verhandelt wurde, 
sowie aus der Thatisache, dass ich zur Rückzahlung der 10 Mark nicht wieder 
aufgefordert worden bin, die Folgerung gerechtfertigt erscheint, da«s die Auf- 
fassung des Präsidenten vom Minister nicht getheilt worden ist. Daraus kann 
logisch weiter geschlossen werden, dass meine unter den vorgelegenen (Jm- 
st&iden voUzogene Beglaubigung eine zulässige war. Wäre sie es nicht ffe- 
wesen, so war meine Handlung eine unrechtmässige, und fOr eine unrecht- 
mässige Handlung hätte der Herr Minister eine Gebühr nicht passiren lassen 
können. 

Hieran anknüpfend erlaube ich mir, nicht um mit meiner richtigeren 
Auslegung zu kokettiren, sondern weil präjudicirend für aUe ähnliche Fälle, 
den Wortlaut einer vom 21. April 1883 datir enden Verfügung des Justiz- 
Ministeriums, M. 2726, zu reproduciren , soweit sie fCLr den in Rede stehenden 
Fall von Interesse ist. «Es ist in Frage gekommen, in wieweit die Schluss- 
bestimmung im § 10 des Gesetzes vom 9. März 1872 über die den Medicinal- 
beamten f£* die Besorgung gerichtsärztlicher Greschäfbe zu gewährenden Ver- 
gütungen, wonach in den näher bezeichneten Fällen, wenn sich Bedenken gegen 
die Angemessenheit des liquidirten Betrages ergaben, die Festsetzung der an- 
zuweisenden Gebühr durch die zuständige Regierung zu bemerken ist, nach 
der gegenwärtigen Lage der Gesetzgebung noch Anwendung finden kann. Der 
Zweifelsgrund beruht darin, dass der § IB der Gebührenordnung vom 30. Juni 
1878 zwar die Taxvorschriften des Gesetzes vom 9. März 1872 aufrecht 
erhalten hat, der § 10 dieses Gesetzes und namentlich die Schlussbestimmung 

desselben jedoch keine eigentliche Taxvorschrift enthält 

Wie die Motive zu der mehrerwähnten Bestimmung im § 10 hervorheben, be- 
ruht dieselbe auf der ausdrücklichen Erwägung, dass für diejenigen im Gesetze 
thunlichst verminderten Fälle, in welchen es darauf ankommt, die Gebühren 
innerhalb der bezeichneten Grenzen zu arbitriren, die Verwaltungsbehörden die 
zur Fetzsetzung am meisten geeigneten Organe sind, so dass ilmen die defini- 
tive Entscheidung mit Vertrauen überlassen werden darf. Dabei wird jedoch 
nicht ausser Acht gelassen werden dürfen, dass, wenn die Sachverständigen- 
gebühr nicht dem Staate, sondern einer zahlungspflichtigen Partei zur Last 
fallt, dieser letzteren gegenüber die von der Regierung ausgegangene Gebühren- 
festsetzung auch in einem solchen Falle, nicht als endgilt ig anzusehen 
ist, es vielmehr unbenommen bleibt, gegen dieselbe gemäss § 4 des Kostenge- 
setzes vom 16. Juni 1878 die gerichtliche Entscheidung anzurufen.***) 

Dr. Wiener, 

BeBchftftigang von Kindern ausserhalb der Fabriken. Nach einem Ur- 
theil des Reichsgerichts II. Strafs. vom 18. September 1888 beziehen sich 
die Bestimmungen der §§ 128 u. 131 der Reichs-Gewerbeordnung über die Be- 
schäftigung der Kinder in Fabriken nur auf die Kinderarbeit innerhalb eines 
Fabrik-Etablissements, nicht aber auf die ausschliesslich ausserhalb des Fabrik- 
Etablissements stattfindende Beschäftigung jugendlicher Arbeiter oder Kinder. 
Die Beechäfbiffung von Kindern in einer Wolmung, woselbst der Gewerbebe- 
trieb nicht Bäbri^äsRig geschieht, ist durch die Reichs-Gewerbeordnung nicht 
beschränkt. 

Anfertigung von Reoepten bei Ueberschreitany der Maximaldosen Ton 
starkwirkenden Giften* Nach einem Urtheil des Reichsgerichtes I. Stra&enats 
vom 27. September 1888 gehört es für jeden Apotheker, sei er Principal oder 

*) Trotz des oben geschilderten weiteren Verlaufs der fraglichen Ange- 
legenheit muss ich die von mir in No. 7 und 8 pro 1888 der Zeitschrift 
S. 211 und 248 geäusserten Ansicht über die amtliche Beglaubigung privat^ 
ärztlicher Atteste nach jeder Richtung hin aufrecht erhalten. Die angeführte 
Verfügung des Justizministers vom 21. April 1883 bezieht sich übrigens nur 
auf die den Medicinalbeamten seitens der Gerichtsbehörden (Staatsanwalt- 
schaft ausgeschlossen) Übertragenen gerichtsärztlichen Geschäfte und die 
hierfür zu gewährenden Gebühren, hat also für den vorliegenden Fall gar 
keine Bedeutung. Dr. Rapmund« 
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Gehilfe, zu der bei Ausübtuiff seines Berufes unter allen Umst&nden — auch 
wenn eine bezügliche Instruction nicht existirt — gebotenen Umsicht und Sorg- 
falt, starkwirkende Gifte in aussergewöhnlich übermässigen Dosen nicht ohne 
die besondere Erklärung des Arztes, dass er bewusst diese übermässige Dosis 
verschrieben habe, dem Kranken zu verabreichen. Unterlägst er dies, so hat 
er strafrechtlich gleich dem Arzte, welcher das Recept verschrieben hatte, fOr 
die Folgen einzustehen. 

Die geriehtBärztUche Literatur Aber Yerletsniig der Halswirbel wird 
in nächster Zeit in Folge des jüngst in Berlin verhandelten und noch in der 
Schwebe liegenden Falles Kelch voraussichtlich recht beachtenswerth werden. 

Ausser dem in der heutigen Nummer veröffentlichten Artikel von Dr. 
Wiedner, Kreisphysikus in Kottbus: , Selbstmord oder Körperverletzung mit 
nachfolgendem Erhängen des Verletzten? Höchst seltene MissbOdung des 
Atlas; steht uns noch ein anderer von Dr. L issner, Kreisphysikus und 
Sanitätsrath in Kosten: ,Zur Diagnose der Halswirbel -Verletzungen*^ zur Ver- 
fügung und sind weitere Einsendungen zur Casuistik dieser Verletzungen sehr 
erwünscht. 

Die in Aussicht genommeoe Errichtaog eines hygienischen Instituts 

nebst einer ordentlichen Professor der Hygiene in Halle a/S. und Marburg 
ist von der Budgetkommission des Abgeordnetenhauses abgelehnt worden. 



Zurflekoatame der Approbation als Arzt« Gegen den Privatdocent 
Dr. med. S. zu B., welcher von der Strafkammer des dortigen Landgerichts 
wegen Entwendung von Briefmarken rechtskräftig zu 6 Monaten Gerangoiss 
und 2jährigem Ehnrerlust verurtheilt worden war, hatte die zuständige Ver- 
waltungsbehörde auf Grund des § 58 der Gewerbeordnung die Klaffe auf 
Zurücknahme der Approbation als Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer für die 
Dauer des Ehrverlustes erhoben und der Bezirksausschuss diesem Klagantrage 

gemäss erkannt. In dem UrtheUe des letzteren wurde ausgeführt: ^dass die 
Entziehung der Approbation keineswegs nur ausgesprochen werden dürfe, wenn 
ein Arzt sich in Bezug auf seinen Beruf einer ehrlosen Handlung schuldig ge- 
macht habe, sondern eine solche Zurücknahme auch dann gerechtfertigt sei, 
wenn der betreffende Arzt derjenigen moralischen Integrität entbehre, welche 
fGbr den ärztlichen Beruf erfordert wird. Dass letzteres aber im vorliegenden 
Fall zutreffe, dafObr habe die raffinirte Art, in welcher die Diebstähle ausge- 
führt > seien, in Verbindung mit dem Verhalten des Beklagten während der 
Untersuchung imd dem Umstände, dass sich derselbe in einer Vermögenslage 
befunden, welche ihm sehr wohl gestattete, seinem Sammeleifer durch Ankauf 
der Marken zu genügen, den besten Beweis gegeben.* Gegen dieses Erkennt- 
nisB legte der Beklagte die Berufung ein, indem er ausführte, dass der § 53 
der Gewerbeordnung nur im besonderen Standesinteresse des ärztlichen Berufes 
aber keineswegs im allgemeinen öffentlichen Interesse die Zurücknahme der 
Approbation gestatte und daher ein Zusammenhang der Thatsachen, welche 
die Zurücknahme rechtfertigen sollen, mit den ärztlichen Standesinteressen 
unerlässlich seL Ausserdem seien die fraglichen Entwendungen unter dem 
Einfluss der Sammelmanie begangen und könne daher eine ehrlose Gesinnung 
aus denselben nicht gefolgert werden. Durch Urtheil des III. Senats des 
Oberverwaltungs^erichts vom 17. Januar d. J. wurde jedoch diese Berufung 
verworfen und die Vorentscheidung bestätigt, indem der genannte Gerichtehof 
hinsichtlich der moralischen Beurtneilung des Verhaltens des Beklagten den 
Ausfilhrungen des Bezirksausschusses überall beitrat. „Dass die Vorsdirift des 
§ 53 der Gewerbeordnung in erster Linie zur Wahrung der rechtlichen Standes- 
ehre erlassen worden, sei zwar richtig, aber anderseits sei gerade zur Wahrung 
dieser Standesehre im vorliegenden Falle die Zurücknahme der Approbation 
durchaus gerechtfertigt. Dabei könne es dahingestellt bleiben, ob der Be- 
klagte in der That von einer Sammelmanie befallen sei oder nicht." 



Verpflichtung der Fleischbescliaaer snr fortlaufenden FOlirung der 
poliseUien Torgesehriebenen Listen über Uire Th&tigkeit. (Entscheidung 
des Kammergerichti^). Durch Polizei Verordnung vom 12. December 1877 
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sowie durch ein später dazu erlassenes Reglement vom 15. Mai 1885 sind die 
Fleischbeschauer zu G. verpflichtet, Listen über ihre Thätigkeit zu fCQiren. 
Bei einer am 18. Juli 1888 vorgenommenen polizeilichen Revision &nd sich 
nun, dass der dortige Fleischbeschauer N. die betreffenden Listen nur bis zum 
Februar geführt hatte. Gegen den auf 30 Mark Geldstrafe event. 3 Tage Haft 
lautenden polizeilichen Strcäbefehl beantragte der betreffende Fleischbeschauer 
gerichtliche Entscheidung und als er vom Schöffengericht zu G. verurtheilt 
worden war, erhob er Berufung und wurde von der Strafkammer des Land- 

ferichts zu V. freigesprochen. Auf die gegen diese Entscheidung seitens der 
taatsanwaltschafb eingelegte Revision stellte jedoch der Sl^afsenat des 
Kamme rgerichts unter Aufhebung der Vorentscheidung das Erkenntniss 
des SchGf^ngerichts wieder her und zwar mit folffender Begründung: ,Die 
Verordnung sowohl, wie das dazu ergangene Reglement sei im Öffentlichen 
Interesse erlassen, Hauptzweck derselben sei die schrifUiche Niederlegung der 
Resultate der nxikroskopischen Untersuchungen, sowie Controle darüber, ob 
der betreffende Fleischbeschauer auch nicht mebr als sechs Schweine an einem 
Tage untersuche, und sich keines Uebergriffs in ein fremdes Gebiet schuldig 
mache. Der Vorderrichter hat den Angeklagten um deswillen freigesprochen, 
weil nicht in der Verordnung ausgesprochen sei, binden welcher Zeit die 
Ausfüllung der Liste bewirkt sein müsse, der Angekla^ überdies ein Notiz- 
buch führe, in welchem er sich seine Notizen täfidich mache und sonach 
jederzeit die Liste auszufüllen im Stande sei. Diese Entscheidung beruht auf 
einer rechtsirrthümlichen Auflassung der Verordnung sowohl wie des Regle- 
ments. Aus der daselbst getroffenen Bestimmung, wonach die Revision jeder- 
zeit vorgenommen werden könne, folge mit Bestimmtheit, dass behufs Vor- 
nahme oieser Revision die Listen am Schlüsse jedes Tages ausgeföUt werden 
müssten. Dass ein privatim geführtes Notizbuch die li^Ue einer amtlichen 
Liste nicht vertreten könne, bedürfe keiner näheren Ausführung. 



Yerbreitmig der Tollwuth Im Deutsetaen Beiehe während des Jahres 

1887. Nach dem im Kaiserlichen Gesundheitsamte bearbeiteten Jahresbericht 
über die Verbreitung von Thierseuchen im Deutschen Reiche (erschienen im 
Verlag von Julius Sprinsper, Berlin 1888) sind im Jahre 1887 zwar weniger 
Erkrankungen an Tollwnth bei den Thieren vorgekommen als im Vorjahre, 
dieselben haben sich aber auf mehr Bezirke vertheilt. Die Seuche hat somit 
im Allgemeinen an Heftigkeit etwas verloren, aber an Ausbreitung gewonnen. 

All ToUwuth erkrankt und gefallen sind 556 Thiere gegen 578 d. s. 
22=3,8 ®/o weniger als im Voijahre. Die Fälle vertheilen sich nach den ein- 
zelnen Thierarten auf 423 Hunde, 4 Katzen, 6 Pferde, 99 Stück Rindvieh, 
6 Schafe, 1 Ziege und 17 Schweine. 

Von der Seuche betroffen wurden wie im Vorjahre: Preussen, 
Bayern, Königr. Sachsen, Oldenburg, Braunschweig, Hamburff, Elsass-Lothringen ; 
ausserdem Baden, Mecklenburg -Schwerin und Anhalt, wärend das im Vor- 
jahre betroffene Fürstenthum Schwarzburg- Sondershausen im Berichtsjahre 
verschont geblieben ist. Die Fälle vertheilen sich auf 40 Regierungs- u. s. w. 
Bezirke, 191 Kreise etc., 1006 Gemeinden ete. 

Die meisten Tollwuthfälle sind wie im Voijahre ermittelt in den 
Regierungsbezirken Gumbinnen (110), Bromberg ^65), Posen (62); ausserdem 
wurden stark betroffen Königsberg (49) und Lothringen (29), wamsend in dem 
im Voijahre stark verseuchten Reg.-Bez. Oppeln bedeutend weniger Fälle vor- 
gekommen sind (28 gegen 54). Von den einzelnen Kreisen ete. weisen auch 
m diesem Jahre viele ToUwuthfälle auf: Schroda (23), Inowrazlaw (19), Neiden- 
burg (20), C^eestland (19), Goldap (16), dagegen waren die Kreise Lyck (7 gegen 
20) und Osterode i/Ostpr. (6 gegen 16) mi Berichtsjahre weniger von der 
Seuche heimgesucht. 

Was die Verbreitung der Seuche speciell unter den Hunden 
anbetrifft, so sind ebenso wie im Jahre 1886 vorwaltend die östlichen Gebiete 
des Reiches von derselben betroffen worden; daneben tritt indess eine stSjrkere 
Verseuchung an der sächsisch-österreichischen und an der französischen Grenze 
hervor, auch ist im nordwestlichen Theile des Reiches, in der Nähe der See- 
grenze, ein grösserer Seuchenbezirk vorhanden. In der stärkst verseuchten 
Zone an der russischen Grenze zeigt sich südlich der Warthe und westlich der 
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Oder ein Rückgang gegen das Vorjahr. Auch sind vier Grenzkreise (Briesen, 
Jarotschin, Schild berg und Kempen i. P.) verschont geblieben, während im 
Vorjahre nur einer, der Kreis Memel, früher frei geblieben war, der auffallen- 
der Weise im Berichtsjahre zu einem der stärkst betroffenen geworden ist. 
Im Königreich Sachsen ist das ganze Grenzgebiet gegen Oesterreich, ausge- 
nommen die Amtshauptmannschafb Bautzen, betrofiPen, in Bayern (ausschliess- 
lich der Pfsälz) sind 6 Grenz- und 3 der Grenze benachbarte Bezirke verseucht. 
Von den linksrheinischen Staaten sind hauptsächlich Lothringen, demnächst 
das Elsass sowie die Bezirke Homburg und Pirmasens in der bayerschen Pfalz 
von der Seuche heimgesucht worden und die letztere von hier aus über den 
Rhein bis zum badischen Amtsbezirk Ettlingen vorgedrungen. Im nordwest- 
lichen Seuchengebiete bildete der Ostlichste Theil des Hamburgischen Ver- 
waltungsbezirkes Geestlande den Hauptherd. Die einzelnen Jahreszeiten 
scheinen auf den Verlauf und die Verbreitung der Tollwuth keinen Einfluss 
gehabt zu haben. Der Umstand jedoch, dass bei weitem die meisten Toll- 
wuthfälle unter den Hunden in den Grenzgebieten vorgekommen sind, lässt 
ebenso wie im Voijahre Einschleppung aus dem Auslände als Hauptgrund für 
das Auftreten der Seuche im Reiche annehmen, wie denn auch bei einer nicht 
imerheblichen Anzahl von Fällen derartige Einschleppungen amtlich fest- 
gestellt sind. 

Von Uebertragung der Tollwuth auf Menschen durch den Biss 
wuthkranker Hunde sind vier Fälle mitgetheilt. In einem Falle konnte die 
Incubationsdauer nicht genau festgestellt werden, in den anderen drei Fällen 
erfolgte die Erkrankung 52 Tage, 10 Wochen bezw. 7 Monate nach dem 
Bisse. Wenn diese Zahl der Er&ankungen auch sicherlich nicht alle vorge- 
kommenen Tollwuthfälle beim Menschen umfasst, so gestattet sie doch immer- 
hin einen Schluss auf die Wirksamkeit der zur Zeit im Deutschen Reiche 
geltenden diesbezüglichen veterinärpolizeilichen Massregeln und muss demnach 
der durch die letz^ren erzielte Schutz gegen die Uebertragung der Tollwuth 
auf Menschen als ein sehr guter bezeichnet werden. 



Todesfälle durch Vergiftungen in England. Nach dem Jahresberichte 
des Englischen statistischen Bureaus über die im Jahre 1887 in England statt- 
gefundene Bewegung der Bevölkerung sind während des genannten Zeitraumes 
608 Todesfälle durch Vergiftungen vorgekommen, wovon 2 durch dritte Per- 
sonen (Giftmord), 246 in selbstmörderischer Absicht und 360 durch Fahrlässig- 
keit oder Versehen. Die verhältnissmässig grösste Zahl dieser Todesfälle (146) 
ist durch Vergiftungen mit Opium- und Morphiumhaitigen Präparaten ver- 
ursacht und zwar bei 94 Fällen in fcihrlässiger Weise, bei 52 Fällen in selbst- 
mörderischer Absicht. Die nächst höchste Ziffer weisen die Todesfälle in Folge 
von Bleivergiftungen auf (101), sämmtlich durch Fahrlässigkeit bedingt (be- 
sonders bei Arbeitern in Bleiweiss-, Schwefelsäure- etc. Fabriken). E leesalz 
(Oxalsäure) verschuldete 10 mal durch Fahrlässigkeit und 27 mal bei Selbstmord 
den Tod. Auffallend ist endlich die hohe Za^l der Todesfälle durch Ver- 
giftungen mit Carbolsäure, im Ganzen 51, darunter 25 in selbstmörderischer 
Absicht und 26 durch Fahrlässigkeit. Diese ziemlich hohe Ziffer von tödt- 
liehen Carbolsäure -Vergiftungen ist auch für die hiesigen Verhältnisse nicht 
unwichtig, besonders im Hinblick auf die ministerielle Anweisung vom 
22. November v. J., durch welche die unverdünnte Carbolsäure als Desinfec- 
tionsmittel fär den Gebrauch der Hebammen allgemein eingeführt ist. Dass 
es nicht i>hne Gefahr ist, den Hebammen unverdünnte Carbolsäure in die 
Hand zu geben, wird Niemand bezweifeln, hat doch erst im vergangenen Jahre 
der bayrische Obermedicinalausschuss aus diesem Grunde einen bezüglichen 
Antrag auf die allgemeine Einführung des gedachten Mittels in die Hebammen- 
praxis fast einstimmig abgelehnt. Mit Rücksicht auf eine gesicherte Durch- 
führung der oben erwähnten Anweisung ist es daher um so nothwendiger, die 
Hebammen bei jeder Nachprüfung immer wieder von Neuem auf die grosse Ge- 
. Ehrlichkeit der Carbolsäure aufmerksam zu machen und ihnen die grösste 
Vorsicht bei der Aufbewahrung und dem Gebrauche derselben ans Herz 
zu legen. 
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Johann Ludwig Casper's Handbuch der gerichtlichen Medicin. 
Neu bearbeitet und vermehrt von Dr. Carl Liman. Achte 
Auflage. Erster Band: Biologischer Theil. Zweiter Band: 
Thanatologisctier Theil. Berlin 1889. Verlag von August 
Hirschwaid. 

Der massgebende Autor auf dem Gebiete der gerichtlichen Medicin hat 
seit zwei Jahren seine Thätigkeit als Gerichtsarzt am Berliner Landgericht 
aufgegeben; aber eine lange Reihe gesammelter Erfahrungen, die noch heute 
von mm geübte Lehrthätigkeit als Professor der gerichSichen Medicin und 
die praktischen Arbeiten im forensischen Institute setzen ihn noch gegenwärtig 
in den Stand, die neu auftauchenden Fragen unserer Wissenschaft mit dem 
Secirmesser an der Leiche und mit dem Experimente am Thiere, mit Mikros- 
kop und Spectralapparat am Arbeitstische des Laboratoriums zn verfolgen 
und dieselben auf Grund eigener Kenntniss und Prüfung zu beantworten. 

Das Lehrbuch des berühmten Gas per unterscheidet sich m mancher - 
Hinsicht von demjenigen, welches von Hofmann geschrieben und von dem, 
welches unter Maschka*s Leitimg entstanden ist. 

Seine wesentlichste Eigenschaft ist ihm aufgeprägt durch die vorzügliche, 
• Gasuistik, welche in seinen Text erläuternd und ergänzend eingewirkt und 
welche auch in dieser Auflage dadurch berücksichtigt ist, dass einzelne Fälle 
durch neue ersetzt, andere neu eingefügt sind. 

Aber auch der Text selbst ist nicht unverändert geblieben, einige Stellen 
sind gekürzt, andere geändert, noch andere frisch erstanden. Und als be-* 
sonderer Vorzug dieser Auflage ist hervorzuheben, dass die neuere Literatur 
wesentliche Berücksichtigung erfahren hat. 

Liman ist mit Aufmerksamkeit den Forschungen der Jetztzeit gefolgt 
und hat an manchen Punkten, welche über ältere und jüngere Fragen von 
Neuem aufgeworfen waren und welche Fundamente der g^ichtsäratlichen 
Lehren ins Schwanken zu bringen drohten, das klärende und vorläufig ent- 
scheidende V7ort gesprochen, gestützt auf langjährige eigene Erfahrung and 
auf selbstgewonnenes und gereiftes Urtheil. 

So dürfen wir auch von dieser achten Auflage mit Recht behaupten, 
dass sie den alten Gasp er' sehen Standtpunkt — die empirische Beobachtung, 
die naturwissenschaftliche Methode in der Bearbeitung der gerichtlichen 
Medicin streng durchzuführen, Hypothesen und traditioneSe Yorurtheile nach 
Möglichkeit zu beseitigen, auf Grund möglichst eigener Er&hrung und Be- 
obachtung eine klinische Bearbeitung der gerichtlichen Medicin zu erstreben — 
gewahrt hat und dass nichts versäumt ist, um auch die Errungenschaften der 
Neuzeit auf dem weiten Gebiete der gerichtlichen Medicin, welche in allen 
Specialfächem der Medicin überhaupt wurzelt, zu verwerthen und damit das 
alte Gasper'sche Lehrbuch auf der Höhe der heutigen Zeit zu erhalten. 

Mittenzweig. 



Prof. W. W. Podwyssotzky juu. Ueber einige ngch nicht 
beschriebene Veränderungen in der Leber bei» akuter 
Phosphor- und Arsenikvergiftung. Petersb. medic. Wochen- 
schrift 1888, Bd. 24. S. 211. 

Verf. hat in sehr eingehender Weise die Frage der Fettdegeneration der 
Leber und Neubildung von Leberzellen experimenteU an Meerschweinchen 
studirt. Zu diesem Zwecke spritzte er den Thieren unter die Haut des Halses 
oder den oberen Theil des Uückens P/^ Phosphorbutter oder P/^ wässrige 
arsenigsaure Natronlösung ein. 

Dosen von 0,0005—0,001 und sogar 0,002 einmal täglich wurden von 
den Thieren einige Tage, selbst Wochen hindurch gut vertragen, wenn auch 
Verg^ungserscheinungen (allgemeine Schwäche, Zittern des ganzen Körpers etc.) 
auftraten; dagegen gingen die Thiere ein, wenn an 5—6 Tagen hintereinander 
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Einepritzungen von je 0;00d ffemaoht wurden; iödtlich wirkten einmalige 
Einspritzungen von 0,005 und 0,01 binnen 10—6 Stunden. 

Bei der Section der akut vergifteten oder am 8.-4. — 5. Tage einge- 
gangenen Thiere zdgten Bicb auf der Leber g^lblicb-weisse , runde oder un- 
regämässige e^rmige Flecken von verschiedener GhrOsse vom Umfange eines 
Stecknadelkopfes bis zu dem einer linse. Die Flecken sassen nicht ganz 
obei^&chlich, sondern drangen auch einifermassen in die Tiefe des Orffans; 
ebenso fanden sich auch in der Leber selbst ähnliche abgegrenzte weiBsliche 
Inselchen, welche fast ganz blutleer erschienen. 

Die frisch herausgeschnittenen Stflcke der Leber wurden in Müller *8cher 
oder Fl emming 'scher Flüssigkeit gehärtet und die Schnitte gefärbt. 

Aus der Untersuchung derselben ergiebt sich nach dem YerfEisser folgendes. 

Arsenüc und Phosphor, in Dosen von 0,005 bis 0,01 unter die Haut ge- 
bracht, tOdten Meerschweinchen in 6—8—10 Stunden, wobei in den Organen 
und insbesondere in der Leber noch keine Fettmetamorphose eintritt. 

In der Leber bilden sich um diese Zeit kleine begrenzte weisslich-gelbe 
nekrotische Heerde des Lebergewebes, welche durch d&ekte giftige Wirlung 
des Arseniks und des Phosphors auf das Fettprotoplasma erzeugt werden; 
die Gifte werden von dem Chrte der subkutanen Einführung nach der Leber 
verschleppt. 

Die Leber hält in hervorragender Weise geg^über den anderen Organen 
und wie es scheint, den grösseren Theil des im Blut cirkulirenden Arseniks 
und Phosphors zurück. 

Das Epithel der GaUenffänge zeichnet sich durch eine bedeutend ffrOssere 
Widerstandsfähigkeit gegenüber dem Arsenik und Phosphor aus als die ab- 
sondernden Leberzellen. 

Der in giftigen Mengen im Blute cirkulirenden Arsenik und Phosphor 
bedingen die Zerstörung einer grossen QuantilAt von rothen Blutkörperchen 
und eine UeberfÜllung der Milz mit Schollen und Körnchen von Blutpigment. 

Wenn die Thiere nach einer einmaligen grösseren Dosis Arsenik oder 
Phosphor oder nach 8— ötägigen mittleren Dosen der Gifte nicht eingehen, 
sondern am Leben bleiben, so werden die nekrotisirten Partien des Leber- 

SBwebes sequestrirt, verkleinem sich stufenweise, und es treten neugebildetes 
indegewebe, neugebildete Kanäle und benachbarte in Wucherung g^rathende 
normale Leberzellen an ihre Stellen. 

Fettmetamorphose des Lebergewebes erscheint erst am Schlüsse der ersten 
24 Stunden nach Einführung des Giftes, wobei aber nicht die todten Leber- 
zellen des nekrotischen Heerdes dieser Metamorphose unterworfen sind, sondern 
die Leberzellen, welche diesen Heerd umgeben und welche sich in dem be- 
grenzenden Streifen befbden, welcher den nekrotischen Abschnitt vom normalen 
Lebergewebe trennt. 

Dem Anscheine nach kann nur die noch lebende Leberzelle der Fett- 
metamorphose unterworfen werden. Diejenige Zelle, welche vorher nekroti- 
sirte, unterliegt nicht mehr der Fettdegeneration. 

Hämatogen hervorgerufene Zerstörung und Nekrose einzelner Theile des 
Lebergewebes führt zur Regeneration eines Theiles des Lebergewebes und zwar 
zum Ersatz des Verlustes mcht nur durch neugebildetes Bindegewebe, sondern 
auch durch neugebildete Gallenkanäle mit Balken von Leberzellen, jedoch 
ohne den typischen Bau des Leberläppchens. 

Auf Gjrund der von früheren Forschern (Elebs, Münch, Maschka 
u. A.^ gegebenen pathologisch -anatomischen Beschreibungen der weisslich- 
g^lbhchen Inselchen auf der Leber von Menschen, welche bald nach Phosphor- 
vergiftung gestorben sind, ist Verf. geneigt, die an seinen Versuchsthieren 
erhaltenen Resultate auf den Menschen zu übertragen; jedenfEtUs ist bei der 
Obduktion von Menschen, welche an Phosphor- oder Arsenikvergiitung, 
chronischer oder akuter, gestorben sind, die Leber einer eingehenden patho- 
logisch-anatomischen Untersuchung zu unterziehen, um Klarheit über die sog. 
Fettmetamorphose der Leber und Meubfldung von Leberzellgewebe zu schaffen. 

— tz. 
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Prof. V. Hoftnann. Vergiftung mit Tollkirschen. Aus dem 
Institute für gerichtliche Medicin in Wien, mitgetheilt von 
Dr. Pal tauf. Wiener klinische Wochenschrift 1888, No. 5. 
S. 112. 

Nach Genuas von im Walde gepflückten Beeren erkrankte Patient unter 
Erscheinungen, die sich als Atropinvergiftung charakterisirten. Durch Magen- 
ausspülung wurden zahlreiche theils noch unversehrte, theils gekaute Brom- 
beeren und Tollkirschen, sowie freischwimmende Samen entfernt. Nach 
2tägiger unter TobanfUlen einhergehender Krankheit genas Patient. Pilocar- 
pininjektionen erwiesen sich von günstiger Wirkung. 

Zur chemischen Untersuchung standen das Magenspülwasser, der Harn 
des ersten Tages, sowie ein Stuhl vom Abend des ersten Tages zur Ver- 
fügung; da diBLß erstere wegen Anwesenheit der Beeren nichts besonderes 
bieten konnte, so wurden nur die beiden letzteren eingehend untersucht. 

Harn betrug ca. 400 ccm, war leicht getrübt, ^b, mit fferinger bläu- 
licher Fluoreecenz. Durch mehrtSgiges Stehen wurde er stark ^kalisch, tief- 
gelb und auffiallend fluorescirend. Zur Nachweisung von Atropin wurde der 
zunächst angesäuerte Harn und der hierauf wieder alkalisirte mit Chloroform 
ausgeschüttelt. \ 

Der Auszug aus dem sauren Harn hinterliess beim Verdampfen einen an- 
fangs harzigen nach einigen Tagen strahlig krystallinisch werdenden Rück- 
stand; der Rückstand aus der alkalischen Ausschüttelun^ war von ähnlichem 
Aussehen, krystallisirte nicht und gab nur wenig Alkaloidreaktion; beide Aus- 
züge zeigten keinerlei mydriatische Wirkung, wohl aber geiferten die Kataen 
helüg nach dem Einträufeln. 

Atropin war also in dem Harne nicht nachzuweisen. 

Der Stuhl blieb 5 Monate in einem bedeckten Becherglas stehen und 
wurde dann wie oben der Harn mit Chloroform ausffeschüUelt. Die saure 
AnsschütÜung ergab stark braun gefärbten Rückstand, welcher in alkohol- 
haltigem Wasser gelöst, mit Bleiacetat gefüllt, Filtrat mit Schwefelwasserstoff 
entbleit, filtrirt und eingedampft wurde. Das auf dem FOter bleibende 
Schwefelblei ergab beim Auswaschen mit Alkohol und Anmioniakwasser eine 
schwachgelbe Lösung mit schön blauer Fluorescenz. 

Die alkalische Ausschüttelung gab einen krystaUinischen Rückstand mit 
zweifellos sicherer einige Stunden andauernder mydriatischer Wirkung des 
Atropins. Es war also den durch den Darm hindurchgehenden Beeren, Frucht- 
fleiBdi und Samen während ihres Weges nicht sämmÜiches Atropin entzogen 
worden und auch das in dem Sium enthaltene Atropin trotz der Auibe- 
Wahrung in faulender Substanz fKoth) nicht ganz zersetzt worden. 

Bei den Vergpüungen mit Tollkirsche ist aber neben der Atropinwirkung 
auch noch auf einen anderen Bestandtheil, den Schillerstoff der Atropa 
Belladonna zu achten. Derselbe hat zwar mit der giftigen Wirkung nichts 
zu thun, aber er findet sich in allen Theilen der Pflanze, so auch in dem Ex- 
trakte, jedoch nicht in dem reinen Alkaloid, so dass also durch das Fehlen 
oder Vorhandensein desselben die eine oder andere Vergiftung ausge- 
schlossen ist. 

Der Schillerstoff ist ein Glukosid, identisch mit dem von Eyckmann 
aus den Scopolea japonica hergestellten Scopoletin und ausgezeichnet durch 
die tiefblaue Fluorescenz seiner ammoniak- und alkoholhaltigen Lösung. Die 
aus der sauren Hamausschüttehmg und der sauren Kothausschüttelung erhal- 
tenen Rückstände waren Scopoletm. 

Verf weist deshalb ganz besonders darauf hin, bei Vergiftungen in Harn 
und Roth durch saure Ausschüttelungen auch auf die Farbstoffe der Pflanzen 
zu fahnden um eventuell durch den Nachweis derselben, auch bei einem 
negativen Resultate der Nachforschung auf Alkaloide doch einen indirekten 
Beweis in der Hand zu haben, welcher neben dem klinischen Befund die Ver- 
giftung durch Belladonna bestätigt. — tz, 
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Dr. Hermann Vierordi Anatomische, Physiologische und 
Physikalische Daten und Tabellen. Jena, Verlag von 
Gustav Fischer 1888. 

Die Daten und Tabellen bezwecken eine Feetstellung des ziffermässif^en 
MaterialB der normalen Anatomie und Physiologie und sollen einmal dem klini- 
schen Arzte einen leicht zu handhabenden Anhalt gew&hren, andererseits aber 
auch bei speciellen Fragen wissenschaftlicher Natur Auskunft geben. Auch 
das patholog^he Material hat Verfasser berücksichtigt, soweit das auf diesem 
Gebiete Feststehende eine Verwerthung zuliess. 

Das gesammte Material theilt sich in drei Abschnitte, den anatomischen, 
physiologischen und physikalischen Theil und enthält in einem Anhange 
praktisch-medicinische Analekten. 

Das Buch trägt einem vielseitig gef&hlten Bedürfidss Rechnung und wird 
nicht nur dem Studirenden und dem praktischen Arzte, sondern auch dem 
Lehrer und namentlich dem Literaten em willkommenes Nachschlagebuch 
werden. 

Besonders empfehlenswerth scheint mir sein Besitz auch f&r den Grerichts- 
arzt zu sein, da es in seinem Inhalt die wichtigsten und die verschieden- 
artigsten Daten enthält, deren Eenntniss der Gerichtsarzt sich so oft mühsam 
aus schwer zu beschaffenden Werken beschaffen muss. Um so gewichtvoller 
ist diese Gelegenheit der Orientirung, als ihre Sicherheit stets durch eine 
sorgfiütige QueUenangabe geleistet wird. 

Mittenzweig. 



Verordnungen und Verfügungen. 

Berichte ttber die Beylsionen der PriTat-Irrenanstalten. Erlass des 
Herrn Ministers der etc. Medicinal-Angelegenheiten (gez. in 
Vertr. Nasse) vom 10. Getobe r 1888, an sämmuiche Königliphen Re- 
gierungs-Präsidenten. 

Unter Bezugnahme auf den Erlass vom 19. Januar d. Js. — M. d. J. 
No. 14771, F. M. L No. 66 M. d. g. A. No. 274 ü, — betreffend die Frivat- 
Irrenanstalten, ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, fortan zum 
1. April jeden Jahres — zunächst also am 1. April 1889 — eingehenden 
Bericnt über die Ergebnisse der im vorhergegangenen Jahre gemäss den Be- 
stimmung^ unter II des vorerwähnten Erlasses ausgeführten ordentlichen, 
event auch der ausserordentlichen Revisionen der im dortigen Bezirk vor- 
handenen Privat-Irrenanstalten gefälligst zu erstatten. 

Da aus diesen Berichten zugleicn hervorgehen wird, welche der Privat- 
Irrenanstalten neu errichtet worden sind, wilf ich von der durch Verfügung 
vom 10. Mai 1870 angeordneten Anzeige über jede einzelne Eonzessionirung 
einer Privat-IrrenanstaK von jetzt an absehen. 



Abftnderiuig der Vorschrlfteii für die äntliehe Vorprflftmg« . Erlass des 

lyfinisters der etc. Medicinal-Angele^enheiten (geZ. von Gossler) vom 

12. October 1888 an die Königlichen Üniversitäts-Euratorien. 

Mit Rücksicht auf die Bekanntmachung vom 17. Januar d. Js., betreffend 
die Abänderunff der Vorschriften für die ärztHche Vorprü^ng vom 2. Juni 
1888, -- Zentnublatt für das Deutsche Reich Seite 9 — bestimme ich hier- 
durch im Einverständnisse mit dem Herrn Reichskanzler, 

dass im Falle des Nichtbestehens in dem 5. Prüfungsfcbche (§ 7. Absatz 4 
der genannten Bekanntmachung) für jedes der beiden Halbfächer 
Botanik und Zoologie die ertheUte Zensur in dem Zeugnisse Über die 
ärztliche Vorprüfung zu vermerken ist. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die dortige Kommission 
für die ärztliche Vorprüfung hiervon gefälligst in Kenntniss zu setzen. 
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Grflndiiiig Ton WSehnerliiiieii-Asylen. Gircular-Erlass des Ministers 

der etc. Mediclnal- Angelegenheiten vom 28. November 1888 (gez. 

vonGossler) an sämmtliche* KOnigl. OberpriLsidenten. 

Die Aerztekammer der Provinz Sachsen bat, vorzugsweise von der Auf- 
fassung geleitet, dass es schwierig und theUweise unmöglich ist, in den 
Wochenstuben der inneren Yolksschichten strenffe Antiseptik zu üben, femer 
im Interesse der Fortbildung der Hebammen cue Frage der Gründung von 
Wöchnerinnen-Asylen in Anregung gebracht. Zunächst ist dieselbe von der 
Aerztekammer foir die grossen St&dte und industriereichen Landschaften der- 
art ins Auge geÜBisst worden, dass in den Asylen bedürftige Frauen für die 
Zeit der Entbindung und des Wochenbetts unentgeltliche Auniahme finden und 
die Hebammen des Ortes unter belehrender Au&icht des Anstaltsarztes die 
Entbindungen leiten, sowie das Wochenbett überwachen sollen, um s6 über 
alle Fortscnritte auf dem Gebiete der Geburtshilfe und dem der Pflege der 
Wöchnerin wie auch der Neugeborenen, auf dem Laufenden erhalten zu 
werden. 

Bevor ich dieser Angelegenheit nfther trete, ist es mir erwünscht, auch 
die übrigen Aerztekammem, sowie die in Gemässheit des § 8 der Allerhüch- 
sten Verordnung vom 25. Mai 1887, betrefl^end die Einrichtung einer ftrztiichen 
Standesvertretung, erweiterten Provinzial-Medicinal-CoUegien über das auf dem 
gedachten Gebiete hervorgetretene Bedürfniss, sowie die* Zweckmässigkeit und 
die Ausführbarkeit der in Vorschlag gebrachten Veranstaltungen oder etwaiger 
sonstiger zweckdienlicher Einrichtungen, so z. B. entsprechender Organisation 
der Wüchnerinnenpflege durch Gemeindeschwestern etc. im Wege der Vereins- 
thätidkeit, zu hören. 

Demnach ersuche ich Ew. Excellenz ganz ergebenst, gefälligst die erfor- 
derlichen Veranlassungen fCLr den Umfiajig der domjo^en Provinz zu treffen und 
mir seiner Zeit die Ergebnisse der stattgehabten Verhandlungen mitzutheilen. 



Abhaltmig der Sitinngen der AerBtekammem am Wohnsiti der Ober« 
prisideqten« Verfügung, des Ministers der etc. Medicinalangelegen- 
heiten (gez. v. Gossler) vom 80. November 1888 N. 9248 an den Vor- 
sitzenden der Aerztekammer der Rheinprovinz H. Geh. San.-Rath Dr. Graf zu 
Elberfeld, abschriftlich sämmtlichen Eönigl. Oberpräsidenten mitgetheilt. 

Ew. Hochwohlgeboren erwidere ich auf die Anfrage vom 11. November 
d. J. — No. 146 -^ dass in meinem Erlass vom 80. August d. J. für den Bo^ch 
der Aerztekammer der Provinz Hessen-Nassau der Antrag, die Sitzungen der 
Aerztekammer in Frankfurt a/M. abhalten zu dürfen, unter Hinweis auf § 1 
der Allerhöchsten Verordnung vom 25. Mai 1887 abgelehnt und darauf hinge- 
wiesen worden ist, dass die Aerztekammer mit dem Oberpräsidenten, dessen 
Aufi9icht sie unterstellt ist, auch äusserlich in möglichst naher Beziehung 
bleiben müsse. 

Wenn in dem vorerwähnten Erlasse gleichzeitig ausgesprochen worden 
ist, dass in einem einzelnen Falle ausnahmsweise mit oesonderer Genehmigung 
des Ober-Präsidenten eine Sitzung der Aerztekammer bez. deren Vorstcmdes 
ausserhalb GasseFs abgehalten werden dürfe, so wird hiermit einer Befiigniss 
des Ober-Präsidenten gedacht, welche allerdings in analoger Weise jedem 
Ober-Präsidenten- bezüglich der, seiner Aufsicht unterstellten Aerztekammer 
zusteht, von welcher jedoch voraussichtlich nur in ganz besonderen Aus- 
nahmefällen Gebrauch gemacht werden wird. 



Die behufs Ertheilnng von Leiehenplgsen erforderlichen Beschei« 
Digungen über die Todesanaehen eto. müssen vom Kreisphysikng ausge- 
stellt sein; Ministerial-Verfügung des Ministers der etc. Medicinal- 
Angelegenheiten (gez. in Vertr. Nasse) und des Innern (gez. im Auftr. 
Braunbehrens) vom 29. December 1888 (M. d. g. A. M. No. 9923; M. d. 
J. II No. 16392) an den Eönigl. Regierungspräsidenten cf. Seh. zu H., sämmt- 
lichen Eönigl. Regierungspräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt: 

Auf den gefälligen Bricht vom 5. d. M. erwidern wir Ew. Hochwohl- 
geboren ergebenst, dass der in Bezug genommene Erlass vom 28. Septbr. d. J, 
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— — M. d. i.'n No. 8649 — — ®^® Ergänzung des früheren vom 6. April d. J. 

m! d! i! n No! sisa 

— F. M. I Ko. 1015 — darstellt und dass eine ^chon daraus sich in zwei- 

M. d. g. A. M. No. 2808 

feiloser Weise ergiebt, unter den „beamteten Aerzten", welchen nach dem 
ersteren die Ausstellung der Bescheinigungen über die Todesursachen etc. be- 
hufs Ertheilung von Leichenpässen übertragen worden ist, lediglich die Ejreis- 
physiker zu verstehen, sind. 

Anstalten znm Trocknen und Einsalzen ungegerbter Thierfelley sowie die 

Yerbleinngs- Yerzinnungs- nnd Yerzinknnflrs-Anstalten sind genehmnngs- 

pfliotatig« Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 2. Januar 1889 

(gez. i. y. von Bot t;i eher) Reichsgesetzblatt 1889 No. 1. 

Der Reichstag hat in seiner Plenarsitzung vom 14. December v. J. be- 
schlossen dem Beschlüsse des Bundesraths betreffend die Au&ahme der An- 
stalten zum Trocknen und Einsalzen ungegerbter Thierfelle, sowie der Yer- 
bleinngs-, Yerzinnungs- und Verzinkungsanstälten in das Yerzeichniss derjenigen 
gewerblichen Anlagen, welche nach Bestimmung des § 16 der Gewerbeordnung 
für das deutsche Reich (Reichs-Gesetzblatt 1883 8. 177) einer besonderen Ge- 
nehmigung bedürfen, (Bekanntmachung vom 16. Juli 1888 Reichs- GesetzbL 
S. 218, s. No. 9 der Zeitschrift 1888 S. 279) die Genehmigung zu ertheilen. 



Massregeln bei der Jfldisclien Metliode des Yietaschlaetatens« Circular- 
Erlass des Ministers der etc. Medicinal- Angelegenheiten (gez. 
V. Gk>8sler) und des Ministers des Innern (gez. Henrurth) vom 14. Januar 

1QQA V* ^- 9' •^* ^» in No. 2423 M. 10116 ^ xi* i.^ ir» • 1* i. n • 

löö9. M d Jim I A 881 ^^ sämmthche Königliche Regierungen. 

Zur Yermeidung unnötldger Thierquälereien bei der jüdischen Methode 
des Yiehschlachtens (Schächien^ sind neuerdings hier und da mehrfache Mass- 
regelu getroffen, deren allgememe Durchführung, soweit es die örtlichen Ver- 
häitniBse gestatten, erwünscht erscheint. 

Insbesondere ist Folgendes zu beachten: 

1. Das Niederlegen der grösseren Thiere soll hauptsächlich dm-ch Winden 
oder ähnliche Yorrichtungen bewerkstelligt werden. 

Diese Winden sowie die dabei gebrauchten Seile etc. sollen halt- 
. bar sein und stets geschmeidig gehalten werden, so dass die Aus- 
führung ohne Yerzug erfolgen kann. 

2. Während des Niedenegens soll der Kopf des Thieres gehörig unterstützt 
und geführt werden, damit ein Aufschlagen desselben auf dem Fussboden 
und ein Bruch der Homer vermieden wird. 

3. Bei dem Niederlegen des Thieres soll der Schächter bereits zugegen 
«sein, um unmittemar darauf die Schächtung vorzunehmen. Letztere 

soll sicher und schnell ausgeführt werden. 

4. Nicht nur während des Schächtungsaktes , sondern auch für die ganze 
Dauer der nach dem Halseinschnitte eintretenden Muskelkrämpfe soll 
der Kopf des Thieres festgelegt werden, da andernfalls der bewegliche 
Kopf des in Muskelkrämpfen liegenden Thieres nicht selten in der 
heftigsten Weise am Boden aufgeschlagen und namentlich an den 
Hörnern verletzt wird. 

5. Endlich soll die Schächtung nur durch erprobte Schächter ausgeführt 
werden. 

Indem wir die Königliche Regierung hierauf aufmerksam machen, 
empfehlen wir die weitere Yeranlassung nach Massgabe der Ortlichen Yer- 
hältnisse. 



Personalien. 

Ansceiclinnngens 

Yerliehen: Der Charakter als Geheimer Medicinalrath: dem 
Regierungsrnth Dr. Krieger in Strassburgi/Elsass und dem dirigirenden Arzt 
der chirurgischen Abtheilung des Augusta-Hospitals a. o. Professor Dr. Küster 
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in Berlin; als Geheimer Sanit&tsrath: den practiscben Arzt Sanit&tsrath 
Dt. Müller in Köln; als Sanitfttsrath: den Ereisphysxkus Dr. Erafft in 
Rummelsbnrg sowie den practischen Aerzten Dr. Zülchaur in Graadenz, Dr. 
Abeking und Dr. Max Altmann in Berlin, Dr. Richter in Beuthen o/Scbl., 
Dr. Siegener in Grossefebn und Ereiswundarzt Hommericb in Selters. — 

Das Grosskreuz des Rotben Adlerordens mit Eichenlaub: dem 
Staatsminister und Minister des geistlichen Unterrichts- und Mediciiml- 
angelegenheiten Dr. von Gossler; — der Rothe Adlerorden IV. Glasse: 
dem Stabsarzt vom medicinisch- chirurgischen Friedrich -Wilhelms -Institut 
Dr. Landgraf in Berlin, dem Kreisphysikus a. D. Sanit&tsrath Dr. Behrend 
zu Sagan und dem bisherigen Kreis- und Gantonalarzt Dr. Culmann in 
Erstein. — Der Kronenorden in. Classe: dem Kreisphysikus Sanitätsrath 
Dr. NOldechen in Lauban. — Das Kreuz der Ritter des KOnigl. 
Hausordens -von Hohenzollern: dem Geheimen Sanitätsrath Professor 
Dr. Tobold in Berlin, sowie dem Generalarzt n. Klasse und Regimentsarzt 
Dr. Schrader in Berlin. 

Die Erlaubniss ertheilt zur Anlegung: des Ehrenkreuzes in. Glasse 
des Fürstl. HohenzoUemschen Hausordens: dem Oberstabs- und Regimentsarzt 
Dr. Ernesti in Potsdam. 

Emenniuigeii .und Yersetzimgen': 

Ernannt: Die Kfeisphysiker Dr. Tenholt in Nordhausen und Sani- 
t&tsrath Dr. Michelsen in WaJdenburg zu Regierungs- und Medicinal- 
r&then; ersterer. ist der Regierung in Arnsberg, letzterer der Regierung in 
Marienwerda überwiesen; der Privatdocent Stabsarzt Dr. Fischer zu Kiel zum 
ausserordentlichen Professor; der practische Arzt Dr. Westrum in Hoya zum 
Kreisphysikus des Kreises Geestemünde; der Kreiswundarzt Dr. Penkert in 
Artem zum Kreisphysikus des Kreises Merseburg, der bisherige comnüssarische 
Verwalter der Kreiswundarztstelle des Kreises Kunmielsburg Dr. Wanke da- 
selbst endgültig zum Kreisvnindarzt des gedachten Kreises und der Kreiswund- 
arzt Dr. Dietrich in Möckem zum Kreisphysikus des Kreises Liebenwerda. 

Zu ausserordentlichen Mitgliedern des Kaiserlichen Gesund- 
heitsamtes Rir die Jahre 1889, 90 und 91 sind ernannt: Dr. Kersandt, Geh. 
Ob.-Med.-Rath u. vortr. Rath im Minist, d. geistl., Ünterr. und Med. -Angel, 
zu Berlin, Dr. Skrzeczka, Geh. Ob.-Med.-Rath und vortr. Rath im Mimst, 
der geistl., ünterr.- und Med.- Angel, zu Berlin, Höpker, Geh. Reg.-Rath und 
vortr. Rath im Minist, d. Innern zu Berlin, Dr. von Hofmann, Geh. Reg.- 
Rath u. ordentl. Prof. zu Berlin, Dr. Lewin, Geh. Med.-Rath, 'ausserordentl. 
Prof. u. dirig. Arzt an der Gharite zu Berlin, Dr. Schütz, Prof. an d. thier- 
arztl. Hochschule u. Yeterin&r- Assessor zu Berlin, Dr. Pistor, Geh. Reg.- u. 
Med.-Rath zu Berlin ^ Dr. Bockendahl, Greh. Reg.- und Med.-Rath und 
ausserord. Prof. zu Kiel, Dr. Jaff^ ordentl. Prof. zi^ Königsberg, Dr. Wolff- 
hügel, 0. Prof. d. Hygiene zu GOttmgen, Dr. Schweninger, ausserordentl. 
Prof. und dirig. Arzt a. d. Gharite zu Berlin, Dr. Miqu^l, Ober-Bürgermeister 
zu Frankfurt a/M., Dr. Zinn, Geh. San.-Rath, Director d. Brandenb. Land- 
Irren- Anst. zu EberswiJde, Dr. Graf, Geh. San.-Rath zu Elberfeld, Dr. Lent, 
San. -Rath zu Köln a. Rh., Dr. von Kerschensteiner, KgL bayr. Ober-Med.- 
Rath zu München, Dr. v. Pettenkofer, Kgl. bayr. Gek-Rath, Ob.-Med.-Rath 
u. ord. Prof. zu München, Zenetti, städt. Oberbaurath zu München, Dr. 
Günther Kgl. sächs. Med. -Rath u. Referent im s&chs. Minist, d. Innern zu 
Dresden, Dr. Siedamgrotzky, Kgl. sächs. Med. -Rath, Landesthierarzt und 
Prof. a. d. Thierarzneischule zu Dresden, Dr. v. Koch, Kgl. würtfcemb. Ob.- 
Med.-Rath zu Stuttgart, Dr. Battlehner, Grossherzogl. bad. Geh. Ob.-Med.- 
Rath u. Ref. im Minist, d. Innern zu Karlsruhe, Dr. Lydtin, Grossherzogl. 
bad. Ober-Reg.-Rath, Med.-Rath u. techn. Referent in Yeterin&r-Angelegen- 
heiten im Minist, d. Innern zu Karlsruhe, Dr. Pfeiffer, Grossherzogl. hess. 
(}eh. Ob.-Med.-Rath zu Darmstadt, Dr. Gaffky, ordentl. Professor der Hygiene 
in Giessen, Dr. Brunnengräber, Univ.-Apoth. zu Rostock, Dr. Reichardt, 
ausserord. Prof. zu Jena, Dr. Kraus, Mea-Rath zu Hamburg, Dr. Krieger 
Geh. Med.-Rath u. Reff.-Rath in Strassburg i/Elsass. 

Versetzt: Der Reg.- u. Med.-Rath Dr. Dietrich in Stettin in gleicher 
Eigenschaft an die Regierung zu Posen; der Reg.- u. Med.-Rath Dr. Kater bau 
in gleicher £igenschcU% an die Regierung zu Stettin; der Kreiswundarzt 
Dr. Seligmann zu Leba in gleicher Eigenschaft in den Kreis Hanau, 
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Yentorben sind: 

Die praoidschen Aerzte: Sanitätsrath Dr. Noll in Hanau, Dr. Marp- 
mann in Esens, Unterarzt Dr. Wiesner in Berlin, Richard Gotthard in 
Brandenburg a/H., Oberstabsarzt Dr. von Scheven in Wandsbeck, Di:. 
Schönenberg in Köln, Dr. Averbeck in Laubbach, Prof. t>r. Petruschky 
Oberstabsarzt I. Kl. a. D. in Königsberg, Dr. Schnabel, Kreisphysikus a. D. 
in Breslau, Dr. Hage mann in Frielendorf, Dr. Bernegau in Bheinberg, 
Dr. Schirks in Remscheid, Kreiswundarzt Dr. Leder in Lauban und Ober- 
arm a. D. Dr. Rieb au in Görlitz. 

Yakante Stelieo:*) 

Kreisphysikate: Insterburg, Putzig, Königsberg i/N. (nördlich), Filehne, 
Witkowo, l)eutomiBchel, Schildberg, Lissa, Goldberg -Haynau, Kosel, Uslar, 
Hünvmling, Adenau, Dann, Oberamt Gammertingen (Meldung bis zum 10. M&rz 
beim Konigl. Regierungspräsidenten in Sigmaringen) , Nordhausen und 
Waidenburg. 

Kreiswundarztstellen: Fischhausen, Darkehmen, Heüigenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tüsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienwerder, Graudenz, 
Angermflnde, Templin, Friedeberg, Ost- und West-Stemberg , Bütow, Lauen- 
burff i/P., Drämburg, Schievelbein, Bomst, Brombere, Strehlen, Ohlau, Hoyers- 
werda, Lauban, R^ichenbach, Grünberg, Münsterberg, Sagan, Jerichow I, 
Wanzleben, Wernigerode, Worbis, Sans erhausen , Ziegenrück, Langensalza, 
Recklinghausen, Höxter, l4Übbecke, Warburs, Lippstadt, Meschede, Uünfeld, 
Kleve, Bergheim, Rheinbach, Wipperfürth, Elberrold und St. Wendel. 



Notis« Auf mehrfach privatim an mich von Gollegen ergangene Anfragen 
über Beurtheilung von Erwerbsunföhigkeit nach Verletzungen habe ich meist 
unter Hinweis auf Dr. L. Becker: „Anleitung zur Bestimmung der Arbeits- 
und Erwerbsunfähigkeit nach Verletztmgen. Berlin 1888 bei Enslin,' hinweisen 
dürfen und mache ich deshalb auf diese in der Praxi^ sehr verwerthbare Ab- 
handlung noch einmal dringend aufmerksam. Mittenzweig. 

Preu88i8cher Medicinalbeamtenverein. 



Mit Rücksicht auf den Beschluss der vorjährigen Hauptversammlung, 
wonach der Vorstand beauftragt ist, 

„bis zur nächsten Jahresversammlung die nöthig er- 
scheinenden Abänderungsvorschläge zu dem Taxgesetze 
für die Medicinalbeamten eventuell unter Hinzuziehung 
geeignet erscheinender Vereinsmitglieder vorzuberathen 
und der Versammlung zur Besciilussfassung vorzu- 
legen", 
werden die Mitglieder des Preussischen Medicinalbeamtenvereins gebeten, der- 
artige Vorschule betreffs Abänderung des Taxgesetzes unter Beleuchtung 
wichtiger Principienfragen wie unter Beifügung etwaiger in dieser Hinsicht 
seitens einzelner Verwaltungs- oder Gerichtsbehörden getroffenen Ent- 
scheidungen dem unterzeichneten Schriftführer des Vereins bis zuml. April 
d, J. ge&lligst mittheilen zu wollen. Vorträge, Discussionsgegenstände oder 
sonstige Wünsche für die diesjährige Hauptversammlung bittet der Vorstand 
gleich&lls bis zu dem obengenannten Termin bei dem Schrift^ihrer anzu- 
melden. 

Der Vorstand des Preuseischen Medicinalbeamtenvereine. 

Im Auftr. 

Dr. Rapmund, Schriftführer des Vereins. 

Reg.- und Med.-Rath in Aurich. 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die ofßciellen MeldeMsten bereits abgelaufen. 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. H. Mittenzweig, Berlin ,' Winterfeldtstr. 3. 
Prnok der Ffizttl. prlv. Hofbv'f*^*^''^**«* (F. Kltilftfn, Badolftedt. 
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Professor Dr. Isidor Soyka, 

geboren am 26. April 1850 in Jaromer in Böhmen, ist am 

25. Februar d. J. zu Grabe getragen. 

Ein Schüler von Klebs hat sich Soyka später der Hygiene 
und Bakteriologie gewidmet und auf diesem Gebiete vorzügliche 
Arbeiten geliefert. 

Seine gediegenen Abhandlungen über den Boden, das Grund- 
wasser, die Canalisation, die Entwicklung der pathogenen Spalt- 
pilze haben seinen Namen der Wissenschaft, sein edler Ehrgeiz 
und sein liebenswürdiger Umgang seine Persönlichkeit den 
Freunden und Bekannten unvergesslich gemacht. 

Möge er im Grabe Ruhe finden vor den Seelenschmerzen 
die ihn in den Tod getrieben haben. 

Mittenzweig. 
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Statistischer Bericht der Unterrichtsanstalt für Staats- 
arzneilcunde zu Berlin vom April 1886 bis October 1888. 

Von Dr. Fritz Strassniaon, Assistentsarzt. 

Das Material, welcües der ünterrichtsanstalt in der Zeit, 
die ich hier bespreche, zu Gebote stand und somit dem folgenden 
Bericht zu Grunde liegt, besteht nach der vor dem Beginn dieses 
Zeitraums stattgehabten vollständigen Abtrennung der gericht- 
lichen Sectionen, zum wesentlichsten Theil aus denjenigen in das 
Leichenschauhaus polizeilich eingelieferten Leichen, bei denen 
die Staatsanwaltschaft eine Veranlassung zur gerichtlichen Ob- 
duction nicht findet, und die dann, wenn keine Angehörigen Ein- 
spruch erheben, zu Unterrichtszwecken dem Institut zur Verffigung 
gestellt werden. Daneben waren wir durch freundliche üeber- 
lassung seitens* des klinischen Instituts für Geburtshfilfe in der 
Lage über eine Anzahl Leichen neugebomer Kinder zu verfugen 
und somit auf dies für den Unterricht in der gerichtlichen 
Medicin so nothwendige Material nicht ganz verzichten zu müssen. 

Es liegt auf der Hand, dass die uns polizeilich zur Ver- 
fiigung gestellten Leichen überwiegend Fälle von Selbstmord, 
von Verunglückung, von mehr oder weniger plötzlichem Tod aus 
inneren Ursachen darstellen, also abgesehen von Mord oder Todt- 
schlag dieselben Fälle wie sie unter anderen Umständen zur ge- 
richtlichen Obduction Anlass geben. Nur zufällige äussere bei 
der polizeilichen Untersuchung ermittelte Momente sind es meist, 
die diese Leichen statt auf den gerichtlichen Sectionstisch dem 
forensischen Institut zufiihren, die aber ihr Interesse für die 
gerichtliche Medicin nicht vermindern. Es mag daher gestattet 
sein, die an diesem Material gemachten Beobachtungen, die ver- 
einzelt zu einer Mittheilung nicht auffordern würden, doch aber, 
wie ich glaube, zum Theil nicht ohne Werth sind, zu besprechen. 

Abgesehen von den erwähnten Neugebornen und einigen 
äusserer Gründe wegen eingelieferten Leichen sind in dem be- 
sprochenen Zeitraum im Ganzen 208 Sectionen im forensischen 
Institut ausgeführt worden, unter denen 91 mal Selbstmord, 
35 mal Verunglückung, wozu noch 5 Fälle vom Tod im Rausclie 
kommen würden, 75 mal Tod aus inneren Ursachen vorlag. In 
2 Fällen von Ertrinken musste es zweifelhaft bleiben, ob Selbst- 
mord oder Verunglückung. Die Selbstmörder hatten 28 mal Gift 
gewählt (1 Arsen, 12 Cyankali, 2 Morphium, 10 Oxalsäure, 
1 Phosphor, 1 Leuchtgas*), 1 Kohlenoxyd) 1 den Tod durch Er- 
stechen, 6 durch Ertränken, 13 durch Erschiessen, 37 durch Er- 
hängen, 2 durch Halsschnittwunden und 4 durch Sturz aus der 
Höhe, unter letzteren 4 war die eine Person sicher geisteskrank 
gewesen, die zweite hatte wahrscheinlich unter dem Einfluss von 
Fieberdelirien — es fand sich eine croupöse Pneumonie — ge- 
handelt. Die Verunglückung hatte 1 mal durch Erstechen, 2 mal 



*) üeber den Selbstmord durch Leuchtgas, dessen Vorkommen bestritten 
wurde, siehe auch Li man, Viertel jahrsschrift Band 44, S. 103. 
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durch Ersticken, 3 mal durch Ertrinken, 2 mal durch Schwefel- 
wasserstoffvergiftung, 3 mal durch Erfrieren, 3 mal durch Ueber- 
fahren, 15 mal durch Sturz aus der Höhe stattgefunden. 

Von den 75 Fällen, die wegen mehr oder weniger uner- 
warteten Todes eingeliefert wurden und bei denen die Obduc- 
tion eine natürliche Todesursache nachwies, sind die in das erste 
Berichtsjahr fallenden 26 bereits in der Dissertation von 
C. Strecker*) beschrieben worden und sollen deshalb hier 
nicht nochmals berührt werden. 

Unter den seitdem Beobachteten 49 sind zunächst besonders 
zu gruppiren 6 Kinder (27 — 32) innerhalb des ersten Lebens- 
jahres. Was in dieser Zeit unter der Eubrik plötzlicher Tod 
angemeldet wir(^, bietet aus leicht ersichtlichen Gründen — es 
handelt sich ja zumeist um Pflegekinder — keine genügende 
Gtewähr dafür, dass hier in der That ein plötzlicher Tod in 
unserem Sinne vorliegt, ein unerwartet eintretendes Lebensende 
inmitten völliger scheinbarer Gesundheit oder nach anscheinend 
leichtem Unwohlsein oder auch im Verlauf einer chronischen 
Krankheit, die aber durchaus nicht so weit vorgeschritten schien, 
um das Eintreten des Todes erklären zu können. Meistens und 
auch so in unseren Fällen, findet man bei solchen angeblich 
plötzlich gestorbenen Kindern Bronchialkatarrhe zum Theil mit 
Broncho -Pneumonien oder verbreitete Dünn- und Dickdarm- 
catarrhe. 

Auszuschalten wären femer 2 Fälle (33 und 34), in denen 
bei weit vorgeschrittener Fäulniss ein durchaus negativer Ob- 
ductionsbefund erhalten wurde. 

Unter den übrigen 41 Fällen fand sich in überwiegender 
Zahl (24 mal) die Todesursache im Gefässsystem. Stimmen meine 
Beobachtungen insofern mit denen des neusten Schriftstellers 
über den plötzlichen Tod, Algot Key-Aberg**), überein, so 
bestätigen sie andererseits nicht die ganz besonders hervorragende 
Bedeutung, die dieser Forscher der chronischen Endarter litis als 
Ursache des plötzlichen Todes zuspricht. Selbst wenn man alle 
aetiologischen Bedenken bei Seite setzend, ihm darin folgt, die 
Klappenfehler der Aorta und auch die der Mitralis, soweit sie 
sich mit solchen der Aorta combiniren, femer alle Aneurysmen 
und spontanen Apoplexien der EQmsubstanz der Endarteriitis 
chronica zuzurechnen, so erhalte ich flir letztere nur 16 unter 41 
Fällen, also circa 40 ^/o, gegenüber 74,5 seiner Statistik. 

Adoptiren wir für diese 16 Fälle die im Ganzen recht zweck- 
mässige Eintheilung des schwedischen Forschers, so würden 
seiner ersten Grappe: Tod von Herzlähmung in Folge von Arte- 
riosclerose 12 Fälle entsprechen, von diesen würde ich es aller- 
dings für rathsam halten 3 ausgesprochene Klappenfehler abzu- 
Bondem. 



•) üeber plötzKchen Tod. Berlin 1887. 
**) Vierteljahrsschrift Band 48, S. 113 ff. 
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(No. 35) 51 jähr. Mann. Ehdocarditis aortica, Insufficienz, 
Hypertrophie des linken Ventrikels, Lnngenoedem; (36) 30 jähr. 
Mann. Endocarditis aortica et mitralis, Stenose der letzteren, 
Insnfflcienz der Aorta, Hypertrophie des linken Ventrikels, 
Lnngenoedem; (37) 44 jähr. Frau Endocarditis mitralis, Stenose 
derselben, allgemeine Stanung. 

Unter den 9 übrigen Fällen (38 — 46) war 7 mal der Anfangs- 
theil der Aorta mit den Abgangsstellen der Kranzarterien resp. 
diese selbst in ihrem Verlauf besonders ergriffen. Affection des 
Herzmuskels (interstitielle oder Erweichungsprocesse) wurden in 
keinem dieser Fälle bemerkt, 2 mal bestand zugleich Schrumpf- 
niere. Im 8. und 9. Falle handelte es sich um weit verbreitete 
allgemeine Arteriosklerose. Dem Geschlecht nach waren von 
diesen 9 sechs Frauen im Alter von 43, 56, 60, 63, 74 und 75 
also durchschnittlich von 62 Jahren; 3 Männer von 41, 53 und 
53, also durchschnittlich von 43 Jahren. Irgend welche statis- 
tische Verwerthung dieser Zahlen liegt mir ihrer Kleinheit 
wegen natürlich fem, sie stimmen in sofern mit Key-Aberg's 
umfangreicher Zusammenstellung überein, als auch dieser für die 
der Endarteriitis erlegenen Frauen durchschnittlich ein höheres 
Lebensalter erhielt; dagegen bestätigt seine Statistik die allge- 
meine Meinung von der überwiegenden Betheiligung des männ- 
lichen Geschlechts an der Arteriosklerose, der unsere Zahlen zu 
widersprechen scheinen. 

Seine 2. und 4. Gruppe, Herzruptur resp. Aortaruptur im Zu- 
sammenhang mit endarteriitischen Veränderungen, sind in unseren 
Beobachtungen nicht vertreten, seine 3.: Ruptur nicht traumati- 
scher Aneurysmen an der Aorta resp. deren Aesten mit Aus- 
nahme derer im Gehirn, repräsentirt 1 Fall (47) einen 40 jähr. 
Arbeiter betreffend, dessen Obduction ergab: 

In der rechten Brusthöhle 150 Ccm seröser Flüssigkeit, starke 
pleuritische Verwachsungen rechterseits, in denselben weit ver- 
breitete dichte Eruptionen von miliaren Tuberkeln. Rechte 
Lunge total comprimirt In der Spitze einige käsige Herde; im 
Oberlappen der linken Lunge ausgedehnte tuberkulöse Phthise, 
im Unterlappen starkes Oedem. Im Herzbeutel eine das Herz 
umschliessende Masse geronnenen Blutes, ca. 400 cbcm. Klappen 
des Herzens unversehrt, keine Hypertrophie. Aus dem Herz- 
beutel fährt ein sternförmiges, zerrissenes, blutunterlaufenes Loch 
in einen über faustgrossen Hohlraum, den aneurysmatisch ausge- 
dehnten Bogen der Aorta; in demselben theils dunkleres ge- 
ronnenes Blut, theils entfärbte gelatinöse Massen. Der Sack ist 
vom mit dem Brustbein dicht verwachsen, die zweite Rippe an 
ihrem dem Sack zugekehrten Ende etwas verdünnt. Stauung in 
Milz, Leber, Nieren, Magen. Compression der Trachea (Säbelform). 
Halsnerven anscheinend intact. 

Zur 5. Gruppe endlich, die spontanen Apoplexien umfassend, 
wären 3 Fälle zu rechnen: 

(No. 48). 45 jähr. Mann. Erbsengrosse frische Blutung im 
Pons, Arteriosclerose an der Himbasis in Aorta und Koronarien, 
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Hypertrophie des linken Ventrikels, doppelseitige Granularatro« 
phie massigen Grades. No. 49. 44 jähr. Arbeiter. Atherom der 
Aorta, Koronarien und Himarterien, Hypertrophie des linken 
Ventrikels, frischer haselnussgrosser Bluterguss im Pons mit 
Diirchbruch in den vierten Ventrikel, in dem sich grössere Blut- 
mengen finden, geringere im Aquäductus, dem dritten und den 
Seitenventrikeln. No. 50. 58 jähr. Mann. Hypertrophie besonders 
des linken Ventrikels, Arteriosclerose speciell der Himarterien, 
erbsengrosse frische Blutung vom links im Föns, Schmmpfhiere. 

Die Erkrankungen des Gefässsystems, die in den weiteren 
8 Fällen gefunden wurden und den Tod durch Herzlähmung her- 
beigeführt hatten, waren Imal abnorme Enge der Aorta (19 jähr. 
Mann mit Dilatation und Hypertrophie des linken Ventrikels); 
1 mal (52) eine anscheinend idiopathische kolossale Herzhyper- 
trophie (37 jähr. Mann, Tischler, Stauung in den Bauchorganen, 
Lungenoedem). Imal (58) eine totale Synechie des Herzbeutels 
(35 jähr. Mann, Dilatation des Herzens, Lungenoedem, Nieren- 
induration). Imal ein sero - fibrinöses pericarditisches Exsudat 
(v. 200 cbcm bei einer 78 jähr. Frau No. 54), Imal Herzdilata* 
tion und Hypertrophie bei hochgradiger Kyphoskoliose (27 jähr. 
Frau; No. 55); Imal der gleiche Befund, combinirt mitGranular- 
atrophie beider Nieren (ausserdem Lungenoedem, Fettleber mit 
geringer Schmmpfung, 57 jähr. Mann No. 56); Imal Herzhyper- 
trophie bei Nierenschrumpfung allein, zugleich ausgesprochene 
Fettdegeneration des Herzens, Fettleber und allgemeiner Hydrops, 
(44 jähr. Mann No. 57); endlich Imal bei einem 38 jähr. Manne 
eine hochgradige Verfettung des Herzmuskels neben allgemeiner 
Anämie, als deren Ursache sich ein Zottenkrebs der Blase er- 
gab (No. 58). 

Ünverhältnissmässig häufig 8 mal, im Ganzen (No. 59—66), 
bestand die Ursache des plötzlichen Todes in einer croupösen 
Pneumonie. 1 mal war dieselbe bereits in Lungenbrand überge- 
gangen, es fand sich eine feste Infiltration des rechten Ober- 
lappens und in deren Centrum eine eigrosse Höhle mit zerfetzten 
Wänden und stinkendem Inhalt neben putrider Pleuritis. 7 mal 
war eine frische Affection vorhanden; 2 mal vorwiegend im 
Stadium der rothen, 5 mal der grauen Hepatisation; 3 mal war 
der rechte Unterlappen, 2 mal der rechte Oberlappen, 1 mal der 
linke Unterlappen. Imal fast die gesammte linke Lunge er- 
griffen. Befunde, die auf chronischen Alkoholismus schliessen 
Uessen, (Affection der Hirnhäute) wurden nur Imal erhoben. 
1 mal bestand neben der Pneumonie ein alter Klappenfehler der 
Aorta; das Alter der durchweg männlichen Patienten betrug 30, 
36, 44, 50, 54, 55, 56 Jahre, so dass unsere Beobachtungen der 
Behauptung Vibert's, der den plötzlichen Tod bei Pneumonie 
auf Greise und Alkoholisten beschränken will, nicht entsprechen. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Ueber Pemphigus-Erkrankungen in der Praxis einer 
Hebamme nebst Bemericungen über Pemphigus acutus 

neonatorum. 

Vom Ereisphyfiikus Dr« Nesemann in Soldin. 

Bei gelegentlicher Anwesenheit in Berlinchen, einer Stadt 
meines Kreises, wurde ich durch einen dortigen Kollegen, Herrn 
Dr. Isbary, darauf aufmerksam gemacht, dass daselbst seit 
einiger Zeit pemphigusartige Erkrankungen Neugeborener vorge- 
kommen seien. Sämmtliche Fälle waren aus der Praxis einer 
Hebamme und zum Theil letal verlaufen; in einem Falle hatte 
sich die Krankheit evident als contagiös erwiesen. 

Aus dem sanitätspolizeilichen Interesse, welches dieselbe 
hierdurch erlangt, leite ich die Berechtigung her, gerade an 
dieser Stelle über dieselbe zu berichten. 

Die Hittheilungen über die einzelnen Erkrankungen ver- 
danke ich der Güte der dortigen Kollegen Herren Dr. Isbary 
und Dr. Zietlow. Nach den Angaben des Letzteren dauerte die 
Krankheit vom Mai 1887 bis Frühjahr 1888. Er beobachtete im 
Ganzen 7 Fälle, welche sämmtlich in der Praxis einer Hebamme 
S. vorkamen. Von den erkrankten 7 Kindern starben zwei, eins 
direct an der Krankheit, das andere an complicirender Bronchitis. 

Das Alter der erkrankten Kinder betrug 2 — 4 — 6 Wochen, 
die Dauer der Erkrankung etwa 4 — 8 Wochen. 

Die Blasen hatten gewöhnlich die Grösse eines Stecknadel- 
kopfes bis zu der eines Markstücks und fanden sich in der After- 
gegend, auf der behaarten Kopfhaut, im Gesichte, auf dem Bauche, 
seltener auf dem Bücken und in den Armbeugen; ziemlich frei 
blieben die Beine. 

Nur in dem zuerst beobachteten Falle, wo Verdacht auf Lues 
bestand, waren zunächst die Fusssohlen und Handteller befallen. 

In 3 Fällen kamen auch Blasen auf der Mundschleimhaut vor. 

In 3 Fällen, von denen zwei tödtlich verliefen, war der 
ganze Körper ohne irgend eine freie Stelle mit Blasen bedeckt, 
welche sich ablösten , so dass die epidermislose Haut ein dunkel- 
geröthetes Aussehen zeigte. Der Verlauf der Eruptionen war 
gewöhnlich folgender. Es erschienen auf der Haut zunächst ge- 
röthete Flecken, auf diesen bildeten sich dann punktförmige, 
blasenartige Hervorbuchtungen, aus welchen innerhalb 24 Stunden 
die Blasen entstanden. Der Inhalt derselben war zunächst 
krystallhell, nach einigen Tagen getrübt, niemals aber reineitrig. 

Die Blasen waren zunächst prall gespannt, später schlaffer, 
von runder, selten in die Länge gezogener Gestalt; sie traten 
erst zerstreut auf, standen in Folge von Nachschüben aber bald 
dichter bei einander. Die erste Eruption dauerte ungefähr 4 — 6 
Tage; während dieser Zeit bildete sich bereits die zweite Gruppe 
und so fort bis etwa zu 5 und mehr Eruptionen. 

Bei allen Kindern zeigte sich Appetitmangel, Verdriesslich- 
keit, unruhiger Schlaf, theilweise auch Schlaflosigkeit, Schmerz. 
Abnahme an Gewicht, Kräfte-Konsumption. 
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Fieber wurde nicht immer beobachtet, hielt sich in den tödt- 
lich verlaufenden Fällen aber auf einer Höhe von beinsJie 40**. 

Die in 5 beobachteten Fällen erfolgte Heilung trat nie unter 
Eiterung oder Geschwürsbildung ein, sondern durch Eintrocknung 
nachdem die Blasen spontan resp. künstlich entleert worden 
waren, indem sich eine gazeartige Epidermis-Schicht bildete. 

Als Complication wurde in einem Falle Bronchitis, in einem 
anderen Diarrhoe beobachtet. 

In dem als luetisch angesprochenen Falle trat 4 Wochen 
nach Abheilung multiple Abscess- Bildung auf dem ganzen 
Körper ein. 

Die mir vom Kollegen Isbary gemachten Mittheilungen ge- 
winnen dadurch noch einen besonderen Werth, dass dieselben 
eine Krankengeschichte seines eigenen gleichfalls erkrankt ge- 
wesenen, aber glücklich genesenen Töchterchens umfassen. 

Das am 19. April 1888 geborene und an der Brust genährte 
Kind erkrankte am 3. Tage nach der Geburt, indem sich am 
Kinn 2 — 3 Blasen entwickelten. Am Tage darauf fanden sich 
etwa ein halbes Dutzend derselben Blasen im Gesichte und auf 
dem Körper; in den nächstfolgenden Tagen wurden besonders die 
nates, femer die Beine, der Rücken, die Hände und zuletzt der 
behaarte Kopf befallen. 

Die Blasen hatten zunächst gewöhnlich höchstens die Grösse 
eines Pfennigstücks, dehnten sich aber im Laufe von 24 Stunden 
zu der Grösse eines Mark- bis Thalerstücks aus. An den Stellen 
der nates, wo sonst Intertrigo aufzutreten pflegt, lag das Corium 
in tote entblösst da. An 3 Fingern der rechten Hand stiessen 
sich die Nägel ab. -Am 6. Tage der Erkrankung zeigten sich 
auf der Schleimhaut des harten Gaumens 2 pfenniggrosse Blasen, 
welche platzten und oberflächliche ulcera ziurückliessen. 

Der Verlauf der Blasen-Eruptionen war im Allgemeinen der, 
dass die Blasen platzten und sich mit schmutziggrünen Borken 
bedeckten. 

Das Befinden des Kindes, welches sonst ohne Störung die 
Brust nahm, zeigte sich in sofern verändert, als es unruhig war 
und wenig Schlaf hatte. Die Stühle waren einige Tage grün 
und enthielten viel Schleim. Fieber wurde bei regelmässig vor- 
genommenen Messungen nicht gefunden. Die Dauer der Er- 
krankung, welche in volle Genesung überging, betrug etwa 
3 Wochen. 

Der zweite Fall ist höchst lehrreich. Die Amme des auch 
im Munde erkrankten Kindes wurde offenbar direct durch das- 
selbe infizirt; sie bekam zunächst eine Blase an der Brust, dann 
eine andere im Gesicht. 

Der dritte Fall betraf ein Kind des Fleischermeisters G., 
8 Tage nach dem vorigen geboren. Dasselbe, gleichfalls ein 
Brustkind, erkrankte nach Aussage der Mutter am 3. Tage nach 
der Geburt an demselben Blasenausschlage und ging am 5. Tage 
der Erkrankung zu Grunde. 
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Ein am 7. Mai geborenes Kind des Lehrers B., welches nur 
4 Pfund wog und anscheinend frühzeitig geboren war, bekam 
8 Tage nach der Geburt Blasen, zuerst im Gesichte, dann auf 
dem Bumpfe und den Extremitäten. 

Der Arzt fand das Kind im Gesichte und auf dem übrigen 
Körper mit theils frischen, theils geplatzten Blasen, theils mit 
Borken bedeckt; zwei Nägel hatten sich abgelöst. 

Es bestand daneben akuter Magen- und Darmkatan-h mit 
Erbrechen und grauen schleimigen Stühlen. Fieber wurde bis 
zu 39^ beobachtet Die Ernährung geschah theils durch Brust- 
theils durch Kuhmilch. 

Das Kind starb am 24. Mai an Entkräftung. 

Der 5. Fall betraf das am 21. Juli geborene und von der 
Geburt an mit Brust ernährte Kind des Lehrers M. 

Am 3. Tage traten bei demselben die ersten Blasen auf dem 
Rücken und an der Hand auf, welche sich ausserordentlich 
schnell vergrösserten , schon nach einigen Stunden platzten und 
das Corium frei zu Tage treten liessen. Die Haut löste sich 
dann in solchen Fetzen vom Körper, dass nach etwa 8 Tagen 
nur ganz kleine Hautpartien sich noch normal verhielten. Da- 
bei war die Verdauung gut, es bestand kein Fieber, nurProstra- 
tion, welcher das Kind am 7. August erlag. 

Dies wären die zur ärztlichen Kenntniss gelangten Fälle. 
Alle diese Erkrankungen charakterisiren sich als Pemphigus und 
zwar der akuten Form. 

Nach Aussage der Hebamme S., an deren Fersen sich alle 
12 Fälle geheftet hatten, sind nicht mehr Kinder erkrankt, ich 
habe jedoch Grund, diese Angabe nicht für zuverlässig zu halten. 

Es dürfte erwähnenswerth sein, dass in der ziemlich um- 
fangreichen Praxis der mir als nicht sehr zuverlässig bekannten 
Hebamme zu verschiedenen Zeiten auch Reihen von Wochenbett- 
flebererkrankungen vorgekommen sind, und dass sie in Folge 
dessen schon mehrmals veranlasst worden ist, auf Wochen ihre 
Thätigkeit einzustellen. Insoweit scheinen die Angaben der 
Hebamme richtig zu sein, als es sich um die Reihenfolge der 
einzelnen Erkrankungen handelt. 

Es sollen nämlich nicht alle ihrer Pflege unterstellten 
Kinder der Reihe nach erkrankt, sondern zwischen den einzelnen 
Erkrankungen oder Gruppen von solchen stets eine grössere oder 
geringere Anzahl von Kindern gesund geblieben sein. 

Für das Jahr 1887 sind Indessen die Angaben nicht ganz 
genau. 

Ln Jahre 1888 erkrankte das am 19. April geborene Kind, 
drei andere, am 19., 20. und 22. geborene dagegen nicht, das am 
26. geborene erkrankte, drei, am 27. und 30. geboren, blieben 
gesund, das am 14. Mai geborene bekam den Blasenausschlag. 

Es blieben nun 37 Kinder gesund, erst das am 21. Juli ge- 
borene erkrankte. 

Nach dieser Zeit soll kein Fall mehr vorgekommen sein. 
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Von dem älteren Heb ra nnd Anderen wurde zwar das Vor- 
kommen eines acuten Pemphigus ganz geleugnet, nach Beobach- 
tung einer grossen Anzahl durchaus acut verlaufender Fälle ist 
indessen dieser Standpunkt von den neueren Autoren wohl all- 
gemein verlassen worden. 

So findet sich in den neueren Lehrbüchern der Haut- sowie 
der Einderkrankheiten Pemphigus acutus als besonders be- 
schriebene Form. 

lieber das Wesen derselben scheinen freilich die Ansichten 
mehr oder minder auseinander zu gehen. 

(Fortsetzung folgt.) 



Zur Diagnose der Halswirbel -Verletzungen. 

Von Dr« Lissner^ Kreisphysikus und Sanitätsrath (Kosten). 

Der vielbesprochene Fall Kelch beweist die grosse diagno- 
stische Schwierigkeit der Halswirbel -Brüche und -Verrenkungen 
und zugleich die ausschlaggebende Wichtigkeit einer richtigen 
Diagnose für die gerichtsärztliche Beurtheilung solcher Fälle und 
ihrer thatsächlichen oder behaupteten Folgezustände. In dem 
Falle Kelch stehen zwei Parteien von Sachverständigen einander 
gegenüber: die eine, unter Führung des Professor Dr. Sonnen- 
burg, behauptet, dass ein Halswirbel -Bruch nebst seinen Folgen 
bei der angeblich Misshandelten vorhanden gewesen sei; die 
andere, unter Führung von Geh. Eath v. Bergmann, Dr. Wag- 
ner-Königshütte, leugnet überhaupt den Halswirbel -Bruch und 
sucht die vorhandenen nervösen Symptome durch die Anamnese der 
angeblich Verletzten zu erklären. Ich halte es natürlich nicht 
für angemessen, über eine Sache, welche noch in der Schwebe, 
und mir in allen Einzelheiten unbekannt ist, mich des Weiteren 
auszusprechen. Ich habe nur darauf hinweisen wollen, wie wich- 
tig es in solchen Fällen für den Gerichtsarzt ist, die Diagnose 
möglichst nur aus den objectiven Zeichen zu stellen, nnd subjec- 
tive Angaben nur mit grösster Vorsicht zu benutzen. Die That- 
sache, dass die Diagnose eines Chirurgen von dem Rufe des Pro- 
fessor Sonnenburg von hervorragender Seite in Zweifel gezogen 
wird, muss uns veranlassen, kalt Blut zu behalten, und unerbitt- 
liche Kritik zu üben. 

In der gerichtsärztlichen Litteratur findet sich nur eine über- 
aus dürftige Casuistik der Halswirbel -Verletzungen. Ist doch in 
der „Vierteljahresschrift für gerichtliche Medicin u. s. w." von 
Casper, — Hörn, — Eulenberg nicht ein einziger Fall von 
Halswirbelfraktur mitgetheilt! In dem Casper-Liman'schen 
Handbuch, Ausgabe 1879, I. Theil, sind, nachdem Seite 160 aus- 
geführt worden, dass Rupturen des Rückenmarkes bei der so sehr 
geschützten Lage desselben äusserst selten vorkommen, nur zwei 
Fälle von Halswirbel -Brüchen erwähnt: der eine, Seite 161, be- 
trifft einen Bruch des Proc. transversus des dritten Halswirbels 
mit Erweichung des Rückenmarkes an dieser Stelle, entstanden 
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durch Sturz aus gi'osser Höhe; der zweite, Seite 163, einen 40 
Jahre alten Mann, welchem aus dem zweiten Stockwerke eines 
Hauses ein mit Sägespähnen geflillter Sack auf den Kopf gewor- 
fen wurde. Der Verletzte starb erst nach 22 Tagen. Es fand 
sich in der Gegend des siebenten Halswirbels ein Bluterguss, 
der sechste Halswirbel vom siebenten getrennt, stand über den- 
selben um einen Finger breit hervor; nach Eröffnung der Wirbel- 
säule zeigte sich der Bogen des sechsten Halswirbels hinter den 
Gelenkfortsätzen in einem Splitterbnich abgebrochen; im Wirbel- 
kanal bis auf den vierten Brustwirbel herab ein grosser Bluter- 
guss, das Eückenmark breüg weich und platt gedrückt. Die 
anderen zwei, von Liman erwähnten Fälle (Seite 135 und 335) 
betreffen Verletzungen der Eäckenwirbelsäule, gehören also nicht 
in unsere Besprechung; mit den Wirbel Verletzungen sind ausser- 
dem, wie in den allermeisten Fällen auch, so bedeutende ander- 
weite Zerstörungen verbunden, dass diese Fälle für die Würdi- 
gung der Eückenmarkverletzungen im Allgemeinen nicht ver- 
werthbar sind. Eingehender behandelt Professor Hof mann in 
seinem Lehrbuch, dritte Auflage von 1884, Seite 457 die Hals- 
wirbelbrüche in Bezug auf ihre Entstehung und Folgen: „Ver- 
letzungen der erwähnten Art bewirken in den meisten Fällen 
entweder augenblicklichen oder bald eintretenden Tod in Folge 
der meist unvermeidlichen Quetschung des Rückenmarkes; doch 
sind Heilungen durchaus nicht selten, namentlich bei sehr jungen 
Individuen." Die geringere Gefahr, welche Halswirbelbrüche bei 
„sehr jungen" Individuen hervorruft, lässt sich nur dadurch er- 
klären, dass geringere Gewalt zur Entstehung von Frakturen und 
Luxationen bei sehr jugendlichen Leuten hinreicht, dass also bei 
ihnen auch nicht so ausgebreitete Zerstörungen, wie Quetschung, 
Zerreissung des Halsmarks, eintreten. Diese letzteren geben 
natürlich die Entscheidung, und wo einmal ausgebreitete Läh- 
mungserscheinungen oder unverkennbare Gehimsymptome vorhan- 
den sind, da wird auch die Wiederherstellung schwerlich zu er- 
warten sein. (Fortsetzung folgt.) 



Einjährige Erfahrungen über die Verwendung der aus 
Kreismitteln gel(auften Carbolsäure in den Händen der 

Hebammen. 

KreisphysikuB Dr. Schilling in Gr. Wartenberg. 

Nihil fit e nihilo. 

Die vielfach bereits besprochene Anweisung vom 22. No- 
vember 1888 wird zweifellos ihre segensreichen Wirkungen aus- 
üben, sobald der Arztstand in toto, soweit er von Geburtshelfern 
vertreten ist, mit bestem Beispiele vorangeht und die Hebammen 
mit ihrer Indolenz oder Superklugheit sowie das Publikum zu 
den modernen Anschauungen der Wundbehandlung bekehrt und 
eine Uebertragung dieser fundamentalen Sätze auf das Kurbett 
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zum allgemeinen Verständniss gebracht hat. Lang ersehnt ist 
diese gesetzliche Unterlage als Handhabe zui* Bestrafung ffir 
Nachlässige und Widerspenstige. 

Dem Med. -Beamten liegt es aber zunächst ob, die einzelnen 
§§, besonders 3, 4, 6 und 8 den ihm unterstellten Hebammen der- 
artig einzuprägen, dass sie zum A B C für ihr Handeln werden; 
femer, durch freie Beschaffung der erforderlichen Substrate die 
Mittel den Hebammen jeder Zeit in die Hand zu geben. 

Die Belehrung wird sich an den Hebammen, welche zwar 
keine Diakonissinnen nach Brennecke*) oder Heilgehtilfinnen nach 
Freyer in hiesigem,, mit polnischer Sprache noch gesegnetem 
Kreise sind, grösstentheils nach 2 — 4 Stunden vollziehn, zumal 
zwei Drittel der 25 Hebammen dem jungem, in antiseptischen 
Anschauungen geschulten Nachwüchse angehören; etwa 4 Heb- 
ammen der alten Generation wird der Inhalt der 18 §§ theilweise 
fremd bleiben. Der Sinn für die Reinlichkeit resp. Asepsis ist 
bereits im Vorjahre durch eine schriftliche Belehrung (nach Ffir- 
bringer) gemacht; der Hebammenkalender von Pfeiffer ist viel- 
fach verbreitet, und schliesslich ist der Boden durch Winter 's 
gedmckte Arbeit über das Kindbettfieber geebnet. 

Dem Geldpunkte hat der mit nicht übergrossen Geldmitteln 
gesegnete Kreisausschuss bereits im vorigen Jahre ein geneigtes 
Ohr geliehn. Nach einem abschläglichen Bescheide wurden vor- 
läufig 30 Gr. pro partu zugebilligt, ein Quantum, welches genügte, 
nach der groben Reinigung mit Seife und Bürste wenigstens die 
untersuchende Hand zu desinficiren. Für weitere Zwecke war 
nicht gesorgt. 

Für unsem Kreis mit 51000 Einwohnern und 2100 Geburten 
beträgt die Summe für die nach obiger Verfügung erforderliche 
Carbolsäure 1134 Mark = 2100 90. 3. 

500 

Da ich die Hälfte der Geburten nach den Listen der Heb- 
ammen in Abzug bringen kann, weil etwa 200 uneheliche Ent- 
bindungen durch Niemand oder durch Ffuscherinnen geleitet werden 
und eine sehr grosse Zahl ohne Hebammen (oder nur post par- 
tum) verläuft, so bleiben etwa 1000 Geburten übrig mit circa 
500 Mark. Der Kreis giebt jetzt jährlich 1000 Mark für Heb- 
ammenzwecke aus, wovon 750 Mark als Unterstützung (25x30) 
der Bezirkshebammen dienen. Mit 50 Mark werden die Ausgaben 
für neue Instrumente und Reparaturen alter Instrumente bestritten. 
Es stehn also 200 Mark zur Verfugung. Mithin sind 300 Mark 
mehr zu bewilligen, hoffentlich kein salto mortale! 

Die vorjälirige Erfahrung hat bezüglich der Verwendung ge- 
lehrt, dass ohne strenge Controle die grössten Thorheiten vor- 
kommen, indem eine Hebamme die Hälfte ihrer gelieferten Carbol- 
säure verschenkt, die zweite die Carbolsäure angeblich in der 



*) Anm. der Redaction: Warum noch immer ein derartiges Hineinziehen 
von Brennecke, der doch diesen schroffen Standpunkt längst aufgegeben 
und der sich um das Hebammenwesen doch ganz besonders verdient gemacht hat? 
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Eile vergisst, die dritte 20 Tropfen in ein Liter schmutziges 
Wasser schüttet, die vierte aus Hass vor dem Geruch der Säure 
nicht gebraucht etc. Zur Controle war vorgeschlagen, dass jede 
Hebamme in ein Büchlein jede Geburt mit Namen, Datum und 
verwandtem Carbolsäurequantum eintragen sollte. Der Verbrauch 
konnte aber nur gelegentlich bei den Hebammen direkt beauf- 
sichtigt werden, bei denen ärztliche Hülfe während der Geburt 
verlangt wurde. Es ergab nun der eingeforderte Jahresbericht, 
dass nur 5 Qj^) Hebammen nach Verbrauch der ersten Lieferung 
neue Carbolsäure verlangt hatten und dass alle Controlbüchlein 
summarisch wie die Tagebücher geführt waren; nämlich in der 
Weise, dass die Hebammen bei dem Schlüss des Jahres nach der 
Zahl der Geburten die Carbolsäuremenge, welche verbraucht sein 
sollte, niedergeschrieben hatten. Deshalb ist es nothwendig, 
dass die Anweisung vom 22. Nov. zugleich Allgemeingut der 
Aerzte wird, welche ausser Belehrung und Beispiel auch Aufsicht 
über den etwaigen Gebrauch üben und im Tagebuche einen 
Vermerk machen sollen. Kann und wird indessen der hinzuge- 
rufene Arzt stets diese Controle üben? 

Eine Bemerkung zu der Anweisung möge hier noch Platz finden. 
Warum soll nach § 8 das für die Instrumente der Hebamme be- 
stimmte ^/g Liter S^L Carbolsäure in der Spülkanne vorerst auf- 
bewahrt und später bei Benutzung des Irrigators in ein anderes 
Gefäss geschüttet werden? Warum wird das für den instrumen- 
talen Gebrauch erforderliche Quantum nicht gleich in einen Tel- 
ler etc. gegossen, da die Hebamme den Irrigator vielfach wäh- 
rend der Geburt gebrauchen muss zum Klysma, zu Ausspülungen 
der Scheide, zum Ueberrieseln der Genitalien etc.? Werden Cathe- 
ter und Spülrohr und Scheere von V2 Liter Flüssigkeit des Irri- 
gators vollständig bedeckt? 

Genügen in jedem Falle oder meistens 90 gr.? In einem 
kürzlich erlebten Falle von Placenta praevia bei einem ungeber- 
digen 18jährigen Mädchen jedenfalls nicht, welches wegen der 
Blutung von der Hebamme bereits wiederholt untersucht war, 
welches sich selbst mit seinen schmutzigen Händen trotz des Ver- 
botes in die Scheide fuhr und auf nacktem Stroh liegend bei 
meiner Ankunft mehrere Strohhalme in der Scheide barg. 

Oft wird die Hebamme sparen können, z. B. wenn sie zu 
spät kommt. Ist das aber die Minder- oder Mehrzahl? Ver- 
zögerte Geburten, verschleppte Querlagen, Blutungen, Aborte, 
eitrige Ausflüsse erfordern entschieden mehr Gramme. Bezüglich 
der Nothwendigkeit der Scheidenausspülung vor der ersten Digi- 
taluntersuchung, welche in der Anweisung nicht verlangt wird, 
trete ich auf die Seite der Aerzte, welche die Scheide nicht im- 
mer frei von infectiösen Keimen halten. 

Natürlich dürfen die Aerzte die auf Kreiskosten gelieferte 
Carbolsäure der Hebammen bei ihren Eingriflen nicht anrühren. 
(Eine derartige Beschränkung würde viel zu weitgehend und auch 
vollständig undurchführbar sein. D. Eed.) 
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Da also 90 Gramm gar oft nicht ausreichen werden, so ist 
es nothwendig darauf hinzuwirken, dass wie es bereits üblich ist, 
jede besser situirte Frau ihren eigenen Irrigator, so auch ihre 
eigne Carbolsäure besitzt. Denn auch auf diese Weise wird die 
Ereiskasse entlastet werden. 

Zum SchluBs erlaube ich mir zur Verbesserung der pekuniä- 
ren Verhältnisse und der Reinlichkeit der Hebammen eine Idee des 
Sanitätsrathes Dr. Fuhrmann aus Breslau anzufahren, welche 
allgemeine Verbreitung verdient, dass es das Streben einer Aerzte- 
association sein sollte, die schlecht situirten Hebammen von dem 
Feld- und Küchendienst zu befreien und dafür im Hause in- 
dustriell während ihrer freien Zeit zu beschäftigen, und zwar mit 
einer Arbeit, der kein grober Schmutz anklebt, resp. den Arbeits- 
produkten einen der M&e entsprechenden Absatz zu ermöglichen.*) 



jn Halswirbel -Bruch, 

Vom Kreisphysikus Medicinalrath Dr. Elyers in Waren. 

Da in Betreff der Verletzungen der Halswirbel in No. 3 die- 
ser Zeitschrift der Wunsch ausgesprochen wird nach weiteren 
Einsendungen zur Casuistik dieser Verletzungen, so theile ich 
nachfolgenden Fall in Folgendem mit: 

Ein in der Mecklenburgischen Nebenanstalt des Landarbeits- 
hauses mit ländlichen Arbeiten beschäftigter Detinirter war beim 
Heueinfahren so unglücklich vom Fuder gefallen, dass ein Hals- 
wirbelbruch sofort angenommen werden musste, obwohl keine 
Dislocation und keine Fractur örtlich sicher constatirt werden 
konnte. Es war sofort nach dem Fall totale Paraplegie einge- 
treten und gänzliche Anästhesie der gelähmten Theile, femer 
Lähmung von Blase und Mastdarm und Aufhören aller Reflex- 
thätigkeit. Die Respiration war sehr erschwert, der Puls klein 
und langsam, anfangs erhöhte Temperatur, welcher bald rasches 
Sinken derselben folgte. Dabei bestand volles Bewusstsein. 
Unter allmähliger Steigerung der Athembeschwerden, schliesslich 
fand lediglich Zwerchfellathmung statt, trat nach 36 Stunden der 
Tod ein. 

Da die Leiche des Verunglückten nicht zur gerichtsärztlichen 
Untersuchung kam, aber zur Anatomie nach Rostock gelangte, so 
ersuchte ich den Director derselben, Herrn Professor von Brunn, 
den Leichnam auf die Halswirbelverletzung zu untersuchen und 
hatte derselbe die Freundlichkeit, mir seinen Befund, wie nach- 
folgt, mitzutheilen: 

„Die Verletzung war eine Fractur des dritten, theilweise 
auch noch des vierten Halswirbels, sie begann am oberen Rande 
des Körpers des dritten und zwar vom links und ging nach 
hinten rechts und unten durch die Bandscheibe zwischen dem 3. 



*) Nach SchlusB der gesammten Besprechung der Hebammen- Verordnung 
werden wir unsere Stellung zu den einzebien Artikeln und der Verordnung 
selbst eben&lls kundgeben. Die Redaction. 
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and 4. Wirbel und den hinteren oberen Band des Körpers des 4. 
Der Qnerfortsatz des 3. war rechte abgebrochen. An der Frac- 
torstelle waren die Knochen stark beweglich.'^ Ich möchte glau- 
ben, dass das Fortbestehen der ZwerchfeUathmnng darauf zu 
schieben ist, dass die Fractur so schief ging und auf der linken 
Seite der N. phrenicus noch fdnctioniren konnte. 



Die diesjährige Verhandlung des Preussischen Abgeord- 
netenhauses Ober den Medicinaletat. 

In der am 14. März d. J. stattgehabten 34. Sitzung des Ab- 
geordnetenhauses gelangte der Medicinaletat zur Verhandlung und 
wvde hierbei neben Aerztekammern, Aerzteordnung, Apo- 
thekergesetzgebung, Geheimmittelunfug u. s. w. auch die 
Stellung der Kreisphysiker und die Medicinalreform ein- 
gehend erörtert. Die Nothwendigkeit der letzteren wurde wie- 
derum ebenso wie in früheren Jahren allseitig anerkannt, und 
besonders die Gehaltsaufbesserung und Pensionsberechtigung der 
Ejreisphysiker als ein dringendes Bedttrfniss erachtet. Hoffen wir, 
dass der von dem Abg. Dr. Graf ausgesprochene und von den 
Abgg. Dr. Langerhans und von Pilgrim unterstützte Wunsch 
endlich in Erfbllung gehen möge und ,,in den n&chstj&hrigen 
Etat eine Summe eingestellt werde, durch welche die Gehalts- 
und Pensionsverhältnisse der Physiker so geregelt werden, dass 
man die Leistungen eines Gesundheitsbeamten auch wirklich von 
ihm fordern kann; und dass mit dieser Gehaltsverbessemng auch 
gleichzeitig eine Erweiterung ihrer amtlichen Thätigkeit und eine 
Erhöhung ihrer Wirksamkeit Hand in Hand gehe." 

Wir lassen im Nachfolgenden den stenographischen Bericht 
unter Wegfall bez. Abkürzung der für die Medicinalbeamten weniger 
in Betracht kommenden Stellen folgen: 

Abff. Dr. Graf (Elberfeld): M. H.! Es ist eine wenig dankbare Aufgabe, 
alljährlica denselben Klagen Ausdruck geben zu müsHen; man kann sich aber 
derselben nicht entziehen, wenn die Ursachen dafQr unverändert fortdauern. 
Die Aerzte sind es nun schon einmal gewöhnt, dass neben den beiden älteren 
Schwestern Kirche und Schule unser Medicinalwesen immer in Finanz- 
fragen gewisserma^sen die Stelle eines Aschenbrödels einnimmt. Für die 
iQteren Mitfflieder dieses Hauses brauche ich das wohl nicht erst weiter ziffer- 
mässig zu belegen; dagegen einem neuen Hause g^enüber wird es doch gut 
sein, mit Zahlen hervorzutreten: 

Der Cultosetat betrug im Jahre 1870 die Summe von 18 MDlionen; da- 
von kamen auf den Medicinaletat 1^2 Millionen. Heute, wo der Cultusetat 
auf 91 Millionen gestiegen, haben wir dieselbe Summe, oder, wenn ich ganz 

?enau rechnen soll, noch 40000 Mark weniger. Freilich sind gegen das Jahr 
888 80000 Mark mehr eingestellt worden, aber woraus setzen sich diese 
30000 Mark zusammen? Wir haben zuerst 15000 Mark in einer durchlaufen- 
den Ziffer; sie setzen sich in Einnahme und Ausgabe aus den Examinations- 
gebühren zusammen, und beweisen also nur weiter, was schon mehrfach ange- 
mhrt worden ist, dass die Ueberproduction an Medicinem immer noch im 
Fortschreiten ist. 19000 Mark sind für Impfungsinstitute eingestellt; das ist 
allerdings ein sehr löblicher Zweck, hat aber mit den directen practischen 
Aufgaben der öffentlichen G^undheitspflege nichts zu thun. Wir finden nun 
24 (KK) Mark im Etat zur Verbo"'" ' " Stellen von solchen Kreisphysikem, 
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welche in weniger hevölkerten Districten ihre Thfttigkeit ausühen und daher 
einer Unterstützung bedürfen. Woher nimmt man aber diese Summe? Nicht 
etwa aus anderen Staatsmitteln, sondern man hat 31200 Mark dadurch ge- 
spart, dass man 52 Ereiswundarztstellen eingezogen hat, und von diesen 
eSlOOO Mark werden dann 24000 Mark an Ereisphydker abgegeben. M. H., 
durch diese Einstellung von 24000 Mark ist aber seitens der Regierung der 
vorhandene Nothstand ganz deutlich zugegeben worden, und ich begrüsse 
namentlich deshalb die Einstellung dieser Summe. Ist es denn — so frage ich 
— heute noch möglich, bei einem Grehalt von 900 Mark die Angaben eines 
Gesundheitsbeamten erfOllt zu sehen? Diese Beamten ohne Pensionsberech- 
tigung, ohne Fürsorge für ihre Relicten, sind ja auf eine geradezu armselige 
Entschädigung angewiesen. Woran — so müssen wir nun fragen — liegt 
das? Es hegt nicht an unserm Herrn Cultusminister; er hat sein Interesse 
für den ärztlichen Stand des öfbem docvunentirt, es ist bekannt, dass er einen 
Entwurf der Medicinalreform schon seit Jahren fertig gestellt, und wir haben 
noch neulich in Fragen des medicinischen Unterrichts, namentlich des hygie- 
nischen Unterrichtes dieses sein Interesse wieder bestätigt gesehen. Es liegt 
auch nicht am Abgeordnetenhause. Das Abgeordnetähaus hat seit langen 
Jahren mit Uebereinstimmun^ aller Parteien diesem Wunsche Ausdruck gego- 
ben, theils stillschweigend, wie in den letzten Jahren, theils auch in ganz be- 
stimmten Resolutionen, wie in den Jahren 1876, 1878, 1879. Noch vor einigen 
Jahren ist diesem Nothschrei seitens des Abg. v. Schwarzkopf hier ein lebhaf- 
ter und mit Freuden begrüsster Ausdruck gegeben worden. 

Man sollte auch bedenken, dass in diesem Jahre die Finanzlage des 
Staates erlaubt haben würde, wie man andern Zweigen des Cultus so bereit- 
wUlig entgegengekommen ist, auch den Ansprüchen der Medicinalbeamten ge- 
recht zu werden. Wir verlangen für die Herren nicht ein auskömmliches 
Gehalt, aber das müssen wir verlangen, dass sie so gestellt sind, dass sie den 
Schwerpunkt nicht in die Privatpraxis legen müssen. In Bayern, wo diese 
Verhältnisse wesentlich anders liegen, zeigt sich die günstige Wirkung der 
bessern Gehälter nicht nur darin, dass die Beamten selbst zufrieden sind, son- 
dern auch, dass ihr Verhältniss zu den nichtbeamteten Aerzten ein wesentlich 
besseres ist, wie das bei uns mitunter der FaU ist. 

Es sind nun verschiedene Versuche gemacht worden, die Grehälter auf 
indirectem Wege zu verbessern. Man geht damit um, das Impfwesen, welches 
gegenwärtig dadurch, dass es den Gemeinden übertragen ist, vielfach in die 
Hände der practischen Aerzte gelegt ist, wieder in die Hände der Kreisphysi- 
ker zurückzulegen. Es ist eine Frage, ob das Gesetz von 1875, welches das 
Impfwesen den Gremeinden übergab, und es damit in vielen Fällen den Beamten 
entzog, ein richtiges war. Eine strenge Durchführung jener Massregel würde 
jetzt dagegen zu einer grossen Härte gegen die Aerzte führen, welche gegen- 
wärtig als Impfärzte seitens der Gemeinde angestellt sind. Es existirt femer 
eine Verfügung , dass die Bahnarztstellen in erster Linie den Beamten zu Über- 
tragen sind. Auch hier wird sich vielfach eine Unbilligkeit gegen die nicht- 
beamteten Aerzte nicht vermeiden lassen. 

Dazu, dass das Verhältniss zwischen Medicinalbeamten und Praktikern 
getrübt worden ist, haben nun noch einige Regierungsverfügungen in neuerer 
Zeit wesentlich beigetragen. Es sind dies die Verfügungen, von denen die 
eine besagt, dass die Leichenpässe nur seitens der Physiker ausgestellt werden 
dürfen, und namentlich diejenige, welche bestimmt, dass in Zukunft die Auf- 
nahme in Privatirrenanstalten nur auf das Zeugniss eines beamteten Arztes 
hin erfolgen kann. 

Gegen diese Verfügungen, namentlich gegen die letztgenannte, hat sich 
seitens der Aerzte und ihrer Vertretungen ein Protest erhoben; wir haben 
nachzuweisen versucht, dass dieselben nicht nur das Interesse der Aerzte ver- 
letzen, sondern dass sie auch wesentlich das Interesse der Kranken und deren 
Angehörigen schädigen, und dass sie gegen die Inhaber unserer Privatirrenan- 
stalten einen ungerechtfertigten Verdacht zu erwecken geeignet sind. Aber 
alle diese Dinge sind ung^ünstig für das gemeinsame Wirken der Medicinalbe- 
amten und practischen Aerzte nach der Richtung der öffentlichen Gesund- 
heitspflege. Sie sind auch erschwerend für die Stellung der Aerzte dem Publi- 
kam gegenüber. Dieses wird zu dem Glauben gedrängt, der beamtet« Arzt 
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besitze überhaupt eine grössere Glaubwürdigkeit, und dies giebt ihm in Bezug 
auf die Erlangung von Privatpraxis einen nicht berechtigten Vorsprung. 

Der grösste Uebelstand, welchen der Aerztestand zu überwinden hat, ist 
der hier schon vielfach angeführte, die Ueberproduction von Aerzten. 
Ein sehr erschwerender Umstand liegt femer in der Einfuhrung der Kran- 
kenkassen. Die £j*ankenka8sen, so segensreich sie auch im aUgemeinen ge- 
wirkt haben, haben dennoch den angehenden Arzt in eine schwierige Lage 
versetzt, indem sie ihm die breite, Basis der Praxis genommen, und den be- 
treffenden Theil der Bevölkerung an einzelne Aerzte, die angestellten Kassen- 
ärzte , gewiesen hat. Ich erinnere femer an das Ueberhandnehmen des Ge- 
heimmittelunwesens. Ich hoffe, dass hier ein Reichsgesetz bald eine 
Besserung eintreten lassen wird. Ein weiterer Uebelstand ist die in Folge der 
Fortschritte der Chemie immer mehr zimehmende Ueberschwemmung des 
Marktes mit den sogenannten neueren Heilmitteln. Dieselben, zum Theil 
sehr diiferenter Natur, werden dem Publikum kritiklos empfohlen. Ich brauche 
Sie nur an irgend eine Nummer unserer Berliner Zeitungen zu erinnern; Sie 
finden dort alle Tt^e z. B. Dr. Knorr^s Antipyrin, ein neueres Arzneimit- 
tel , welches einer Frankfurter Firma patentirt ist und von dort aus vertrieben 
wird. Antipyrin ist ein sehr difFerentes Mittel, welches hier anstandslos von 
allen Apotheken dem Publikum dargeboten wird. Es ist das nur ein Beispiel 
von vielen. Hier giebt es nur den einen Weg: will man den Schutz des 
Publikums überhaupt, dann schaffe man baldmöglichst eine Apothekerordnung, 
und man sorge dafür, dass eine baldige und periodisch wiederkehrende Revision 
der Kaiserlichen Verordnung von 1875 stattfinde, in welche dann auch diese 
neueren differenten Arzneimittel aufgenommen werden. 

M. H., alle diese Dinge, die ihre grosse Tragweite für die Gesundheits- 
pflege überhaupt haben, ziehen den Aerztestand in Mitleidenschaft; der junge 
Arzt sieht sich immer häufiger dazu gedrängt, irgend ein Spezialfach zu er- 
greifen, und die Gefahr liegt nahe, dass mit dem Ueberhandnehmen des Spe- 
cialistenthums eine bei uns glücklicherweise noch unbekannte Reklame weiter 
Platz greife. Es ist eine schwere Krise, welche unser Aerztestand zu überwin- 
den hat. Ich bin überzeugt, er wird sie überwinden, aber es müssen uns dazu 
auch die Mittel an die Hand gegeben werden. Wir rufen nicht nach Staats- 
hülfe, nicht nach staatlicher Bevormundung, wir verlangen nur das Recht, dass 
unsere frei gewählte Vertretung zu den einzelnen Aerzten sagen darf: das 
schickt sich nicht; das wollen wir nicht! Wir wollen den freien Wettbewerb 
in imserem Stande unangetastet wissen; wir wollen aber für denselben nur 
solche Wege offen lassen, die des Standes würdig sind. Solche Schranken 
werden dann auch den Zudrang von solchen Elementen aufhören machen, 
welche etwa sich veranlasst fühlen möchten, nur des Geschäfts wegen Medicin 
zu studiren. In diesem Sinne würden sie auch ein Mittel gegen die Ueber- 
production der Aerzte sein. 

Die Gewerbeordnung von 1869 hat den Unterschied zwischen Aerzten 
und Nichtärzten bis zur Unkenntlichkeit verwischt; derjenige, welcher durch 
lange Studien, durch Examina u. s. w. sich als qualificirt erwiesen hat, hat 
weiter gar keine Rechte, als erstens sich Arzt zu nennen — nun, Sie wissen, 
wie leicht das von Nichtärzten umgangen werden kann; immer wieder finden 
Sie Ankündigungen als Homöopath, im Auslande approbirter Arzt u. s. w. — 
und zweitens muss der Apotheker seiiie Recepte anfertigen. Nun, wie vielfach 
auch dieses Vorrecht illusorisch werddn kann, wie namentlich die Concurrenz 
der Droguenhandlungen auch unsere Apotheker zu einer laxeren Handhabung 
des strengeren Princips führt, ist ebenfalls bekannt. 

Darum ist der Wunsch der Aerzte: heraus aus der Gewerbeordnung! 
Es ist mir ja nicht unbekannt, daas auch hier im Hause seitens einiger Col- 
legen Widerspruch erhoben wird; aber ich darf wohl daran erinnern, dass 
diese Frage auf den verschiedenen Aerztetagen seit 10 Jahren der Entschei- 
diug der Vertretung der Aerzte unterbreitet und stets in dem von mir ange- 
deuteten Sinne mit grosser Mehrheit entschieden worden ist. 

Wir können unserm Herrn Cultusminister nur unsem wärmsten Dank da- 
für aussprechen, dass er uns das Institut der Preussischen Aerztekammem ver- 
schafft hat; diese Aerztekammem sollen jetzt die Grundlage abgeben, auf 
welcher weiter gebaut wird. Auf dieser Grundlage hoffen und wünschen wir 
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eine deutsche Aerzteordnung, deren Grundzüge auch bereits auf den 
Aerztetagen festgestellt sind. Der Reichstag hat in seiner Resolution vom 
1. Juni 1883 seine Bereitwilligkeit erklärt, hierbei mitzuwirken, und ich darf 
jetzt wohl an die preussische Regierung die Bitte richten, dass sie ihre ge- 
wichtige Stimme im Bundesrath erhebt, damit eine solche Vorlage im Reichs- 
tage eingebracht wird. Möchte dieses Werk auch unserm Herrn Cultus- 
minister gelingen; er wird des Dankes der deutschen Aerzte sicher sein. 

Ich resümire mich dahin : ich bitte um Einstellung einer Summe in den 
nächsten Etat, durch welche die Gehaltsverhältnisse der Physiker so geregelt 
werden, dass man die Leistungen eines Gesundheitsbeamten auch wirküch von 
ihnen fordern kann ; ich wünsche femer eine Regelung ihrer Pensionsverh&lt- 
nisse und eine Feststellung ihrer amtlichen Competenzen zur Erhöhung ihrer 
Wirksamkeit; dann können und müssen wir an sie auch grössere Anforde- 
rungen stellen. 

Ich bitte femer aber auch um gesetzgeberische Fürsorge für den Stand 
der praktischen Aerzte durch das Reich; hohe Ansprüche sollen an sie im 
Examen und im Leben gemacht werden; aber damit letzteres möglich wird, 
niuss auch ihre Vertretung mit den nötlugen Rechten ausgestattet sein. 

Die Medicinalreform ist nicht allein wichtig für die Aerzte, sondern für 
Sie alle, für das ganze Vaterland. (Bravo!) 

Abg. Dr. Langerhans-Berlin: M. H.! Ich will in Anbetracht der Ge- 
schäftslage nur weni^ Worte sagen. Ich schliesse mich dem Kollegen Dr. 
Graf vollständig an in Beziehung auf den Wunsch nach etwas besserer Für- 
sorge für die Physiker, gerade aus dem Grande, den HeiT Dr. Graf hervor- 
gehoben hat, damit sie sich mit der Hygiene etwas eingehender beschäftigen 
können. Jetzt haben dieselben allerdings nur ein ausserordentlich unbedeuten- 
des Gehalt, und ihre Amtsarbeiten entfernen sie doch oft von der Arbeit für 
das tägliche Brod. 

In Betreff der anderen Forderung des Herrn Dr. Graf kann ich mich 
ihm aber nicht anschliessen. Ich sollte meinen, dass wir die Regulirung der 
Gewerbeordnung doch dem Reichstage überliessen; dahin gehört die ganze 
Angelegenheit. Ja auch einigen Gründen, die er angeführt hat, kann ich mich 
nicht anschliessen. Er behauptet, wenn man überhaupt fELr die Aerzte sowohl 
als auch für das Publikum sorgen will, so müsse man der Vertretung der 
Aerzte eine gewisse Macht geben, und diese Macht soll so weit gehen, dass 
sie einzelnen Aerzten sagen Könne: das schickt sich nicht, das ist nicht würdig 
des Standes. Meine Herren, das würde nach meiner Ansicht eine Macht sein, 
die viel zu gross ist. Ich bin nicht der Meinung, dass jeder Stand eine be- 
sondere Ehre hat und dass jeder Stand eine besondere Würde zu vertreten 
hat; die Aerzte würden, wenn sie diese Macht, einzelne Aerzte abzu- 
setzen, zu diszipliniren, hätten, sie gewiss nicht ganz zweckmässig gebrauchen 
können. M. H., alle diese Dinge, die Herr Dr. Graf hier als Uebelstände 
angeführt hat, die dadurch gebessert werden sollen, alle diese Dinge lassen 
sich umgehen. Wenn Herr Dr. Graf z. B. gesagt hat, dass das Ankün- 
digungswesen, die Reklame, geordnet werden müsste, — m. H. das lässt 
sich nicht ordnen! Die ^nze Frage, wie sie Herr Dr. Graf in Beziehung auf 
diesen Punkt hier zugespitzt hat, scheint mir doch eigentlich mehr eine Art 
Existenzfrage für die Aerzte zu sein, und das weise ich als Arzt weit von mir 
zurück. Ich bin der Meinung, dass die Aerzte am meisten leisten und am 
meisten Fortschritte machen werden in Betreff ihrer Wissenschaft und auch 
in Betreff der Ausübung ihres Berufs, wenn man möglichst freie Konkurrenz 
zulSsst und nicht einseitig von irgend einem gerade herrschenden Gesichts- 
punkt ausgehend zu sclmell einschreitet. Ich fürchte das auch von der 
Regierung nicht; ich glaube, dass sie selbst längst auf diesen Gedanken ge- 
kommen wäre, die Apothekerordnung und dergleichen, wovon Herr Dr. Graf 
auch gesprochen hat, einzuführen, wenn sie sich nicht die Schwierigkeiten 
klargemacht hätte: ja — um auf ein Beispiel des Herrn Dr. Graf zurück- 
zukommen — wenn nun wirklich verordnet würde, Antipyrin soll nicht in den 
und den Dosen verabreicht werden — m. H., wer etwas Gift brauchen will, 
kann es sich immer verschaffen. Sie würden in alle Gewerbe aufs tiefste ein- 
greifen müssen, wenn Sie jede Veräusserang von Gift unterdrücken wollten, 
wenn Sie es möglich machen wollten, dass kein Mensch ohne ärztliche Inter- 
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vention Gift bekommt. M. H., ich erinnere Sie daran, dass das schlimmste 
Gift, das Sie überhaupt haben können, einfach jeden Augenblick von einem 
Photographen oder von einer Handlung photographischer Gegenstände zu 
haben ist. Da wollen wir uns doch nicht um so kleine Gegenstände, die 
möglicherweise bei missbräuchlicher Anwendung Ünzuträglichkeiten hervor- 
bringen, zu weitgehenden Verordnungen hinreissen lassen. 

Auch in Betreff des Geheimmittelwesens, und in Bezug auf die Kur- 
pfuscherei sollten wir doch recht vorsichtig sein. M. H., wir alle, Aerzte und 
Nichtärzte, machen täglich die Erfahrung, dass diejenigen Mittel, die gerade 
von den Kurpfuschern zuerst gebraucht sind, jetzt die Hauptmittel der Aerzte 
sind. Viele von uns gebrauchen die Massage, meine Herren; das ist von den 
alten Streichfrauen erlernt, die man früher in meiner Jugend benutzte. Das- 
selbe ist von der Wasserkur zu sagen. M. H., auch das haben wir von 
Pfuschern gelernt, wenn wir es auch vielleicht etwas besser anzuwenden wissen. 

Ich will in keiner Weise den Kurpfuschern das Wort reden, indessen, 
m. H., es ist doch falsch, wenn man sagt, nur derjenige, der berufsmässig 
eine Zeit lang seines Lebens zur Erlernung irgend eines Gegenstandes ge- 
braucht hat und der ofBciell anerkannt ist, versteht das allein. Ich sehe in 
der That nicht ein, warum andere Leute, die dasselbe studirt haben, wenn 
auch nicht gerade auf Universitäten, wenn auch nicht gerade als regelmässig 
eingeschriebene Studirende, nicht auch etwas lernen sollten und dass die nicht 
auch in der Konkurrenz berücksichtigt werden sollten. 

Also, m. H. ich glaube, wir beschäftigen uns lieber mit der Frage nicht; 
sie ist eine sehr weitläufige imd sehr schwierige Frage. Wir lassen sie einfach 
da entscheiden, wo sie entschieden werden muss, nämlich bei den gesetz- 
gebenden Faktoren, die in Betreff der Gewerbeordnung allein mitzusprechen 
haben, d. h. im Reichstage und Bundesrath. Wenn wir von hier aus eine 
Pression durch unsere Regierung auf den Reichstag ausüben wollten, ich 
glaube, es wäre das nicht der richtige Weg. 

Abg. Olzem geht auf den Geheimmittelunfug näher ein und erklärt, 
dass die Bekämpfung desselben durch Polizeiverordnungen, wie dies von ver- 
schiedenen Regierungen in jüngster Zeit angestrebt werde, durchaus unpraktisch 
sei, da der Geltungsbezirk dieser Polizeiverordnungen ein viel zu enger und 
auch die Ansicht über die Tragweite wie über die Rechtsgültigkeit derselben 
eine sehr verschiedene sei. Er wünsche daher, dass der preussische Kultus- 
minister seinen Einfluss bei der Reichsregierung zur Geltung bringe, um eine 
endg^tige Regelung der Geheimmittelfrage herbeizuführen. Gleichzeitig bittet 
er um Auskunft über den jetzigen Stand der in Aussicht gestellten Reform 
der Apothekergesetzgebung und schliesst hieran den Wunsch, dass die 
Verordnung vom 7. Juli 1886 betreffend die Uebertragbarkeit der Goncessionen 
neu errichteter Apotheken vom Kultusminister in rechtsgültiger Weise inter- 
pretirt werde und zwar sowohl in Bezug auf ihre rückwirkende Kraft, als 
auch bezüglich ihrer Handhabung in solchen Fällen, wo innerhalb der ersten 
10 Jahre ein Concessionar stirbt. 

Kultusminister Dr. v. Gossler: M. H.! Die Fragen, welche an mich 
gerichtet sind, hängen untereinander nicht unmittelbar zusammen und sind 
deshalb auch einzeln zu beantworten. 

Was die Anregungen des Herrn Abgeordneten Dr. Graf betreffs der 
Stellung der Kreispnysiker anlangt, so glaube ich, wird bei der Be- 
rathung des Antrages v. Schalscha die richtige Stelle sein, meinerseits diese 
Bemerkungen zu beleuchten. 

üeber die Geheimmittel frage ist meines Wissens im Reichstage von 
verschiedenen Seiten, auch seitens der Reichsregienmg, verhandelt worden; die 
Angelegenheit hat «ich etwas vorwärts bewegt. Wie die Herren, welche sich 
damit beschäftigt haben, wissen werden, steht die Sache unmittelbar im Zu- 
sammenhang mit der Verfügung vom 4. Januar 1875, betreffend den Verkehr 
mit Arzneistoffen Diese Verordnung soll nach Ansicht der Reichsregierung 
einer Revision unterworfen werden. Es ist dazu im Reichsgesundheitsamte ein 
Entwurf ausgearbeitet worden, welcher auch bereits an die Königlich Preussische 
Staatssregierung gelangt., vom Herrn Handelsniinister begutachtet und dann an 
mich gekommen ist. Ich habe ein Gutachten eingeholt von der phai-nia- 
7<eutischen Kommission und der wissenschaftlichen Deputation f&r das Medicinal- 
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weeen. Die letztere hat gestern berathen und ich hoffe, in veThältnissmässig 
kurzer Zeit in der Lage zu sein, das Gutachten Prenssens vorzubereiten. 

Was die Apothekergesetzgebung betrifft, so bin ich mit der Aus- 
arbeitung eines Entwürfe f&r ein zu erlassendes Reichsgesetz ziemlich zum 
Abschluss gelangt und ich hoffe, in kurzer Zeit, wenn ich die Zustimmimg 
des Staatsministeriums finde, den Entwurf an den Herrn Reichskanzler hinttber- 
gelangen zu lassen. Ob die Sache freilich so rasch, wie der Herr Vorredner 
wünscht, zu erledigen sein wird, wage ich nicht zu entscheiden. 

Was den Allerhöchsten Erlass vom 7. Juli 1886 und meine Zirkular- 
verfOgung vom 21. desselben Monats betrifft w^n üeber tragung von 
Eon Zessionen solcher Apotheken, seit deren Errichtung noch nicht zehn 
Jahre verflossen sind, so bildet der Um&ng der Anwendung dieser Bestimmung 
den Gegenstand näherer Erwägung för mich. M. H., es ist eine Reihe von 
Bedenken zu entscheiden, und da ich unvorbereitet spreche, bin ich äugen- 
blicUich nicht in der Lage, meine Entscheidung festzulegen; aber ich muss 
mir gegenwärtig halten, dass eine Reihe von Verfügungen in einzelnen Fällen 
etwas stark eingegriffen haben in das praktische Leben und ich muss daher 
die Frage einer neuen Erwägung unterziehen. — Pas waren wohl die Fragen, 
die an mich gerichtet sind. 

Was die letztgehörten AusfÜhnmgen betrifft, so kann ich mit Freude 
aus der Rede des Herrn Abgeordneten Olzem entnehmen, dass er die Rechts- 
gültigkeit der Polizeiverordnungen betreffend das Anpreisen von 
Geheimmitteln, nicht anzweifelt. So weit meine Kenntniss reicht, sind 
auch in diesem Sinne Ürtheile des Eammergerichts und von Provinzialge- 
richten ergangen. Allerdings ist, wie auch der Herr Vorredner ganz richtig 
ausgefElhrt hat, dieses Vorgehen nur ein Nothbehelf. Ich dringe natürlich auf 
den Erlass einer allgemeinen Massregel; aber so ganz wirkungslos ist auch 
dieser Schritt nicht gewesen. Mit Recht hat der Herr Vorredner hervorgehoben, 
dass in der hauptstädtischen Presse die Geheimmittelanpreisungen, namentlich, 
soweit sie unpassenden Inhaltes sind, so gut wie gar nicht mehr zu finden 
sind. Sie haben sich zurückgezogen in eine Reihe von Provinzialorganen; 
unter diesen werden natürlich diejenigen bevorzugt, die in Berlin den grössten 
Leserkreis finden. 

Ich kann mich in diesem Augenblick nicht entsinnen, ob ich die 
Provinzialbehörden angewiesen habe, nach der Richtung hin ihre Aufmerk- 
saonkeit der Sache angedeihen zu lassen. Sollte das nicht der Fall sein, was 
sich leicht konstatiren lässt, so werde ich die Provinzialbehörden anweisen, 
nach dem Vorgang des Berliner Polizeipräsidiums auf diesen Punkt auch ihre 
Aufinerksamkeit zu richten. 

Was die Analysen der Geheimmittel seitens des Polizeipräsidiums 
in Berlin anbetrifft, so ist es schwer zu sagen, ob die Massregel wirksam ist 
oder nicht. Ich habe dieselbe damals angeregt, und zwar, wenn ich mich 
recht entsinne, nach dem Vorgang von Karlsruhe. Aber ich habe doch den 
Erdrück, dass eine ganze Menge von Geheimmitteln jetzt verschwunden sind, 
weil die Provinzialregierungen angewiesen sind, die Berliner Veröffentlichungen 
zu übernehmen; die Ereisblätter, wenn ich mich recht entsinne, haben den 
Auftrag erhalten, sich darnach zu richten, damit das Publikum vor 
Schädigungen seiner Gesundheit und seines Geldbeutels bewahrt wird. 

Abg. V. Pilgr im -Minden: M. H., da der Herr Eultusminister die Be- 
antwortung der Frage wcwen besserer Besoldung der Ereisphysiker fär die 
Berathimg des Antrags v. Schalscha in Aussicht gestellt hat, so könnte ich 
dies alienfallR abwarten. Da ich mich aber einmal zum Worte gemeldet habe, 
will ich mich darauf beschränken, mit einigen Worten die Wichtigkeit dieser 
Frage hervorzuheben. 

Ich bin in meiner amtlichen Stellung wohl in der Lage, zu beurtheilen, 
wie nöthig es ist, dass die Ereisphysiker eine bessere Besoldung erhalten. 
Wir haben damals aus dem Munde des Herrn Abgeordneten v. Sdswarzkopf, 
der leider durch dauernde Erankheit von uns hier fem gehalten wird, er- 
fahren, in welcher Form er eine Reorganisation der Verhältnisse gerade dieser 
Beamten beabsichtigte. Der Herr Eultusminister hat damals in der entgegen- 
kommendsten Weise geantwortet, dass er bereits einen Entwurf ausgearbeitet 
habe, und dass die Vorlegung desselben nur an dem allerübelsten aller Hinder- 
nisse, an dem Geldpunkt, bisher gescheitert sei. 
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Nun, m. H., wenn man einmal eine Angelegenheit für wichtig h&lt, so 
glaube ich, muss sie immer wieder hier vorgebracht werden, bis die Erfüllung 
dieser Wflnsche eintritt Die Kreisphysiker sind ja bisher hauptsächlich auf 
ihre ärztliche Praxis angewiesen; ich möchte auch nicht, dass sie sich davon 
ganz lossagen. Da aber die Pflichten der beamteten Aerzte von Jahr zu Jahr 
grösser werden durch die vielfEUihen Anforderungen, die unsere neuere Gesetz- 
gebung an sie stellt, so liegt es in der Natur der Sache, dass sie ihrer Privat- 
praxis nicht mehr die nöthige Aolmerksamkeit zuwenden können. Dazu 
kommt, dass, wenn sie ihre Schuldigkeit als beamtete Aerzte voll und ganz 
thun, sie sehr leicht mit ihrer Privatpraxis in Kollision gerathen; es kann 
nicht fehlen, dass sie davon immer mehr einbüssen, je mehr und je stärker 
sie auf die öffentlichen sanitären Verhältnisse halten. 

Darum ist es also wichtig, wenn der Kreisphysikus seine Schuldigkeit 
thun will, dass er nicht zu sehr bekümmert zu sein braucht um die Abncäime 
seiner Praxis; deshalb ist eine höhere Besoldung, als er bisher hat, durchaus 
erforderlich. 

Es kommt dazu, dass der Kreisphysikus eine Menge von Aufoaben hat, 
die ihn auch vielfach mit den Gemeinden in Kollision bringen; es kann nicht 
fehlen, dass ein gewisses Odium hier und da auf ihn fällt, und seine Selbst- 
ständigkeit unter diesen Umständen in Gefahr ist. Zur Beseitigung dieser 
G^ahr gehört vor allen Dingen ein auskömmliches und festes Einkommen. 

Ich möchte deshalb mir den Vorschlag erlauben, dass, wenn es irgend 
möfflich ist, dem Kreisphysikus ein Gehalt von anfangs 600 Thalern 
und dann steigend bis vielleicht 1200 und 1400 Thaler gewährt 
werden möge; dann kann er in Ruhe die Abnahme seiner Praxis mit an- 
sehen und braucht um sein tägliches Brod nicht mehr besorgt zu sein, wie es 
heute der Fall ist. 

Nun kommt noch eine Frage dabei in Betracht, die der Herr Minister 
damals besonders betonte. Es ist durchaus nothwendig und wichtig, dass die 
Pension der Kreisphysici festgestellt werde. Nach ihrem jetzigen Einkommen 
fällt die Pension so mager aus, dass die beamteten Aerzte gehalten sind, um 
nur einigermassen leben zu können, bis in ihr höchstes Alter ihren Beruf zu 
behalten ; darunter leidet aber der öffentliche Dienst ganz gewaltig, und es ist 
daher die allerhöchste Zeit, dass man darauf Bedacht nimmt, die älteren 
Herren, die ihren schweren Beruf nicht mehr erfüllen können, bald in Pension 
gehen zu lassen, und zwar in eine Pension, von der sie auch wirklich 
leben können. Jetzt behalten sie ihr Gehalt von 900 Mark so lange wie 
möglich, und wenn sie ihre Praxis nach und nach in Folge ihres Alters ver- 
loren haben, so sehen sie ihr Gehalt nunmehr als einen wesentlichen TheU 
für ihren Lebensunterhalt an. Ich glaube, das ist ein grosser Schaden, den 
wir dadurch dem Lande bereiten. Eine einigermassen auskömmliche Pension 
der Kreisphysici würde eine Menge von älteren Herren beseitigen, die jetzt 
ihre Schuldigkeit nicht mehr thun können, so gern sie es auch wollten und 
so sehr tüchtig sie auch gewesen sind. Das ^ter fordert aber seine Rechte, 
und wir sehen, ich zum Beispiel in meiner nächsten Nähe, dass die öffentliche 
Gesundheitspflege sehr wesentlich darunter leidet. Daher betone ich nochmfJs 
und richte die Bitte an den Herrn Minister, so bald es die finanzielle Lage 
erlaubt, diesen Beamtenstand der Aerzte zu berücksichtigen, die Reorgani- 
sation der beamteten Aerzte sehr bald vorzunenmen, wie uns das 
in Aussicht gestellt ist — es ist das bisher an dem Geldpunkt gescheitert — 
und dafür zu sorgen, dass den beamteten Aerzten auch eine Stellung im Leben 
bereitet wird, die die Autorität, die sie einmal haben, hebt und stützt. Bis 
jetzt ist es leider so, dass, wenn der beamtete Arzt seine Schuldigkeit thut, 
er immer wieder in Kollision kommt mit dem Publikum, und er verliert 
selbstverständlich an Ansehen, wenn er sich bemühen muss, seine Privatpraxis 
gewissermassen zu erbetteln. Darauf kommt es schliesslich hinaus. Steht er 
aber so, dass er frei sich bewegen kann und seine Schuldigkeit thut nach 
allen Seiten, ohne sich zu bekümmern tnn den täglichen Lebensunterhalt, dann 
wird seine Autorität gestützt, und wir können uns versichert halten, dass dann 
junge Kräfte an Stelle der alten treten und ihre Aufgabe rüstig in die Hand 
nehmen, so dass im ganzen Lande unsere sanitären Verhältmsse wesentlich 
gebessert werden. 



Die diei^jähnge Verhandlung des PreussiBchen Abgeordnetenhauses etc. 117 

Das war der Grund, weshalb ich nochmals fdr eine Gehaltsverbesserung 
der Ereisphysiker das Wort ergreifen musste. (Bravo.) 

Abg. V. Schalscha will allerdinffs die Nothwendigkeit einer Auf- 
besserung für die Kreisphysiker nicht in Abrede stellen, glaubt aber nicht, dass 
dies durch die in dem Etat f&r diesen Zweck eingestellte Summe von 
24000 Mark ausreichen würde. Er beantrag daher, diese Summe als Remu- 
neration ffir die in solchen Gegenden sich niederlassenden Aerzte su bewiUigen, 
wo ein ganz empfindlicher und drückender Mangel an Aersten herrscht wie 
z. B. in vielen längs der Ostgrenze des Staates liegenden Kreisen. Dabei 
wirft er die Fra^e auf, ob nicht ähnlich wie bei der repini^re die Studenten 
der Medidn bei Verleihung von Stipendien und dergleichen verpflichtet 
werden könnten, sich für diese Gewährung von Unterstützungen eine Reihe 
von Jahren der Regierunff zur Verfügung zu stellen und an solchen Orten des 
platten Landes ihren Wohnsitz zu nehmen, wo ein dringendes BedÜrfhiss nach 
Aerzten vorhanden sei. (Ein durchaus beachtenswerther und keineswegs schwer 
durcMÜhrbarer Vorschlag; in ähnlicher Weise wird z. B. auch bei den Volks- 
schullehrem verfahren.) Endlich bittet der Redner im Interesse der Land- 
bevölkerung bei der Concessionirung der Apotheken mit Rücksicht auf die 
dazu erforderliche Einwohnerzahl u. s. w. etwas weniger engherzig als bisher 
zu verfahren. 

Kultusminister Dr. v. Gossler: M. H.! Der Grundgedanke, von welchem 
der Antrag des Herrn v. Schalscha ausgeht, kann naturgemäss der Medicinal- 
verwaltung ein unsympathischer nicht sein. Es ist durchaus ein wichtiges 
Interesse für die Medicinalverwaltung, dass möglichst auch in den dünn- 
bevölkerten, in den armen, sehr schlechte Nährstätten bietenden Gegenden die 
genügende Anzahl von Aerzten vorhanden ist; dieses Interesse erhöht sich, 
wenn die in Betracht kommenden Bezirke sich an der Grenze unseres Vater- 
landes befinden, besonders Ländern gegenüber, von welchen erfahrungsmässig 
vielfach Seuchen und ansteckende Krankheiten eingeschleppt worden. Gerade 
Herr v. Schalscha wird wohl in der Lage gewesen sein, in Oberschlesien 
diese Erfahrung naher zu machen, und sich der ganzen Tragweite bewusst zu 
werden, die der Frage inne wohnt. 

Wogegen ich mich zu wenden habe, das ist der Vorschlag, die 
24000 Mark — welche für Stellenzulagen an Kreisphysiker nicht als 
Mehrforderung bei Kapitel 125 Titel 2 eingeteilt sind, sondern anderweit bei 
diesem Titel herausg^spart werden — zu anderen Zwecken zu verwenden. 

Da muss ich in der That dringend bitten, den Weg, den Hr. v. Schalscha 
Ihnen vorzeichnet, nicht einzuschlagen. Sie können, wenn sie die Bemerkungen 
und den dispositiven Theil des Etats lesen, klar daraus erkennen, dass es sich 
um einen Verlegenheits verschlag der Medicinalverwaltung handelt. Ich bin 
vor die sehr ernste Frage gestellt worden, ob es nicht nothwendig ist, in 
Physikatsbezirken , in wdchen die Physiker keine naturgemässe Nährstelle fin- 
den, diese Beamten im Interesse der Medicinalverwaltung besser zu stellen. 
Alle Herren, welche die Güte gehabt haben, die Entwicldung der Medicinal- 
verwaltung in den letzten zehn Jahren zu beobachten, werden mir darin bei- 
treten, dass auf unsere Medicinalbeamten ein neues Leben und 
frischere Kraft übergegangen ist. Die Anforderungen an diese Herren 
sind um das Mehrfache gestei^rt worden; die Anforderungen z. B. in Bezug 
auf Hygiene bei allen öffentlichen Anlagen, bei Schulbauten u. s. w. sind 
ausserordentlich gesteigert. Um den wissenschaftlichen Sinn der Physiker zu 
heben, habe ich ihnen gewisse Arbeiten auferlegt. So weit ich kann, ziehe 
ich sie hier in Kurse zusammen, um sie mit den neueren Methoden bekannt 
zu machen. Es kommen auch viele Herren freiwillig, um die Kurse, welche 
Privatdocenten und ausserordentliche Professoren — auch an anderen Univer- 
sitäten — abhalten, durchzumachen. Es besteht durchweg ein sehr lebendiger 
Sinn, ein volles Verständniss für die grossen Angaben der Medicinalpolizei in 
der modernen Ausgestaltung. Ich habe also vor der unangenehmen Frage ge- 
standen: wenn icn genöthig^ bin, innerhalb des seitherigen Medicinaleto^ts 
die Mittel flüssig zu machen, um die Physiker besser zu steQen, wie kann ich 
Geld bekommen? Bei dieser Sachlage habe ich von meinem Standpunkt aus 
es als das mindere Uebel angesehen, wenn ich allmählich so viele &eiswund- 
arztetellen eingehen Hesse, &ia erforderlich ist, um das Geld für eine bessere 
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Besoldting einselner Physiker und einige kldne Organisationen, die im Tit. 2 
ausgedrückt sind, zu gewinnen. Ich habe mich daför entschieden, dass es 
richtiger ist, lieber 52 Kreis wundarztstellen eingehen zu lassen, als auf die 
Durchführung der Pläne, die ich habe, zu verzichten. Es ist unmöglich, dass 
die Physiker, selbst in leidlich gut gestalteten Kreisen, heute noch die grosse 
Praxis führen, die sie früher gehabt haben. Früher war es in vielen Kreisen 
ein besonderer Vorzug, einen Arzt zu besitzen, der Physikatsbeamter war; 
heute wird er in manchen Kreisen gemieden, weil der Physiker den Leuten 
des Kreises unbequem ^worden ist. Er darf nicht mehr vorübergehen an 
gewissen Unzuträglichkoiten , wie sie auf vielen Gebieten vorkommen, — ich 
will beispielsweise anführen, bei Fabrikationsanlagen, bei öffentlichen Wasser- 
l&ufen, Verunreinigung von Brunnen u. s. w. — er muss diese Unzuträglich* 
keiten anzeigen. Freunde ffewinnt er sich dadurch nicht. Er wird dafür 
natürlich in thesi gelobt, aber im einzelnen geht man ihm aus dem We^e. 
Ausserdem verlange ich, wie ich schon andeutete, von den Kreis- 
medicinalbeamten viel mehr als früher. Ich glaube, es ist ein 
dringendes Interesse, dass wir diese sehr wichtige Beamten- 
klasse einigermassen besser dotiren. Mein Ehrgeiz ist im Maximum 
nur auf ein Einkommen von 1800 Mark gerichtet, ich glaube, dass ich auf 
Grund der beantragten Bewilligrung in etwa 40 Fällen vielleicht auf 1500 Mk. 
komme. Das ist mcht viel, m. H., aber es ist doch immer wenigstens etwas, 
um den Physiker gegen die schwerste Noth zu schützen. Die Zahl der Physi- 
ker, welche so gut wie keine Praxis haben, sich auch gar keine erwerben 
können aus verschiedenen Gründen, ist leider nicht unbeträchtlich. Dies führt 
mich auf eine Frage, welche die geehrten Herrn Vorredner auch angeregt 
haben: die Frage der Pensionsberechtigung der Physiker, welche 
ihnen jetzt versagt ist. Die Bedeutung der Pensionsfähigkeit der Gehälter der 
Physiker ist von sehr grossem Gewicht für die Medicinalverwaltung. Es ist 
schon vorhin angedeutet, ich glaube von dem Hm. Abg. v. Pil^im oder einem 
der Herren: es ist unter Umständen dring^end noth wendig, emen bejahrteren 
Physiker von seinen Amtsgeschäften entbmden zu können. Es kommt z. B. 
vor, dass die Gerichtsbehörden wünschen, dass mit der Leitung der gerichts- 
ärztlichen Functionen eine andere modern gebildete, frischere Kraft betraut 
werde. Es ist dringend wünschenswerth, dass man dazu gelangt, unter sol- 
chen Umständen einen Physiker auch ausserhalb der Formen des Disciplinar- 
verfahrens zu entfernen. Das letztere ist immer sehr peinlich, zumal alten ver- 
dienten Männern gegenüber, welche nur wegen vorgerückten Alters ausser 
Stande sind, ihres .^tes pflichtmässig zu walten. Das Verfahren muss aber 
Platz greifen, weil die betreffenden Beamten ohne Pension aus ihrem Amte 
auszuscheiden haben. Für andere Beamtenkategorien geben die modernen 
Gesetze eine ausserordentliche Erleiahterung dadurch, dass man einen Beam- 
ten, wenn er das 65. Lebenigahr vollendet hat, also ungefähr in den Besitz 
des Anspruchs auf Gewährung der Maximalpension getretäi ist, der bekannt 
lieh mit dem 40. Dienstjahre eintritt, in einer ganz, wenn ich so sasen darf, 
unauffälligen und nicht verletzenden Weise enSemen kann. Diese Vorschrif- 
ten den ^ysikem gegenüber anzuwenden, bin ich nach sehr eingehenden Er- 
wägungen nicht in der Lage, weil nach dem Wortlaut und der Entstehungs- 
geschidite der Novelle zum Pensionsgesetz immer eine gewisse Relation 
zwischen dem Ansprüche auf Pension und zwischen dieser umreiwilliffon, auf 
Grund des vollendeten 65. Lebensjahres eintretenden Entfernung bestent. Ich 
glaube, es würde ein gprosser Fortschritt in unserer Verwaltung erzielt werden, 
wenn diese Frage nach den Andeutungen, die ich und andere Herren hier 
gegeben haben, ihre Erledigung fände. Es ist ein allgemeines und nicht zu 
verkennendes Interesse, unsere Physiker besser zu stellen und ihnen dann auch 
die Pflichten aufzuerlegen, deren Erfüllung wir im öffentlichen Interesse von 
ihnen fordern müssen. 

Wie bei Bereitstellung der 24000 Mark die Organisation von mir ge- 
dacht Ist, darüber hat Hr. v. Schalscha Gedanken ausgesprochen, welche mir 
fem liegen. Ich habe vielmehr sämmtliche Regierunffsprilsidenten angefordert, 
nach soigflÜtigen Erwägungen in Anbetracht der I^thlage einzelner Bezirke, 
aber auch in Anbetracht der sehr geringen zur Verfügung stehenden flnanciel- 
len Mittel mir zur berichten, wo «'*i'»>»* ''^»''siker vorhanden sind, denen im 
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öffentlichen Interesse eine Stellenzulage zu gewähren ist. Ich werde abwarten, 
wie diese erst zum Theil eingegangenen Berichte lauten. Ich bitte, dass Sie 
diese Stellenzulagen bewilligen. « 

Ich darf auch wohl darauf hinweisen, dass, wenn die 24000 Mark, wie 
Hr. V. Schalscha will, zu Gunsten, ich darf wohl sagen, von Privatärzten ver- 
wendet würden, wir damit im Vergleich zu jetzt gar keinen Vortheil erzielten; 
denn diese 24000 Mark werden 40 Kreiswundärzten entzogen, und wenn ich 
die Wahl habe, entweder Kreis Wundärzte zu haben oder Privatärzte, dann 
ziehe ich inuner noch die Kreiswundärzte vor. Ich bin wenigstens sicher, dass 
ich diese Aerzte, weil sie das Physikatsexamen gemacht haben oder sich 
wenigstens verpflichtet haben, das Physikatsexamen zu bestehen, zu medicinal- 
polizeilichen und gerichtsärztlichen Angelegenheiten benutzen kann. 

Die Kreiswundärzte wohnen der Regel nach nicht in der Kreisstadt, son- 
dern werden nach den bestehenden Vorschriften möglichst an dem Orte an- 
gestellt, wo sich in dem Kreise eine zweite Apotheke befindet; das ist die 
Regel in der preussischen Mcdicinalverwaltung. Nun giebt es freilich manche 
Kreise, in welcher sich nur eine Apotheke befindet, aber dies ist die Aus- 
nahme. Ich lege einen grossen Wertn darauf, dass die Kreis Wundärzte mög- 
lichst nicht im Kreisorte sitzen, sondern ausserhalb desselben. 

M. H., ich kann also resümiren: der Grundgedanke des Hm. v. Schalscha 
ist mir kein unsympathischer, er findet aber, glaube ich, nicht den richtigen 
financiellen Ausdruck. Wenn Hr. v. Schalscha dem Grundgedanken seines 
Antrags gütigst nachgehen will, so möge er im nächsten Jahre die Anträge 
zu Titel 15 stellen; aber innerhalb oer gegenwärtigen Vorlage bitte ich 
dringend, diese 24000 Mark, die ich den Kreiswundärzten wegnehmen und 
den Physikern zuwenden will, nicht den beamteten Aerzten überhaupt weg- 
zunehmen und anderen Aerzten zuzuwenden. 

Abg. V. Schalscha zieht hierauf seinen Antrag zurück. 



Kleinere Mittheilungen. 

Die von der Budgetkommission des Abgeordnetenhauses abgelehnte Er- 
riehtung eines hygienisolieii Institats nebst ordentlicher Professur der 

Hygiene in Halle a/S. und Marburg sind auf Antr^ der Abgeordneten Graf 
von Douglas, Dr. Graf und Genossen in der 87. Sitzung des Abgeordneten- 
hauses vom 5. März 1889 genehmigt worden. Auf die bezüglichen Verhand- 
lungen, bei welchen besonders die Hygiene und ihre Bedeutung als Wissen- 
schaft einer einffehenden und höchst interessanten Erörterung unterzogen wurde, 
werden wir in der nächsten Nummer zurückkommen. 
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Reuss, Hermann, Egl. Bayrischer Bez. -Assessor: Der Rechts- 
schutz des Geisteskranken. Leipzig, Rossberg'sche Bachh. 
1888. X u. 352 S. 9 Mk. 

Im Oktoberheft d. J. der Viertelj. f ger. Med. hat die vorliegende über- 
aus zeitgemässe Arbeit von berufenster Seite (Roller) eine eingehende Be- 
sprechung gefunden, die wir ebenfalls den Lesern d. Ztg. angelegentlichst 
empfehlen. Gegenüber den Bedenken gegen den Erlass eines Irren -Gesetzes 
wenigstens schon in nächster Zeit, die auch von Roller getheilt werden, glaubt 
Ref. sich mindestens der Zustimmung aller Amts-EoUegen versichert zu halten, 
wenn er im Gegentheil behauptet: Es ist höchste Zeit, ein solches zu ent- 
werfen und in Kraft treten zu lassen. 

Nicht bloss das Beispiel fast aller Culturstaaten, sondern unsere tSglichen 
Erfahrungen müssen uns dies dringend ans Herz legen. Unsere Irren, auf dem 
Lande namentlich, entbehren fast jeder nennenswerthen Beaufsichtigung. Wenn 
sie gemeingefährlich werden, dann sind fast überall eine Menge zeitraubender 
Formalien zu erfüllen, ehe die Aufnahme erfolgt. (Eine rühmliche Ausnahme 
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bildet Schleswig- Holstein). Bei der Sehen vor möglichen Kosten werden oft 
genug frische Fälle von nicht gemeingefährlichem Charakter zu Hanse gelasBen 
und &llen in Folge dessen nicht so selten der ünheilbarkeit anheim; und 
andererseits werden Gemeingefährliche oft genug in Folge von Mangel an Platz in 
den Anstalten sra Hause verpflegt — in wie vielen Fällen, das wissen wir Alle. 
So wäre es denn in der That an der Zeit, einmal eine Centralstelle för das Imn- 
^^en zu schaffen, der aber nicht Commissionen zur zeitweben Anfiicht beizu- 
geben sein würden (ein mindestens jnonaüich stattfindender Besuch (Art 42) 
der in familieller Pflege befindlichen Irren durch die beamteten Aerzte er- 
scheint, auch abgesehen von den enormen Kosten, nicht erforderlich), sondern 
"^1/^ j ^'^*™®"^ ™^ England: Ständige Irreninspectoren. Die Be- 
richte derselben, die Eintragungen in die betr. Journale der Anstalten, Fami- 
jien etc. müssten ihrem wesentlichen Inhalt nach durch Druck veröffent- 
jicht werden, so dass das ganze Irrenwesen sich ab ein durchsichtiger geord- 
neter Zweig der Verwaltung darstellt. 

Reu 8 8 giebt als Gegenstand eines Irrengesetzes an : Bestimmungen Aber die 
Anstalten (Aufnahme, Entlassung, Aufsicht, Art der Beschränkung) und analog 
0ber die üajmlielle und Colonien- Verpflegung, Rechtsmittel; Verfügungsfähigkeit 
^er Irren; Kosten und Gebühren; Schluss- und Straf bestimmungen (72 Art.). 
^ozn em Einführungsgesetz; (6 Art.). Bezug genommen ist auch, und sind 
im Anhang wiedergegeben, das französische Gesetz (v. 1838) und der neueste 
jintwurf, das engfische, New -Yorker, das holländische (1884 mit Ueber- 
get^un«). Genfer (1888), Neufchätel'sche (1879), norwegische (1880 mit Ueber- 
aet^tt««)» schwedische (1883 mit Uebersetzung), der italienische Entwurf (1884, 
^it UebersetzungV Von Deutschland finden sich nur Bestimmungen aus Bayern, 
3reinen, Sachsen- Weimar. Eine synoptische Tabelle, Entsch. d. Verw. u. Ge- 
richte und ein Verzeichniss der (sorgfältig benutzten) Literatur sind ange- 
hängt» und ein historischer üeber blick vorangeschickt. 

Ueber die einzelnen §§ kann debattirt werden. So über die betr. Priva- 
tive Anstalt, deren Eustenz überhaupt ja nicht unbedroht erscheint; über irre 
Verbrecher (Ref. ist diametral entgegengesetzter Ansicht als Reuss.); über die 
Strafbarkeit der verheimlichten Anzeige eines Falls von Irrsinn u. A. Jeden- 
falls wünschen auch wir dem Buche zahlreiche Leser und der Sache den er- 
wünschten Erfolg. Kornfeld. 



Ziehen, Theodor Dr.: Sphygmographische Untersucliuiigen 
an Geisteskranken. Jena. Gustav Fischer. 1887. 67 S. 
ra. 43 Holzschnitten im Text. 

Nach einem historisch -kritischen Ueherblick mit erschöpfender Literatur- 
Angabe beschreibt Ziehen seine Methode und Modifikation bei der Anwen- 
dung des V. Mamono waschen Apparats. Die Untersuchungen ergaben eine Reihe 
interessanter Schlüsse, aus den wur einzeln hervorheben: Intellediuelle Vorgänge 
von denen als solche verändern die sphygmographische Curve (bei Geistesge- 
sunden wie Geisteskranken) nur, insofern sie von Erregungsaffekten begleitet sind. 
Pathologische Erregungsaffekte, sowohl maniakaliBche als melancholische rücken 
die erste Secundärelevation höher hinauf und vermindern den CurvendikrotiBmus 
etwas. Die auf Angioparese oder verminderte Leistungsfähigkeit des vasomo- 
torischen Centrums beruhende Pulsform stellt sich als stark dikrote Curve mit 
sehr spitzen Gipfeln dar; die auf Angiospasmus zeichnet sich durch ver- 
ringerte Dikrotie aus. Keiner Psychose und keinem psychopathischen Zustand 
lässt sich eine bestimmte, sphygmogpraphische Curve so zuordnen, dass jene 
ohne diese nicht vorkämen; sondern die sphygmographische Curve drückt nur 
die grade bestehenden Erregungsaffekte und den giude bestehenden Zustand 
des vasomotorischen Centrums aus. Angioparetische Pulscurven treten beson- 
ders häufig einerseits bei progpressiver Paralyse der Irren (namentlich im para- 
lytischen Anfall, im Status epilepticus und im Delirium tremens), andererseits 
bei den auf affektiven oder sexuellen Ezcessen beruhenden functionellen Psy- 
chosen, namentlich Paranoia und Nervosität in späteren Stadien auf. 

Kornfeld, 
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Im Verlage von Fischei-s medicinischer Buchhandlung, W. Korn- 
feld, Berlin NW. 6, sind neu erschienen: Fortschritte der 
Krankenpflege, redigirt von Dr. Caesar Heimann, Psy- 
chiater und Hermann Grundke, Ingenieur. 

Die Zeitschrift erscheint am 1. jedes Monats und hat folgenden Prospect: 

Die «Fortschritte der Krankenpflege* stallen sich die Aufgabe, alle be- 
merkenswerthen Neuerungen und Verbesserungen von chirurgischen, orthopä- 
dischen, optischen und electro- therapeutischen Instrumenten, von Sanitäts- 
geräthen, Srankentransportmitteln, von neuen Yerbandstoffen , Medicamenten, 
Nahrungsmitteln u. s. w zur Eenntniss ihrer Leser zu bringen. 

In Anschluss an diese Mittheilungen, werden theils die Erfahrungen 
Anderer über die betr. Gegenstands referirt, theils die der Mitarbeiter in 
Originalartikeln berichtet werden. 

Vereinfachungen, welche die Anlage von Anstalten, Centralheizungen, 
Ventilationen und der mit den Instituten meist zusammenhängenden Bade- 
Anstalten wohlfeiler machen, wie überhaupt jeder Art Verbesserung dergl. 
£inrichtunffen, vor allem in hygienischer Beziehung, wird besonderes Augenmerk 
zugewendet werden; ausserdem werden wir ganze Anlagen mustergiltiger 
Krankeninstitute beschreiben. 

Schliesslich beabsichtigen wir auch unseren Lesern ab und zu unsere 
und anderer Erfahrung über Erziehung und Ausbildung des Pflege- und 
Krankenwartepersonals und dergl. mitzutheilen , um den Kreisen, für welche 
diese Blätter bestimmt sind, auch nach dieser Richtung zu nützen. 



Als neue Wochenschrift ist ins Leben getreten: Das öster- 
reichische Sanitätswesen, Organ fi& die Publicationen des 
k. k. obersten Sanitätsrathes, redigirt von Dr. Daimer, Schrift- 
führer des obersten Sanitätsrathes, (Beiblatt zur Wiener 
klinischen Wochenschrift) mit nachstehendem Programm: 

Die Grundsätze der öffentlichen Gesundheitspflege haben in gegenwärtiger 
Zeit für die Ausübung des ärztlichen Berufes eine solche Bedeutung erlangt, 
dass der Arzt, der seinem Berufe gewissenhaft obliegen will, diese ^nmdsätee 
weder am Krankenbette des einzelnen Patienten, noch in seiner Wirksamkeit 
als üa^hkundiger Berather von Familien oder Corporationen , von Gemeinden 
oder Staatsbehörden, unbeachtet lassen kann und darf. 

In Folge der sich stets erweiternden und vertiefenden wissenschaftlichen 
Grundlagen der Hygiene oder Gesundheitslehre hat die fruchtbringende 
Anwendung derselben zum Wohle des Einzelnen und der Gesammtheit über- 
haupt, insbesondere aber ihre planmässige Bethätigung in der Öffent- 
lichen Verwaltung bei den Behörden und in den Gemeinden durch be- 
stellte Sanitätsorgane — der Sanitätsdienst — sowohl an Um&ng als an 
Inhalt wesentlich gewonnen. 

Obwohl die Gesundheitslehre an den medicinischen Facultäten 
Oesterreichs bisher leider noch nicht als obligater Gegenstand gelehrt wird, 
ist sie längst ein nothwendiger Bestandtheil der ärztlichen Bil- 
dung, imd die öffentliche Gesundheitspflege ein Gulturfactor 
geworden, dessen Bedeutung sowohl in ethischer als wirthschaftlicher 
Beziehung immer deutlicher hervortritt und immer allgemeiner aner- 
kannt wird. 

Das Bestreben, dieser wichtigen Fachangelegenheit in unserem Blatte, 
welches jeder ernsten wissenschaftlichen Richtung zu dienen berufen ist, einen 
seiner Bedeutun^f angemessenen Platz anzuweisen, hat uns dahin geführt, fdr 
dieselbe eine eigene Beilage zur Verfügung zu stellen. In diesem Vor- 
haben wurden wir besonders £idurch bestärkt, dass der Oberste Sanitäts- 
rath unser Blatt mit der Veröffentlichung periodischer Mit- 
theilungen über seine Berathungen auszeichnete, denselben jedoch in 
Hinkunft eine Erweiterung zu geben beabsichtigt, welcher nur in einem 
besonderen Organe des obersten Sanitätsrathes entsprechende Rechnung 
getragen werden kann. 
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DieseB Beiblatt «das österreichische Sanitätswesen' wird dem- 
gemäss nebst den officiellen Publicationen des obersten Sanitäts- 
rathes, welche insbesondere Üb: alle Sanitätsorgane von Bedeutung sind, die 
möglichst rasche Verlautbarung aller wichtigen behördlichen Er- 
lässe sanitären Inhalts, sowie periodische Uebersichten über 
interessante oder belangreiche sanitäre Verhältnisse und Vor- 
kommnisse im Reiche bringen. In letzterer Beziehung werden die 
Wochenausweise der 57 Städte und Gemeinden mit 15000 und 
mehr Einwohnern in Oesterreich Über Geburten und Todesfälle imter 
Specification der letzteren nach Todesarten, nach der Bearbeitung der k. k. 
statistischen Centralcommission, von Woche zu Woche, femer die 
Verhältnisse der Krankenbewegung in allen grösseren Kranken- 
häusern des Reiches von Monat zu Monat, weiters Uebersichten über die 
Verbreitung der Infektionskrankheiten in allen Ländern des Reiches 
in vierwöchentlichen Perioden regelmässig zur Veröffentlichung gelangen. 

Eine weitere Aufgabe dieser Blätter wird es sein, den Leser über den 
Stand der Gesetzgeoung sowie der Judieatur auf den wichtigsten Ge- 
bieten des Sanitäts Wesens fortlaufend zu informiren, über wichtige hygie- 
nische und sanitätspolizeiliche Zeitfragen Abhandlungen aus der 
Feder bewährter Fachmänner zu bringen, alle bedeutsamen Ereignisse 
auf dem Gebiete des Gesundheits- und Medicinalwesens des In- 
und Auslandes, unter ganz besonderer Berücksichtigung der epidemio- 
logischen Forschungen und Thatsachen nach Möglichkeit zu fixiren, endlich 
den Standes- und Personalverhältnissen der Aerzte, und insbe- 
sondere der öffentlichen Sanitätsorgane, eine besondere Aufmerksam- 
keit zuzuwenden, und daher auch über Veränderungen im Personalstande 
derselben, über erledigte Stellen für Aerzte u. s. w., mit thunHchster 
Beschleunigung zu berichten. 

Die Form dieser Blätter, ebenso wie ihr dargelegter Inhalt, sollen es 
ermöglichen, dass den öffentlichen Sanitätsorganen und Allen, welche sich für 
die Entwicklung des Sanitätswesens in unserem Vaterlande interessiren, eine 
mit jedem Ja&gange abschliessende Sammlung authentischer Publi- 
cationen Über die im Laufe jeden Jahres erschienenen Sanitätsverord- 
nungen, sowie verlässlicher Daten über alle wichtigen sanitären 
Begebenheiten zur Verfügung stehe, und dass hiedurch die Einheitlichkeit 
in der Handhabung des Sanitätsdienstes und in der Pflege der sani- 
tären Angelegenheiten gefördert werde. 

Auf diese Weise hoffen wir, diese Blätter zu einem Sammelpunkte 
der ernsten Bestrebungen Aller zu machen, welQhen die berufsmässige Pflege 
des allgemeinen Gesundheitswesens obliegt, oder welche an einem 
lebendigen Fortschritte in der Entwicklung des Sanitätswesens 
aufrichtigen AntheU nehmen. 

Indem wir mit diesen Vorsätzen in die Oeffentlichkeit treten, laden 
wir alle Fachgenossen von Nah und Fern ein, durch reichhaltige 
Beiträge den Gehalt dieser Blätter zu erhöhen und uns im Interesse 
der Förderung des öffentlichen Sanitätswesens, sowie der Ge- 
sammtheit der öffentlichen Sanitätsorgane des Reiches, in unserem 
Unternehmen, für welches bereits hervorragende Männer der hygie- 
nischen Wissenschaften sowie der Sanitätsverwaltung uns ihre 
eifrige Mitwirkung zugesagt haben, thatkräfbig zu unterstützen. 



Der „Neue praktische und billige Hebammen -Kalen- 
der" für das Jahr 1889! 

zeichnet sich bei billigem Preise dadurch aus, dass er aUe überflüssigen Bei- 
gaben vermeidet, dagegen aber alles das gut geordnet enthält, was für jede 
Hebamme unentbehrlich ist. 

Derselbe ist erschienen bei E. Staude, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 
und dürfte seine Anschaffung für die Hebammen seitens der Herren Ereis- 
physiker Empfehlung verdienen. 

Mitte^zweig. 
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Dr. A. Vlllarei Handwörterbuch der gesamten Medizin. 
I. Band. Stuttgart, Verlag von Ferdinand Enke. 

Unter Yillaret's Leitung hat sich die jüngere Gelehrtenwelt der Medi- 
ein vereinigt zur Herausffabe eines Handwörterbuches der gesammten Medicin« 
Die Namen von Baginslcy, Beetz, Behrend, Fehleisen, A. Fraenkel, 
6ad, Qluck, Guttmann, Guttstadt und die andere stolze Reihe der Ver- 
bündeten bürgt allein schon dafür, dass das Handwörterbuch eine grosse wis- 
senschaftliche und praktische Bedeutung gewinnen wird. Und der vorliegende 
erste Band rechtfertigt in vollem Umfange diese Aussicht. 

Der erste Band beginnt mit Aachen und endet mit Hystero-Trachelorrha- 

Shie. Er enth&lt auf 892 Seiten so viel des Wissens werthen, dass ein jeder, 
er kurze Belehrung über einen Gegenstand sucht, dieselbe leicht und ge- 
nügend darin finden wird. 

Das Verzeichniss der 68 Mitarbeiter des I. Bandes giebt eine klare An- 
aahe der Autoren der einzelnen Artikel, sodass das Wörterbuch selbst die 
Namen nicht zu wiederholen braucht, was dem Ganzen einen angenehm -ein- 
heitlichen Character aufdrückt. 

Auf Einzelheiten einzugehen, verbietet vorläufig die Art des Werkes. Erst 
der anhaltende Gebrauch wird etwaige Mängel aufzuweisen vermögen, und es 
wird wesentlich Sache des Lesers selbst sein, diese Mängel zu finden und an 
zuständiger Stelle zum Nutzen des Handwörterbuches geltend zu machen. 

Mittenzweig. 

Die Medicini8che Monat88chrlft, herausgegeben von Degner, 
Einhorn, Gleitsmann, Heppen^eimer, Jacoby, Klotz, 
Krug, Meltzer, Meyer, v. Ramdohr und Schapoinger, 
redigirt von Dr. A. Seibert, New -York. Verlag der Medi- 
cal Monthly Publishing Company, 1889 — 

ist eine eigenartige Erscheinung schon um deswillen, weil im fernen Erdtheil 
die deutsche Zunge eine neue Eroberung gemacht hat. Das 1. Heft des 
I. Bandes, die Januar -Nummer des Jahres 1^9, enthält vier Originalarbeiten 
über Blaflennaht, Muskelentzündimg, Osteomyelitis und Kochsalztherapie bei 
Diphtheritis, femer Editorielles, Aus der Praxis, Referate, Allerlei, Briefkasten, 
Büchertisch, Personalien und schliesst mit der Aufforderung: 

,Die Gollegen sind dringend gebeten der Redaction Personalnachrichten 
(über Todesfälle deutschamerik. Aerzte, Anstellungen derselben, Niederlas- 
sungen u. s. w.), sowie kurze Berichte über die Thätigkeit etwaiger , deut- 
scher*^ Hospitäler und Kliniken zukommen zu lassen. 

Ebenso wird um Zusendung von Originalbeitr&gen gebeten. Ungeeignete 
Zuschriften werden auf Wunsch zurückgesandt. Kurze mteressante Fälle aus 
der Praxis sind namentlich erwünscht. 

Die Redaction wird bestrebt sein die Beiträge aus deutsch-amerikanischen 
Kreisen ausschliesslich zu liefern. 

Dr. A. Seibert.* 

Wir wünschen unserer neuen Collegin Anerkennung und weite Verbrei- 
tung. Mitten zweig. 



Verordnungen und Verfügungen. 

Die PrUfimg und BegUttbl^rnnff von Thermometern. Ausführunesbe- 
stimmungen der Physikaliscn-Technischen Reichsanstalt in Char- 
lottenburg vom 9. October 1888 (gez. von Helmholtz). 

Die zweite (technische) Abtheilung der Physikalisch-Technischen Reichs- 
anstalt übernimmt die Prüfung und Beglaubigung von Thermometern nach 
Mass^be folgender Bestimmungen: 

§ 1. Zweck der Prüfung und der Beglaubi^ng. 

Die Prüfung hat den Zweck, die Richtigkeit der zeitigen Angaben der 
Thermometer zu bescheinigen. Sie kann mit einer Beglt^ubigung ver- 
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bunden Bein, sofern die Qrenzen der zn erwartenden späteren Veründernngen 
der Angaben ermittelt werden kOnnen. 

^ 2. Zulassung. 

Zur Prüfung zugelassen sind mit QuecBsilber gefüllte Thermometer aus 
Glas; die Prüfung anderer Thermometer wird nur insoweit übernommen, als 
Bestimmungen dafür im Folgenden vorgesehen sind oder als in besonderen 
Fällen die Reichsanstalt es f& zulässig erachtet. 

Die Beglaubigung beschränkt sich in der Regel auf Quecksilber- 
thermometer zu ärztuchen Beobachtungen, auch unter diesen sind Maximum- 
thermometer von der Beglaubigung ausgeschlossen. 

I. Quecksilberthermometer für ärztliche Beobachtungen. 

§ 8. Anforderungen bei Prüfung ohne Beglaubigung. 
Aerztliche Thermometer, deren Prüfung verlangt wird, sollen folgenden 
Anforderungen genügen: 

1. Die Theilung soll nach 2iehntelgraden der hundertthoiligen Thermo- 
meterskale fortschreiten und mindestens von + 86 bis + 42 Grad reichen. 
Die Länse des Intervalles von einem Grad soll nicht kleiner als 3,5 Milli- 
meter sein. 

2. Die Theilung soll ohne augenfällige Eintheilungsfehler ausgef&hrt 
sein und so zu der Kapillarröhre liegen, dass an allen SteUen eine unzwei- 
deutige Ablesung möglich ist. 

8. Um bei Einschlussthermometem Verrückungen der Skale erkennbar 
zu machen, soll seitlich von derselben auf dem Umschlussrohr eine Strich- 
marke angebracht sein, welche sich mit dem Theüstrich fOr 38 Grad zur 
Deckung bringen lässt. Auch soll dieser Strich bis zu dem an das Um- 
schlussrohr sich anlegenden Theil des Skalenstreifens heranreichen. 

4. Die Theilung soll in dauerhafter Weise ausgeführt, deutlich numerirt 
und mit der Angabe «Hundertth eilig", ^Centigrad" oder einer ähnlichen un- 
zweideutigen Bezeichnung versehen sein. 

5. Das Thermometer soll an wenig auffälliger Stelle eine Geschäfts- 
nummer tragen; auch ist die Aufbringung eines Geschäftsnamens, einer 
Handelsmarke oder dergl. zulässig. 

6. Maximumthermometer sollen durch ihre Bezeichnung als solche ge- 
kennzeichnet sein. 

Aerztliche Thermometer mit Theilung nach Fahrenheit können nach 
Ermessen der Reichsanstalt zur Prüfung zugelassen werden. 

§ 4. Art und Un^ang der Prüfung. 

Die Prüfung bedingt bei einem Skalenumfong von 14 Graden oder 
weniger die Yergleichung der Angaben des Thermometers an mindestens 3 
Skalenstellen mit den Angaben eines Normalthermometers, bei grösserem 
Skalenumfitng können die zu prüfenden Stellen entsprechend vermehrt 
werden. Bei Maximumthermometem tritt zu den ersten Vergleichungen eine 
Wiederholung an mindestens 2 Skalenstellen. 

§5. Bescheinigung und Kennzeichnung. 

Ergiebt die Prüfung, dass die Fehler der thermometrischen Angaben 
0,2 Grad im Mehr oder Minder nicht übersteigen , so wird über den Befund 
eine Bescheinigung ausgestellt und auf das Thermometer eine laufende 
Nummer nebst einem Kennzeichen ddr vollzogenen Prüfung aufgeätzt. 

Ein Maximumthermometer, dessen Angaben bei wiederholten Ver- 
gleichungen in derselben Temperatur um mehr als 0,1 Grad von einander 
abweichen, erhält keine Prüfungsbescheinigung. 

Die Bescheinigung über die Prüfung giebt die zeitigen Fehler der 
thermometrischen Angaben in Zehntelgraden an. Als Kennzeichen der voll- 
zogenen Prüfung dient ein Adler, welcher in der Nähe des Theilstriches für 
38 Grad aufgeätzt wird. 

§ 6. Anforderungen bei Beglaubigung. 

Aerztliche Thermometer, deren Beglaubigung verlangt wird, sollen 
ausser den Bestimmungen unter § 3, m. 1 bis 5 noch den folgenden An- 
forderungen genügen: 

1. Die TheUung darf nach unten hin nur bis -4- 20 Grad, nach oben 
hin nur bis + 50 Grad ausgedehnt sein. Auch soll in der Nähe des Eis- 
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Punktes eine Hülfstheilung vorhanden sein, welche mindestens von — 0,3 bis 
-f- 0,3 Grsid reicht 

2. Das Thermometer soll oben zugeschmolzen und ohne aufgekitteten 
Hülsenkopf zur Einreichunff gelangen. 

3. Das obere Ende der KapSlare soll frei sichtbar sein. 

§ 7. Art und Umfang der Prüfung. 

Bei Thermometern, deren Beglaubigung verlangt wird, tritt zu der 
Prüfung durch Vergleichungen mit einem Normalthermometer gem&ss der 
Bestimmung unter § 4 die Ermittelung der zu erwartenden späteren Ver- 
änderungen der Angaben. Diese Ermittelung bedingt anhaltende Erwärmung 
und wenigstens 3 gesonderte Bestimmungen des Eispunktes während einer 
Zeit von etwa 20 Tagen. 

§ 8. Art der Beglaubigung. 

Erg^ebt die Prüfung eines zur Beglaubigung vorgelebten Thermometers, 
dass seine Angaben um nicht mehr als 0,15 Grad zu nie£ig oder um nicht 
mehr als 0,05 Grad zu hoch sind, sowie dass spätere Veränderungen von 
mehr als 0,1 Grad in einem gewissen grösseren Zeitraum mit hinreichender 
Sicherheit ausgeschlossen sind, so wird das Thermometer gestempelt, eine 
laufende Nummer und die Jahreszahl der Prüfung aufgeätzt, sowie eine 
schriftliche Beglaubigung beigegeben. Die letztere bekundet, dass für die 
Fehler der Angaben zur Zeit der Prüfung sowie für die zu erwartenden 
späteren Veränderungen die festgestellten Grenzen eingehalten werden; sie 
giebt ausserdem die L&go des zeitigen Eispunktes und die Fehler der ge- 
prüften Skalenstellen in Hundertstelgpraulen an. 

Als Stempelzeichen dient auf der Kuppe des Thermometers ein fünf- 
strahliger Stern und auf dem Mantel des Rohres das Bild des Reichsadlers 
von einer Ellipse umschlossen; unter dem Adler erhält die Jahreszahl, über 
demselben die laufende Nummer ihren Platz. 

11. Quecksilber the rmomete r für andere als ärztliche 

Beobachtungen. 

§ 9. Anforderungen. 

Quecksilberthermometer für andere als ärztHche Beobachtungen werden 
zur Prüfung zugelassen, wenn sie den Vorschriften unter § 3, No. 2 bis 5 
entsprechen, doch sind ausser Theilungen nach der hunderttheiligen Skale 
(No. 4) auch solche nach Fahrenheit oder Reaumur zulässig, ferner genügt 
es, dass die unter No. 3 f^ Einschlussthermometer vorgesehene Strichmarke 
mit irgend einem Strich der Skale zur Deckung gebracht werden kann. Die 
Theilung von Thermometern, deren Prüfung bei der Siedetemperatur des 
Wassers verlangt wird, soll wenigstens um 1 Grad über diese Temperatur 
hinausreichen. 

§ 10. Art und Umfang der Prüfung. 

Die Prüfung erfolgt durch Vergleichungen mit dem Normalthennometer, 
geeigneten Falls kann sie auch durch Calibrirung, Ermittelung der thermo- 
metnschen Fixpunkte und der Fehler der Einthcnlung geschehen. Ebenso 
kann die Prüfung auf die zu erwartenden späteren Veriäderungen der An- 
gaben ausgedehnt werden. Soweit dies angeht, tritt zu jeder Prüfung die 
Feststellung der Depression des Eispunktes nach vorausgegangener Erwärmung. 

Thermometer, deren Prüfung für Temperaturen über 100 Grad verlangt 
wird, werden vorher andauernden Erhitzungen aussetzt und darauf langsam 
abgekühlt, sofern nicht die Betheiligten nachweisen, dass die Instrumente 
bereits vor ihrer Einsendung einem solchen Verfahren unterworfen worden sind. 

Üeber den Umfang der Prüfung entscheidet unter thunlichster Berück- 
sichtigung der Wünsche der Betheiligten die Reichsanstalt. Thermometer 
mit Papierskalen werden bei Temperaturen über 60 Grad nicht geprüft. 

§ 11. Bescheinigung und Kennzeichnung. 
Ueber den Befund der Prüfung wird eine Bescheinigung ausgestellt und 
auf das Thermometer eine laufende Nnnmier nebst einem Kennzeichen der 
vollzogenen Prüftmg (§ 5. Absatz 3) aufgeätzt. 
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Hl. Andere als Quecksilberthermometer. 

§ 12. Weingeistthermometer aus Glas. 
Auf die mit Weingeist, Holzgeist oder dergl. gefüllten Thermometer ans 
Glas finden die Vorschriften unter § 9 bis 11 sinngemässe Anwendung. 

§ 13. Zeigerthermometer. 

2ieigerthermometer, bestehend aus einem ringförmig gebogenen Rohr, 
das mit Weingeist, Holzgeist oder dergl. gefallt ist und dessen Bewegung 
auf einem Zifferblatt mit Skale angezeigt wird, werden zur Prüfung zuge- 
lassen, sofern über das Verhalten von Thermometern gleicher Eiinrichtung 
und gleichen Ursprungs hinreichende Erfahrungen bei der Reichsanstalt vor- 
liegen und die Bedingung des § 3 No. 5 erfüllt ist. Ueber die Art und den 
Umfang der Prüfung entecheidet die Reichsanstalt. 

Aerztliche Zeigerthermometer, d. h. solche, deren Theilung mindestens 
von -f- 36 bis -f- 42 Grad reicht und nach Fünftel- oder Zehntelffraden fort- 
schreitet, werden an wenigstens 4 Skalenstellen mit dem Normalthermometer 
verglichen. 

Ueber den Befund der Prüfung wird eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die zeitigen Fehler höchstens bis auf Zehntelgrade angiebt. Aerzt- 
liche Zeigerthermometer, deren Fehler 0,2 Grad im Mehr oder Minder über- 
steigen, erhalten keine Bescheinigung. Zur Eennzeichnuns der vollzogenen 
Prümng wird an geeigneter Stelle ein Reichsadler auf das Gehäuse aufgedrückt. 

Gebühren. 

§ 14. Prüfungsgebühren. 
Es werden erhoben: 

A. Bei ärztlichen Thermometern: 1. für Prüfung eines ärztlichen 
Quecksilberthermometers durch Ver^leichungen an 3 Skalenstellen 0,60 M.; 
2. für Prüfunff eines ärztlichen Maximumthermometers durch Vergleichungen 
an 3 imd wiederholte Vergleichungen an 2 Skalenstellen 0,70 M.; 3. für Be- 
glaubigung eines ärztlichen Thermometers nach Vergleichungen an 3 Skalen- 
stellen nebst Untersuchung der Veränderlichkeit der Angaben 1,20 M.; 4. fOb: 
jede weitere PrCUPung einer Skalenstelle bei beglaubigten Thermometern 
0,25 M., bei anderen ärztlichen Quecksilberthermometem 0,15 M.; 5. für 
Prüfung eines ärztlichen Zeigerthermometers durch Veigleichungen an 4 
Skalenstellen 1,00 M.; wird die Prüfung auf mehr als 4 ^Uen ausgedehnt, 
so erhöht sich die Gebühr für jede weitere Stelle um 0,20 M.; 6. für die 
Prüfung eines ärztlichen Thermometers, welches die zugelassene Fehlerg^nze 
nicht einhält, 0,20 M. 

B. Bei anderen Thermometern aus Glas: 7. für jede Eispunkts- 
bestimmung 0,15 ; 8. für eine Prüfun|^ einer Skalenstelle durch Vergleichungen 
in Temperaturen über bis einschhesslich 50 Grad 0,25 M., diese Gebühr 
ermässigt sich auf 0,15 M., sofern die Fehlerangaben nur auf Zehntelgrade 
verlangt werden; 9. für Prüfung einer Skalenstelle durch Vergleichungen in 
Temperaturen imter Grad bis zu —20 Grad hinab 0,50 M., über 50 bis 
einschliesslich 100 Grad 0,40 M., über 100 bis einschliesslich 200 Grad 0,50 M. 
über 200 bis einschliesslich 300 Grad 0,60 M.^ 

C. Im Allgemeinen: Für Galibrirungen und sonstige unter No. 1 bis 
9 nicht aufgeführte Prüfungsarbeiten, sowie für die Prüftmg anderer als der, 
doH genannten Thermometer werden Grebühren nach Massgabe der au%e- 
wendeten Arbeit erhoben und wird dabei f%Lr jede Arbeitsstunde eine GrebÜhr 
von 1,50 M. angesetzt. 

Für Auf&^ung einer Strichmarke oder einer anderen vorgeschriebenen 
Bezeichnung wird eine Gebühr von 0,10 M. berechnet. Für Aufbringung der 
laufenden Nummer, für Stempelung, sowie für Ausfertigung einer Beschei- 
nigung oder Beglaubigung gelangen besondere Gebühren nicht zur Erhebung. 

Bemerkung über die Abfertigung von Thermometern. 

Die Abfertigung von ärztlichen Thermometern wird in der Regel in 
höchstens 3 Wochen, gerechnet vom Tage des Singsanges der Sendungen an, 
bewirkt werden, sofern die letzteren nicht mehr als etwa 100 Thermometer 
enthalten. Sendungen von nicht mehr als 15 Stück lassen sich meistens in 
kürzeres Fristen erledigen, Senduntren von mehr als 100 Instrumenten bean- 
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spruchen längere Zeit. Für andere als ärztliche Thermometer wird die Zeit 
der Erledi^ng durch den Um£ang der erforderlichen Prüfung bedingt, allge- 
mein gültige Fristen der Abfertigung lassen sich deshalb hier nicht fest- 
setzen, doch wird die Erledigung der Sendungen Ton massigem Umfiäng auch 
in diesen Fällen meistens in etwa 3 Wochen zu bewirken sein, sofern nicht 
etwa filr die Prüfung noch einige Vorkehrungen getroffen werden müssen. 

Für die Reihenfolge der Aofertigung ist der Tag des Einganges der zu 
prüfenden Thermometer allein massgebend; besondere Wünsche von Be- 
theiligten auf schnellere Erledigung ihrer Sendungen können im Allgemeinen 
nicht berücksichtigt werden. 



Zalassung zur ärztliehen Prüfung. Erlass des Ministers der etc. 
Medicinalangelegenheiten (gez. im Auftr. de la Greiz) vom 31. Octo- 

ber 1888, an sänuntliche Universitäts-Euratoren. 

Nach § 4. Abs. 4 Ziffer 3 der Bekanntmachung, betreffend die ärztliche 
Prüfung Tom 2. Juni 1883 ist die Zulassung zur ärztlichen Prüfung durch den 
Nachweis bedingt, dass der Kandidat nach ToUständig bestandener Vorprüfung 
noch mindestens vier Halbjahre dem medicinischen Studium gewidmet hat. 

Betreff derjenigen Fälle, in welchen ein Kandidat die Vorprüfung mehr 
oder weniger lange Zeit nach dem Beginne eines Semesters abgel^ hat, 
konnte es zweifelhaft werden, in wie weit ein solches Semester auf die nach 
Erledigung der Vorprüfung nachzuweisende Prüfungszeit in Anrechnung ge- 
bracht werden könne. 

Einem hierüber mit dem Herrn Reichskanzler getroffenen üeberein- 
kommen gemäss wird letzteres in der Regel nur dann geschehen können, 
wenn die Vorprüfung vor dem äussersten Termin für die Immatrikulation 
bestanden wurde und nur ausnahmsweise bei dem Obwalten besonderer Ver- 
hältnisse, wenn die Vorprüfung erst nach diesem Termine erledigt wurde. 

Gresuche um Bewilligung einer Abweichung von dem oben als Regel be- 
zeichneten Grundsatze werden auf dem in § 27 der Bekanntmachung, 
betreffend die ärztliche Prüfung vom 2. Juni 1883 vorgezeichneten Wege 
erledigt. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen hiervon den Studirenden der Medicin mit 
der Mahnung gefälligst Kenntniss geben, dass sich dieselben zur Vermeidung 
einer späteren Verzögerung der Zulassung zur ärztlichen Prüfung die recht- 
zeitige Erledigung der Vorprüfung angelegen sein lassen. 

Da aber, wie hier oekannt geworden, in mehreren Fällen der erste 
Termin für die Ablegung der ärztlichen Vorprüfung in einem Semester ei'st 
nach Ablauf der für die Immatrikulation festgesetzten äussersten Frist anbe- 
raumt worden ist, wollen Ew. Hochwohlgeboren gefälligst dahin wirken, dass 
bei der dortigen medicinischen Fakult^ auf me im Vorstehenden mitge- 
theilten Verhältnisse bei Ansetzung der Termine für die ärztliche Vorprüfung 
fortan Rücksicht genommen wird. 



Personalien. 

AasKelchniuigeii: 

Verliehen: Der Character als Wirklicher Geheimer Ober- 
medicinalrath mit dem Range der Räthe erster Klasse: dem Generalstabs- 
arzt der Armee und Chef des Sanitätscorps Dr. von Coler zu Berlin; als 
Sanitätsrath: den praktischen AerztenDr. Fontheim in Sycke, Dr. Brandes 
in Hildesheim, Dr. Rump in Münster i/W., Dr. Schantz in Witten, Dr. Lotz 
in Frankfurt a/M., Dr. Lim an in Nauen Dr. Burkart in Bonn imd Dr. 
Pütt er in Stralsund. 

Die Erlaubniss ertheilt zur Anlegung: des Ritterkreuzes des 
Königl. Schwedischen Wasa-Ordens: dem Assistenzarzt Dr. Ludwig in 
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Halle a/S.;- des Ritterkreuzes H. Klasse des Herzogl. BraunschmrBiffi«- 
schen Ordens Heinrich des L(Vwens: dem Oberstabs- imd Reg*-Arzt Dr. 
Stahl zu Frankfurt a/0.; des Türkischen Medschidje-Ordens IL Klasse: 
dem ausserordentl. Prof. Dr. Schweninger in Berlin. 

Emenniiiigeii und Yersetzmigen : 

Der bisherige commissarische Verwalter der KreiswundarztsteUe des 
Saalkreises Dr. Hoff mann zu HaHe* endgültig zum Kreiswundarzt des ge- 
dachten Kreises; der praktische Arzt Dr. Cordes zu Dorsten unter Belassung 
an seinem Wohnorte zum Kreiswundarzt des Kreises Recklinghausen und der 
bisherige Kreiswundarzt des Kreises Cosel Dr. Bleisch zu Cosel zum Kreis- 
physikus des gedachten Kreises. 

Versetzt: der Kreispbysikus Dr. Blumenthal zu Militsch in gleicher 
Eigenschaft in den Kreis Insterburg. 

Verstorben sind: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Gitter mann in Hannover, Sanitätsrath Dr. 
Fischer in Berlin, Kreiswundarzt Dr. Kux in Erkelenz, Dr. Köhler in Rag- 
nit, Dr. Mangold in Köln, Honemann in Büsum, Prof. Dr. Brock in Göt- 
tingen, Dr. Klein in Königsberg i/Pr., Kreispbysikus a. D. Medicinalrath Dr. 
Bickel in Wiesbaden, Dr. Job. Heinr. Schmidt in Fiunkfurt a/M., Sanitäts- 
rath Dr. Mosler in Gleiwitz i/Schl., Oberstabsarzt Dr. Berkofsky in Prenzlau, 
Prof. Dr. Gscheidlen in Breslau, Dr. Zaczek in Zoppot, Dr. Cruppi in 
Bockenem, Dr. Markers in Ruhrort, Dr. Woltering in Münster i/V., Vogel 
in Trochtelfingen und Dr. Schädla in Oelsburg bei Peine. 

Vakante Stellen:*) 

Kreisnhysikate: Putzig, Königsberg i/N. (nördlich^, Filehne, Witkowo, 
Neutomischel, Schildberg, Lissa, Goldberg -Haynau, Militsch (Meldung bis 
zum 12. April beim Reg.-Präs. in Breslau), Waldenburg, Nordhausen (Meldung 
bis zum 5. April beim Königl. Regierungs-Präs, in Ermrt), Üslar, Hümmling, 
Adenau, Dann, Oberamt Gammertingen. 

Kr eis wundarztstellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienwerder, Graudenz, 
Angermünde, Templin, Friedeberg, Ost- und West-Sternberg, Bütow, Lauen- 
burg i/P., Dramburg, Schievelbein , Bomst, Schroda (Meldung bei der Königl. 
Regierung, Abtheil. d. Innern zu Posen), Bromberg, Strehlen, Ohlau, Kosel, 
Hoyerswerda, Lauban, Reichenbach, Grünberg, Münsterberg, Sagan, Jerichow I, 
Wanzleben, Wemig^ode, Worbis, Sangerhausen, Ziegenrück, Langensalza, 
Höxter, Lübbecke, Warburg, Lippstadt, Meschede, Hünfeld, Erkelenz, Kleve, 
Bergheim, Rheinbach, Wipperfürth, Elberfeld und St. Wendel. 



Erklärung sn No. 8, 1889. S. 94. 

Auf Wunsch des Herrn Prof. E. v. Hof mann föge ich dem Referat S. 94 
No. 3 ^m hinzu, dass der Aufsatz über «Vergiftung mit Tollkirschen* zwar 
im Institut des Herrn Prof. £. y. Hofmann ausgeföhrt, aber sonst durchaus 
eine selbstständige Arbeit seines Assistenten des Herrn Dr. Pal tauf ist. 

Dr. Mittenzweig. 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die ofßciellen Meldefristen bereits abgelaufen. 



Verantwortlicher Redacteur: Dr. H. Mittenzweig, Berlin, Winterfeldtstr. 3. 
Draok der Fäntl. prlr. Hofbnchdrookerel (F. M itBl&ff)i Bndolstadt. 
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Geehrter Herr Eedacteur! 

In dem Kriege, welcher gegen die dankenswerthe Ministerial- 
verordnung vom 19. Januar 1888 gefthrt wird, ist wiederum eine 
Batterie demaskirt, in Gestalt eines Gesuches des Vorstandes der 
Berliner Aerztekammer an den Herrn Cultusmüiister. Dasselbe 
ist vom 24. Februar d. J. datirt und trägt die Unterschriften der 
Herren F. Körte (Vors.) und J. Becher (Schriftführer); dieselben 
treten demnach für den Inhalt ein, den es sich verlohnt aus der 
Verborgenheit der No. 3 des ,,Gorrespondenzblattes der Aerztekam- 
mer und der Aerztevereine der Provinz Brandenburg und des 
Stadtkreises Berlin" hier hervorzuziehen. Jenen Herren sind wir 
bislang weder in der sanitätspolizeilichen noch in der irrenärzt- 
lichen Literatur begegnet, auch glaube ich zu wissen, dass die 
verehrten Herren bisher weder als Beamte noch als Irrenärzte 
praktisch thätig gewesen sind. Sie dürften demnach auf Infor- 
mation von andrer Seite, keinesfalls aber von kundigen Mit- 
gliedern der Preuss. Staatsmedicinal-Beamten-Hierarchie fussen, 
sie würden sonst wohl tiefer in die bestehenden Verhältnisse ein- 
gedrungen erscheinen. 

9 
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Das Missfallen richtet sich dort gegen die Bestimmungen 
über die Bevisionen der Privat-Irrenanstalten. Dabei wird an- 
scheinend vorausgesetzt, dass hier durch jenen Ministerial-Erlass 
etwas ganz neues geschaffen sei; es scheint nicht erwogen zn sein, 
dass diese Institute von jeher, wie alle Einrichtungen der öffentlichen 
Gesundheitspflege, der Controle der Staatsmedicinal- Beamten, 
einschliesslich der Kreis -Physiker, unterstanden haben, und 
wenigstens in und nahe der Hauptstadt, von wo das Sckriftstäck 
datirt ist, waren auch die Eieismedicinalbeamten zu eingehenden 
Visitationen der Privat-Irrenanstalten immer angehalten, und man 
wird ihnen doch nicht jetzt diese Obliegenhät nehmen wollen, 
wo allseitig, erst jüngst wieder im Landtage, die Nothwendigkeit 
der Stärkung der medidnalamtlichen Stellung anerkannt worden 
ist Welche Widrigkeiten wären ermöglicht, wenn auch noch 
andere Persönlichkeiten mit der regelmässigai Eevisiim betraut 
werden sollten! 

Jenes Gesuch verlangt aber als Kegel Revision durch einen 
besondem „psychiatrisch vorgebildeten" ärztlichen Commissar. 
Ja, welche psychiatrisch vorgebildete Persönlichkeiten sollen den 
Medicinal-Beamten entgegengestellt werden? Vielleicht kann jeder 
angestellte Staatsmedicinal-Beamte schon als gehörig psychiatrisch 
vorgebildet gelten, weil er doch eine theoretische und praktische 
Präfung in Irrenheilkunde abgelegt hat. Allem Anschein nach 
ist dort eine Vorbildung als Irrenanstalts-Arzt gemeint; nun dann: 
in einer privaten oder einer öffentlichen Anstalt, als Hilfsarzt oder 
als Leiter? Welcher Zeitraum dieser Beschäftigung wird für aus- 
reichend erachtet? Sind übrigens nicht auch eine ganze Anzahl 
unserer Medicinal-Beamten in Irrenanstalten ärztlich thätig ge- 
wesen? 

Die Herrn Petenten meinen: „Reviisiönen von Irrenanstalten 
sind äusserst schwierig durchzuführen." Nun, dem entgegen sei 
es gesagt, dass besondere Schwierigkeit wohl nur verhältniss- 
mässig wenige, grosse Privat-Institute zu bieten vermöchten, und 
in diese kann jetzt der Beamte anlässlich der B^utachtung von 
Neuaufiiahmen, Entm&ndigungs - Vorbesuchen u. a. m. kommen, 
also auch ausser den Revisionen oft genug, um in das Anstalts- 
getriebe aufmerksam zu schauen. Aber man sehe auch, wohin 
sich nach den giltigen, durchaus begründeten Bestimmui^en die 
Revisionen zu wenden haben: Wesentlich sind es hygienische und 
administrative Dinge. Da handelt es sich nicht um feine Hirn- 
Diagnosen, die im weiteren Verlaufe der Krankheit bestätigt oder 
— ad absurdum geführt werden, nicht um kühne Prognostik, die 
der Erfolg krönt oder Lügen straft, nicht um tiberapeutischee Ex- 
perimentiren. Grade in diese Materien könnte ein psychiatrischer 
Specialist einzudringen geneigt sein, wodurch aber die Aerzte der 
revidirten Anstalten nichts weniger denn „ermuthigt, in dem 
schweren, verantwortungsvollen und aufreibenden Berufe auszu- 
harren'', sich fühlen dürften. Es ist von andrer Seite darauf 
hingewiesen worden, dass auch auf den Krankheitszustand geach- 
tet und darüber berichtet werden soll; nun da handelt es sich 
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einfaeh theils um FeBtstellong der Greisteskrankheit überhaupt 
(und dies ist den Beamten im allgemeinen hinreichend ermöglicht), 
theils um zusammenfassende Schilderung des Verhaltens der 
Kranken: ob ruhig, isolirt, reinlich, dgl. 

Also mag es getrost beim bisherigen Modus bleiben, der 
meines Wissens noch nirgends Schaden gestiftet hat; die Verfas- 
ser des Gesuches scheinen solches auch zu empfinden und wollen 
allenfalls nicht sämmtliche Medicinal-Beamte von den Anstalts- 
Kevisionen zurückweisen, nur macht es dort Pein, dass die Ereis- 
Physiker als Bevisoren fhngiren sollen; sie möchten nur den Be- 
gierungs-Medicinalrath zulassen. 

Nun, die Revisionen der Privat -Irrenanstalten sind meist 
nicht so besonders anregend, dass die Physiker tieferes Entzücken 
davon empfinden sollten; sie liegen aber diesem Geschäfte jeder 
Zeit mit der nämlichen Amtstreue und Gewissenhaftigkeit wie 
allen ihren anderen Beru&arbeiten ob. Besonders empfehlens- 
werth kann übrigens ftb* alle Betheiligten, auch dem Physikus, ein 
Brauch erscheinen, nach welchem von den jetzt vorgeschriebenen 
2 Jahresrevisionen die eine vom Begierungsrath, die andere vom 
Physikus vorgenommen wird. Im Gesuche dort lesen wir: Der 
Begierungsratii dürfte jedenfalls geeigneter als der Kreisphysikus 
sein, denn „bei jenem darf eine grössere Erfahrung und grössere 
Vorsicht vorausgesetzt werden." Was berechtigt dort, Unvorsich- 
tigkeit der PhjTsiker bei den Bevisionen anzunehmen? Sind dort 
Beispiele bekannt? Ich und eine ganze Anzahl von mir des- 
wegen consultirter Amtsgenossen weiss davon nichts; und wir 
stehen diesen Verhältnissen doch näher; und in Betreff der Erfahrung 
ist doch zu erwähnen, dass, abgesehen von der individuell ver- 
schiedenen Fähigkeit, sich Erfahrungen zu nutze zu machen, diese 
sich vornehmlich aus der Länge der Beobachtnngszeit, d. h. der 
Diens^ahre, und aus dem Umfange des Beobachtungsgebietes, 
d. h. der Grösse und Eigenart des Verwaltungsbezirkes, heraus- 
bildet; beides steht aber auch so manchem Physikus weitgreifend 
zu Gebote. Nach dort beliebter Ausdrucksweise hat der Kreis- 
physikus dem Anstaltsarzte gegenüber die „geringere Autorität^; nun, 
alle Achtung vor dem höheren Ansehen des höheren Beamten; 
wenn aber wirklich, wovon ich gerade kein Beispiel zur Hand 
habe, ein Physikus hier nicht den erforderlichen Grad von Au- 
torität erklommen haben sollte, so dürfte dies an eigenthümlicher 
Persönlichkeit, nicht etwa an einer Inferiorität des Amtes gelegen 
haben, -r 

Wenn man es unternimmt, der höchsten technischen Behörde 
mit Aenderungs-Vorschlägen zu kommen, so könnte es doch wohl 
zweckdienlich erscheinen, sich vorher von den bestehenden Ver- 
hältnissen an bester Quelle zu unterrichten und hernach pflicht- 
bewusste Beamten -Eategorieen mit Unrecht angreifende und da- 
her ernste Zurückweisung erfordernde Wendungen zu vermeiden. 

Berlin, den 23. März 1889. F. Falk. 
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Zur Casuistik des Kampfes gegen den Geheimmittelunfug. 

Von Dr. Albort Weiss« Königl. Regiomngs- und Gebeim. Modicinalrath 

in Düsseldorf. 

(Aus .Eulenberg's Vierteljahrsschrift, 49 Bd. 4. Heft und 50. Bd. 1. Heft*). 

Zur Kennzeichnung und thunlichsten Steuerung des unbefugten Vertriebes 
von Arznei- und Geheimmitteln diene nachstehende Zusammenstellung von ge- 
richtlichen Urtheilen, welche in den Jahren 1886/87 im Regierungsbezirke 
Düsseldorf gegen Üebertretungen folgender gesetzlicher, bezw. pohzeilicher 
Vorschriften ergangen sind. 

1) Der Kaiserlichen Verordnung vom 4. Januar 1875 (R.-G.-BL S. 5). 

2) Der Kaiserlichen Verordnung vom 3. Januar 1888 (R.-G.-B1. S. 1). 
8^ Des Reichs-Strafgesetzbuches (§ 367 No. 3 u. 5). 

4) Der Regierungs-Folizei-Verordnung vom 7. December 1853 (Amtsbl. 
8. 684), republ. 19. Mfijrz 1887 (Amtsbl. 8. 149). Dieselbe lautet: Wer unbe- 
fugter Weise irgend welche Stoffe als Heilmittel gegen Krankheiten oder 
Körperschäden öffentlich anpreist, oder aJs ein solches Heilmittel verkauft 
oder feilhält, wird mit einer Geldbusse von 3 bis 10 Thalem bestraft, vor- 
behaltlich der durch die sonstigen gesetzlichen Bestimmungen verwirkten 
strengeren Strafen. 

5) Der (nur auf dem linken Rheinufer) gütigen französischen Gesetze 

a) vom 21. Germinal des Jahres XI: 

Art. 86: Alle gedruckten Ankündigungen und Anschläge, welche Ge- 
heimmittel zur Anzeige bringen, smd, gleichviel unt^ welcher Be- 
nennung dieselben dargeboten werden, streng verboten; 

b) vom 29. Pluviose des Jahres XTÜ: 

Diejenigen, welche den Bestimmungen des Art. 36 des Gesetzes vom 
21. Germinal des Jahres XL, die Polizei des Apothekerwesens be- 
treffend, zuwiderhandeln, werden im zuchtpolizeilichen Wege verfolgt 
und mit einer Geldstrafe von 25 bis 600 Francs und überdem im 
Rückfalle mit Einsperrung von mindestens 3 und höchstens 10 Ta^en 
bestraft. 
Beide vorgenannten Gesetze sind nach der Entscheidung des Reichs- 

Serichts vom 25. Mai 1882 (Rechtsprechung, Band IV. S. 512), sowie des 
königlich Preussischen Kammergerichtes vom 11. November 1886 (Zeitung des 
Rheinpreussischen Amtsrichtervereins 5. Jahrgang No. 10 und 12) noch heute 
(auf dem linken Rheinufer) zu Recht bestehend. 

Ein gleiches gilt nach derselben Entscheidung des Reichsgerichtes auch 
(und zwar für den ganzen Regierungsbezirk Düsseldorf, also einschliesslich der 
rechtsrheinischen Kreise desselben) von der (bei 4) angeführten Regierungs- 
Polizeiverordnung. 

Denn |iier bleiben, wie dies überzeugend nachgewiesen wird, gerade weil 
die Vorschriften des § 367, 3. R.-Str.-G.i., eine Straf bestimmung far das 
Anpreisen von Heilmitteln nicht enthalten, und diese Materie durch das Straf- 
gesetzbuch nicht berührt ist, die vor Erlass des letzteren ergangenen gesetz- 
uchen Vorschriften und Verbote in Kraft. 

Zuerst folge nachstehende Uebersicht: (Siehe nebenstehende Tabelle.) 

Die ergangenen Erkenntnisse lauten im Wesentlichen, wie folgt: 
I. Bei einer am 6. Mai 1886 zu Pr. im Auftrage der Kffl. Regierung zu D. 
durch den Reg.- u. Medizinal-Rath und den Hofapotheker N. N. vorgenomme- 
nen Durchsuchung wurden in dem Lafferkeller des Angeklagten die nachbe- 
zeichneten Gegenstände aufgefunden imd als Arzneimittel, deren Verkauf nicht 
freigegeben, beschlagnahmt: 

1) Fenchelhonig, 

2) Daubitz Magenbitter, 
3^ Eisenleberthran, 

4) Lestomac, 

5) Hustenicht, 

6) Weisser Fruchtbrustsaft von J. W. Becker, Frodeberg in Breslau 
mit Gebrauchsanweisung. 

7) Augenwasser, mit Gebrauchsanweisung. 
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I. 


1) Fenchelhonig, 

2) Eisenleberthran, 
3J Husienicht, 

4) Weisser Fruchtbrust- 
syrup. 
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1) Flüssige Frostseife, 
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Angeklagter giebt zu, die unter 1, 8, 5 und 6 aufgeführten Waaren feil- 
gehalten zu haben und bestreitet dies nur von den übrigen (2, 4 und 7), die 
lediglich zu seinem persönlichen Gebrauche bestimmt gewesen. 

Dieser. Aussage musste mangels Gegenbeweises Glauben geschenkt werden. 

Dagegen war der ferneren Behauptung des Angeklagten, dass der Ver- 
kauf jener Waaren allgemein freigegeben, nicht beizutreten. 

Unzweifelhaft ist zunächst das Feilhalten des Fenchelhonigs, eines 
aus geringp^erthigem Honig, Malzextract und Fencheloel hergestellten Präpa- 
rates, nur in Apotheken gestattet, nach der Kaiserlichen Verordnung vom 
3. Januar 1883 (R.-G.-B1. S. 71). 

Auf die Nummern 3, 5 und 6 treffen die Voraussetzungen der Eaiserl. 
Verordnung vom 4. Januar 1875 (R.-G.-Bl. S. 5) zu. 

Nach § 7 dieser Verordnung wird fOr die Anwendbarkeit des § 367 
Ziff. 3 Strafgesetzbuches nur erfordert, dass die frsu^liche Zubereitung nach 
einer der im Verzeichnisse A. aufgeführten Arten als Heilmittel hergestellt und 
abgegeben ist, ohne Unterschied, ob die betreffende Zubereitung aus arzneilich 
wirksamen oder aus solchen Stoffen besteht, welche an und fCb: sich zum 
medicinischen Gebrauche nicht geeignet sind, und ob die verwandten Stoffe 
an und für sich dem allgemeinen Verkehre freigegeben sind, oder ob dieselben 
nur in Apotheken feilgenalten werden dürfen. 

Nachdem in der mündlic&en Verhandlung vorgetragenen hier allein 
massgebenden Gutachten der beiden vernommenen SachverslAndigen ist der 
„Eisenleberthran** eine Mischung vqu benzolsaurem Eisen mit gering- 
werthigem Leberthran. Derselbe fällt sonach, da die Zubereitimg und das 
Feilhalten der hier fraglichen Waaren iJs „Heilmittel** nicht wohl bezweifelt 
werden kann, unter <ne Gattung „flüssige Arzneimischungen fQr den inner- 
lichen Gebrauch **. 

„Hustenichf* ist Malzextract mit Auszug von Süssholzwurzel, somit 
nicht reiner „ Malzextract **, imd unter die Gattung „Arzneiextracte* gehörig. 

„Weisser Fruchtbrustsaft" ist ein Zuckersyrup von schwach zwiebel- 
artigem Geschmack vermischt mit einem schwachen Auszuge einer gerbstoff- 
haltigen Pflanze (Capillum veneris), somit „Arzneisyrup" und nicht „reiner 
Fruchtsaft" oder „weisser Zuckersyrup*. 

Der Angeklsbgte ist sonach der Uebertretung aus § 367 Ziff. 3 Straf- 
gesetzbuches schuldig. 

Mit Rücksicht auf die mehrfachen Vorstrafen des Angeklagten wegen 
der gleichen Uebertretung erschien das verhängte Strafmaass angebracht. 

Der Kostenpunkt ergiebt sich nach § 497 Str.-Pr.-O. 



Zur Casuistik des Kampfes gegen den Geheimmittelunfiig. 135 

n. Erkenntniss des Schöffengerichts zu D. vom 28. Juli 1886. 

Der Agent N. N. von N. wurde der unbefugten Anpreisung und des Ver- 
kaufe von Arzneimitteln für schuldig erklärt, deshalb zu ein/sr Geldstrafe von 
20 Mark, event. zu einer Hafbstrafe von einem Tage fclr je 10 Mark Geldstrafe 
und in die Kosten verurtheilt und zwar mit folgender Begründung: 

Der Angeklagte giebt zu, im , Generalanzeiger* vom 17. April d. J. die 
sogenannten «Brandt'schen Schweizerpillen * empfohlen zu haben. 

Nachdem der Angeklagte schon vor Jahren wegen des unbefugten Ver- 
kaufes dieser Pillen verurtheilt worden, hat er nunmehr, wie er angiebt, den 
Verkauf in der Weise eingerichtet, dass er von den Abnehmern die vorge- 
druckten Bestellzettel an das Depot der Schweizerpillen, die Adlerapotheke in 
Frankfurt am Main, schicken lässt, während die Zahlung an ihn erfolgt. Es 
kann dahingostellt bleiben, ob durch dieses Verfahren, durch welches der An- 
geklagte einer Bestrafung wegen unbefugten Feilhaltens von Arzneimitteln 
vorbeugen will, die Anwendbarkeit des § 1 der Kaiserl. Verordnung vom 
4. Januar 1875 bezw. des § 367 Str.-G.-B. ausgeschlossen wird, da der Ange- 
klagte zugeben muss, dass auch in seiner Wohnung Schweizerpillen verkauft 
worden sind und zwar im Verlaufe der letzten drei Monate. 

Der Verkauf der Pillen ist nach den angezogenen Gesetzesbestinmiungen 
verboten und der Angeklagte hat sich daher einer Uebertretung dieser Be- 
stimmungen schuldig gemacht. 

Die von ihm zugegebene Anpreisung der Schweizerpillen durch Annoncen 
im ,, Generalanzeiger '^ enthält sodium eine Uebertretung der Polizeiverordnung 
vom 7. December 1853, und mit Rücksicht darauf, dass Angeklagter schon ein- 
mal wegen Verkaufes dieser Pillen bestraft worden ist, erschien wegen des 
unbefugten Verkaufes eine Geldstrafe von 10 Mark, wegen des Anpreisens eine 
solche in gleicher Höhe, event. eine Strafe von 2 Tagen Haft angemessen. 

Nach § 497 Str.-Pr.-O. hat Angeklagter die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

in. Erkenntniss des Schöffengerichts zu D. vom 5. November 1886. 

Der Agent N. N. zu N. wurde der Uebertretung der Polizeiverordnung 
vom 7. December 1853 (wegen unbefugter Anpreisung von Heilmitteln) für 
schuldig erklärt, deshalb zu einer Geldstrafe von 15 Mark, im Unvermögens- 
falle zu einer Haftstrafe von einem Tage und in die Kosten verurtheilt, und 
dies wie folgt begründet: 

Der Beschuldigte hat im „Generalanzeiger*^ unter der Ueberschrift 
„Warnung und Empfehlung*' angekündigt, ditös er den Verkauf ächter 
R. Brandtscher Schweizerpillen vermittele und gleichzeitig davor warne, 
solche in der Apotheke zu kaufen, weil dort vielföltig nachgemachte verkauft 
würden. 

Da notorisch die sogenannten Schweizerpillen in aUen öffentlichen Blättern 
als Heilmittel gegen Verdauungsstörungen und ähnliche Leiden angepriesen 
und empfohlen werden und da auch in der Annonce durch den Hinweis auf 
die Apotheken angedeutet ist, dass die Schweizerpillen zur Kategorie der 
Arzneimittel gehören, so unterliegt es keinem Zweifel, dass die Annonce eine 
öffentliche Anpreisung der gedachten Pillen als Heilmittel enthält. 

Der Beschuldigte war daher nach Massgabe der Regierungs-Polizeiver* 
Ordnung vom« 7. December 1853 (Amtsblatt S. 684) zu bestrafen. Da Be- 
schuldigter noch nicht bestraft ist, auch sonst keine erschwerenden Momente 
vorliegen, so konnte auf eine massige Strafe erkannt werden. Den Kosten- 
punkt regelt § 497 Str.-Pr.-O. 

Die gegen vorstehendes Erkenntniss (ad 111) von der Staatsanwaltschaft 
eingelegte Berufung wurde von der II, Strafkammer des Landgerichts zu D. 
verwor^n und die Kosten des Rechtsmittels der Staatskasse zur Last gelegt 
und zwar durch 

IV. Erkenntniss vom 20. December 1886 mit folgender Begründung. 

Die Berufung greift nur hinsichtlich des Strafmaasses das Urtheil erster 
Instanz an, welches den Angekläfften wegen öffentlicher Anpreisung der soge- 
nannten Schweizerpillen als Heilmittel zu einer Geldstrafe von 15 Mark 
verurtheilt hat. 
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Der Behauptung des Angeklagten in der zweiten Instanz, dass in der 
von ihm ausgecangenen Annonce der vom Urtheil erster Instanz festgestellte 
Thatbestand nioht gefunden werden könne, konnte nicht näher getreten werden, 
da nach §§ 357, 368 Str.-Pr.-O. das Urtheil, gegen welches der Angeklagte 
Berufung nicht eingelegt hat, nur hinsichtlich des verhängten Strannaasses 
die Rechtskraft nicht beschritten hat, im Uebrigen aber rechtskräftig ist, und 
auch § 343 Str.-Pr.-O. dem von der Staatsanwaltschaft eingelegten Rechts- 
mittel die Wirkung, dass die angefochtene Entscheidung auch zu Gunsten des 
Angeklagten abgeSjidert oder aiugehobon werden könne, nur insoweit beilegt, 
als dieses Rechtsmittel selbst das Urtheil zum Gegenstande seines Angi-iffs macht. 

Die Berufung gegen das Strafmaass, welches als zu niedrig bezeichnet 
wird, erscheint aber durchaus unbegründet. 

Denn wenn das Urtheil erster Instanz auch irrig annimmt, der Ange- 
klagte sei noch nicht wegen bleicher Uebertretung bestraft, während er that- 
sftchlich bereits zwei Mal deshalb zu Geldstrafen verurtheilt war, so ist für 
die vorliegende Yerurtheilung die Strafe doch fQr angemessen zu erachten, weil 
die fraffliche Annonce in einer Weise abgefasst ist, dass sich daraus nicht 
unmittelbar, sondern nur mittelbar fOi den Leser die Annahme ergeben kann, 
es habe dadurch auf die Heilkraft der Schweizerpillen hingewiesen werden 
und eine Anpreisung derselben stattfinden sollen. 

Bei der Erfol^osigkeit der Berufung waren die Kosten nach § 505 Str.- 
Pr.-O, der Staatskasse zur Last zu legen. 

V. Erkenntniss des Schöffengerichts zu D. vom 15. Okt. 1886. 

Der Agent N. N. zu N. wurde des unbefugten Feilhaltens von Arzneien 
für schuldig erklärt, deshalb zu einer Geldstrafe von 10 Mark, im Unver- 
mögens&lle zu einer Haftstrafe von einem Tage und in die Kosten des Yer- 
fifthrens verurtheilt und zwar mit folgender Begründung: 

Der Beschuldigte hat innerhalb der letzten 8 Monate vor Eröffnung des 
Verfahrens dahier ohne polizeiliche Erlaubniss sogenanntes Weissmann's 
Schlagwasser feilgehalten und verkauft, und zwar nicht als blosses Präser- 
vativ-, sondern acrch als Heilmittel gegen Schlagfluss-Erkrankungen, wie sich 
aus dem Inhalte der den Käufern als Anpreisung und Gebrauchsanweisung 
mit verabfolgten Brochüren ergiebt. 

Dieses Schlagwasser gehört aber nach seiner Erscheinungsform unzweifel- 
haft zu den im Verzeichnisse A zur Verordnung vom 4. Januar 1875 (R.-G.-B1. 
S. 5) au%eföhrten Zubereitungen, da es eine flüssige Arzneimischimg zum 
ättsserliohen Gebrauche ist. 

Der Beschuldigte war daher nach § 367 No. 3 Str.-G.-B. zu bestrafen. 

Das Strafmaass entspricht den Umständen des Falles. 

Ueber die Kosten ist nach § 497 Str.-Pr.-O. entschieden. 

VI. Erkenntniss des Schöffengerichts zu E. vom 4, Febr. 1887. 

Der Kaufmann N. N. zu N. wurde der Uebertretung gegen § 367 No. 3 
Str.-G.-B. für schuldig erklärt, deshalb mit einer Geldstrafe von 20 Mark, im 
Unvermögensfalle 2 Tagen Haft und in die Kosten verurtheilt und dies, wie 
folgt be^^ündet: 

Der Angeklagte hat gegen die polizeiliche Strafverfügung, durch die er 
mit 20 Mark Geldstrafe, event. 2 Tagen Haft belegt wurde, weil er in seinem 
Gteschäftslokale Geheim- und Arzneimittel, deren Handel nicht freigegeben ist, 
feilgehalten, Widerspruch erhoben. 

Die Beweisaufiiahme ergab Folgendes : Im Geschäftslokale des Angeklagten 
wurden bei einer ärztlichen Revision einige Schachteln „Vorbeugungsmittel'', 
•sowie eine Dose Salmiakpastillen polizeilich beschlagnahmt. 

Letztere fallen unter die Kategorie „Arzneipastillen'', das „Vorbeugungs- 
mittel* unter die „Arzneisalben*, welche nach § 1 der Verordnung vom 
4. Januar 1875 nur in Apotheken feilgehalten werden dürfen. 

Zwar hat Angeschuldigter eingevmndt, dass das „Vorbeugungsmittel'' 
nichts anderes sei, als Gold Cream. Unter letzterem Namen aber ist dasselbe 
nicht feilgehalten, daher der Einwand zu verwerfen. 

Hiemach musste thatsächlich festgestellt werden, dass der Angeklagte in 
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seinem Geschäftslokale Arzneien feilgehalten hat, deren Handel nicht freige- 
geben ist — Uebertretung gegen § §67 No. 3 Str.-G.-B. 

Dieserhalb erschien eine Geldstrafe von 20 Mark, eTentl. 2 Tage Haft 
und Auferlegung der Kosten angemessen. 

Vn. Erkenntniss des Schöffengerichts zu D. vom 25. Febr. 1887. 

Der Kaufmann N. N. zu N. wurde der Uebertretung der Regierungs- 
Polizei- Verordnung vom 7. December 1858 f^ schuldig erkl&ii, deshalb zu einer 
Geldstrafe von 20 Mark, im Unvermögensfalle zu 2 Tagen Haft und in die 
Kosten verurtheilt. 

Der. Angeklagte ist geständig, im „Anzeiger** im November v. J. Folgendes 
bekannt gemacht zu haben : „Gegen Husten, Gatarrh^ Heiserkeit» VerschlemiunK 
und Stickhusten giebt es kein besseres und wohlschmeckenderes Genussmittel 
als den ,^G. A. Rosch*schen Fenchelhonigsyrup'*. Allein echt zu haben 
in D. bei N. N. u. s. w. 

Die Anklage wurde erhoben, ohne die aufgeftLhrten Verkäufer vorher zu 
befragen. 

In der vorstehenden Annonce ist der „Fenchelhonigsyrup'* unzweifelhaft 
als Heilmittel angepriesen und es ist daher für erwiesen erachtet, dass der 
Angeklagte in mcht rechtsverjährter Zeit zu D. den sogenannten „Fenchel- 
honigsyrup" als Heilmittel öffentlich angepriesen hat. 

VIII. Erkenntniss des Schöffengerichts zu D. vom 15. April 1887. 

Der Droguist N. N. zu N. wurde der Uebertretung des § 867 No. 3 
Str.-G-B. und der Kaiserlichen Verordnung vom 4. Januar 1875 für schuldig 
erachtet, deshalb zu einer Geldstrafe von 150 Mark, im UnvermögensMle zu 
30 Tagen Haft und in die Kosten verurtheilt. 

Im Februar d. J. wurde bei einer bei dem Angeklagten vor^enonunenen 
Revision zwar ein vorschriftsmässk^ eingerichteter Giftschrank, jedoch ohne 
jeglichen Inhalt, vorgefunden. Im Laden und Lagerraum waren Arzneimittel 
nicht vorhanden. 

Bei weiterer Durchsuchung bezeichnete der Angeklagte zwei auf dem 
Hofe verschlossene Thüren als alte Abtritte und ömiete diese Thüren erst 
dann, als das gewaltsame Eröffiien angedroht wurde. In den Abtritten wurde 
Verdächtiges nicht vorgefunden, dagegen eine weitere Thür daselbst bemerkt, 
die der Angeklagte gleichfalls erst nach stattgehabter Androhung öffiiete. 

In diesem Gelasse wurden verschiedene Arzneimittel und siilrk wirkende 
Gifte durch einander liegend aufgefunden, und zwar die Arzneimittel in so 
kleinen Mengen, dass von einem Grosshandel vorliegend nicht die Rede sein 
konnte. 

Angeklagter gestand auch zu, diese Arzneien und Gifte verkauft zu haben. 

Mit Rücksicht auf dieses gewerbsmässige imd gemeingefährliche Treiben 
des Angeklagten wurde wegen Verkaufs von Arzneimitteln eine Geldstrafe von 
100 Mark und wegen nicht vorschrifbsmässiger Aufbewahrung von Giften eine 
Geldstrafe von 50 Mark für gerechtfertigt erachtet und daher auf eine Ge- 
sammt-Geldstrafe von 150 Mark, eventl. 30 Tagen Haft erkannt. 

Die Entscheidung wegen der Kosten beruhte auf § 497 Str.-Pr.-O. 

IX. Erkenntniss des Schöffengerichtes zu E. vom 8. Febr. 1887. 

Die Kauf leute N. N. zu N. wurden für schuldig erachtet, ohne polizeiliche 
Erlaubniss eine Arznei, bezüglich deren der Handel nicht freigegeben ist, zu- 
bereitet, feilgehalten und verkauft zu haben, und wurden defmalb zu einer 
Geldstrafe von je 5 Mark, im Unvermögensfalle zu je einem Tage Haft ver- 
urtheilt, sowie in die Kosten des Verfahrens. 

• Die Angeklagten waren beschuldigt, im October v. J. zu N; als Inhaber 
der daselbst bestehenden Handlun^sfirma N. N. ohne polizeiliche Erlaubniss 
„Kräuter-Block-Malz^^ als wirksames Heilmittel gegen Husten, Ver- 
schleimung u. s. w , also „Zubereitungen" als Arznei in ihrem Geschäfte zu- 
bereitet, feilgehalten und verkauft zu haben. 

Die Angeklagten haben in der Hauptverhandlung obigen Thatbestand 
zugegeben, indem sie eingeräumt haben, dass das Kräuter-Block-Malz in ihrem 
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Geechäfte hergestellt und verkauft, dieses Mittel auch von ihnen im Blatt« 
bekannt gemacht werde. Sie behaupten jedoch, dass der Verkauf des ,,Eräut6r- 
Block-MaSzes" nicht strafbar sei, dk letzteres nicht im Verzeichnisse A. der 
Verordnung vom 4. Januar 1875 aufgeführt und somit der Handel mit dem- 
selben freigegeben seL 

Diese Behauptung ist jedoch eine irrige, denn das von den Angeklagten 
feilgehaltene „Eräuter-Block-Malz^' wird nach deren eigenen Angaben zum 
Theil aus conzentrirten Extracten der besten und heilsamsten &äuter her- 

festellt. Hierunter sind „Zubereitungen als Heilmittel'^ zu verstehen, deren 
'eilhalten und Verkauf nach § 1 der Verordnung vom 4. Januar 1875 nur in 
Apotheken gestattet ist, und kommt es nach dem genannten Paragraphen 
mcht darauf an, ob diese Zubereitungen aus arzneilich wirksamen oder aus 
solchen Stoffen bestehen, die an und fOr sich zum medicinischen Gebrauch 
nicht geeignet sind. 

Die Angeklagten haben sich mithin einer üebertretung g^n § 367 
No. 3 Str.-G.'B. und § 1 der Verordnung vom 4. Januar 1875 schuldig gemacht 
und waren in Gemässheit der genannten Bestimmungen zu bestrafen. 

Bei Festsetzung der Höhe der Strafe hat das Gericht erwogen, dass die 
Angeklagten bisher noch nicht bestraft sind und sich in dem guten Glauben 
befanden, dass der Verkauf von ,J&äuter-61ock-Malz*' freigegeben sei. 

Die Verurtheilung der Angeklagten zu Strafe hat zur Folge, dass ihnen 
auch gemäss § 497 Str.-Pr.-O. die Kosten des Verfahrens zur Last fallen. 

X. Erkenntniss des Schöffengerichtes zu D. vom 27. Mai ^887. 

Der irn.nfrnft.nTi N. N. ZU N. wurde der Uebertretufig der Regierungs- 
Polizei- Verordnung vom 7, December 1853 für schuldig erklärt und deshalb zu 
einer Geldstrafe von 15 Mark, im Unvermögensfalle 3 Tagen Haft und in die 
Kosten verurtheilt. 

Angeklagter war beschuldig und geständig, im „Generalanzeiger'* 
Migränestifte", angeblich aus. reinem Menthol bestehend, als «Jeden Kopf- 
schmerz sofort lindernd'* angepriesen zu haben. 

Nach dem eidlichen Gutachten des Sachverständigen bestehen diese Stifte 
jedoch nicht aus reinem Menthol, vielmehr enthalten sie Menthol und eine 
allerdings nicht bedeutende Beimengung von Paraffin. 

Angekl&B^r war daher nach der Kaiserlichen Verordnung vom 4. Januar 
1875 als Kaumiann zum Verkauf der Migränestifte nicht berechtigt, mithin 
auch zu deren Anpreisung nicht befugt und demgemäss nach obiger Polizei- 
verordnuBg zu bestrafen. 

Die durch richterlichen Straf befahl festgesetzte Greldstrafe von 15 Mark 
ev. 3. Tagen Haft erschien angemessen und den Kostenpunkt bestimmt § 497 
Str.-Pr.-O. 

XL Erkenntniss des Schöffengerichtes zu C. vom 16. Juli 1887. 

Der Droguist N. N. zu N. wurde der Üebertretung der Regierungs-Polizei- 
Verordnung vom 7. December 1853 für schuldig erklärt und deshalb unter Auf- 
erlegung der Kosten zu einer Geldstrafe von 30 Mark, an deren Stelle im 
NichtzaJblungsfalle für je 5 Mark 1 Tag Hafb tritt, verurtheilt. 

Angeklagter, als alleiniger Inhaber der Firma N. N. zu N. war be- 
schuldigt, im „Generalanzeiger*' zu C. sogenannte „Hydro ps-Essenz'' als 
HeilmiUel gegen Wassersucht angepriesen zu haben. Angeklagter gab zu, 
das fragliche Inserat, durch welches in jedem Stadium sichere schnelle Heilung 
der Wassersucht durch „Hydrops-Essenz'' versprochen wird, unter Vermittelung 
der Annoncen-Expedition N. N. zu N. eingerückt zu haben, bestreitet aber die 
Rechtsbeständigkeit der erwähnten Regierungsverordnung vom 7. December 
1853 gegenüber den Vorschriften der Gewerbeordnung. 

Dies Bestreiten ist jedoch unbegründet. Auf Grund des Art. 36 des 
Gesetzes vom 21. Germinal des Jahres XI und des Gesetzes vom 29. Pluviose 
des Jahres XIII, welche noch zu Recht bestehen, war die Königliche Re- 

fierung — wie auch das Kammergericht in dem Erkenntnisse vom 11. Novem- 
er 1886 (Zeitung des Rheinpreussischen Amtsrichtervereins, 5. Jahrgang, 
No. 10 und 11) angenommen hat — zum Erlasse obiger Verordnung befugt, 
und sind insbesondere durch § 867. No. 8 R.-Str.-G.-B. die Bestimmungen jener 
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Gesetze, welche das Ankündigen von Heilmitteln verbieten, nicht aushoben 
(Op penhoff,. Note 26). 

Jene Regierongsverordnong verbietet aber das unbefagte Feilbieten und 
Anpreisen von Heilmitteln. 

Unbefugt ist das, was nicht erlaubt ist. Erlaubt ist aber das Feilbieten 
von Arznei- und Heilmitteln nur denjenigen, die auf Grund der Gewerbe- 
ordnung die Approbation hierzu erlangt haben. (NB. und ein Apotheken- 
privilegium oder eine Concession. Der Ref.) 

Diese Approbation zu besitzen hat der Angeklagte nicht einmal zu be- 
haupten gewagt. 

Demnach ist erwiesen, dass er obige Regierungsverordnung übertreten 
hat. Er war daher wegen dieser Uebertretung zu verurtheilen. Die zuer- 
kannte Strafe erschien mit Rücksicht auf seine vielfachen Vorstrafen ähnlicher 
Art angemessen und die Kosten treffen ihn gemäss § 497 Str.-Pr.-O. 

XII. Erkenntniss des Schöffengerichts zu G. vom 14. September 1887. 

Der Bäcker und Wirth N. N. zu N. wurde wegen unbefugter Ankün- 
digung eines Heilmittels zu einer Geldstrafe von 10 Mark ev. 2 Tagen Haft 
verurtheilt. 

Durch eine Annonce im '„Generalanzeiger" zu G. hatte Angeklagter so- 
genannten „Eisenwein^* als bewährtestes und anerkannt vorzügliches Heil- 
mittel ^egen Bleichsucht, Blutarmuth u. s. w. angepriesen. 

Dieserhalb durch polizeiliche Strafverfögung auf Grund der Regierungs- 
verordnung vom 7. December 1853 mit 10 Mark Geldstrafe bestraft, hat er 
gegen diese Verfügung Einspruch erhoben. Dieser Einspruch ist nicht ge- 
rechtfertigt. 

Nach den noch in Kraft befindlichen Gesetzen vom 21. Germinal XI und 
25. Prairial XIH, sowie der vorangezogenen Regierungsverordnung ist das 
öffentliche Anpreisen von G^hehnmitteln verboten. 

Als solche sind aber alle gegen Krankheiten empfohlene Mittel anzu- 
sehen, deren Zusammensetzung nicht allgemein bekannt ist, oder sich aus 
ihrem Namen ergiebt. (Vergl. Entscheidungen des Reichsgerichts in Straf- 
sachen, Bd. 6, S. 329.) 

Diese Kriterien treffen bei dem vom Angeklagten empfohlenen „Eisen- 
wein'* zu, der, wie er selbst zugiebt, aus einer Anzahl verschiedenartiger Stoffe 
zusammengesetzt ist. 

Angeklagter war daher wegen Zuwiderhandlung gegen vorgenannte Ge- 
setze zu bestrafen und hat nach § 497 Str.-Pr.-O. die Kosten des Verfahrens 
zu tragen. 

XIU. Erkenntniss des Schöffengerichts zu D. vom 1. Juli 1887. 

Der Kaufmann N. N. zu B. wird des unbefugten Anpreisens von Heil- 
mitteln für schuldig erklärt und deshalb zu einer Geldstrafe von 30 Mark, im 
Unvermögens&Ue zu 3 Tagen Hafb und in die Kosten verurtheilt. 

Angeklagter ist gestöndig, im „Generalanzeiffer" Malzextractpräparate 
mit der Schutzmarke „Huste nicht" als Heilmittel für Brust- und Lungen- 
kranke angepriesen zu haben. Als Verkäufer sind in der Annonce die j^uf- 
leute N. N. und N. N. zu D. angegeben. 

Das Präparat „Hustenicht" besteht nach dem eidlichen Gutachten des 
Sachverständigen nicht aus reinem Malzextract, sondern ist vielmehr ein aus 
verschiedenen pflanzlichen Substanzen zusammengesetzter Syrup. 

Das Präparat darf daher auf Grund der l^aiserlichen Verordnung vom 
4. Januar 1875 nur in Apotheken verkauft werden und ist die Anpreisung in- 
soweit unbefugt, als der Verkauf bei Nichtapothekem stattfindet. 

Hiemach war Angeklagter nach der Regierungs-Polizeiverordnung vom 
7. December 1875 und § 1 &r Kaiserlichen Verordnung vom 4. Januar 1875 
zu bestrafen. 

Da er in der Anpreisung hervorgehoben, dass sein Präparat vortheilhaft 
sei, wo andere Mittel sich als erfol^os erwiesen haben, so erschien die höchste 
Strafe ^von 40 Mark, ev. 3 Tagen Haft) angemessen. 

Die Entscheidung wegen der Kosten beruht auf § 497 Str.-Pr.-O. 
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Statistischer Bericht der Unterrichtsanstalt für Staats- 
arzheikunde zu Berlin vom April 1886 bis Oktober 1888. 

Von Dr. Fritz Strassmanii) Assistenzarzt. 

(Fortsetzung). 

4 mal wies die Section das Bestehen einer tuberculösen 
Lungenphthise nach; als Todesursache ergab sich Imal (No. 67) 
eine Embolie der rechten Pulmonalarterie, augenscheinlich von 
Thromben im rechten Herzohr ausgehend; 3 mal (No. 68 — 70) 
fand sich nur Lungenoedem ausser der Phthise, und musste die 
Todesursache in dieser gesucht werden. Aehnliche Fälle haben 
Strecker u. A. Lesser*) mitgetheilt. Das Alter unserer Tuber- 
kulösen betrug übrigens 45, 50, 60 und 64 Jahre. 

Weitere 4 Fälle plötzlichen Todes repräsentiren Aflfectionen 
des Verdauungsapparates, 2 mal lag eine Perforations- Peritonitis 
vor, als deren Ursache sich Imal bei einem 35 jähr. Mädchen 
(No. 71) ein rundes Magengeschwür herausstellte, das andere Mal 
(No. 72) bei einem 53 jähr. Mann bildete die Perforationsstelle 
ein rundes Geschwür des Duodenum, das übrigens ungewöhnlich 
tief, fast am Beginn des Jejunum sass, also an einer Stelle, an 
der man die Einwirkung saurer Flüssigkeit eigentlich nicht mehr 
erwarten sollte. Bei einem 40 jähr. Mann (No. 73) fand sich 
eine starke Lebercirhose (mit Ascites, Icterus, Milztumor), die zu 
einer tödtlichen Magenblutung geführt hatte. Der Magen war 
prall gefüllt mit geronnenem Blut, und die Lungen wiesen eine 
ausgebreitete Blutaspiration auf. Der vierte Fall betraf einen 
20 jähr. Mann (No. 74) der mehrere Tage lang unwohl gewesen, 
dann plötzlich an Herzschlag gestorben sein sollte: Die Section 
ergab einen eingeklemmten rechtseitigen Schenkelbruch. 

Endlich fanden wir bei einer 39 jähr. Frau (No. 75), die öfters 
. schwere Anfälle von Hemicranie gehabt haben sollte und plötzlich 
gestorben war, einen fast faustgrossen Tumor in der Hirnrinde im 
hinteren Theil des rechten Scheitellappens, dicht an der Mittel- 
linie. Die mikroskopische Untersuchung ergab ein Gliom. 

Die & Männer (No. 76 — 80), bei denen der Tod dem Polizei- 
bericht zufolge, im Rausch eingetreten sein soll (sämmtlich 
zwischen 30—45 Jahren) boten fast durchweg, abgesehen von 
dem 3 mal notirten Alcoholgeruch des Mageninhalts, keine Be- 
funde, die für diese Todesart hätten verwerthet werden können. 
Nur Imal fanden sich Ecchymosen auf den Lungen. Auch auf 
den chronischen Alcoholismus zu 'beziehende Veränderungen 
fehlten in 2 Fällen, von denen in einem der Beftind durch Fäulniss 
allerdings bereits erheblich verdunkelt war. In den 3 anderen 
bestand Fettleber, daneben 2 mal chronische Entzündung der 
weichen Hirnhaut, Imal war diese völlig intact, dagegen fand 
sich eine Pachymeningitis interna mit starker Vascularisation 
der neugebildeten Membranen, sowie Verwachsung von Schädel 
und GeWm. In diesem Falle bestand auch braune Herzatrophie 
und beginnende Schrumpfniere. 

*) Vierteljahrsschrift Band 48, S. 43. 
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Unter 18 Sectionen durch Sturz uragekommeuer Personen 
nimmt die eine eine besondere Stellung ein, da sie einen durch 
Sturz mit dem Pferde verunglückten Mann (No. 80) betrifft, bei 
dem augenscheinlich eine kolossale Compression des obersten 
Brusttheiles stattgefunden hatte. 

Es fand sich nämlich ein Bluterguss auf der Mitte des Brust- 
beins, eine Fractur des Körpers desselben dicht unter dem 
Manubrium, das untere Fragment nach oben und hinten dislocirt, 
ein Bluterguss auf der Wirbelsäule, eine totale Fractur der 
letzteren in der Höhe des 7. Halswirbels, das Rückenmark an 
dieser Stelle fast schnittformig durchtrennt, Bluterguss im Wirbel- 
kanal und Fractur der ersten rechten Bippe dicht an ihrem 
Wirbelansatz. 

In sieben weiteren Fällen hatte ein Sturz von nur geringer 
Höhe stattgefunden, einmal auf den steinernen Fussboden im 
epileptischen Anfall, die übrigen Male mehrere Stufen hinab. 
Einmal (No. 82) fand sich ausser Hautabschürfungen und Sugil- 
lationen an Kopf und Beinen keine Verletzung, es musste ein 
Tod durch Himerschütterung angenommen werden. Ein anderes 
Mal (No. 83) war die Kopfverletzung nur gering (Blutung im 
Schläfenmuskel, darunter mehrere sich kreuzende Fissuren im 
Knochen, Dura und Hirn unversehrt), der Tod war durch Aspi- 
ration von Speisemassen, die die Speiseröhre, Luftröhre und 
Bronchien dicht erfüllten, eingetreten. 3 mal war eine erhebliche 
Schädelverwundung mit Verletzung der Basis vorhanden. 

(No. 84) ein Bruch d^ E^terhauptbeins, von dem aus 
mehrere sagittale Fissuren in die Basis hinabreichen; (No. 85) 
eine sternförmige Fissur in der Schuppe des Schläfenbeins, quer 
durch die Pyramide bis in die Basis reichend; bei beiden auf 
und unter der Dura Blut, Lungenoedem. Endlich (No. 86) eine 
Fissur des Hinterhauptbeins liiD^erseits, die sich in die Basis von 
hinten nach vom bis zur Schläfenbeinpyramide fortsetzte. Blut- 
erguss zwischen Dura und Hirn, blutige Infiltration der Pia mit 
kleinen blutigen Zertrümmerungen der benachbarten Himsubstanz 
an der Basis des Schläfenlappens, haselnussgrosse Zertrümmerung 
des Hinterhauptlappens links, entsprechend der Fissur grosse 
Blutung in die Kopfhaut, Lungenoedem — Tod nach 18 Stunden. 

Die beiden letzten Fälle No. 87 und 88 zeigten den typischen 
Befund der Verletzung der Arteria meningea media, bei beiden 
fanden sich Fissuren in der linken Schläfengegend, die sich nach 
unten zu durch die mittlere Schädelgrube quer hindurch er- 
streckten und die Furche für die Arterie durchsetzten. Auf der 
hallen Hirnhaut lag entsprechend dem Planum temporale ein 
mächtiger Erguss geronnenen Blutes, der zu einer erheblichen 
Abplattung des Gehirn geführt hatte. 

10 mal lag ein Sturz aus grösserer Höhe vor; hier fanden 
sich Imal, es war das der schon erwähnte Fall, bei dem die 
Section das Bestehen einer Pleuropneumonie im rechten Ober- 
und Mittellappen ergab, nur erhebliche Knochenverletzungen, 
Bruch des linken Femur und Os pubis und als Todesursache eine 



142 Dr. Fritz Strassmann. 

ausgedehnte Fettembolie der Lungen. 5 mal war die TodesurBaclie 
Buptur innerer Organe und zwar: 

(No. 90) grosse Leberruptur, mehrfache Eippenbrüche, Blutung 
in Brust- und BaucUiöhle. (No. 91) Bruch des linken Ober- 
schenkels, der Bippen, Blut in Bauchhöhle, Brusthöhle, Herz- 
beutel, Zerreissung des Zwerchfells, der Milz, Leber und Nieren, 
am Herzen und im Innern der Lunge*). (No. 92) Complicirter 
Bruch des Ober- und Unterkiefers, des linken Oberschenkels und 
Oberarms, des rechten Oberschenkels, der 2. und 3. Eippe beider- 
seits. Blutung in die linke Brustfellhöhle, Zerreissung der Aorta 
dicht unterhalb des Bogens. Das obere und untere Fragment 
zeigen ziemlich scharfe Bänder, stehen etwa 1 cm auseinander. 
Einriss der Pleura an der Bupturstelle. (No. 93) Dreieckiges 
Stück der linken Hälfte der Hinterhauptsschuppe ausgebrochen, 
von diesem ausgehend mehrere sagitale Fissuren durch die Basis, 
stichwundenartiger Biss in der Dura, Hirn unverletzt; doppelter 
Bruch der 2. — 4. Bippe beiderseits, links mit Perforation der 
Pleura. Grosse Blutmassen in der linken Brusthöhle, grosse zer- 
rissene Höhle im Unterlappen der linken Lunge nach dem 
Zwerchfell zu sich öffiiend, im Innern bis an die Spitze des 
Unterlappens reichend. Blutathmen, oberflächliche Bisse in der 
rechten Niere und an der Oberfläche der Leber. (No. 94) Selbst- 
mord: unbedeutende Hautwunde über dem rechten Ohr, colossale 
Zertrümmerung von Schädel -Dach und Basis, die in eine grosse 
Anzahl (38) mittlerer und kleiner zum Theil noch durch die 
Knochenhaut mit einander verbund|per Enochenstücke zerfallen. 
Totale Diastase der Lambdanaht, mehrfache Zerreissungen der 
Dura; durch eine derselben und durch die nach aussen davon 
befindliche Enochenlücke ist zertrümmerte Hirnsubstanz getreten; 
grosse Mengen Blut in der linken Pleurahöhle, Biss im absteigen- 
den Ast der Aorta, der dieselbe fast ringförmig getrennt hat, 
auch in der rechten Brusthöhle viel Blut, der rechte obere 
Lungenlappen in grosser Ausdehnung zerrissen, mehrere Einrisse 
an der convexen Fläche des rechten Leberlappens; einige grössere 
Zertrümmerungen am vorderen Bande der Unterfläche. 

Fanden wir hier Bupturen innerer Organe und Kopfver- 
letzungen combinirt, so waren in den 4 folgenden Fällen die 
letzteren allein vorhanden. 

(No. 95) ziemlich scharfe Hautwunde auf der linken Seite 
des Kopfes, Bluterguss in die Kopfschwarte, darunter ein drei- 
eckiges Stück der linken Schläfenbeinschuppe ausgesprengt, doch 
nicht dislocirt, die dasselbe umgebenden Fissuren strahlen in die 
mittlere Schädelgrube aus, harte Hirnhaut unverletzt, Blut 
zwischen ihr und der Pia, Contusion des linken Schläfelappens. 
(No. 96) Selbstmord, Geisteskranke. Bruch des linken Schlüssel- 
beins und Unterschenkels, Schädel unversehrt, flächenhafter 
Bluterguss zwischen harter Hirnhaut und Gehirn, mehrere kleine 

*) Genauer mitgetheilt: Vierteljahrsschrifk Band 48, S. 387. „Centrale 
Rupturen innerer Organe'^ 
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Herde blutiger Zertrümmerung in der Rinde der rechten Hemi- 
sphäre, Bluterguss in die Vierhügel mit Durchbruch in den Aquä- 
ductus, Blut im 4. Ventrikel, Speisemassen im Oesophagus, Kehl- 
kopf, Luftröhre und Bronchien, dieselben zum Theil vollkommen 
verstopfend. Lungen stark ausgedehnt 

Der Fall ist in doppelter Hinsicht interessant, erstens als 
Beispiel einer ohne Verletzung des Schädels eingetretenen Con- 
tusion der Himsubstanz und Apoplexie in dieselbe, deren trau- 
matischer Ursprung nach dem von v. Bergmann aufgestellten 
Grundsatz durch die gleichzeitige intermeningeale Blutung sicher 
gestellt werden konnte, ferner weil die letete Todesursache in 
ihm wie in dem schon oben erwähnten Falle No. 83 Erstickung 
durch Speisemassen war, die in Folge der Kopfverletzung er- 
brochen und im Zustande der Bewusstlosigkeit aspirirt wurden. 
Dass es sich nicht um eine postmortale Entleerung des Magen- 
inhalts in die Luftwege handelte, haben wir in diesem wie in 
einem späteren Falle, wo nicht Kopfverletzung, sondern Trunken- 
heit die Ursache des Erbrechens und der Aspiration war, mit 
Bücksicht auf das tiefe Eindringen der Flüssigkeit bis in die 
kleinsten Luftwege angenommen. 

(No. 97) Selbstmord; kleine bis auf den Knochen gehende 
Wunde der Stirn; Längsbruch ziemlich in der Mitte des Stirn- 
beins, setzt sich durch die Basis entlang der Crista galli fort, 
spaltet sich dann in zwei Schenkel, welche die rechte und linke 
Felsenbeinpyramide durchtrennen. Zertrümmerung der Basis 
beider Stimlappen, Bruch des Unterkiefers links, des linken 
Oberschenkels. Keilförmiger blutiger Infarct der rechten Lungen- 
spitze, Ecchymosen auf dem Pericardium. 

Hier liegt also ein Beispiel für das Vorkommen von Ec- 
chymosen, sowie von hämorrhagischen Infarcten der Lunge bei 
Kopfverletzungen vor. Was die Häufigkeit des Lungenoedems bei 
denselben anlangt, so ist dasselbe wie ersiclitlich unter 13 Malen 
dreimal aufgetreten. 

Der letzterwähnte Fall, sowie die früher besprochenen No. 81 
bis 88, 93 bis 95 entsprechen im Ganzen dem Schema Mes- 
serer 's: J)ei Stirn- und Hinterhauptverletzungen vorwiegend 
Längsbrüche, bei Schläfenverletzungen vorwiegend Querbrüche 
der Basis. Dass indes Ausnahmen von diesem Verhalten nicht 
selten sind, beweist Li man (Lehrbuch II, S. 138). Für den an 
dieser Stelle von ihm gleichfalls angeführten ganz ausnahms- 
weisen Fall einer fast totalen Absprengung des Schädeldaches 
von der Basis, bietet unser letzter Fall von Sturz eine Analogie. 

(No. 98.) Hautwunde über dem linken Auge bis auf den 
Knochen reichend, Bruch des Stirnbeins, sich um den Schädel 
herum bis in das Hinterhauptbein fortziehend, sodass das Schädel- 
dach fast ganz von der Basis abgehoben werden kann; von die- 
sem Bruch ausgehend ziehen mehrere Fissuren in die Basis her- 
ein, denen zum Theil Zerreissungen der Dura und blutige Zer* 
trümmerungen der Himsubstanz entsprechen. 
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Den Beobachtougen von Sturz schliesst »ich Fall 93, einen 
Mann betreffend, dem eine schwere Kiste den Schädel zerschmet- 
tert hatte, an. 

Bei ihm fanden wir eine 10 cm lange scharfrandige Wunde 
am Hinterhaupt, zwei kleinere Einrisse über dem linken Auge, 
eine L&ngsfractur der Schädelbasis von rechts hinten (am Hinter- 
hauptsloche rechts vorbei) nach links vom verlaufend und sich 
auf das Schädeldach vom und hinten etwa 5 cm über die Säge- 
fläche fortsetzend, so dass die Schädelbasis in zwei fast gleiche 
Hälften zerfällt. Blutung in das E]einhim, multiple Petechien 
im rechten Streifenhfigel. 

Der Fall muss wohl als einer derer von Berstung der Basis 
bei plötzlicher Compression des Schädels aufgefasst werden. Diese 
Berstungen verlaufen nach dem, was wir gesehen, zumeist trans- 
versal, in Form der sogenannten Ghamierbrüche; Längsfracturen, wie 
im vorliegenden Fall, bilden das entschieden seltenere Vorkommen. 

Es würden dann weiter folgen 6 Fälle durch Ueberfahren 
von Wagen. 

Der erste derselben (No. 100) zeigte Blutunterlaufiongen an 
Brust^ Bauch und Kopf, mehrfache Bippenbruche rechts und links 
ohne Verletzungen der Pleura, einzelne kleine Bisse der rechten 
Lunge, Pneumothorax, Hautemphysem. Bei No. 101 fand sich allge- 
meine Anämie, grosses Extravasat in der Bauch- und rechten 
Brusthöhle, colossale Zerreissung des rechten Leberlappens an 
seiner unteren Fläche, mehrere ganz abgerissene Leberstücke 
liegen frei in der Bauchhöhle; die Lebervenen ziehen als isolirte 
Stränge quer über die zerrissene Substanz, die Pfortader an ihrem 
Eintritt in die Leber quer durchrissen; erbsengrosses Loch im 
rechten Zwerchfell, mehrere kleine Contusionen der rechten 
Lunge; oberflächliche horizontale, zackige Einrisse der rechten 
Niere ohne Verletzung der Kapsel; spaltförmige Wanddurchtren- 
nnng an der hinteren Fläche der Blase. Bei No. 102 ergab sich ein 
Bmch der untersten Bippen links, eine Ruptur der Milz, ober- 
flächliche Einrisse der linken Niere an ihrer vorderen Fläche, 
Bluterguss um Niere, in Blase und Bauchhöhle (Vj^ 1). Bei No. 103 
Blut in Brust- und Bauchhöhle, Zerreissung der linken Lunge, 
der Milz, grosse Zerreissung der Leber rechts unten, der rechten 
Nebenniere in zwei Stücke, das obere der Leber, das untere 
der rechten Niere anliegend; mächtiger Bluterguss um die letz- 
tere. No. 104 zeigte: Blut in der linken Pleura und Bauchhöhle 
und im Herzbeutel, mehrfache Bippenbrüche, Zerreissung im Mus- 
kelfleisch des linken Herz Ventrikels, in den Lungen, ausgedehnte 
Zertrümmerung der Leber, oberflächliche Niereneinrisse. Im 105. 
Fall, der noch 24 Stunden nach dem Ueberfahren gelebt hatte, 
fand sich ein Splitterbmch des linken Oberarmes, eine Diastase 
der linken Ereuzbeinbeckenfiige mit Blutung in die Musculatur; 
eine Zerreissung des Mesenteriums am Ansatz an das Colon des- 
cendens; thalergrosses Loch mit blutdurchtränkten Bändern, 
auch der angrenzende Darm mit Blutungen bis in die Schleim- 
haut durchsetzt (l^s 1 Blut in der Bauchhöhle). 
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Der letzte Fall ist hervorzuheben als ein neues Beispiel von 
längerem Leben nach einer Verletzung, die, wie man meinen 
sollte, den sofortigen Tod bedingen musste. 

Aehnliche Veränderungen: Blut in Herzbeutel und Bauch- 
höhle; horizontaler, 1 cm langer Einriss im rechten Vorhof nahe 
der Einmündung der linken Hohlvene; Bruch der 2. — 6. Kippe 
rechts, Längsriss der Leber, den rechten und linken Lappen bis 
auf einige meist durch Gefässe gebildete Brücken fast vOUig 
trennend; mehrere 2 — 8 cm tiefe sagittale Einrisse am rechten 
Leberlappen, wies der erste (No. 106) der 3 von der Eisenbahn 
Ueberfahrenen auf. Die beiden anderen zeigten weit hochgra^ 
digere Zerstörungen. No. 107 Abreissung des linken Fusses, das 
Fragment hängt nur noch durch einige Sehnen mit dem übrigen 
Körper zusammen; Splitterbruch am linken Fussgelenk, am link^ 
Oberschenkel und rechten Unterschenkel; Luxatio sub-coracoidea 
des rechten Oberarmes mit Zurückbleiben des abgerissenen Tub. 
ext. in der Gelenkpfanne; Brüche, zum Theil doppelt, der meisten 
Bippen und des Beckens; zwei die Eopfschwarte durchdringende 
Hautwunden, Hautemphysem, zwei Bisse der linken Lunge, ent- 
sprechend perforirenden Bippenverletzungen, ein Längsriss an der 
Concavitä^t des linken Leberlappens, oberflächliche Einrisse der 
linken Niere, Blutathmen, Anämie. No. 108: Abreissung des lin- 
ken Oberarmes, der nur durch einige Hautbrücken verbunden ist, 
des linken Fusses, der rechten grossen Zehe, mehrere Hautwun- 
den an der Stirn, doppelter Bruch fast aller Bippen, Diastase der 
Symphyse, Zerreissung der Blase an ihrer Vorderwand, der rech- 
ten Lunge in ihrem Ober-, der linken in ihrem Unterlappen; 
Blutathmen. 

Während diese beiden letzten Fälle auch ausgedehnte Haut- 
verletzungen zeigen, sind solche — eine Erscheinung, die schon 
mehrfach hervorgehoben, — in den meisten übrigen FäUen von Tod 
durch stumpfe Gewalt gering gewesen oder haben fast ganz ge- 
fehlt, trotz gewaltiger innerer Zerstörungen. 

Was die letzteren, dieBupturen innerer Organe anlangt, 
so sind dieselben bei Zusammenrechnen aller Fälle von Tod 
durch stumpfe Gewalt bei 14 derselben überhaupt aufgetreten. 
Neunmal waren Verletzungen der Leber vorhanden, und zwar fünf- 
mal grössere Zertrümmerungen von nicht mehr zu characterisiren- 
dem Verlauf, daneben 1 mal, sowie in 3 der übrigen Fälle sagittal 
gestellte Längsrisse an der convexen oder concaven Fläche; nur 
in 1 Fall zeigten die Leberrisse eine mehr frontale Richtung. 
Verletzungen der Lunge haben wir 8 mal gehabt mit oder ohne 
Rippenbrüche, der Nieren 6 mal; hier bestanden sie durchweg in 
oberflächlichen, horizontal gestellten zackigen Einrissen der Rinde 
an der Vorder- oder Hinterfläche ohne Verletzung der Kapsel mit 
grossem Bluterguss zwischen diese und die Niere. 3 mal war die 
Milz eingerissen, stets etwa in die Mitte ihrer Unterfläehe, dem 
Breitendurchmesser des Organs entsprechend. Ebenso oft das 
Herz; Imal — sonst das häufigere Verhalten — in der Muskel- 
wand des Ventrikels, 2 mal im Vprhof mit fast stichwundenartiger 
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Oeffnung. Zwerchfell, Aorta und Blase waren je 2 mal (darunter 
eine Blasenruptur ohne Beckenbruch), die Nebennieren und das 
Mesenterium Imal betheiligt. 

Von den beiden durch Erstickung Verunglückten ist der 
eine (No. 109) bereits oben erwähnt worden, ein Mann, der an- 
scheinend in der Trunkenheit erbrochene Massen aspirirt hatte, 
die die Luftwege weithinein erfUlten. Der 2. (No.llO) morgens 
früh auf einem Stuhle sitzend, todt aufgefunden, war an einem 
grossen Stück Schinken erstickt, das fest in den Bachen einge- 
keilt, den Eingang zum Kehlkopf verstopfte. Bei diesem, ebenso 
wie bei einem frSier beschriebenen Falle von plötzlichem Tod 
durch chronische Endarteriitis, der gleichfalls in sitzender Stel- 
lung aufgefunden wurde, fand sich ausgedehnte Hypostase an der 
Vorderfläche des Rumpfes mit zahlreichen Ecchymosen, die auf 
dem blassen Rücken völlig fehlten; es sind dies also 2 neue 
Fälle, die das Zusammentreffen von Hypostasen und Ecchymosen 
in gleich auffallender Weise bestätigen, wie die früher von mir 
mitgetheilten! Unter den 3 Erfrorenen (No. 111 — 113) haben wir 
bei im Allgemeinen ziemlich negativen Befund (Lungen etwas 
blutreich) einmal auffallend helfirothe Todtenflecke constatiren 
können. 

Der durch Erstechen Verunglückte (No. 114) hatte sich 
beim Uebersteigen eines eisernen Gitters die rechte Vena saphena 
verletzt und sich aus dieser verblutet. Der Selbstmörder (No. 115), 
der durch Erstechen mit einem Taschenmesser geendet hatte, 
zeigte: 

Drei schlitzförmige, wenig klaffende Stichwunden in der Ge- 
gend der linken Brustwarze, von denen die beiden oberen den 
4., die untere den 5. Zwischenrippenraum durchbohrt. Von jenen 
trifft die eine in den Herzbeutel, dringt in unveränderter Breite 
durch das Muskelfleisch des linken Ventrikels in der Mitte seiner 
Vorderwand hindurch, tritt, an der hinteren Fläche schmäler ge- 
worden, wieder hinaus, durchbohrt den Herzbeutel an seiner Mn- 
teren Fläche mit wenig blutigen Bändern-, wählend die Ränder 
der vorerwähnten Wunden stark Blutdurchtränkt sind. Die 
andere obere Wunde tritt durch das epicardiale Fett ohne den 
Herzbeutel zu eröfihen, an den Vorderrand des Oberlappens der 
linken Lunge, den sie schräg von unten nach hinten und oben 
durchbohrt; die untere Wunde durchdringt den Herzbeutel und 
endet im Muskelfleisch des linken Ventrikels an seiner Spitze, 
ohne in die Höhle selbst einzudringen, etwa 2 1 Blut in der lin- 
ken Pleurahöhle, etwas Blut im Herzbeutel. 

Die zeitliche Reihenfolge der Stiche dürfte der Ordnung, in 
welcher sie hier aufgeführt worden sind, gerade umgekehrt ent- 
sprechen. 

Unter 11 Ertrunkenen hatten wir 6 (No. 116 — 121), die nach 
nur kurzem Aufenthalt im Wasser wieder herausgebracht worden 
waren. Indess war auch bei diesen keineswegs durchweg (über- 
einstimmend mit den Erfahrungen Hofmann's und Pal tauf 's) 
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ein für Ertrinken characteristischer Sectionsbefund zu erheben, 
vielmehr war 3mal, 2mal bei 7 — 8jährigen Kindern, einmal 
bei einem Erwachsenen, der Befund ein ganz negativer. Die drei 
anderen Sectionen zeigten das tjrpische BUd: stark ausgedehnte 
Lungen, die sehr reich an Flüssigkeit waren, und schaumigen In- 
halt in den Luftwegen. 2 mal fand sich Wasser im Magen, Imal 
die von A. Lesser beschriebene Schleimerfullung der kleinsten 
Luftwege in grosser Ausdehnung. In einem Fall, in dem die 
rechte Lunge frei, die linke mit der Brustwand verwachsen war, 
konnte ich nicht, wie Paltauf ängiebt und als diagnostisches 
Zeichen dem Lungoedem gegenüber empfiehlt, einen geringeren 
FlüBsigkeitsgehalt der adhaerenten Lunge constatiren. Starke 
Gänsehaut mit Bunzelung an Pems und Scrotum ist nur einmal 
notirt, geringere Grade von cutis anserina besonders an den 
Oberschenkeln fanden sich bei Ertrunkenen, ebenso wie bei 
anderen Leichen, öfters. Auch eine gleich ausgedehnte Gänse- 
haut, wie in jenem Falle, wurde mehrfach bei anderen Todesar- 
ten, bei zwei Erschossenen und einem Erhängten constatirt. Ein 
Ertrunkener zeigte ganz oberflächliche Hautwunden an der Beuge- 
seite des linken Unterarmes als Spuren einer versuchten Durch- 
schneidung der Pulsadern (No. 121). 

Die fünf anderen Leichen (No. 122 — 126) hatten mehrere 
Wochen im Wasser gelegen. Der Lungenbefund war bei ihnen 
durchweg negativ; nur bei einer Leiche, die sich längere Zeit in 
einem sumpfigen iSee, der dann später zugefroren war, befunden 
hatte, fanden sich Schlammbestandtheile in Luftwegen und Lungen 
und ein grosser Eisklumpen im Magen. Ein anderer Fall war von 
Interesse, weil er (neben einer 5 monatlichen Frucht im Uterus 
und Nagewunden am linken Oberschenkel) eine ausgedehnte Zer- 
trümmerung des Schädeldaches, der Basis und des Gesichtes 
zeigte, die durch die Schraube eines Dampf er's bewirkt war. — 
Die Fäulnisserscheinungen waren in keiner der Beobachtungen 
von der Norm abweichend. 

Von unseren 13 Erschossenen hatten 4 (No. 127 — 130) in 
die Herzgegend gezielt; bei sämmtlichen handelte es sich um 
Revolverschüsse, die Hautwunden waren bei allen gleich, kleine 
rundliche Oeflftiungen inmitten eines verbrannten schwarz-braunen 
Hautkreises, eine Einstülpung der Ränder war nicht zu bemer- 
ken. Niemals fand sich eine Ausschussöffiiung. 

Der Schusscanal verlief im ersten Fall durch den 5. Inter- 
costalraum, den Herzbeutel, trat an der Spitze in den linken 
Ventrikel, an der Basis wieder heraus, aus dem Herzbeutel mit- 
telst kurzen Schusscanals durch den Unterlappen der linken Lunge, 
in den 8. Brustwirbelkörper, der angebohrt war. Die Kugel 
fand sich in dem 2 1 haltenden Blutergusse im linken Pleura- 
raum. Ln Herzbeutel 200 cbm Blut, kein Lungenödem. — Im 
zweiten durch den 4. Intercostalraum, Herzbeutel, linken Ven- 
trikel, aus dem Herzbeutel wieder heraus. Die Kugel fand sich 
in Blutmassen zwischen letzteren und der Speiseröhre. Blut in 
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Herz und linker Pleura, Lungenödem rechts. Drittens durch den 
5. Intercostalranm, Herzbeutel, linken Ventrikel von vom unten 
nach hinten oben, Herzbeutel, die linke Lunge, am Hilus eintre- 
tend, am oberen Band des Unterlappens austretend, durchbohrt 
die Costalpleura und endet zwischen 7. und 8. Rippe in der N&he 
der Wirbelsäule links. Blut in der Pleurahöhle und Herzbeutel, 
Lungenödem rechts. — Ln 4. Falle bestanden 2 Schussöffiiungen 
am 4. und 5. Intercostalraum, 2 entsprechende Wunden am Herz- 
beutel, 2 an der Vorder- und Hinterfläche des rechten Ventrikels, 
2 Ausschussöfihungen am Pericard. Weiter durchbohrt der eine 
Schusscanal die rechte Lunge; die Kugel findet sich dicht an der 
Haut zwischen der 8. und 9. Bippe, der zweite das Zwerchfell, 
verläuft an der Hinterfläche des rechten Leberlappens, die Kugel 
liegt im Netz. 

Lungenödem fand sich hier bei Verletzung des rechten Ven- 
trikels nicht, unter den 3 Verletzungen des linken Ventrikels 
war es zweimal vorhanden. Die Schussöffiiungen am Pericard 
und an der Pleura erschienen durchweg mehr in Form eines queren 
Schlitzes; am Herzmuskel waren sie rundlich. Der Grösse nach 
nahmen sie von vom nach hinten allmählich ab; nur im 3. Falle 
wurden sie bedeutend grösser, die Hautwunde hatte hier 5 mm; 
die Wunde in der hinteren Pleurawand 2 cm im Durchmesser. 

(FortBetzung folgt) 



Ueber Pemphigus-Erkrankungen in der Praxis einer 
Hebamme nebst Bemericungen über Pemphigus acutus 

neonatorum. 

Vom Ereisphysikus Dr« Nesemaui in Soldin. 
(Fortsetzung und Schluss) 

Während für H. von Hebra^) Pemphigus acutus gleichbe- 
deutend ist mit Pemphigus malignus, diphtheriticus, gangränosus, 
und ihm wohl der Verlauf deswegen nur als ein acuter gilt, 
weil er so bösartig und oft letal ist, beschreibt Kaposi^) den 
Pemphigus acutus (Blasenfieber) als eine Krankheit, bei welcher 
in acuter Weise und mit einem acuten, auf einige Wochen be- 
schränkten Verlaufe mit oder ohne Fiebererscheinungen Blasen 
d. i. erbsen- bis bohnengrosse und grössere, mit wasserheller 
Flüssigkeit gefiillte Efflorescenzen in unregelmässiger Weise zer- 
streut, im Gesichte, am Stamme, den Extremitäten auftreten, 
welche Blasen nach Bestand von einigen Tagen eintrocknen und 
nach Abfallen der Borken rothe, später pigmentirte Flecke 
zurücklassen/' 



*) Wredens Sammlung kurzer medicinischer Lehrbücher VII. 1884. 
Seite 233 ff. 

■) Pathologie und Therapie der Hautkrankheiten von Professor Moritz 
Kaposi, Wien und Leipzig 1886. 
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In ähnlicher Weise äussern sich J. Neumann^), Gerhardt*), 
Henoch*^), Juergensen*), Eichhorst'), Steiner^ und Andere, 
wenn sie auch in einzelnen Punkten, je nach dem Character der 
von ihnen beobachteten Fälle, auseinander gehen. 

So wird der Verlauf theils als fieberlos, theils als von hohem 
Fieber begleitet, geschildert, der Blaseninhalt theils hell und 
serös, theils getrübt und eitrig, theils mit, theils ohne Borken- 
bildung, der Ausgang meist als günstig, theilweise aber auch 
als letal. 

Auch in dieser Hinsicht sind die oben beschriebenen Fälle 
von Interesse, da sie gewissermassen Beispiele fUr die möglichen 
Variationen im Auftreten und Verlaufe der Krankheit bilden. 

Man hat den acuten Pemphigus zwar auch bei Erwachsenen 
beobachtet, derselbe tritt jedoch vorwiegend bei Neugeborenen 
und Säuglingen auf und ist daher auch direkt als Pemphigus 
neonatorum bezeichnet worden. (Henoch, Ahlfeldt^). 

Es findet sich bei allen Autoren erwähnt, dass die Krank- 
heit in grösseren und kleineren Epidemien, feiner auch endemisch 
vorkommen kann. Derartige Epidemien und Endemien, welche 
meist in Gebärhäusem und Kinderkliniken, aber auch ausserhalb 
derselben in der Privatpraxis beobachtet wurden, sind von 
Steffen*), Hervieux^«), Olshausen"), Mekus^«), Abegg"), 
Roeser^^), Ahlfeldt«), Bloldenhauer^O, Koch^«^), Klamm^«) 
und Anderen beschrieben worden. 

Nach Kaposi ist des älteren Hebra Einwand, dass früher 
bei manchen Epidemien, welche fttr Pemphigus gehalten worden 
sind, Verwechselungen mit Variola modificata, Varicella bulbosa, 
Erythema bulbosum, Herpes Iris und circinnatus, selbst mit Eczem 
und Urticaria bullosa, endlich auch, wie Kaposi hinzufügt, mit 
Impetigo contagiosa stattgefunden haben, ohne Weiteres richtig. 

Kaposi selbst hat zwar epidemisches oder endemisches Auf- 
treten des Pemphigus acutus nicht beobachtet, zweifelt aber, 



*) Lehrbuch der Hautkrankheiten. Wien 1870. Wilhelm Braumüller. 
S. 175 ff. 

^) Lehrbuch der Einderkrankheiten. Tübingen 1881. 

'^) Vorlesungen über Einderkrankheiten Berlin 1881. Hirschwald. 

®) Lehrbuch der speciellen Pathologie und Therapie. Leipzig 1886. 
Veit & Co. 

^) Handbuch der specieUen Pathologie und Therapie. Wien und Leipzig 
1885. Urban u. Schwarzenberg. 

^) Archiv fQr Dermatologie und Syphilis. Elinische Studie über den 
Pemplugus im Eindesalter. 

•) Archiv ftlr GynÄkol. V. Bd. 1. S. 150. 

^®) Berliner klinische Wochenschrift 1866. Eine kleine Epidemie von 
acutem Pemphigus. 

^^) Gerhardt, Einderkrankheiten. 

«) u. *8) Archiv ftlr Gynäkologie. Bd. 1. 

^^) Henoch Einderkrankheiten. 

«) Jahrbuch für Einderheilkunde 1873, S. 413 und 1875, S. 245, 

»«^ Oesterreich. Jahrbücher fttr Päd. 1872, II, Annal. S. 205, 
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uachdem zahlreiche Fälle von gewichtigen Autoren beschrieben 
worden sind, nicht mehr an dem Vorkommen derselben. 

Ein theilweise noch streitiger Punkt in der Pemphigus- 
Frage ist die Contagiosität des Pemphigus acutus, welche nament- 
lich von dem jüngeren Hebra, Henoch.und Bohn") geleug- 
net wird. 

Die ganze Art der Verbreitung der Krankheit, theils epide- 
misch in geschlossenen Anstalten oder innerhalb der Bevölkerung 
(so bei der von Ahlfeldt und Moldenhauer beschriebenen 
Epidemie in und um Leipzig), theils endemisch innerhalb einer 
Ortschaft musste die Annahme eines Gontagiums nahe legen. 

Auffallend musste es erscheinen, dass die Krankheit mit 
Vorliebe in der Praxis bestimmter Hebammen auftrat, wie dies 
von allen neuen Autoren bestätigt wird. Besonders lehrreich 
dürften die von Dohrn und Koch^®) veröffentlichten Fälle sein, 
mit denen auch der Eingangs dieser Abhandlung beschriebene 
Berlinchener Fall fast übereinstimmt. 

Nach Dohrn erkrankten bei einer Wiesbadener Hebamme 
im Jahre 1875 in der Zeit vom 25. März bis 13. Juli von 65 
unter ihrem Beistande geborenen Kindern 41 an Pemphigus, von 
welchen 7 starben. 

Die Erkrankungen befielen nicht alle Kinder der Beihen- 
folge ihrer Geburt nach, es blieben vielmehr zwischen einer 
Anzahl von Erkrankten einzelne Kin4er gesund. Da trotz aller 
Sorgfalt und Reinlichkeit von Seiten der Hebamme die Er- 
krankungen nicht aufhörten, enthielt sie sich 4 Wochen lang 
ihrer Praxis. Nach Wiederaufnahme derselben erkrankten von 
9 neugeborenen Kindern wieder 3, so dass sie es vorzog aber- 
mals sich auf 4 Wochen ihrer Thätigkeit zu enthalten; leider 
wieder ohne Erfolg. Da ihr von 6 Neugeborenen wieder 3 er- 
krankten, legte sie nochmals ihre Praxis nieder. Mit diesem 
Zeitpunkte schneidet leider der interessante Bericht ab. 

Koch hat ebenfalls im Jahre 1873 bei einer Hebamme 
6 Fälle und im Jahre 1875 bei derselben Hebamme 23 Fälle 
beobachtet, welche ebenso hartnäckig sich an die Person der 
Hebamme knüpften wie in dem Dohrn'schen und dem oben be- 
schriebenen Falle. 

Ein derartiges Gebanntsein der Krankheit an den Wirkungs- 
kreis einer bestimmten Person lässt sich doch kaum anders 
erklären als durch die Annahme eines Gontagium, welches der 
betreffenden Person anhaftet und durch dieselbe auf ihre Pfleg- 
linge übertragen wird. 

Auch die auffallende Thatsache, dass einzelne Kinder oder 
ganze Gruppen derselben übersprungen werden, kann diese An- 
nahme nicht hinfällig machen. 



^^) Jahrbuch für Emderheilkunde IX, S. 304. Bedenken gegen die 
Contagiosität des Pemphigus acutus neonatorum. 

") Archiv für Gynäkologie 1875, Bd. III. Jahrhöcher för Kinderheil- 
kunde X. 813. 
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Schon die Erfalirung, dass fast ausschliesslich die neuge- 
borenen Kinder, mit welchen ja die Hebamme in sehr innige 
Berührung kommt, erkranken, während ihre Gfeschwister und 
Angehörigen gesund bleiben, weist darauf hin, dass das etwaige 
Gontagium wenig haftbar und nur unter besonders günstigen 
Umständen übertragbar ist. Es wird daher wohl gewisser Mn- 
gangspforten zu seiner Invasion in den Körper bedürfen, wie 
dieselben durch Schrunden und Excoriationen gewiss bei einem 
Theile der Neugeborenen vorhanden sind, während sie bei einem 
anderen fehlen. 

Das Gontagium kann femer an bestimmten, nicht immer ge- 
brauchten Kleidungsstücken und Geräthschaften der Hebamme, in 
deren Wirkungskreise die Erkrankungen vorkommen, haften. 

Die direkte Uebertragbarkeit der Krankheit ist aber auch 
durch Ueberimpfung des Blaseninhalts von Röser und Vidal 
(s. Gerhardt, Lehrbuch der Krankheiten) nachgewiesen worden. 

Femer erwähnt Koch, dass es ihm gelungen sei, sich selbst 
eine Blase überzuimpfen. 

Der Genannte berichtet auch noch zwei Vorkommnisse, 
welche sowohl für die Gontagiosität der Krankheit, als auch da- 
für Zeugniss ablegen, dass die betreffende Hebamme selbst 
Trägerin des Gontagiums gewesen ist. 

Einmal war bei einem mit Phimose behafteten Knaben, an 
dessen Genitalien die Hebamme nachweislich längere Zeit mani- 
pulirt hatte, gerade an dieser Stelle die erste ;&uption erfolgt, 
in einem anderen Falle erkrankte eine erwachsene Frau, welche 
sich an einem von der Hebamme in ihrem Berufe benutzten 
Handtuche das Gesicht abgetrocknet hatte, an Pemphigus, welcher 
zunächst im Gesichte auf^t. 

Sehr beweisend für die Gontagiosität der Krankheit ist auch 
der oben verzeichnete PalL 

Wie dort erwähnt, bekam die Amme des ebenfalls an Pemphigus 
auch auf der Mundschleimhaut erkrankten Kindes zunächst eine 
Pemphigus-Blase auf der Bmst. 

Ob nun die von Biehl, Kaposi's Assistenten, im Blasen- 
inhalte gefundenen Schimmelpilze oder die von Demme^*^) 
gefundenen Kokken das Gontagium bewirken, mag vorläufig 
dahingestellt bleiben, an der Gontagiosität der Krankheit selbst 
ist wohl nicht mehr zu zweifeln. Neuerdings hat Dähnhardt 
auch für Pemphigus chronicus einen speciflschen Kokkus verant- 
wortlich gemacht^®). 

In Anbetracht der offenbaren Verschleppung der Krankheit 
durch die Hebamme in den von Koch veröffentlichten Fällen 
beklagt sich dieser (die Veröffentlichung ist bereits im Jahre 
1875 erfolgt), dass gegen die betreffende Hebamme keine sanitäts- 
polizeilichen Massregeln getroffen wurden und dass man ihm auf 
eine darauf bezügliche Anfrage entgegnet habe, das Pemphigus- 



^•) Jahresbericht von Virchow und Hirsch pro 1887. 
^) Deutsche medicinische Wochenschrift 32, Seite 711. 
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Contagium sei mehr als zweifelhaft und das Hebammen-Lehrbuch 
kenne für die Erkrankung keine Anzeigepflicht. 

Auch heute besteht noch nicht die Anzeigepflicht und es ist 
auch fraglich, ob diese allein genttgen würde, im gegebenen Falle 
einer ähnlichen Verbreitung der Krankheit durch die Hebamme, 
wie in den beschriebenen Fällen, zu verhindern. 

Es wäre nun wohl wünschenswerth, dass einer Verschleppung 
der Krankheit, welche bei der Schwere einzelner Fälle und dem 
nicht seltenen tödtlichen Ausgange durchaus nicht als harmlos 
angesehen werden kann, wenigstens insofern gesteuert werde, 
dass die Verschleppung nicht auf den gewissermassen amtlich 
concessionirten Wege durch die Hebamme erfolgen kann. Den 
meisten Nutzen würde ich mir indessen von Massregeln versprechen, 
durch welche die Hebammen überhaupt verhindert würden, einen 
grossen Theil ihrer Thätigkeit, wie dies wenigstens in hiesiger 
Gegend der Fall ist, der Wartung der Neugeborenen zu widmen. 

Es ist in Folge dieses Missbrauchs denn auch, wie ich es 
beobachtet habe, vorgekommen, dass eine Hebamme, welche allen 
ihren Pfleglingen täglich selbst den Mund reinigte, alle der Reihe 
nach mit Soor infizirte. Wer steht nun dafür, dass eine unserer 
Durchschnitts-Hebammen nicht auch einmal diphtheritische Mund- 
affectionen für harmlos hält und die Krankheit ausser auf andere 
Neugeborene auch auf die ihrer Pflege anvertrauten Frauen 
überträgt? 

Ist der Gedanke femer so ganz von der Hand zu weisen, 
dass zwischen den Pemphigus-Erkrankungen Neugeborener, welche 
ja auch theilweise in septischer Weise verlaufen, und septischen 
Puerperal-Erkrankungen ein Zusammenhang möglich wäre, zumal 
da ja bei letzteren auch Pemphigus vorkommen kann*^)? 



Zur Diagnose der Halswirbel -Verletzungen. 

Von Dr« Ussner^ Kreisphysikus und Sanitätsrath (Eofitcn). 

(Fortsetzung und Schluss.) 

In den Lehr- und Handbüchern der Chirurgie werden die 
Brüche und Verrenkungen der Halswirbelsäule mehr oder weniger 
ausführlich besprochen und die Diagnose, sowie die Prognose er- 
örtert. So hat z. B. Professor Albert diesen Verletzungen in 
seinem Lehrbuch, 1878, im Band II, Seite 45, eine ausführliche 
Besprechung gewidmet und Gurlt eine grosse Zahl Fälle von 
Halswirbelfrakturen in seinem bekannten Buche über „Luxationen 
und Frakturen" gesammelt. Alle diese Schriftsteller weisen auf 
die grossen Schwierigkeiten der Diagnose der Halswirbelbrüche 
hin und heben die schwere Zugänglichkeit der tief in dicken 
Weichtheilen liegenden Halswirbel ftir die genaue Palpation und 



«') Winkel, Pathologie und Therapie des Wochenbetts. Berlin 1878, 
Hirschwald, 
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die Unsicherheit bei Feststellung der Crepitation hervor.*) Sie 
richten ihre Bemühungen wesentlich darauf, dass wirklich vor- 
handene Bruche nicht übersehen und verkannt werden. Dagegen 
heben sie (was bei der systematischen Abhandlung über Halswir- 
belbrüche auch sehi* natürlich ist) nicht hervor, dass nicht so 
ganz selten Fälle vorkommen, in welchen Wirbelbrüche als vor- 
handen angenommen und behandelt werden, die thatsächlich gar 
nicht bestehen. Diese Fälle sind für den behandelnden Chirurgen 
von geringerer Wichtigkeit, als für den Gerichtsarzt Der erstere 
wird die Freude haben, solche Fälle, welche meist eine sehr 
traurige Vorhersage zu rechtfertigen scheinen, glücklich verlaufen 
zu sehen; der letztere dagegen wird, wenn eine Misshandlung 
vorliegt, oder vorzuliegen scheint, und eine gerichtliche Verfol- 
gung des Misshandelnden eintritt, in die Gefahr kommen, ein 
ifalsches Urtheil sich zu bilden, und vor Gericht in eine sehr 
peinliche Lage gegenüber etwaigen Gegensachverständigen zu ge- 
rathen. Diese Erwägungen lassen es als nicht ganz überflüssig 
erscheinen, dass ich den nachfolgenden Fall veröffentliche, wel- 
chen ich im Jahre 1882 zu begutachten hatte: 

Der 15 Jahre alte Knabe Ignatz C. aus Alt-B. diente seit 
mehreren Monaten als Hütejunge bei dem Wirth B. in N. Am 
25. September 1882 wurde der Ignatz mittelst Fuhrwerks seines 
Dienstherm nach Alt-B. gebracht und in der Wohnung seiner 
Mutter, welche letztere grade abwesend war, als schwer krank 
und anscheinend verletzt, abgeladen. Aiä 29. September begab 
sich die Mutter nach N., um sich über die Entstehung der Krank- 
heit ihres Sohnes zu erkundigen und erfuhr daselbst von der 
Dienstherrschaft, dass Ignatz C. am 21. September erkrankt und 
„dass es ihm auf dem Felde beim Viehhüten passirt sei.^ Der 
Dienstherr des Ignatz sagte später vor Gericht aus, der Knabe 
habe die letzten Tage vor der Erkrankung selten vernünftig ge- 
sprochen. Ein Knecht hatte am 21. September den Ignatz auf 
dem Felde, an einen Baum gelehnt, vorgefunden und nach Hause 
geführt; dabei habe Ignatz den Kopf ganz nach hinten gehalten 
und gesagt, der Nacken sei ihm zusanunengewachsen, verkrümmt. 
Tags darauf war Ignatz zu dem hiesigen Arzt Dr. K gebracht 
worden; der Knabe soll in die eine Treppe hoch gelegene Woh- 
nung des Arztes ohne jede Unterstützung gekommen sein, und 
Dr. K. hat, wie er zu den Akten mittheUte, an dem Ignatz 
eine abnorme Kopfhaltung nicht bemerkt. Am 26. September sah 
der praktische Arzt Dr. H. aus Schm. den Eaiaben zum ersten 
Male in der Wohnung seiner Mutter und seitdem täglich bis zum 
30. desselben Monats. Dr. H. fand den ,,Kopf ad maidmum in 
den Nacken gezogen, so dass die Fläche des Hinterkopfes mit 
der Fläche des Rückens einen spitzen Winkel bildete.'^ Femer 



*) Auf diese Schwierigkeiteii weist auch Professor Dr. Sonnenburg in 
dem in der ,Berl. klin. Wochenschrift* 1889 No. 4 abgedruckten Vortrage 
hin, indem er erklärt, ,,das8 auch der erfahrenHte Chirurg oft genug Täu- 
schungen in Bezug auf die Diagnose der Halswirbelbrüche ausgesetzt sein 
kann." 
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fand sich nach Dr. H. „im unteren Dritttheil der Halswirbelsänle 
eine Zusammenhangstrennong derart, dass die oberen zwei Dritt- 
theile nach vom verschoben waren, so dass sie mit dem unteren 
Dritttheil einen nach hinten offenen stampfen Winkel bildeten. 
Der unterhalb der Zusanunenhangstrennung liegende Halswirbel 
war derart aus seinen Verbindungen gelockert, dass er durch 
leichten Fingerdruck hin- und herbewegt werden konnte/' (Be- 
richt des Dr. H. an die Kgl. Staatsanwaltschaft.) 

Femer fand Dr. H. unterhalb des hinteren Theiles des rech- 
ten Darmbeinkammes zwei parallel verlaufende, streifenartige 
Blutunterlaufiingen und in der rechten Lendengegend eine etwa 
3 mm breite, 8 cm lange, schräg verlaufende, von gradlinigen 
Bändern begrenzte Blutunterlaufung. 

Am 30. September fand Dr. H. den Ignatz zum ersten Male 
bei Bewusstsein; bis dahin hatte er stets heftig delinrt. An 
demselben Tage konnte zum ersten Male mit dem Knaben gericht- 
lich verhandelt werden; ein Versuch der Gerichtskommission, dies 
am 28. September zu thun, missglückte vollständig, da der „Knabe 
im Fieberparoxysmus zu liegen schien, schrie, jammerte und phan- 
tasirte." Unter der Behandlung des Dr. H. erholte sich der 
Knabe. Wegen des Verdachtes, dass Ignatz C. von anderen 
Hirten oder seinem Dienstherm misshandelt worden sei, wurden 
von der Kgl. Staatsanwaltschaft Ermittelungen angestellt, welche 
zu folgendem, von mir erstatteten Gutachten führten: 

ijn 19. November, also etwa zwei Monate nach der in Frage 
stehenden Erkrankung des Ignatz C, habe ich denselben in 
meiner Wohnung untersucht und folgenden Befund festgestellt: 
Er ist ein ziemlich kräftiger, massig gut genährter Knabe von 
etwas stupidem Gesichtsausdruck. Er beantwortete an ihn ge- 
richtete Fragen sachgemäss, doch etwas zögernd und langsam, so 
dass ich den Eindruck hatte, als ob der Knabe etwas schwer- 
hörig sei. Objectiv lässt sich jedoch an beiden Ohren nichts 
nachweisen. Der Knabe ist jetzt vollständig gesund und munter, 
frei von irgend welchen Lähmungserscheinungen, sei es der in- 
neren TheUe, z. B. Harnblase, Mastdarm, sei es der Gliedmassen. 
Ist er doch seiner Angabe nach heut bei ziemlich hoch liegendem 
Schnee und recht schlechtem Wege von Alt-B. bis hierher, etwa 
12 Kilometer, zu Fuss gegangen und macht denselben Weg wie- 
der zurück! Im Halse und Nacken durchaus nichts Uuregel- 
mässiges zu finden, die Domfortsätze der Wirbel normal hervor- 
tretend und nirgends beweglich, ebenso wenig die Querfortsätze, 
soweit sie überhaupt der Betastung zugänglich sind. Der Kopf 
nach allen Sichtungen normal beweglich, lässt sich sowohl passiv 
in jede physiologische Stellung bringen, als auch activ durch den 
Willen des Untersuchten. Bei keiner dieser Bewegungen ist 
Schmerz vorhanden, auch weder Störung bei den Athmungs- noch 
bei Schluckbewegungen. Alle Functionen sind bei dem Ignatz C. 
in vollster Ordnung, insbesondere der Appetit und die Verdauung. 
Bei Gelegenheit der Untersuchung des Ignatz giebt seine ihn 
begleitende Mutter an, ihr Sohn habe früher viel an Ohrenfluss 
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und dabei an Eop&chmerzen gelitten. Vor etwa einem halben 
Jahre habe er durch mehrere Tage den Hals vollständig steif 
und nach der Seite herumgedreht gehalten und dabei über hef- 
tige Schmerzen im Nacken und Halse geklagt. Unter Anwendung 
von Wärme sei der AnfaU nach einigen Tagen vorübergegangen; 
der Knabe sei dabei stets bei Bewusstsein gewesen und umher- 
gegangen, auch habe er nicht phantasirt, aber vor der Krankheit 
viel über Kopfschmerzen geklagt. Am Sonntag vor der Erkran- 
kung ihres Sohnes, also am 17. September, sei ihre Mutter in N. 
bei dem Ignatz, also ihrem Enkelsohne, gewesen und habe die 
Nachricht zurückgebracht, der Ignatz leide wieder sehr stark an 
Kopfschmerzen. Dass Ignatz an Krämpfen oder anderen mit Be- 
wusstseinsstörung verbundenen Zuständen gelitten habe, darüber 
weiss die Mutter nichts anzugeben. 

Der Knabe Ignatz C. schildert seinen Krankheitszustand aus 
dem Frühjahr ebenso wie die Mutter, giebt an, ab und zu an 
Kopfschmerzen zu leiden und behauptet, nicht zu wissen, dass er 
am Tage seiner Erkrankung von irgend Jemandem geschlagen 
oder überhaupt gröblich behandelt worden sei. Als ich den C. 
auf die Blutunterlaufungen hinwies, welche die Gerichtskommis- 
sion an ihm festgestellt hat, gab er an, dass dieselben vielleicht 
von Verletzungen herrührten, welche er sich beim HinfaUen auf 
einen Stein zugezogen habe. 

Die gerichtsärztliche Würdigung des Falls wird vor allem von 
der Beantwortung der Frag abhängen, an welchem Krankheitszu- 
stande der Knabe Ignatz G. Ende September gelitten habe. Es 
lassen sich folgende Krankheitssymptome aktenmässig nachweisen: 

1) Kopfschmerz durch mehrere Tage vor dem Ausbruch der 
Erkrankung (Aussage der Mutter über die von der Grossmutter 
berichteten Kopfschmerzen). Die Aeusserung des Dr. H., die An- 
gabe des C, bereits vor Beginn seiner Krankheit an Kopfschmerzen 
gelitten zu haben, sei nicht unbedingt glaubwürdig, muss ich auf 
Grund dieses Aktenmaterials für nicht zutrefiFend halten, die 
Kopfschmerzen sind in der That nicht anzuzweifeln. 

2) Hohes Fieber. Dr. H. gab noch am 30. September, also 
zur Zeit, als das Bewusstsein wieder zurückgekehrt und der Knabe 
vernehmungsfähig war, die Körperwärme auf 39^ an. Dieselbe 
ist also in den vorhergegangenen Tagen, an welchen die Krank- 
heitserscheinungen so erheblich schwerer waren, höchst wahr- 
scheinlich noch höher gewesen. 

3) Delirien und vollständige Bewusstlosigkeit. Der am 25. 
September in die Wohnung der Mutter gebrachte Knabe phan- 
tasirte noch am 28., so dass die Gerichtskommission unverrich- 
teter Sache wieder abreisen musste; Dr. H. fand den Kranken bei 
seinen fast täglichen Besuchen stets heftig delirirend. 

4) Höchst auffallende Kopfstellung. Der Kopf ad maximum 
in den Nacken gezogen, so dass djie Fläche des Hinterkopfes mit 
der Fläche des Kückens einen spitzen Winkel bildete. 

Wenn auch genauere Angaben über manche wichtige Symp- 
tome, wie Pulse, Stuhlverstopfung, Erbrechen, Lähmungserschei- 
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mingen, Krämpfe, fehlen, so genügen die oben genannten Zeichen 
doch, um mit grösster Wahrscheinlichkeit eine entzündliche Af- 
fection der Gehirnhäute bezw. des Gehirns, besonders an dessen 
hinterem Umfange anzunehmen. Auch Dr. H. spricht in dem Be- 
richte an die Kgl. Staatsanwaltschaft von „Erscheinungen, welche 
durch eine Affection des Gehirns, insbesondere der Gehirnhäute 
hervorgerufen" waren. Dr. H. leitet diese Gehimaffection von 
einer Verrenkung im unteren Dritttheil der Halswirbelsäule und 
einem Bruch eines oder mehrerer Halswirbel her und schliesst 
dies aus den oben angeführten, von ihm festgestellten Befunden. 
Ich bedaure lebhaft, der Ansicht des Dr. H., dessen Beobach- 
tungsgabe ich sonst sehr hoch schätze, nicht beitreten zu können. 
Es ist allerdings höchst wahrscheinlich, dass der Knabe Ignatz C. in 
der Zeit nach dem 21. September d. J. an einer Gehirn- und Rücken- 
markshaut-Entzündung (Meningitis cerebro-spinalis), der sogen. 
Genickstarre, gelitten hat, ich halte aber die traumatische Veranlas- 
sung für durchaus unerwiesen, sogar für höchst unwahrscheinlich. 
Dass die genannte Krankheit vorhanden war, ergiebt sich 
aus den oben angeführten Symptomen. Dass sie aber nicht 
durch die von Dr. H. behauptete Verrenkung der Halswirbelsäule 
nebst Bruch eines oder mehrerer Wirbel entstanden sei, dafür 
sprechen folgende Momente: 

1) Der Kopf des Ignatz C. hing, als der Knecht P. den Ignatz 
am 21. September auf dem Felde traf und ihn nach Hause ftäirte, 
ganz nach hinten; er habe „etwas Zusammengewachsenes, Verkrümm- 
tes", erklärte der Knabe. Tags darauf wurde Ignatz nach Kosten 
zum Arzte, Dr. K., gebracht, welch letzterer eine abnorme Kopf- 
stellung an C. nicht bemerkt zu haben behauptet. Ausserdem ist 
Ignatz in die 1 Treppe hochgelegene Wohnung des Dr. K ohne 
jede Unterstützung gekommen. Es scheint also im Beginn der 
Krankheit die so höchst auffallende und von Dr. K. doch nicht 
leicht zu übersehende Kopfhaltung des Kranken nicht fortwährend, 
sondern nur zeitweise vorhanden gewesen zu sein, was entschieden 
gegen Entstehung aus äusserer Veranlassung spricht. 

2) Der jetzige Zustand des Ignatz. Eine so vollständige Hei- 
lung, ohne zurückbleibende Lähmung, ja ohne alle Schwächeerschei- 
nungen ist bei Verrenkung nebst Bruch der Halswirbelsäule, wenn 
auch nicht ganz unerhört, so doch ausserordentlich unwahrscheinlich. 
Eine so vollständige Wiederherstellung erscheint, abgesehen von den 
schwierigen Heilungsbedingungen der Wirbelknochen und -Bän- 
der nur denkbar in Fällen, wo keine Zerstörung des Bückenmar- 
kes, aber auch keine Dislokation, kein Druck auf die Bücken- 
markshäute und auf das Mark selbst, sei es durch Knochenbruch- 
stücke, sei es durch Blutergüsse stattgefunden hat. Aber grade 
Dr. H. nimmt eine sehr bedeutende Dislocation bei Ignatz C. an, 
gerade er leitet die schweren G^himerscheinungen vom Druck 
auf die Nervencentra her. Der Umstand, dass schwere Delirien 
von mehrtägiger Dauer, vollständige Bewusstlosigkeit, hohes 
Fieber bei dem Knaben Ignatz vorhanden gewesen sind, spricht 
zweifellos für eine so ernste Betheiligung des Bückenmarkes und 
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des Gehirns, dass eine so vollständige Wiederherstellung ohne 
irgend welchen bleibenden Nachtheil nicht erwartet werden konnte. 
Und diese vollständige Wiederherstellung war auch nicht etwa 
die Folge einer lange dauernden Behandlung, sondern zwei Monate 
nach der Erkrankung war der Knabe schon im Stande, eine 
Strecke von 24 km. zu Fuss zurückzulegen; zu dieser Zeit Hess 
sich keine Spur der überstandenen Krankheit mehr finden! 

3) Es liegen mehrere Angaben in den Akten vor, dass 
Ignatz C. vor seiner schweren Erkrankung nicht ganz selten an 
Kopfschmerzen gelitten hat. (Angaben des I. und der Mutter.) 
Der Dienstherr B. giebt sogar an, Ignatz habe während der letz- 
ten Tage vor der Erkrankung selten vemfinftig gesprochen. Auf 
den im Frühjahr erlittenen „Anfall" des Ignatz ist wohl kein 
Gewicht zu legen, da es sich wahrscheinlich um einen sogenann- 
ten Schief hals, Caput obstipum, aus rheumatischer Veranlassung 
gehandelt hat. Wichtiger ist vielleicht die Angabe der Mutter 
über den früher wiederholt aufgetretenen Ohrenfluss, verbunden 
mit heftigen Kopfschmerzen. 

Aus alledem geht hervor, dass bei Ignatz C. mehrfache, 
allerdings leichtere Erscheinungen von Seiten des Centralnerven- 
Systems vorhanden gewesen waren, und dass der schweren Er- 
krankung im September ein mehrtägiger gedrückter, benommener 
Zustand des Gehirns vorangegangen ist. Bei einem derartig 
„organisch belasteten" Knaben war die Erkrankungswahrschein- 
lichkeit an einer Gehirn- und Rfickenmarkshautentzündung im- 
merhin eine recht grosse. Diese Krankheit tritt hier zu Lande 
durchaus nicht selten auf, in manchen Jahren ist sie epidemisch. 
Obgleich, sie unter allen Umständen ein sehr gefährliches Leiden 
darstellt und selbst in den günstig verlaufenden Fällen dauernde 
Nachtheile nicht selten zurückbleiben, z. B. Taubheit, Geistes- 
schwäche, so kommen doch, und oft gerade unter den ungünstig- 
sten Lebensverhältnissen, vollständige Genesungen ohne irgend 
welche nachtheilige Folgen vor. Ein solcher glücklicher Verlauf 
würde also meines Erachtens bei dem Ignatz vorliegen. 

Hat nun der Knabe Ignatz C. an einer Meningitis cerebro- 
spinalis gelitten, so ist femer zu erörtern, ob diese Krankheit 
durch eine äussere Gewaltthat veranlasst worden sei. Der Be- 
fund, welchen Dr. H. durch das Betasten der Halswirbelsäule 
festgestellt hat, scheint mit voller Sicherheit für eine Gewaltthat 
zu sprechen. Ich bin jedoch zu der Annahme gezwungen, dass 
Dr. H. einem Irrthum unterlegen ist. Denn erstens heilen, wie 
oben schon ausgeführt, Verletzungen der Halswirbelsäule von der 
Schwere wohl kaum jemals vollständig, und ohne dass sie schwere 
Schädigung, ja Siechthum zurücklassen. Zweitens ist nicht recht 
zu begreifen, wie die von Dr. H. geschilderte Kopfstellung bei 
den von ihm behaupteten Verletzungen der Wirbelsäule habe zu 
Stande kommen können. Wenn die oberen zwei Dritttheile der 
(nach vom konvexen) Halswirbelsäule so nach vom verechoben 
sind, dass sie mit dem unteren Dritttheile einen nach hinten 
offenen, stumpfen Winkel bildeten, öo konnte der Kopf schwerlich 
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SO weit ad maximum in den Nacken hineingezogen werden, dass 
die Fläche des Hinterkopfes mit der des Rückens einen spitzen 
Winkel darstellte. Durch eine solche Dislocation hätte der Kopf 
vielmehr nach vom geschoben und der Hinterkopf höchstens in 
einen stumpfen Winkel zum Rücken gestellt werden können. Da- 
gegen ist die von Dr. H. bei Ignatz C. vorgefundene Kopfstellung 
ganz characteristisch für die Meningitis cerebro-spinalis, bei welcher 
eine krampfhafte Starre der Nackenmuskeln stets vorhanden ist. 
Drittens wäre es bei der Annahme, dass eine Gewaltthat den 
Ignatz C. getroffen habe, doch höchst auffallend, dass der Knabe 
so gar keine Ahnung eines solchen Ereignisses haben sollte. 
Dr. H. giebt an: „Auf wiederholtes Fragen, ob ihn Jemand ge- 
schlagen habe, gab er einmal an „die Kuhhirten haben mich 
gewürgt." Im nächsten Augenblicke verfiel er jedoch wieder in 
seine Delirien. Also auf wiederholte, jedenfalls an mehreren 
Tagen gestellte Fragen erhob der Kranke nur einmal diese Be- 
schuldigung gegen die Kuhhirten, verfiel aber bald wieder in 
seine Delirien. Diese Beschuldigung characterisirt sich demnach 
als eine vom Delirium hervorgerufene. Heisst es doch im gericht- 
lichen Protokoll ganz ausdrücklich: „Erst als dem Ignatz C. vor- 
gehalten wurde, dass er im Fieber phantasiert und hierbei von 
Hirtenjungen, die ihn gewürgt, gesprochen hätte, schien die Er- 
innerung an den von ihm geschilderten Vorfall auf der Wiese zu 
erwachen." Dagegen schildert Ignatz am 30. Oktober, an wel- 
chem Tage er dem Richter den Eindruck macht, dass „er im Be- 
sitz des Erinnerungsvermögens sich befindet", ganz genau den 
Hergang seiner Erkrankung, behauptet erst auf dem Felde sehr 
starke Kopfschmerzen bekommen zu haben u. s. w. Er und die 
anderen Kuhhirten seien stets gute Freunde gewesen und er habe 
gar keine Veranlassung einen Strafantrag gegen dieselben zu 
stellen. Und als Ignatz vom Richter darauf aufimerksam gemacht 
wurde, dass er in. Fieberphantasieen davon gesprochen, dass die 
Hirten ihn geprügelt hätten, erklärte er, dass er sich dies im 
Fieber eingebildet haben müsse. Durch all' diese Aeusserungen 
werden das angebliche Ringen und Balgen der Hirtenknaben mit 
einander und das Umfassen der Schultern des Ignatz durch einen 
13 jährigen Kameraden als ganz unschuldige Handlungen erwiesen. 
Auf eine erlittene Gewaltthat deuteten dagegen die von 
Dr. H. beschriebenen, oben geschilderten Verletzungen des Ignatz 
unterhalb des hinteren Theiles des rechten Darmbeinkammes, so- 
wie in der rechten Leistengegend hin. Diese Verletzungen sind 
durchaus unbedeutender Natur. Erheblicher ist das Haut-Emphy- 
sem, welches nach der Schilderung des Dr. H., in allerdings sehr 
geringer Ausdehnung, in der Gegend der dritten und vierten 
rechten Rippe vorhanden gewesen sein soll. Alle diese Ver- 
letzungen können aber dadurch entstanden sein, dass der bewusst- 
los auf der Erde liegende Hirtenknabe von seinen Kühen getreten 
worden sei, wobei ich allerdings hervorheben muss, dass es nicht 
leicht vorkommt, dass ein ruhiges Thier ungejagt auf einen da- 
liegenden Menschen tritt und ihn verletzt. Die Verletzungen können 
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aber auch, wie es Ignatz C. selbst ausgesprochen hat, dnrch Sturz 
des Bewnsstlosen auf einen Stein oder Baumstamm entstanden sein. 

E}s kann meine Aufgabe nicht sein, alle Möglichkeiten für 
die Entstehung der Blutunterlaufungen am hinteren, unteren 
Theile des EörpiBrs, sowie des Haut- Emphysems hier durchzu- 
sprechen. Ich begnüge mich damit zu behaupten, dass alle diese 
Verletzungsspuren mit der angeblichen schweren Verletzung am 
Halse des p. Ignatz nicht im Zusammenhang stehen, und dass ihr 
Vorhandensein auf die wirkliche Existenz einer so schweren Hals- 
wirbelverletzung in keiner Weise schliessen lässt 

Auf Grund obiger Erwägungen gebe ich mein Gutachten dahin ab : 

1) Ignatz C. hat im letzten DritttheU des Monats September 
1882 höchst wahrscheinlich an der sogenannten Genick- 
starre, einer Entzündung der Gehirn- und Bückenmarks- 
häute (Miningitis cerebro-spinalis) gelitten« 

2) Die Entzündung ist aus innerer Veranlsussung, nicht in Folge 
einer Gewaltthat entstanden. 

3) Der Ignatz C. ist jetzt wieder vollständig gesund, die 
Krankheit hat also keine der im § 224 des Strafgesetzbuches 
vorgesehenen Folgen gehabt. 

4) Das Haut-Emphysem an der rechten Brustseite, sowie die 
Verletzungsspuren an der rechten Hüfte des Ignatz C. sind 
zweifellos Folgen äusserer Gewaltthat, stehen jedoch nicht 
mit den Erscheinungen von Seiten des Centralnervensystems 
nicht in ursächlichem Zusammenhang. 

5) Nach meiner Ueberzeugung sind die von Dr. H. behaupte- 
ten schweren Verletzungen der Halswirbelsäule höchst 
wahrscheinlich gar nicht, sicherlich jedoch nicht in dem 
behaupteten Umfange vorhanden gewesen. 



In Folge obigen Gutachtens sind die von Seiten der Staats- 
anwaltschaft angestellten Ermittelungen über die Erkrankung des 
Hirtenknaben aufgegeben und die Acten bei Seite gelegt worden. 



Zur Piagnostik der traumatischen Anämie. 

Von Dr« Mlttoiunreig. 

Die gerichtliche Section eines kräftigen Mannes, welcher 
nach einer Quetschung der Bauchgegend im Verlaufe von acht 
Tagen unter den Erscheinungen innerer Verblutung verstarb und 
bei welchem sich bei der Obduction neben den Zeichen der Ver- 
blutung als Quelle derselben eine Zerreissung der Leber vorfand, 
gab mir Veranlassung, das Blut auf das Vorhandensein von kern- 
haltigen rothen Blutkörpem zu untersuchen. 

Die nach der Ehrlich'schen Methode behandelten Präparate 
des Leichenblutes, welches 48 h. post mortem bei Gelegen- 
heit der Obduction entnommen worden war, Hess mit Leichtigkeit 
die specifische Färbung der einzelnen FormbestandtheUe er- 
kennen und bot durch das Vorkommen rother kernhaltiger 
Blutkörper den bestimmten Hinweis auf die Todesursache durch 
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Anämie. Ja, noch mehr. Die abnorme Grösse dieser kernhal- 
tigen Blutköri>er wies femer darauf hin, dass diese Anämie be- 
reits eine schwere, irreparable geworden war. 

Das eingeschlagene Verfahren war folgendes: 

Es wurde aus der frisch aufgeschnittenen Vena cruralis 
mit einem Glasstabe ein Tröpfchen Blut auf ein Deckglas ge- 
bracht, ein zweites Deckglas darauf gelegt, und es wurden nach 
der gleichmässigen Vertheilung des Blutes zwischen denselben 
die Deckgläser in wagerechter Lage auseinander gezogen. Nach- 
dem die Präparate lufttrocken geworden, wurden sie bei 120 ° C. 
eine Stunde lang erhitzt und mit Eosin-Nigrosin-Aurantia-Gly- 
cerin 24 Stunden lang gefärbt, mit Wasser abgespült und in 
Canadabalsam untersucht. Das Haemoglobin der rothen Blut- 
körper hatte sich orange, der Zellenleib der weissen bläulich, die 
eosinophile Granulation der weissen purpurroth, sämmtliche Kerne 
hatten sich intensiv schwarz gefärbt. 

Unter den rothen Blutkörpem, deren Form gut erhalten 
war und deren Delle sich durch grössere Blässe bemerklich 
machte, traten einzelne Formen auf, welche sich durch einen tief 
schwarz gefärbten Kern und einen grossen orangegelben Zellen- 
leib auszeichneten. 

Diese kernhaltigen rothen Blutkörper stehen hiernach den 
Megalocyten sehr nahe, deren Vorkommen Ehrlich constant bei 
pemiciöser Anämie beschrieben hat. 

Ehrlich selbst hat bei verschiedenen Fällen von traumati- 
scher Anämie kernhaltige rothe Blutkörper von normalem Typus 
(Normoblasten) beschrieben. (Berl. klin. Wochenschrift 1883 No. 1 
und 1880 No. 28). Ob diese Fälle letal verlaufen sind, lässt 
sich aus dem Berichte nicht ersehen. 

Aus dem von mir berichteten Falle lässt sich sonach die 
Vermuthunig aufstellen, dass die causa mortis eine schwere 
Anämie gewesen ist, welche aus der einfachen traumatischen Fonn 
im Verlauf von wenigen Tagen in die perniciösie umgeschlagen war. 

Von forensischer Bedeutung dürfte besonders der Umstand 
sein, dass sich auch im Leichenblute die specifische Färbbarkeit 
der einzelnen Formbestandtheile erhält und dass die mikrosko- 
pische Untersuchung solchen Blutes auch noch Tage lang nach 
dem Tode ein positives Resultat ergiebt. Dieses Resultat haben 
mir auch andere und selbst Fälle von Untersuchung recht fauli- 
gen Blutes ergeben. 

Auch nach anderer Richtung hin ergiebt die Ehrlich 'sehe 
Blutfärbung Resultate, von denen sich hoffen lässt, dass sie Anhalt 
bieten dürften zur Unterscheidung von Menschenblut und dem 
Blute der Säugethiere. 

Ich will hier nur vorläufig anführen, dass das Vorkommen 
und die Färbung der 'eosinophilen Leukocyten in dieser Hinsicht 
eine gegi'ündete Aussicht zu versprechen scheint. 

Die Färbung ist leider eine zeitraubende, und ist ihr Gelin- 
gen von manchen Einzelheiten abhängig, welche noch nicht ge- 
nügend geklärt sind. 
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In das Berliner Leiehensehanbans eingelieferte Leichen 
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Entseheidang' des Reichsgerichts, VI. C. S., vom 19. April 1888. ,Bas 
O.-L.-G. hat mit necht seiner Entscheidung die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 9. März 1872 zu Grunde gelegt. Der Ansicht aber, dass nach diesen Be- 
stimmungen der Beschwerdeführer mr die von ihm acht Tage vor dem gericht- 
lichen Termine in seinem Hause vorgenommenen Untersuchung des Klägers 
neben der Terminsgebühr eine besondere Vergütung nicht beanspruchen könne, 
war nicht beizutreten. 

Der § 3 des gedachten Gesetzes gewährt den Medicinalbeamten unter 
No. 1 für Abwartung eines nicht über 3 Stunden dauernden Termines 6 Mark. 

Soweit in dem Termine selbst eine Untersuchung oder Besichtigung 
von der Medicinalperson vorzunehmen ist, erscheint die Liquidation einer be- 
sonderen Gebühr davon ausgeschlossen, weil es sich hier um eine zur Abwar- 
tung des Termins gehörende und um einen Bestandtheil der Ter- 
minsabwartung bildende Thätigkeit handelt. 

Hat dagegen der Sachverständige ausserhalb des Termines Geschäfte 
auf Verlangen des Gerichtes verrichtet, so muss er nach dem im § 378 C.-P.-O. 
ausgesprochenen allgemeinen Grundsatz, wie nach den speciellen' Vorschriften 
der Gebührenordnung für Sachverständige und des preussischen Gesetzes vom 
9. März 1872 für solche Geschäfte und die damit verknüpfte Zeitver- 
säumniss entschädigt werden. '^ 

Es erscheint hiemach zweifellos, dass die Medicinalbeamten befugt sind, für 
alle Geschäfte (Acteneinsicht, Informationsbesuche, Untersuchungen jeder Art) 
ausserhalb des Termines, wenn sie von dem Gerichte gefordert werden, beson- 
ders und heben den Gebühren für den Termin, zu liquidiren. 

Mittenzweig. 



Aendert sich die Qualitftt einer amtsärztlichen Handlung dadnrch, 
dass dieselbe auf Allerhöchsten Befehl verrichtet worden ist? 

Der Sachverhalt ist folgender: Ich wurde vom Herrn Regierungs- Präsi- 
denten beauftragt, eine taubstumme Schneiderin, welche um Bewilligung einer 
Nähmaschine bei Sr. Majestät gebeten hatte, zu untersuchen und über deren 
körperliche Befähigung zm- Bedienung einer solchen ein eingehendes Gutachten 
zu erstatten. Nach § 3 ad 6 des Gesetzes vom 9. März 1872 liquidirte ich 
dafür den niedrigsten Satz von 6 Mark. Der Herr Präsident wies indes nur 
1^2 Mark Fuhrkosten-Entschädigung zur Zahlung an mit dem Bemerken, dass 
nicht § 3 ad 6, sondern § 1 des Gesetzes massgebend ist, da die medicinal- 
polizeiliche Verrichtung im allgemeinen staatlichen Interesse und zwar auf 
Allerhöchsten Befehl stattgefunden hat. 

Dass es sich hier um eine Verrichtung im Privatinteresse handelte, 
war mir klar. Trotzdem nahm ich Veranlassung, darüber das Urtheil von 
Richtern zu hören. Sie Alle sprachen sich bestimmtest in demselben Sinne 
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aus, und dass sich die Verrichtung als solche nicht anders qualificirt, auch 
wenn sie im Allerhöchsten Auftrage stattgefundmi hat.*) 

Dr. Wiener. 



Die XY. Yersammliiiig des deutschen Vereins fflr öffentliche Gesund- 
heitspflege findet in Strassburg im Elsass vom 14. — 17. September d. J. statt. 



Der Mecklenburgische Medicinal-Beamten-Verein hat am 5. Oktbr. 1888 
zu Güstrow unter dem Vorsitze des Medizinalrathes, Ereisphjsikus Dr. Elvers 
getagt. Anwesend waren die Herren Bark-Rehna, Elvers -Waren, Grie- 
warck-Bützow, Havemann-Dobbertin, Karsten-Hagenow, Reuter- Güstrow, 
Scheven-Malchin, Schuchardt-Sachsenberg, Unruh- Wismar, sowie der 
Geheime Medizinalrath Professor Dr. Schatz-Rostock als Gast. Herr Schatz 
sprach «über die Empfängnisszeit'' und «über Lebensfähigkeit und Lebend- 
Geborensein " , Herr Griewarck Über , Verordnung betreffend das Impfwesen, * 
Herr Barck über «die Aufsicht über die Hebammen*, Herr Karsten über die 
Frage «In welcher Weise können die Ereisphysiker dem Auftreten und der 
Verbreitung e^iidemischer Krankheiten wirksam entgegentreten.* 

Der Verein, welcher sich zur Zeit auf die Medizinalbeamten von Mecklen- 
burg-Schwerin beschränkt, hoffb in Zukunft auch auf den Beitritt der Collegen 
in Mecklenburg-Strelitz. 

Seine nächste Versammlung ist für Oktober d. J. in Rostock bestimmt. 



Referate. 

1. Dr. Gillet de la Tourette. Der Hypnotismus und die ver- 
wandten Zustände vom Staudpunkte der gericht- 
lichen Medicin. Deutsche Uebersetzung. Hamburg, 1889. 

2. Dr. Weir8 in Prag. Die forensische Bedeutung des 
Hypnotismus mit besonderer Beziehung auf das öster- 
reichische Strafgesetz. Prager medicinische Wochenschrift 
1888. No. 47—51 und 1889, No. 1—3. 

1. Wer sich mit dem obengenannten Gegenstande noch nicht genauer be- 
schSitigt hat, findet in dem Buche von Gillet de la Tourette eingehende 
Auskunft. Der Hypnotismus ist besonders von den Franzosen culti^ort und 
findet bei diesen ohne Zweifel das geeignetste Beobachtungsmaterial; denn die 
Hysterie ist die Grundlage desselben und diese wie ähnliche Nervenkrankhei- 
ten treten wenigstens in den Pariser Anstalten in so reichen und bunten For- 
men auf, wie dies wenigstens in Deutschland nicht der Fall sein dürfte. Man 
lese nur die Arbeiten der französischen Irrenärzte über Hysterie, Somnambulis- 
mus und dergl. nach! Man könnte fast behaupten, der Hypnotismus sei nur 
ein neues Symptom der Hysterie, welches je nach dem Beobachter und dem 
Object eine verschiedene EntwicMimg erlangt habe, anders z. B. bei der 
Schule von Nancy, als bei Charcot und seinen Schülern. 

Dass dem Hypnotismus objective, nicht willkürlich zu erzeugende Wahr- 
nehmungen zu Grunde liegen, ist von zuverlässigen deutschen Beobachtern be- 
stätigt Es ist anzuerkennen, dass auch Gillet sich bestrebt hat, sein Thema 
wissenschaftlich zu behandeln. Ohne Zweifel lassen sich eigenthümliche Zu- 
stände im Gebiet der Hirn- und Nervenfunctionen künstlich hervorrufen, die 
sogar die weitgehendsten Folgen nach sich ziehen. Man darf sich jedoch nicht 
wundem, dass hierbei in Frankreich Dinge zu Tage treten, welche Über unsere 
nüchterne Erfohmng hinausgehen. Man kann sich des Eindruckes nicht er- 
wehren, dass der Acteur, wie sein S^jet, der eine mit gläubigem Herzen, das 
andere mit weiblicher Hingabe, uns Dinge vorzaubem, welche bei uns unmög- 
lich sind. Beim kritischen Durchlesen des Buches stossen ausserdem unserem 

*) Anm. der Red. Neben dem formeUen Rechte besitzen wir aber noch 
ein noDÜe officium, auf welches wir nicht verzichten möchten. 
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Sinne mancherlei Widerspräche auf. Nur zu oft wird s. B. gesagt, dass Aus- 
nahmen von dem regelrechten Verlauf der Hypnose vorkommen, oass manches 
Individuum nur von demselben Mann und nach öfterer Wiederholung hypnoti- 
sirt werden könne, bei anderen Öfters directer Widerstand auftrete u. s. w. 
So soll sich ein Mädchen in der Hypnose entkleiden, n&lt aber nach wenigen 
Augenblicken beschämt inne; in einem andern Falle erklärt ein Mann, dass 
er auch in der Hypnose keinen Schuldschein imterschreibe, und so sind der 
Fälle mehrere, wo das Medium nur dasjenige thut, was ihm passt Gans un- 
glaublich sind f&r uns femer die Mittheilungen von einem Doppelleben, einem 
Monate anhaltenden sogenannten «second ^tat* u. s. w. In der EQinik wer- 
den allerdings Schaustellungen geschickt inscenirt; Giftmorde, Pistolen -Atten- 
tate, Liebesscenen mit dem Hausgeistlichen u. s. w., aber in Wirklichkeit 
scheint derartiges nicht vorgekommen zu sein, selbst nicht in Paris, wo doch, 
wie eingehend geschildert wird, öffentlicher Unfug mit hypnotischen Vorstel- 
lungen an der Tagesordnung und die Sache somit hinreichend bekannt ist. 
Nur Nothzuchtsf&lle wurden gelegentlich auf hypnotische Lethargie bezogen, und 
sind derartige FäUe jedenmUs denkbar, wenn auch naheliegend ist, dass 
Frauen und Mädchen auf diese Weise einen Fehltritt zu verschleiern suchen. 

So sehr sich besonders in Frankreich die öffentliche Meinung über die 
Möglichkeit erhitzt hat, dass willenlose Hypnotisirte zu allen eraenklichen 
Ven>rechen abgerichtet werden können, bez. im wehrlosen Zustande allen Ver- 
brechen preisgegeben sind, in der Praxis hat der Hypnotismus bisher noch 
keine grosse Bedeutung gefunden. Gleichwohl dürfte der Gerichtsarzt manche 
werthvolle Belehrung in dem Buch von Gillet de la Tourette finden, schon 
wegen seines reichen Inhalts, der eine neue Welt erblicken lässt. Dasselbe ist 
ausserdem fesselnd und frei von dem trockenen Gelehrtentone, sowie ganz in 
dem Geist unseres leicht erregbaren Nachbarvolkes geschrieben. 

2. Die Arbeit von Weifs ist erheblich kürzer, behandelt jedoch den Stoff 
in ähnlicher Weise und anscheinend in Anlehnung an das Buch von Gillet. 
Alles das, was in der Hypnose begangen werden bez. sich ereignen kann, wird 
ausführlich aufgezählt und eingehend besprochen, wirklich vorgekommene 
Thatsachen aus der gerichtlichen Praxis sind aber auch hier nicht angeführt. 
Vollständig beizustimmen ist jedenfalls dem Verfasser, wenn er verlangt, dass 
der Gerichtsarzt mit den Erscheinungen, Folgezuständen u. s. w. des Hypno- 
tismus bekannt sein muss. Auch die Forderung, dass Öffentliche hypnotische 
Schaustellungen zu verbieten seien, ist durchaus gerechtfertigt. 

Dr. Silomon-Norden. 



Verordnungen und Verfügungen. 

Aufnahme und Unterbringung von Geifiteskranken bei. Gelstessohwachen 
in Nicht -Irrenanstalten« Circ-Erlass des Ministers der geistlichen 
u. s. w. Angelegenheiten vom 5. März 1889, M.-N. 9891 (gez. von Goss- 
ler) an sämmtliche Königl. Regierungspräsidenten. 

Der Regierungspräsident zu Coblenz hat die Frage in Anregung gebracht, 
ob es als zulässig erachtet werden kann, wenn, wie es im dortigen Bezirk der 
Fall ist, geistesschwache (blödsinnige) Personen oder andere Geisteskranke in 
gewöhnlichen Krankenhäusern, Armen- und Siechenhäusem etc. untergebracht 
werden, ohne dass hierzu eine besondere Erlaubniss nachgesucht und ertheilt 
wäre, und ob nicht derartige Anstalten, wenn sie geistesschwache etc. Personen 
aufnähmen, den Bestimmungen des Girkular-Erlasses vom 19. Januar v. J., be- 
treffend die Privat^Irrenanstalten, zu unterwerfen seien. 

Aus einem auf diesseitige Veranlassung erstatteten Bericht lässt sich als 
das Ergebmss der angestellten näheren Ermittelungen entnehmen, dass sich im 
vorigen Jahre in fünf Anstalten des Bezirks 14 geisteskranke bez. geistes- 
schwache Personen befanden und zwar je 4 in einer Privat -Krankenanstalt 
und einer mit Korporationsrechten versehenen Krankenanstalt, eine in einer 
Krankenanstalt, welche einer Kirchengemeinde gehörte, 3 in einem Armhause, 
2 in einem städtischen Hospital, ohne dass diese Anstalten als Privat -Irren- 
Anstalten konzessionirt oder als Irrenanstalten bisher behandelt wären. Von 
diesen 14 Kranken wurden 11 als geistesschwach (blödsinnig etc.), eine als 
mit „einfaxiher Geistesstörung** beha&t bezeichnet, über 2 Krisinke fehlte eine 
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genauere Ancabe. Zeitweise aufgeregt waren hiervon 6, bei einer war zeit- 
weise Einscliliessung nothwendig; en^ündigt waren 5 dieser Peraonen. 

Obgleich dieselben von den Goistesgesunden nicht getrennt untergebracht 
waren, hatten sich Missstande, so weit zu ermitteln war, aus der Art der Unter- 
bringung bisher nicht ergeben. 

Trotzdem erachtet der Bericht eine allgemeine, grundsätzliche Regelung 
der Verhältnisse der in Nicht-Irren-Anstalten jeder Art untergebrachten (reistes- 
kianken (einschliesslich der Geistesschwachen etc.) fUr nothwendig und macht 
für eine solche diejenigen Vorschläge, welche sich aus dem abschriftlich ange- 
schlossenen Berichtsauszuge ergeben. 

Wenngleich anzuerkennen ist, dass in höherem Grade geistesschwache 
Personen (Blödsinnige, Idioten) auch vom rechtlichen Standpunkte den Geistes- 
kranken zuzurechnen sind und dass die Art der Unterbringung derselben in 
Anstalten eine Uebeywachung Seitens der Staatsbehörden enieischt, so bietet 
eine allgemeine Regelung dieser Angelegenheit doch wegen der Mannigfaltig- 
keit der in Betracht kommenden Verhältnisse grosse Schwierigkeiten dar und 
würde schon mit Rücksicht auf die grosse Anzahl der Personen, um die es 
sich handeln dürfte, eine tief einschneidende Wirkung ausüben können. Nach 
der amtlichen Statistik befanden sich in Preussen in Anstalten, welche keine 
Irrenanstalten waren, an Geisteskranken (Geistesschwachen etc.): 



im Jahre 


in Armen -Siechen- 
häusem etc. 


in allgemeinen Kran- 
ken-Anstalten 


Zu- 
sammen 


1878 
1879 
1880 


918 
344 
661 


3066 
3016 
2835 


8984 
3860 
3496 



Hierbei sind anscheinend die Anstalten für Blinde, Taubstumme, Epileptische 
nicht mitgezählt, von deren Pfleglingen eine Anzahl zugleich geisteskrank sein 
dürfte. 

In vielen Fällen wird der Aufenthalt gewisser Arten von Geisteskranken 
in Nicht -Irrenanstalten f^ die sonstigen (geistig gesunden) Insassen derselben 
mit Nachtheilen nicht verbunden sein, dagegen steht zu befürchten, dass eine 
zu weitgehende Beschränkung der Nicht -Irrenanstalten betreffs der Aufnahme 
geisteskranker Personen die Lage der letzteren nachtheilig beeinflussen könnte. 

Es erscheint mir daher, bevor ich die Vorschläge des Regierungspräsi- 
denten zu Goblenz in nähere Erwägung ziehe, nothwendig, zmächst festzu- 
stellen, wie die in Rede stehenden Verhältnisse in den übrigen Bezirken der 
Monarchie liegen. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich demnach ergebenst festzustellen, wie 
viele Geisteskranke (einschliesslich der Schwachsinnigen, Blödsinnigen, Idioten) 
sich in den einzelnen Anstalten (abgesehen von den Irrenanstalten) des dor- 
tigen Bezirks zur Zeit befinden, welcher Art die Geisteskrankheit der einzelnen 
Kranken ist, ob dieselben entmündigt sind oder nicht, ob sie zeitweise aufge- 
regt sind, zeitweise oder dauernde Einschliessung oder Anwendung sonstiger 
Zwangsmittel bei denselben nothwdndig ist, ob bezw. welchen Behörden von 
ihrer Aufnahme Anzeige gemacht ist und ob die Geisteskranken mit den 
übrigen geistesgesunden Pfleglingen zusammen wohnen oder sich in besonderen 
Abtheilungen befinden. 

Betreffs der Idioten -Anstalten sind nur summarische Angaben unter Be- 
zeichnung des Characters der Anstalt (ob privat, communale etc.) erforderlich. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, gefälligst unter Mittheilung 
der Ergebnisse dieser Feststellungen zur Sache zu berichten und sich über die 
von denr Regierungs-Präsidenten zu Goblenz gemachten Vorschläge zu äussern 
bezw. anderweite Vorschläge gefälli^t zu machen. 

Dem gefälligen Berichte sehe ich in Jahresfrist entgegen. 

Anlage. 

Goblenz, den 28. November 1888. 
p. p. 
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Für nothwendig halte ich es, die Vorschriften fElr die Geisteskranken 
auch auf die Geistesschwachen auszudehnen, weil letztere — wenn auch 
gewöhnlich ruhig und frei sich bewegend — yermöge ihrer Geistesschwäche 
nicht im Stande sind, fGLr sich selbst zu sorgen, nicht vermögen, bei manffel- 
hafter Pflege imd Behandlung an rechter Stelle zu klagen, und entmündigt, 
nicht einmal das Recht zur Klage besitzen. Wegen dieser HüUlosigkeit der 
Geistesschwachen erscheint es mir insbesondere nothwendig, dass die Vor- 
steher aller Anstalten — mögen diese Anstalten einen Namen tragen, welchen 
sie wollen, und mö^n sie Staats-, Gremeinde-, Eorporations- oder Privat -An- 
stalten sein — verpflichtet werden, von jeder vorübergehenden oder dauernden 
Aufnahme eines Geisteskranken oder eines Geistesschwachen in ihre An- 
stalt binnen 24 Stunden nach der Aufoahme der Ortspolizeibehörde des Be- 
zirks, in welchem die Anstalt liegt, und binnen 8 Tagen na-ch der Aufnahme 
dem Staatsanwälte des Landgeridits , in dessen Bezirk die Anstalt lieg^, An- 
zeige zu machen. 

Eine gleiche Verpflichtung dürfte auch allen Personen aufzuerlegen sein, 
welche einzelne Geisteskranke oder Geistesschwache zur Pflege in ihr 
Haus aufiiehmen. 

In diesen Anzeigen würde zugleich anzugeben und durch ärztliches At- 
test zu belegen sein, ob die Au&enommenen voraussichtlich heilbar oder un- 
heilbar , ob sie vorübergehend oder dauernd in der angemeldeten Pflegestelle 
bleiben, zu welchem Pflegesatze und auf wessen Veranlassung und Kosten sie 
aufgenommen sind. 

Diese Anzeigen würde die Ortspolizeibehörde durch Vermittelung des 
Landrathes dem Kreisphysikus mitzutheilen haben, welcher nach Anleitung 
der Ministerial - Verfügung vom 17. Januar d. J. eine sachgemässe Aufsicht 
über die Pflege dieser Unglücklichen zu führen hat. 

Um femer allen möglichen Missbrftuchen und heimlichen Au&ahmen vor- 
zubeugen, erscheint mir die Anordnung nothwendig, dass alle Personen — 
sowoM Privatpersonen, wie Vorsteher von Anstalten — , welche Geisteskranke 
oder Geistesschwache in Pflege nehmen wollen, verpflichtet werden, eine 
Konzession nachzusuchen, in welcher ein mitverantwortlicher Haus- resp. 
Anstalts-Arzt namhaft zu machen ist, falls der Nachsuchende selbst nicht Arzt 
ist. Dieser Arzt würde eine von der Aufisichtsbehörde zu erlassende Anweisung 
zu befolgen haben, durch welche er namentlich zu verpflichten ist, in unbe- 
stimmten Zeiträumen sämmtliche in der Anstalt befindliche Räume zu be- 
sichtigen. 

pp. pp. 

Der Regierungs- Präsident, 
gez. von Puttkamer. 



Konzessions-Pfllchtlgkeit des Kleinhandels mit Drogaen und chemisehen 
Pilparaten« Circular-Erlass des Ministers für geistliche u. s. w. 
Angelegenheiten vom 15. März 1889, M. N. 627 (gez. von Gossler) an 

sämmtliche Königl. Regierungspräsidenten. 

Ungeachtet der hierorts in den letzten Jahren ausgeübten strengen Kon- 
trole und der häufig erfolgten Bestrafung der den Kleinhandel mit Arznei- 
waaren und Giften betreibenden Drogisten und Materialisten wegen Uebertre- 
tung der Kaiserlichen Verordnuuje vom 4. Januar 1875 über den Verkehr mit 
Arzneimitteln bezw. des § 367 Ziffer 3 des St.-G.-B. ist es bisher nicht gelungen 
dem ungesetzlichen Treioen der genannten Geschäftsleute, das sich in einer 
grossen Zahl der Fälle nicht blos auf die ein£Eu;he Abgabe von den für den 
täglichen Verkehr bereit stehenden Arzneimitteln beschränkt, sondern sich auch 
auf die Anfertigung und Abgabe von Arzneien auf ärztliche Verordnungen er- 
streckt, in erfolgreicher Weise entgegen zu treten. 

Die Ursache dieses Misserfolges wird Seitens des Polizei -Präsidenten in 
der Unzulänglichkeit der den Polizeibehörden etc. nach der geltenden Gesetz- 
gebung überwiesenen Befugnisse, namentlich darin gesucht, dass die dreistesten 
Uebertretungen auch bei mehrfachen Wiederholungen nur mit einer verhält- 
nissmässig geringen Geldstrafe oder kurzen Haftstrafe geahndet werden, erstere 
aber durch die Einnaiimen aus den begangenen Uebertretungen bereits gedeckt 
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iflt oder doch bald durch neue üebertretungen gedeckt werden kann, und 
letztere erfahrungB^emäss gleichfEÜls von keinem erheblichen Nutzen gewesen ist. 

Auf Grund dieser E^falurungen glaubt der Polisei-Pr&sident sich für eine 
einschneidendere Bestrafung bei dergleichen Üebertretungen aussprechen zu 
müssen und hält es zu cQeeem Behufe für erforderlich, dass die Personen, 
welche den ESeinhandel mit Drogen und chemischen Präparaten betreiben, 
unter diejenigen Gewerbetreibenden aufgenommen werden, welche den Bestim- 
mungen in § 35 der Gew. -Ordnung gemäss bei Eröffnung ihres Geschäftsbe- 
triebes der zuständigen Behörde hiervon Anzeige zu machen haben und denen 
von dieser die Fort^tzung des Grewerbebetriebee untersagt werden kann. 

Obwohl es im öffenüichen Interesse wünschenswerth erscheint, dem sei- 
tens der Drogisten und Materialisten betriebenen ungesetzlichen Kleinhandel 
mit Arzneiwaaren und Giften entgegen zu treten, auch nicht in Abrede gestellt 
werden darf, dass unter den hierorts obwaltenden Verhältnissen diesem unge- 
setzlichen Treiben mit den durch die geltende Gesetzgebung den Behörden 
überwiesenen Befugnissen nur in unvollkommenem Masse gesteuort werden kann, 
so würde auf eine Abänderung der bezüglichen ^esetsuichen Bestimmungen, 
namentlich im Sinne des Polizei - Präsidenten diesseits doch nur dann Bedacht 
zu nehmen sein, wenn sich hierzu ein allgemeines Bedüriniss herausgestellt 
haben sollte. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich demnach ersebenst, sich mit Rücksicht 
hierauf gefälligst darüber zu äussern, ob und in wie weit sich die Unzuläng- 
lichkeit der in Betracht kommenden bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
auch im dortigen Bezirke bemerkbar gemacht hat, und bejahendenfalls Yor- 
schlfitfe zu machen, auf welche Weise den Üebertretungen der in Rede stehen- 
den Gewerbetreibenden in wirksamerer Weise als bisher zu begegnen sein 
möchte. Die Beibringung eines thatsächlichen Materials, welches zur Mitthei- 
lung an den Herrn Reichskanzler geeignet ist, wird mir besonders erwünscht sein. 



Personallen. 

AngielcIiDiiiigen: 

Verliehen: Der Character als Geheimer Sanitätsrath: dem 
Sanitätsrath Dr. Paetsch in Berlin; als Sanitätsrath: dem praktischen 
Arzte Dr. Job. Schmidt und dem Kreisphysikus Dr. Wilbrandt in Frank- 
furt a/M., den praktischen Aerzten Dr. Strauch in Frankfurt a/0., Dr. Ziele- 
wicz in Posen, Dr. Harnier in Kassel, Dr. Seiberg, Dr. Bartels und dem 
gerichtlichen Physikus Dr. Mittenzweig zu Berlin. Der Rothe Adler- 
orden n. Klasse mit dem Stern: dem 'Geheimen Rath Prof. Dr. Ritter 
von Nussbaum in München und dem Generalarzt I. Klasse a. D. Dr. von 
Stuckrad in Berlin; der Rothe Adlerorden DI. Klasse mit der 
Schleife: dem Kreisphysikus Sanitätsrath Dr. Rünger in Linden b. Hannover 
und Sanitätsrath Dr. Wolff in Schwedt a/0.; der Kronenorden II. Klasse: 
dem Geh. Sanitätsrath Kreisphysikus a. D. Dr. Wüste feld in Neustadt i/Schl.; 
der Kronenorden HI. Klasse: den Geh. Sanitäteräthen Dr. Blumenthal 
in nfeld und Dr. Gabriel in Berlin, sowie dem Kreiswundarzt Dr. Knispel 
in Murowana-Groslin. 

Die Genehmigung ertheilt zur Anlegung: des Ritterkreuzes 
I. Klasse des Grossherzogl. Badischen Ordens vom Zähringer 
Löwen: dem Oberstabs- und Regimentsarzt Dr. Winkler in Carlsruhe, sowie 
des Ritterkreuzes H. Klasse mit Eichenlaub desselben Ordens: den 
Oberstabs- und Reffimenteärzten Dr. Batzer in Golmar, Dr. Andräe in Carls- 
ruhe und Dr. Ehrlich in Rastatt. 

Ernennimgen und Venetsmigen: 

Ernannt: Der Custos am Hygienemuseum der Friedrich- Wilhelms-Uni- 
versität zu Berlin Dr. Petri zum Kegierungsrath imd Mitglied des Kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes; der Privatdocent Dr. Strübing zu Greife wald zum 
ausserordentlihcen Professor daselbst; die Privatdocenton Dr. Müller zu 
Berlin und Dr. Schiefferdecker zu Bonn zu ausserordentlichen Professoren 
der medicinischen Fakultät zu Bonn ; der bisherige Assistent am H^gienemuseum 
Pr. von Esmarch in Berlin zum Custos desselben, der praktische Arzt Dr. 
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KraQie in HoHsdiiii lam KreisphjnlnB des KreiseB Neustadt L O.'SchL und 
der Reg.- und Med.-Rath Dr. Dieter ich in Poeen lum Dirigenten des Königin 
Impf institirts daadbet. 

Yersetit: Der Kreisphyrakos Dr. Brftoiigam in Solingen in gleicher 
Eigenschaft in den Kieb Königsberg i 1^01101. (nöralich). 



Das FlM^ctt— iignim nr Ttrwaltng ehwr PkjiIkataBlelle Imkea i» 

I. Qurtal 188» eiteltaBt 

Die piaktisehen Aente: Dr. Hafemann sn Schinfliess, Dr. Hassenstein 
za Ai^erboig, Dr. Ho ff mann sa Hiüle a. S., Dr. IIb er g, Dr. Wachs und 
Dr. Kahnt so Berlin, Dr. Kind so Fulda, Dr. Meyer su Gardelegen, Dr. 
Stolienbnrg sa Krentsborg L O./SchL und Dr. Yoigtlftnder in Dflsseldorf. 

TittUffcen sfaii: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Lichtenberg in Bremerhayen, ^Hrkl. 
Geh. Ob.-Med.-Bath und Geneialstabsant a. D. Dr. von Lauer, Dr Stübing 
und Dr. Fdix Freund in Berlin, Sanitfttsiath Dr. Halle in Ahlden, Dr. Am- 
brosi in Tapiau, Marine-Assistenzarzt Dr. Machenhauer bei ^^^ Dr. 
Kessler in WoUin, Dr. C. Brettschneider in Berlin, Dr. Braunsteiner 
in Bacharach, Oberstabeant a. D. Dr. Glauditi in Hildeeheim, Dr. Worch 
in Schreiberfaan, Dr. Schramm in Friedenau bei Berlin, Dr. Ahns in König- 
stein, Generalarzt a, D. Dr. Telke in Thom und Dr. Molk in Sigmaringen. 

Takaate Stellen:*) 

Kreisphysikate: Putzig, Filehne, Witkowo, Neutomischel, Schildberg, 
(Meldung bis zum 15. Mai bei der Regierung in Posen, Abth. des Innern), 
Lissa, (joldberg-Haynau, Militsch, Waidenburg, Nordhausen, Uslar, Hümmling, 
Sulingen (Meldung bis zum 6. Mai bei dem Königl. Reg.-Prfts. in Hannover), 
Adenau, Dann, Oberamt Gammertingen. 

Kreiswundarzt stellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletsko, Tilsit, Karthaus, Marienborg, Loebau, Marienwoxler, Ovaodenz, 
An^inn&ide, Templm, Friedeberg, Ost- und West-Stemberg, Bütow, Lauen- 
burg i/P., Dramburg, Schievelbeüi, Bomst, Schroda, Bromberg, Strehlen, Ohlau, 
Kosel, Hoy er swerda, Lauban, Reichenbach, Grünberg, Münsterberj^, Sagan, 
Jericho w I, Wanzleben, Wernigerode, Worbis, Sas^srerhausen, ZiegeniHlck, 
Langensalza, Höxter, Labbecke, Warburg, Lippstaat, Meschede, Hflnfeld, 
Erkelenz, Kleve, Bergheim, Rheinbach, Wipperftrth, Elberfeld und St, Wendel. 



Ergebene Bitte an die Herren Collegen. 

Ich beabsichtige eine möglichst genaue Statistik des Medicinalpfüscher- 
thimis im Preussischen Staate au&usteUen und bitte die Herren Collen oanz 
ergebenst, mir, soweit es ihnen möglich, statistische Angaben Über das obea- 
genannte Thema nach folgender Tabelle gütigst zusenden zu wollen: 



Name, 

falls er angegeben 
werden kann. 



Eigent- 
licher 
Stand. 




Welche 
Ejrankheiten? 



Bemerkungen über 
Heilmethode, Ein- 
kommen, Preise 
etc. 



Dr. HeyaMker, 

Kreisphysikus zu Rosenberg, Westpreussen. 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die of&ciellen Meldefristen bereite abgelaufen. 
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PreuflsiBcher Medicinalboamtenyerein. 



Preussischer Medicinalbeamtenverein. 



Der unterzeichnete Yontand hat in seiner Sltnmg TOm 12« April d« J. 

beachlossen, daas die 

Siebente Hauptyersammlans des Yereins 

am II. und 12. September d. J. In Berlin 

stattfinden soll. 

An Yortrigen sind bis jetet angemeldet und fOr die dieqfthrige Tages- 
Ordnung angenommen: 

1. Der Entwicklmigflgang im Preomisehen Medicinalwesen. II. TheiL 

Die Reformbewegnogren im äntUchen Stande. Herr Reg.- u. Medi- 
cinabath Dr. Wernich in Koeslin. 

2. Ueber Formnlirung Ton Obdnktionsprotokollen. Herr Ereisphysikas 

Prof. Dr. Falk in Berlin. 

3. Ueber Puerperalfieber Tom sanitätspolizeilichen Standpunkte ans. 

Herr KreisphyaikuB Dr. Philipp in Berlin. 

4. Znm Entwurf des neuen CiTilgesetibnehes Tom gerichtsäntliehen 

Standpunkte ans. Herr gerichtl. Stadtphysikus Sudt&tsrath Dr. 
Mittenzweig in Berlin. 

5. Ueber eine Prsfe ans dem Gebiete der SobnUiygiene. Herr Ereis- 

physikuB Dr. Schröder in Weissenfeis. 

6. Ab&ndemngs - Yorschlige sn dem Gesetie rem 9. Mftrz 1872 be- 

treffend die Gebflhren der Medicinalbeamten. Herr Reg.- und 
Medicinalrath Dr. Rapmund in Aurich. 

Zur Besichtignng sind in Aussicht genommen; Die Allgemeine Dentsche 
Ausstellung fttr UnfiUlTerhfltungy &l]s dieselbe noch geöffiiet sein sollte und 
die stidtisehe KlAranlage in Potsdam (Röckner-Rothe^sches System). 



Der heutigen Nummer der Zeitschrift ist fOr die Mitglieder des Vereins 
je ein Exemplar des von dem unterzeichneten Schriftführer im Auftrage des 
Vorstandes ausgearbeiteten Kommentars snm Gesetie Tom 9. Mftrz 1872 bei- 
gefügt und werden dieselben mit Rücksicht auf den Beschluss der vorjährigen 
Hauptversammlung nochmals Rebeten, an der Hand dieses Kommentars etwaige 
Ab&nderungs -Vorschlage zu dem gedachten Gesetze bis sum 15. Juni d. J. 
dem Schriftführer des Vereins gefälligst einsenden zu wollen. Auch ist die 
Mittheilung einschlä^ger, in den Kommentar nicht angenommener Ministe- 
rial-VerfÜgungen, gerichtlicher Entscheidungen etc. sehr erwünscht. 

Anderweitige YortrftffO oder Diskussionsg^enstftnde, sowie sonstige, die 
diesjährige Hauptversammlung betreffende Wünsche bittet der Vorstand gleich- 
falls bis zu dem obengenannten Termin bei dem Schriftführer anzumelden; 
desffleichen werden diejenigen Mitglieder, welche mit dem jfthrlichen Yereins- 
bei&ag noch rückständig sind, freundlichst ersucht, denselben innerhalb der 
nächsten 14 Tage einzuschicken. 

Der Vorstand des Preueelechen Medicinalbeamtenvereine. 

Im Auftr. 

Dr. Rapmund, Schriftführer des Vereins. 

Reg.- und Med.-Rath in Aurich. 



Verantwortlicher Redacteur: Dr. H. Mittenzweig, Berlin, Winterfeldtstr. 3. 
Druck der FArstl. prlT. Hofbnchdmokerei (F. IfltsIafOi Radolatadt* 
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Statistischer Bericht der Unterrichtsanstaft für Staats- 
arzneikunde zu BeHin vom April 1886 bis OIctober 1888. 

Von Dr. Frlti Strassmanii) Afisistenzarzt. 
(Fortsetzung und Schluss) 

Unter 9 Eopfschusswunden waren 6 gleichfalls mit dem 
Revolver beigebracht worden und zwar hatte 5 mal die rechte 
Schlafe (131—135) nnd Imal (136) die Stirn rechts von der Mit- 
tellinie die Ansatzstelle der Waffe gebildet. Die Hautwunde war 
entweder rundlich oder erschien als unregelmässiger vierstrahli- 
ger Stern mit unterminirten Rändern; die Einschussstelle am 
Knochen zeigte stets das typische Verhalten, glatte, kleine Ein- 
tritts-, und grössere abgeschrägte Austrittsöffnungen, Fissuren 
gingen von ihr nie aus. Nur in einem Falle fand sich eine 
schlitzförmige Ausschussöffnung in der Haut. In den übrigen 
Fällen fand sich das Projectil mehr oder weniger deformirt unter 
der unverletzten Haut in der Ausschussöffhung am Schädel, diese 
war einmal kreissrund, ein andermal mehr oval, die letzten 3 mal 
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waren unregelmässige, dreieckige Enochenstücke herausgesprengt, 
immer war die Knochenverletzung an der Ausschussstelle grösser 
als an der Einschusstelle, 4 mal unter 5 gingen Fissuren von der 
Ansschussöfhung aus meist transversal zum Scheitel oder zur 
Basis ziehend, Imal circular um den Schädel herum. Auch in 
dem Falle von Stimschuss gingen von der kreisrunden Aus- 
schussöffiiung in der Siebbeinplatte Fissuren in der Basis aus. 
In einem Falle bestand ein Vorkommen, auf das unter Anderen 
Messerer hingewiesen: ohne jeden Zusammenhang mit Einschuss- 
oder Austohussöffiiung, eine isolirte Zertrümmerung des Daches 
beider Augenhöhlen, die nach Lösung einiger mit Himsubstanz 
und Durafetzen bedeckten Knochensplitter frei vorlagen. Im 
übrigen fand sich je nach der Höhe der Schusswunde entweder 
ein Schusscanal quer durch das Gehirn oder derselbe verlief der 
Himbasis entlang und hatte diese zertrümmert Im 1. Falle be- 
sonders tiefen Sitzes der Wunde war der Keilbeinkörper quer 
durchschossen. 

Die drei übrigen Selbstmörder hatten eine grössere Waffe 
(Fistole) gewählt und dieselbe Imal im Munde (colossale Zer- 
trümmerung des Schädels); einmal (138) an der rechten Schläfe 
(grosse Hautwunde in Form eines 5 strahligen Sternes, der Schädel 
rechts in 2 grosse und zahlreiche kleine Stücke, ebenso die Basis 
vielfach zersprengt, mehrfach Zerreissungen in Dura und Hirn mit 
starker Fulverschwärzung; Kugel im Foramen lacerum links) und 
einmal (139) an der rechten Stirn angesetzt (grosse Oeffhung im 
Schädel über dem rechten Auge, durch die man das Gdiim in 
weitem Umfang freiliegend sieht; Schädeldach und Basis in eine 
grosse Anzahl grösserer und kleinerer Knochenstückchen zersprengt, 
das Gehirn zum grossen Theil in einen zertrümmerten Brei ver- 
wandelt, theilweise bereits ausgeflossen, an der rechten Handwur- 
zel ein 1 cm langer, mit Blut verklebter Schnitt, der die Arteria 
radialis total durchtrennt hat). 

In den beiden letzten Fällen bestand Pulverschwärzung der 
Hßut; Lungenödem konnte bei einer der Kopfschusswunden notirt 
werden. 

Von den 34 Erhängten sind die 6 ersten bereits an anderer 
Stelle von mir besprochen worden; bei den 31 (146 — 176) seit- 
dem Beobachteten war die Strangmarke 5 mal überwiegend weich, 
26 mal überwiegend pergamentartig; 3 mal zeigte sie einen hyper- 
ämischen Zwisäenstreifen. Ihr Verlauf war 19 mal symmetrisch 
von vom nach hinten aufsteigend und zwar nur 2 mal den Nacken 
ganz durchschneidend; 17m«d ein Stück desselben freilassend. 
In zwei dieser Fälle fand sich unter dem typischen symmetrisch auf- 
steigenden Streifen noch ein zweiter circnlär den Hals umgeben- 
der. 5 mal verUef die Strangmarke von links unten nach rechts 
oben, 4mal von rechts unten nach links oben, eine Partie unter 
dem rechten resp. linken Ohr freilassend; 2 mal von hinten nach 
vom oben einen Ausläufer nach oben zum Kinn entsendend, end- 
lich 1 mal (Erhängen auf dem Bauch liegend) horizontal um Hals 
und Nacken, unter dem linken Kieferwiiükel in Fingerbreite unter- 
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brochen. Mit Ausnahme eines Falles, in welchem die Strang- 
marke unter dem stark hervortretenden Adamsapfel lag, verlief 
sie immer zwischen Zungenbein und Kehlkopf resp. dicht über 
dem letzteren; in jenem Falle fand sich ein zackiger Bruch des 
Singknorpels vom von oben nach unten verlaufend; in den übri- 
gen 18 Fällen, in denen sich gleichfalls Brüche vorfanden, be- 
schränkten dieselben sich auf die oberen Schildknorpelfortsätze 
und die grossen Zungenbeinhörner, suffundirt waren diese Brüche 
nur 6 mal; Einrisse der Intima der Carotis kamen 3 mal zur Be- 
obachtung, Ecchymosen auf der Conjunctiva waren 4 mal, auf der 
Lunge gleichfalls 4 mal vorhanden, ebenso oft fanden sich die 
schon oben bei No. 110 besprochenen Ecchymosen im Bereiche der 
Hypostase an den Unterextremitäten. Die Zunge war 4 mal ein- 
geUemmt, eine sehr starke Einklemmung derselben fand sich 
übrigens auch bei einem durch Herzlähmung plötzlich gestorbenen 
Mann. Sperma an oder in der Uretra fand sich bei Erhängten 
wie aucli bei anderen Todesfällen oft; eine Erection nie. Bei 
einem Falle ergab die innere Untersuchung eine noch später zu 
erwähnende Oxalsäurevergiftung (No. 174), ein anderer hatte nach 
polizeilicher Ermittelung vorher einen Vergiftungsversuch mit 
Kohlenoxyd gemacht, der jedoch spectroskopisch nicht mehr nach- 
zuweisen war (No. 175). Bei einem 3. Falle (No. 176) fand sich 
auf der Stirn eine mit Heftpflaster verklebte, unregelmässig vier- 
strahlige Wunde in die Tiefe bis auf die Knochen reichend, am 
Gininde derselben ^auf dem unverletzten Stirnbein aufsitzend eine, 
zu einer platten Scheibe deformirte Kugel. 

Der erste (No. 177) der durch Halsschnittwunden umge- 
kommenen Selbstmörder zeigte eine fast horizontal verlaufende 
klaffende Schnittwunde des Halses, die die Trachea zwischen 1. 
und 2. Ringe vollständig durchtrennt hatte; es fand sich Blut in 
Luftwegen und Lungen, die grossen Halsgefässe waren unverletzt. 
Femer waren vorhanden 3 zerfetzte Stichwunden über Nase und 
linkem Auge, eine perforirende Wunde in der Magengrube, unter 
der die Leber mehrfache oberflächliche, rissartige Wunden 
zeigte, zahlreiche oberflächliche nicht perforii-ende Verletzungen 
in der Nähe der grossen, und an den Seiten des Bauches; 
mehrere parallel verlaufende oberflächliche Schnittwunden am 
linken Ann. Der 2. (No. 178) wies eine 24 cm lange, klaffende, 
horizontale Halsschnittwunde mit glatten, nicht sugillirten Bä.n- 
dem auf, zwischen Zungenbein und Kehlkopf, den M. hyothyreoi- 
deus durchtrennend, die beiden Stemokleidomastoidei anschnei- 
dend, Kehlkopf, Luftröhre und grosse Gefässe unversehrt lassend; 
2 gleichfalls horizontale Wunden an der Beugeseite beider Hand- 
gelenke mit Blut verklebt, rechts die A. ulnaris und den kleine- 
ren Theil der oberflächlichen Muskelsehnen, links deren grösseren 
die Arteria radialis und ulnaris durchtrennend, endlich als wahr- 
scheinliche Ursache des Selbstmordes eine diffuse Peritonitis durch 
die Perforation eines runden Magengeschwürs entstanden. 

Der Tod war hier jedenfalls durch die zuerst beigebrachten 
Wunden des Handgelenkes herbeigeführt worden, die aber noch 
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zur Ausführung des Halsschnittes Zeit Hessen, ebenso wie oben 
ein Fall erwähnt wurde, in dem ein Mann nach Durchtrennung 
der A. radialis noch Zeit geftinden hatte, sich einen tötlichen 
EopfschuBS zuzufügen (No. 139). Rechnen wir hieran anschliessend 
alle unsere bisher erwähnten Fälle von combinirtem Selbst- 
mord zusammen, so sind es unter 91 Selbstmördern im Ganzen 
7 und zwar: 

1. Halsschnittwunden nach Stichwunden in Kopf 

und Bauch ....... No. 177 

2. Halsschnittwunden nach Durchschneidung der 

Pulsadern No. 178 

3. EopfiBchuss nach Durchschneidung der Puls- 

adern No. 139 

4. Erhängen nach Erschiessen No. 176 

5. Erhängen nach Vergiftungsversuch mit Eoh- 

lenoxyd No. 175 

6. Erhängen nach Vergiftungsversuch mit Oxal- 

säure No. 174 

7. Ertränkong nach Versuch der Durchschneidung 

der Pulsadern No. 121. 

Zufällig fand sich, wie ersichtlich hier bei unseren beiden 
Fällen, ein horizontaler Verlauf der Halsschnittwunde, entgegen 
der alten Anschauung, dass ein solcher f&r Mord, ein schräger für 
Selbstmord spricht; bekanntermassen trifft auch das letztere nicht zu. 

Die durch Leuchtgas und Eohlendunst Getödteten (179 
und 180) zeigten beide hellrothe Farbe der Totenflecke, der 
Muskeln, des Gehirns und spectroskopisch kohlenoxydhaltiges 
Blut. Bei den beiden durch Schwefelwasserstoff (181 und 
182) Verunglflckten (sie waren in eine mit Pferdedfinger gefüllte 
Grube gestiegen und sofort tot) fand sich spectroskopisch norma- 
les, im übrigen auffallend dunkles Blut, die Fäulniss war nicht 
gerade besonders vorgeschritten. Bei den Selbstmördern, die 
Morphium genommen hatten (183 und 184), war der Befund ein 
ganz negativer, auch an den Pupillen. 

Von den 10 Sectionen, die Oxalsäurevergiftung er- 
gaben (185 — 194), wozu als 11. noch die vom Erhängen nach 
einem Vergiftungsversuch (174) kommen würde, sind die 5 ersten 
(185 — 189) bereits in der Dissertation von Munzer*) beschrieben 
worden. Von den 6 anderen fand sich bei 5, die 3 — 4 Tage 
post mortem secirt wurden, jedesmal das typische Bild der Oxal- 
säurevergiftnng, wie es bei der mehrere Tage nach dem Tode 
vorgenommenen Untersuchung erscheint: Verätzung des Verdau- 
ungsapparates bis zur Cardia^ am stärksten im unteren Oesopha- 
gus, der Magen von aussen grau durchscheinend; innen mit sauren 
braunen Massen zersetzten Blutes erfüllt, die Schleimhaut gröss- 
tentheils fehlend, sodass die weisse Submucosa mit blauschwarzem 
Venennetz vorließ; wo sie noch vorhanden, in eine schleimige, 
bei Wasserau^uss flottirende, leicht abspülbare Masse verwandelt; 

*) lieber Oxalafturevergiftung. Berlin, 1887, 
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im Darm Schwellung, Röthung und flässiger Inhalt; Hyperämie 
der Niere (Imal microskopische Hämorrhagien), Ery stalle von 
Kalkoxalat in ihnen, Magen nnd Duodenum in Form von abge- 
brochenen rombischen Säulen, in Wetzsteinform oder in mehr 
amorpher Gestalt; in einem Falle, in dem auch die Aetzung der 
Halsorgane besonders stark war, hatte sich die Säure Wirkung 
durch den Magen hindurch auf Zwerchfell, Lunge, linke Niere, 
Herz und Aorta geltend gemacht; nur in einem 2 Tage post 
mortem secirten Fall (194) fand sich bei sonst gleichem Befund 
keine Erweichung der Magenschleimhaut, dieselbe vielmehr nur 
besonders auf der Höhe der Falten geröthet, geschwollen, mit 
etwa ^/j Dutzend schwarz-rother Blutungen durchsetzt, mit reich- 
lichem, fest haftenden blutigen Schleim bedeckt, ohne Aetzung 
oder Substanzverlust 

An der Spitze der Vergiftungen steht bei uns die durch 
Cyankali mit 12 Fällen, 10 derselben (195—204) boten das 
typische Bild derselben dar, mehr oder minder starker Bitter- 
mandelgeruch, hellrothe Totenflecke, blutiger Inhalt im Magen, 
die Magenschleimhaut mit fest anhaftendem blutigem Schleim be- 
deckt; sich seifenartig anfühlend, stark gequollen und diffus hell- 
bis dunkel-, bis braunroth gefärbt, microi^opisch fand sich sehr 
starke Hyperämie der Schleimhaut, Blutungen in dieselbe, in den 
obersten Partieen starke Quellung der DrQsen und Zwischendrü- 
sensubstanz durch blutige Flüssigkeit. Mehrfach fanden sich 
Aetzungen in der unteren Speiseröhre, 2 mal Ecchymosen auf dem 
Herzen, einmal zugleich mit einem hämorrhagischen Infarct der 
Lungenspitze. Abweichend waren 2 Fälle (205 und 206), bei 
denen die Todtenflecke nicht hellroth, der Magen blass, wenn auch 
mit Schleim bedeckt war. Die Erklärung dieser Abweichung er- 
gab sich bei Bestimmung der Beaction des Mageninhalts, derselbe 
war einmal schwach, einmal stark sauer; es entfiel hier also die 
Wirkung des AlkaU's und nur die der Blausäure konnte zur Gel- 
tung kommen. Uebereinstimmend mit Hofmann ergaben also 
auch unsere Beobachtungen, dass die hellrothe Farbe der Toten- 
flecke eine Wirkung der Alkali's ist In einem Falle konnte die 
Zeit zwischen Vergiftung und Tod bestimmt werden; hier war 
letzterer momentan eingetreten. 

Bei der Vergiftung durch arsenige Säure (204) war der 
Tod 8 — 14 Stunden nach der Einnahme eifolgt; die Obduction ergab: 

2 qcm grosse flächenhafte Blutung unter dem Endocard und 
mehrfache Petechien unter der Pleura. Der Magen ist mit gelb- 
licher Flüssigkeit erfüllt, seine Schleimhaut im Ganzen trübe, ge- 
schwollen, gelblich, an der unteren Fläche nahe dem Fylorus eine 
thalergrosse stark hyperämische Stelle mit Hämorrhagien und 
einzelnen kleinen wie aphthös aussehenden Geschwüren, im 
Grunde dieser Partie eingesprengte gelbe Kömer, das Microskop 
zeigt die Tetraeder der arsenigen Säure; Dünndarm geschwollen, 
Follikel vergrössert, im Dickdarm 2 kleine Geschwüre, überall 
flüssiger Inhalt, Magendrüsen und Leberzellen kömig, zum Theil 
verfettet. 



174 



Br. Blokusewski. 



Die Obduction der Phosphorvergiftung (208), bei der der 
Tod gleichfalls nach einigen Stunden eingetreten sein muss und 
wo angeblich zugleich auch Strychnin genommen sein sollte, 
ergab: 

Haut nicht icterisch ohne Blutungen, Herz sehr schlaff, mit 
einzelnen kleinen Blutungen unter dem Pericard, im Magen grosse 
Massen röthlichen, dünnflüssigen, sehr stark nach Phosphor riechen- 
den, im Dunkeln leuchtenden Brei's; die Schleimhaut im Fundus 
deutlich gelb gefllrbt, geschwollen und getrübt; die peripheren 
Zone der Leberläppchen erscheinen etwas gelb, im Uterus ein 
8 monatlicher Fötus, Placenta fest anhaftend; microskopisch fand 
sich Verfettung der peripheren Zonen der Leberacini in massigem 
Grade, die Epithelien der Magendrüsen trübe ohne Verfettung, 
die Herzmuskeln etwas gekörnt, Querstreifung zum Theil undeut- 
lich, auch die Epithelzellen der gewundenen Hamcanälchen er- 
scheinen wie bestäubt. Die Injection des Mageninhalts beim 
Frosch war ohne Erfolg, ebenso wie die chemische Beaction mit 
Schwefelsäure und Kalichrom; so dass also der gleichzeitige Ge- 
brauch von Strychnin ausgeschlossen werden konnte. 

Die Untersuchung des Fötus auf phosphorige Säure ergab in 
diesem, wie in einem früheren Falle von Phosphorvergiftung, in- 
dem ich sie gleichfalls ausgeführt hatte, ein negatives Besultat. 



Ein Kopfhalter für Obduktionen. 

Von Dr. Blokngewskl, Ereisphysikus in Aurich. 

Bei einer Obduktion ist unzweifelhaft der schwierigste Akt 
die Durchsägung des Schädels, zumal wenn dieselbe ohne ge- 
nügende Assistenz ausgeführt werden muss. Auch kommen durch 

Abgleiten der Säge nicht selten Ver- 
letzungen der Hand vor, die mindestens 
störend sind. Zur Vermeidung dieser Uebel- 
stände hat gewiss mancher Kollege, ebenso 
wie ich, das Bedürfiiiss nach einem Eopf- 
halter zur Fixirung des Kopfes empfunden. 
Ein brauchbarer Kopfhalter muss aber 
meines Erachtens so construirt sein, dass 
der Kopf nicht nur sicher fixirt, sondern 
3 — aH^ auch der flxirte Kopf leicht gedreht und 

in jeder erforderlichen Stellung schnell und 
sicher festgestellt werden kann. Diesen 
Anforderungen entspricht der von mir con- 
struirte Kopfhalter. 




Flg. I. 



Wie aus Fig. I ersichtlich, besteht 
derselbe: 



1) aus einem Schraubengestell, wie es zur Befestigung von 
Beckenstützen am Operationstisch benutzt wird. Dasselbe 
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kann an jedem Tiscli befestigt werden oder auch an einem 
Brett (Sdieimentiittr o. derg:!-); ^3 man es als Unterlage 
tax die Leiche häufig benutzen mnes; 

2) aoB dem eigentlichen Kopfhalter: Derselbe wird gebildet 
durch 2 nicht federnde Branchen, die in Pelotten aus- 
laufen, welche aber nur nach einer Seite, dem Fussende, 
Torapringen und mit kleinen Stacheln Tersehen sind. 
Die beiden Branchen sind in ihrem unteren Drittel durch 
eine leicht gebogene Stange Terbunden, deren eines Ende 
bei E in einem Chamier liegt, während das andere durch 
die Branche D hindnrchgefBihrt und mit einer FIQgel- 
schraube versehen ist. Durch Anziehen dieser Flügel- 
schranbe werden die Branchen einander genähHi; 

3) aus dem Zahnrad B, das die Drehbarkeit des Halters 
bewirkt und durch den Stellhakeu C flzirt wird. Der 
letztere greift mit mehreren entsprechenden Zälmen in 
den Band des Zahnrades ein und wird durch eine da- 
neben befindliche Feder so dagegen gepresst, dass es eines 
Druckea auf das rechtwinkelig verlängerte Ende des 
Stellhakens bedarf, um ihn vom Rade abzuheben. Für 
diesen Druck genügt der Daumen; sobald man denselben 
abzieht, schnappt der Stellhaken sogleich von selbst fest 
ein. Die eine der erwähnten Branchen ist mit dem 
Zahnrad aus einem Stack gearbeitet, während die andere 
D mit ihm durch ein Chamier verbunden ist 

Um den Eopfhalter bequemer transportjren zu können, ist 
derselbe in einzelnen Theilen gearbeitet, die aber mit wenigen 
Handgriffen zusammengesetzt und in einem nicht sehr grossen 
Kasten bequem untergebracht werden kennen, wie es Fig. n zeigt 



Flg. n. 
Der zusammengestellte Kopfhalter wird so benutzt, dasa 
nach Zurückschlagen der Weichtheüe der Kopf zwischen die 
Pelotten gebracht wird, so dass diese etwa in der Scblftfengegend 
zu liegen kommen. Alsdann wird die Flflgelschranbe bei D so 
stark angezogen, dass der Kopf unbeweglich in den Pelotten 
hängt; ob er dabei zugleich auf der Verbindungsstange liegt, ist 
gleichgültig. Will man nach Dnrchsägnng des vorderen Theiles 
den seitlichen und hinteren Theil durchsägen, so drückt man mit 
dem Daamen der rechten Hand, ohne die Säge ans der Hand zu 
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legen, auf den Stellhaken G, dreht mit der linken, auf dem Kopf 
liegenden Hand den letzteren bis zur gewünschten Stellung, zieht 
den Daumen zurück, und ist dann durch Eingreifen des Stell- 
hakens der Kopf in der ihm gegebenen Stellung flxirt. Besonders 
bequem erweist sich die leichte Drehbarkeit für etwaige zurück- 
gebliebene Enochenbrücken. Da an dem ganzen Kopf halter kein 
Theil gegen das Kopfende vorspringt, kann die Säge unmittelbar 
an den Branchen geführt werden, so dass diese zugleich der Säge 
zur Bichtung dienen. Ein Abgleiten der Säge ist fast ganz auf- 
gehoben, zum Mindesten kann die hinter den Branchen liegende 
linke Hand nicht verletzt werden. 

Herr Stadtphysikus Sanitätsrath Dr. Mittenzweig, dem der 
Kopf halter zur Prüfung in derMorgue vorgelegt wurde, schreibt 
darüber folgenderraassen: „Der von Herrn Dr. Bl. mir zur Prüfung 
übersandte Kopf halter hat. sich als sehr brauchbar erwiesen. Ich 
schraubte denselben an den gewöhnlichen Secirtisch an und be- 
festigte den Kopf der Leiche nach dem Zurückschlagen der Weich- 
theile zwischen den beiden Branchen des Apparates. Nachdem 
dieselben durch Anziehen der Schraube den Kopf fest gefasst 
hatten, vermochte ich bei einfachem Fixiren mit der linken Hand 
die Sä^e sicher zu führen und schliesslich auch durch Weiter- 
stellen des Zahnrades den Kopf so weit zu drehen, dass ich auch 
an den Hinterhauptstheil mit grösserer Bequemlichkeit als sonst 
die Säge bringen und dort fuhren konnte. Die Arbeit wird durch 
den Kopfhalter so weit erleichtert, dass man nur den dritten 
Theil der sonstigen Mühe aufzuwenden hat, und das Sägen so 
gesichert, dass ein Ausgleiten der Säge fast ganz verhindert wird.'' 

Die Firma Vetter & Lücke, Berlin, Münzstrasse 18, fertigt 
den Kopfhalter zum Preise von Mk. 21 ohne, Mk. 24 mit Etui 
an. Die einzelnen Theile sind nummerirt und liegt eine Anwei- 
sung zur Zusammenstellung bei. 



Die Untersuchung einer biutverdächtigen Masse in der 

Brandasche. 

Von Prof. Dr. KnnijOBi Katayama« 

(Aus dem gerichtlich-medicinischen Institut der kaiserl. Universität zu Tokio.) 

Am Ende Januar 1889 fand ein 24 jähriger Mann M. bei 
dem Feuerausbruch in seiner Wohnung darin sein unglück- 
liches Ende. Bei der Untersuchung der Leiche fand ich die 
grössten Theile des Kopfes und der vier Extremitäten ganz ver- 
ascht, die übrigen Eörpertheile an der äusseren Oberfläche ganz 
und in der Tiefe mehr oder weniger verkohlt. Der Brustkorb 
war in der Gegend des Brustbeins geplatzt und die inneren 
Brustorgane nicht mehr darin. Bauchorgane noch erhalten. Die 
Identität der Leiche wurde durch die Anzahl (28) und Be- 
schaffenheit der noch intakt gebliebenen Zähne konstatirt. (Ein 
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Backzahn war mit Silber und ein anderer mit Guttapercha plom- 
birt). In der Nähe des Rumpfes dieser Leiche fanden sich meh- 
rere, schwarzbraune, theils verkohlte, ei- bis faustgrosse, klumpige 
Massen, welche mit viel Asche und Kohle vermengt waren. Ich 
betrachtete diese Massen als die beim Zerplatzen des Brustkorbes 
ergossenen Blutmassen. Einige Anwesende bezweifelten jedoch 
diese Vermuthung. Leider wm*de die Leiche mit dieser blutver- 
dächtigen Masse ohne weitere Untersuchung beerdigt 

Nachträglich fand ich wieder eine ähnliche Masse in der 
Asche des betreffenden Fundortes. Bei dieser schwarzbraunen 
Masse stellte ich folgende Versuche an: 

1. Bei den öfters wiederholten Versuchen, aus dieser Masse 
Hämln darzustellen, bemerkte ich nur wenige, krystallähn- 
liche, unregelmässigeMassen^); aber keine regelmässigen 
Iläminkrystalle. Also fand sich kein sicherer Beweis des 
Vorhandenseins vom Blutfarbstoffe in dieser Masse. 

2. Diese schwarzbraune Masse blieb in concentrirter Cyan- 
kalil5sung und kaltgesättigter BoraxlOsung noch nach mehreren 
Tagen unlöslich. 

3. Dagegen löste sie sich in verdünnter Natronlauge 
und im Eisessig, zwar nicht am ersten Tage, wohl aber 
sehr gut am zweiten bis dritten Tage. Die alkalische 
Lösung zeigte nach Zusatz von Schwefelammon sofort 
ein sehr deutliches Spectrum des reducirten Häraatins. 
Bei der essigsauren Lösung sah ich ohne weitere Behandlung 
schon ein sichtbares Spectrum saurer Hämatinlösung. Die Ueber- 
f&hrung von dieser sauren Lösung zu der alkalischen und zu der 
reducirten Hämatinlösung gelang mir nach der regelrechten Be- 
handlung*) ohne Schwierigkeit 

Aus dieser Thatsache erhellt erstens, dass die schwarz- 
braune Masse aus Blut bestanden hat, und zweitens, 
dass die Veränderung dieser Blutmasse der Veränderung 
eines Blutes ungefähr gleich kam, welches eine Stunde 
lang einer Hitze von etwa 140^ C. ausgesetzt war. 

Dieser praktische Fall ist ein guter Beweis der 
Richtigkeit meiner Angabe^), welche Natronlauge und 
Eisessig als das beste Lösungsmittel fttr eine hoch er- 
hitzte Blutmasse vorschlug und das Spectrum des redu- 
cirten Hämatins als ein in der gerichtsärztlichen Praxis 
recht empfehlenswerthes Spectrum betrachtete. 



') Meine Arbeit «lieber das forensisch wichtige Verhalten von Blutspuren 
zu verschieden hoher Temperatur* in Eulenberg^s Vierte\j. f. gerichtliche 
Med. 1888. N. F. XL IX. 2. 

*) Ebenda. 

*) Ebenda. 
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Neubre KafTeeverfälschung. 

Von Dr. E« Fricke, I. Assistent der Versuchsstation Münster i./W. 

Mit dem gesteigerten Causam des Kaffees und mit dem er- 
höhten Preise, welchen dieses f&r die Menschen nnentbehrliche 
Gennssmittel erfahren, hat man von jeher nach billigen Pro- 
dukten gesucht, von denen man sich einen Ersatz für den Kaffee 
versprach. 

Eine ganze Beihe von Frachten und Samen einheimischer 
wie fremder Vegetabilien ist unter oft, recht Vertrauen erwecken- 
den Reklamen als Ersatz f&r Kaffee empfohlen; ja sogar man- 
chen Produkten mit einem hohen G-ehalt an Protein und Kohlen- 
hydraten ein höherer Nährwerth als echtem Kaffee beigelegt 
worden. 

Da jedoch allen den bekannten Surrogaten die charakteristi- 
schen Bestandtheile des Kaffees — das Coffein und die Kaffee- 
gerbsäure, welche in Gemeinschaft mit dem ätherischen Oele ein- 
zig die physiologische Wirkung bedingen, fehlen, so sollte das 
Publikum sich jeder AnpreiBung eines Surrogates gegenüber ab- 
lehnend verhalten. Die einzige Aehnlichkeit, welche zwischen 
Surrogat und echtem Kaffee besteht, ist allein in dem brenz- 
lichen Gerüche und Geschmacke ihrer Extrakte zu suchen. 

Zu den neueren Surrogaten und Vorkommnissen auf dem 
Gebiete des Kaffeemarktes gehören: 

1) Der sogenannte Congo-Kaffee. 

Eine hiervon von mir untersuchte Probe ergab folgende Zu- 
sammenstellung der Trockensubstanz! 



Rohprotein .... 28,25 ^/^ 

Fett 1,24 „ 

Holzfaser .... 20,29 „ 

Gerbsäure .... 0,66 „ 



Zucker u. Dextrin . 3,39 ®/„ 

Stärke etc 41,49 „ 

Asche 4,83 „ 



Wässeriger Extrakt 21,55 „ 

Aus der Zusammensetzung der Waare liess sich vermuthen, 
dass dieselbe durch Rösten ton ausgemahlenen Phaseolusbohnen 
hergestellt war, wie denn auch eine spätere Zusendung der natür- 
lichen Bohnen diese Vermuthung bestätigte. 

Ich bin nicht in der Lage, Auskunft darüber zu geben, ob 
grosse Mengen dieses Surrogates bereits auf den Markt gebracht 
sind, jedei^alls steht fest, dass man bei dem Eintreffen der 
ersten Lieferungen von der Reellität der Waare fiberzeugt war. 

Obgleich der nicht sehr einladende Geschmack des Auf- 
gusses dieses sogenannten Congo- Kaffees die Verwendung des- 
selben in unvermischter Form nicht wohl zulässt, so ist doch 
diesem Surrogat einige Aufinerksamkeit zu schenken, da dasselbe 
möglicherweise zum Vermischen mit echtem gebrannten und ge- 
mahlenen Kaffee Verwendung finden kann. 

2) Ein anderes Surrogat ist der Kunst- Kaffee, von dem 
zwei hier untersuchte Proben folgende Zusammensetzung hatten: 
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Erste Probe Letzte Probe. 

Wasser • 6,14 «/^ l.«2 ^^ 

Stickstoff-Subst 10,75 „ 17,90 „ 

Fett 2,19 „ 2,03 „ 

Stiokstoflfrrie Extraktstoffe . 76,76 „ 64,21 „ 

Holzfiftser 3,96 „ 10,83 „ 

Asche . 1,20 „ 2,27 „ 

Coffein „ 0,94 „ 

Wässeriger Extrakt 29,88 7^ 24,85 ^^ 

Die erste Probe erwies sich als ein Gemisch von Weizen- 
mehl mit etwas Syrnp; die zweite als ein Gemisch von Weizen- 
mehl und Lupinen, dem Coffein in Substanz zugesetzt war. 

Durch die mechanische Beimengung von Coffein in Substanz 
kann der Werth dieses Eunstproduktes als Eaffeesurrogat nicht 
wesentlich erhöht werden, weil die physiologische Wirkung des 
Kaffees wesentlich durch das ätherische Eaffeeöl und die Gerb- 
säure mit bedingt ist. 

Man bringt den Ennst-Eaffee in einem matt und glänzend 
gebrannten Zustande in den Handel. Wenngleich die Eunst- 
kaffeebohnen für sich allein durch die grosse ßegelmässigkeit 
der Form äusserlich zu erkennen sind, so wird dieses im Ge- 
misch mit echten Eaffeebohnen schon schwer halten. 

3) Eine weitere Unsitte im Eaffeehandel bildet das Glasiren 
der Eaffeebohnen, welches darin besteht, dass man den Eaffee- 
bohnen während des Brennens bis zu 25 ^/^ ihres Gewichtes 
Stärkesyrup aufsprengt. 

Durch diese Manipulation lassen sich mangelhafte Kaffee- 
sorten verdecken; anderseits wird das Gewiöht durch den werth- 
losen Stärkezucker vermehrt und gleichzdtig eine Verdunstung 
des Wassers verhindert, so dass in einem gleichen Gewichte 
glasirter Eaffeebohnen viel weniger werthvolle Eaffeesubstanz 
vorhanden ist als von nicht glasirten gebrannten Bohnen. Das 
Glasiren der Kaffeebohnen bedingt daher eine nicht geringe 
Uebervortheilung des Publikums. 

Eine Probe des zum Glasiren gebräuchlichen, Uer unter- 
suchten Stärkesyrups ergab: 26,45 ^/^ Wasser, 45,80 ^1^ vergähr- 
baren Zucker, 27,21 ^/^ unvergährbare Stoffe und 0,54 ^/o Mine- 
ralsubstanz. 

Da dem Sürkezucker von einigen Seiten sogar gesündheitSBchad- 
liche Eigenschaften zugeschrieben werden, so ist das Glaairen der 
Kaffeebohnen auch von diesem Gesichtspunkte aus zu verwerfen. 

Die vorstehend erwähnten neuen Vorkommnisse lassen den 
Rath gerechtfertigt erscheinen, die Eaffeebohnen roh, im natflr- 
lichen Zustande einzukaufen und das Brennen selbst zu besorgen. 
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Vorsätzlicher Kindesmord oder durcli epileptisclies Irr- 
sein bedingter Ertränicungstod ? 

Ereisphysikus Dr. Sehilling in Wartenberg. 

Die 30jährige Knechtsfraa A. steht unter der Anklage» ihr 
12 Wochen altes Kind vorsätalich am 7. Juni in einem Teiche 
ertränkt zu haben. Die Anklage stützt sich auf angeblich frei- 
willige Aussagen der Beschuldigten vor dem Oen&rm, Amts- 
vorsteher und einem Förster; bei der gerichtlichen Vernehmung 
dagegen will die Angeschuldigte, am Oarten sitzend, von Krämpfen 
fiberrascht sein und das Kind in das Wasser haben fallen lassen. 

Der Vorgang war etwa folgender: 

Am Vormittage des 7. Juni brachte die über Leibschmerzen, 
Appetitlosigkeit und Verdrehtheit klagende Frau ihrem Manne 
das Frühstück, ging dann nach Hause zurück und verliess bald 
mit dem Säuglinge, welchem sie aus Mangel an Nahrung mit 
Zucker nährte, die Wohnung. Zwei Stunden irrte sie im Walde 
umher, gelangte dann an den zum B. Teiche fährenden Graben, 
warf absichtlich, als der Zucker verzehrt war (nach Aussage der 
Polizei) oder liess das Kind im Kramp&ustande (nach dem ge- 
richtlichen Verhör) in das Wasser fallen. Sie sah das Sind sich 
unter dem Wasser bewegen; bei dem Versuche, es herauszuziehen, 
wurde sie von Krämpfen überfallen. Nach dem Erwachen ging 
sie in den Wald, aus dem sie nach einer Stunde zurückkehrte, 
um ein dem Kinde um den Hals gewundenes Tuch zu holen oder 
nach eigner anderer Aussage aus unbewusstem Grunde. Sie ging 
darauf, ohne das bereits gelockerte Tuch an sich genommen zu 
haben, in den Wald zurück, brachte dort zwei Tage und Nächte 
zu und wurde am 9. Juni Nachmittags von pflanzenden Frauen 
entkräftet aufgefunden. Aus dem Walde wurde sie von ihrem 
Manne nach Haus gebracht; auf Befragen, wo das Kind geblieben 
sei, gab sie zur Antwort, es einer Kühe hütenden Frau übergeben 
zu haben. 

Da der Mann sofort Anzeige von dem Abhandengekommen- 
sein seines Kindes erstattet hatte, so wurde die Polizei requirirt, 
welche am 10. Juni unter Führung der Frau, und unter Be- 
gleitung des zuständigen Försters das todte Kind im Teiche 
auffand. 

Der Gendarm berichtet in seiner Meldung die vermeintlichen 
Angaben der Frau A. bei ihrer Vernehmung dahin: ,,al8 der 
Zucker verzehrt war, nahm ich das Kind und warf es lebend in 
das Wasser.'' Es heisst dort aber weiter, sie leugnete anfangs 
und gab an, sie sei krank gewesen (!). Auf die Frage, wo sie 
das Kind verloren habe, erwiderte sie, dass sie es nicht mehr 
wisse. — Der Amtsvorsteher berichtet: sie sei zwei Stunden im 
Walde umhergerirrt; dann habe sie, an den Graben gekommen, 
das Kind in denselben geworfen mit der Absicht, es zu ertränken. 
Hier setzt die A. bereits hinzu: „als Grund für diese That kann 
ich nur angeben, dass ich überhaupt zu dieser Zeit nicht 
gewusst habe, was ich machte." Der Förster, welcher das 
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Kind suchen half, erzählt: „Als ich ihr mit dem Stocke eiBdring- 
lich zuredete, werden sie nun sagen, wo sie ihr Kind gelassen 
haben? antwortete sie, dass ihr Eind, wlUirend der Krämpfe aus 
ihrem Schoose in das Wasser gefallen sei." 

Im Termin am 15. Juni erzählt sie vor Gericht: „Nach dem 
Gange zum Frühstück bin ich in das Haus zurückgekehrt, habe 
das ältere Kind angezogen und bin mit dem jüngeren in das 
Freie gegangen. Ich weiss nicht, wie ich dazu gekommen bin, 
mit meinem Kinde in der Richtung nach dem Teiche zu gehn. 
Wenn mir doch Jemand an jenem Donnerstage begegnet wäre und 
mich zurückgerufen hätte, so würde ich zu der von mir be- 
gangenen That nicht gekommen sein. Die Freistellersfrau X., 
die mich bei dem Vorübergehn sah, hätte mir doch zurufen 
können, dass ich zurückkehren solle; ich habe sie damals nicht 
gesehn, ich war damals überhaupt krank. Als ich an den Graben 
nach 2 Stunden gekommen war, habe ich mich an den Graben 
gesetzt und nach einer Weile das Kind von meinem Schooss in 
das Wasser gleiten lassen. Ich bestreite, dass ich das Kind ab- 
sichtlich fallen liess. Ich habe nämlich am Gi'aben sitzend die 
Krämpfe bekommen und weiss nicht, ob das Kind in Folge eines 
Schwächezustandes oder in Folge davon, dass ich eingenickt bin, 
in das Wasser gefallen ist Bevor ich mich an den Graben 
niedergesetzt habe, bin ich von Krämpfen noch nicht befallen 
gewesen. Ich habe gesehn, wie das Kind herunterglitt; ich habe 
noch eine Weile dort gesessen und bin dann in den Wald ge^ 
gangen. Ich habe auch mit meiner Hand nach demselben ge- 
griffen, könnt« aber dasselbe nicht mehr erreichen, wenn ich 
nicht Gefahr laufen sollte, selbst in das Wasser zu feülen. Ec»i 
am Abend, als es schon dunkel war, bin ich noch einmal heran- 
gegangen, um mir ein Tuch zu holen. Mit Gewissheit weiss ich 
allerdwgs nicht anzugeben, was ich wollte, denn ich hatte noch 
immer die Krämpfe, welche mich nur vorübergehend freiliessen. 
Wenn mir vorgehalten wird, dass ich früher von den Krämpfen 
Nichts gesagt habe, so erwidere ich darauf, dass ich es deshalb 
nicht gesagt habe, weil ich nicht gefragt bin." 

Auf £e Frage des Untersuchungsrichters, warum sie dem 
Gendarm früher erzählt habe, das Kmd in das Wasser geworfen 
zu haben, entgegnet sie: „Ich weiss nicht, wie ich dazu gekommen 
bin." Femer auf die Frage, warum sie demselben eingeräumt 
habe, das Kind absichtlich ins Wasser geworfen zu haben: „weil 
ich fürchtete, dass mich der Gendarm sonst schlagen w{b4e." 
Auf die gleiche Frage, warum sie bei dem Amtsvorsteher diese 
Aussage gemacht habe: „ich habe mit Strafisachen noch nicht zu 
thun gehabt und ich wusste daher nicht, was ich sagen sollte." 

An einer anderen Stelle fährt sie fort: „Ich habe am 
Donnerstag bereits früh, als ich das Frühstück trug, die Krämpfe 
bekommen. Dass ich die Krämpfe gehabt hatte, bemerkte ich 
nachträglich und zwar noch in der Nacht vom Donnerstage zum 
Freitage daran, dass mich meine Zunge schmerzte. Ich pflege 
mich nämlich im Krämpfe in die Zunge zu beissen. 
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Ich habe in meiner Kindheit vielfach die Krämpfe gehabt. 
Ich weiss nicht, warum ich die Leiche des Kindes nicht aus 
dem Wasser herausgenommen und nach Hause getragen habe, um 
dieselbe begraben zu lassen. Auch war ich ganz verdreht, ich 
weiss nicht, was ich gemacht habe." — 

Da sich die früheren und letzten Aussagen der A. direkt 
widersprechen, so stellte der Untersuchungsrichter die Frage an 
die Sachverständigen: 

Ob es möglich ist, dass die Angeschuldigte sitzend am 
Grabesrande von Krämpfen befallen gewesen und in diesem 
Zustande hat bemerken können, dass ihr das Kind vom 
Schoosse in den Graben gefUlen sei und dass sie sich nach 
dieser Wahrnehmung zur Wiedererlangung des Kindes in 
den Graben habe bücken oder in den Graben habe treten 
können? 

Zunächst muBSte die Bezeichnung Krämpfe erläutert werden. 
Einen Fingerzeig dafür, dass es sich bei der Angeklagten um 
eine Epileptica handele, gab ein frischer Biss in der linken 
vordem Zungenhälfte, welchen ich an der Frau bemerkte, als sie 
am Sectionstage zur Recognoscirung der Kindsleiche vorgefthrt 
wurde. Die fernere Bestätigung ei-gaben die Akten, in denen 
der Mann von typischen klonischen Zuckungen an Händen und 
Füssen, von Schaumbildung vor dem Munde und von Verlust des 
Bewusstseins erzählte, an welchen die Frau wiederholt seit 
Jahren gelitten habe. Besonders bezeichnend sind die Worte: 
„In dem Krampfzustande schäumt sie aus dem Munde und schlägt 
mit Armen und Beinen um sich; vor 3 Jahren hatte sie sich in 
solchem Zustande aus dem Hause entfernt und wurde erst nach 
3 Tagen bei einer Bekannten aufgefunden." 

Es handelte sich also nicht blos um die Neurose Epilepsie 
in diesem Falle, sondern um eine Frau, welche Jahre lang und 
nach ihrer eignen Aussage von frühester Jugend her an Epilepsie 
und ihren Folgen gelitten hatte, also psychisch degenerirt war. 
Sie galt als still, wortkarg, von gedrückter Stimmung, wie eine 
Zeugin sagt. Der Mann mttsste fortwährend die Herrschaft 
wechseln, weil die Frau kränkelte und nicht arbeiten konnte. 

Die psychisch veränderte Epileptica leidet aber bekanntlich 
nicht nur an intellectuellen Störungen, welche Schwachsinnigkeit, 
Verwirrung und Umneblung des Bewustseins mit tiefer geistiger 
Verstimmung und Gedächtnissschwäche im Gefolge haben, sondern 
es stellen sich besonders in Anschluss an convulsive Anfälle 
Depressionszustände mit der Unfähigkeit zu denken und mit 
stunden- bis tagelangem Stupor ein; femer kommen elementare, 
psychische und sensorielle Störungen vor und nach dem Anfalle 
zur Beobachtung, auch transitorische Erscheinungen psychischer 
Art zur Entwicklung. Alle drei Gruppen von geistiger Störung 
bezeichnen wir der Kürze wegen als epileptisches Irresein. 

Krafft-Ebing fasst die Bedeutung der Epilepsie für den 
Gerichtsarzt in den Satz zusammen: 

„Der statistische Erweis, dass die Mehrzahl der Epileptiker 
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temporär oder dauernd psychisch erkrankt ist, rechtfertigt 
die Forderung, dass überall, wo ein Epileptiker vor Gericht 
steht, die Frage der Znrechnungsfähigkeit von Gerichts- 
wegen festgestellt werden muss.'' 

Die Erscheinungsformen sind in praxi mannigfaltig, aber ge- 
meinsam ist allen diesen Zuständen die Trübung des Bewusstseins 
bis zur Aufhebung des Selbstbewusstseins. Die psychische üm- 
dämmerung geht allmählich nach Stunden oder Tagen in 
klares Bewusstsein über. Das Bewusstsein ist getrübt, die 
Erinnerung stets lückenhaft oder ganz defekt; oft ist die Er- 
innerung unmittelbar nach dem Anfalle vorhanden, geht aber 
dann verloren. Es scheinen dies Fälle zu sein, sagt Krafft- 
Ebing, in welchen dem psychischen Zustande ein epileptischer 
Insult folgt. 

Die Frage des Richters, ob die Angeschuldigte während der 
Krämpfe das Kind hat in den Graben fallen sel^ und sich zur 
Wiedererlangung hineinbücken können, müsste verneint werden, 
wenn eine blosse Epilepsie vorlege, da in dem rein epileptischen 
Anfalle das Bewusstsein fehlt und damit freiwillige bewusste 
Handlungen ausgeschlossen sind, die Frage ist aber zu bejahen, 
wenn ein kurzer epileptoider Insult bestand. Da das erstere 
nicht der Fall war und das zweite bei den Widersprüchen nicht 
zu beweisen, obwohl anzunehmen ist, so kann diese von richter- 
licher Seite gestellte Frage nicht bestimmt mit Nein oder Ja be- 
antwortet werden. Diese Frage des Untersuchungsrichters ist 
aber bei der Beurtheilung dieses Falles, bei welchem die Klar- 
legung des Geisteszustandes und zwar des gestörten Geistes- 
zustandes zur Entlastung in den Vordergrund tritt, irrelevant. 

Die Arbeiterfrau befand sich am 7. Juni, wo ihr altes Leiden 
mit Kopfschmerz und Verdrehtsein von Neuem hervortrat und 
ihre Ueberlegung und ihr Bewusstsein trübte, in einem abnormen 
Geisteszustände, so dass sie unbewusst handelte und für ihr 
Handeln keine oder lückenhafte Erinnerung behielt. Es hatte 
sich geistige Verwirrung ihrer bemächtigt bereits vor dem Aus- 
bruch der Convulsionen am Nachmittage der That, dieselbe be- 
stand noch mehrere Tage nachher. Der Gemüthszustand war 
durch die lange Dauer des Leidens perpetuirlich gedrückt. 
Die Mitarbeiterinnen schildern sie als stiU, wortkarg und moros. 
In ihrem verworrenen Zustande geht sie nicht direkt zum 
Teiche, welchen sie in ^/^ Stunde anstatt in 2 Stunden hätte er- 
reichen können, sondern irrt umher — ich weiss nicht wie ich 
dazugekommen bin mit meinem Kinde in der Richtung zum 
R.-Teiche zu gehn — , bis sie der Graben am Weitergehn lundert; 
auch wirft sie dort nicht, wie es eine Mörderin thun würde, ihr 
IQnd sofort in das Wasser und entfernt sich rasch von dem Orte 
ihrer That, sondern sitzt dort, bis sie von Convulsionen über- 
rascht wird, wobei ihr das Kind entfällt Sie will mit oflhen 
Augen das Kind zuckend in dem Wasser gesehn haben und ihm 
nachgegangen sein, aber es gelingt ihr nicht, es zu erhaschen. 
Das Gedächtniss verlässt sie hier, daher ihre spätem sieh wider- 
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sprechenden Angaben. Nach dem Erwachen aus dem Krampf- 
zastande geht sie in den Wald, kehrt am Abend zurBck, ohne 
zu wissen weshalb — ,,mit Gewissheit weiss ich nicht anzugeben, 
was ich wollte, denn ich hatte immer noch die Krämpfe, die 
mich nur vorübergehend freiliessen.^ Dann bleibt sie zwei Tage 
und Nächte im Walde liegen, spürt erst in der Nacht, dass sie 
sich gebissen hat, wird dann entkräftet und unklare Antworten 
gebend aufgefunden. Das Eind sei verloren gegangen oder sie 
habe es einer Hüterin übergeben. Als sie von den pflanzenden 
Frauen aufgefordert wird, das Eind zu suchen, senkt sie den 
Blick und sagt Nichts. In Folge der Krämpfe, setzt sie später 
hinzu, bin ich so dumm und weiss nicht, wo ich bin. Auf die 
Drohungen vor dem Förster, welcher sie schiessen würde, wenn 
er sie Uer träfe, erwidert sie: „Nun dann bin ich todt.'' 

Nach mehreren Tagen klärt sich ihr Sinn, sodass sie das 
richterliche Verfahren begreift und nun wahrheitsgetreue, ihre 
ersten (wahrscheinlich aus Ja oder Nein auf vorgelegte Fragen 
bestehenden) Angaben corrigirende Aussagen macht, welche dem 
Oericht als Lüge oder absichtliche Täuschung imponiren, in 
der That aber der Ausfluss ihres wahren derzeitigen geistigen 
Zustandes sind. 
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nach dem Schema der Ministerial -Verfügung vom 8. Juli 1884, 

erstattet von 

Sanitätsrath Dr. Leuffen« Königlicher Stadt-KreiHwundarzt, 
stellv. Stadtpnysikas zu Cöln a. Rh. 



Kinleliiiiig. 

Die Gestaltung des Stadt-V^eichbildes Cöln hat durch die am 
1. April 1888 vollzogene Eingemeindung^ einer Reihe von bisherigen Vororten 
Gölns eine grosse, tief in alle Verhältnisse eingreifende Veränderung erfahren, 
(cfr. Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Cöln, Mittwoch, den 7. März 1888, 
Stück 10, Seite 59, No. 119). 

Das Weichbild der Stadt Cöln, welches bis dahin einen Flächen- 
inhalt von 

980 Hektaren 

besessen hatte, ist jetzt auf einen solchen von 

10774 Hektaren, 

also das Zehnfache, vergrössert und zeigt im Durchmesser 

von Süden nach Norden 19,0 Kilometer, 
, Osten , Westen 14,8 , 

und ist demnach heute fast 2 mal so gross als wie das Stadt- Weichbild Berlin 
(5920 Hektar). 

Kapitel I. 

Die meteorologischen Beobachtungen erfahren hierselbst durch 
die grossen Spezial-Institute eine Bearbeitung und Veröffentlichung, die auch 
dem Medicinu- Beamten zu Gute kommt, und sind dieselben in oisiliegender 
TabeUe wiedergegeben. 
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Kapitel II. 

Die diesjährigen Tabellen bilden ein aussergewöhnlich interessantes 
Bild der 

Bewegang der BeTÖlkemng. 

Während das Jahr 1888 begann mit einer 

Einwohner-Zahl von 175181 \ H^l "^^P^^' \ Köpfen, 

zeigte der Monat April nach der Eingemeindung eine Einwohnerzahl von 

oRiAAa \ 127107 männl. \ w-x i? .. 
261446 I 134339 ^eibl. /Köpfen. 

Im Mai stieg die Bevölkerung auf 262894 ] ]^mü "f-w^* ^®®^®"* 



Juni ... . . 264090 



184078 weibl. 

129404 männl. 

134686 weibl. 



i«i; 9aKf\KQ. \ 129878 männl. 

.lull . . , , 265058 J 135180 weibl. 



August „ , , , 266093 

September „ „ ^ , 266913 

Oktober , , , , 267452 



132120 männl. 
133978 weibl. 
132529 männl. 
134384 weibl. 
132799 männl. 
134658 weibl. 



} 



134390 cuännl. 
136260 weibl. 



.November , , . . 269153 } Jg«}? m^^L 

und schloss 

Im Dezember mit einer Zahl von 270659 

wie die beiliegenden statistischen Aufstellungen nachweisen. 

Kapitel 111. 

Der allgemeine OeBundheitsingtoiul) insofern aus den beiliegenden 
Tabellen ein Rückschluss auf denselben gezogen werden kann, darf als ein im 
grossen Gkinzen günstiger bezeichnet werden. 
Dem Physikate ^men zur Anzeige von 
Pocken: 1 Fall im September in Deutz; es waren dieselben als modi- 
ficirte bezeichnet und wurde der Kranke, ein Pionier, im Militär- 
lazareth behandelt; 
Typhus: Abdominal-Typhus wurde gemeldet in Cöln, im September 
6 Fälle, im Oktober 1 Fall, im November 3, Dezember 2, in Summa 
12 Fälle; 
Fleck-Typhus von Ehrenfeld 12 Fälle, wovon 8 starben; 
Rflckfallfieberl 

Cholera > kein Fall angemeldet; 

Ruhr j 

Diphtheritis: angemeldet im August 2, Oktober 1, November 3, in 

Summa 6 FftUe; 
Scharlach: es wurden angemeldet im Mai 2 Fälle, im Juli 6, im 
August 11, September 3, Oktober 6, November 6, Dezember 14, 
in Summa 48 Fälle; 
Masern: es wurden in Alt -Cöln nur 4 Fälle (November -Dezember) 
gemeldet. 
Epidemisch traten dieselben auf in Göln-Riehl im Oktober, wo bis 
zum 31. Oktober nach einer Anzeige des Dr. Decker im Granzen 26 Kinder 
im Alter von 6 — 7 Jahren erkrankt waren; jedoch war kein Todesfall vorge- 
kommen und brauchte die Schule nicht geschlossen zu werden. 

Ebenso traten um dieselbe Zeit in der Schule der Humboldt- 
Kolonie zu Göln-Deutz die Masern epidemisch auf bei 80 Kindern, von 
denen zur Zeit der Anmeldung (29. November 1888) 16 bereits wieder genesen 
und 1 gestorben war. 

Von den in den Elementar-Schulen Gölns gefundenen anstecken- 
den Krankheiten sind ausser 26 Fällen von Krätze (1 Fall) und Grind 
(25 Fälle), von Herrn Dr. Samelson 81 Fälle und von Herrn Dr. Schmitz 
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3 Fälle, in Summa 84 F&lle (in 16 Schulen) von granulöser Augenent- 
EÜndung festgestellt. 

üeber Eindbettfieber selanffte an das Physikat kein Beriebt; ttber 
Syphilis nur die Hospital • Tabe&n und der Bericht der Dr.Dr. Esch- 
Waltrup und Wolfs über die Untersuchung der Prostituirten im hiesigen 
Munizipal-Gefängniss, welche beide beiliegen. 

Ueber Ursprung, Ursache und Yerbiuf der vorerwähnten Krankheiten 
fehlen nähere Abgaben in den an das Physikat gelangten Special-Berichten, 
jedoch ist überall ausdrücklich betont, dass die sämmtlichen Desinfections- und 
sonstigen Vorsichts-Vorschriften aufs Strexigsie ausgeftihrt worden sind. 

X)ie dem Physikate zug^^ngenen special - Berichte über das Impf- 
geschäft im Jahre 1888 wurden in vorschriftsmäasiger Bearbeitung erledigt 

Kapitel 1¥. 

Der allgemeine Gharacter der menschlichen Wohnungen der 
Stadt Göln hat sich seit dem Falle der alten Stadt-Mauern und der dadurch 
hervor^^erufenen ausserordentlichen Bauthätigkeit aufs GKSnstigste verändert. 
Auch m der Verbesserung der Altstadt hat sich ein neues Leben entwickelt. 

Die Kanalisation der Stadt nimmt ihren stetig voransohreitenden 
Verlauf. 

Eine neue Bau-Polizei- Ordnung fOr die Bauten in den Städten — 
auf Grund des § 11 des Gesetzes über die Polizei- Verwaltung vom 11. März 
1850, G.-S. S. 265 — vom 2. Juni 1888 nebst Anhange regelt die sanitären 
Anforderungen. 

Das Strasse n-Polizei-Rep^lement vom 20. November 1868 ist durch 
Verfügung des Königlichen Polizeipräsidenten nach Berathung mit dem Ober- 
Bürgermeister -'Amte und mit Genehmigung der Königlichen R^erung vom 
1. Februar 1889 ab auch auf die eingemündeten Vororro ausgedemit. 

Kapitel T. 

Es wurden dem Physikate die Analysen des Wassers von 

10 Brniinett 
zur Be^tachtung vorgelegt , und mussten diese sämmtlichen Brunnen als ge- 
sundheitsschädlich geschlossen werden. 

Die Grundsätze, nach welchen bei der Beurtheilung des Trinkwassers 
hierselbet verfahren wird, lehnen sich an die Beschlüsse der „Allgemeinen 
Sanitäts-Kommission '^ in den Sitzungen vom 2. imd 18. August 1884 über die 
Entnahme und Feststellung der Untersuchung des Brunnenwassers nach be- 
stimmtem Schema: 

1) .Quantitative und qualitative Bestimmung — in Graden oder nach 
Stärke der Reaction. 

2) Eventuell ist die mikrosco^che Beschaffenheit zu erläutern und Über 
Geruch und Aussehen des Wassers sich zu äussern; die Feststellung der 
„Härte* kann unterbleiben. 

8) Werden salpetrige Säure und Ammoniak, wenn auch nur Spuren, nach- 
gewiesen, so ist das Wasser unbedingt zu verwerfen. 

4) Für die Salpeter-Säure wird als Grenzwerth die Zahl 8 in 100000 Theilen 
an^fenommen. 

5) Bei Chlor und den organischen Substanzen wird von der FeststeUung von 
(entscheidenden) Grenzwerthen abgesehen, jedoch dieselben in der Anialyse 
vermerkt.'' 

Das Hauptgewicht der Untersuchungen der Trinkwasser liegt noch immer 
auf der chemischen Untersuchung und wird die bacteriologische Unter- 
suchung nur ausnahmsweise vorppenommen , wenn der Nachweis speoifischer 
pothogener InfectionsstoÖe von Wichtigkeit ist. 

Kapitel Tl. 

Die Untersuchung von Nahrungs- und Genussmitteln und Ge- 
brauchs-Gegenständen befindet sich vorzüglichen Untersuchungs- Anstalten 
anvertraut, deren Specialberichte veröffentlicht werden. 

Die obligatorische Trichinenschau, die bisher unter der Aufsicht 
der Königlichen Polizei-Direction stand, wurde in die Verwaltung der Stadt 
übernommen (Stadtverordneten-Sitzung vom 19. April 1888) und einem beson- 
deren, neu angestellten Thierarzte unterstellt. 
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Der § 5 der Ausf&hrungB- Verordnung vom 7. October 1878 ist jedoch in- 
sofern in Kraft behalten, a& Anstellung und Wechsel in dem Personal der 
Fleischbeschauer zur amtlichen Kenntnissnahme mitgetheilt werden. Demnach 
starb im Laufe des Jahres 1888: 1 Fleischbeschauer; 5 schieden theils frei- 
willig, theils unfreiwillig aus und wurden 6 neue ernannt. 

Da die Zahl der Fleischbeschauer jedoch die gestellten Anforderungen 
nicht mehr zu bewältigen vermochte (es wurden im Jahre 1888 63211 Schweine 
im hiesigen Schlachtbekuse geschlachtet, darunter 95 als flnnig und 2 alt 
trichinds constatirt, gemäss direotem Berichte des Königlichen Kreisthierarztes 
Herrn Rothenbusch an das Physikat^, so wurden gegen Ende des Jahres 
noch 3 neue Fleischbeschauer angestellt, so dass zn Ende des Jahres 1888 
8 Vorsteher und 89 Fleischbeschauer ihres Amtes walteten. 

In den Vororten werden die Schweine von dortigen Fleischbeschauem 
untersucht, so lange, bis die Herstellung des neuen öffentlichen Schlachthauses 
die Privatschlächterei auch dort auf hem. 

Das Physikat wurde nur zu einer Fleischbeschau er -Prüfung in 
Anspruch genommen, nämlich zu der eines Metzgers aus Opladen, der die be- 
treffende änntniss in seinem eigenen Interesse zu erwerben wünschte und sich 
als ein sehr Intelligenter Mann erwies. 

Kapitel ¥11. 

Gewerbliche Anlagen sind aus dem hiesigen Wirkungskreise des 
Physikates gänzlich ausgeschieden und keine darauf bezügliche Beobachtungen 
zu berichten. 

Kapitel ¥111. 

üeber Bau und Einrichtung neuer Schulen, Turnplätze, die Resultate 
der halbjährlichen Schul - Revisionen durch die Kommunalfijzte, Ferien- 
Kolonien etc. sind die ausführlichsten Nachweisungen eingereicht. Eine 
Schliessung von Schulen aus sanitätspolizeilichen Gründen war nirgendwo 
erforderlich. 

Kapitel UL 

Die Bewegung und die Vorkommnisse in den hiesigen Straf- 
ABstatteOy die Aenderunpf in dem Arrangement der ärztlichen Functionen er- 
giebt die beiliegende Uebersicht. 

Kapitel X. 

Die Fürsorge für Kranke und Gebrechliche befindet sich in unserer 
Stadt auf der höchsten Höhe und blüht im edelsten Wetteifer^ zwischen Be- 
hörden und Privaten. Zahlreiche Anstalten sind Zeusen davon und geben von 
der Wirksamkeit der wichtigsten derselben die beiliegenden Tabellen Kunde. 

Die A. J. Maassen'sche Privat -Irren -Heil- und Pflege -Anstalt in Cöln- 
Lindenthal ging am 1. Juli 1888 durch Kauf in die Hände der Alexianer- 
(Jenossenschafb von Aachen über, welche die vorgefundenen männlichen Kranken 
übernahmen, während die weiblichen grössten theils in der Anstalt der 
Schwestern vom H. Joseph in Neuss Aufiiiäme fanden. 

Die neue Alexianer- Anstalt in Göln-Lindenthal wurde am 3. Oktober 1888 
der ersten Revision unterzogen und konnte günstig darüber berichtet werden. 

Kapitel XI. 

Von den bestehenden Bade- Anstalten nimmt noch immer das , Hohen - 
staufen-Bad* den ersten Rang ein. Es musste jedoch aus der Hand der 
Actien-Gesellschaft in den Besitz und die Verwaltung der Stadt — unter An- 
wendung des ihr statutmässig zustehenden Rechtes — übernommen werden, da 
sich herausgestellt hatte, dass die Anstalt nur dann wiederum leistungsfähig 
werden könne, wenn der Kapitalwerth derselben auf ein gewisses Mass zurück- 
geführt sein werde. 

Kapitel XII. 

Die Thätigkeit des Physikus bei der LeleheDgchan wird vorwiegend in 
Anspruch genommen behu& des Transports von Leichen durch die dabei er- 
forderliehen, nach Massgabe der Ministenal- Verfügungen vom 19. Dezember 1857, 
6. Afffil und 8. Oktober 1888 auszustellenden Leichen-Pässe. 

Von den LeIohenhftiiBern ist es besonders die , städtische Morgue*, 
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das Leichen- imd Obduktions - Haus aof dem Btftdtischen Kirchhofe za 
Melaten, die das Interesse der Medicinal-Beamien erregt Als diese .Morgne," 
entgegen den schweren Bedenken und energischen Protesten der Königlichen 
Ersten Staats- Anwaltschaft und der Physikats-Beamten — in specie einer von 
mir in Folge persönlicher Einsicht der Pariser Morgae dem Oberbflrgermeister- 
Amte unterbreitete Abrathung — , von ihrer bisherigen, seit undenklidien Zeiten 
immer im Beringe der Stadt (in der Nfthe des Rheins) gelegenen Stelle auf 
den Kirchhof zu Melaten, d. h. damals ausserhalb des Stad^ Weichbildes, einige 
wenige Meter unter 2 Kilometer entfernt von der Stadt, verlegt wurde, er- 
laubte ich mir darauf aufmerksam zu machen, dass die wenig reizenden 
Existenz-Bedingungen dieses Aufenthaltsortes der Erlangung eines, doch unbe- 
dingt erforderlichen, möglichst intelligenten und körperlich Eiftfbigen Leichen- 
Auisehers, — der ausser den sonstigen im Leichenhause an ilm herantreten- 
den Obliegenheiten auch als Gehülfe bei gerichtlichen Gesch&ffcen und Obduk- 
tionen zu fiingiren habe — immer hinderlich sein wlirden. 

Die thats&chlich eingetretenen und noch bestehenden Verhältnisse sind 
leider Bestätigungen meiner Befürchtungen. 

Die Neu- Anlage eines jüdischen Kirchhofes in Göln-Ehrenfeld konnte 
in Bezug auf das in's Auge gefasste Terrain zustimmend begutachtet werden. 

Kapitel XIII. 

Aente sind w&hrend meiner Verwaltung des Physikates neu angemeldet: 
Dr. Simon, Dr. van Perlstein, Dr. Quos, Dr. Steiner, Dr. Kirch- 
gaesser und Dr. Albersheim. 

In Folge bereits mehrfiB.ch im M&rz, April imd Mai eingetretener längerer 
Verhinderung und späterer schwerer Erkrankung des Stadtphysikus wurde der 
Stadtwundarzt mit den Physikats-Functionen des Stadtkreises Göln (jetzt ein- 
schliesslich der neu eingemeindeten Vororte) in Stellvertretung betraut, 
und fiel demselben demgemäss die Torllegende Beriehtentattang zu. 

Von Quacksalbern verspricht in den öffentlichen Blättern ein neuer 
. Magnetopa th* das gläubige Publikum von allen Leiden zu befreien. 

Die Prüfang zum Fähij^keits-ZetigniBS als «geprüfter Heildiener' 
incl. Zahnausziehen und Operiren der Hühneraugen unterzogen sich 2 Personen 
und 1 Person behufs Erlangung zur Bezeichnung als «geprüfte Hühner- 
augen-Operateurin,'' sämmÜich mit erwünschtem Resultate. 

Apotheken. 

Die nach der Eingemeindung der Vororte nöthig gewordene Neu-Auf- 
stellung der Liste der Apotheken-Besitzer des nunmehrigen Stadt- Weich- 
bildes Co In zeigt 28 Namen. 

Ihren Eigenthümer hat gewechselt die Löwen -Apotheke, die aus 
den Händen des Herrn R. Schneider in die des Herrn R. Brockmüller 
übergegangen ist. 

Von dem sehr lebhafteu Wechsel im Apotheker-Qehülfen-Personal 
zeugen 78 geforderte Attestirungen. 

Goncession zur Errichtung einer neuen Apotheke in Ehrenfeld ist 
dem Apotheker J. P. R. Heyd aus Frankfurt a. M. ertheilt. 

Die Errichtung einer solchen in der südlichen Neustadt ist bewilligt. 

Droguen-Revisionen sind nicht erfordert worden. 

Hebammen. 

Das nach der .Eingemeindung* neu aufgestellte Personal- Verzeichniss der 
im nunmehrigen Stadt-Bezirk practicirenden Hebammen zeigt 98 Namen. 

Sie wurden sämmtlich emer vorläufigen orientirenden Vorstellung imter 
gleichzeitiger Untersuchung ihres Instrumentariums, ihres Lehr- und Tagebuchs 
unterworfen. 

Auch wurde einer Jeden ein Exemplar der Ministerial- Anweisung vom 
22. November 1888 zur Verhütung des !^ndbettfiebers unter erklärender, dem 
speciellen Auffassungsvermögen angepasster Belehrung, zu strenger Nachach- 
tung und Aufbewahrung in ihrem Lehrbuch, gegen eigenhändig^ Empfangs- 
Bescheinigung mitgetheut. 

Eine unvermuthete Revision der augenblicklich bestehenden 16 Privat - 
Entbindungs* Anstalten ergab mehrfache Unzuträglichkeiten, die ^^proto- 
kollarisch gerügt werden mussten. 
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Die im September 1888 anberaumten Prüfungen der bez. Hebammen 
hatten nicht stattfinden können , und sind für das Jahr 1889 entsprechende 
Ersatz-Bestimmungen getroffen worden. 

Gerichtsftrztiiche Geschäfte. 

Gerichtliche Obduktionen 8. 

, Inspektionen 3. 

, Termine, resp. Assisen . . 6. 

, Haft-Ffthigk^ts-Exploration 8. 



Die Untersuchungen und gutach^chen Berichte, Atteste, Leichenpässe, 
sog. Beglaubigungen, sowie die unendliche Reihe der zur schriftlichen Kennt- 
nissnahme zugehenden Anmeldimgen pflichtschuldigst anzuzeigender Krank- 
heiten sind seit der , Eingemeindung*^ zu einer fast unzubew&ltigenden Höhe 
gestiegen. 

Dazu steht augenblicklich der in dem Gesetz vom 9. März 1872 zuge- 
billigte Entgelt nicht mehr mit den Leistungen im Einklang. 

Abgesehen von der überpprossen Zahl der unter den § 1 fallenden Ver- 
richtungen ist es besonders die Thatsache, dass die eingemeindeten Vororte, 
die bis zum 1. April 1888 sämmthch Fiihrkosteii-Eiitsch&digiingB-Bereoh- 
tig^ng genossen, letztere vom 1. April ab vollständig verloren, da jene nun- 
mehr zum Stadtr Weichbilde gehörig zu behandeln seien. 

Bei den Eingangs bemerkten enormen Entfernungen werden durch vor- 
stehende Thatsachen die Pflichten des Physikates oft recht kostspielig für den 
Medicinal -Beamten und überschreiten nur zu oft weit die ihm für die Leistung 
selbst zugebilligten Gebühren. 



Die Hygiene und ihre Bedeutung als Wissenschaft. '^) 

(Yerhandlangen des Preusslschen Abgeordnetenhauses in den Sitinngen am 

4« und &• März d« J«) 

In keiner Session des Preassischen Abgeordnetenhauses ist 
die Hygiene in Bezug auf ihre Bedeutung als Wissenschaft einer 
so eingehenden Erörterung unterzogen als in der diesjährigen. 
Die erste Veranlassung hierzu gaben die bekanntlich am Ende 
vorigen und zu Anfang dieses Jahres im hygienischen Institute 
zu Berlin zum ersten Male abgehaltenen hygienischen Kurse 
für Verwaltungs- und Schulbeamte, für deren Einrichtung 
dem Kultusminister seitens der Abgeordneten Graf Douglas, 
Graf Clairon d'Hausonville, von Pilgrim und Gerlich in 
der Sitzung vom 4. März der wärmste Danük ausgesprochen wurde. 
Nur der Abg. Virchow stimmte auffallender Weise in diesen 
Dank nicht ein. Nach seiner Ansicht gehörten derartige Special- 
kurse für Verwaltungsbeamte und andere Personen nicht zu den 
Aufgaben der Universitäten, und wurde durch ihre Einrichtung 
nur ein immer weiter gehendes Verflachen des Unterrichtes aiS 
letzteren herbeigeführt, das nicht wenig nachtheilig auf den Ge- 
sammtcharakter des Unterrichtes einwirke. Ausserdem müsse er 
bestreiten, dass jeder beliebige Verwaltungsbeamte in so kurzer 
Zeit zu einem Sachverständigen in der öffentlichen Gesundheits- 

*) Wegen Raummangels musste der vorstehende Artikel bis zur heutigen 
NuBuner zurückgesetzt werden. 
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pflege gezfichtet bezw. ein wirkliches materielles Verständniss auf 
diesem Gebiete erlangen könne. Jedenfalls sei es für die be- 
treffenden Beamten viel nützlicher, sich eines der ausgezeichneten 
Handbücher über Hygiene anzuschaffen und durch fleissiges Studium 
desselben, durch häuslichen Fleiss ihre Kenntnisse über hygie- 
nische Fragen zu ergänzen bezw. zu erweitem, als grosse Eeisen 
zu den in Bede stehenden Kursen zu machen. Dem gegenüber 
wurde dagegen von sämmtlichen vorher genannten Bednem mit 
Becht hervorgehoben, dass es gerade für Yerwaltungsbeamte mit 
Bücksicht auf die Entwicklung der Industrie wie auf die bren- 
nenden Fragen über Eeinhaltung und Wasserversorgung der 
Städte, über Wohnungshygiene, Anlage von Schlachthäusern etc. 
ungemein wichtig und nothwendig sei, die grundlegenden Bedin- 
gungen der Hygiene aus eigener Anschauung kennen zu lernen, 
um für solche Fälle, wo an sie von Amtswegen die Prüfung der- 
artiger Fragen herantritt, denselben nicht vollständig als I^aien 
gegenüberzustehen. 

Eine längere und höchst interessante Debatte über die Be- 
deutung der Hygiene entspann sich sodann am folgenden Tage, 
den 5. März, bei Gelegenheit der Berathung über die von der 
Budgetkommission gestrichenen Posten für die neu zu errichten- 
den hygienischen Institute in Halle a/S. und Marburg, deren 
Wiedereinstellung in den Etat von den Abgeordneten Gr^rf Dou- 
glas, Dr. Graf und Genossen beantragt war. In dieser Debatte 
traten sich zwei grundsätzlich verschiedene Anschauungen gegen- 
über, von denen die eine, durch die Begiemng und durch die 
Antragsteller vertretene, die Hygiene als selbstständige Wissen- 
schaft anerkannte und in Folge dessen für jede Universität die 
Errichtung eines eigenen, mit einem hygienischen Institute ver- 
bundenen Lehrstuhls als unbedingt nothwendig erachtete, wäh- 
rend von anderer Seite, insbesondere von dem Abg. Virchow, der 
Hygiene die Berechtigung als selbstständige Wissenschaft ent^ 
schieden abgesprochen und vor einer übertriebenen Auffassung 
von der ausserordentlichen Bedeutung derselben für die medici- 
nische Wissenschaft wie für das allgemeine Wohl der Menschheit 
gewarnt wurde. Den Höhepunkt der Berathung bildete eine längere 
Bede des Kultusministers, in welcher derselbe mit voller üeber- 
zeugung und grosser Wärme für die Genehmigung der gestrichenen 
Position eintrat und gleichzeitig ein vorzügliches Bild von dem 
ganzen Entwicklungsgang der Hygiene, ihrer segensreichen Wirk- 
samkeit und grossen Bedeutung besonders für das praktische 
Leben, der Nothwendigkeit ihrer weiteren Ausdehnung etc. gab. 
Mit Bücksicht auf die Wichtigkeit der fraglichen Verhandlungen 
geben wir dieselben im Nachstehenden nach dem stenographischen 
Berichte wieder unter Wegfall bezw. Kürzung der unwichtigeren 
Stellen: 

Abg. Dr. Graf (Elberfeld) : M. H. ! die in der Budgetkommission vorge- 
nommene Streichung der auf die Hygiene bezüglichen Positionen hat in wei- 
teren Kreisen grosses Befremden erregt; denn sie bezeichnet das Verlassen 
eines bisher audi vom Abgeordnetenhause unangefochtenen, mindestens gut ge- 
heissenen Systems. 
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Wir mÜBsen zunftchst die Vorfrage erledigen, ob alle Universitäten resp. 
Fakoltftten mit demjenigen auszurüsten sind, was die Studenten nothwendig 
gebrauchen bezw. ob der Lehrstuhl für Hygiene überhaupt ein ftlr Studenten 
nothwendiger ist? 

Den äusseren Grund dafür hat Ihnen eben schon der Herr Berichterstatter 
erwähnt, dass nämlich die Hy^ene ein obligatorischer Examengegenstand ist. 
Ich will darauf hier nicht weiter ein^^hen, obschon es natürlich ein schwer- 
wiegender Grund für unsere Ansicht ist. Sachliche Elinwendungen gegen 
die Mothwendigkeit der Hygiene als eines obligatorischen Gegenstandes sind 
bis jetzt, so viel mir belrajont ist, hier im Hause nur seitens des H. Abg. 
Dr. Virchow im Jahre 1884 erhoben worden. Derselbe saffte damals, die 
Hygiene und die gerichtliche Medizin seien nur angewandteWissenscha^ten, 
welche weder selbstständige Methoden noch selbs&tändige Objekte in der 
Untersuchung haben; der Student solle also die Grundlagen hieHür an den- 
jenigen Stellen lernen, wohin sie geh&ren, beispielsweise in den EoUeffien der 
Anatomie, Chemie, Mikroskopie etc. Ich gebe dem H. Abg. Dr. Yirchow 
unzweifelhaft darin Recht, dass dies für die Grundlagen eine völlige Gültig- 
keit hat; aber eben so richtig ist es auch, dass sich auf diesen Grundlagen 
im Laufe der Zeit eine selbstständige Disziplin entwickelt hat, welche mit Zu- 
hülfenahme der Gesetzesknnde, der Statistik im Zusammenhange ffdehrt und 
geübt werden muss. Wenn der H. Abg. Dr. Yirchow gestern den Verwal- 
tungsbeamten den Rath gab, sie möchten das, was sie zu wissen nöthig haben, 
aus Handbüchern lernen, so bin ich doch überzeugt, dass er denselben Hin- 
weis für die Mediziner nicht geben wi^d. Der (^sundheitsbeamte wie der 
praktische Arzt, welche berufen sind, die Ursachen der Volkskrankheiten zu 
ermitteln, diese Erankeiten zu verhüten und zu bekämpfen, welche über ge- 
sundheitswidrige Zustände und sanitäre Einrichtungen ihr Urtheil abgeben 
sollen, können das nur auf Grund einer genauen Kenntniss der Untersuchungs- 
methoden, nur wenn sie solche gesehen und g^übt haben. 

Ueber die grosse Bedeutung der öffentlichen (Gesundheitspflege sollte 
eigentlich kein Zweifel bestehen. Der hohe wirthschafUiche Werth der Ge- 
sundheit und Arbeitsfähiffkeit, die finanziellen Verluste, welche hohe Erank- 
hflite- und Sterblichkeitsziffem immer mit sich bringen, sind schon so oft be- 
redinet und hervoMfehoben worden, dass ick wohl füglich hierauf einzugehen 
verzichten kann. Es ist ja jedem von Ihnen ohne weiteres klar, welch ein 
hohes Gut in jeglicher Beziehung die Gesundheit ist; dass es aber den Mass- 
reg«ln der öffentlichen Gesundheitspflege gelungen ist, jene Ziffern der Erank- 
hm und Sterblichkeit wesentlich herabzud^cken, das beweist Ihnen in Deutsch- 
land, um Beispiele anzuführen, die HerabdrÜckung der Sterblichkeitsziffer in 
Elberfeld- Barmen seit Herstellung guter Wasserleitungen, ebenso in neuerer 
Zeit die Ziffern in Neustadt -Magdeburg, welches seit Inkommunalisinmg, seit 
Ver^nigung mit der Altstadt sich eines rationellen Wasserbezuges von einem 
höheren Punkte der Elbe erfreut, — und das stimmt alles in einer solchen 
Weise mit den enfflischen Er&hrungen überein, dass ein Zweifel an der Rich- 
tigkeit der stattgehabten Schlüsse wohl nicht bestehen kann. 

Nun könnten Sie sich sagen: das betriflOt nur die Städte, lasst die für 
sich sorgen, was geht dass das platte Land an! Es wäre shet nichts ver- 
kehrter als so zu argumentiren. Typhus und Cholera, sodann die grosse Geissei 
des Menschengeschlechts, die Lungenschwindsucht, treffen das platte Land 
nicht minder wie die Städte. Wenn wir im Eampf gegen diese njrankheiten 
auch noch in den Anfängen stehen, so sieht jeder von Ihnen, dass nur die 
ffenauere Eenntniss derselben zum Ziele führen kann, — und wir sollten es 
doch wahrhaftig nicht vergessen, dass deutsche Forschung es war, welcher der 
Nachweis gelungen ist, dass es die kleinsten Lebewesen, die sogenannten 
Bazillen sind, welche die Ursachen jener Erankheiten abgeben. Nur die ge- 
naue Eenntniss der Lebensbedingungen jener kleinsten Lebewesen kann 
uns zu den Massregeln führen, sie zu vernichten. Heute stehen wir schon auf 
dem Standpunt, dass wir wissen, wie sie zu zerstören sind, wenn sie sich 
ausserhalb des menschlichen Eörpers befinden, und so durch die Methode der 
Desinfektion dürfen wir auch hoffen, dass wir Fortschritte machen werden bis 
zu einem gewissen Grade auch für den Zeitpunkt, wo sie schon in den Eörper 
eingednmgen sind, Ar die Behandlung der Erankheit selbst.* 
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Nachdem Redner noch mit wenigen Worten auf die Nothwendigkeit der 
Schulhygiene eingegangen ist, fährt er fort: «Thatsäohlich hat Deutschland 
in den letzten zwanzig Jahren auf dem Grehiet der öffentlichen Gesundheits- 
pflege grosse Fortschritte gemacht, nicht nur in der Forschung, sondern auch 
in praktischen Massnahmen. Durch Vereine und Vorträge, durch Zeitschriften 
und Handbücher, sind die Kenntnisse dieses (Gegenstandes in weite Kreise ein- 
gedrungen. Namentlich sind seitens der Städte Millionen verausgabt worden 
tür Krankenhäuser, Schulhäuser, Schlachthäuser, fGbr Wasserversorgung und 
Kan^sation, und ich brauche wohl nicht daran zu erinnern, dass gerade in 
dem Ort«, in dem wir uns befinden, in Berlin, die Kanalisation in Verbindung 
mit der Berieselung, unter wesentlicher Mitwirkung des Herrn Abg. Dr. Vir- 
chow, die grOssten Triumphe gefeiert hat. 

M. H.! Eine solche Wissenschaft, wie die Hygiene, mit dem enormen 
Einfluss auf das Wohl und Wehe des ^;anzen Volkes, mit ihrer weittragenden 
finanziellen Bedeutung kann wohl einen Platz an jeder Universität bean- 
spruchen, ist doch die Kenntniss und Förderung derselben die schönste 
rflicht eines jeden Arztes. Wenn die Behandlung und Heilung des Inranken 
Menschen für den praktischen Arzt zugleich Gegenstand des Erwerbes ist und 
sein muss, — hier liegt eine Thäti^keit für ihn vor, welche seinen Privat- 
interessen entgegengesetzt ist; er hilft die Krankheiten verhüten. Damit die 
deutschen Aerzte immer in der Lage sind und sich bereit finden lassen, sich 
in den Dienst einer solchen Sache zu steüen, so dürfen Sie ihnen das nicht 
verkümmern; Sie leisten sich und Ihrer Familie damit den grössten Dienst. 

Ich ersuche Sie, die Positionen, welche gestrichen sind, wieder in den 
Etat einzustellen. (Bravo!) 

Abg. Graf in Limblirg-Stiniiii: M. H.! Der H. Abg. Graf hat 

mit seiner ganzen Deduktion offene Thflren eingerannt, d. h., er hat Dinge 
nachgewiesen, von denen ein jeder von uns vollkommen überzeugt ist. Aber 
über den Kern der Sache ist er mit zwei Sätzen hinweggegangen. 

Dass die Hygiene eine wünschenswerthe und nothwendige Wissenschaft 
ist, bestreitet keiner von uns. Dass die Forschungen auf dem Gebiete der 
Hygiene, wie sie Leute wie Pettenkofer und Koch gemacht haben, eine 
Ehre f^ Deutschland sind und dem Lande Nutzen gebracht haben, das weiss 
jeder Mensch, das braucht uns, so dankenswerth die Wiederholung dieser 
Dinge ist, eigentlich nicht erst eingeprägt zu werden. Dagegen darauf kommt 
es hierauf gar nicht an, sondern es kommt darauf an zu m^n: ist es noth- 
wendig, dass jede einzelne Universität eine Forscherstelle bekommt f%br diese 
Wissenschaft? und das bestreite ich. Ich habe dem H. Abg. Graf mit 
doppelter Aufmerksamkeit zugehört, nicht so sehr, um ihn widerlegen zu 
können, als weil ich mir sagte: es ist doch möglich, dass er als Arzt mir eine 
Sache sagt, ein Argument bringt, woraus ich ersehe, dass meine Stellung eine 
falsche ist. Er hat aber in keiner .Weise irgend etwas dazu angeführt. Er 
hat den Preis der Hygiene gesungen im ganzen, — damit war ich mit ihm 
einverstanden — aber er hat mir nicht nachgewiesen, warum auf jeder Uni- 
versität jeder Student die Forschungsmethode der Hygiene selbst durchmachen 
muss; dass kann ich eben nicht einsehen. Er hat uns gesast, was alles die 
Hygiene geschaffen hätte: die Lehre von dem Abwässern, die Wissenschaft, 
wie man die Ventilation machen muss, wie man die Heizung machen muss, 
die Wissenschaft, wie man dem Typhus und anderen Krankheiten entgegen- 
treten könnte, die auf Bakterien beruhen. Ja, m. H., da werden Sie doch 
mit mir unterscheiden: da giebt es die Arbeit des Forschers, der im Labora- 
torium die Dinge feststellt, die grossen Gredanken au&tellt, dann darnach die 
praktischen Versuche angiebt. Wenn dann die Versuche sich bewährt haben, 
werden dem Praktiker die Massregeln vorgeschrieben. Alle die Massregeln, 
welche die grossen Forscher wie Pettenkofer, wie Koch, erdacht hf3)en, 
die Meister in der Sache, kann ein gebildeter Arzt, wenn er Studium gemacht 
hat, anwenden; ja, in den meisten Fällen wird es sogar möglich sein, dass ge- 
bildete Laien die auf Grund dieser Forschungen gemachten Anweisungen aus- 
führen; denn woher sollten sonst die Verwaltungsbeamten in der Lage sein, 
die betreffenden Massregeln auszuführen? Wenn das wahr ist, und wenn der 
H. Abg. Dr. Graf mir in seiner ganzen Ausführung nicht nachgewiesen hat, 
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wie es nothwendif^ ist, dass jeder einzelne Student die Forschungen selbst 
ansfrlhTt, dann bleibe ich auf meinem Standpunkt stehen. 

Unter den medizinischen Studenten nebt es ganz verschiedene Klassen; 
die eine Klasse ist die höhere; das sind Leute, die sich mit der Zeit zu 
Forschem ausbilden, aber die andern werden alle praktische Aerzte, und von 
diesen praktischen Aerzten, die nachher viel zu tnun haben, glaube ich nun 
und nimmermehr, dass die Herren in der Lage sein werden, selbst die 
Forschungsuntersuchungen weiter zu machen, sondern diese Herren müssen 
nur durch ihre Vorbildung so weit gebracht werden, dass sie dai^jenige gut 
verstehen können, was von den Forschem entdeckt wird. 

Ich resümire mich dahin, dass ich Sie bitte, bei den Beschlossen der 
Budgetkommission stehen zu bleiben. Ich lehne es ab, dass wir irgendwie 
eine Feindseligkeit gegen Forschung und Wissenschaft im ganzen haben. Ich 
bin mit dem H. Abg. Graf in seinem Vortrag, in seinen Ausführungen voll- 
kommen einverstanden, aber natürlich nicht in seinem Petitum, weil er eigent- 
lich gar nichts fär sein Petitum bewiesen hat. Ich finde, dass die Hygiene 
eine bedeutende Wissenschaft ist, dass sie gepflegt werden muss, aber ich bin 
der Meinung, dass es genügt, wenn dazu Stätten geschaffen werden, wo die 
bedeutenden Forscher ihrer Arbeit nachgehen und fernere Entdeckungen machen 
können zum Wohle der Menschheit. Diese Stätten sind geschaffen, und ich 
bin der Meinung, dass für die praktische Anwendung genu^ geschieht da- 
durch, dass Lehrstühle an den bisherigen Forschungsstätten existiren, und dass 
es möglich sein wird, den anderen Studenten, wenn sie nur eine gründliche 
medizinische Vorbildung haben, die nöthigen Kenntnisse in der ^giene zu 
geben, auch ohne dass sie die Forschungsmethode selbst durchgemacht haben. 
Ich bitte Sie demnach, m. H., bei dem Beschluss der Budgetkommission stehen 
zu bleiben. — — Ich habe heute noch gar nichts gehört, was mich zu der 
Meinung bringen könnte, dass die Forderungen, welche die Königliche Staats- 
regierung stellt, unbedingt nothwendig sind. Ich halte es für sehr schön, aber 
für einen Luxus, und dämm bitte ich Sie: lehnen l%e dieselben ab. 

Abg. Graf Douglas dankt zunächst dem Minister für die Einstellung 
dieser Forderang und erwähnt, dass die Streichung derselben seitens der Budget- 
kommission allgemeines Befremden und zwar nicht nur in den davon zunächst 
betroffenen Kreisen erregt haben. Es handle sich hierbei um eine so wichtige 
Angelegenheit, dass fiiuEuizielle Gesichtspunkte zurücktreten müssten. Wie 
sehr die hygienischen Anschauungen ins Volk ^^edrungen seien, das habe die 
hygienische Ausstellung gezeigt und werde die m diesem Sommer stattfindende 
Ausstellung für Un£aJlverhütung, die mit jener so viel Verwandtes habe, von 
Neuem beweisen. Jedenfalls müsse es auf alle diejenigen Männer, welche im 
Lande ihre besten ECräfte dem Dienste der öffentiichen Gesundheitspflege 
widmeten, entmuthigend einwirken, wenn man sich hier scheue, wenige Tausend 
Mark zu gleichen Zwecken zu verwenden. 

Dadurch, dass man nur an einzelnen Universitäten hygienische Lehr- 
stühle gründe, würden die Studenten gezwungen, verschiedene Universitäten zu 
besuchen; was für viele derselben oft mit schweren Opfern verbunden sei. 
Dass sich aber ein Arzt durch Privatstudium aus Büchern die erforderlichen 
naturwissenschaftlichen und hygienischen Kenntnisse verschaffen solle, sei voll- 
ständig verkehrt, denn in einer Stunde könne man durch eigene Anschauung 
mehr lernen, wie aus einem ganzen Buche. 

Ausserdem genüge es nicht, dass nur an Gentralstellen Aerzte vorhanden 
seien, welche die hygienischen Üntersuchungsmethoden etc. studirt haben, 
sondern jeder Arzt müsse mit diesem Wissen bekannt sein, damit genügend 
ausgebildete Kräfte zu Gebote stehen, um den grossen Epidemien wirksam 
entgegen zu treten. Redner fährt dann fort: „Seitens das Reiches ist durch 
die neuere Gesetzgebung alles geschehen, um der Nothlage der minder be- 
güterten Klassen entgegenzutreten; aber Noth und Armuth führen zu den 
allerbeklagenswerthesten Zuständen, wenn sich Krankheit zu ihnen gesellt. 
Und wenn die Reichsregierung so freigebig diese kolossalen Mittel bewilligt, 
um der Noth entgegenzutreten, so wofien wir in der That unserer Regierung 
die Mittel nicht verweigern, um den Krankheiten entgegenzutreten, soweit es 
irgend möglich ist. 

Und was ist denn der Tenor bei allen den Herren, die dagegen ge- 
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sprechen haben, auch gestern? Fast ausschliesslich ist auf die finawrielle 
Seite Nachdruck gdegt. Dem gegenüber mOchte ich erw&hnen, wie aaek 
schon gesagt worden ist, dass frtQier durch Unkenntniss viele Hunderttausende 
yerachwendet worden sind, z. B. in der Verwendung von schwefeli^ Sftux«, 
abermanganBaurem Kali, Elsenhydraten etc. Wenn wir auf der einen Seito 
f&r nionumentale Geb&ude so enonae Summen aufwenden kOnnen, so sage ich: 
wenn ixgend wo, so liegt gerade hier die Bereitstellung von Mitteln am aller- 
meisten im Interesse des Volkes! 

Kun mochte ich noch auf eine weitere Zahl aufinerksam machen. Petten- 
kof er weist daraidf hhi, ^wb die Mortalität in Wien 90 pro Mille beMgt, und 
et sagt Iran» wenn es gelSoge, diese Ziffer auch nur um 1 pro Mille zu redu- 
zirtti, 00 wftrde dadttrch im Wien dem Publikum jährlich 1400000 Mark er- 
spflort werden, die die Ihrkrankungta und Todesfälle jetzt kosten. Dank den 
voizttglichen Eintichiungpen) die wir in Berlin haben, und die, wie ich ent- 
schieden aoMrkauite muss, gerade unserem Herrn Kolle^^en Virchow mit zu 
verdanken sindy ist^ wie c^n erwähnt, die Mortalitätsziffer von 29 pro Mille 
vor einigen Jahren mehr und mehr gefallen und beträgt heute etwa 22 pro 
Mille. Wenn Sie diete Zahl ansdien und dann die Grösse von Berlin mit der 
von Wien in Vergleich setzen, so werden Sie finden, dass das Plus, welches 
früher in Bcorlm rar Krankheit mehr ausgegeben werden musste und uns zur 
Zeit erspart wird, jährlich, geling veranschlagt, 9 Millionen Mark betrSfft. 
(Hört! hOrt!) M. H., ich habe mich hier zunächst lediglich auf die wirSi- 
schaftliche Frage beschränkt; ich habe nur Mark gegen Mark gerechnet; absr 
wie hoch woUen wir die Gesundheit unserer Mitbürger und Dir Leben, das 
unbedingt indirekt mit in Frage kommt, in Rechnung setzen!? M. H., so 
schliesse ich mit der Bitte an Sie alle, wollen Sie nicht die Verantwortung 
auf sich nehmen, welche in einer Ablehnung dieser Forderung der Regierung 
liegen wi&rde! (Lebhafker Bei&ll.) 

Abg. Dr. Dreehsler spricht seine Verwunderung darüber aus, das gerade 
die Landwirthe gegen diese Forderung seien. IMe hynenischen Institute 
könntcfu ibr die Landwirthschaft von grOsstem Nutzen sein. Untersuchungen der 
Abwässer, Ventilationsvorrichtungen imd dergleichen spielten beim landwirth- 
schafklichen Betriebe eine ffrosse Rolle. Besonders wicntig sei das Gebiet der 
praktischen Bacteriologie. Nachdem man durch mikroskopische Untersuchung^ 
die Ursachen der Kruikheiten erforscht habe, könne man leichter den Ihr- 
krankungen vorbeugen. Der in Berlin kürzlich versammelt gewesene Mildi- 
wurthsohaftliche Verein habe in einer Resolution auf die Wichtigkeit der 
bacteriologischen Forschungen ftr die Müchwirthschaft hingewiesen und die 
Errichtung von Instituten mit allen nothwendigen Untersuchungsinstrumenten 
gefordert. Ein Hauptinstitut in Berlin genü^ nicht, die Arl^it müsse ge- 
dieilt werden. Auf welcher Stufe der Entwickelung stände die Landwirai^ 
Schaft heute noch, wenn nicht vor 40 Jahren die Agriculturchemie' als ein 
neuer Zweig der Wissenschaft begründet wäre; damals hätte man nicht Mühe 
und Kosten gescheut, um dieses Gebiet weiter auszubauen. Die LandwirÜie 
hätten alle Ursache, der Regierung für diese Forderung dankbar zu sein und 
dieselbe zu bewilligen (Beimll.) 

Abg. Dr.|WiBalhor8l: M. H.! In der Sache hat die Diskussion bisher ein 

volles Einverständniss dahin ergeben, dass die Hygiene als Wissenschaft auf der 
Universität eelehrt werden soll und muss ; dass wir derselben Grosses verdanken, 
und niemand ist im Zweifel gewesen, dass wir alles zu tiiun haben, um die- 
selbe zu fördern. Auf die Bedeutung derselben für die Mediziner, für den 
Verwaltungsbeamten, für die Landwiruischaft lasse ich mich deshalb auch in 
diesem Augenblick nicht ein. Es sind diese Gesichtspunkte hervorgehoben 
worden, und nach der Rednerliste zu urtheilen, werden wir auf diese Punkte 
auch noch von anderen hingewiesen werden. Der Graf Limburg-Stirum 
hat sehr Recht, wenn er sagt, dass auf diesem (Gebiete ja Einverständniss sei, 
und dass es sich hier lediglich darum handele, in welcher Weise die hygienische 
Wissenschaft gelehrt werden soll. Da hat er gemeint, es genüge, wenn auf 
einzelnen grösseren Universitäten das Nöthige in dieser mnsicnt geschehe; 
dann könnten diejenigen, welche sich besonders für Hygiene interessirten, zu 
diesen Universitäten sich wenden; und ein in den Elementen der medizinischen 
Wissenschfl/fben genügend befähigter Arzt würde auch aus guten Büobom das 
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N<6ihige lernen können. Dass im aUerftoBsersten Notbfiehl], m. H., dies einzelnen 
gelingen könne, bei dän erf6rderliclien allgemeinen medizinisclien Yorkennt- 
ntesen ani) Büehern sich zn nnterrichten, mll ich nicht leugnen. Solches igt 
der Fall fMi auf alten G'eMet^n des menschlichen Wissens. Es giebt immer 
einzelne gans bevorsngte Talente, welche wesentlich dmrch Selbststudium auf 
Grundlage von Bflclimi da^ T^thige lernen. Das sind aber Ausnahmefälle; 
wir mflssen uns an, die. Regel halten. So lange wir nicht generell auf das 
Selbststudium hingewiesen werdeb, müssen wir das Studium auf der Universit&t 
fiir nothwendig erachten und es auch als den Weg anzusehen haben, auf dem 
die mittelbegaoten Menschen — und die sind die Regel — ihr Ziel erreichen 
können. Da bin ich nun der Meinung, dass gerade diese hier in Frage befind- 
liche Wissenschaft nicht allein fßr die Mediziner, sondern för die Yerwaltungs- 
beamten, auch für die Juristen von Wichtigkeit ist, die sich der richterlichen 
Karriere, der kriminalistischen insbesondere, zuwenden; dass femer die Land- 
wirthe Gelegenheit haben müssen, sich auf diesem Gebiete umzusehen, und 
ich meine sogar, dass es gar nützlich sein dürfte, wenn auch die verehrten 
Mitglieder dieses Hauses sich diesem Studium etwas widmen möchten, und 
wftre es auch nur, um endlich zu der lebendigen Ueberzeugung zu gelangen, 
dass im Abgeordnetenhause vom Standpunkte der Hygiene aus Wandel ge- 
schaffen werden muss. Das wird aber jetzt mit Erfolff nur geschehen können, 

wenn wir die nöthige Zahl von Anstalten dieser Art haoen, und kann ich 

nun und ninuner zugeben, dass man einzelne Universitäten bevorzugt und 
gleichsam zu Universitäten erster Klasse machen will, um daneben die anderen 
in die zweite Klasse zu brinffen. Die Häufung der Studirenden namentlich in 
Berlin, auch in Leipzig, ist keineswegs etwas Erwünschtes. Wenn wir diese 
so überladenen Universitäten einigermassen betrachteiH und auf das richtige 
Verhältniss zurückftlhren wollen, so wird dazu wesentlich dienen, wenn me 
kleineren Universitäten besser ausgestattet *und in Folge dessen an denselben 
wissenschaftßch dasselbe erreicht werden kann. Die allgemeine Verbreitung 
wissenschaftlicher Tüchtigkeit in Deutschland hat dann wesentlich ihren 
Grund, dass wir so viele und auch selbst in kleineren Staaten gutgenflegte 
Universitäten hatten und haben. Ich möchte keine deirselben eingehen lassen^ 
im Gegentheil würde eine neu gegründete Universität in Westpreussen oder 
Posen f&br einen grossen Gewinn halten und glaube, dass dieselbe eine legiti* 
mere Vertretung germanischen Sinns in den polnischen Gegenden herbeifdhren 
wird, als alle anderen Massregeln. 

loh meine deshalb, wir könnten die von der Regierung geforderte Summe 
in dem Betrage, welchen die Regierung verlangt hat, wohl bestehen lassen. 
Aber ich muss entschieden dagegen Verwahrung einlegen, dass man denjenigen, 
welche sich etwa dazu nicht entschliessen , also insbesondere auch dem verehrten 
Kollegen Grafen Limburg-Stirum, nicht irgendwie vorwerfe, er sei nicht 
ebenso bereit, die Wissenschaft überhaupt und die Hygiene insbesondere zu 
fördern, als wir anderen auch. Er hat nur andere Anschauungen Über diesen 
Punkt und über die hier fraglichen Mittel, als wir; aber seine Liebe für ^e 
Wissenschaft ist nicht geringer als die unsrige, und das zu konstatiren, ist 
wichtig für alle Welt; denn es soll niemand behaupten, dass es einen Deutschen 
geben könnte, der nicht voll und ganz bereit ist, das zu thun, was für die 
Wissenschaft zu thun ist. 

Abg. Dr. VIreliews M. H.! Was die hygienischen Anstalten und 

Professuren, anbetrifft, so gönne ich an sich auch jeder Universität ihre hy* 
gienischen Einrichtungen. Wenn ich aber in der Budgetkommission schon ge- 
nötbigt war, mich ein wenig gegen die Regierung zu wenden, und hier das 
Wort erffriffen habe gegen die Ausführungen meiner Nachbarn, so geschieht 
das, weil ich glaube, dass die öffentliche Gesundheitspflege immer noch von 
gewissen Seiten her etwas stark verzärtelt wird; man schmeichelt ihr so viel, 
dass es stellenweise etwas über das Mass hinausgeht; und es deshalb einiger- 
massen zweckmässig erscheinen dürfte, dieses Mass ein wenig zurückzusetzen. 

M. H.! Die öffentliche Gesundheitspflege ist auf zix^ Wegen so sehr 
in den Vordergrund des öffienaitlichen Interesses gerückt worden, wie sie gegeR' 
wärtig steht. Der eine Weg ist der rein praktische, den man in England 
betreten hat, der in England seit Dezennien mit dem grössten ISfer verfolgt 
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worden ist, und der uns die schönsten Vorbilder geliefert hat. Gregenüber 
diesem praktischen Wege hat man nachher die m^ wissenschaftliche Seite 
der einzelnen Fragen in die Hand genommen, und es sind auf diesem Wege 
unzweifelhaft sehr wichtige Dinge gefunden worden. Ich will zunächst an 
Pasteur erinnern, der den Nachweis lieferte, dass heutzutage keine Bakterien 
mehr de novo entstehen, sondern dass sie alle auf erblichem W^e gebildet 
werden, und der dadurch eine ausserordentlich grosse und entscheidende Ein- 
wirkung gehabt hat, die wahrscheinlich noch in Jahrhunderten nicht aufhören 
wird, sich geltend zu machen; der dann einen zweiten grossen Schritt in Be- 
ziehung auf die Schutzimpfung machte, indem er einen Weg der Unter- 
suchungen eröffnete, der bis dahin sehr spärlich betreten war. Dann ist 
Pettenkofer gekommen und hat eine Reihe von chemischen Methoden aus- 
gebildet, welche die genauere Erforschung zahlreicher Probleme gestattet. 
Endlich ist Herr Koch gekommen und hat uns verbesserte Methoden fOo: die 
bakteriologische Forschung gelehrt. Diese beiden Seiten, die praktische und 
die wissenschaftliche, werden wohl noch lange in einem gewissen disparaten 
Verhältniss zu einander stehen und zwar einfach deshalb, weil die Praxis ganz 
ausserordentliche Dimensionen angenommen hat. Sie erstreckt sich beinahe 
auf das ganze Leben des Menschen, und wenn Sie z. B. in unser hygienisches 
Museum gehen, so werden Sie sehen, dass es schon so gross geworden ist, so 
voü von allen möglichen Dingen, dass, wenn noch ein Jahrnundert darüber 
hingeht, daraus wahrscheinlich eine kleine Stadt geworden sein wird. Es wird 
das wohl als warnendes Beispiel für die Zukunfl dastehen, und man wird die 
Trennung zwischen den architektonischen Au^ben, die die öffentliche Gesund- 
heitspflege stellt, und den medizinischen mehr betonen müssen. Immerhin 
glaube ich nicht, dass^ möglich sein wird, dass alle diese Dinge jemals von 
einem Mann gelehrt werden, und dass alles in eine Hand gelQg^ werden kann. 
Das ist der Grund, weshalb wir alten Mediziner uns nicht recht dazu ent- 
schliessen können, zu sagen: die öffentliche Gesundheitspflege oder die Hygiene 
ist eine Wissenschaft. Nach unserer Meinung ist sie eine Mehrheit von 
Wissenschaften, und aus dieser Mehrheit scheiden sich dann allerdings je 
nach der besonderen Begabung des einzelnen Mannes und seiner sonstigen 
Entwickelung, des einzelnen Lehrers, auch die Wege. Das hat sich auch 

Clctisch gezeigt, und es ist fEiktisch noch keine einzige Universität vor- 
dem, wo ein einziger Lehrer den gesammten Körper der Hygiene in sich 
repräsentirte. Mögen Sie die bedeui^ndsten und grössten Lehrer nehmen, 
kemer von ihnen ist im Stande, dieses alles zu beherrschen xmd in sich 
wiederzugeben. Daraus, m. H., glaube ich, geht hervor, dass es ein Irrthum 
ist, wenn man sich vorstellt, das alles Hesse sich verein&chen und auf ein- 
foiche Verhältnisse zurückführen; im Gegentheil, es wird immer eine gewisse 
Mannigfoltigkeit bestehen bleiben. 

Bei uns in Preussen ist es ja leicht begreiflich, dass wir, nachdem wir 
in Herrn Koch, unserm speziellen Landsmann, den Vertreter einer so hervor- 
ragenden und bedeutungsvollen Richtimg besitzen, die über den Rahmen der 
öffentlichen Gesundheitspflege hinaus in die allgemeine und spezielle Patho- 
logie hinübeigreifb, hauptsächlich nach dieser Richtung hin die Entwickelung 
der Wissenschaft erblicken. Indess, meine Herren, auch die Bakteriologie ist 
an sich nur eine Methode, eine Methode der Untersuchung, welche »ich auf 
ein Objekt richtet, das an sich der menschlichen Organisation fremdai-tig ist, 
ein botanisches Objekt, welches abo auch genau genommen einem Zweige der 
Botanik angehört. Indessen die Botaniker haben bis jetzt nicht die Zeit ge- 
funden, sich damit eingehend zu beschäftigen, und es bleibt nichts übrig, als 
dass man ihnen hilft und in ihre Wissenschaft eingreift, und das geschieht 
von allen möglichen Seiten. 

Wenn Sie nun glauben sollten, meine Herren, es wäre nöthig, zu diesem 
Zweck auf jeder Universität ein hy^enisches Institut einzurichten, so muss ich 
das bestreiten. Alles, was z. B. m Bezug auf die „Entdeckung der ersten 
Fälle '^, auf die Abwehr der ansteckenden Krankheit mitgetheilt ist, hat gar 
keine Beziehung zu der Frage der bakteriologischen Institute. Ich glaube, es 
ist besser, wenn wir hier statt «hygienisches Institut* sagen , bakteriologisches 
Institnif^. Die Bakteriologie ist aber allmählich so aUgemeüi geworden dank 
der vorzüglichen Methoden, welche Herr Koch entdeckt hat, d^s sie an allen 
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möglichen Anstalten geübt wird. Wir haben in den letsten Jahren die aus- 
gezeichnetsten Entdeckungen der Art aus Kliniken hervorgehen sehen, wir 
haben sie aus pathologischen Instituten hervorgehen sehen, wir haben sie so- 
gar von Privatärzten machen sehen. Sie ist allmShlich so weit verbreitet 
worden, dass es, um Bakteriologie zu betreiben, nicht mehr eines hygienischen 
Instituts bedarf. Ich kann betonen, dass gerade die beiden Universitäten, die 
hier in Frage stehen, Halle und Marburg, sich ganz ausgezeichneter Bakterio- 
logen erfreuen, welche die besten Arbeiten auf diesem Gebiete geleistet und 
wichtige Entdeckungen gemacht haben. 

Es gab eine gewisse Zeit, wo die Bakteriologie etwas Neues war. Das 

ist sie nun glücklicherweise nicht mehr ; sie hat sich ausgedehnt, ihre Methoden 
sind allgemein bekannt geworden, es giebt zahlreiche (belehrte, welche mit 
flprosser Sicherheit in Bakteriologie arbeiten; somit ist fOr diese Seite der 
Untersuchung ein sehr viel geringeres Bedürfiniss vorhanden. 

Was die anderen Seiten der Untersuchung anbetrifft, so hat nach dem 
Entwickelungsgange, den ich vorhin schilderte, durch das Vorbild von 
Pettenkofer die chemische Untersuchung eine besonders grosse Bedeutung 

gewonnen. Man kann in diesem Sinne sagen: es giebt au<m eine chemische 
trOmung in der H^ene. Nun, m. H.; die cnemischen Untersuchungen, welche 
fOr die öffentliche Gesundheitspflege angestellt werden, haben gar mchts eigen- 
thündiches an sich, sie unterscheiden sich in nichts von dem^ij^en, was die 
Chemie überhaupt zu leisten hat; sie werden auf dieselbe Weise angestellt 
wie andere chenusche Untersuchungen. Deis einzige, was dabei etwa ffelehrt 
werden muss, sind abgekürzte Methoden, gewisse BequemlichkeitsmeUioden, 
die man mit Schnelligkeit anstellen kann, um vorläufige Resultate zu erhalten 
oder grobe Verhältnisse zu konstatiren, während die feineren Untersuchunffen 
genau so angestellt werden müssen, wie sie in einem gewöhnlichen chemischen 
Laboratorium angestellt werden. Daher unterscheidet sich auch das chemische 
Laboratorium eines hygienischen Instituts in nichts von den chemischen Labora- 
torien, welche überhaupt vorhanden sind. 

M. H., nun habe ich in der Budgetkommission ausgeführt, und ich muss 
sagen, ich weiss nicht, wie man das widerlegen will : wenn bei einer Universität 
der allgemein chemische Unterricht so weit ausgebildet ist, dass jeder Student 
in einem chemischen Laboratorium praktischen Unterricht finden kann, und 
wenn femer jeder Student, gleichviel, bei welchem Professor, ob bei einem 
Botaniker oder bei einem Pathologen oder einem Hygieniker praktischen 
bakteriologischen Unterricht geniessen kann, dann ist alles geschehen, was in 
dieser Beziehung nöthig ist. Da braucht man nicht eine Häumng der Institute, 
braucht nicht ein zweites bakteriologisches, nicht ein zweites chemisches 
Institut, das ist nicht so nothwendig. Kann man es herstellen, — ja, ich will 

mich dem an sich theoretisch nicht widersetzen. Jedesmal muss man aber 

einzelne Universität darauf ansehen, ob ein Spezialbedürfhiss dazu vorhanden 

ist, eine neue Professur zu begründen, namentlicn wie hier, ein Ordinariat, 

und müssen die Wünsche von Universitäten zurückgewiesen werden, die 

sich fEir neue Forderungen bloss auf das Vorbild anderer berufen können. Ich 

meine, man kann von der Königlichen Staatsregrierung verlangen, dass sie 
jedesmal das konkrete Bedürfiuss darlegt und nur dem konkreten Bedürfiiiss 

ihre Forderungen anpasst. 

Man darf auf der anderen Seite wieder nicht so weit gehen, dass man 
alles, was in irgend einer Richtung als in das Gebiet der Hygiene hinein&llend 
bezeichnet wird, auch unter die menschliche Hygiene bringt. Eßrr Dr. Drechsler 
hat uns vorher die an sich sehr richtigen Gesichtspunkte der Sanitätspolizei 
der Thiere, der Veterinärpolizei, auch noch angeführt. Aber glücklicher 
Weise sind an unseren Thierarzneischulen besondere Einrichtungen dafHr ge- 
schafiFen worden. Unsere Berliner thierärztliche Hochschule besitzt ein balrte- 
riologisches bistitut; es wird da vortrefflich gearbeitet. Allein wir können 
nicht darauf ausffehen, dass etwa auch in dem hygienischen Institut zu Halle 
vorzugsweise Mikbrand, Rotz, Lungenseuohe etc. zum G^egenstand der Unter- 
suchung gemacht werden. 

Diese Gesichtspunkte, m. H., sind es, welche ich der übertriebenen Auf- 
fassung entgegensetzen wollte, welche viel&ch gehegt worden ist. (bestatten 
Sie mir zum Schlüsse nur noch eine allgemeine Bemerkung. Wenn nämlich 
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yon der atUBerordentlicheii Bedeutung der öffentlichen Oesundheitspflege {ge- 
sprochen ist, 80 wirft man meiner Meinung nach etwas ssn sehr dagenige 
durchttnander, was eben auf dem alten Wege der Empirie — ich daif viä- 
leicht sagen: auf dem englischen Wese — erzielt worden ist, und das, was 
durch die neuen Forschungen zu Stande gebracht worden ist. Die neue Hy- 
giene profitirt von dem Ruhm und den Leistungen der alten. Was sie selbst 
bis jetot gemacht hat, das sind sehr grosse und wissenschailliche Dinge, aber 
praktisch ist daron recht wenig geworden. Es hätte ja sehr nahe gelegen zu 
erwarten, dass die Bakteriologie etwas Aehnliches, wie das antiseptische Ver- 
führen, welches eine so gewaltige Revolutidn in der Chirurgie und den be- 
nachbarten WiBsenschaften herbeiKef&brt hat, und Ton dem man sagen moas, 
dass seit Jahrtausenden nichts gleich Wohlth&tiges fdr das Menschengeschlecht 
fpsschafien worden ist, leisten ^rde. Sie wissen, das antiseptische ver&hren 
ist entdeckt worden, als die Bakterioloffie noch keinen Lehrstuhl hatte, als sie 
noch nicht so anerkannt war, nur auf dem Grunde des Pasteurschen Ge- 
dankens, dass jeder Pilz seine Vorfahren haben muss. Diese einzige Voraus- 
setzung hat der antiseptischen Lehre zum Ausgangspunkt gedient. Die Be- 
wegung in Bezug auf die Reinigung der Städte, alles, was oamit zusammen- 
hängt, ist begonnen worden, ehe Überhaupt die Bakteriologie auf den Plan 
getreten ist; alle die Ansätze, welche gemacht worden sind, um die Hygiene 
der Wohnungen, die Krankenhausbauten und dergl. vorwärts zu bringen, sind 
schon vorher dagewesen. Ich würde Ihnen eine lange Liste vorführen können 
von grossen und bedeutungsvollen Unternehmungen, welche auf dem alten 
Weffe der englischen Praxis durchgeführt sind. Und wenn heute meiner hier 
in Beziehung auf die Berliner Verhältnisse in nur zu schmeichelhafter Weise 
gedacht worden ist, so muss ich ausdrücklich Zeugniss dafür ablegen, dass 
wir auch avff dem Wege der englischen Praxis vorwärts ge^;angen sind. Ich 
bilde mir etwas darauf ein, dass es mir gelungen ist, meine Mitbürger zu 
Überzeugen, dass wir diesen Weg betreten mussten. Wir haben bei der Ge- 
legenheit auch ein paar bakteriologische Untersuchungen gemacht, — es war 
das nicht ganz unerheblich für einzelne Fragen — indessen das Hauptsäch* 
lichste, was wir gethan haben, ist fireschehen auf dem Wege einer ffesunden 
Empirie und eines rationellen Verfahrens, welches sich auf die Errolge der 
Vorgänger stützte. Dasselbe Verfahren wird noch lange Zeit zu empfehlen 
sein, und ich möchte Sie bitten, dass Sie in der Beziehung ein klein wenig 
gerecht sind gepen die ältere Schule im Vergleich zu der neueren. In Bezug 
auf das, was wirklich für das Wohl der Menschheit erreicht ist, hat unzwei- 
felhafb die ältere mehr geleistet als die neuere. Aber ich erkenne mit Ver- 



giügen an, dass die junge in der kurzen Zeit auf dem wissenschaftlichen 
Wege so viel erreicht hat, dass ich mich der Hoffnung hingebe, sie werde 
künftig siegreich diese Konkurrenz bestehen können. Nur muss man vorläufig 
die Resultate nicht übertreiben, als ob mit Sicherheit für die nächste Zeit 
schon grosse Revolutionen in Bezug auf die Sanitätspolizei in der Behandlung 
der epidemischen Krankheiten eintreten müssten. Wir wollen froh sein, wenn 
wir 'mit dem alten Verfieihren recht viel epidemische Krankheiten abhaltei. 
Ich muss aber sagen, dass für alle diejenigen Seuchen, welche sich dadurch 
nicht abhalten lassen, z. B. für die Diphtherie, auch in dem neuen Verfiahren 
keine Hülfe gefunden ist. So stehe ich auf dem Standpunkt, dass ich nichts 
weniger als ein Feind dieser Anstalten bin, aber dass ich doch gegenüber der 
etwas Übertriebenen Auffassung, welche sich in der Gründung von immer 
neuen Ordinariaten kimd thut, ein wenig zu langsamerer Entwicklung rathen 
muss. (Bravo!) 

Kultusminister Dr. von Gowler: M. H. ! Nach den Ausführungen des 

Herrn Vorredners ist die Hygiene nicht als eine Wissenschaft zu betnohten, 
sondern als eine Mehrheit von Wissenschaften, beziehungsweise Methoden. Femer 
ist darauf hingewiesen, dass das hygienische Institut ein bakteriologisches sei, 
daes die Kochsche Stellung sich wesentlich identificire mit seiner speciellen 
bakteriologischen Methode, und wenn aaoh der Name zuletzt und au Anüemg 
nicht ünmer genannt worden ist, so leuchtet doch überall der Gedanke durch, 
dass die Stellung, welche wir, sei es die Regierung, sei es die Landesvertre- 
tung zu Professor Koch einnehmen, wesentlioh bestimmend für uns sein könnte, 
uns für oder gegen hygienische Institute aoszosprecfaen. 



Die Hygiene und ihre Bedeatnng als 'Wlsseiuehait. IM 

U. H., ich habe hiermit das Thema gestellt: ich will nicht speoieü pole- 
misiren; ich werde die Entwickelmig der Hygiene nnd den gegen w&riagen Zu- 
stand unserer Institute, und unseres Lehrganges darstellen emmal im HinbHok 
auf die von dem Herrn Grafen Limburg-Stirum aufgeworfene N&tdichkeits- 
frage und sodann mit Bezug auf den principiellen Widerspruch des Herrn 
Abgeordneten Dr. Virchow. 

Abg. Dr. Virchow hat mit Recht darauf hingewiesen, dass die Ent- 
Wickelung unserer Hygiene eine lange, weit zurfickHegende ist, dass wir auf 
diesem Gebiet vielüftche Anstrengungen und zwar mit Erfolff gemacht haben, 
Ae wir das Wort Hygiene recht in den Mund genommen hatten. Ich kann 
die ZOge, die er diesem Bild gegeben hat, mit leichter Mfihe vermehren; ich 
glaube, ich habe insofern auch das Recht dazu, weil, wie das auch auf dem 
letzten Wiener Kongress ausgesprochen ist, die Entscheidung in hygienischen 
Fragen der Yerwalkingsbeamte hat, und dieser daher, mag er nun in der 
Untorrichtsverwaltnng stehen wie ich, oder im praktischen Leben die Ver- 
pflichtung hat, sich, soweit es geht, Über die grundlegenden Fragen, welche 
auf hygienischem Gebiete eintreten, ein sachgemAsses Urtheil zu verschaffen. 

Unsere ganze preussische Medicinalverwaltung, die meines Erachtens zu 
den erleuchtetsten in den civilisirten Staaten stets gehört hat, beruht durch- 
aus schon auf dem Gesichtspunkte der allgemeinen Gesundheitspflege. Sie 
mögen Instructionen ansehen, für welche Behörden Sie wollen, so werden Sie 
immer finden, dass nicht das Heilen der Krankheiten, sondern yorzuffsweise 
das Beobachten und Vorbeugen der Knmkheiten die Aufgabe ist, welche den 
Medicinalbehörden gestellt worden ist. Wenn dies aber auch so ist, so haben 
wir doch in Preussen uns einem beglückendem StOüeben hingegeben und sind 
ent au%erüttelt worden durch die gewaltigen Erfahrungen bei .der Cholera 
des Jahres 1830 und der Jahre 1848 bis 1859. Wir haben diesen Erscheinungen 
zum Theil rathlos gegenüberstanden und sehr viele Massregeln ergriffen, die 
wir heute als verkelui}, thöncht und kostspielig bezeichnen müssen. In un- 
seren Gesichtskreis sind femer die ffrossen Kriege gekommen ; wir haben so 
furchtbare Verluste in den Napoleomschen Kriegen gesehen durch den Hunger- 
typhus, wir haben den Krimkneg studirt, wir haben schmerzliche Erfahrungen 
gemacht 1866, und wir haben unsere letzten Erfahrungen noch in dem Jahre 
1870/71 gemacht. Wir haben gefunden, dass in den letzten Kriegen, wo eine 
ganz imgewöhnliche Anzahl von Menschen angehäuft worden ist, wo recht 
schwere ansteckende Krankheiten, wo Typhus, Ruhr etc. auftraten, es doch 
durch eine erleuchtete und zielbewusste Sanit&tsverwaltung möglich geworden 
ist, durch eine angemessene Evakuirung der Kranken und angemessene Für- 
sorge die unerhörten Verluste, die in mheren Kriegen uns und aiich anderen 
Nationen zu Theil geworden sind, auf ein im ganzen recht bescheidenes Mass 
zurückzuführen. 

Darüber hinaus hat unsere Kulturentwickelung der Medicinalverwaltung 
und der Kommunalverwaltung grosse Auf^ben gmeHt. Der Industriegross- 
betrieb über und unter der Erae, das Zusammenströmen ^sser Menschen- 
massen in grosse St&dte hat naturaem&ss die Augen auf die Schädlichkeiten 
hinlenken müssen, welche ein solcher Gewerbetrieb, ein solches Zusammen- 
wohnen von vielen Menschen mit sich führt. Wir haben zum TheO empirisch 
versucht, diese Schwierigkeiten zu heben, wobei . einzelne Kommunen sich hohe 
Verdienste erworben haben. Ich kann hier Berlin in erster Linie nennen, 
aber auch Danzig ist vor allem nicht zu vergessen. Es ist das zum Theil in 
überraschender und glänzender Weise gelungen, zum Theil mit Übersehbaren 
Mitteln, wie in Danzig, zum Theil mit einem enormen Kostenaufwand, wie in 
Berlin, — darin liegt kein Vorwurf — wir haben Berlin in «fieser Hinsicht zu 
danken; denn es ist der grossartigste Versuch, den, sowoit meine Kenntniss 
reicht, je eine Kommune {gemacht hat, und die Opfsr, die gebracht sind, 
kommen der ganzen civilisirten Welt zu gute. Nun haben wir, wie Herr 
Dr. Virchow ganz richtig hervorgehoben hat, die ersten wisseniichaftHchen 
und praktischen Anlegungen auf diesem Gebiet überwie^nd von J«ngland er- 
fiethren. Wir haben aber auch in Deutschland die Hände nieM in den Schoos» 
ffelegt. Schon vor einer Reihe von Jahren hat die Versammluag dentscher 
Natmrfoii9ch«r und Aerzte, wenn auch mit Widerstreben; eine Sektion für €h»* 
sundheitspflege gebildet; wir haben etne» deutschen Verein für Öffentliche Gk« 
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aundheitspflege mit seiner vortrefflichen Yierteljahrsschnft, wir haben daneben 
einen Verein f&r Gesundheitstechnik, und diese Vereine sind es hauptsächlich 
gewesen, denen wir eine zielbewusste Organisation der kommunalen Gesund- 
heitspflege verdanken. 

Wenn Sie mit mir dieses Bild überschauen, so werden Sie finden, dass 
überall zum Theil sehr anerkennenswerthe, zum Theil sehr erfolgreiche, aber 
immerhin nur vereinzelte Anstrengungen gemacht sind, und dass das, was uns 
in Deutschland fehlte, ein Zusammenfassen aller dieser einzelnen Beobachtungen 
war, und ein Prüfen derselben nicht bloss in der Aussenwelt, sondern, wie es 
auch geschehen muss, im Laboratorium. Es trat dies für jeden, mochte er 
Arzt oder Verwaltuuffsbeamter sein, als ein erstrebenswerthes Ziel vor Augen. 
In diesen Zuständen ist Wandel geschaffen worden, vorwiegend, soweit ich es 
übersehe, durch 3 Ereignisse: durch die Gründung des Instituts von 
Pettenkofer in München, durch die Errichtung des Reichsgesund- 
heitsamts und durch die hiesige Hygieneausstellung. — Es bildet 
meines Erachtens in der Geschichte der Münchner Universität ein Ruhmesblatt, 
daas dieselbe zuerst die Vorträge über Medicinalpolizei durch Vorträge in der 
Hygiene ersetzt und letztere nicht nur zu einem Gegenstand des Facultäts- 
examens gemacht, sondern auch einen besonderen Lehrstuhl hierfür er- 
richtet hat. Die von Pettenkofer damals getroffenen Einrichtungen sind 
auch für uns die Grrundlage und der Ausgangspunkt geworden. Auch wir 
haben im wesentlichen sein Programm angenommen; wir haben Vorlesungen, 
verbunden mit praktischen Kursen, wir haben Laboratorien f&r vorgerückte 
Praktikanten und schliessen eine weitere Fortbildung för Ph^ikatsbeamte an. 
Was Pettenkofer geleistet hat, auch ohne die BaKteriologie zu kennen und 
zu treiben, ist wohl, wie ich glaube, Deutschland und der Welt bekannt; 
ich darf wohl hier gleich einschalten, dass in keinem Masse die Verdienste des 
Münchener Instituts oder die Verdienste Pettenkofers verkümmert werden 
dürfen, wenn auch die bakteriologische Methode erfunden und weiter ausge- 
bildet worden ist. 

Auf München folgte Leipzig — dann kam das Reichsgesundheitsamt 
auf Grund der Ihnen bekannten Bestimmungen der Deutschen Verfassung. 
Dasselbe trat ins Leben, und ich kann sagen im Widerspruch mit den wissen- 
schaftlichen Kreisen Berlins; aber auch mer entschied sich der Praktiker für 
die Einrichtung und Entwicklung desselben, als eines berathenden Organs für 
die RMrierung. Es ist dasselbe auch von hohem Interesse geworden für die 
Entwicklung der deutschen hyg^ienischen Institute. Neben einer Abtheilung 
fQr Statistik hat man ein chemisches, und ein hygienisches Labomtorium ein- 
gerichtet; das chemische Laboratorium beschäftifft sich hauptsächlich mit der 
Untersuchung der Nahrungs- und Genussmittel, das hygienische Laboratorium 
mit den Sachen, welche aer Hygiene im übrigen zu Tneil werden, mit Luft, 
Wasser und ähnlichen Sachen. In dieses letztere Laboratorium trat Koch 
ein, mit den Methoden und Apparaten, die er sich in seinem bescheidenen 
Kreisphysikat in Wollstein geschiaffen hatte, und beschäftigte sich wesentlich 
mit der Frage der Infektion und Desinfektion. Als die grossen Erfahrungen, 
welche das Keicluuesundheitsamt in überraschend kurzer Zeit machte, auch 
publicirt und nutzbar gemacht werden sollten im Interesse der allgemeinen 
Medicinalverwaltung, zeigte es sich^ dass in der That weder praktische Aerzte 
noch sonst genügende Persönlichkeiten vorhanden waren, die im Stande waren, 
eine Reihe von Methoden zur Feststellung von Infektionskrankheiten anzu- 
wenden, und es übernahm nun im Drange der Noth — und das war für mich 
eine sehr wichtige Erfahrung — das Reichsgesundheitsamt die Aufgabe eines 
Lehrinstituts, hinübergehend Über seinen ursprünglichen Zweck. Es wurden, 
um den Gefahren, die die Cholera unseren Grenzen entgegenbrachte, zu begeg- 
nen, nicht allein von den Militär-, sondern auch von den CivilverwaJtungen 
aller norddeutschen Staaten Givilärzte hergesandt, welche sich mit den 
Forschungsresultaten und Methoden des Reichsgesundheitsamts vertraut machten. 

Die Hygieneausstellunj^ brachte nun auch dem grossen Publikum 

die Bedeutung des Reichgesundheitsamts klar vor das Auge und als dieselbe 

zu Ende ging, kam die Verordnung vom Juni 1883, die Bestimmung über die 
anderweitige Regelung der medicinischen Prüfungen, und in diesen 
ärztlichen Prüfungsvorschriften war ausdrücklich die Hygiene als ein obliga- 
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torischer Examensgegenstand aufgenommen. Ich stand nun damals, ohne 
einen Pfennig G^ld hinter mir zu haben, vor der Frage, ob ich mich ange- 
sichts der Hygieneausstellung entschliessen sollte, diesen Bestimmun^n des 
Reichs, denen wir uns als Preussen nicht entziehen können, nur so weit nach- 
zukommen, dass ich versuchte, Vorlesungen theoretischen Inhalts über die 
Hygiene einzurichten und dieselben vielleicht mit einzelnen experimentellen 
Kenntnissen aus anderen Instituten zu vers^en, oder ob ich versuchen sollte, 
angesichts des grossen Eindrucks, welchen auf Laien, wie auf Kenner die 
Hygieneausstellung gemacht hatte, einen Anschauungsunterricht in die 
W€^ zu leiten, und diesen Anschauungsunterricht mit Versuchen und mit ver- 
schiedenen Beobachtungsmethoden auszustatten, mit anderen Worten etwas 
einzurichten, was man mit dem Namen eines Instituts fOr akademische 
Zwecke bezeichnet. Ich habe mich damals fär das letztere entschieden und 
habe mit sehr geringen Mitteln, aber Bank des Entgegenkommens durch zahl- 
reiche Fabrikanten, Yerwaltungs- und Privatpersonen, unterstützt durch opfer- 
willige Herren innerhalb und ausserhalb meines Ministeriums eine schon 
damals ungewöhnlich grosse Sammlung fast kostenlos f&r den preussischen 
Staat zusammengestellt. Sie haben das Jahr darauf zu meiner srossen Freude 
mir für diesen ^weck 8000 Mark bewilligt, und als das alte ($9werbeinstitut 
frei wurde, auch die verh&ltnissm&ssig geringen Mittel gew&hrt, um ein In- 
stitut zu schaffen, welches sowohl ein Laboratorium als auch ein Museum 
enth&lt, ein Museum, welches eine Unterlage für den Anschauungsunterricht 
bilden sollte. Bas Programm, welches ich am 1. Februar 1884 vor Ihnen 
entrollte mit grossem Zagen und grosser Vorsicht, habe ich zu meiner Freude 
in der Praxis bewfthrt gefunden, und die wenigen Worte, die ich damals ge- 
sagt habe, enthalten das Resultat auch meiner heutigen Anschauung und 
miener heutigen Er&hrung. 

Wir haben Bank Ihres Entgegenkommens noch in Güttingen und in 
Breslau kleine Institute eingerichtet, und ich bin nun in der Lage — indem 
ich auf den andren Theü meiner Ausführungen übergehe und vielleicht 
manche Irrthümer und Vorurtheile berichtigen kann — Ihnen an der Hand 
der mir vorliegenden sehr sorgfältigen Berichte einen kurzen Abriss zu geben, 
wie diese hygienischen Institute und Vorlesungen sich gestaltet haben. Sie 
werden daraus nach meiner festen Ueberzeugung ersehen, dass die bakterio- 
logische Seite in der That einen recht bescheidenen Raum einnimmt. 

Die Lehrth&tigkeit ist im wesentlichen zunächst für Studirende bestimmt, 
und die Vorlesungen können ihrem Inhalte nach sich nur an das alte 
Pettenkofer*sche Profnanm anschliessen. Wenn man, wie Pettenkofer, 
davon ausgeht, dass die Hygiene mit allen deigenigen Gegenständen sich zu 
befassen hat, welche einen Einfluss auf die Gesundheit des Menschen von 
aussen her Üben, dann haben Sie ungefähr den Rahmen, in dem sich die 
Hygienenvorleeungen bewegen müssen. Zunächst wird der gesunde Mensch 
als das zu beobachtende Objekt angenommen, und man hSagt sich: wo lebt 
er? in welchen Verhältnissen lebt er, sei es in seiner Wohnung, sei es in 
seinem Gewerbebetrieb? und man fvfutt sich: welchen Einfluss nahen diese 
äusseren Verhältnisse auf die Gesun&eit des Menschen? Danach gliedert 
sich von selbst — man kann an dieser oder jener Stelle anfongen — die 
Sache ungefähr wie folgt: dass man auf die Wasserversorgunff, auf die Luft 
im Freien und in der Wohnung hinweisst, Ventilations- und Heizungsfragen 
erörtert, Klimatoloffie einschliesst, dann den Boden betrachtet, das Verhältniss 
des Bodens zu Infektionskrankheitoa ; die Besinfektionsstoffe schliessen sich 
unmittelbar an. Wir haben dann die Kleidung, Wohnung, Beleuchtung, Nah- 
rungsmittel, die AbfaUstoffe, die Beseitifining derselben durch Rieselfelder etc., 
Schulen, Krankenhäuser, Leichenwesen, Gewerbehygiene, Emährungsmittel. 

M. H., die Sachen liegen scheinbar auseinander und doch, wenn Sie in 
irgend einem Lehrbuch nachlesen, oder wenn Sie einmal die speciell mir vor- 
liegenden Lehrgänge ansehen, werden Sie finden, dass eine ganz einheitliche 
Betrachtungsweise durch diese scheinbar verschiedenen Materien hindurchgeht. 
In diesen Hauptkollegien, welche auf allen preussischen Universitäten, wo sich 
solche Lebrstünle befinden, über 2 Semester gehen, wird von Bakteriologie 
zwar gesprochen bei Infektionskrankheiten, es wird aber nichts davon gezeigt 
und nichts darin gearbeitet; das geschieht erst in einem nebenher gehenden 
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Eursusi der vielleicht alle Woche einmal stattfindet, und irelcher unter der 
Leitung eines Privatdozent'en oder ausserordentlichen ProfSassors steht. Was 
aber den jungen Leuten mit der grOesten Sorgfiüt in den Unterrichtsstunden 
gezeigt wird, ist Anschauungsmaterial — hier in Berlin glücklicherweise in 
reichster FtQle in Anlehnung an das Museum. Es wird hier ftlr jede Vor- 
lesung eine grosse Anzahl von Modellen imd sonstigen Qegenst&nden in den Vor- 
lesungssaal hineingetra|^en und wenn Sie sich einmal eine solche Vorbereitung 
mit ansehen, werdoa Sie sich freuen, welche interessanten Objekte den jungen 
Leuten vorgeföhrt werden. In den anderen Universitäten fehlt es natflrnoh 
daran, aber dort ersetzen das, soweit die Herren es irgend mit ihren geringen 
Mitteln leisten kOnnen, grosse Anschaaungsbilder. Es steht ftlr uns alle, die 
wir uns mit diesen Fraj^n besch&ftigt haben, fest, dass ohne eine sorgfältige 
Anschauung keine Hygiene p^elehrt werden kann. An diese Vorlesungen nlr 
Studirende schliessen sich hier in Berlin und in gewissen bescheidenen Ver- 
hältnissen auch in anderen Universitäten sogenannte Kurse an, Kurse, wie sie 
auch in anderen klinischen Listituten in der Medicin gehalten werden — also 
A&r vorgeschrittene Studirende, f&r Doktoranden, ftir fertige Aenste, die sich 
weiter ausbilden wollen, für Medicinalbeamte, Militärärzte. — Ich habe von 
AnflAng an ebenso wie im Reichsgesundheitsamt versucht, die Medicinalbe- 
amten in den Kreis der Hygiene wieder einzufahren, und ich habe im letzten 
Jahre wieder zwei Kurse zu 14 Tagen gehabt, die den ganzen Tag erschöpfen, 
an welchen 20 Beamte theilgenommen haben. Es wird dort in planmässiger 
Weise die neuere Gesundheitspflege durchgenommen, und das Imtscheldende 
sind auch hier Demonstrationen und Exkursionen; es vergeht kein Tag, an 
welchem nicht die letzten Stunden des Tages, bezw. des Abends benutzt« wer- 
den, um unsere Anstalten in und bei Berlin zu betrachten. Ich bin aber noch 
weiter gegangen, getreu meinem Programm vom Jahre 1884 und getreu 
meinem Versprechen, welches ich im vorigen Jahre hier gegeoen habe. Ich 
habe auch mr Verwaltungsbeamte, sowie für Schulbeamte und Lehrer in 
diesem Winter Kurse hier einrichten lassen. 

Das Resultat ist nun, m. H., dass an diesen Kursen weit Über 1000 
Herren bereits theilgenommen haben, ungefähr 1000 Aerzte, darunter ungefähr 
700 Civilärzte. Ich habe die Zahl nur angeführt, um die Bedeutung der ganzen 
Sache für unser Vaterland hinzustellen und doch darauf hinzuweisen, dass es 
in der That nicht eines Drängens von oben nach unten bedurft hat, um dieses 
Herbeiströmen zu ermöglichen, sondern es ist umgekehrt nodi niemals ein 
Professor gewesen, welcher nicht das mehr£bche von den Anmeldungen zu den 
Kursen hfitte zurückweisen müssen. 

Wir hier in Berlin und ebenso auf den anderen Universitäten sind 
meines Eraohtens nach vernflichtet gewesen, nicht bloss die Lehrthätigkeit 
— ich habe das gestern schon ausgeführt — in Aussicht zu nehmen, sondern 
auch daran festzimalten, dass im Interesse der Weiterentwickelung der Wissen- 
schaft und im Interesse der Medicihalverwaltung und der öffentlichen Gesund- 
heitspflege auch für wissenschaftliche Untersuchungen Raum, Zeit und 
Stätte geboten werden muss. Diese Untersuchungen, deren Titel ich mir habe 
ausziehen lassen — sie liegen jetzt vor mir — beweissen ebenfiälls, dass nur 
ein verhältnissmässig bescheidener Theil auf dem Boden der Bakteriologie er- 
wächst, und dass die meisten Arbeiten sich auf alle Zweige der Hygiene be- 
ziehen, von der Kleidung an bis zur Ventilation der Eisenbahnwagen. Das 
sind scheinbar alles sehr kleine Sachen, aber abgeschlossene Untersuchungen. 
Wir haben hier sehr wichtige Untersuchungen z. B. über Oefen; eine ganze 
Reihe von Oefen werden in Folge dessen ausgeschaltet aus dem praktischen 
Gebrauch, und so gehen solche Untersuchungen, durchaus anschliessend an die 
praktischen Bedüi&isse, weiter. Diese Publikationen sind meistens in der 
Zeitechrift für Hygiene erfolgt, haben aber auch in anderen Zeitschriften eine 
Stätte gefunden. 

Ausserdem haben wir, wie ich schon im Jahre 1884 gesagt habe, einen 
grossen Werth darauf gelegt, dass die Kommunen in jedem hygieni- 
schen Institut einen tüchtigen Berather finden. Das ist hier in 
Berlin in vollem Masse der Fall; es handelt sich in Berlin nicht bloss um eine 
einmalige Auskunftertheilung, wie sie an der Hand der von mir stets vervoll- 
ständigten Bibliothek geboten wird, soadeirn zum Theil auch um sehr erheb- 
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liehe mit Experimenten versehene Untersuchungen. Namentlich hat die Stadt 
Berlin hier Wasserantersnchnngen machen lassen, ebenso Potsdam und Posen; 
▼on diesen sehr wissenschaftlichen Untersuchungen hftngt nachher das Wohl 
und Wehe von Millionen unter Umst&nden ab, jedenfalls häxuran auch grosse 
Summen davon ab, ob die Untersuchungen zweckmässig und richtig ausge- 
fÜirt werden. Ebenso habe ich und der Kriegsminister in allen schwierigen 
Fragen, welche mit Experimenten verbunden waren, mich des Rathes des 
hiesigen Institutes bedient. In QOttingen und Breslau licuE^n die Sachen im 
wesentlichen d>en80, natürlich in bescheideneren Verhäßnissen, aber auch 
dort kann ich konstatiren, dass in dem Öffentlichen Leben diese Institute be- 
reits als ein wahres Bedürfiiiss empfunden werden. 

Nun will ich mich jetzt nicht weiter vertiefen, — das würde mir nicht 
besonders zustehen, — in wie weit die Hygiene als eine Wissenschaft 
zu betrachten ist. Ich halte sie dafttr, andere halten sie nicht dafür. — 
Ich habe mir auch Gutachten von preussischen Professoren, die nicht hygie- 
nische Lehrstühle bekleiden, verschafft, und ich kann versichern, dass es 
darunter recht ausgezeichnete renommirte Forscher giebt, die voll davon durch- 
drungen sind, dass die Hygiene durch ihr Auftreten in den letzten 20 Jahren 
das Recht auf den Namen einer Wissenschaft und auf eine selbststftndige 
Stellung in den Disziplinen der Universitäten entschieden erworben hat. 

Aber auf eines mOchte ich hier zurückommen, weil es wichtig ist, 
um das Yer&hren, nadi welchem ich versuche, die Verwaltung auf diesem 
Gebiete zu leiten, in das richtige Licht zu stellen: das ist die vom Herrn 
Grafen Limburg-Stirum und auch vom Herrn Abg. Virchow berührte 
Frage nach der differenten Stellung zwischen den Herren Pettenkofer und 
Koch. M. H., ich habe mich mit der Frage vielfiich beschäftigt. Nach 
meiner Meinung liegt zwischen ihnen kein Widerspruch vor, sondern sie er- 
glänzen sich gegenseitig. Ich habe deshalb, weil beide Herren sich in Be- 
ziehung auf die ffesanimte Auffassung der Hygiene wenn auch etwas geeinigt 
oder genähert, ^^eichwohl in ihren Lieblingsbeschäftigungen etwas getrennt 
gehalten haben, gar kein Bedenken gehabt, im vollen Einvernehmen, wie ich 

glaube, mit beiden Herren, meine Berufungen so einzurichten, dass jeder der 
[erren zu seinem vollem Recht kommt. Darin hat Herr Abg. Virchow 
Recht: das Gebiet der Hygiene ist heute bereits so gross, dass nicht jeder 
alles auf diesem Gebiete leisten kann. Ich habe deshalb fär Breslau den 
früheren Güttinger Hygieniker genommen, der selbstständig zu dem geworden 
ist, was er geleistet hat, wesentKch aber auf Eoch^schem Boden steht. Der 
jeixige Lehrer in Güttingen ist aus der Pettenkofer*schen Professorenschule 
hervorgegangen, hat sl<m aber wesentlich auch mit der Koch 'sehen Methode 
vertraut gemacht. In Kiel und Greifswald sind Koch'sohe Schüler, in Mar- 
burg ein Pettenkofer 'scher Schüler angestellt; für Halle habe ich auch 
einen Pettenkofer 'sehen Schüler in Aussicht genommen. Sie s^en daraus 
dass für die preussische Unterrichts* und Medicinalverwaltung hier irgendwie 
erkennbare und greifbare Differenzen nicht existiren. 

Wenn ich nun zum Sohluss kcmme, so muss ich mir darüber klar werden : 
was beabsichtige ich denn mit der Einrichtung von hygienischen 
Vorlesungen und hygienischn Instituten? Da habe ich mir die 
Sache so zurecbt gelegt, was die Aerzte anbetrifft^ dass die Sache ungefähr 
ebenso liegt wie mit den Juristen. Ich habe es immer als Au%abe des juristi- 
schen Unterrichts betrachtet, dass der Zweck desselben ist, junge Leute juri- 
stisch denken zu lehren. Sie sollen die Umgebung, in die sie treten, unter 
das Schema von Rechtsverhältnissen bringen, sei es, dass die Verhältnisse so 
sind, wie sie liegen sollen, oder daes sie durch irgend etwas gestört werden. 
Ebenso habe ich mir gedacht, — und darin bestärkten mich die ländrtteke, 
die ich ans vielfachen Unterhaltungen mit praktischen Medianem gehabt habe, 
— dass es eine edle und wichtig Aufgabe ist, junge Leute, die praktische 
Aerzte werden wollen, hygienisch denken zu lehren. Sie sollen den Blick ge- 
öffnet erhalten für die Umgebung des Menschen. Der Mensch soll nicht erst 
für sie anfangen, wenn er krank ist, sondern vor allen Dingen, wenn er ge- 
sund ist. Ich glaube, es ist die Hauptaufgabe unserer jetztgen Medizin und 
unserer Medizimüverwaltung, dafür zu sorgen, dass der Mensch nicht erst 
krank wird. Das ist heut, wo unser Gewerbebetrieb, unser enges Zusammen^ 
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wohnen, und wo andere EreignisBe schädigend eintreten, in der That eine 
sehr schwere Aufgabe. 

Ich gehe nun nicht so weit, dass jeder junse Mann mit allen Methoden 
ausgerflstet sein soll, wenn er ins praktische Leoen tritt; aber der Anschau- 
ungsunterricht, der ihm zu Theil wird, wird ihn befähigen, in der Praxis die 
Erscheinungen sich richtig zurecht zu legen. 

M. H., ich gehe auch noch weiter. Ich kann mir sehr wohl vorstellen, 
dass wir dahin kommen können und vielleicht auch kommen müssen, dass in 
einer auf den Anschauungsunterricht begründeten Weise auch die Yerwaltungs* 

beamten und Lehrer einen hygienischen Unterricht emp&n^n. Der Ver- 

waltunffsbeamte ist berufen, zu entscheiden, ob Kanalisation, ob Abfuhr, ob 
Rieselfdd und Klärungsanlage und alles, was dahin gehört; er muss entscheiden, 
ob eine industrielle Anlage genehmigt werden kann, er muss eine Ahnung 
haben, wie die Schutzvorrichtung ist, die Ventilationseinrichtung. Alle diese 
Fragen kann er meines Erachtens nur lösen, wenn er wenigstens einen An- 
schauungsunlerricht auf diesem Gebiete gehabt hat. 

Um das Bild abzuschliessen, halte ich daran fest, dass auch bei der Aus- 
bildung der Baumeister und Ingenieure nicht genug die ansewandte Hygiene 
getrie^n werden kann. Wir luagen mit Recht ÜMr viele Kostbare Anlagen 
an öffentlichen und Privatgebäuden, über Ventilation und Heizung, wir klagen 
über vieles andere mit Recht, was sich auf dem Gebiete der Gewerbehygiene 
befindet, und ich glaube, es ist durchaus nothwendig und nützlich, im Interesse 
des Staates namentlich, auch diesen wichtigen Katefforien eine etwas ge- 
sichtetere Bildung zuzuführen. Wir sind da meiner Meinung nach &v^ dem 
besten Wege. 

Ich will schliessen. Das bitte ich in erster Linie festzuhalten, dass die 
Bestimmungen des Deutschen Reichs uns nöthigen, einen Lehrstuhl für Hy- 
giene zu errichten. Ich wüsste nicht, wie ich als preussischer Unterrichts- 
minister meinen anderen KoUctten gegenüberstehen soll, wenn ich sagen 
würde: Preussen will nicht, oder hat kein Geld, um auszuführen, was das 
Reich bestimmt hat. Die Frage kann sich nur darum drehen, ob Institute 
mit diesem Lehrstuhl zu verbinden sind. Im allgemeinen wird man diese Frage 
zu bejahen geneigt sein, wenn man sich gegenwärtig hält, dass ein Institot 
nach unseren Begriffen schon vorhanden ist, wenn es mit Anschauungsmaterial 
versehen ist. Dazu gehören natürlich ganz ausserordentlich wenige Verrich- 
tungen, und ich deäe nicht daran ^ die grossartigen Einrichtungen Berlins 
übertragen zu wollen auf andere Umversitäten. Das wäre ein Missgriff und 
würde innerhalb der Staatsregierung auch zurückgewiesen werden. 

Ich will jetzt nicht über den Beffriff des angewandten Faches polemi- 
siren, aber wir müssen jedenfjalls daran festhalten, dass die Hjrgiene samt ein 
grundlegendes Fach ist^ weil es einen wesentlichen Theil des Prüfnngs- 
pensums Düdet. Wer in der Hvgiene nicht besteht, kann nicht voller Arzt 
werden. Er muss diese Abthevung. nochmals durchmachen, und in diesem 
Sinne, glaube ich, habe ich Recht, die Hygiene ist bereits als grundlegendes 
Fach für die ärztliche Prüfung anerkannt 

Ich weiss nicht, meine E^rren, ob es mir gelungen ist, an der Hand dieser 
mehr einfachen Darlegungen, die ich versucht habe nicht polemisch zu ge- 
stalten, Ihnen klar zu machen, dass wir hier eine Sache betreiben, di^ weit 
über den Rahmen und den Kreis der Herren, die hier versammelt sind, lunaus- 
geht — eine Sache, die, soweit ich es verstehe, für die Entwickelung unseres 
Staates und Volkes in Zukunft von ausserordentlicher Bedeutung sein wird. 
Ich bin der Meinung, dass die hygienischen Institute die Brenn- und Central- 
punkte sind, wo alle auf die Gesundheit der Menschen und auf die Verhält- 
nisse eines gesunden Menschen bezüglichen Angelegenheiten ihre wissenschaft- 
liche Bearbeitung finden müssen, und zwar in der Weise, dass die Erfolge, 
sei es für den Ihnterricht, sei es für die wiBsenschaftliche Forschung unmittel- 
bar dem praktischen Leben zu gute kommen. 

Ich glaube, ich gehe nicht zu weit, wenn ich sage: bewilligen Sie die 
Mittel, meme Herren, die Zukunft wird es Ihnen danken. (Lebhaftes Bravo). 

Nachdem noch der Abgeordnete Dr. Seelig gleichfalls für 
die Bewilligung der Position eingetreten war, wurde dieselbe mit 
grosser Majorit&t genehmigt 
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Versuch, den Inhalt der Anweisung zur Verhütung des 
Kindbettfiebers vom 22. Novbr. 1888 in der Form eines 

„Auszuges"' zu bringen. 

Von Kreisphysikus Dr. Sehmidt in Steinau a/Oder. 

Mein in No. 3 dieser Zeitschrift zum Abdruck gebrachter Artikel: „Eini- 
ges über die gegenwärtigen Hebammen - Verhältnisse im Kreise Steinau* hatte 
die Zusendung zahlreicher Schreiben seitens verschiedener Collegen zur Folge. 
Dieselben enthielten theils Anerkennungen meiner kurzen Erörterungen, theils 
Anfragen, bezw. Wünsche. Letztere betrafen zumeist die Zusendung des von 
mir Seite 68 a. a. O. erwähnten , Auszuges* aus der viel besprochenen und 
wegen der Form ihres Inhaltes nicht immer anerkennend kritisirten Anwei- 
sung für die Hebammen zur Verhütung des Kindbettfiebers. So schreibt u. A. 
einer der Herren Collegen: «Ich würde einen kurzen Auszug aus der Anwei- 
sung für sehr praktisch halten. Da Sie sich schon länger mit der Sache be- 
fasst haben, wtGrde es mich interessiren zu sehen, wie Sie die nach meiner An- 
sicht nicht ganz leichte Angabe gelösst haben etc.* 

Dass die Aufgabe nicht ganz leicht ist, habe ich bei der Bearbeitung der 
Sache auch empfunden; der von mir angefertigte , Auszug* soll nur ein Ver- 
such zur Lösung der Aufgabe: — Den Haupt -Inhalt der Anweisung in eine 
leicht fassliche und im Bew)nderen übersichtliche Form einzuzwängen — sein. 
Hierbei glaubte ich den auf die Pflege einer Kindbettfieber-Kranken durch die 
Hebammen bezüglichen § 16 der Anweisung nicht berücksichtigen zu dürfen, 
da ich bei Anordnung der laut § 16 von der Hebamme unter Enthaltung jeder 
beruflichen Thätigkeit von dem zuständigen Kreisphysikus einzuholenden ,Ver- 
haltungsmassregeln* die weitere Pflege der knuiken Wöchnerin selbstredend 
der betreifenden Hebamme regelmässig verbieten, d. h. die Voraussetzung 
des § 16 nicht eintreten lassen würde. Ebenso wurde nicht ohne Absicht auf 
die Erwähnung der Desinfection der Kleider in einem Dampf -Desinfections- 
Apparate (§ 17), als einer durchschnittlich nur in grossen Städten vorhandenen 
Vorrichtung, verzichtet Dagegen wurde der Inhalt der in der Anweisimg auf- 
gezählten, vielfachen, auf d^ Hebammen -Lehrbuch verweisenden Paragraphen 
in zwei Anmerkungen unterhalb des Textes des Auszuges einheitlich zusammen- 
gestellt, um den Hebammen das zeitraubende, möglicherweise auch verwirrend 
wirkende Nachschlagen und Aufsuchen derselben im Lehrbuch zu ersparen. 

Da mir nicht genügend Druck - Exemplare zur Befriedigung der ausge- 
sprochenen Wünsche auf Uebersendung solcner zur Verfügung stehen, wähle 
ich den Weg der Mittheilung des , Auszuges* an dieser Stelle und lasse den- 
selben hierunter folgen: 

Ausiug aus der ,^nwei8ung fDr die Hebammen zur Verhütung des 

Kindiiettflebers'' vom 22. November 1888. 

A. V«r, während ind naeh der Gebart: 

I. Grösste Reinlichkeit an Händen und Armen, an dem mit Aufschlag- 
Aermeln versehenen Oberkleide und der dieses völlig bedeckenden, 
weiten, hellfarbigen Schürze. 
II. Vor jedem Ausgange zu einer Kreissenden oder Wöchnerin : 
Gründliche Waschung der Hände und Vorderarme mit Seife und reiner 
Nagelbürste. 

III. Ausser den im Lehrbuch vorgeschriebenen Geräthen sind stets mit- 
zufUhren: 

a) Eine reine Wasch - Schürze, b) Seife, c) eine Nagelbürste, d) ein 
reines Handtuch, e) 90 Gramm verflüssigte reine Carbolsäure in vor- 
vorschriftsmässig bezeichneter Flasche, f) ein Messgefäss mit Theil- 
strich für 15 und fOr 80 Gramm, g) der Thermometer. 

IV. Vor jeder ersten inneren Untersuchung einer Schwan- 
geren, Kreissenden oder Wöchnerin: 

a) Aermel hoch! 

b) nochmalige Waschung der Hände und Vorder -Arme mit durch- 
kochtem, lauem Wasser, Seife und Bürste; sauber abtrocknen. 
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c) Waschung der ftuaseren Qeschlechtstheile ebenso; — ablroeknen 
mit reinem Tuch, Wmidwatte, auch Jute (kein Schwamm!). 

d) Henichtang eines reinen Geburtslagers. • 

e) Erstmalige grCtndliche Waschung (Erste Deeinfection) der 
Hände und vorder-Arme mit Garbolyerdünnung in Schflssel I. 

Vorschrift: Bereite für jede Geburt 2 Liter S^Ulge Garbolyer- 
dünnung (80 Ghramm Carbolsäure auf 1 Liter Wasser, gut umzusch&tteln). 
Hierron schütte: 

1) Li die Spülkanne Vi Liter; 

lege hinein: Ansatzröhren, Katheter und Nabelschnur-Scheere. 

2) Li Schüssel I . . fL ^^^\ 

Eur ersten Desinfection der Hände und Arme. 

3) Li Schüsssel n . . ""Z . Liiier; 

zur Reinigung der H&nde und Arme vor und nach jeder nachfol- 
genden Untersuchung oder Berührung der G^chlechtstheUe. 
V. NachderGeburt: 

a) Abspfllung der äusHCren Geschlechtstheile mit reinem, lauem 
Wasser; abtrocknen wie oben No. IV, c. *) 

b) Ausspülung der Scheide oder Einspritzung in die Gebärmutter nur 
auf ärztliche Anordnung oder wo solche das Lehrbuch vorschreibt.**) 

c) Herrichtung eines reinen Wochenlagers. 

B. Bei WdehMrlflMB und M Kranken i 

VL Nach Verunrmnigung mit gewöhnlichem Wochenfluss sind: 

a) die Hände und Arme sofort mit Seife und Bürste abzuwaschen und 
mit Garbolyerdünnung zu desinficiren, wie vor jeder Geburt (No. 
IV, b und e). 

b) die Geräthe abzuwaschen und eine Stunde in Garbolver- 
dünnunff zu legen. 

Vn. Nach Verunreinigung mit übelriechendem, fauligem oder eite- 
rigem Wochenfluss, desgleichen nach Berührung bezw. Verkehr mit 
Personen, welche an Kmdbettfieber, Faul- oder Eiter- Fieber, Gebär- 
mutter- oder Unterleibe-¥^tzündung, oder welche an Rose, Diptheritis, 
Scharlach, Pocken, Flecken-T^hus oder Ruhr leiden, sind: 

a) die Hände und Arme mindestens 6 Minuten in Garbolyer- 
dünnung zu desinficiren, 

b) die G^ilthe, yor dem einstündigen Einlegen in Garbolyerdünnung, 
eine Stunde lang auszu kochen, 

c) vor dem Besuch einer Schwangeren, Kreissenden, oder Wöchnerin: 
die Kleider zu wechseln; diese sind von anderen Kleidern abzuson- 
dern und durch Auskochen mit Seife zu desinficiren. 

Nach Berührung, bezw. Verkehr mit Personen, welche an SyphUi^ 
Schanker oder Tripper, an Unterleibs-Thyphus oder Gholera leiden, genfigt die 
Reinigunff der Hände und Arme und der Geräthe, wie vorstehend unter a und 
b angegeoen. 

*) Anmerkung zu No. V, &. In gleicher Weise nimm reines laues 
Wasser zum Abspülen der G^eschlitthiBtihefle : 1) bei dem Wechsel der Unter- 
lagen, 2) vor Anlegung des (reinen) Katheters, 8) bei kleinen Dammrissen, 4) 
bei Geschwulst und EntcAndung der äusseren Geschlechtstheile, 5) bei ein- 
fachen (nicht yenerischen) Geschwüren der Schamlippen und der Scheide. 

**) Anmerkung zu No. V, b. Die im Lehrbuch angeordneten Aii§spü- 
lungen und BtaspritBongen in Bolheide oder Gebärmutter: 

1) bei Blutungen in der Schwangerschaft (nach Herausnahme der Watte- 
kngeln, bei dem Zurückbleiben von Eihaut- oder Mutterkuohen- 
Re»ten, ^ unzeitige Gebort, Frühgeburt —\ 

2) bei Blutungen, wlhrend oder nach der (iebnrt (bei vorliegendem 
Mutterkuchen, bei Scheiden • Bissen, bei ungenügender Zusammen- 
uehung der (^bärmutter nach der Geburt), 

3) bei venerischem Schleimflnss oder veneriacfaen Geschwüren in der 
Scheide und in den äusseren Geschlechtstheilen, 

4) bei stinkendem, durch &iütodte Früchte verursachtem Ausfiuss sind 
nicht mit Wasseor, sondern mit Garbolverdünnung zu machen) 



kleinere Mittheiliiiigett. ^ 

VIH. Bei jedem Fall ron Kindbettfieber, Gebärmutter- und Unterleibs -Ent- 
zündung oder einer als solche verdächtigen Krankheit sind, unter 
Enthaltung vonjeder Berufstn&tigkeit, sofort Verbal- 
tungsmassregeln von dem Kreis- PhysikuB, im E^raonderen auch betreffis 
der Pflege der Wöchnerin, einzuholen. 

DC. Berührung von Leichen oder Leichenkleidem ist untersagt. 

Alle Hebammen sind angehalten, aemäss § 5, Abs. 2 der Allgemeinen 
Verfügung vom 6. August 1888 betreffend das Hebammenwesen, sich bei der 
Ausübung ihres Berufes gpnau nach den in vorstehendem .Auszüge* enthal- 
tenen Bestimmungen zu nebten. 

St ein au, a/0., den 18. Februar 1889. 

Bier Königliche Landrath. 

von Loeper. 

Der Königliohe KreisphysUciu» 

Dr. Schmidt. 

Uebrigens ist der vorstehende Auszuff auf vier Seiten starken Carton* 
Papieres — aere perenniua — gedruckt imd so eingerichtet, daas er in den 
Hebammen - Kalender eingelegt bezw. mittelst einer Schnur befestigt wer- 
den kann. 

Möge er bei den Herren CoUegen, wenn nicht Bei&ll, so doch eine der 
Schwierigkeit der Aufgabe entsprechende nachsichtige Berurtheüung finden! 



Kleinere Mittheilungen. 

Lebensfähigkeit des Typhus- und CholerabaoUlen. Nach den von Prof. 
Dr. Üf feimann in Rostock über die Lebensdauer dieser beiden Krankheits- 
erreger in Fäcalmassen angestellten sehr interessanten Versuchen besitzt der 
Typusbacillus eine ^osse Widerstandskraft inmitten sich zersetzender Fäcal- 
massen. Er vermag sich in ihnen unter Umständen gewiss volle vier Monate 
lebend zu erhalten; ja, es ist anzunehmen, dass die Lebensfähigkeit noch viel 
länger dauert» weil er in gewissen Proben nach Ablauf dieser Zeit noch in 
erheblicher Zahl vorhanden war. Aber seine Lebensfähigkeit ist in Fäcal- 
massen nicht stets dieselbe. Von Einfluss scheint zunächst die Temperatur zu 
sein, bei welcher die letzteren aufbewahrt werden. Denn nur in einem von 
den Uffel mann 'sehen vier Versuchen enthielten die bei weniger als + 10® 
gehaltenen Proben Typhusbacillen ebenso lange, wie die bei mehr als 17® ge- 
haltenen; und ausserdem ergab sich, dass in den ersteren die Zahl der Ba- 
cillen ,viel geringer wurde, aJs in den letztefen, obschon beide aus derselben 
fut geschüttelten bezw. verrührten Mischunff hervorgeholt worden waren. Es 
ist deshalb wohl anzunehmen, dass in den bei mehr als 17® gehaltenen Proben 
eine Vermehrung von Typhusbacillen eintritt, wenn sonst die Bedingungen 
günstig sind, während, in den bei weniger als 10® gehaltenen Massen von 
einer Vermehrung nicht die Rede sein kann. 

Der Cholerabacillus bleibt dagegen im menschlichen Fäces, bezw. 
Fäces und Urin höchstens vier Tage lebensfähig, wenn dieselben annähernd so 
gehalten werden, wie die Fäcalmassen in einer Abortgrube oder einem Kübel 
bezw. einer Tonne. In der Regel stirbt er weit früher ab, nämlich mit dem 
zweiten bis dritten Tage, oft schon mit dem Ablauf des ersten.. Er hält sich, 
wie es scheint, länger lebensfähig in einem T^IUsalgemische, welches bei einer 
Temperatur von mehr als 16®, als in einem solchen welches kühler (bei weni- 
ger als 9®} aufbewahrt wird; auch kann man ihn länger in den Massen nach- 
weisen, welchen er in grosser Zahl zugesetzt wurde, als in deiyenigen, welche 
ihn nur in sparsamer Zahl enthielten. 

(Centralblatt fOr Bacterien- und Parasitenkunde 1889 No. 15 u. 16.) 



Zur Lehre der lofeetieiiskraBkheiteB bringt Dr. Hünpe (Wiesbaden) 
einen sehr wichtigen und nenen Beitrag. Derselbe impfte Mäuse und Meer- 
schweinchen mit einem allenthalben in der Erde vorkommenden Bacillus, der 
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äuflserlich dem Milzbrandbacillus sehr Slmlich, aber desseD infectiOse Eigen- 
Bchafben nicht besitzt. Obgleich die Impfungen mit diesem Bacillus gar keine 
oder nur eine geringe örtliche Wirkung hervorbrachten, erwiesen sich dennoch 
die vorher damit geimpften Thiere widerstandsfähiger gegen eine folgende 
Milzbrandimpfung. Hieraus zieht Hiippe den Schluss, dass man mit zweifel- 
los artverwandten „echten* Saprophyten selbst sehr empfängliche Thiere gegen 
zweifellos höchst infectiöse Bacterien schützen kann. Das ist aber nur mög- 
lich, wenn die Grundform der Eiweissspaltung bei beiden die gleiche ist, d. h. 
also mit anderen Worten nichts anderes, als dass der phylogenetische Beginn 
der Infection im Saprophytismus liegt und sich die pathogenen Bacterien aus 
den Saprophyten entwickelt haben, wobei es zunächst dahinffestellt bleiben 
müsse, ob etwa die virulenten Milzbrandbacillen wirklich phylogenetisch aus 
den „echten*^ Saprophyten oder, aus einer gemeinsamen noch unbekannten 
Stammform entstanden sind und noch daraus entstehen können. 

Nach Hüppe eröf&iet die von ihm ermittelte Thatsache ausserdem noch 
eine Aussicht zum biologischen Verständnisse einer bis jetzt sehr einseitig auf- 
gefassten oder nur mit Worten überbrückten Er&hnmg der Epidemiologie, 
nämlich die überall bestätigte Erfahrung, dass in den endemischen Bezirken 
die Eingeborenen am besten gegen die endemischen Infectionskrankheiten ge- 
schützt sind. Bis jetzt habe man in solchen Fällen ganz aUgemein von Dis- 
position gesprochen, oder man habe nur an eine vorausgegangene schwerere 
oder leichtere Erkrankung als Impfschutz gedacht; da aber die Parasiten von 
Krankheiten wie Cholera und Gelbfieber zweifellos aus örtlich vorhandenen 
Saprophyten entständen, so sei die Möglichkeit nicht von der Hand zu weisen, 
dass die weniger virulenten Stammarten in ihren endemischen Bezirken noch 
ruhig weiter bestehen und dass gerade die dauernden Beziehungen zu derarti- 
gen, an sich harmlosen Arten, auch ohne irgend welche Krankheit zu verur- 
sachen, doch Impfschutz verleihen können. Diese Annahme sei mit Rücksicht 
auf die obenerwähnten Hauptresultate keine willkürliche und erkläre besser 
als füle anderen bisherigen Ansichten den relativen Schutz, welchen sich alle 
Eingeborenen in endemischen Bezirken erfreuen und der verloren geht, wenn 
die direkten Beziehungen zum endemischen Gebiete einige Zeit unterbrochen 
werden. Die örtliche Disposition der epidemiologischen Erfahrung scheine 
darnach vielleicht doch kein leerer Wahn und nach der einen oder anderen 
Richtung schon jetzt auch biologisch begreifbar zu sein. 

(Beriiner Klinische Wochenschrift 1889 No. 16). 



Ceber bodenstindige YerbreitmiggTerlüUtiiisse der Toberkvlose In 
Dentsofaland hat Prof. Dr. Finkein bürg (Bonn) einen interessanten Vor- 
trag auf dem diesjährigen vom 15. — 18. April in Wiesbaden tagenden Kon- 
gresse für innere Mission gehalten. Die von ihm in dieser Hinsicht angestellten 
statistischen Ermittelungen betreffen die deutschen Staaten mit Ausnahme 
von Mecklenburg und Württemberg, wo bezüglich der Landbevölkerung noch 
keine Todesursachen-Statistik besteht. Dieselben umfossen die Jahre 1877 bis 
1886; jedoch ist nur die weibliche Bevölkerung berücksichtigt, weil bei der 
männlichen durch den Einfluss der verschiedenaurtigen Beschäftigungen auf die 
Entstehung und den Verlauf der Todesursache die Beziehung der letzteren zu 
den Bodenverhältnissen leicht verdunkelt wird. Ein grelles Maximum in Be- 
zug auf die Sterblichkeit an Schwindsucht weist' der Kreis Meppen auf, näm- 
lich 72 TodesfiUle auf je 10 000 Einwohner. Aehnlich steht es im Grossher- 
zogthum OldenbuTjBf. Dabei gehört der eben^enannte Kreis zu den dünnbevöl- 
kertsten des preussischen Staates und muss somit die bisherige landläufige Ansicht, 
dass die Verbreitung der Tuberkulose mit der Dichtigkeit der Bevölkerunff in 
innigem Zusammenhange stehe, £ällen gelassen werden. Nicht minder Üoer- 
rasduend ist ein weiteres Ergebniss der von F. angestellten Erhebungen, wo- 
nach gerade di^nigen Kreise, in welchen am intensivsten Landwirthschaft ge- 
trieben wird, die ungünstigsten Ziffern der Tuberkulosen-Sterblichkeit aufweisen. 

Im starken Gegensatz zum Nordwesten, steht femer der Nordosten Deutsch- 
lands. So hat z. B der Kreis Friedland das Minimum, nämlich nur 8 Todee- 
Wle an Schwindsucht auf 10000 Einwohner; demnach eine neunmal gerin* 
gere Mortalitätsziffer als der Kreis Meppen. 
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Als Haupiursachen für die ffrössere Verbreitunj; der Tuberkulose werden 
von FinkelnDurgdie mangelhaften Abflussverhältnisse des Bodenwassers, bzw. 
des in manchen Gegenden staffnirenden Grundwassers bezeichnet. Er stützt sich 
hierbei auf die Thatsache, dass in Holland seit der Trockenlegung verschie- 
dener Bezirke die Sterblichkeit der Tuberkulose abgenommen, wUirend dieselbe 
umgekehrt im rheinischen Schiefergebirge, auf dem oberen Taunus und auf 
dem Westerwalde, wo dem Wasserabflüsse Hindernisse entgegenstehen, zuge- 
nommen hat. Auch in einem Theile von Thüringen, dem sogenannten Eichs- 
felde, setzt die Bodenformation dem Abflüsse des Wassers Schwierigkeiten ent- 
gegen und findet man daher hier gleichfalls eine grosse Phthisis - Mortalität, 
als in der Umgegend. Nach Osten hin scheint sich dagegen der Einfluss der 
Versumpfung und der Bodenfeuchtigkeit immer mehr zu verringern, ja fast 
vollsfAndig zu verlieren, denn in den feuchten Niederungen des Weicnselge- 
bietes z. b. im Regierun^bezirke Marienwerder sinkt die Sterblichkeit an 
Schwindsucht auf ein Minimum herab. Die Ursache dieses günstigen Verhält- 
nisses muss in den Unterschieden zwischen den Hoch- und 'ßefinooren gesucht 
werden. Erstere haben eine ganz andere Flora und Fauna, und ihre Boden- 
analyse liefert ganz andere Ergebnisse als in den Tiefinooren. Bei den letz- 
teren kommt ausserdem noch in Betracht, dass sich dieselben in fortdauern- 
dem Austausch mit den sie alliährlich überschwemmenden Flüssen befinden 
und sich hier in Folge dessen mcht ein so nachtheiliger Einfluss der Boden- 
feuchtigkeit geltend macht wie dort, wo das Grundwasser stets stagnirt. 

Nach dem Meere zu nimmt &8t überall die Sterblichkeit an Tuberkulose 
ab. Andererseits ergeben die Höhenlagen nicht den günstigen Einfluss in 
Bezug auf die Verbreitung der Tuberkulose, den man Urnen sonst allgemein 
zuzuschreiben pflegt. So ist z. B. auch der Kreis Waldenburg, in welchem 
bekanntlich das angeblich schwindBuchtsfreie Görbersdorf Uegt, auJflPallend be- 
lastet Nur am Harze, wo die Abflussverhftltnisse des Wassers günstigere sind, 
zeig^ sich eine Abnahme der Schwindsucht. 



Die Einfnhrang der Steüsehrift in die Schulen wird von Dr. Schu- 
bert, Augenarzt in Nürnberg in einem Aufsatz Über Heftlage und Schreib- 
richtung (Zeitschrift für Schulgesundheitspflege 1889 No. 2^ warm empfohlen, 
da dieselbe den grossen Vorzug besitze, dass sie nicht in sich selbst, in ihrer 
Technik, die Keime zum Schiefsitz, Schiefwachs und zur Kurzsichtigkeit ber^, 
wie dies bei der heute üblichen Schiefschrift der Fall sei. Von den beim 
Schreiben überhaupt in Betracht kommenden Heftlagen, — der geraden und 
schrägen Mittenlage bezw. der geraden und schrägen Rechtslaffe — sei die 
schräge Mittenlage nur dann als zulässig zu erachten, wenn hierbei stets eine 
Heftdrehung von 30 — 40^ eingehalten werde, während die Rechtslagen als 
gesundheitsschädlich verworfen werden müssen, da sie nicht allein eine C -för- 
mige Krümmung der Wirbelsäule nach links, sondern auch Kurzsichti^keit der 
Kinder, besonders auf dem rechten Auge, zur Folge haben. Darin hege aber 
gerade die grosse Gefahr der Schiefschrift, dass sie in diesen aJ^B gerahrlich 
anerkannten Heftlagen ffeschrieben werden könne und dies nicht einmal im 
Schulzimmer durch die Aufsicht des Lehrers, geschweige denn bei den Haus- 
aufgaben, wo jede Aufsicht fehle, zu verhindem sei. Anders dagegen die 
Stellschrift: Dieselbe erzwinge die durch Messungen als weitaus b^ste ftlr 
die Kürperhaltung ete. des Schulkindes nachgewiesene gerade Mittenlage des 
Heftes, da sie in einer andern Heftlage gar nicht geschrieben werden könne und 
mit ihrer Einführung dürfe man daher sicher sein, dass auch daheim, ohne 
iede Aufsicht, ausschliesslich in gerader Mittenlage und damit ohne Seitwärts- 
Krümmungen des Körpers geschrieben werde. Der Einwand der Gegner, dass 
die senkrechte Schrift den Handbewegungsgesetzen widerstrebe, aSso natur- 
widrig sei, wird durch den Hinweis auf beigegebene alte Schriftstücke bezw. 
durch die Thatsache widerlegt, dass nicht nur durch viele Jahrhunderte die 
Steilschrift die herrschende gewesen sei, sondern sich auch heute noch viele 
Leute derselben bedienen und jedes Kind anfangs die Neig^gen habe, seine 
ersten Grundstriche aufrecht zu stellen. Die Vortheile der Sdirägschrift der 
Steilschrift gegenüber beständen nur in der Möglichkeit, mit derselben schneller 
zu schreiben; aber auf die Schnellschrift komme es in der Schule nicht an, 
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liier mfUee deijenigen Schrift bezw. HefUage der Yorzug gegeben werden, bei 
welcher Ange und R&ckgrat am wenigsten gefährdet sei und dass sei die 
SteUschrifb. 



Das Oesterreichische Unterrichtsministerium beabsichtigt, in 
Folge einer Anregung des obersten Sanitätsrath in den Lehrer-Bildungsanstalten 
die SehnlhTglene als oblln^atorisehen Unterrlehtsgegeiutand einzumhren, dar 
mit die Lenrer die SchulMnder und Schullocalitäten in gesundheitlicher Hin- 
sicht besser als bisher beobachten können. 

(Oesterreichischer SanitAtsbeamte 1889 No. 5). 



Einflllimii|[ deg Impfinraiigeg in Frankreieb* Durch einen ministeriellen 
Erlasff soll kfbiftig^in jedes Schulkind bei seiner Aufnahme in die Schule die 
erfolgte Impfung oder die überstandenen Blattern durch ein Attest ausweisen 
und nach dem zehnten Lebensjahre ausserdem der Revaccination unterzog^ wer- 
den. Auch die Schüler der Mittelschulen, LehramtszÖglinge und Lehramtscan- 
didaten etc. haben sich ktlnftig über die erfolgte Impfung auszuweisen. 
Durch diese Verordntmg ist die obligatorische Impfung in Frankreich sozu- 
sagen eingeführt (Wiener Kl. Wochensclurifb). 



ImpfiseliltB. Die Wirksamkeit der Schutzpockenimpfung wird am besten 
illustrirt durch nachfolgende vergleich^de Uebersicht der FockentodesfäUe 
pro 1887 und 88 in denjenigen Ländern, wo Zwangsimpfung durchgeführt ist, 
gegenüber dexnenigen, welche nur facultative Impfung kennen. Damach starben 
von 100000 Einwohnern an Pocken: 

1887: 1888: 

in Deutschland (Zwangsimpfung) 0,18 0,08 

„ Dänemark „ 0,0 0,0 

, Schweden-Norwegen, 0,0 0,0 

, Oesterreich- Ungarn (feumltative Impfung) . 58,37 54,05 
, Russland , , . 53,59 28,15 

, Frankreich , , . 16,70 19,19. 
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Dr. Gilles de laTourette in Paris. Der Hypnotismus und die ver- 
wandten Zustände vom Standpunkte der gerichtlichen 
Medicin. Autorisirte Deutsche üebersetzung. Hamburg 1888. 
Verlagsanstalt und Druckerei A.-G. (vorm. J. F. Richter) 1889. 

Das Torliegende, zeitgemässe, uns in Deutscher Uebertragung gebotene 
Werk des Dr. De la Tourette, eines Schülers von Charcot, oeschftftigt 
sich mit dem Hypnotismus, vom gerichtsärztlichen Standpunkte aus betrachtä, 
und legt die Gefiaihren nahe, die fOr das Publikum durch missbr&uchliche Anwen- 
dung des sich in Frankreich, besonders in Paris immer mehr verbreitenden 
Hypnotismus entstehen können. 

In einer geschichtlichen Einleitung, aus der wir er&iiren, dass schon 1784 
die durch den König von Frankreich eingesetzte Kommission zur Untersuchung 
und Beffutachtung des von Messmer betriebenen thierischen Maffnetismus zu 
der Ansicht gelangte, dass mit Weibern im magnetischen Schku Missbrauch 

getrieben werden könne, sehen wir, wie wechselna im Lauf der Jahrzehnte das 
chicksal der Lehre vom MagnetLsnnus, vom Hypnotismus war, wie selbst die 
TAcademie de M^icine in Paris noch 1840 den MagnetLsmus ganz verwarf, 
wie dann die Lehre von dem Ma^etismus oder Hypnotismus 1860 in der 
Akademie von Neuem auftaucht, wie der Hypnotismus, zu schmerzlosen Ope- 
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rationen benutzt, rergeblich gegen das Chloroform ankämpft, bis endlich die 
ganze Lehre vom Hypnotismus Ende der 70 er Jahre dnrch Charcot inPariH, 
durch Heidenhain, Grützner, Preyer u. A. m. in Deutschland neuen 
Au&chwung und feste Begründimg erhielt. 

De la Tourette hebt hervor, dass der Hypnotismus ein rücksichtsloser 
Enthüller der Hysterie geworden sei. Wie die Hysterischen den grüssten 
Bruchtheil der zur Hypnotisirung geeigneten Individuen stellen, so seien es 
auch in fast alkoi Ffillen, die zu gerichtlichen Begutachtungen Veranlas- 
sung gegeben hätten, weibliche Hysterische gewesen, die in Betracht ge- 
kommen seien. 

Jedenfalls seien es stets nervös Belastete, die in gerichtlich medicinischer 
Hinsicht zur Begutachtung kämen. Verfasser bestreitet geradezu, dass 
Hypnotismus sich bei durchaus Gesunden hervorbringen lasse. 

Des Weiteren folgen nun eingehende Auseinandersetzungen Über die Vor- 
gänge bei der Hvpnotisirung, Über die verschiedenen Mittel, hypnotischen 
Schlaf hervorzurufen, wobei es von Bedeutung sei, dass, wie schon allein 
Druck auf das Ovarium bei gewissen' Hysterischen ein Aufhören der Anfälle 
liiewirke, es Punkte am Körper gäbe, deren Berührung allein sofort hypnotischen 
Schlaf hervorbringe. Die Wichtigkeit dieser ThatBache für mögliche miss- 
bräuchliche Ausnutzung derselben liegt auf der Hand. 

Nachdem dann in eingehender Weise, wohl hier und da in etwas Über- 
breiter Art, die verschiedenen hypnotischen Zustände: Der kataleptische, der 
lethargische und der somnambule Zustand besprochen sind, nachdem Ver&Aser 
zugegeben hat, dass zwischen diesen drei Zuständen natürlich auch vermit- 
telnde Formen vorkämen, nachdem erneut betont ist, dass es sich vor Gericht 
stets um hysterische Personen handle, dass kein Gesunder gegen seinen Willen 
hypnotisirbar sei, dass die grundlegende Erscheinung und Bedingung für aUe 
Fälle die erhöhte neuro -muskuläre Erregbarkeit sei, wird nun besonders die 
Gefahr geschildert, die darin liege, dass in der Hypnose Handlungen au^g^ 
tragen, befohlen werden könnten, die nachher thatsächlich ausgefÜlut würden, 
ohne dass an die Umstände irgend eine Erinnerung bleibe, unter denen der 
Auftrag ertheOt ist, auch nicht an die Person, die den Auftrag gegeben hat. 
Dabei sei von Wichtigkeit, dass sogar bestinmite Handlungen auf fernere Zeit 
hin aufgetragen werden könnten, die dann thatsächlich nach Tagen, ja nach 
Wochen ausgeführt würden. 

Das könne in gerichtlicher Beziehung von grosser Bedeutung werden. 
Aber dieser Gefahr steht nun gleich als beruhigende Thatsache der Umstand 
gegenüber, dass die Erinnerung an einen etwaigen im Schlafzustand ertheilten 
Auftrag in einem 2ten Schlaraustand in der Regel wieder zum Aufleben ge- 
bracht werden kann! Dies Erinnerungsvermögen im 2ten Schlafisustand bildet 
eine wirkliche Ge&ihr für den, der die Suggestion zum Verbrechen ausge- 
übt hat. — f, 

Uebrigens ist dem Verfasser noch kein Tall eines in Folge von Suggestion 
ausgeübten Verbrechens vorgekommen. Dagegen wird eine Reihe von ver- 
brecherischen Handlungen, die im hypnotischen Zustand begangen »nd, er- 
örtert. Stets handele es sich bei den gerichtlichen Gutachten um F&Ue von 
Nothzucht. Am leichtesten sei die Nothzucht in lethargischem Zustand mög- 
lich. Denn der Lethargische sei ohne jedes Bewustsein, gleicluam nur noch 
ein Ding, eine Beute des ersten Besten. — Auch bei dem Eataleptiker ruhe 
die Versiandsthätigkeit meist ganz und gar, doch sei er für Suggestionen em- 
pfönglich. Der Somnambule könne sich, sogar mit gesteigerten Kräften ver- 
thei£gen, leiste aber leicht den Suggestionen Folge. 

Jedenfalls fehle bei Nothzuchtversuchen in der Lethargie und im Som- 
nambulismus jede Erinnerung an die Vorgänge während des Schlafes beim 
Erwachen. 

Ist das Verbrechen im Somnambulismus begangen, so könne num, im 
Gegensatz zum Zustande der Lethargie, in einer zweiten Hypnose die Erinne- 
rung daran wieder aufGrischen. 

Der Verfiisser bedauert mit Recht, dass in Frankreich im Gesetz noch 
die Lücke bestehe, dass unsittliche Angriffe gegen Bewusstlose nicht zur 
Strafe kommen, gleichviel, ob sie an selbst bewusstlos Gewordenen oder an 
bewusstlos Gemachten begangen seien — <, und kommt zu den Schlusssäteen ; 
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Der HypnotismuB könne für Behandlung der ausgesprochenen Hysterie 
von grösstem Nutzen sein; er könne aber auch veranlagte Hysterie zum Aus- 
bruch bringen. Derartige nervöse, hysterische Anfälle bilden eine Gefahr der 
planlosen hypnotischen Experimente, wie sie in Frankreich massenhaft vor- 

fenommen wOrden, eine viel grössere Gefahr, wie die Möglichkeit des Vor- 
ommens von Nothzucht im h^notischen Zustande darstelle. Die Gefahr ver- 
brecherischer Suggestionen sei gering, weil eben der Verbrecher nicht die 
geringste Sicherheit habe, dass sein Suggeriren nicht herauskomme. 

Er verlangt dann Bestimmungen (nir Frankreich), dass der Hypnotismus 
nur von Aerzt-en angewendet werden dürfe; derartige Bestimmungen seien 
ebenso wichtig, wie solche für den Verkauf gefährlicher Arzeneien. Es 
genüge nicht (für Frankreich), strenge die Bestimmungen über unbefugte 
Ausübung der Heilkunde anzuwenden. Es müssten, wie in Oesterreich und 
Italien, auch in Frankreich die öffentlichen hypnotischen Vorstellungen, die 
öffentlichen Sitzungen der Gresellschaften für Magnetismus verboten werden. 

Und wie in den Gesetzgebungen aller andern civilisirten Lander solche 
Bestimmungen vorhanden seien, so verlangt Verfasser auch für Frankreich Zu- 
satzbestimmungen zum Code pönal bezüglich der Sittlichkeitsverbrechen, die in 
hypnotischen und verwandten Zuständen, also an Bewusstlosen begangen sind. 

Wer wollte ihm da nicht beipflichten? Man lese nur und s&une, welche 
Verbreitung in Frankreich die geschäftliche Ausbeutung des Magnetismus ge- 
funden hat! 400 — 500 Somnambulkabinette gäbe es in Paris; es gäbe Som- 
nambulen, die sich Aerzte hielten (!); es gäbe Gesellschafben für Magnetismus, 
die sich gegenseitig sogar bekämpften, mit ^er möglichen Reclame ihre Geschäfte 
betrieben. Anzeigen lese man von so unsinnigem Inhalt, dass mah zu träumen 
glaube; alle möglichen Krankheiten würden in sog. „Kliniken für Magnetis- 
mus" behandelt, wobei nur zu oft schlummernde Iminkhafte nervöse Anlagen 
zur Entfaltung gebracht würden; besonders geschehe dies bei Kindern, die in 
die öffentlichen Sitzungen der Gesellschaften für Magnetismus mitgenommen 
würden. Es gin^e soweit, dass von Seiten jener Gesellschaften und einzelner 
Geschäftsmagnetiseure geradezu vor den Aerzten gewarnt würde. 

Es kann bei der Fülle hochinteressanten Inhaltes des Werkes nur Jedem, 
der diese Dinge des Näheren kennen lernen will, gerathen werden, die oft 
fast unglaublichen, am Ausgang des 19. Jahrhunderts doch wirklich vor- 
kommenden Thatsachen an Ort und Stelle nachzulesen. 

Kreisphysikus Dr. Massmann. 



Dr. H. Magnus, a. o. Professor der Augenheilkunde in Breslau: 
Die Entstehung der reflectorischen Fupillenbewe- 
gungen. Farbige Tafel jind Text. Breslau 1889. J. U. Kern's 
Verlag. 

Die Anatomie und Phjysiologie der Nervenkerne wird mehr und mehr 
Gemeingut der Aerzte, und msbesondere die Physiologie und Pathologie der 
reflectorischen Pnpülenbewegnngen erschliessen uns ein Grebiet, auf welchem 
jeder, der sich specieUer mit Gehimkrankheiten beschäftigt, völlig orientirt 
sein sollte. 

Magnus bietet in seiner Tafel die Gelegenheit des Selbstunterrichts in 
sachlicher und anschaulichster Weise und fünrt ims in übersichtlicher Dar- 
steUung die anatomischen Verhältnisse, die physiologische Pupillenreaction und 
ihre pathologischen Reactionen vor Augen. 

Sein Schema ist so Idar und anschaulich, dass auch dem weniger ge- 
übten Physiologen und Anatomen die Centren der Rinde, der Vierhügel» die 
Kerne der Accommodation, des Sphincter Iridis, des Convergenz-Centrums und 
die Bahnen im Nervus opticus, Tractus und Oculomotorius leicht verständlich 
werden. 

Mittenzweig. 
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Die Beielebnuig y^Cand. pharnu^* auf den Firmensehildeni der Drogistea. 

Verfügung des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten 
vom 26. Januar 1889 (gez. im Auftrage de la Groiz). 

Auf den Bericht vom 19. Des&ember v. J. betreffend die Beschwerde des 
Apothekers A. in S. über die auf einigen flrmenschildem von Drogisten da- 
selbst vorhandenen Au7^chnung ,Cand. pharm.* erwidere ich der Königlichen 
Regierung bei Rücksabe der Anlagen, dass die Freisprechung des Drogisten N. 
seitens des KOniglidien Landgeridites zu F. nach Lage der Sache gerecht- 
fertigt erscheint, da die Bestimmung des § 147 No. 3 der Gewerbeordnung sich 
auf F&lle der hier vorliegenden Art nicht bezieht. Zugleich mache ich jedoch 
auf die Entscheidungen des Königlichen Ober-Verwaltungsgerichtes vom 14. 
Dezember 1878 (Endscheidungen b£ 4 S. 842 £) und 9. Februar 1881 Qfinist.- 
BlaU f. d. i. V. S. 80), sowie den mittelst Gircular-Erlasses vom 2. Februar 
1884 abschriftlich mitgetheilten Erlasses vom 15. Februar 1882 aufinerksam, 
wonach dem N. und den übrigen Drogisten die Bezeichnung als .Cand. pharm." 
auf dem Strassenschilde etc., faJls nach den Ortlichen Verhältnissen £e Mög- 
lichkeit vorliegt, dass dadurch Personen in den Olauben versetzt werden, die 
Handlung sei eine Apotheke und be&sse sich mit der Zubereitung von Arz- 
neien, durch die OrtspolizeibehOrde würde untersagt werden kOnnen. 



Gesunde und gefahrloee Besehaffenheit der Arbelteränme gewerblleher 
Anlagen« Circular-Erlass des Ministers für Handel etc. vom 28. Fe- 
bruar 1889 an s&mmtliche Königliche Regierungs-Prftsidenten etc. 
„Durch meinen Erlass vom 7. April 1874 ist s&mmtlichen KOnigl. Reffie- 
Tungen und Landroeteien Folgendes zu besonderer Beachtung empfohlen worden. 
„Die Anforderungen, welche auf Grund des § 107 hetzt § 120) der R.- 
Gw.-O. hinsichtlich der gesunden und ffeCahrlosen Beschaffenheit der Arbeits- 
räume zu stellen sind, kOnnen zwar auch f^ bestehende gewerbliche Anlagen 
durch allgemeine Verordnunffen oder specieUe Verfügungen zur Geltung ge- 
bracht werden. Die Durchführung solcher Anordnungen wird indessen h&ung, 
namentlich soweit die vorhandenen Uebelst&nde in baulichen Einrichtungen 
ihren Grund haben, daran scheitern, dass sie mit verhältnissmftssigen Op^m 
für die Unternehmer verknüpft sind. Es ist daher von Wichtigkeit, Vorsorge 
zu treffen, dass gleich bei der ersten Einrichtung jeder gewerblichen Anlage 
dem Schutze der Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesundheit, nament- 
lich in baulicher Beziehung, die erforderliche Berücksichtigung zu Theil werde. 
Bei denjenigen Anlagen, welche unter den § 16 R.-Gw.-0. fiUlen, bietet das 
Concessionsverfahren hierfür eine ausreichende Handhabe. Bei allen Übrigen 
Anlagen aber kann der Zweck nur erreicht werden, wenn mit der baupolizlBi- 
liehen Genehmigung für ein Geb&ude, wBlche^ für eine gewerbliche Anlage 
bestimmt ist, dem Unternehmer zugleich auch die auf Grund des § 107 (jetzt 
§ 120) R.-Gw.-0. zu stellenden Anforderungen zur Beachtnnff mitgetheUt wer- 
den, um dies zu ermöglichen, werden, soweit die bestehenden Baupolizeiord- 
nungen nicht etwa schon ausreichende Vorschriften enthalten, im Wege der 
Bezirks- oder Ortspolizeiverordnungen Bestimmungen zu treffen sein, wonach 
ffleiohzeitig mit dem Antrage auf Ertheilunff des Baukonsenses für jedes Ge- 
bäude, welches für einen gewerblichen Betrieb bestinmit ist, 

Art und Umfiing des letzteren, Zahl, GrOsse und Bestimmung der 
Arbeitsrftume, 

deren Zugänglichkeit, Licht- und Luftversorgung, 

die Maximalzahl der in jedem Räume zu b^hlftigten Arbeiter und 

die aufzustellenden Maschinen 
B^g^eben werden müssen. 

Die ffleiche Verpflichtung wird für die Fälle auszusprechen sein, in wel- 
chen ein bereits vorhandenes Gebäude f^ einen gewerblichen Betrieb in Be- 
nutzung^ genommen werden soll. 

Die^ OrtspolizeibehOrden werden auf Grund dieser Vorlagen, unter Be- 
rücksichtigung der für einzelne Categorien gewerblicher Anlagen etwa beste 
henden allgemeinen polizeilichen Vorschriften und soweit nOthig unter sach- 
verständigem Berath in jedem einzelnen Falle zu prüfen haben, welche Anfor- 
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derungen auf Grrund des § 107 (jetzt 120) R.-6w.-0. zu stellen und dem 
Untemehmer unter Hinweisung auf die Strafbeetimmungen des § 147 No. 4 
das. als solche zu bezeicbnen sind." 

Der umstand, dass bei den in letzter Zeit vorgekommenen Fabrikbrän- 
den nicht selten Arbeiter in grösserer Anzahl ihr Leben eingebüsst haben, 
Iftsst yermuthen, dass die in Vorstehendem zu thunlichstem Schuiie der Arbeiter 
gegebene Anleitung nicht überall die gebührende Beachtung gefunden hat. 

Ew. etc. bringe ich deshalb die Bestimmungen mit dem Ersuchen in Er- 
innerung, die in Betracht kommenden Behörden von Neuem auf dieselben hin- 
zuweisen. — In Er^nzung derselben bemerke ich, dass bei Neuerrichtung von 
Fabriken namentliä darauf hinzuwirken ist, dass den Arbeitern mehrere Aus- 
gänge aus den Arbeitsräumen ins Freie zu Gebote stehen, dass also bei Hoch- 
bauten Treppen und Ausgangsthüren in ausreichender 2^1 angelegt werden, 
ferner dass die Fenster die erforderliche Grösse besitzen, um im Falle einer 
Feuersbrunst als Ausweg benutzt werden zu können, sowie dass ThÜren und 
Fenster aussenhin aufschlagen. 



Nenkoneewtonirte Apotheken im Falle des Todes des betreffoDden Apo- 
theken Tor Ablaaf der ersten zehn Jahre« Verfügung des Ministers 
der geistlichen etc. Angelegenheiten vom 23. Apnl 1889 No. 1882 

(gez. von Gossler). 

Auf die Eingabe vom 2. März d. J. erwidere ich Ew. Wohlgeboren, dass 
die Allerhöchste Ordre vom 8. Jjili 1886 und die darauf ergangene Gircular- 
Verfügung vom 21. desselben Mts! die Frage nicht .betroffen hat, ob in ge- 
eigneten Fällen beim Tode eines koncessionLrten Apothekers der Wittwe wäh- 
rend ihres Wittwenstandes bezw.' den mindeijährigen Kindern desselben bis 
zu ihrer Grossjährigkeit zu gestatten ist, die Apotheke durch einen qualificirten 
Apotheker verwalten zu lassen. In dieser Beziehung sind vielmehr, wenn Ew. 
Woblgeboren die Mitunterzeichneten gefälligst in Eenntniss setzen wollen, die 
vor Erlass der AUerhöchsten Ordre vom 8. Juli 1886 und der darauf ergan- 
genen Circular- Verfügung vom 21. Juli desselben Jahres ergangenen Bestimmun- 
gen*) massgebend geblieben. 

Literatur. 

(Der Bedaction zur Becension eingesandt.) 

1. Geh. Med.-Rath Dr. W. Rose'r, weiland Prof. der Chirurgie in Marburg. 
Wie entstehen die Brüche? Ist ein Unterleibsbruch als ün£EJl zu be- 
trachten? Marburg, 1889. N. G. Elwert^sche Verlagsbuchhandlung. 

.2 F. Ahlfeld. Die Baprganisation des Hebammenwesens. Entwurf 
einer neuen Hebammenordnung. Separatabdruck aus „Zeitschrift f&r 
Gehurtshülfe und Gynäkologie, *" B. XvL Heft 2. 

8. Dr. Albert Weiss, Geh. Med.-Rath in Düsseldorf. Der Impfäusschlag 
nach Thierlymphe im Jahre 1887. Separatabdruck aus Ergänzungsheften 
zum Centralblatt für allgemeine Gesundheitspflege. Bonn. Emil Strauss. 

4. Dr. med. Albert Moll -Berlin. D«r Hypnotismns. Berlin 1889. Fischer's 
Med. Buchhandlung, H. Kornfeld. 

5. Dr. F. Tiemann, Professor in Berlin und Dr. A. Gärtner, Professor 
in Jena: Die chemische und mikroscopisch-bakterioloräche Untersuchung 
des Wassers. Braunschweig 1889. Verlag von F. Vieweg & Sohn. 

6. Dr. S. Uf feimann, Protessor in Rosteok: Handbuch der Hygiene. 
Mit zahlreichen Holzschnitten. Erste Hälfte. Wien und Leipzig 1889. 
Urban & Schwarzenberg. ' 



•) Revidirte Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801 Titel I. § 4 bezw. 
AUerhOchster Erlass vom 9. Dezember 1827, wonach der Wittwe eines privili- 
girten bezw. koncessionirten Apothekers während ihres Wittwenstandes und 
den minderjährigen bis zu ihrer GrosErjährigkeit vergönnt ist, die Apotheke 
durch einen qualificirten Apotheker verwalten zu lassen. 
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Deutscher Verein f&r öffentliche Gesundheitspflege. 



Fünfzehnte Versammlung 



asu 



Strassburg i. L 

In den Tagen vom 14. bis 17. September 1889 

(unmittelbar vor der am 18. S^tember beginnenden VenwMnmlnng Dentsober 

Naturforscher und Aerzte in Ileidelt>e]*ar)« 



Tagesordnung: 

Samstag, den 14. September. 

L Die kygieniflelMn TerMUtnlsse und Elnrtehtiuigeii In E]8M»^t]irfaigeiu 

Referent: Geb. Medicinal-Bath Dr. Erieger (StraBsborg L E.). 

II» Maaggregebi nr Ibreiekimg gesutden Wohnens» Btrioht der aof Itr 
Ittitan YemminlttBg ervUltiB OommlniOB. 

Die Verhandlung eingeleitet dnroh die 

Referenten: OberbtIrgermeiBier Dr. Miguel (Frankfurt a. M.), 
Oberbanrath Professor BoMmeisier (Earlsrohe). 

Sonntag, den 15. September. 

AoBllii nach dem OdUlienbwg oder nach der'HohkOftigltarg bei Scfalett- 
Stadt oder nach dem HohMtr bei Zabem. Auch ist eine^enekügang 
der JllhoohiraiMraUeitimg bei Untein in Aussicht genommen. 

Montag, den 16. September. 

in* Anstalten mr Fflrsorge fttr Geneeeiide» 

Referenten: Geimrath Professor Dr. v. Ziemssen (München), 
Bflrgermeister Back (Strassburg i E.). 

IT» NaMsregeln inr Bekftmpftiiig der Selnrlndsiiekt. 

Referent: Professor Dr. &Uer (Kiel). 

Dienetag, den 17. September. 

T. ElsenksludiTgieiie In Beug aaf die RelsendoD« 

Referenten: Eisenbahndirector Wiehert (Berlin), 
Professor Dr. Löfflet (Greifswald). 

Beitrittserkläriuigen zu dem deutschen Verein fftr öffentliche Gesundheits- 
pflege (Jahresbeitrag 6 M.) nimmt der Unterzeichnete entgegen. 

rraakfart a. IL, Mai 1889. 

Der st&ndige Seoretftr: 
Dr. Alexander Bpiees» 
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AaBietokBiuigent 

Verliehen: Der Charaoter als Geheimer Sanit&tsrath: dem 
Sanit&tsrath Dr. Lent in Cöln; als Sanit&tsrath: den Kreisphysikem Dr. 
Kornfeld zu Grottkau und Dr. Felsmann zu Neisse, sowie den praktischen 
Aerzten Dr. Weissenberg zu Görlitz, Dr. Typke zu Werder, Dr. Kuhn, 
Strafonstalts-Arzt zu Wartenburg O./Pr. und Dr. Schwarzenberger in Elbing. 
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Der Rothe Adlerorden III. Klasse mit der Schleife: dem Ober- 
stabsarzt a.D. und bisherigen Regimentsarzt Dr. Asch 6 zu Brandenburg; der 
Rothe Adlerorden lY. Klasse: dem Kreisphysikus Sanit&tsrath Dr. Joes- 
tin^ in Halberstadt. — Der Kronenorden UI. Klasse: dem Geheimen 
Samt&tsrath Dr. Wägen in Berlin und dem Oberstabsarzt a. D. Dr. Ewald 
in Neisse. — Das Kreuz der Ritter des Königlichen Hausordens von 
Hohenzollern: dem Direktor der geburtsh&lfl. Klinik, Medicinalrath Prof. 
Dr. Werth zu Kiel. 

Die Genehmigung ertheilt zur Anlegung des Ehren-Grosskom- 
thur-Kreuzes des Grossherzogl. Oldenburgischen Haus- und Ver- 
dienst-Ordens: dem Generalarzt I. Klasse und Corpsarzt des Garde -Corps 
Dr. Leuthold in Berlin. 

Ernenmuigeii und Tenetningeii : 

Ernannt: Der praktische Arzt Dr. Coester in Neumarkt zum Kreis- 

Shysikus des Kreises Goldberg -Haynau mit dem Wohnsitz in Goldbera und 
er praktische Arzt Dr. Wiese in Schlodien zum Kreisphysikus des Kreises 
Filehne; der bisherige Oberamts -Physikus Dr. Lauchert in Sigmaringen zum 
Regierungs- und Medicinalrath bei der dortigen Regierung, der seitherige 
Kreiswundarzt Sanitätsrath Dr. Leuffen zu KOln zum gerichtlichen Physikus 
des Stadtkreises Köln und der Apotheker Kowalewski zu Königsberg i/Pr. zum 
pharmaceutischen Assessor des Königl. Med.-Collegiums der Provinz Ostpreussen. 
Versetzt: Der Kreisphysikus Dr. Vanselow Schlawe als Polizeistadt- 
physikus in den Stadtkreis Köln und der Kreisphysikus Dr. Wegner zu 
Triebsee (Kreis Grimmen) in gleicher Eigenschaft m den Kreis Lissa. 

Tentorben sind: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Lorenz in Eberswalde, Dr. Bühring in 
Krefeld, Ihr. Seemann in Brüssow, Dr. Pieper in Olfen, Dr. Böhler in 
Hohenhameln, Dr. Karioth in Finsterwalde, Sanitfttsrath Kreisphysikus Dr. 
Wolff in Erfurt, Geh. Sanit&tsrath Dr. Abarbanell in Berlin, Dr. Vallen- 
der in Brauweiler, Dr. Lepper in Annen, Dr. Helssen in Apenrade, Medici- 
nalrath und Kreisphysikus Dr. Lautz in Montabauer und Dr. Witzel in Kassel. 

TakABte SteUen : *) 

Kreisphysikate: Putzig, Schlawe, Grimmen (Meldung bis zum 8. Juni 
beim Königl. Regierungs - Präsidenten in Stralsund), Witkowo, Neutomischel, 
Schildberg, Jarotschin pCeldung bis zum 20. Juni bei der Regierung in Posen, 
Abth. des Innern), eine Bezirksphysikusstelle in Berlin (Meldung bis zum 20. 
Juni bei dem Königlichen Polizei - Präsidenten daselbst), Militsch, Waidenburg, 
Nordhausen, Erfurt (Meldung bis zum 8. Juni beim Königl. Regierungspräd- 
denten daselbst^, Uslar, Hümmling, Sulingen, Fulda (Meldung bis zum 3. Juni 
bei dem Königl. Reg. -Präs. in Cassel), Montabaur (Meldung bis zum 15. Juni 
beim Reg.-Präs. in Wiesbaden^, Ateiau, Landkreis Köln (Meldung bis zum 15. 
Juni beim Königl. Reg.-Präs. m Köln), Daun, Oberamt Gammertinffen. 

Kreiswundarzt stellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Kaxthaus, Marienburg, Loebau, Marienweraer, Graudenz, 
Angermünde, Templin, Friedeberg, Ost- und West-Stemberg, Bütow, Lauen- 
burg i/P., Dramburg Schievelbein, Bomst (Meldung bis znm 21. Juni bei der 
Königl. Rev^erung, Abth. d. Lonem in Posen), Schroda, Bromberg, Strehlen, Ohlau, 
Kosel, Lublinitz (Meldung bis zum 3. Juni beim Königl. Reg. -Präsidenten in 
Oppeln) Lauban, Reichenbach, Grfinberg, Münsterberg, Sagan, Militsch, mit 
dem Wohnsitz in Sulau (Meldung bis ztmi 3. Juni bei dem Königl. Reg.-Präsi- 
denten in Breslau) Jerichow I, Wanzleben, Wernigerode, Worbis, Sangerhausen, 
Ziegenrück, Langensalza, Höxter, Lübbecke, Warburg, Lippstadt, Meschede» 
Hünfeld, Erkelenz, Kleve, Stadtkreis Köln (Meldung bis zum 15. Juni bei dem 
KöniffL Reg.-Präs. daselbst), Bergheim, Rheinbach, Wipperftlrth, ElberfeM und 
St Wendef 



♦) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die SteUen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die offioiellen Meldefristen bereits abgelaufen. 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. H. Mittenzweig, Berlin, Winterfeldtstr. 3. 
Drnok der Ffintl. prlr. Hofbnehdrnoke'-« '* •*«*■«»«), »udotatodt. 
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Ein Fall von BromvergifUing. 

Von Dr. Herwig^ Ereisphysikus zu Lehe i/H. 

Am Abend des 21. October 1888 wurde ich bei zofäUiger 
Anwesenheit im Dorfe D. zu der lOjähngen Mathilde Y. gerufen. 
Im Dorfe heiTSchte seit einiger Zeit eine bis dahin durchaus gut- 
artige Scharlachepidemie, und fand ich das betreffende Kind eben<- 
falls an Scharlachfleber erkrankt. Das Fieber war mftssig (nach 
meinem Taxat etwa 3&^), ebenso die Halsentzündung, die Mandeln 
waren nur wenig geschwollen und zeigten keinen Belag, auch 
der Hautausschlag war eisk massig starker. Während nach diesen 
Befanden die Krankheit, welche sich am 19. zuerst bemerkbar 
gemacht hatte, als eine durchaus leichte anzusehen war, war das 
Allgemeinbefinden der sonst für ihr Alter sehr kr&ftigen Patientin 
dagegen ein sehr bedrohliches, sie lag in einem comaähnlichen 
Zustande mit halb geöffiaeten Augen, ßchwachem fadenförmigen 
Pulse von schwankender, durchschnittlich 100 Schläge in der 
Minute betragenden Frequenz daher, so dass sofort das 
Schlimmste zu bef&rchten war. Ich verordnete als Antipjrreticum 
und Analepticom zugleich firischbereitetes Natr. benzoic. mit Tinct. 
Chin. comp., wovon jedoch Patientin nur noch wenig nehmen 
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konnte. Sie war schon bald nicht mehr im Stande, die Schnttel- 
mixtur herunter zu schlucken, am folgenden Morgen um 9^^ ühr 
fand ich sie im vollständigen Collaps, und ist sie kurz darauf 
verstorben. 

Nachdem ich in meiner bisherigen Thätigkeit vier grössere 
Scharlachepidemien, darunter im Winter 1876/77 zu Minden i/W. 
eine ausserordentlich schwere, beobachtet hatte, war upp*; dieser 
Fall völlig unerklärlich, und musste ich tagelang über denselben 
nachdenken. So sprach ich auch wiederholt davon und erfuhr 
nun zufällig durch den hiesigen Apotheker Herrn V., dass 
Patientin vor meinem Besuche folgende Verordnung gereicht 
war: Rp. Kai. bromat. 5,0 Syr. smpl. 30,0 Aq. dest. 80,0 und 
zwar in der Weise, dass 1 Esslöffel dieser Mixtur mit 1 l^h^e- 
löffel Aq. chlorat. in einem Glase gemischt und dann rasch ver- 
schluckt wurde. Ein im Dorfe wohnender Schuhmacher hatte 
diese Verordnung aus einem alten Kalender geschnitten und ver- 
lieh dieselbe den Dorfbewohnern auf Verlangen zur Anwendung. 
Nach späteren Feststellungen des Herrn Professor Po Istorf f in 
Göttingen ist anzunehmen, dass das Kind bei jeder Darreichung 
0,045 freigewordenes Brom erhalten, möglicherweise jedoch auch 
0,203 in drei Dosen. Wie oft dem Kinde eingegeben ist, ist 
nicht ganz klar festgestellt. Mir sagte der Vater, ehe ich den 
Fall zur Anzeige brachte, er habe am 21. dem Kinde am Tage 
drei Gaben in zweistündlichen Zwischenräumen gegeben (also in 
4 Stunden 0,135 resp. 0,203 reines Brom), vor dem Richter sagte 
er 5 Tage später aus, er habe in der Nacht eine und bei Tage 
zwei Gaben gegeben. Ich nehme an, dass die mir zuerst ge- 
machte Angabe die richtige ist, sonst aber durfte man nur noch 
annehmen, dass das Kind ausser diesen drei Gaben bereits in der. 
vorhergehenden Naoht eine erate und im ganzen also vier Dosen 
bekommen. 

In der hiesigen Apotheke wurde die Einzeldosis an freiem 
Brom auf 0,086 berechnet. Die Differenz mit der Bestimmung 
des Herrn Prof. Dr. Polstorff liegt in der Annahme des Thee- 
löffelgehaltes zu 4 oder zu 5 Gramm. Jedenfalls kann man an- 
nehmen, dass die Leute bei nicht ärztlich verordneten Mitteln, 
an deren unbedingte Heilkraft sie glauben und denen sie irgend- 
welche schädliche Folgen auch niemals zutrauen, reichlich zu- 
gemessen haben. Ich nehme deshalb an, dass das Kind 0,045 
freies Brom in 20 gr. Lösung und drei solcher Dosen innerhalb 
4 Stunden bekommen hat; aber auch dreimal 0,036 würden völlig 
genügend gewesen sein. 

Nachdem ich die Anwendung des vorgenannten Mittels in 
Erfahrung gebracht, zweifelte ich keinen Augenblick daran, dass 
dasselbe als directe Todesursache zu betrachten sei und ent- 
schloss mich nach mehrtägigem Zögern zur gerichtlichen Anzeige. 
Die Exhumation der Leiche wurde verfügt, und am 2. November, 
also 11 Tage nach dem Tode die Section, welcher ich als Zu- 
schauer beiwohnte, vorgenommen. Die Leiche war vollkommen 
frisch bis auf einige grünliche Hautverfilrbungen von massiger 



Ein Fall von Bromvergiftung. 219 

Ausdeh&ung. Aas dem SectionsprotokoUe hebe ich nur folgende 
Nommeni herror: 

18. „Der Magen ist äusserlich von blassröthlicher Farbe. 
Die Gefässe der kleinen Krtinimnng, sowohl Venen wie Arterien, 
lassen sich bis in ihre kleineren Verzweigungen verfolgen. Die 
Venen an der grossen Erfinminng sind bis zu deren 2. und 3. 
Ordnung deutlich mit Blut gefüllt. Die äussere OberMche des 
Magens ist glatt Der Magen wird hierauf an der grossen Er&m- 
raung, der Zwölffingerdarm an d^ vorderen Seite aufgeschnitten. 
Es findet sich in iluien ein trttber, braunröthlicher, dfinnflfissiger 
Inhalt von fadem Geruch und saurer Reaction von 18 ccm Menge. 
Dieser Iiüialt wurde sofort in ein mit No. 1 bezeichnetes Glas- 
gefass gethan. Ausserdem wurden einige Tropfen dieses Inhaltes 
zur mikroskopischen Untersuchung zurückgestellt 

19. „Die mit reinem Wasser abgespfilte Schleimhaut des 
Magens und des Zwölffingerdarmes ist annähernd ein mm. dick 
von gelbbrännlicher Farbe! Die Oberfläche ist glatt und hat 
schwache Bunzelungen. In derselben finden sich zalilreiche theils 
punkÜÖrmige, theils stecknadelkopfgrosse Blutaustritte, welche in 
Gruppen von 2 — 7 mm. Grösse zusammenstehen. Sie sitzen nur 
in der Schleimhaut, die tieferen Gewebe sind nicht betheiligt, 
wie Einschnitte in dieselben erweisen. Sie finden sich vorzugs- 
weise an der grossen Erümmung, an der hinteren Magenwand, am 
Ausgang des Magens und im Zwölffingerdarm.*' 

Nicht bemerkt war in dem Protokolle eine mir sehr auf- 
fällige Farbenveränderung des Magens und Dünndarmes an der 
Luft; die anfangs blasse Farbe der Aussenwand ging ziemlich 
rasch in ein heUes röthlichbraun über, eine Veränderung gänzlich 
verschieden von der durch Oxydation des venösen Blutes hervor- 
gebrachten, wie sie an den meisten Leichen zu beobachten ist. 
Femer fehlt in dem Protokoll eine Bemerkung darüber, dass der 
Mageninhalt von röthlichen Streifen durchsetzt war. 

Es verdient noch hervorgehoben zu werden, dass Verände- 
rungen des Herzmuskels nicht aufgefunden wurden. 

Die Obducenten, gaben ihr vorläufiges Gutachten dahin ab: 

1) „Die Obduction hat die Todesursache nicht ergeben. 

2) „Die Möglichkeit einer Vergiftung ist nicht ausgeschlossen, 
obgleich die Anhaltepunkte fttr dieselbe nur sehr gering 
sind. Solche Anhaltspunkte sind überhaupt nur zu finden 
in den vorgefundenen kleinen Blutaustritten in der Schleim- 
haut des Magens, die jedoch auch auf eine andere Einwir- 
kung als solche durch Gift zurückzuführen sind.*' 

Die mikroskopische Untersuchung des Mageninhaltes mit 
einem Winckerschen Trockensystem */?» welche ich in Gemein- 
schaft mit dem ersten Obducenten in meiner Wohnung vornahm, 
ergab das Vorhandensein von zahlreichen Magenschleimhautepi- 
thelien und von weissen und rothen Blutkörperchen. Letztere fehlten 
in keinem Gesichtsfelde und waren bis zu 12 in einzelnen vor- 
handen, wobei zu bemerken ist, dass die untersuchte Menge etwa 
eine Meile weit transportirt und anscheinend durchgeschüttelt war. 

16* 
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Der makroskopisehe Befund sowohl wie der mikroskopische 
hatten also das Vorhandensein einer hämorrhagischen Magenent- 
zündung evident erwiesen. Ans den verschiedenen in meinem 
Besitz befindlichen klinischen nnd pathologisch-anatomischen Lehr- 
nnd Handbüchern habe ich nicht ersehen können, dass hftmorrhflr 
glsche Magenentzündungen zu den pathologisch-anatomischen Be- 
funden des Scharlachfiebers gehören. 

Als ich mich nunmehr an das Studium der Literatur von 
Bromvergiftungen machen wollte, fand ich, dass es eine solche 
eigentlich gar nicht gab. In meinen drei gerichtlich-medicinischen 
Handbüchern, Gasper-Liman, Maschka nnd Hoffmann steht 
gar Nichts davon. In Werber 's Toxieologie ^) fand ich S. 58 
folgeüden Satz: „Dem Jod sehr nahe steht das Brom, welches in 
Substanz ebenfalls heffcige Gastroenteritis, ähnlich den Mineral- 
säuren erzeugt.'' In Husemann's Arzneimittellehre^) steht S. 268: 
In grösseren Mengen verschluckt, bedingt es Corrosion nnd "Eaitr 
Zündung der Magenschleimhaut und kann Collaps nnd Tod her- 
beiftthren." („Collaps und Tod«). — 

Durch die gütige Beihülfe des zuletzt genannten Autors, 
meines verehrten Lehrers, kam mir Frank's Magazin^) in die 
Hände^ aus welchem ich (Seite 387—400) der Hauptsache nach 
das Folgende entnehme: 

Thierversuche und Versuche an gesunden Menschen ergaben 
folgende Resultate: Eine Katze, der nur 1 Tropfen nnverdSintes 
Brom in den Mund geschüttet war, starb davon in 6 Tagen; bei 
der Section zeigten sich Bespirationsorgane, Dannkanal und Leber 
entzündet. — „In grossen Gaben wirkt das Brom als ein heftig 
irritirendes corrodirendes Gift, um so heftiger je concentrirter es 
gegeben wird; es entsteht Aufstossen von Bromdämpfen, in kurzer 
Zeit treten Vomituritionen und heftiges Erbrechen von weiss- 
lichem mit Speichel vermischtem im späteren Verlaufe blutig ge- 
färbtem Schleim ein; eine heftige Magenentzündung entwickelt 
sich, an der die Thiere in einigen Tagen in einem Zustande der 
grössten Schwäche und allgemeinen Abmagerung, bisweilen leichten 
convulsivischen Zuständen starben; der Appetit liegt bei diesen 
Gaben völlig darnieder, der Durst nur massig, es findet Ver- 
stopfung oder Abgang von dunkelbraunen aashaft stinkenden 
Fäcee in sparsamer Quantität statt — Unmittelbar nach seiner 
Einverleibung wurde der Puls immer beschleunigt, aber nach 
kurzer Zeit schon wieder normal, in einigen Fällen wurde er so- 
gar um einige Schläge langsamer, z. B. bei Verfasser selbst, als 
er an einem Tage jede Stunde 2 Tropfen Brom in 1 halbe 

^) Lehrbuch der praktischen Toxicologie Yon Br. A. Werber, Erlangen 
1869. — 

*) Handbuch der gesammten Arzneimittellehre von Dr. med. Th. Hase- 
mann, 2. Anfl., BerHn 1888. — 

') J. Frank, Magazin för phjBiologiache Arsneimittellehre etc., Bd. 1, 
Leipzig 1846. — 

Jeden der geehrten Herren Leser, der sich n&her informiren möchte, 
bitte ich das Original, das wohl in jeder Universitätsbibliothek zu finden sein 
▼ird, naohsttsehen. 
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Unze Wasser gelöst nahm." — „Als freies Brom oder Brom- 
wasserstoffsäure findet Bich das Brom nicht im Blute. '' — In 
grösseren Gaben entsteht Schwindel und ein nauseoser Eindruck. 
Li den grössten Gaben ist der Eindruck aufs Nervensystem ein 
mehr lähmender, es entsteht höchste Niedergeschlagenheit, vor- 
übergehende Erweiterung der Pupillen in einigen Fällen auch 
vorübergehend verlangsamter Puls; im weiteren Verlaufe zeigte 
sich das Nervensystem weniger beeinträchtigt, die Thiere bleiben 
bloss niedergeschlagen und sterben bisweilen ohne alle nervösen 
Symptome, bisweilen nach leichten Convulsionen in einem Zu- 
stande grosser Erschöpfung.'' 

Für die BeurUieilung unseres Falles sind folgende am er- 
wachsenen gesunden Manne gemachten Beobachtungen von be- 
sonderem Werthe: Von einer Lösung von 6 Tropfen auf 1 halbe 
Unze Wasser (also 0,3 auf 15,0 oder in zweiprocentiger Lösung) 
bewirkten 6 Tropfen auf 1 Unze Wasser verdünnt, also 0,0012 
auf 30 bei leeren Magen genommen, Bauchkneipen mit dünnem 
diarrhoeartigen Stuhlgang. Dasselbe trat ein, als in Wieder- 
holungsfällen 15 Tropfen, also 0,003 auf 30 Wasser genommen 
wurden und auch nach Speisegenuss bewirkte die wiederholte 
Einfuhr von 0,004 (im ganzen wurden 4,0 Lösung, also 0,08 
Brom genommen) dieselben Symptome. — Der diesjährige preu- 
sische Medicinalkalender giebt als Dosis des Broms an 0,003 bis 
0,01 — 0,03 zweimal täglich, wir würden also 0,06 als höchste 
Tagesdosis für den Erwachsenen anzusehen haben, und hier hat 
das scharlacMeberkranke Eind 0,106 oder auch 0,145, ja viel- 
leicht sogar 0,203 reines Brom innerhalb 4 Stunden bekommen. 
Die Concentrirung war auch eine erhebliche: nämlich 0,036 auf 
19 oder 0,045 auf 20, während wir soeben sahen, dass bereits 
0,0012 — 0,003 auf 30 bei einem gesunden Manne mit leeren 
Magen Darmerscheinungen hervorzubringen im Stande sind. 

Fassen wir die Hauptpunkte des Falles zusammen, so ergiebt 
sich: Das nicht schwer erkrankte Kind verfiel nach der Brom- 
darreichung in CoUaps und verschied in demselben; die Dosis 
war als Einzeldosis mindestens viermal zu hoch, als die Gesammt- 
dosis in vier Stunden, fünf bis siebenmal (oder auch selbst zehn- 
mal) so hoch, als sie es innerhalb 24 Stunden hätte sein dürfen. 
Die Section ergab fast leeren Magen und eine hämorrhagische 
Magenentzündung. Collaps und Magenentzündung das sind auch 
die Resultate der Thierexperimente, und an einer Bromvergif- 
dung kann somit kein Zweifel bestehen. 

Die Frage, ob die heftige Magenentzündung als Todesursache 
anzusehen sei, ist von den Obducenten verneint worden, ich 
würde sie in diesem Falle unbedingt bejaht haben, wenn auch 
mit wesentlicher Bücksicht darauf^ dass sie als Complication zum 
Scharlachfieber hinzukam. 



Eine gerichtliche Verfolgung des Falles ist nicht eingetreten, 
die Staatsanwaltschaft hat das Verfahren eingestellt, einmal weil 
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sie nicht recht zu wissen schien, wer zu verfolgen sei und femer 
auch wohl, weil nach der Fassung des vorläufigen Gutachtens ein 
verurtheilendes Erkenntniss nicht zu erwarten stand. — 



Acute Seh wefelkohlenstofT- Vergiftung mit tSdtlichem 

Ausgange. 

Von Ih** Jaenicke, Ereifiphysikns in Templin. 

Acute Schwefelkohlenstoff- Vergiftungen mit tödtlichem Aus- 
gange sind bisher sehr selten beobachtet worden. Die gebräuchlich- 
sten Lehrbücher der gerichtlichen Medicin von Maschka, von 
Hofmann und Casper-Liman erwähnen bei den Vergiftungen 
den Schwefelkohlenstoff gar nicht, obwohl derselbe gegenwärtig 
in den Gummi- und Eautschukfabriken eine ziemlich bedeutende 
Rolle spielt und leicht zu Vergiftungen Veranlassung geben kann. 
Es dürfte daher gerechtfertigt erscheinen, wenn ich folgenden 
Fall, den ich in meiner Praxis zu beobachten Gelegenheit hatte, 
und der Gegenstand einer gerichtlichen Untersuchung wurde, der 
Oeffentlichkeit übergebe. Der Obduktionsbericht lautete, wie 
folgt: 

L Geschichtserzählung. 

Am 12. Juli 188 . . wurde der 36 Jahre alte Schuhmacher- 
geselle August Frömmrich aus Liebenthal i./Schl. wegen 
Betteins und Landstreichens verhaftet und am Nachmittage des- 
selben Tages gegen 4 Uhr dem hiesigen Gerichts -Gefangniss 
überliefert. Wie die Zeugen einstimmig bekunden, befand sich 
der Genannte bei seiner Einlieferung in betrunkenem Zustande, 
doch herrschen über den Grad der Trunkenheit bei den einzelnen 
Zeugen verschiedene Ansichten. Der Hülfsgefangen- Aufseher C, 
der die Aufnahme des Fr. zu bewirken hatte, sagt in dieser Be- 
ziehung (p. 7 V.) aus, dass der letztere „sichtlich betrunken ge- 
wesen, hin- und hergeschwankt und äusserst stark nach Schnaps 
gerochen habe, bei der Aufnahme seiner Personalien an der in 
dem Inspectionszimmer befindlichen Barriere sich habe festhalten 
müssen und dass ihm verständliches Sprechen schwer geworden 
sei." Bei seiner zweiten Vernehmung vor Gericht (p. 75 v.) 
spricht, derselbe C. jedoch von einem „offenbar etwas ange- 
trunkenen Menschen" und erklärt ausdrücklich, dass der Fr. 
wohl den Eindruck eines „angetrunkenen, nicht aber den 
eines schwer betrunkenen Menschen gemacht habe*" Der 
Gefangenen -Aufseher G. erklärt (p. 92 v.), dass Fr. offenbar an- 
getrunken, aber nicht betrunken gewesen; der Galfactor E. 
sagt (p. 97 V.) aus: „Fr. war wohl angetrunken, aber nicht sehr 
stark, er sprach ganz vernünftig und konnte auch ohne Hülfe sich 
fortbewegen." Der Zeuge H. endlich, der die Personalien des 
Fr. im Gefangniss aufzunehmen hatte, behauptet (p. 124 v.), der 
letztere sei „stark angetrunken, jedoch nicht siimlos betrunken 
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gewesen*', da er auf die an ihn gerichteten Fragen richtige Ant- 
worten gegeben habe and die Treppe ohne Hülfe heruntergegan- 
gen sei. — Nachdem Fr. seine Personalien angegeben, wurde er, 
da seine Kleider voll Ungeziefer waren, von dem Hülfsgefangenen- 
Aufseher C. nnd dem Calfactor K in die im EeHergeschoss be- 
findliche ßeinigangszelle gebracht, in der er sich zunächst auf 
einen Schemel niederliess. In dieser Zelle befand sich ausser der 
Badewanne der zum Reinigen der Kleider bestimmte Apparat, 
der im Wesentlichen aus einem Blechkasten besteht, auf dessen 
Boden sich eine Filzschicht befindet, die wieder von dem oberen, 
leeren Baume des Apparates durch eine durchlöcherte Blechplatte 
abgesondert ist. SoU dieser Apparat in Funktion gesetzt werden, 
so wird Schwefelkohlenstoff, eine sehr übelriechende und schnell 
verdunstende Flüssigkeit, auf die Filzschicht gegossen. Die sich 
nun rasch entwickelnden Schwefelkohlenstoff-Dämpfe dringen durch 
die durchlöcherte Blechplatte in den oberen Baum des Apparates, 
in den inzwischen die zu reinigenden Kleider gethan wurden, 
und vernichten in kurzer Zeit alles Ungeziefer. Zur Vermeidung 
des Entweichens der Schwefelkohlenstoff-Dünste taucht der Deckel 
des Apparates beim Verschliesen des letzteren in eine isolirende 
Wasserschicht. — 

Während nun das Wasser zum Bade des Fr. in der Küche 
gewärmt wurde, geriethen C. und G., welche inzwischen die mit 
Schwefelkohlenstoff gefüllte Flasche aus dem Vorrathsschrank 
entnommen hatten, dieirüber in Streit, wer von ihnen die Reini- 
gung des Gefangenen vorzunehmen hätte, und da sie sich nicht 
einigen konnten und der hinzugekommene Assistent Fl. ihnen 
hierin auch keinen Rath ertheilen konnte, so ging der Hülfs- 
gefangenen - Aufseher C, um sich Information zu holen, nach 
dem Gericht, während der Assistent Fl. mit dem Calfactor K. 
sich in die Küche begab. Wo G. blieb und was mit der Schwe- 
felkohlenstofffia^che gemacht wurde, ist aus den Akten mit Sicher- 
heit nicht zu ersehen, da die Aussagen der Zeugen FL, K., G., 
und C. in dieser Beziehung auseinander gehen. Nur scheint fest- 
zustehen, dass der Fr. in der Zelle ohne Aufsicht blieb, dass 
später ein erheblicher Theil des Schwefelkohlenstoffs aus der 
Flasche fehlte und dass statt dessen Wasser in die Flasche ge- 
gossen war. — 

Als C. vom Gericht zurückkehrte — es waren Inzwischen 
nach K.'s Angabe (pag. 98) etwa 25 Minuten verflossen — gingen 
C. und K. wieder in die Reinigungszelle, wo sie den Fr. an der 
Erde liegend und in einem sonderbaren Zustande vorfanden. K. 
sagt hierüber (pag. 19): „ich hielt den Fr. zuerst flir betrunken, 
muss aber bemerken, dass ich bei meinem Eintritt sofort einen 
intensiven Schwefelgeruch wahrgenommen habe'^ nnd (pag. 19 v.): 
„bei meinem zweiten Eintreten in den Reinigungsraum war er 
(Fr.) ganz hülf los, er konnte weder recht gehen noch stehen und 
sprach kein Wort, nur einzelne unverständliche Laute brachte 
er heraus." C. erklärte (p. 15): „IV. befand sich noch in der- 
selben Stellung, wie ich ihn verlassen hatte; nur schien sich sein 
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Zustand verschlimmert zu haben, wie ich aus seinem Stöhnen zu 
schliessen glaubte'', und (pag. 76): „ich bemerkte sofort bei 
meinem Eintritt in die Zelle einen vorher von mir nicht wahr- 
genommenen unangenehmen Geruch'*, sowie (p. 76 v.): „es fiel 
ferner uns beiden (C. und E.) auf, dass Fr. sich inzwischen zu 
seinem Nachtheil verändert hatte und augenscheinlich viel krän- 
ker und leidender war, als vorher. K wollte ihn auch, wie er 
mir mittheilte, als er vor mir in die Zelle getreten, auf dem 
Boden li^end gefunden und nur mit Mühe aufgerichtet haben." 
Am ausführlichsten aber schildert der Assistent FL den Zustand 
des Fr. mit den Worten (pag. 80 v.): „wie wir (FL, K und C.) 
eintraten, lag Fr., vom Schemel heruntergefallen, am Boden; er 
war gar nicht mehr im Stande, bei seiner Auskleidung irgend- 
wie behtilflich zu sein, er reagirte auf Ansprechen des E. in 
keiner Weise mehr, sondern brummte nur noch unverständlich; 
er war fast vollständig bewegungslos geworden und beispielsweise, 
wie er in's Bad gebracht werden sollte, nicht in der Lage, seine 
Beine hochzuheben, er musste vielmehr förmlich in das Bad gleich 
einem regungslosen Eörper hineingelegt werden." — 

Um diese Zeit bemerkten auch G. und dessen Ehefrau auf 
dem Flur vor der Reinigungszelle einen intensiven Geruch nach 
Schwefelkohlenstoff (pag. 73 und 94). Auf welche Weise dieser 
sich entwickelt hatte, ist aus den Zeugenaussagen mit Sicherheit 
nicht zu entnehmen. Es wird in den Akten nur die Vermu- 
thung ausgesprochen, dass Fr. möglicherweise von dem Schwefel- 
kohlenstoff getrunken und das Deficit durch Zusatz von Wasser 
ersetzt haben und dass der Geruch in der Badezelle und auf 
dem Flure alsdann von den Ausathmungen des Fr. hergerührt 
haben könne. Es ist aber unseres Erachtens nicht einmal mit 
Sicherheit erwiesen, dass die Schwefelkohlenstoff-Flasche während 
der Zeit, als Fr. allein in der Zelle war, in der letzteren wirk- 
lich gestanden hat. Der Assistent Fl. und der Galfactor K haben 
sie, obwohl sie längere Zeit sich in der Zelle aufhielten, nicht 
gesehen (p. 18 v., 19, 80 v., 98 und 98 v.). 

Nachdem Fr. in's Bad gebracht war, ging C. zur Apotheke, 
um neuen Schwefelkohlenstoff (in einer anderen Flasche) zu holen. 
Als er nach etwa Vi Stunde zurückkehrte, sass Fr. noch entklei- 
det in der Badewanne (p. 8 v.) „fast bewegungslos, hin und 
wieder stöhnend.'' Während des Aufhaltens im Bade „schlief er 
mit offenen Augen und erschien vollständig geistesabwesend. 
Er war wie gelähmt und konnte kein Glied am Eörper rühren." 
Sein Athem roch stark nach Schwefelkohlenstoff. Da er „fast 
leblos" erschien und „sich gar nicht selbst behelfen konnte", 
holte nun C. noch einen Gefangenen herzu und trug mit diesem 
und dem E. den nur mit einem Hemde bekleideten 1^. nach einer 
Detentionszelle, wo letzterer auf einen Strohsack niedergelegt 
wurde. Das war etwa um 5^/^ Uhr. Der Zustand des Kranken 
verschlechterte sich jedoch von Minute zu Minute. Er schlief 
ununterbrochen, athmete schwer, wurde gegen 7 Uhr sichtlich 
bleicher und zeigte einige Erschütterungen in der Brust (p. 9), 
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Rein Athem roch jetzt noch intensiver nach Schwefelkohlenstoff. 
Die Folge dieser Verschlimmerung des Zustandes wurde in Ab- 
wesenheit des Gefängnissarztes der mitunterzeichnete Dr. J. her- 
beigeholt. Derselbe fand den Fr. (pag. 55 und 71) auf einer 
Pritsche und zwar auf dem Rücken liegend, mit einem Hemde 
bekleidet und mit einer wollenen Decke zugedeckt. Beim Be- 
treten der Detentionszelle fiel sofort ein eigenthümlicher, wider- 
licher Geruch nach Schwefelkohlenstoff auf^ der, wie eine genaue 
Untersuchung ergab, hauptsächlich von der Ausathmungsluft des 
Fr. herstammte. Auf Befragen erklärte C, dass der Geruch der- 
selbe sei, der in der Reinigungszelle herrsche und dass er von 
dem in der letzteren verbrauchten Schwefelkohlenstoff her- 
rühre. — Die Erscheinungen, welche Fr. darbot, waren nun fol- 
gende: Er lag gänzlich bewusstlos mit geschlossenen Augen und 
vollsttodig unbeweglich auf dem Rücken, seine Gesichtsfarbe war 
sehr blass, seine Glieder erschienen schlaff und fielen, wenn man 
sie aufhob und dann losslies, wie leblos herunter, lieber dem 
ganzen Körper bestand eine vollständige Empfindungs- und 
Schmerzlosigkeit, wie sich dadurch zeigte, dass sowohl beim 
oberflächlichen, wie bei tiefem Einstechen mit einer Nadel in die 
Haut der verschiedensten Körpertheile keine Schmerzäusserung 
erfolgte. Die Reflexerregbarkeit war vollständig erloschen; denn 
es traten bei den erwälmten Versuchen mit der Nadel und beim 
starken kneifen der Haut nicht die geringsten Bewegungen ein 
und bei Berührung der Hornhaut des Auges mit dem Finger er- 
folgte kein Zucken der Augenlider. Die Pupillen waren starr, 
etwas mehr als mittelweit, an beiden Augen gleich gross und 
reagirten nicht im mindesten auf Lichteinfall. Der Athem war 
beschleunigt und schnarchend, jedoch vollständig regelmässig und 
auch gleichmässig, der Puls ebenfalls etwas beschleunigt, jedoch 
kräftig und nicht aussetzend. — Da der Zustand des Kranken 
zunächst zu keiner Besorgniss Veranlassung gab, so wurde nur 
für frische Luft und gute Lagerung desselben Sorge getragen 
und angeordnet, dass jede Veränderung des Zustandes sofort ge- 
meldet werden müsste. Darauf begab sich der mitunterzeichnete 
Dr. J. mit C. und dem Gerichtssekretär P. in die im Keller be- 
findliche Reinigungszelle, in der ein so penetranter Geruch nach 
Schwefelkohlenstoff herrschte, dass ein längeres Athmen in der- 
selben unmöglich gewesen wäre und dass der Sekretär P. die ZeUe 
deshalb sofort verlassen musste. Auf die Frage, ob Fr. sich in 
dieser Luft längere Zeit aufgehalten habe, gab C. eine bejahende 
Antwort und setzte hinzu: es kann wohl eine halbe Stunde und 
darüber gewesen sein. Auf die weitere Frage, ob er und der 
Calfactor K. es denn in der Reinigungszelle beim Baden des Fr. 
hätten aushalten können, erwiderte C, sie hätten des starken 
Geruches wegen abwechselnd die Zelle verlassen müssen, um 
frische Luft zu schöpfen. (Die später pag. 77 von C. aufgestellte 
Behauptung, das abwechselnde Hinausgehen sei erst erfolgt, nachdem 
Fr. in die Detentionszelle gebracht war und hier unter Anleitung 
des Sanitätsrathes Dr. Dz. künstliche Athembewegungen gemacht 
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wurden, muss schon deshalb als unrichtig zurückgewiesen werden, 
weil G. die obige Bemerkung zu dem Dr. J. schon um 8 Uhr 
Abends machte, während Herr Sanitätsrath Dr. Dz. erst g^en 
9 Uhr im Geft.ngniss erschien und erst nach 9 Uhr die künst- 
lichen Athembewegungen vornehmen Hess). Der Dr. J. machte 
darauf dem C. noch Vorwürfe, wegen seines Verhaltens und 
sprach Herrn Sekret&r P. gegenüber seine Verwunderung darüber 
aus, dass der Reinigungsapparat sich in demselben Baume be- 
fönde, in dem die Gefangenen gebadet würden. — 

Als gegen 8^/^ Uhr das Befinden des Fr. sich wieder ver- 
schlechterte, holte G. den Gefängnissarzt Sanitätsrath Dr. Dz. 
herbei, der Folgendes constatirte (pag. 69 v.): „Fr. lag regungs- 
los und, wie eine mittelst eines Lichtes an den Pupillen ange- 
stellte Untersuchung ergab (?), bereits ftthllos: ebenso war der 
Puls nicht oder nur sehr schwach zu bemerken.'^ Es wurden so- 
fort künstliche Athembewegungen ausgeführt, wobei ganz beson- 
ders jener widerliche Geruch nach SchwefelkohlenstoiF bemerkt 
wurde, sowie Reibungen des ganzen Körpers vorgenommen und 
Einspritzungen von Aether gemacht (p. 9). Der Kranke schien 
sich hiemach zu erholen. Puls und Athem besserten sich, er 
sprach jedoch zunächst kein Wort. Nach einiger Zeit (etwa 3 
Stunden p. 9) antwortete er auf die Frage des K., ob er trinken 
wolle, mit „ja", worauf er schluckweise Wasser trank. „Gegen 
Morgen trat eine weitere Besserung des Zustandes ein, es schien 
ihm zeitweise das Bewusstsein zurückzukehren und er stiess her- 
vor, dass er Herz- und Kopfschmeor^en hätte. Gleich darauf 
wurde er aber wieder wie bewusstlos.** Um 4 Uhr Morgens 
machte er dem G. durch Zeichen verständlich, dass er zu trinken 
wünsche; gegen 6 Uhr verschlechterte sich sein Aussehen wieder; 
gegen 7 Uhr ging G. nochmals zum Dr. Dz., der Selterswasser 
und eine Medicin verschrieb. Als er zurückkehrte, „war Fr. 
sichtlich schlechter geworden, trank aber noch etwas von dem 
Selterswasser. Mit Ausnahme des Wortes: „Trinken'' sprach er 
auch jetzt nichts, er wies öfter auf die Magengegend hin, als 
müsse er Schmerzen haben." Gtegen 8^/^ Uhr Morgens starb er 
ohne jeglichen Todeskampf. — 

Von Wichtigkeit sind bezüglich des Verhaltens des Fr. wäh- 
rend der Nacht vom 12. zum 13. Juli noch die Aussagen des 
Strafgefangenen B. und des Galfactors K Ersterer giebt (pag. 
86) an: Gegen VL Uhr Nachts schlug Fr. zum ersten Male die 
Augen auf Um 3^/^ Uhr fing er zuerst zu sprechen oder zu- 
nächst zu stammeln an. Nach und nach wurde ihm offenbar das 
Sprechen leichter; was er aber sagte, war noch schlecht zu ver- 
stehen. Gegen S^/g Uhr sagte er, dass er Kopfschmerzen und 
Herzschmerzen habe, wobei er die Hand gegen die Herzgegend 
hielt. Er äusserte dabei auch ferner: »^„Ich habe mir verbrannt, 
ich habe nicht Bescheid gewusst"" Diese Worte wiederholte er 
mehrere Male. Auf die Frage, was die Worte bedeuten sollten, 
antwortete er nicht, da sich sein Zustand gleich wieder verschlech- 
terte. Er hörte überhaupt auf, deutlich zu sprechen und phan- 
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tasirte nur noch in unverständlichen Worten und Lauten.'' Der 
Calfactor K, der fast die ganze Nacht bei Fr. gewacht hatte, 
sagt (p. 99) aus: „Fr. war sehr schwach und sprach kein Wort, 
er konnte offenbar nicht; mehrmals sprach er zwar einige Worte, 
aber so undeutlich, dass ich sie nicht recht verstehen konnte; 
nur einmal sprach er ziemlich deutlich die Worte: „„Das Herz 
schmerzt mich so und der Kopf.''" Ausserdem glaubte ich auch 
einmal die Worte zu hören : „ „ich habe mich verbrannt und habe 
es nicht gewusst."" Ob ich aber richtig verstanden, kann ich 
nicht sagen." 

Bei der am Todestage (13. Juli) vorgenommenen Besichti- 
gung des Leichnams durch den Kichter wurde constatirt, dass be- 
reits in den Armen die Todtenstarre eingetreten und dass eine 
erhebliche Menge Kothes aus dem After geflossen war. — 

Der G^efängniss-Arzt Dr. Dz. stellte hierauf am 13. Juli ein 
Attest aus, wonach der Fr. an einer acuten Alkoholvergiftung 
gestorben (p. 5), modificirte aber noch an demselben Tage in einem 
zweiten Attest sein Gutachten dahin (p. 11), dass nicht allein ein 
übermässiger Alkoholgenuss, sondern zum nicht unwesentlichen 
Theile auch die Einathmungen von Schwefelkohlenwasserstoff 
(soll wohl heissen: Schwefelkohlenstoff!) an dem durch Herzläh- 
mung erfolgten Tode des Fr. schuld gewesen wären. Als Ur- 
sache dieser Meinungsänderung giebt er bei seiner geri^^htlichen 
Vernehmung vom 25. Oktober (p. 70 v.) hauptsächlich an, dass 
verschiedene Ejrankheitserscheiniuigen des Fr. mit einer reinen 
Alkoholvergiftung gar nicht vereinbar gewesen seien, wie bei- 
spielsweise seine bleiche Farbe und Blutarmuth an der Ober- 
fläche des Körpers, die vollständige Gefühllosigkeit und vor 
Allem das vollständige Fehlen jeder Art von Congestion nach 
dem Kopfe, welche letztere bei schwerer Betrunkenkheit stets her- 
vorzutreten pflegte. Während Herr Dr. Dz. aber am 25. Oktober 
erklärt, dass der Tod des Fr. nicht durch Trinken, sondern nur 
durch Einathmen von Schwefelkohlenstoff erfolgt sein konnte, 
weil bei der Obduktion keine erhebliche Entzündung des Magens 
und Schlundes zu constatiren gewesen und der speciflsche Geruch 
des Schwefelkohlenstoffs im Magen gefehlt habe, ändert er dies 
Gutachten, hauptsächlich mit Kücksicht auf später zu erwähnende 
Versuche des Apothekers A. und auf die Angaben und Vermu- 
thungen der Zeugen P., FL, C, B. und K. am 4. Novbr. (p. 95) 
dahin ab, dass die Vergiftung nicht durch Einathmen, son- 
dern durch Trinken des Schwefelkohlenstoffs erfolgt sei. 

Auf Veranlassung der Königl. Staatsanwaltschaft zu Pr. 
wurde nunmehr am 16. Juli die gerichtliche Obduktion der 
Leiche vorgenommen, die folgende, für die Beurtheilung des 
Falles wichtigen Punkte ergab (p. 23 u. f.): 

1) Die Leiche des etwa 40jährigen Mannes ist von kräfti- 
gem Knochenbau, gut entwickelter Muskulatur und mitt- 
lerem Fettpolster. 

2) Die Farbe ist im Allgemeinen schmutzig-hellgrün, an 
den Seitentheilen der Brust und des Bauches, sowie an 
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den abhängigen Partieen der Arme schmutzig-rothbraun; 
im Gesicht, am Halse und am Rücken schmutzig-donkel- 
grün. Am ganzen Körper finden sich zahlreiche, dunkel- 
grüne, baumfSrmig verzweigte Streifen. Die Oberhaut 
ist zum Theil in zahlreichen grossen Fetzen von der 
Haut abgelöst, zum Theil durch mit Wasser gefüllte 
Blasen abgehoben. Auf Einschnitten in die dunkelbraun 
und dunkelgi*ün gefärbten Partieen erscheint das Gewebe 
blass und es ergiesst sich nur aus den durchschnittenen 
Hautvenen etwas dunkles, flüssiges Blut. Der ganze 
Körper ist unförmlich angeschwollen, die Haut knistert 
überall auf Fingerdruck. 
3) Die aussenfläche des Magens ist glatt und glänzend, von 
theils röthlich-gelber, theils sclunutzig- grünlich -gelber 
Farbe; Gefasse lassen sich an ihr nicht erkennen. Die 
Schleimhaut des Magens [erscheint, nachdem sie mit reinem 
Wasser abgespült ist, vollständig unverletzt, von theils 
gelblich -grauer, theils, namentlich an den hinteren Par- 
tieen, grünlich - grauer Farbe. Geftsse sind an ihr nir- 
gends mit Deutlichkeit zu erkennen. Die Schleimhaut 
des Magens ist nicht verdickt und nur wenig gerunzelt. 
45) Die Speiseröhre wird nahe am Halse unterbunden, dicht 
über der Ligatur durchgeschnitten und herausgenommen. 
Sie erscheint an ihrer Aussenfläche unverletzt, von braun - 
rother Farbe. Aufgeschnitten ist sie vollständig leer. 
Ihre Schleimhaut ist zart, unverletzt, von röthlich-grauer 
Farbe, ohne erkennbare Gefässe. 
49) Der Schlund ist frei von fremden Körpern ; seine Schleim- 
haut sowie die des Gaumens ist zart, von schmutzig- 
graurother Farbe, ohne erkennbare Gefässe. — 
Nach Beendigung der Obduktion gaben die Unterzeichneten 
ihr vorläufiges Gutachten dahin ab, dass die Obduktion die 
Todesursache nicht ergeben habe. Auf die Frage des Richters, 
ob der Tod des Obducirten durch eine Vergiftung vermittelst 
eingeathmeten oder genossenen Schwefelkohlenstoffs erfolgt sein 
könnte, gaben die Unterzeichneten, und zwar, wie hier gleich 
hervorgehoben werden soll, hauptsächlich mit Rücksicht auf die 
vorher an dem Fr. bei Lebzeiten desselben constatirten Krank- 
heitserscheinungen, sowie die übrigen schon bekannten Umstände 
des Falles, diese Möglichkeit bezüglich der Einathmung von 
Schwefelkohlenstoff zu, behielten sich aber ein definitives Gut- 
achten bis nach Ausführung der chemischen Untersuchung der 
asservirten Leichentheile vor. Letztere wurden alsdann dem 
gerichtlichen Chemiker Herrn Dr. B. zu Berlin übersandt, der 
unter dem 21. August (p. 83) in einem langem Gutachten aus- 
führte, dass sich weder Alkohol noch Schwefelkohlenstoff in den 
asservirten Leichentheilen gefunden habe, dass aber das Nicht- 
aufünden von Schwefelkohlenstoff ebenso wenig gegen die Mög- 
lichkeit einer Schwefelkohlenstoff - Vergiftung spreche, wie das 
Nichtaufflnden von Alkohol als Beweis gegen das vormalige Vor- 
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liegen von Alkohol in den Organen anzusehen sei (pag. 36), da 
sowohl Schwefelkohlenstoff wie Alkohol sich sehr leicht zer- 
setzten und verflüchtigten. Auch Phosphor, Cyan, Arsen, me- 
tallische Gifte und Pflanzen - Alkoloide fanden sich in den 
Leichentheilen nicht vor. Dr. B. kommt dann zu dem Schlüsse: 
„Es dürfte somit der negative Ausfall der Untersuchung auch in 
Bezug auf Metallgifte und Alkoloide als unterstützendes Moment 
dafür dienen, dass ein sehr flüchtiges und zersetzbares, aus dem 
Körper sich schnell ausscheidendes Gift den Tod des Fr. veran- 
lasst habe." Dem Wunsche des Herrn Dr. B., den dem Gefan- 
genen-Aufseher G. abgenommenen Schwefelkohlenstoff auf eine 
eventuelle Verunreinigung dui'ch Schwefelwasserstoff unter- 
suchen zu lassen, wurde seitens des Gerichts nachgekommen und 
ergab die von Herrn Apotheker A. hierselbst vorgenommene 
Untersuchung, das der Inhalt der G.'schen Flasche zu ^/<, aus 
Schwefelkohlenstoff, zu ^/^ aus reinem Wasser bestand und dass 
der Schwefelkohlenstoff frei von Schwefelwasserstoff war. — 

Auf Veranlassung des Königl. Amtsgerichts hierselbst wurden 
sodann durch den Apotheker A. am 3. und 4. Novbr. noch fol- 
gende Experimente angestellt (p. 91): 

1) Es wurde in einem verschlossenem Räume eine offene 
Porzellanschale mit 100 Gr. Schwefelkohlenstoff aufgestellt und 
unberührt 7 Stunden lang stehen gelassen. Nach Ablauf dieser 
Zeit waren 65 Gr. Schwefelkohlenstoff verdunstet, dass Zimmer war 
mit einem unangenehmen Geruch nach Schwefelkohlenstoff erfüllt, 
dieser Dunst übte aber auf Herrn A. nach einem 5 Minuten lan- 
gem Einathmen „keine das gesundheitliche Wohlbefinden wirk- 
lich beeinträchtigte Störung" aus. Hieraus schliesst Herr A., 
dass aus einer enghalsigen, nicht verschlossenen Flasche von 
etwa 400 — 500 Gr. Inhalt im Zeitraum von ^/^ Stunden unter 
sonst gleichen Verhältnissen höchstens 20 Gr. Schwefelkohlenstoff 
verdunsten werden und dass die Wirkung, die eine so schwache 
Dunstentwicklung auf den Gesundheitszustand eines Menschen 
äussern könne, nur eine sehr geringe sein werde. — 

2) In demselben verschlossenen Eaume wurden 4 grosse 
offene Schalen aufgestellt, deren Boden und Seitenwände vorher 
mit Werg ausgelegt waren. Auf diese Wergmasse wurden als- 
dann 500 Gr. Schwefelkohlenstoff gegossen. Nach */^ stündigem 
Aufenthalt in diesem Eaume waren die Wirkungen der Ausdün- 
stung auf den gesundheitlichen Zustand des Herrn A. erheb- 
licher, als im ersten Versuche; er bekam einen benommenen Kopf, 
der Geruch des Schwefelkohlenstoffs wirkte viel unangenehmer 
auf das Geruchsorgan und war viel intensiver, er haftete noch 
einige Stunden lang an den Kleidern. Beim Verlassen des Rau- 
mes verschwand die Benommenheit ziemlich rasch. — 

3) Beim Untersuchen des Inhalts der G.*schen Flasche ver- 
spürte Herr A., der zu dieser chemischen Untersuchung einen 
grossen Theil des Tages verbraucht und dabei wiederholt direct 
in die warmen, aufsteigenden Schwefelkohlenstoff-Dämpfe gerochen 
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hatte, eine erhebliche Benommenheit des Kopfes, es war ihm so 
zn Mathe, als ob er eine allzuschwere Cigarre geraucht hätte. — 
Schliesslich wurde auf Ersuchen der Unterzeichneten am 2. 
Mai des folgenden Jahres noch folgender Versuch ausgeführt 
(p. 131). Der im Gefängniss befindliche ßeinigungsapparat wurde 
in die Zelle getragen, in der Fr. gebadet worden, die Filzschicht 
wurde mit 275 Gr. reinem Schwefelkohlenstoff (etwa ebensoviel 
als in der G.'schen Flasche gefehlt hatte) besprengt, der Apparat 
alsdann yerschlossen und stehen gelassen, nachdem die isoUrende 
Wasserschicht vorher beseitigt worden war. Als sich nach Ver- 
lauf einer Stunde, während welcher die ZeUe nicht geöffiiet wor- 
den war, der Richter, der Protokollführer, die Gefangenen - Auf- 
seher G. und R. und der mitunterzeichnete Kreis - Physikus wie- 
der in die Zelle begaben, bemerkten sie in derselben einen zwar 
nicht sehr intensiven, aber deutlichen Geruch nach Schwefel- 
kohlenstoff, der vorher dort nicht wahrgenommen wurde. Nach 
Verweilen von 5 Minuten verspürte der Richter eine gewisse Be- 
nommenheit des Kopfes, der R. Uebelkeit und Benommenheit im 
Kopfe, der G. Kopfschmerzen und Schwere in den Beinen, Dr. J. 
Benommenheit im Kopfe, etwas Uebelkeit und Schwere in den 
Beinen. Nach Verlauf von abermals einer Stunde und 25 Min. 
war der Geruch nach Schwefelkohlenstoff in der Zelle stärker, 
aber lange nicht so intensiv, wie am 12. Juli Abends, als der 
unterzeichnete Kreis-Physikus die Zelle betrat. Nachdem sich 
der Richter und der Dr. J. jetzt 15 Minuten in der Zelle aufge- 
halten, verspürten beide starkes Herzklopfen, beschleunigten, un- 
regelmässigen, zuweilen aussetzenden Puls (der Richter 80, Dr. J. 
100 p. m. bei wiederholten Zählen und nüiigem Sitzen), Benom- 
menheit und Schwindel im Kopfe, Schwere in den Gliedern, Dr. 
J. ausserdem einen Druck in der Herzgegend und leichte Uebel- 
keit mit der Neigung zum Erbrechen. Als hierauf der Deckel 
von dem Reinigungsapparat abgehoben wurde, entströmte dem 
letzteren ein höchst penetranter, betäubender Schwefelkohlenstoff- 
geruch, der die Anwesenden zum schleunigen Verlassen der Zelle 
nöthigte. — 

n. Gutachten. 

Die eigenthümlichen und so plötzlich auftretenden Krankeits- 
erscheinungen, welche dem Tode des vorher gesunden, kräftig 
gebauten (Nr. 1 des O.-P.) und erst 36 Jahre alten Fr. voraus- 
gingen, mussten von vornherein den Gedanken an eine stattge- 
habte Vergiftung nahelegen. Dass diese letztere lediglich eine 
Folge übermässigen Alkoholgenusses gewesen, war nicht anzu- 
nehmen; denn einmal scheint der Fr. nach der Aussage der mei- 
sten Zeugen bei seiner Einlieferung in das Gefängniss nicht sinn- 
los betrunken, sondern nur massig berauscht gewesen zu sein und 
anderseits entspricht der Symptomencomplez, den der Genannte 
vor seinem Tode darbot, keineswegs dem durch übermässigen 
Alkoholgenuss hervorgerufenen Krankheitsbilde, wie auch Herr 
Sanitätsrath Dr. Dz., der anfänglich die Diagnose auf acute AI- 



Acute Schwefelkohlenstoff-Vergifbang mit tödtlichem Ausgange. 231 

koholvergiftung gestellt, diese Diagnose aber noch an demselben 
Tage verworfen hatte, sehr richtig hervorhebt. Dagegen mnsste 
der Umstand, dass der Athem des Fr. vor dessen Tode stark 
nach Schwefelkohlenstoif roch nnd dass in der Beinigungszelle, 
in der Fr. sich längere Zeit aufgehalten, ebenfalls ein sehr inten- 
siver Geruch nach Schwefelkohlenstoif bemerkt wurde, eine Ver- 
giftung durch letztgenannten Stoif wahrscheinlich machen. Die 
Obduktion hat nun allerdings nichts ergeben, was für eine solche 
Vergiftung sprechen könnte und auch die chemische Untersuchung 
der asservirten Leichentheile führte zu einem negativen ßesultat; 
jedoch können diese beiden Momente im vorliegenden Falle 
keineswegs für massgebend angesehen werden. Denn einerseits 
war die Verwesung der Leiche bei der Obduktion in Folge der 
grossen Julihitze bereits so weit vorgeschritten (No. 2. der O.-P.), 
dass die eigentliche Todesursache mit einiger Sicherheit über- 
haupt nicht mehr aufgefunden werden konnte, und anderseits ist 
der Schwefelkohlenstoff, wie auch der Chemiker Herr Dr. B. an- 
giebt, ein so Üüchtiger und leicht zersetzlicher Körper, dass er, 
selbst wenn er vorher in grösserer Menge im Körper des Obdu- 
cirten vorhanden gewesen wäre, zur Zeit der chemischen Unter- 
suchung (d. h. 4 — 5 Wochen nach dem Tode!) längst verschwunden 
sein muBste.) Aber obwohl somit weder die Obduktion noch die 
chemische Untersuchung in diesem Falle Aufklärung verscha£fen 
konnte, glauben wir dennoch mit Sicherheit behaupten zu können, 
dass Fr. an einer Schwefelkohlensto£f- Vergiftung gestorben ist. 
Hierfür sprechen ausser dem bereits oben erwähnten Umstände, 
dass der Athem des Genannten stark nach Schwefelkohlenstoff 
roch und dass die Luft in dem Beinigungsraume intensiv mit 
Schwefelkohlenstoff-Dünsten geschwängert war, hauptsächlich die 
Symptome, die an dem Fr. vor seinem Tode wahrgenommen wur- 
den. Diese stimmen nämlich in allen wesentlichen Punkten genau 
mit dem durch eine acute Schwefelkohlenstoff -Vei^iftung erzeug- 
ten Krankheitsbilde überein und dieses letztere wiederum ist so 
charakteristisch, dass es in seiner Gesammtheit durch kein an- 
deres Gift hervorgerufen werden kann. 

Eine Schwefelkohlenstoff-Vergiftung kann nun in zweifacher 
Weise herbeigeführt werden: 1) durch Einathmung der Schwe- 
felkohlenstoff-Dämpfe und 2) durch innerlichen Genuss des flüssi- 
gen Schwefelkohlenstoffes. Es entsteht daher hier die Frage, auf 
welche Weise der Tod des Fr. herbeigeführt wurde, eine Frage, 
auf deren Beantwortung richterlicherseits ein grosses Gewicht 
gelegt zu werden scheint. Da nun acute und tödlich verlaufene 
Vergiftungen durch Schwefelkohlenstoff bisher sehr selten be- 
obachtet wurden, so hat sich der mitunterzeichnete Kreis -Physi- 
kus der Mühe unterzogen, die Literatur über diesen Gegenstand, 
soweit sie ihn durch die Gefälligkeit des Herrn Prof. Dr. Lieb- 
reich zu Berlin zugänglich gemacht werden konnte*), genau zu 

*) Ausnahmsweise, der Seltenheit des FaUee wegen, sei die Literatur hier 
angefiihrt: Sapelier: 1) Etüde sur le sUlfure de carbone. Le Mans 1885; 2) 
A. N. Douglas: Med. Times and Gazette of 1878 (vol. n. p. 350); 8) The 



232 Dr. Jaenicke. 

studiren, und theils auf Grund dieser Information, theils mit Eück- 
sicht auf die näheren Umstände des Falles sind die Unterzeich- 
neten zu der Ueberzeugung gelangt, dass Fr. in Folge des Ein- 
athmens von Schwefelkohlenstoflfdämpfen gestorben ist. Um diese 
Annahme wahrscheinlich zu machen, muss vorausgeschickt werden, 
dass die Symptome einer Schwefelkohlenstoff-Vergiftung verschie- 
dene sind, je nachdem die Vergiftung durch Einathmung oder 
durch innerlichen Genuss des Schwefelkohlenstoffs erfolgte. Wäh- 
rend nämlich im letzteren Falle die Erscheinungen von Seiten 
des Magen-Darmkanals in den Vordergrand treten und hauptsäch- 
lich in Uebelkeit, Aufstossen, Würgen und Erbrechen, Kollern 
im Leibe, Auftreibung des letzteren. Drang zum Urinlassen, 
Blutpissen, heftigem Brennen im Schlünde und Magen bestehen, 
denen erst in zweiter Reihe die Erscheinungen von Seiten des 
Central-Nervensystems sich anschliessen, werden beim Einathmen 
des Schwefelkohlenstoffs in erster Linie das Central-Nervensystem, 
die Respirations- und Circulationsorgane krankhaft ergriffen; es 
stellen sich Schwindel, Benommenheit und Schmerzen im Kopfe, 
Betäubung, dann Lähmungserscheinungen, Erlöschen der Bewe- 
gungs- und Empöndungsfähigkeit, der Reflexerregbarkeit, tiefe 
Bewusstseinsstörung, beschleunigter Puls und Athem, Herz- und 
Lungenlähmung ein. Verwerthen wir nun diese Erfahrungen für 
den vorliegenden Fall, so muss sofort auffallen, dass bei Fr. 
seitens des Magens und des Darmes nicht die geringsten krank- 
haften Erscheinungen auftraten: er hat, obwohl er ein ziemlich 
erhebliches Quantum Schwefelkohlenstoff zu sich genommen haben 
müsste (denn nach G.'s Angabe fehlte in dessen Flasche etwa so 
viel, als gewöhnlich zu einer einmaligen Benutzung des Reini- 
gungsapparates gebraucht wurde (p. 132), weder Aufstossen noch 
quälendes Würgen, noch Erbrechen, noch Kollern im Leibe oder 
eine Auftreibung des letzteren gezeigt. Er hat femer, als er 
auf kurze Zeit zur Besinnung kam, nicht über Brennen im 
Schlünde und Magen, sondern hauptsächlich über Kopf- und 
Herzschmerzen geklagt und dabei die Hand gegen die Herz- 
gegend gehalten (Zeuge B. p. 86 v.). Hierzu komomt noch, dass 
bei der Obduktion weder am Schlünde noch in der Speiseröhre 
und im Magen die geringsten krankhaften Veränderungen aufge- 
funden wurden (No. 21, 45, 49 d. O.-P), während sonst, wie auch 
zwei von dem unterzeichneten Kreis-Physikus im Gemeinschaft 
mit Herrn Apotheker A. an Kaninchen angestellte Versuche er- 
gaben, mindestens lebhafte Röthung und Injection des Schlundes, 
der Speiseröhre und des Magens beobachtet werden. Diese Er- 
scheinungen konnten auch nicht etwa in Folge der Verwesung 



Lanzet 1886 vol. n 4) Bernhard, Berl. klin. Wochenschrift 1871 No. 2; 6) 
Husemann, Handbuch der Toxikologie 1862 Berlin; 6) Eulenberg: Die 
Lehre von den schädlichen und giftigen Gasen 1865, Braunschweig; 7) Der- 
selbe: Handbuch der Gewerbehygiene, Berlin 1876; 8) Hirt: Gewerbekrank- 
heiten in von Ziemsens Handbuch^ Band I. Leipzig 1875; 9) Falck: Lehr- 
buch der pract. Toxikologie, Stuttgart 1880. — (Nicht zu vergessen ist Le- 
wins Toxikologie. Redaäion.) 
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der Leiche verschwunden oder unkenntKch geworden sein; denn 
wenn die Leiche auch äusserlich (No. 2 d. O.-P.) die Zeichen 
einer weit vorgeschrittenen Verwesung darbot, so waren die 
inneren Organe der Brust- und Bauchhöhle noch verhältniss- 
mässig gut erhalten, so dass eine irgendwie erhebliche Injection 
oder Entzündung von den oben genannten Organen sicherlich 
noch hätte nachgewiesen werden können. Das Einzige, was 
dafür sprechen könnte, dass Fr. den Schwefelkohlenstoff getrun- 
ken, sind die Worte, die er nach B.'s Angabe gesprochen haben 
soll: „Ich habe mir verbrannt, ich habe nicht Bescheid gewusst." 
Indessen ist auf diese Worte unseres Erachtens kein grosses Ge- 
wicht zu legen, um so weniger, als sie eben nur B. gehört haben 
will, während der ebenfalls anwesende K. nur glaubt, sie ein- 
mal gehört zu haben, aber ausdrücklich hinzusetzt: „Ob ich aber 
richtig verstanden habe, kann ich nicht sagen. Auch glaube ich, 
dass Fr. ohne Bewusstsein war und nur auf Minuten dasselbe 
zurückkehrte" (p. 99 v.). Wenn schon aus dieser Differenz der 
Angaben hervorgeht, dass die erwähnten Worte nicht sehr deut- 
lich gesprochen sein konnten, so muss für den Sachverständigen 
die Aussage des E. sehr viel glaubwürdiger erscheinen, als die 
des B. Denn es ist kaum anzunehmen, dass ein so schwer und 
meist bewusstlos Kranker, wie Fr., mehrmals „ganz deutlich" 

kurz hinter einander einen längeren Satz sprechen wird. 

Ausser diesen mehr wissenschaftlichen Gründen glauben wir 
aber auch andere aus den Akten anführen zu können, welche 
gegen die Annahme sprechen, dass Fr. den Schwefelkohlenstoff 
getrunken habe. Zunächst würde es sich, wenn letztere An- 
nahme richtig wäre, gar nicht erklären lassen, woher der inten- 
sive Geruch nach Schwefelkohlenstoff stammte, der um 8 Uhr 
Abends, also nach 2 ^/g Stunden, nachdem Fr. in die Detentions- 
zelle geschafft worden war, von dem Secretär P. und dem unter- 
zeichneten Kreis-Physikus in der Reinignngszelle wahrgenommen 
wurde. Denn dass dieser Geruch etwa noch von den Ausath- 
mungen des Fr. während seines Aufenthaltes in der Zelle hätte 
herrühren können, ist bei der Intensität desselben, bei der Länge 
der Zeit, die inzwischen verflossen war, bei der grossen Flüchtig- 
keit der Schwefelkohlenstoff- Dämpfe unter gleichzeitiger Berück- 
sichtigung des Umstandes, dass die Thür der Reinignngszelle 
wiederholt offen gestanden hatte und auch um 8 ÜIu* Abends 
offen stand, undenkbar. Ebensowenig konnte der Geruch etwa 
in Folge einer später, d. h. nach Wegschaffung des Fr. aus der 
Badezelle, stattgehabten Benutzung des Reinigungsapparates sich 
entwickelt haben, da nach der übereinstimmenden Aussäge von 
C. und R. der Apparat bei dieser Gelegenheit mit Hülfe des 
Gefangenen N. (der allein mit dem Apparat umzugehen wusstel) 
vollständig vorschriftsmässig angewandt und namentlich mit 
einer isolirenden Wasserschicht versehen wurde (p. 77 u. 98 v.), 
so dass Jetzt Schwefelkohlenstoff- Dämpfe aus ihm nicht ent- 
strömen konnten", wie C. noch ganz besonders hervorhebt (p. 77). 
Die Annahme des Richters femer (p. 94), dass Fr. selbst das 
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Wasser aus der in der Badezelle befindlichen Holzkanne in die 
G.'sche Flasche gegossen haben könnte, nachdem er von dem 
Inhalt getrunken, wird unhaltbar durch die bestimmte Aussage 
des Ca]iactors K, dass in der Holzkanne gar kein Wasser ge- 
wesen, dass letztere sogar inwendig ausgetrocknet war (p. 115 v.), 
dass femer Wasser aus der Isolirschicht des ßeinigungsapparates 
desshalb nicht zugegossen sein konnte, weil letzteres stets 
schmutzig gefärbt gewesen, während das Wasser in der G.'schen 
Flasche ganz rein gewesen sei, und dass sonst überhaupt kein 
Wasser in der Badezelle vorhanden gewesen. Schliesslich darf 
unseres Erachtens nicht fibersehen werden, dass aktenmässig nicht 
einmal mit Sicherheit festgestellt worden ist, ob die G.'sche 
Flasche wirklich in der Beinigungszelle gestanden hat. Der 
Assistent Fl. und der Calfactor K. haben sie jedenfalls nicht ge- 
sehen, und G. behauptet, dass C. sie in die linke Rocktasche ge- 
steckt habe (p. 93). Als C. sie der Frau G. zurfickgab, fehlte 
ein merklicher Theil des Inhalts und es war statt dessen 
etwa ^/g Wasser zugegossen (p. 79). Berücksichtigen wir alle 
diese Momente und erwägen wir femer, dass es an sich nicht 
sehr wahrscheinlich ist, dass Jemand, selbst in der Trunkenheit 
von einer so stark und übel riechenden, sowie Schmerzen und 
lebhaftes Brennen im Schlünde und im Magen hervormfenden 
Flüssigkeit ein grösseres Quantum gemessen oder gar nach dem 
Genüsse das Fehlende durch Zusatz von Wasser ersetzen würde, 
so müssen wir zu dem Schlüsse gelangen, dass Fr. den Schwefel- 
kohlenstoflf nicht getrunken hat. Mit dieser Annahme würde auch 
die positive, dem unterzeichneten Ereis-Physikus gegenüber ge- 
machte Angabe des G. in Einklang stehen, dass der Gemch in 
der Badezelle von dem verbrauchten Schwefelkohlenstoff her- 
rührte, dass Fr. sich in diesem Dunste wohl über eine halbe 
Stunde aufgehalten habe und dass er (G.) und E. des starken 
Gemchs wegen abwechselnd aus der Badezelle hätten heraus- 
gehen müssen. — 

Es bliebe nunmehr nur noch übrig zu ermitteln, auf welche 
Weise sich die starken Schwefelkohlenstoff-Dämpfe in der Bade- 
zelle entwickelt haben konnten. An drei Möglichkeiten wäre 
hier zu denken. 1) Es konnte die G.'sche Flasche offen gestan- 
den haben, so dass die Dämpfe aus derselben frei entweichen und 
sich dem Baume der Badezelle mittheilen konnten; 2) es konnte 
diese Flasche umgestossen sein und ein Theil des Inhalts sich 
auf den Fussboden ergossen haben; 3) es konnte Jemand, viel- 
leicht in der Absicht, die Kleider des Fr. zu reinigen, einen 
Theil des Inhalts der Flasche auf die Filzschicht des Beini- 
gungsapparates gesprengt und aus Unkenntniss unterlassen haben, 
den Band des Apparates mit Wasser zu füllen und den Deckel 
fest zu schliessen. — Nach den A.'schen Versuchen werden wir 
die beiden ersten Annahmen als unhaltbar zurückweisen müssen, 
weil in beiden Fällen die Gasentwicklung zu gering gewesen 
wäre, um in kurzer Zeit eine so deletäre Wirkung ausüben zu 
können, wie sie bei Fr. eingetreten ist. Auch haben die Zeugen- 
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Aussagen nichts ergeben, was for die eine oder die andere der 
beiden Annahmen sprechen könnte. Dagegen kann die dritte 
Mögliclikeit sehr wohl vorgelegen haben und sie ist, unseres Er- 
achtens, auch allein im Stande, den Vorfall in der Badezelle zu 
erklären. Wie die Versuche von A. ergeben haben, war die Ent- 
wicklung von Schwefelkohlenstoff- Dämpfen eine sehr viel inten- 
sivere, als der flüssige Schwefelkohlenstoff auf Werg gesprengt 
wurde, und auch bei dem am 2. Mai im (Gefängnisse vorgenommenen 
Versuche entströmten dem Beinigungsapparate, als der Deckel 
desselben aufgehoben wurde, höchst intensive Dämpfe. Letztere 
waren entschieden stärker, als die bei den A.'schen Versuchen 
entwickelten, weil die lockere Filzschicht in dem Beinigungs- 
apparate eine viel feinfaserige, also die Verdunstung mehr be- 
schleunigende Masse darstellt als Werg und weil die Filsmasse 
vorher schon wiederholt mit Schwefelkohlenstoff getränkt war, was 
die Geschwindigkeit der Verdunstung ebenfalls wesentlich för- 
dern musste. Zu berücksichtigen ist hier femer der Umstand, 
dass die A.'schen Versuche in der kühlen Jahreszeit, im Novbr., 
in einem ungeheizten Baume angestellt wurden, während der in 
Frage stehende Vorfall sich im Juli ereignete, wo die Verflüchti- 
gung des Schwefelkohlenstoffs durch die hohe Lufttemperatur 
wesentlich begünstigt werden musste. Erwägen wir endlich, dass 
Fr. sich in der mit Schwefelkohlenstoff stark geschwängerten 
Luft nach der Zeugenaussage wahrscheinlich über eine Stunde 
(von 4 — 5^/j Uhr) befunden hat, dass dieser Aufenthalt genügte, 
um eine schwere Schwefelkohlenstoff- Vergiftung herbeizuführen, 
dass die giftige Wirkung in diesem Falle um so eher eintreten 
musste, als der p. Fr. betrunken war und sein Gehirn sich da- 
durch in einem Zustande krankhafter Erregung befand, so müssen 
wir zu dem Schlüsse gelangen, dass die schweren Vergiftungser- 
scheinungen, denen Fr. erlegen, sehr wohl durch dass Einath- 
men der Schwefelkohlenstoff-Dämpfe entstanden sein konnten. — 
Nach diesen Ausführungen geben die Obducenten unser defi- 
nitives Gutachten über die Todesursache des Fr. dahin ab, dass 
der Genannte in Folge einer Vergiftung durch Schwefelkohlenstoff, 
und zwar höchst wahrscheinlich durch Einathmen des letzteren, 
gestorben ist. 



Noch ein Vorschlag zur Durchführung der Anweisung 

vom 22. November 1888. 

Von Dr. Comniek, Ereifiphysikus in Striegau. 

Dass die Anweisung für die Hebammen vom 22. November 
1888 freudigst zu begrüssen ist, und dass der Erlass einer ein- 
heitlichen Desinfectionsvorschrift für den Preussischen Staat eine 
Nothwendigkeit war, darüber herrscht wohl kaum ein Zweifel; 
gegentheilige Stimmen sind wenigstens bisher in unserer Zeit- 
schrift nicht laut geworden. 
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Und dass doch im ersten Augenblick recht erheblich schei- 
nende Schwierigkeiten sich der allgemeinen Dnrchfohmng dieser 
Anweisung entgegenstellen, dafor sprechen die schon mehrfach 
in der Zeitschrift aufgenommenen Ausführungen von Medicinal- 
beamten, von denen eine jede neue Vorschläge zu Tage bringt. 

Worin beruhen nun eigentlich die Schwierigkeiten? Wenn 
wir von nebensächlichen und leicht zu beseitigenden üebelst&n- 
den absehen, worunter ich z. B. die Länge und nicht immer fiber- 
sichtliche Stylisirung rechne (kurze Auszüge erscheinen auch mir 
das beste Palliativ dagegen), so sind es nur zwei umstände, 
welche an der Möglichkeit einer strikten Durchf&hrung zweifeln 
lassen, einmal unser Hebammenmaterial und dann — der leidige 
Kostenpunkt. 

In ersterer Hinsicht ist ja unbestritten, dass vieles, sehr vie- 
les zu wünschen übrig bleibt; im Grossen und Ganzen scheinen 
nach den MittheUungen von Dyhrenfurth, Matthes und Silo- 
mon (abgesehen von den Weheschreien in anderen medicinischen 
Zeitschriften und den Erörterungen auf Kongressen) die Verhält- 
nisse anderwärts noch ein gut Theil schlechter zu sein, als in 
unserem Eegicrungsbezirk ; denn meine Erfahrungen decken sich 
fast völlig mit denen des CoUegen Schmidt, der im gleichen 
Bezirk thätig ist, allerdings auch in seinem früheren Kreise die- 
selben relativ günstigen Erscheinungen gemacht hat. 

Und doch halte ich so ohne Weiteres auch bei unserem Heb- 
ammenmaterial, das also zu dem besseren des Preussischen Staa- 
tes zu gehören scheint, eine Durchfuhrung der Anweisung nicht 
gesichert. 

Gewiss ist die Mehrzahl der Hebammen intelligent genug, 
dass man ihnen eventuell nach wiederholter Vorladung den Zweck 
und die allgemeinen Bestimmungen der Anweisung eintrichtern, 
dass man ihnen die nöthigen Handgriffe lehren und sie sich wird 
tadelfrei von ihnen vorexerciren lassen können. 

Doch wird damit Alles geschehen sein? Werden sie darum 
von Stund an den alten Adam ausziehen und genau nach der 
Anweisung verfahren? 

Gewiss nicht; um dieses zu thun, ist mehr erforderlich als 
Intelligenz und gute Abrichtung; es bedarf da ausserdem einer 
gewaltigen moralischen Grundlage, eines beständig lebendigen 
Pflichtgefühles, und diese Grundlage ist sicher unter den unteren 
Volksklassen relativ seltener vorhanden als Intelligenz, sie lässt 
sich auch in den 6 oder 7 Monaten des Hebammenkurses nicht 
anlernen und verkümmert im harten Kampf ums Dasein mehr 
und mehr. Nur wo opferwilliges Pflichtgefühl und Intelligenz 
vereint sich finden, da wird die Anweisung auch genau befolgt 
werden, ohne dass besondere andere Massregeln nothwendig sind. 

Wo Verständniss allein vorhanden ist, das Pflichtgefühl aber 
nur rudimentär entwickelt, wird der alte Schlendrian beibehalten 
werden ; die Hebamme wird die ihr auferlegten Unbequemlichkei- 
ten nach Möglichkeit zu meiden suchen, zumal sie ja bei dem 
grössten Theü des Publikums kein Verständniss für ihre bedeu* 
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tendere Mühewaltung findet. Sicherlich wird sie Karbolsäure an- 
wenden, um dem Wortlaut der Vorschrift zu genügen und ihr 
Gewissen zu beruhigen, ob aber immer und in der gehörigen Con- 
centration bleibt billig zu bezweifeln. Nur wenn der Arzt zur 
Entbindung hinzugerufen, wird sie schleunigst die Anweisung in 
ihrem Gedächtniss wieder auffrischen, mit zurückgeschlagenen 
Aermeln, in tadellos sauberer Schürze und triumphirend auf die 
vorschriftsmässig bereiteten Lösungen weisend, den Arzt empfangen, 
und sicher auch durch ihre Beschlagenheit in jedem einzelnen 
Paragraphen der Anweisung und die Gewandtheit ihres Vertrages 
(intelligent aber nicht besonders pflichteiftige Hebammen sind 
immer zungenfertig) bei der Nachprüfung dem Physikus Achtung 
abnöthigen. 

Wodurch ist nun aber das Pflichtgefühl heranzuziehen, und 
wenn vorhanden, zu erhalten und zu stärken? 

Da das Pflichtgefühl im Allgemeinen im umgekehrten Verhält- 
niss zur Menge der auferlegten Pflichten und im geraden Ver- 
hältniss zur (möglichst klingenden) Anerkennung derselben steht, 
so werden gewiss alle Schritte, welche zur Hebung der materiel- 
len Lage des Hebammenstandes gethan werden, eine gewisse 
Wirkung erzielen. 

Noch grösser wird die Wirkung ausfallen, wenn direct eine 
Prämie auf die Gewissenhaftigkeit der Hebamme gesetzt wird. 

Von diesen Erwägungen ausgehend, habe ich an den Ereis- 
ausschuss meines Kreises den Antrag gestellt, zunächst 600 Mark 
jährlich zur Vertheilung an die Hebammen des Kreises auszu- 
werfen. 

Die Yertheilungen unter die einzelnen Hebammen soll von 
dem Landrath und Kreisphysikus jährlich vorgenommen werden 
und sollen dafür, ob und wieviel eine Hebamme erhält, mass- 
gebend sein: 

1) Die Ziffer der geleisteten Geburten.*) 

2) Der Umstand, ob sie ihre Praxis hauptsächlich unter armer 
Bevölkerung oder auch unter wohlhabenden Bevölkerungs- 
klassen ausübt und 

3) hauptsächlich der Grad von Gewissenhaftigkeit, mit dem sie 
den Pflichten ihres Amtes, insbesondere der Anweisung vom 
22. November 1888 nachkommt. 

Die Hebamme soll also wissen, dass sie bei ungenügender 
Pflichterfüllung keinen Anspruch auf eine Prämie hat, und dass 
die Höhe derselben mit ihrer bewiesenen Gewissenhaftigkeit 
wächst; es erhebt sich nur die Frage, in welcher Weise wird man 
die Pflichterfailung einer Hebamme ausreichend kontroUiren können. 

Ich gebe zu, dass man zu einem allgemeinen Urtheil bei den- 
jenigen Hebammen wird gelangen können, mit denen man häufi- 
ger bei geburtshülf lieber Praxis in Berührung kommt; auch gilt 
bis zu einem gewissen Grade das „an ihren Früchten sollt ihr 
sie erkennen." 



*) Anm. der Redaktion. Hohe oder niedrige Ziffer? 
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Wie steht aber der Physikus den Hebammen gegenüber, die 
weit von seinem Wohnort ihre Thätigkeit ausüben, die er viel- 
leicht nur bei Gelegenheit der Nachpriiftingen sieht? 

Ich habe, um hier zum Ziele zu kommen, noch den Zusatz- 
antrag gestellt, dass mehrere Reisen im Jahre, die nur zum Zweck 
der Revision der Hebammen zu unternehmen sind, auf den Kreis- 
etat übernommen werden. Es wird sich dann ermöglichen lassen, 
eine jede Hebamme im Jahre ein oder mehrere Male zu revidiren. 

Natürlich wird man vom Physikus nicht verlangen können, 
dass er ähnlich wie der Kemer'sche Feuerreiter das Feuer, so 
die Entbindung wittert, und prompt jedesmal die zu revidirende 
Hebamme bei einer Entbindung überrascht; er wird sich bei sei- 
nen Revisionsreisen begnügen müssen, die Hebammen bei ihren 
täglichen Wöchnerinnenbesuchen (die ja meist Vormittags abge- 
halten werden, sofern die Hebamme nicht bei einer Kreissenden 
sitzt) aufeusuchen und mit der Plötzlichkeit einer Elementar- 
katastrophe vor der Hebamme zu erscheinen. "*") 

Hier wird er sich überzeugen können, ob Hände und Finger- 
nägel sauber gehalten, ob die Kleidung vorschriftsmässig ist, ob 
die Hebamme ihre nothwendigen Geräthe und Carbolsäure mit 
sich führt, und vor Allem wird er sehen, wie die Wöchnerin ge- 
halten ist. 

Ab und zu wird es ja auch der Zufall fugen, dass er bei 
einer Revision die Hebamme bei einer Kreissenden findet, um so 
vollständigeren Einblick wird er dann in die Zuverlässigkeit der 
Hebamme gewinnen. 

Auch kann bei derartigen Revisionsreisen der Physikus sehr 
gut, wie Matthes will, den Wanderlehrer spielen, auch diese 
belehrende Thätigkeit darf sicher nicht ausser Acht gelassen werden. 

Doch lege ich immerhin das Hauptgewicht auf den Sporn, 
den die Gewissenhaftigkeit der Hebamme durch das Damokles- 
schwert einer unvennutheten Revision erhält, einer Revision, von 
der die Hebamme wohl weiss, dass ihr Ausfall ihr Anrecht auf 
eine Prämie schmälern oder ganz aufheben kann; die Gewissheit, 
falls sie für zuverlässig befunden wird, 50 — 60 Mark eventuell 
am Jahresschluss ausgezahlt zu erhalten, wird den Eifer der 
Hebammen mehr wecken, als jedes andere Mittel es vermöchte. 
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Die Bundschau der Vierteljabresschrift für gerichtliche Mediein und 
ölTentliGhes SanitfttsweseD. Neue Folge. I. Band. Supplements - Heft 1889 
beschäftigt sich auch mit den Arbeiten des Medicinalbeamtenvereins und der 
Zeitschrift für MedicinaJbeamte und fragt dabei verwundert: ,Wo aber sind 
alle übrigen berechtigten Anregungen, wo sind die anscheinend so triebkräf- 
tigon Ansätze zur Förderung und Entfaltung des Medidnalbeamtenstandes 
hingerathen? Es hat sich doch damals nicht um eine begehrliche, zudring- 
liche Fluthwoge, um einen blossen petulanten Einfall gehandelt, dem lediglich 
abgewinkt zu werden brauchte, nachdem in den zuständigen höheren Regionen 

*) Anm. der Redaktion. Was würde Publikum und Arzt zu dieser Mass- 
regel sagen? 
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entgegengesetzte Strömungen eintraten, oder die Hoffnungen auf eine nahe 
bevorstehende Medicinalreform durch sehr berechtigte und begreifliche Schwie- 
rigkeiten auf einige Zeit umwölkt und verdunkelt wurden." 

Worin hat denn der Verein gefehlt? Soll er immer und immer 
wieder leeres Stroh dreschen, um nur einzelnen unzufriedenen, lauen Freunden 
des Vereins einen angenehmen Kitzel zu bereiten? Oder ist es nicht ange- 
messener, vortheilhafter und würdiger, wenn in und durch den Verein that- 
sächliches Material zusammengetragen, geordnet und kritisch beleuchtet wird, 
um dadurch fUr einen späteren Gesammtvormarsch auf der ganzen Linie der 
Reform eine sichere und unwiderlegbare Unterlage zu gewinnen? Dass aber 
nach dieser Richtung hin von dem Vorstande und den Mitgliedern energisch 
und sorgfältig gearbeitet und gedrängt wird, das beweisst die erst kürzlich 
erschienene äusserst mühsame, umfassende und lichtvolle Arbeit von Rap- 
mund über das Taxgesetz, welches der nächsten Versammlung als Anhalt zur 
Discussion dienen soÜ. 

Freilich bringt auch diese Arbeit nicht den eigentlichen nervus rerum, 
die fehlenden Vj^ Millionen Mark, aber sie wird doch einen nicht zu verach- 
tenden Baustein bilden für den Beweis, dass diese Summe schliesslich einmal 
geopfert werden muss. 

Auch in der Zeitschrift für Medicinalbeamte vermisst die Rundschau 
den Fingerzeig darüber, was die Medicinalbeamten und ihr Organ über 
Wesen, Inhalt und Ideale einer Medicinalreform und -Reorganisation sich den- 
ken, und unterstellt der Redaktion sogar die Besorgniss, dass sie solche 
Aeusserungen aus Rücksicht für die massgebenden Kreise unterdrückte. 

Als ob die massgebenden Kreise sich Über einen Mangel an Entwürfen 
und Vorschlägen zu der Medicinalbeamtenreform zu beklagen hätten und als 
ob die neue Medicinalreform nicht schon genüsend Anhalt geboten hätte, die 
einzelnen Wünsche und Klagen eingehend zu beleuchten, jäerade Falk, der 
in so zarter Weise angegriffen wird, hat sich doch diesbezüglich mannhaft um 
unsere Stellung verdient gemacht. 

Wir halten es mehr für angezeigt, einzelne Punkte, welche gerade bren- 
nend werden, zu studiren und zu besprechen, als den schon bekannten Wust 
von Ideen über Wesen, Inhalt und Ideale durch neuen unfruchtbaren Nach- 
wuchs zu vermehren. 

Mittenzweig. 

Die 88« ConfereDx der Medieinalbeamteii des RegiemngB - Bezirks 
Düsseldorf üeind am 27. April d. J. in den Räumen der Gesellschaft „Verein" 
unter Vorsitz des Geheimen Medicinal- und Regierungsrathes Dr. Weiss statt. 
Vorsitzender begrüsste die Theilnehmer (28) und erschienenen Gäste und gab 
Mittheilung von der Verleihung des Charakters als Sanität«rath an die Gollegen 
Sehr uff -Keuss und Wiesem es -Solingen. Demnächst widmete derselbe 
warme Abschiedsworte an das bisherige Vereinsmitglied Dr. P elm an n- Gra- 
fenberg, welcher einer ehrenvollen Bemfung nach Bonn Folge leistet als 
Director der dortigen Provinzial-Heilanstalt. 

Hierauf machte der Vorsitzende Mittheilung über die seit der letzten 
Versammlung auf das Medicinalwesen bezüglichen Verordnungen und zwar 
1) Ueber die Minist. - Verf. vom 8. Dezbr. 1888 resp. Kgl. Regierung vom 22. 
Januar 1889 über die Verhütung des Kindbettfiebers, sowie deren Bekannt- 
machung in den Kreisblättem und Gegenstand der Prüfung bei den ordent- 
lichen Prüfungen der Hebammen. 2) Die Reg. -Verf. vom 28. Januar 1889 be- 
treffend Hebammenkalender. 8) Gircular-Verf Kgl. Regierung vom 15. Dezbr. 
1888 betreffend Vereidigung der Hebammen. 5) Amtsblattverordnung vom 15. 
Februar 1889 betreffend Controle der Heildiener. 6) Minist.- Verordnung vom 
21. Dezember 1888 reep. Verf. Kgl. Regierung vom 18. April 1889 betreffend 
Behandlung der Genickstarre in sanitätspolizeilicher Beziehung. 7) Minist.- 
Verf. vom 24. Januar 1889 über die Resultate der Apothekenrevisionen. 8) 
Regierungs-Verf. vom 6. März 1889 über Verbreitung von Geheimmitteln durch 
Hausirer. 9) Amtsblattsverordnung vom 11. Februar 1889 über Abgabe von 
Arzneien durch Thierärzte. 10) Amtsblattverordnung vom 11, März 1889 
über homäopathische Arzneiveroronungen. 
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Hierauf hielt College Wiesem es- Solingen ein Referat Über Volkpaanatbrien 
für Tuberkulose. Ref. ging von dem Grundsatze aus, dass jeder Tuberkulöse 
eine Gefahr fOr seinen Nebenmenschen bilde; bei der grossen Anzahl von 
Tuberkulösen in dem hiesigen Regierunesbezirke müsse etwas geschehen f%br 
diese Kranken, die ja grösstentheils dem Arbeiterstande angehörten und 
mittellos seien. Zu diesem Zwecke halte er die Errichtung von Yolkssana- 
torien nothwendig, wo die Kranken in geeigneter Weise verpflegt, behandelt 
und beobachtet würden. Er halte zu diesem Zwecke, da es in hiesiger Ge- 
gend geg^n Tuberkulose immune Gregenden überhaupt nicht gebe, Schlebusch, 
Gleve und einzelne Punkte an der Ruhr für geeignet. Seines Wissens sei der 
R^lisirung eines solchen Sanatoriums für Tuberkulose in Honnef a./ Rhein auch 
schon näher getreten und beabsichtigt man daselbst eine aus Glas und Eisen con- 
struirte Geb&ulichkeit zu errichten. Zur Erreichung der Deckung der Kosten 
sollten cüe Wohlhabenden, welche das Sanatorium benutzten, herangezogen 
werden, im Uebrigen Provinz, Gemeinde und Krankenkassen eintreten. Refe- 
rent befürwortete demnach den Vorschlag auf Errichtung von Sanatorien. 

Correferent Albers- Essen glaubt dem Antrage des Referenten nicht bei- 
treten zu können. Den Zweck, den solche AnstaKen hätten, könne man nur 
billigen und gewiss seien solche Anstalten ein Bedürfniss. Indessen sei man gewiss 
nicht in der Lage dasselbe zu befriedigen, wenn man bedenke, dass der Regie- 
rungsbezirk Düsseldorf mit 1 789 000 Seelen, zum Mindesten 20 000 Tnbeäu- 
löse umÜELsse. Diese grosse Anzahl von Kranken könne überhaupt nicht unter- 
gebracht werden in Sanatorien. Wenn aber auch nur ein llieil derselben 
untergebracht werden sollte, so müssten ganz erheblich grosse Anstalten errichtet 
werden und den Leuten zum längeren Gebrauche von 1 — 2 Jahren zur Ver- 
fügung gestellt werden. Eine solche Einrichtung würde mit ganz enormen 
Kosten verbunden sein und die Erfolge nach den bisherigen Beobachtungen 
auch gewiss nicht solche sein, dass man den Kostenaufwand empfehlen dürfe. 
Zeigten doch die Gemeinden noch vielfach Renitenz gegen viel billigere 
und unbedingt nothwendigere hygienische Einrichtungen (Leichenhäuser, Lei- 
chenwagen, Epidemiebaracken und Desinfectionseinrichtungen). So ideell also 
der Zweck sei, so wenig sei die Ausführung zu erwarten in absehbarer Zeit. 

Gonferenz stimmte nach längerer Debatte den Anschauungen des Corre- 
ferenten zu und verwarf den Antrag des Referenten. 

Hierauf berichtete Dr. Wiesem es -Solingen über seine Theilnahme an 
dem hygienisch-bakteriologischen Cursus im hygienischen Listitut zu Berlin. 

Als Gegenstand zur Besprechung für die nächste Gonferenz wurde „sani- 
tätspolizeiliche Gontrole des Milchverkehrs* bestimmt und übernahm Dr. 
P Ü 1 1 e n • Grevenbroich öab Referat. 

Zum Schlüsse vereinigten sich die Theilnehmer, um noch einige Stunden 
in Frohsinn und Heiterkeit zu verleben und trennten sich dann mit dem 
Wunsche auf fröhliches Wiedersehen. Dr. Alber s-Essen. 
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F. Ahlfeld. Die Reorganitation des Hebammenwesens. 
Entwurf einer neuen Hebammenordnung. 

Ahlfeld, der competente Beurtheiler und Freund unseres 
Hebammenwesens bricht gegen Brennecke eine neue Lanze, 
indem er dem Vorschlage desselben, Gebärasyle zu schaffen, ent- 
gegentritt mit dem neuen Entwürfe einer Hebammenverordnung 
für das Königreich Preussen und einem Anhange zur Regelung 
der Wochenbettshygiene in der ärmeren Bevölkerung. 

In dem Entwürfe behandelt Ahlfeld die acht Hauptpunkte. 

A. Behörden. 

1. Das Hebammen wesen im Königreich Preussen untersteht 
dem Ministerium des Kultus und der Medicinal -Angelegenheiten. 
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2. Innerhalb der Provinzen stehen die Hebammen unter der 
Aufsicht der Königl. Behörden, der Directoren der Königl. 
Hebammenlehranstalten und der Ereisphysici. 

B. Stellung der Hebammen zum Staate. 

1. Sämmtliche Hebammen werden von der Behörde angestellt 
und erhalten einen Bezirk zugewiesen. 

2. In Ortschaften und Bezirken, in denen mehrere Heb- 
ammen angestellt sind, findet eine örtliche Trennung der Thätig- 
keit nicht statt. 

3. Die Bezirke sind entsprechend den örtlichen Verhält- 
nissen und der Bewohnerzahl so einzutheilen, dass eine Hebamme 
des platten Landes durchschnittlich zwischen 30 — 50 Geburten, 
eine Hebamme in kleineren Städten durchschnittlich 80 Geburten, 
die der grossen Städte durchschnittlich 100 Geburten im Jahre 
zu besorgen hat. 

Die Entfernungen im Bezirke sollen vom Wohnorte 
der Hebammen aus nicht mehr als 5 Km. betragen. 

C. Bedingungen zur Erlernung der Hebammenkunst 

1. Eine Lehrtochter soll zwischen 20 und 30 Jahre alt, 
körperlich vollkommen gesund sein; auch sind Personen von ab- 
schreckenden Aeussem zurückzuweisen. 

2. Die Vorbildung muss mindestens der Ausbüdungsstufe 
einer raehrklassigen Volkschule entsprechen. Besonderes Gewicht 
muss auf die geistigen Fähigkeiten, besonders auf die Fähigkeit 
zu beobachten gelegt werden. 

3. Der gute Leumund muss durch ein Zeugniss der Ortsbe- 
hörde und des zuständigen Pfarrers bescheinigt werden. 

Mädchen, die ausserehelich geboren haben, bedttrfen eines 
Dispens der Königl. Regierung. 

D. Die Auswahl einer Lehrtochter. 

1. Eine jede Person, welche den obigen Bedingungen entspricht, 
kann sieb zur Aufnahme als Lehrtochter in einer der Hebammen- 
lehranstalten des Königreichs melden. 

2. Den Gemeinden steht es frei, für den zugehörigen Bezirk 
eine Lehrtochter zu präsentiren. 

Die Auswahl der Lehrtochter steht vor Allem dem Kreis- 
physikus zu, der seine Entscheidung unabhängig von der 
Ortsbehörde zu treffen hat. 

3. Stirbt die Hebamme eines Bezirks, erkrankt sie so, dass 
nach Aussage des Kreisphysikus eine Wiederherstellung nicht zu 
erwarten ist, erreicht sie das Alter von 66 Jahren oder wird die 
Stelle ans einem anderen Grunde vacant, so ist eine junge Heb- 
amme im Bezirk anzustellen, (neue?) 

4. Das zuständige Landrathsamt schreibt die Stelle im Kreis- 
blatte ans; die Ortsbehörden des betreffenden Bezirks haben 
für ausreichendes Bekanntwerden dieses Ausschreibens Sorge 
zu tragen. 
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5. Sind im Bezirke oder in den Nachbarbezirken geeignete 
Bewerberinnen vorhanden, so sind diese den auswärtigen Bewer- 
berinnen vorzuziehen. 

6. Die Bewerberinnen haben sich persönlich dem Königl. 
Landrathe vorzustellen und sind die am besten qualificirten 
Candidatinnen dem Ereisphysikus zur Prüfung und körperlichen 
Untersuchung zuzuweisen. 

Findet sich eine Bewerberin im Bezirke nicht, so ist das 
Ausschreiben zu wiederholen und auch in den nachbarlichen Be- 
zirken genügend bekannt zu machen. 

Ist auch dieser Weg ohne Erfolg, so ist das Ausschreiben 
im Begierungsblatt zu veröffentlichen und ein weiterer Bewerb 
anzuregen. 

E. Bedingungen zur Aufnahme in die Hebammen- 
lehranstalten. 

1. Die Meldungen zur Aufnahme in die Hebammenlehran- 
stalt sind durch die Eönigl. Landrathsämter an die Eöuigl. Pro- 
vinzial-Begierungen zu richten, von wo aus an den Director der 
zuständigen Hebammenlehranstalt die Zulassungsurkunde nebst 
den zugehörigen Akten einzusenden sind. 

2. Der Director der Hebammenlehranstalt unterwirft die 
eintretende Lehrtochter einer nochmaligen Prüfung und ist be- 
rechtigt, die Lehrtochter zurückzuweisen, wenn diese Prüfung 
sehr ungünstig ausfällt oder wenn im Verlaufe der ersten Wochen 
die Lehrtochter sich als nicht qualificirt erweist 

F. Ausbildung der Hebammenlehrtöchter und Fort- 
bildung der Hebammen. 

1. In jeder Provinz soll mindestens eine Hebammenlehran- 
stalt bestehen. Dieselbe muss genügend Unterrichtematerial be- 
sitzen, um eventuell sämmtliche Lehrtöchter der Provinz auszu- 
bilden und für die angestellten Hebammen der Provinz einen 
Fortbildungskursus abhalten zu können. 

2. Der Unterricht wird von dem Director der Hebammen- 
lehranstalt, von einem zweiten Lehrer oder Repetenten und der 
Oberhebamme geleitet. 

3. Der Unterricht dauert 9 Monate. Die Lehrtöchter, welche 
die Prüfung nicht bestehen, haben noch 3 Monate weiter zu leinen. 

4. Vier Wochen hindurch findet ein Repetitions - Eursus für 
die Hebammen der Provinz statte sodass jede Hebamme im 5. 
Jahre eingezogen werden muss. 

5. Als Stellvertretung für die zum Repetitions-Eursus Ein- 
berufenen treten die Hebammen der Nachbarbezirke ein. 

Ist dies unthunlich, so hat durch Vermittelung des Eönigl. 
Landrathsamtes der Director der Hebammenlehranstalt eine Hülfs- 
hebamme für die Zeit der Abwesenheit aus der Zahl der noch 
nicht angestellten aber bereits geprüften Hebammen vorzuschlagen. 

6. Alljährlich findet eine Eontrolle sämmtlicher Hebammen 
eines Ereises durch den Ereisphysikus statt. Diese Visitation 
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kann am Orte der Hebamme oder in der Kreisstadt vorgenommen 
werden. 

7. Am Schlüsse des Lehrknrsus findet eine Prüfung der 
Lehrtöchter statt, infolge welcher denselben die Approbation er- 
theilt werden kann. Die Prüfungs - Commission besteht aus dem 
Director der Lehranstalt als Vorsitzenden, einem Commissar der 
Regierung und dem am Orte befindlichen Kreisphysikus. 
Zu prüfen haben nur der Director der Lehranstalt und der Re- 
petent derselben. 

8. Beim Abgange aus der Anstalt erhalten die Hebammen 
ein vollständiges Instrumentarium, wenn solches nicht in der Ge- 
meinde, in welcher sie sich niederlassen wollen, in guter Ord- 
nung vorhanden ist. 

G. Pflichten der Hebamme im Berufe. 

1. Nachdem die Hebamme beim zuständigen Königl. Land- 
rathsamte vereidigt, meldet sie sich bei dem Königl. Kreisphy- 
sikus und stellt sich dem Ortsvorstande, wie dem Ortsgeistlichen 
vor. Letzterer hat die neuangestellte Hebamme zu unterweisen, 
wie sie sich bei der eilig nothwendig werdenden Taufe eines neu- 
geborenen Kindes zu verhalten habe. 

2. Die Hebamme sei den Frauen gegenüber freundlich und 
zuvorkommend, streng in Bezug auf ihre Pflicht im Amte, ge- 
wissenhaft, verschwiegen und nüchtern. Den Aerzten gegenüber 
trete sie ehrerbietig auf, folge genau den Anforderungen derselben 
und hüte sich, die Grenzen ihrer Hebammenpflichten zu über- 
schreiten. 

3. In Bezug auf die Desinfection bei Untersuchung Schwan- 
gerer, Gebärender und Wöchnerinnen hat sich die Hebamme 
streng an die anliegende Desinfectionsordnung zu halten. 

4. Jeder Fall von schwerem Fieber in der Geburt und im 
Wochenbette, sowie der Tod der Frau ist dem Kreisphysikus 
brieflich oder mündlich binnen 24 Stunden mitzutheilen. 

5. Die Hebamme hat sich dauernd im Bezirke aufzuhalten, 
so dass sie Tag und Nacht leicht zu finden ist. 

Beabsichtigt die Hebamme ihre Stellung im Bezirke aufzu- 
geben, so hat sie ein halbes Jahi* vorher zu kündigen. 

6. Die Hebammentabellen sind in den ersten Tagen nach 
stattgehabter Entbindung auszufüllen und der Wochenbettsbericht 
rechtzeitig einzutragen. War ein Arzt zur Geburt anwesend oder 
besuchte derselbe die Frau im Wochenbette, so ist dem Arzte 
das Tagebuch zur Unterschrift vorzulegen. 

H. Von dem Einkommen der Hebamme und von den 
Verpflichtungen der Hebamme gegenüber den Orts- 
Armen. 

1. Die Gemeinden des Distrikts haben für die Hebammen 
die Kosten für den Unterricht in der Hebammenlehranstalt zu 
tragen und einen Beitrag zur Pensionskasse zu zahlen. — Hier- 
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für hat die Hebamme die unentgeltliche Entbindung und Wochen- 
bettspflege der öffentlichen Ortsarmen zu übernehmen. 

2. I^ Uebrigen darf die Hebamme nach folgender Taxe 
liquidiren: 

Entwurf einer Hebammentaxe. 

1. Für jede Entbindung, unabhängig von der Dauer der Ge- 
burt und der Tages- und Nachtzeit 3 — 20 Mk. 

Die niederen Sätze fordert die Hebamme bei wenig 
bemittelten Leuten und wenn die Entbindung nur kurze 
Zeit in Anspruch nahm. 

2. Für die Pflege im Wochenbette pro Tag 1—3 Mk. 

In die Sätze für Geburt und Wochenbettspflege sind 
alle Vornahmen eingerechnet, welche die Hebamme aus- 
zuführen nothwendig hat, als Klystiersetzen, Ausspülungen 
machen, Kind baden u. s. w. 

Die Höhe des Satzes bestimmt in zweifelhaften Fällen 
die Ortsbehörde. 

3. Für einen Besuch ausserhalb der Geburts- und Wochen- 
bettszeit 0,5—1,00 Mk. 

4. Für Clysma oder Eingiessung oder Ausspülung ausser der 
Geburts- und Wochenbettszeit 0,5 — 1,5 Mk. 

3. In Distrikten, in welchen die Hebammen nachweislich ein 
genügendes Auskommen nicht haben, tritt Staatssubvention ein. 
Anträge sind durch das Königl. Landrathsamt an die zuständige 
Eegierung zu stellen. 

4. Die Reisen zu den alljährlich stattfindenden Controlen 
am Wohnorte des Kreisphysikus hat die Hebamme selbst zu 
bezahlen. 

5. Während der Abwesenheit zu den Repetitionskursen ist 
die stellvertretende Hebamme an Wohnung und Kost freizuhalten. 

6. Die Hebamme bezieht je nach der Zahr ihrer Dienstjahre 
eine Pension, sobald sie infolge von Krankheit und vorgerückten 
Alters die Thätigkeit dauernd einstellen muss. 

Anhang. 

Regelung der Wochenbettshygiene in der ärmeren Be- 
völkerung im Zusammenhange mit der staatlichen Ein- 
richtung. 

Es sind Verbindungen anzuknüpfen mit den vaterländischen 

Frauenvereinen, oder ähnlichen Wohlthätigkeitsvereinen, um die 

Hygiene und Pflege der unbemittelten Wöchnerinnen zu regeln. 

Dies könnte etwa in folgender Weise geschehen: 

1) Für jeden Hebammendistrikt, oder, sind die örtlichen 

Verhältnisse günstige, für deren mehrere, wird eine 

„Helferin" ernannt. 

Diese HeLbrin, ein Mitglied des vaterländischen Frauen- 
vereins oder eine vom Verein hierzu bestimmte verlässige 
Person des Distrikts — auf dem platten Lande die Frau 
des Pfarrers, die Frau eines Gutsbesitzers, ^ines Leb- 
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rers etc. — muss sich um die Wochenbettspflege der 
annen Bevölkerung ihres Distrikts bemühen. 

2) Zu diesem Zwecke untersteht ihr ein Depot von Bett- 
wäsche, Unterlagen, Einderwäsche, Wochenbettutensilien, 
Desinficientien etc. 

3) Schon vor der zu erwartenden Geburt hat die Helferin, 
sobald von der zu Entbindenden der Wunsch ausgespro- 
chen, sich über die Verhältnisse zu orientiren und die 
vorläufigen Schritte zu thun; zu bestimmen, wie viel und 
i^elche Wäsche nöthig sein wird, wie Mann und Kinder 
während der Wochenzeit gepflegt, wo event. die Kinder 
untergebracht werden können; wie die Ernährung der 
Wöchnerin zu regeln. 

4) Wenn auf Antrag des Arztes statt der Hebamme eine 
Wärterin die Pflege übernehmen muss, so muss der Hel- 
ferin aus der Kreisstadt eine solche durch den Frauen- 
verein zugewiesen werden können. 

5) Wo staatliche oder communale Entbindungsanstalten be- 
stehen, oder wo auf privatem Wege Gebärhäuser für die 
ärmere Bevölkerung eingerichtet sind, soll, sobald 
schwere künstliche Entbindungen zu erwarten sind, oder 
die Frauen schon vor der Entbindung krank waren, die 
Hülfe dieser Anstalten in Anspruch genommen werden. 
Der Helferin fiele dann die Aufgabe zu, für die Familie, 
wenn nöthig, Sorge zu tragen. 



Vorstehendem Entwürfe dürfen wir voll und ganz zu- 
stimmen, wenn sich im Einzelnen auch manche Abänderungen 
als nothwendig erweisen möchten. 

Da ich zur Zeit nicht mehr Kreisphysikus bin und damit der 
praktischen üeberwachung des Hebammenwesens fem stehe, also 
auch nicht in den Verdacht kommen kann, pro domo zu sprechen, 
so glaube ich, einzelne Punkte, welche die Kreisphysiker be- 
treffen, herausnehmen und vornehmlich besprechen zu sollen. 

Ich wende mich 1) gegen Punkt A. No. 2, zu welchem Ahl- 
feld erläuternd hinzufügt: 

,,Es muss dem Director der Hebammenlehranstalt ein 
grösserer Einfluss als bisher gegeben werden. Er ist der- 
jenige Sachverständige, welcher die Hebammen am besten 
zu beurtheilen vermag und unabhängig den Hebammen 
gegenüber steht, während der Praxis treibende Kreisphysikus 
: dies nicht sein kann. Da es eine Anzahl Kreisphisici giebt, 
welche überhaupt keine Geburtshfilfe getrieben haben und 
treiben, so muss schon aus dem Grunde eine sachverstän- 
dige Person verbanden sein, welche in fraglichen Fällen 
entscheidet." 

Ich muss diese Ansicht Ahlfeld's bestreiten und für den 
Kreisphysikus eine wichtigere Stellung fordern, als Ahlfeld sie 
ihm zuertheilt. Denn die meisten Kreisphysiker treiben geburts- 
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hülfliche Praxis, alle sollten sie treiben oder wenigstens 
ausreichend getrieben haben. Jeder Physikus muss die Ge- 
burtshülfe und das Hebammenlehrbuch so beherrschen, dass er 
dem Hebammenlehrer gewachsen ist. Sollte dies nicht der Fall 
sein, so sollte der Staat diese Bedingung in Zukunft stellen. 
Der Ereisphysikus steht auch seinen Hebammen gegenüber selbst- 
ständig da, es mnsste denn eben ein sehr trauriger und unwür- 
diger Physikus überhaupt sein. 

Der Ereisphysikus kennt oder kann und soll seine Heb- 
ammen, ihr Leben und Wirken am besten kennen. Er hat Ge- 
legenheit, sie täglich zu beobachten und täglich bei Arzt und 
Publikum über sie Erkundigungen einzuziehen. 

Er muss femer auch in seinem Kreise die massgebende und 
alleinige Aufsicht über die Hebammen fuhren. Denn andernfalls 
würde seine Autorität bald untergraben und die ihm unterstellte 
Hebamme ohne Zügel, Zaum und Halt sein. 

2. D. No. 3. Der Ausdruck „junge Hebamme" soll wohl stehen 
für „neue Hebamme." 

3. F. No. 6. Wenn Ahlfeld sagt: „Ich möchte die jetzige 
Hebammennachprüfung durch die Ereisphysici nur als eine Con- 
trole ansehen und sie in dieser Beziehung auch beibehalten 
wissen. Eine Bedeutung als Fortbildungs- Unterricht oder Repe- 

titionskursus lege ich denselben nicht bei" so muss ich 

ihm auch hierin widersprechen. 

Nach meinen Erfahrungen im Beg.-Besirke Düsseldorf haben 
die Hebammen dort recht viel bei ihrer Revision gelernt, resp. 
Gelegenheit dazu gehabt. Kreisphysiker, welche ihre Hebammen 
und deren Bedürfhisse und Anschauungsweisen kennen, scheinen 
mir im Gegentheil eher im Stande zu sein, in kurzer Zeit ihre 
Untergebenen zu belehren, als der Anstaltsdirector, dem immerhin 
die ländliche Hebammenpraxis eine Terra incognita bleiben dürfte. 
Und von den ländlichen Hebammen spricht Ahlfeld doch in 
erster Linie. 

In dieser Beziehung muss ich auch zu F. No. 7. das Woit 
nehmen und die Forderung stellen, dass für die Prfifungs-Commis- 
sion ausser dem Director und dem Regierungs-Commissar nicht 
der am Orte befindliche Ereisphysikus als drittes Organ fiingirt, 
sondern ein Ereisphysikus der Provinz, mit der Massnahme, dass 
dieses Glied der Commission für jede Prüfung resp. jedes Prü- 
fungsjahr aus einem anderen Regierungsbezirk gewählt wird. 

Diese Massregel würde nach vielen Richtungen hin für die 
Commission, für die Ereisphysiker und die Hebammen selbst einen 
glücklichen Einfluss ausüben. Es könnte dafür die lästige und 
schwer durchführbare Massregel der Zuziehung der Anstalts- 
directoren zu den Nachprüfungen in den Kreisen in Wegfall 
kommen. 

Wenn ich hiermit meine kurzen und wenigen Einwendungen 
gegen den Entwurf selbst schliesse, so kann ich nicht umhin, als 
warmer Freund unseres Hebammenstandes den Entwurf einer 
Hebammentaxe zu begrüssen. Zu ihm nehme ich gegenwärtig 
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nicht das Wort, weil ich hoffe, dass derselbe in der Hebammen- 
zeitung eine eingehende Besprechung finden wird. 

Auf jeden Fall können wir Ahlfeld für seine Arbeit 
dankbar sein, da sie uns in den meisten Funkten aus der Seele 
gesprochen ist. 

Mittenzweig. 



Profe88or Cesare Lombroso in Turin. Der Verbrecher in an- 
thropologischer, ärztlicher und juristischer Beziehung. 
In Deutscher Bearbeitung von Sanitätsrath Dr. M. 0. Frank el; 
mit Vorwort von Prof. Dr. jur. Kirchenheim. Hamburg 1887. 
Verlag von J. F. Richter. 

Das vorliegende Werk, das schon in mehreren italienischen Auflagen er- 
schienen, auch schon in das Französische übersetzt ist, wird in seiner Deut- 
schen Uebertragung von einem Vorwort des Prof. Dr. jur. von Kirchen- 
beim begleitet, welcher in demselben sagt: „Nicht das Verbrechen fesselt 
Lombroso, sondern der Verbrecher, die Person dos Verbrechers*. Ziel aller 
Studien in diesem Werk ist für den Verfasser die Erkenntniss der Eigenart 
des Menschen, welcher Strafthaten, welcher Verbrechen begeht, die Erfor- 
schung der Ursachen, die ihn zum Verbrechen treiben. Es ist das Werk eine 
in überaus sorgsamer Weise bearbeitete Naturgeschichte des Verbrechers. 
Lombroso sucht in dem Werk nachzuweisen, dass der Verbrecher ein ganz 
besonders gearteter Mensch ist. Es ladet das Werk nicht nur den Fachmann, 
(in diesem Fall: den Juristen, Mediciner, Anthropologen), sondern jeden Ge- 
bildeten zur Prüfung der in ihm entwickelten Aiischauungen ein. Wer sich 
den Schlussfolgerungen des Verfassers nicht anschliessen kann, wird doch bei 
dem Studium des Werkes eine Fülle von fleissig zusammengetragenen, inter- 
essanten Beobachtunffen finden, wird vielfache Anregung zu weiterem Nach- 
denken erhalten, wird jedenfaüs das Buch nicht ohne Dank gegen den ausser- 
ordentlichen Fleiss des Verfassers aus der Hand legen. 

Der Verfasser, der in seiner Vorrede betont, dass es ihm zuerst gelungen 
sei, die Begriffsunterschiede zwischen dem geborenen — und dem Gelegen- 
heits-Verbrecher bestimmt festzustellen, bespricht zunächst im ersten Theil 
des Werkes die ersten Spuren aufdämmernden verbrecherischen Wesens in 
der Welt der niederen Organismen, dann in der Pflanzen- und Tierwelt über- 
haupt. Er kann auf Grund der zahlreich gegebenen Beispiele nur mit Renan 
behaupten : Dass ims die Natur das Beispiel der unerbittlichsten Gefühllosigkeit 
und der finrüssten ünsittlichkeit darbietet. Auch in der Thierwelt kommt Be- 
trug, Diebstahl, Tütung vor-, ja man ist im Stande, Thieren verbrecherische 
Neigungen anzuerziehen, sie zu gewissen verbrecherischen Neigungen abzu- 
richten. Im Anschlusss daran folgt die Betrachtung des Verbrechens bei 
Urvölkem und Wilden. Wir sehen, dass bei ürvOlkem sogar eine Vergötte- 
rung gewisser Verbrechen vorkommt und es zeigt sich, dass bei den Wilden 
als wahre Verbrechen Handlungen gegen Herkommen und Brauch gelten, dass 
hingegen oft das, was wir heute als Verbrechen ansehen, gebotener Brauch 
war. Verstösse gegen landesübliche und religiöse Gebräuche, gegen Gewohn- 
heit und Herkommen, gegen das unantastbare, das allmählich gleichsam gött- 
liches Recht sich erworben hatte, waren verbrecherische Handlungen. An- 
dererseits sehen wir die scheusslichsten Sitten als pietätvolle Pflicht auftreten: 
So, wenn unter den Batta auf Sumatra der lebensmüde Vater die Söhne 
bittet, ihn zu töten und au&suessen; er wird getötet, die Kinder verspeieen ihn 
in pietätvollem Glauben, dass sein Loos dann im Jenseits ein Besseres sei. — 
Diebstahl wird bei den wilden Stämmeh ursprünglich nicht als Verbrechen 
betrachtet; zunächst galt er als etwas Rühmliches. Erst später wurde der 
Diebstahl am Eigenthum des Stammes als Unrecht angesehen; Fremde durfte 
man bestelden. Lombroso zeigt nun des Weiteren, wie aus dem Begriff 
des Stammeseigenthums, sodann In Folge der Macht der Häuptlinge, deren 
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Interessen durch Diebstahl am Stammeseigenthum geschädigt worden, zum 
Theil aus dem verbrecherischen Drange der Rache heraus der Ursprung der 
Strafen herzuleiten ist. Er kommt zu dem Schluss, dass SitÜichkeitsauffossung, 
Sittlichkeitsgesetze, ebenso Strafbestimmungen gprösstentheils ans dem Ver- 
brechen, zun&chst aus dem Drange nach Rache, hervorgegangen sind. Noch 
heute sieht er in dem Institut der Schwurgerichte z. B. einen Rest der ur- 
sprünglichen Justiz auf Grund der Yolksleidenschaft; so würde noch heute, 
besonders in heissen Ländern, der Mörder freigesprochen, der Dieb verurtheilt. 
Ebenso will Lombroso eine gewisse Art des alten Rachegef^ls noch finden 
in dem Wohlge&Uen des Publurams über die Yerurtheilung eines selbst Geistes- 
kranken ! 

Während die neue juristisch- anthropologische Schule den 
Verbrecher als Kranken betrachtet sehen will, deswegen ihn 
für immer unschädlich machen woUe durch Unterbringung in geeigneten 
Anstalten, komme der Widerstand gegen diese Auffiusung aus dem 
alten, tief in jedem Menschen schlummernden RachegefQhl, das gern in grau- 
samer Weise auch den leiden sehen möchte, durch den Andere gelitten haben. 
Und weiter meint Lombroso: Die Erinnerung daran, dass die Justiz oft der 
Ausfloss der Launen eines Despoten, oder eines Priesters, oder der Volksleiden- 
schaft war, erklärt, warum viele Völker sich noch nicht von dem absurden 
Recht der „Königlichen Gnade" und von der so zweckwidrigen, verderblichen 
und unsicheren Einrichtung der Schwurgerichte befreit haben. Lombroso 
bemerkt dann des Weiteren, dass auch bei Kindern schon sehr häufig jene 
sittlichen Anomalien zu beobachten sind, welche man beim Erwachsenen Ver- 
brechen nennt, so Zorn, Rache, Eifersucht, Lüge, Grausamkeit und dergl. mehr, 
welche sittlichen Anomalien unter dem Einfluss passender Erziehung beseitigt 
werden können ; und zwar erziele diese Besserung eines ursprünglich schlechten 
Charakters leichter, wenn körperliche Anomalien: Niedrige Stirn, absiechende 
Ohren, Asymmetrie des Gesichtes und dergl. mehr fehlen. 

Bei einer gewissen Zahl der Verbrecher also datiren die bösen Anlagen 
von den ersten Lebensjahren her, gleichviel, ob erbliche Belastung vorhanden 
ist oder nicht. Oder mit anderen Worten ausgedrückt: Es giebt Viele, die 
durch gute Erziehung vom Verbrechen nicht abgehalten werden. Hier meint 
nun Lombroso: Die Ehen der Alkoholisten und Verbrecher müssten verboten 
sein. Statt der Besserungsanstalten für solche Kinder, welche Besserungsanstalten 
Lombroso fOr Verderbnissanstalten hält, verlangt er Anstalten fOr verbreche- 
rische Irre, Asyle für lebenslängliche Unterbringung von moralisch Kranken, 
von Verbrechemi Denn diejenigen Menschenkinder, die mit perversen 
Naturtrieben geboren seien, vermöge die Erziehung nicht zu ändern; wohl 
aber sei die Erziehung im Stande, ein mit guter Gemüthsanlage begabtes 
Kind vor dem Uebergang der kindlichen Untugenden in gewohnheitsm&iges 
Laster zu behüten. 

Im II. Theil folgt nun zunächst das Ergebniss der pathologisch -antomi- 
schen Untersuchungen und dei* Messungen an Verbrechern. Lombroso ge- 
steht zwar selbst ein, dass alle diese Untersuchungen im Ganzen doch nicht 
den Erwartungen entsprächen, die man an sie geknüpft habe, kann aber doch 
auf Grund seines ausserordentlich grossen und fleissi^ ausgenutzten Materials 
gewisse Behauptungen wohl begründen. Es ergiebt sich, dass der Schädel- 
raum, die Schädelcapacität der Verbrecher, besonders der Diebe, 
im Ganzen kleiner ist wie bei Gesunden und Irren. Dann finden sich 
bei den Verbrechern als Schädelanomalien besonders Verschmelzung der Nähte, 
Worms'sche Knochen, Osteophyten am Clivus, weiter Prognathismus; es sei 
zu bemerken, dass in allen diesen Verhältnissen die Irren oft den Gesunden 
näher stände% wie den Verbrechern, was aber nicht in Staunen versetzen 
könne, wenn man bedenke, dass ein grosser Theil der Irren nicht ton Geburt 
an so beschaffen sei, während bei den Verbrechern gerade das Gegantheil der 
Fall sei. 

Der Verbrecher stehe bezüglich der Abnormitäten weit m^hr als der 
Irre den niederen Racen nahe. 

In gleicher Weise folgen nun Angaben über Abnormitäten des Gehirns, 
der Eingeweide; es werden von fiast 4000 Verbrechern Messungsresultate an- 
gegeben; die Eb^bnisse sind allerdings nicht immer sichere. Doch meint 
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Lombroso unier Anderem behaupten zu können, da88 die Armbreite bei 
Verbrechern meist grösser sei als die Eörperlänge. Als Zeichen der typischen 
Verbrecherphysiognomie giebt Lombroso an: Enorme Entwickelung der 
Kinnlade» Spärlichkeit des Bartwuchses, Fülle des Haupthaares (wobei zu be- 
merken, dass dunkele Haar um das 6 fache häufiger vorkommt bei Verbrechern 
ak blondes — ); in zweiter Linie Henkelohren, fliehende Stirn, Schielen und 
krumme, d. h. schiefe Nasen. Dagegen werde der Racentypus verwischt: Der 
italienische Verbrecher könne zum Beispiel vom Deutschen nicht unterschieden 
werden. Auch bei den Weibern sei auffallend die ausserordentliche Fülle des 
Haupthaares; oft komme bei ihnen Behaarung des Gesichtes vor; auch bei 
ihnen verschwinde der Racentypus. — 

Lombroso verhehlt sich nicht, dass dies Alles auch bei ehrlichen Leuten 
vorkomme; aber bei Verbrechern sei es 5 mal so oft zu finden. Gewiss gäbe 
es auch unter den Verbrechern, gleichsam unter der geistigen Aristokratie 
derselben regelrechte, vorzüglich gebildete Gesichtor und Schädel. Aber fest- 
halten lasse sich doch, dass die typische Verbrecher-Physiognomie nur aus- 
nahmsweise bei ehrlichen Leuten, fast regelmässig bei unehrlichen Leuten vor- 
komme. Der Blick verrathe den geborenen Verbrecher am Deutlichsten. 

Alles das beweisst dem Verfasser, dass wir es bei dem Verbrecher 
mit einem Menschen zu thun haben, den entweder Entwickelungs- 
hemmung oder erworbene Krankheit, besonders der Nervencen- 
tren, schon vor seiner Geburt in einen anomalen, dem des Irren 
ähnlichen Zustand, versetzt hat, — kurz, mit einem wirklich chro- 
nisch kranken Menschen. 

Im UI. Theil folgt nun eine Biologie und Psychologie des geborenen Ver- 
brechers. 

Wir finden interessante Mittheilungen über die Verbreitung des Tättowirens 
in der Verbrecherwelt, über ihre Unempfindlichkeit gegen physische Schmei'zen, 
über Mangel an Erröthen bei denselben, über das häufige Vorkommen von 
Linkshändigkeit und dergl. mehr. Trotz der Gefangenschaft leben die Ver- 
brecher lange, wobei Lombroso an gewisse Spruch Wörter, wie zum Beispiel: 
«Unkraut vergeht nicht,* an Petrarka's Ausspruch: «Der Tod lasset die 
Frevler leben, raflPl die Guten hin* — erinnert. 

Die auffallend häufige Linkshändigkeit erklärt der Verfasser als Folge 
des Ueberwiegens der rechten Hemisphäre; Schädel und Gehirn der Verbrecher 
sind rechts stärker entwickelt, als links. Muthmasslich arbeite der Verbrecher 
mehr mit dem rechten, der normale Mensch mehr mit dem linken Gehirn. — 

Wie der Verbrecher unempfindlich sei gegen leibliche Schmerzen, so sei 
er auch ausgezeichnet durch Gemüthslosigkeit; das Mitleid erlischt bei ihm 
ganz, weil er gegen eigene Leiden unemp&idlich ist. Ein constanter Charak- 
terzug des geborenen Verbrechers sei auch seine vollkommene Gleichgültigkeit 
gegen den eigenen Tod. Dafür spreche auch der verhältnissmässig oft bei 
Verbrechern vorkommende Selbstmord. Ich Übergehe die geistreichen Ausein- 
andersetzungen über Gefühle und Leidenschaften der Ven>recher, über ihre 
Moral, Über die Rückfälligkeit der Verbrechematur, die immer wieder hervor- 
trete, weil man Naturfehler mit in*s Grab nehme; der Leser, der sich des 
Weiteren dafür interessirt, mag diese Auseinandersetzungen, auch Weiteres 
über Religion, über Gemüthlosigkeit, über Langsamkeit der Perception, Über 
Faulheit und Leichtsinn der Verbrecherwelt, Über ihre Unvorsichtigkeit und 
über ihr nicht folgerichtiges Denken an Ort und Stelle nachlesen. 

Ebenso können die Kapitel über Gaunersprache, Über die Handschrift der 
Verbrecher, über die Literatur der Verbrecherwelt, über das Bandenwesen hier 
nur angeführt werden. Nachdem alle diese Dinge eine eingehende Besprechung 
gefunden haben, kommt Lombroso zu der Erörterung Über das Verh&ltniss 
des Moralischen-Irreseins zum angeborenen Verbrecherthum. Beides, Mora- 
lisches-Irresein und Verbrecherthum käme seltener bei Frauen, wie bei Männern 
vor; dafOr trete beim weiblichen Geschlecht als Aequivalent die Prostitution 
ein. Lombroso will nun aus der Gesammtheit der bisher beobachteten Fälle 
von Moral Insanity ein Bild erhalten haben, dessen hervorragende Seiten 
ganz denen gleichen, die beim geborenen Verbrecher geschildei't smd. Phy- 
siognomie, Schädelabnormitäten, Empfindungslosigkeit, frühzeitige Entwickelung 
und Perveisität des Geschlechtstriebes, ja sogar das Tättowiren, Alles werde 
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ebenso oft beim moralischen Irresein, wie beim Verbrecher beobachtet. Eben- 
so sei die Faulheit, das frühe Auftreten böser, grausamer Neigungen beiden 
gemeinsam. Beide Zustände, Verbrechen und Moral-Insanity, beruhen nach 
Lombroso im Grunde auf dem Entwickelungsgang einer Krankheit; doch 
könne moralisches Irresein auch durch vernachlässigte Erziehung entstehen. — 
Lombroso sucht dann des Weiteren nachzuweisen, dass auf dem Gebiete 
der Epilepsie beide Zustände, Verbrecherthum und Moral-Insanity zusammen- 
treffen. Bei Epileptikern finden sich vielfach die Anomalien, wie sie ftir den 
Verbrecher festgestellt sind. Ja man habe sogar (Tonnini) in dem Missver- 
hältniss der beiden Gehirnhälften eine Ursache der Epilepsie gesucht. 

Die Epilepsie trete ja in sehr verschiedener Form auf; allen Arten der- 
selben aber seien die Familienmerkmale des Verbrechers: Asymmetrie, einsei- 
tiges und stumpfes Empfinden eiffen. 

Schon Trousseau habe behauptet: Ohne Anstand dürfen wir jedes Ver- 
brechen, dem nicht (Geisteskrankheit, Alkoholvergiftung oder Aehnliches zu 
Grunde liegt, för einen epileptischen Anfall halten! — 

Für Lombroso sind unzweifelhaft das angeborene Verbrecher- 
thum und die Moral Insanity nichts weiter als Varianten der 
Epilepsie! 

Beweis dafür sucht er auch in ihrer Widerstandsunföhigheit: Die mora- 
lisch Irrsinnigen seien unfähig, gewissen Impulsen zu widerstehen; im Normal- 
zustand würden die bösen Triebe gezügelt, sei es durch Furcht vor Strafe, 
durch ReHffion, durch gute Sitte, durch unaussresetzte geistige Gymnastik; 
aber alles das vermöge nichts über den moralis(m Irrsinnigen, wie über den 
geborenen Verbrecher; das sei der Grund, warum die Letzteren immer wieder 
rückfällig würden. 

So seien Rachedurst, Prahlen mit dem Verbrechen, Trunksucht, Spiel und 
WoUust die einzigen, den Verbrecher bewegenden Triebe. Der Verbrecher 
wisse wohl, was Gerechtigkeit ist, habe aber kein Gefühl dafür! 
Seine Moral, seine Religion seien Zerrbilder im Dienste seiner Leidenschaften. 
Wohl könnte nun ein und dasselbe Individuum Verbrecher und irrsinnig sein; 
die Verschiedenheit des Bildes könne eine seh]^mannigfaltige sein, je nachdem 
die eine oder die andere Partie der Hirnrinde krankhaft ergriffen sei. Zweifel- 
los aber meint Lombroso aus Allem den Schluss ziehen zu können, dass so- 
gar die scheusslichsten Verbrechen einen physiologischen, auf thierlschen 
Trieben beruhenden Zustande entspringen, der sich beim Menschen in Folge 
der Erziehung oder aus Furcht vor Strafe zwar abgestumpft, aber unter dem 
Einfluss von Krankheit, von Liebesrausch, von schädlichen Beispielen und der- 
gleichen mehr plötzlich wieder hervorbrechen kann. 

Der schlimmste Charakterzug des Verbrechers, der angebo- 
rene böse Muth, könne geradezu als ein Zustand verlängerter 
Kindheit angesehen werden. 

Das Verbrechen trete demnach wie eine Naturerscheinung, — die 
Philosophen würden sagen: wie eine noth wendige Erscheinung — auf, 
gleich denen der Geburt, des Todes, der Geisteskrankheit, von welcher es oft 
eine traurige Abart bilde. — 

Das Ausgeführte dürfte wohl him-eichen, das Studium des vorliegenden 
Werkes einem Jeden, selbst bei von den Schlussfolgerungen abweichenden An- 
schauungen, doch empfehlenswerth erscheinen zu lassen. Niemand wird das 
Werk ohne ausserordentliche Anregung zu weiterem Nachdenken Ober diese 
wichtige Zeitfrage aus der Hand legen. 

Kreisphysikus Dr. Mass mann. 



Dr. Georg Dornet, prakt. Arzt in Berlin und Reichenhall. Wie 
schützt man sich gegen die Schwindsucht? Heft 77 der 
Sammlung gemeinv. wissenschaftl. Vorträge, herausgegeben von 
Rud. Virchow, Hamburg. Verlagsanstalt und Druckerei A.-6. 
(vorm. J. F. Richter) 1889. Einzelpreis 80 Pfg. 

Gornet, der auf Grund eigener Untersuchungen im Koch 'sehen Labo- 
intorium die von Koch aufgestellte Theorie über die Verbreitung der 
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Schwindauchtsbakterien bestätigt gefunden hat, dass nämlich niemals von 
feuchten Oberflächen oder Flüssigkeiten die Bakterien sich loslösen 
und in die Lufb übergehen, folgert daraus, dass die von Schwindsüchtigen 
ausgeathmete Luft absolut bacillenfrei und absolut ungefährlich sei 
und dass sich auch von dem ausgeworfenen Schleim und Eiter keine 
Bacillen ablösen, so lange er feucht gehalten wird. Nur wenn er 
trocknet, wird er gefährlich. 

Von diesem Standpunkt aus empfiehlt Cornet seine Vorbeugungsmass- 
regeln, welche im Original selbst nachzulesen sind und welche bereits in der 
amtlichen Verordnung des Eönigl. Polizei-Präsidiums von Berlin*) für die pri- 
vaten Irrenanstalten ihren Ausdruck gefunden haben. 

Mittenzweig. 



Verordnungen und Verfügungen. 

Terwendang des 99 Wassergas ^' fflr Heiz-, Beleuchtiings- und Brenn« 
zweeke« Circular - Erlass der Minister der etc. Medicinal - An- 
gelegenheiten (gez. von Gossler) und für Handel und Gewerbe (gez. 

in Vertr. Magdeburg) vom 25. Mai 1889 °' ^ 1 ' -r ans&mmtlicheKgl. 

Regierungs-Präsidenten; nebst Bericht der Europäischen Wassergas- 
Aktiengesellschaft zu Horde vom 22. Mai 1889. 

Seit dem Jahre 1874 hat besonders in Nordamerika die Herstellung und 
Verwendung der unter dem gemeinsamen Namen , Wassergas ** zusammenzu- 
fassenden giftigen Gasgemenge sowohl für Heiz- und Beleuchtungszwecke 
der Industrie, wie für Brennzwecke der Strassenanlagen und Haushaltungen 
grössere Verbreitung gefunden. Im Inlande ist hierzu in neuerer Zeit deren 
zunehmende Benutzung für technische und motorische Zwecke der Gewerb- 
thätigkeit getreten. 

Jene (^mengen bestehen im Wesentlichen aus Wasserstoff und Eohlen- 
oxyd. Das eigentliche Wassergas wird durch Einwirkung Überhitzten 
WajBserdampfs auf glühende Kohlen oder Koksklein — ohne LuftzufUhrung — 
erzeugt und in Nordamerika meist durch Beimischung stark riechender Kohlen- 
wasserstoffe, die vorzugsweise aus Petroleum -Rückständen herffestellt werden, 
leuchtföhig gemacht (carburirt). Um das Wassergas für Glüolicht tauglich 
zu machen, lässt man es in uncarburirtem Zustand, wie beispielsweise zu 
Essen a./Hh., Dortmund und a. a. 0., unter Fahnejelmschen Magnesia -Kerzen 
austreten, die kammförmig über dem Lampenbrenner aufgehängt sind. 

Abweichend von dem Wassergas werden die fast nur zu technischen 
Zwecken verwendeten sogenannten Halb-Wassergase (Misch-, Generator- 
wasser-, Motor-, Dowson-, Wilsongas u. a. m.) im Zug- oder Gebläsegenerator 
durch gleichzeitiges Einleiten von Lufb- und Wasserdampf in glühende Kohlen 
oder Koksklein erzeugt; sie bestehen somit aus Wassergas- und Generatorgasen. 

Während das bei trockener Destillation gewonnene gewöhnliche Steinkohlen- 
Leucht^ einen Gehalt von nur 4— 10®/o Kohlenoxyd aufweist, steigt dieser Gehalt 
beim Wassergas bis zu 40®/o und beträgt bei den Halb- Wassergasarten in der 
Regel 22— 24®/o. Wegen dieses Kohlenoxydgehalts und der fast völligen Ge- 
ruchlosiffkeit des Wasser- und Halbwassergases muss deren Verwendung im 
alltSglichen Leben namentlich bei längeren (Jasleitimgen sehr gefährlich er- 
scheinen. Auf der anderen Seite bieten diese Gasarten weffen ihrer hohen 
Heizkraft, ihrer russfreien Verbrennung und geringeren Ezplosibilität, sowie 
wegen ihrer verhältnissmäsaigen Billigkeit bei Mitverwerthung von Brennstoff- 
ab»llen nicht zu unterschätzende Vortheile für die Gtewerbthätigkeit. 

Eine sachgemässe Darstellung Über die stetige Entwickelung über den 
gegenwärtigen Stand dieser Frag^ enthält die im laufenden Jahrgang von 
Glasers Annalen für Gewerbe- und Bauwesen (Seite 87 ff.) abgedruckte preis- 
gekrönte Abhandlung des im Kaiserlichen Patentamt beschäftigten Ingenieurs 
Max Geitel «Das Wassergas und seine Verwendung in der Technik,*^ auf 
welche wir hiermit des Näheren hinweisen. 



*) VergL S. 254 dieser Nummer. 
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In den vereinigten Staaten von Amerika, wo das Wassergas zur Strassen-, 
Hotel- und Fabrikbeleuchtung in umfangreicher Weise benutzt wird, ist aus 
der einschlägigen Unfallstatistik die weit grössere Gefährlichkeit dieses Gases 
im Vergleich zum Verbrauch des gewöhnlichen Leuchtgases unmittelbar nach- 
gewiesen. Man hat deshalb seitens der dort betheiligten Einzelstaaten beson- 
dere Vorsichtsmassregeln ergriffen und hauptsächlich darauf Bedacht ge- 
nommen, zur Verhütung von Erstickungen die Gegenwart des Wassergases in 
der Athmungsluft wahrnehmbar zu machen, sowie den Eohlenoxydgehalt des- 
selben zu vergeringern. Auch die Schweiz ist vor Kurzem, durch Unglücks- 
fölle dazu veranlasst, gleichen Massnahmen näher getreten. 

In Ansehung der guten technischen und wirthschafblichen Erfolge, welche 
die Wassergasfabrikation in Deutschland neuerdings begünstigt hat, wird eine 
weitere Zunahme der Anwendung des in Rede stehenden Brennstoffs voraus- 
sichtlich bald zu erwarten und deshalb der Angelegenheit auch eine hygie- 
nische Bedeutung für die Zukunft nicht abzusprechen sein. Soweit hier be- 
kannt, wird das Wassergas in der heimischen Industrie gegenwärtig zum 
Schweissen der Eisenbleche, zum Heizen der Martin- und Schweissöfen und in 
Schraiedfeuem (Essen a./R., Fürstenwalde , HOrde, Warstein, Oberschlesien), 
femer zum Glasblasen (Gelnhausen bei Kassel), zum Schmelzen von Flüssen 
und Metallen und zum Glühen von FarbkOrpem (Frankfurt a./M.), sowie zum 
Sengen der Seide und sonstiger Gespinnste und Gewebe (Elberfeld, Barmen 
und a. a. 0.) erfolgreich benutzt. In der Mischung des DowBonga^es findet 
es unter Anderem zum Speisen der Ga«- Kraftmaschinen für das S^eingewerbe 
in Hannover Verwendung. Neuerdings ist man auch in Erörterungen Über 
den Gebrauch des Generator- Wassergases bei dem Dampfkesselbetrieb eingetreten. 

Zur Beurtheilung der Frage, inwieweit es im Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege geboten erscheint« die Erzeugung oder Verwendung des 
Wassergases gewissen polizeilichen Beschränkungen zu unterwerfen, wird es 
zunächst erforderlich sein. Über Art und Umfang der gegenwärtigen Verwen- 
dung dieses Gases im Inland noch genauere Kenntniss zu erlangen. Insbeson- 
dere wird es darauf ankommen, zu erfahren, ob dasselbe nur zu industriellen und 
gewerblichen Zwecken oder etwa auch in den Haushaltungen zu Beleuchtnngs-, 
^eiz- und Kochzwecken, in Strassen und öffentlichen Anstalten zur Beleuch- 
tung verwendet wird; femer ob Anlagen bestehen, in welchen Wasserffas in 
grösserem ümfanff behufs Abgabe an die Consumenten gewerbsmässig herge- 
stellt, endlich ob oereits Gesundheitsschädigungen infolge der Verwendung von 
Wasserstoffgas festgestellt worden sind. 

Ausserdem würde es uns erwtLnscht sein, Ew. Hochwohlgeboren Auf- 
fassung darüber kennen zu lernen, ob es nothwendig und zweckmässig er- 
scheint, eine allgemeine polizeiliche Regelung der Erzeugung und Verwendung 
des Wassergases für das Reich herbeizuführen, und auf welchem Wege even- 
tuell ein ausreichender sanitärer Schutz zu bewirken sein würde. Dabei wäi*e 
gleichzeitig zu erörtern, ob die Verwendung des Wassergases zu rein tech- 
nischen, besonders zu hüttenmännischen Zwecken überhaupt zu beanstanden 
sein würde, &Jls nicht langgestreckte Gasleitungen in der Nähe von Wohnge- 
bäuden hierzu nothwendig werden. 

Hinsichtlich etwaiger Massnahmen zum Schutze gegen die gesundheits- 
schädlichen Wirkungen kommt zunächst in Frage, inwieweit es sk^h recht- 
fertigen lässt, die gewerbeordnungsmässige Genehmigungspflicht der Gasbe- 
reitungs- und Gasbewahrungsanstalten (§16 der Gewerbeordnung) auf die neu 
zu errichtenden Wassergas- Anstalten, und vor Allem auf Beleuchtungsanlagen 
dieser Art, auszudehnen und deren Betrieb ständig zu überwachen. 

Im Weiteren unterlassen wir nicht, darauf aufmerksam zu machen, dass 
in Nordamerika angeregt worden ist, bei der öffentlichen Verwendunff von 
Wassergas nur solches zuzulassen, dessen Kohlenoxydgehalt unter 10 ®/o bleibt. 
Für das Inland ist ein bezüglicher Höchstgehalt von 8 ®/o vorgeschlagen. In 
Bezug auf die im Auslande üblichen Mittel der Carburirung und der durch 
Wasserdampf bewirkten Herabminderung des Kohlenozydgehalts fragi es sich, ob 
die hierauf etwa zu richtenden Massnahmen bei dem Mangel billiger Petroleum- 
Rückstände und dergleichen im Inland wirthschaftlich durchführbar s^in müssten. 
In einem Kreisschreiben des Bundesraths der Schweizerischen Eidge- 
nossenschaft an die Kantonsregierungen vom 13. Juli v. J. ist unter Anderem 
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die Anbringung von GaBcontroleuren oder ähnlichen Vorrichtungen, welche dae 
etwaige Entweichen des WaseergaseB in bewohnte Räume augenscheinlich 
machen sollen, empfohlen, von anderer Seite jedoch als nicht genügend zuver- 
lässig und wirksam erachtet worden. 

Die alleinige Befolgung eines in der einschlägigen Literatur häufig ge- 
machten VorschlagB, zur thunlichsten Verhütung von Erstickungsge&hren das 
geruchlose Wassergas durch Vermischung mit einem stark riechenden Körper 
aus der Reihe der Mercaptane (Thio- Alkohole oder Alkyl-Sulfhydrate), mit 
einem flüchtigen Kohlenwasserstoff, mit Naphtalin, Nitrobenzol etc. übel- 
riechend zu machen, ist ebenfalls als unzureichend angefochten worden. Auch 
wird es noch nicht erprobt sein, welche Verbindung aus der Mercaptan-Reihe 
sich gegen Oxydations- und sonstige Zersetzungseinflüsse als beständig zeigt, 
und ob dieselbe etwa nach bestimmten äusseren oder inneren Eigenschaften 
leicht und zuverlässig in jedem Mengenverhältnis gekennzeichnet werden kann. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenat, nach diesen und ähn- 
lichen Greeichtspunkten unter Zuziehung des Könipflichen Grewerberaths ge- 
fäUigst Erhebungen anstellen und uns deren Ergebmss zugleich mit Ihrer gut- 
achÜichen Aeusserung zur Sache, sowie mit den daran zu knüpfenden Yor- 
schlSgen, demnächst zugehen zu lassen. 

Berieht. 

Die bis jetzt im In- und Auslande von unserer Gesellschaft errichteten 
Wassergasanlagen fiinktioniren zur vollen Zufriedenheit, welche bedingt ist 
durch die einfache Bedienung der Apparate im Betriebe, durch die regel- 
mässige Gasproduktion derselben, absolute Sicherheit der Apparate gegen fbc- 
plosionsgefahr und durch die Billigkeit des Gases. 

Die von uns hergestellten Wasserg^asapparate arbeiten mit vollkommener 
Betriebssicherheit. Der Betriebsarbeiter hat nur nOthig von Zeit zu Zeit ein 
Steuerrad zu drehen, durch welches die Schieber und Ventile in richtiger 
Reihenfolge geöfihet und geschlossen werden, je nachdem Wassergas oder 
Greneratorgas dargestellt werden soll etc. etc. 

Was die Anwendung des Wassergases zu metallurgischen Zwecken an- 
langt, so ist constatirt, &S8 durch die hohe Flammentemperatur und durch 
die Reinheit dieses gasförmigen Brennstoffs raschere Arbeit und bessere 
Qualität erzielt werden als bei der Anwendung anderer stickstoffreicher Gas- 
arten. Die Beleuchtung mittelst Wassergasglünlicht (in den kammförmig an- 
geordnete Gruppen von Stiften aus Magnena durch die selbst nicht leuchtende 
Wassergasflammen glühend gemacht werden) gewinnt stetig zunehmende Ver- 
wendung, da dieses Licht anderen Beleuchtungsarten gegenüber grosse An- 
nehmlichkeiten bietet. 

Das Licht ist ruhiger als eine Steinkohlengasflamme und elektrisches 
Glühlicht, weil bei demselben ein Flackern und Zucken nicht vorkommen 
kann, indem eine grössere Menge fester Masse intensiv und ruhig leuchtet und 
dadurch das Auge sehr geschont bleibt. Die Verbrennungsprodukte des Wasser- 
gases sind absolut unschädlich, sie bestehen aus Kohlensäure und Wasserdampf. 

Aus dem gewöhnlichen Steinkohlenleuchtgas kann man den Schwerel- 
kohlenstoff nur theilweise und nur mit grossen Kosten entfernen, indem gleich- 
zettig dem Leuchtgas ein grosser Theil seiner Leuchtkraft genommen wird. 
Man lässt deshalb den Schwefelkohlenstoff im Leuchtgas. 

Beim Wassergas dagegen kanti der Schwefelkonlenstoff bis auf Spuren 
entfernt werden, ohne dass die Flammentemperatur, welche bei der Wasser- 
gasbeleuchtung massgebend ist, im Mindesten beeinträchtigt wird. 

Was femer die Erstickungsgefahr betrifit, so ist dieselbe bei Anwendung 
der von uns getroffenen Vorsichtsmassregeln ausgeschlossen. 

In erster Linie ertheilen wir dem Grase durch Mercaptan — eine lO^/^ige 
Lösune — einen penetranten Geruch, welcher dem Gase in der Waasergasan- 
stalt durch einen Apparat beigebracht wird, der so construirt ist, dass er das 
Gas stets gleichmässig stinkend macht, doch bleibt es jedem Verbraucher von 
Wassergas anheimgeetellt, das von ihm zu verwendende Gas noch intensiver 
übelriechend zu machen Zu diesem Zwecke schalten wir einen einfachen 
Apparat im flausgang in die Leitung ein. 

Dieser Apparat bezweckt gleichzeitig, in der Hausleitung vorkommende 
Undichtigkeiten oder das Offenstehen von Hähnen sofort anzuzeigen und den 
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dadurch entstehenden Geffihron vorzubeugen . Es dürfte sich empfehlen, den 
Beamten der Gasanstalten bei der regelmässigen Aufnahme des Uhrenstandes 
zur Pflicht zu machen, die FtQlung des Apparates und das Funktioniren des Dich- 
tigkeitsanzeigers zu controliren, erforderlichenfalls neue Flüssigkeit nachzufüllen. 

Bekanntlich entstehen bei Anwendung von Leuchtgas die meisten Un- 
glücksfälle, wie Explosionen, Erstickungen etc. dadurch, dass wenn man den 
Gashahn an der Lampe scbliessen will, derselbe bei etwas unvorsichtigem 
Drehen der Hand wieder etwas geöfihet wird, oder auch, dass der Hahn, 
wenn der Arretirungsstift im Hahnkükon abgebrochen ist, zu weit herumge- 
dreht wird. In beiden Fällen wird Gas austreten. 

Bei Wassergasbeleuchtung können dieselben Handhabnngsfehler keine 
Nacbtheile herbeiführen; es würde nämlich in beiden oben angegebenen 
Fällen das ausströmende Wassergas sich sofort wieder an dem noch weiter 
glühenden Magnesiakamm entzünden, den der Glühkamm bleibt noch 22 
Secunden nach dem Absperren des Gases in glühendem Zustand. 

Die Zimmer und KüchenOfen, welche für Wassergas angewandt werden, 
sind mit Schutzklappen und kleinen Zündflammen an jedem Brenner ver- 
sehenf so dass auch hier an ein Austreten von Gas nicht zu denken ist, be- 
ziehungsweise wird das Austreten unverbrannten Gases in die Wohnräume 
durch die getroffenen Vorsichtsmassregeln unmöglich gemacht. 

Die Beimischung von Mercaptan ist im Verhältniss zum Gasvolumen 
eine so geringe, dass bei der Verbrennung des Gases nicht die geringsten 
Spuren von schwefliger Säure nachgewiesen werden konnten. Wir haben von 
Hausfrauen, welche das Wassergas seit drei Jahren täglich verwenden, über 
die Einfachheit der Bedienung, über die vollständige Russfreiheit der Flamme 
und auch sonst in jeder Beziehung die günstigsten Urtheile gehört. 

Wird Wassergas in Fabriken zu metallurgischen Zwecken und zur Be- 
leuchtung verwendet, so ist hier ein besonderes Stinkenmachen des Gases 
überhaupt nicht erforderlich, denn sein Geruch ist auch ohne Anwendung von 
Mercaptan oder anderen StinkstofFen schon unangenehm genug. 

Die von Herrn M. Geitel, Ingenieur im Kaiserlichen Patentamte, er- 
scheinende Arbeit pÜeber das Wassergas und seine Verwendung in der Tech- 
nik*^ haben wir, soweit dieselbe bis jetzt uns zugänglich ist, mit grossem 
Interesse gelesen. Den Ausführungen des Herrn Über die Anwendung des 
Wassergases zu Heizzwecken und seine billigen Herstellungskosten schhessen 
wir uns aus unserer Erfahrung an. Nur durch Grasheizung kann die jetzige 
enorme Eohlenvergeudung beseitigt worden. 

Die von Herrn Geitel ausgesprochene Gefährlichkeit des Wassergases 
in Folge seines höheren Eohlenozydgehalt« ist ausgeschlossen, wenn die ein- 
fachen von uns vorgesehenen Vorsichtsmassregeln beobachtet werden. Dass 
die Anwendung des Wassergases trotz seines höheren Eohlenoxydgehalts durch 
die grossen Vortheile, welche dasselbe bietet, immer mehr zunimmt, dafOr 
spricht auch die Thatsache, dass der Staat Massachusetts, der letzte Staat der 
amerikanischen Union, welcher das Wassorgas für St-ädte noch nicht zuliess, 
seit einiger Zeit die Anwendung desselben freigegeben hat. 



Torsiohtsmassregelii anr YerhUtmig einer Ueb«rtragung d«r Tnberkidose 
in PriTatirrenanstalten. Verfügung des Königlichen Polizeipräsiden- 
ten in Berlin (gez. von Richthofen) vom 12. April 1883 an die Vorstände 

der dortigen Privatirrenanstalten. 

Dm*ch Dr. Georg Cornet's Untersuchungen über die Verbreitung der 
Tuberkulose unter Leitung des Geheimen Medicinalrathes Prof. Dr. Robert 
Koch ist festgestellt worden, dass nur der getrocknete Auswurf der an der 
Lungenschwindsucht Erkrankten oder derselben Verdächtigen den Gesunden 
verderblich wird und zwar, sobald derselbe fein verstäubt der Athmungslnft 
beigemischt und so dem menschlichen Körper zugeführt wird. Vm die auf 
solche Weise vermittelte Uebertragung von Tuberkelbacillen, welcke bekannt- 
lich die Tuberkulose weiter verbreiten, thunlichst zu verhüten, sdlen Tuber- 
kulöse (Schwindsüchtige) angehalten werden, niemals in ein Taschentuch, auf 
den Fussboden oder an die Wände, sondern lediglich in ein fOr diesen 
Zweck bestimmtes Gefäss, Speinapf oder Speiglas, auszuspeien ; besonders sei ein 
Handspeinapf zu empfehlen ; um die Verunreinigung des Bodens etc. zu verhüten. 
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Eine Desinfektion des Answnrfes durch die firOher üblichen Mittel hält 
Dr. Cor n et für überflOssig, da der Sublimat z. B., wie Iftngst kekannt ist, 
Tuberkelbacillen überhaupt nicht unschädlich mache, die Karbols&ure zu 
diesem Zweck aber nur unter Beobachtung grOsster Sorg£EÜt in der Anwen- 
dung zuverlSssi^ wirksam seL Die SneisegefäBse seien t&glich nur mit kochendem 
Wasser zu reinigen, der Auswurf aber mit dem Waschwasser in die Aborte zu 
befördern; Sand oder SSgespähne zur Bestreuung des Bodens der Spein&pfe zu 
benutzen, sei nicht empfehlenswerth, da auf solche Weise dem Trocknen und 
der Verstaubung des Auswurfes Vorschub geleistet werde; eine geringe Menge 
Wasser in den Gref&asen sei nicht zu verwerfen (Zeitschr. f. Hygiene Bd. 5, S. 191 ff.). 

Auf Grund der für das Gremeinwohl so wichtigen Ergebnisse der Cor- 
n einsehen Untersuchungen und mit Rücksicht darauf, Saas Geisteskranke 
nicht selten an Tuberkulose fSchwindsucht) erkranken, ersuche ich Ew. pp. 
ergebenst, für die Zukunft folgende Vorschriften für Ihre Priyat-Lrren-AnsWt 
im Interesse der übrigen, Ihrer Obhut anvertrauten Kranken beachten und ge- 
gefältigst zur Ausfuhrung bringen zu wollen. 

1) Offenbar Tuberkulose sind, soweit thunÜch, von anderen Kranken 
abzusondern. 

2) Sämmtliche Kranke, welche an dieser Krankheit leiden oder der- 
selben verdächtig sind, werden streng angehalten, lediglich in mit 
wenig Wasser am Boden bedeckte Speigetasse den Auswurf zu ent- 
leeren. Jene GefSsse sind t&glich mindestens einmal mit siedendem 
Wasser zu reinigen, der Gesammtinhalt wird in die Aborte entleert. 
Etwaige Besudelungen des Fussbodens, der Lagerstellen, der Wände etc. 
werden, soweit möglich, sofort mit siedendem Wasser oder in 
anderweit zweckent^rechender und zuverlässiger Weise entfernt, be- 
sudelte Gebrauchs- und Bettwäsche wird entfernt und ausgekocht. 

3) Bettstücke, Matratzen, Decken etc., sowie alle Gebrauchsgegenstände, 
welche Schwindsüchtige benutzt haben, sind nach Massgabe der dies- 
seitigen Polizei -Verordnung vom 7. Februar 1887, bet^sffend Desin- 
fektion bei ansteckenden Krankheiten zu behandeln, beziehungsweise 
den hiesigen städtischen Desinfektions- Anstalten zu übergeben, soweit 
nicht etwa Auskochen angängig ist. 

4) Auch die Desinfektion deijenigen Zimmer, in welchen Schwindsuchts- 
Kranke gelegen haben, erfo^ nach dam Abgange der Letzteren 
durch Entlassung oder Tod nach Massgabe der vorerwähnten Be- 
stimmungen. 

Personalien. 

AuszeiehniingeDt 

Verliehen: Der Character als Geheimer Sanitätsrath: den 
Kreisphysikem und Sanitätsräthen Dr. Klostermann zu Bochum, Dr. Kreuss- 
1er in Brandenburg a./H., Dr. Heilmann in Krefeld, Dr. Strauss in Barmen, 
sowie dem praktischen Arzte Sanitätsrath Dr. Morsbach zu Dortmund; als 
Sanitätsrath: den Kreisphysikem Dr. Schirmeyer zu OsnabrUck, Dr. 
Höchst in Wetzlar, sowie dem Kreiswundarzt Dr. Hachenberg in Neuwied 
und dem praktischen Arzte Dr. Ellebrecht in Lechenich. 

Der Rothe Adlerorden IV. Klasse mit Schwertern: dem Marine- 
stabsarzt Dr. Renvers in Wilhelmshaven; der Kronenorden III. Klasse: 
dem praktischen Arzt Sanitätsrath Dr. Bredow in Danzig. 

Die Genehmigung ertheilt zur Anlegung des Ritterkreuzes des 
Königl. Rumänischen Ordens Stern von Rumänien: dem praktischen 
Arzt und Badearzt Dr. Lahusen in Sylt; des Komthurkreuzes mit dem 
Stern desGrossherzog]. Sächsischen Hausordens der Wachsamkeit: 
dem Corps- und Genenüarzt Dr. Leuthold in Berlin; des Ritterkreuzes 
l. KI. des Herzogl. Anhaltischen Hausordens Albrecht des Bäreus: 
dem praktischen Arzte und Hofarzt Sr. Königl. Hoheit des Landgrafen von 
Hessen Dr. Hartmann zu Hanau; des Komthurkreuzes II. Kl. des Herzog!. 
Sachsen-Srnestinischen Hausordens: dem Geheimen Medicinalrath Prof. 
Dr. Lewin in Berlin und des Ritterkreuzes des KOnigl. Portugiesi- 
schen Christusordens: dem praktischen Arzt Dr. Wolff m Berlin. 
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ErMnnuigeii «nd TersetsnDgen s 

Ernannt: Regierunffsrath Dr. Renk, Mitglied de» Reichsgesundheifa- 
amtes in Berlin zum oraentlichen Professor in der medicinischen Fakultät 
zu Halle a./S.; der Direktor der Provinzialirrenanstalt Dr. Pelmann in Bonn 
znm ordentlichen Professor der dortigen medicinischen FakultAt unter Verlei- 
hung des Charakters als Geheimer Medicinabrath; der praktische Arzt Dr. 
Schmolk in Rastenburg zum Kreiswundarzt des gleichnamigen Kreises. 

Versetzt: Der Kreisphysikus Dr. Blokusewski in Aurich in gleicher 
Eigenschaft in den Kreis Militsch; der Kreisphysikus Sanit&tsrath Dr. Hoff- 
mann in Meseritz in gleicher Eigenschaft in den Kreis Waidenburg und der 
Kreiswimdarzt Dr. Wolff in (Jarzweiler in gleicher Eigenschaft in den Kreis 
Elberfeld-Mittmann . 

Tentorben sind: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Pitzner in Nordstemmen, Dr. A. Bern- 
hardi in Eilenburg, die Greheimen Sanitätsr&the Dr. Bohrend und Dr. 
Gabriel, sowie Dr. Adler in Berlin, Geheimer Sanitfttsrath und Kreisphysikus 
a. D. Dr. Küpper in Trier, Dr. Lorenz in Eberswalde, Dr. Sticke in 
NIederdodeleben, Dr. Einem in Stade, Dr. Schrömbgens in Kaldenkirchen, 
Dr. Guttermann in Duderstadt, Generalarzt Dr. Kuhn zu Potsdam; Kreis- 
wundarzt und Oberstabsarzt a. D. Dr. Heck in Gross-Tychow, Marinestabsarvt 
Dr. Brandstetter zu Berlin; die Sauitätsr&the Dr. Secki und Dr. v. Kac- 
zorowski in Posen; Dr. Leyser in Schwersenz, Kreisphysikus a. D. und 
Sanitfttsrath Dr. Adloff in Schönebeck und Dr. Reut her in Kitzen. 

Takante Stollen:*) 

Kreisphysikate: Putzig, Schlawe, Grimmen, Witkowo, Jarotschin, 
Schildberg, Neutomischel, (Meldung bis zum 10. Juli bei der Regierung in 
Posen, Abth. des Innern), eine Bezirksphysikusstelle in Berlin, Meseritz, 
Nordhausen, Erfurt, üslar, Hümmling, Solingen, Fulda, ünterweste^waldkreis, 
Adenau, Landkreis Köln, Aurich (Meldung bis zum 10. August beim König). 
Reg.-Ptfts. in Aurich), Dann, Oberamt Gammertinffen und Sigmaringen. 

Kreiswundarzt stellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienwerder, Graudenz, 
Angermünde, Templin, Friedeberg, Ost- und Weet-Stemberg, Bütow, Lauen- 
burg i/P., Dramburg Schievelbein, Bomst, Schroda, Bromberg, Strehlen, Ohlau, 
Kosel, Lublinitz, Neustadt in Ob.-Schlesien, Striegau (Meldung bis zum 10. Juli 
beim König]. Reg. -Präsidenten in Breslau) Lauban, Reichenbach, Grünberg, 
Münsterberg, Sagan, Militsch, mit dem Wohnsitz in Sulau, Jerichow I, Wanzleben, 
Worbis, Sanfferhausen, Ziegenrück, Langensalza, Höxter, Lübbecke, Warburg, 
Lip]^stadt, Meschede, Hümeld, Erkelenz, Kleve, Stadtkreis Köln, Bergheim, 
Rhembach, Wipperfürth, Grevenbroich und St Wendel. 

*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die officiellen Meldefristen bereits abgelaufen. 
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Mord durch Strychnin- Weizen. 

Von Dr. Mittenxweig. 

Wiewohl die Literatur keinen Mangel an Vergiftungen mit 
Strychnin oder strychninhaltigen Pflanzentheilen aufweist, so ist 
doch die Zahl der Strychninmorde keine grosse, und es dürfte 
deshalb die Veröffentlichung eines Falles von Interesse sein, 
welcher sowohl durch die Art der Ausfuhrung, als durch die 
Wahl des strychninhaltigen Mittels, durch den regelrechten Ver- 
lauf der Erscheinungen, wie durch das klassische Bild der Ob- 
duction ein bemerkenswerther geworden ist. 

Der Fall ist folgender gewesen: 

Am 13. Januar 18 . . war die ausserehelich geborene, sieben 
Jahre alte Johanna H. unter Umständen gestorben, welche den 
Verdacht einer Vergiftung erregten. In Folge dessen wurde auf 
den 17. Januar die Obduction und darnach die Untersuchung der 
Leichentheile auf Gehalt von Strychnin angeordnet. 

Die Vernehmung der Zeugen und der angeklagten Mutter 
H. über die näheren Umstände und die Krankheitserscheinungen, 
sowie diejenige der Gutachter über den Ausfall der Obduction 
und über den chemischen Befund ergab im Wesentlichen nach- 
stehendes Besultat. 
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Die Matter Gatharina H., welche bereits das eine nneheliche 
7 jährige Kind Johanna besass, war zum zweiten Male unehelich 
schwanger und hatte den Entschluss gefasst, die 7jährige Tochter 
Johanna aus der Welt zu schaffen, weil sie in Sorge darüber 
lebte, wie sie zwei uneheliche Kinder ernähren sollte. Sie kaufte 
deshalb in einer Apotheke für zehn Pfennige Giftweizen und gab 
denselben ihrer Tochter Johanna in zwei fast gleichen Hälften 
ein. Am 12. Januar liess sie die eine Hälfte und als sie keiner- 
lei Wirkungen spürte, in der Frühe des 13. Januar den Best des 
Weizens von dem Kinde nehmen. Dies geschah auf der Kammer, 
auf welcher sie mit dem Kinde und der 14jährigen Dienstmagd 
Minna S. schlief. Als die S. am 13. Januar gegen 6 Uhr Mor- 
gens erwachte, richtete sich die Johanna H. im Bette auf und 
sagte: „Minna, meine Mama hat mir wieder Babelchens gegeben." 
Die S. begab sich nach unten, wo sie die Mutter des T^^in^ft« 
beim Kaffeetrinken traf. Nach einiger Zeit hörte sie das Kind 
laut schreien, machte die Mutter hierauf aufinerksam, und diese 
holte nunmehr das Kind in die Küche herunter, wo sie ihm ein 
Kleid anzog. Während sie es auf dem Schosse hielt, zitterte es 
heftig und schrie noch eine Zeit lang, bis die Besitzerin des 
Gutes herbeigekommen war. Dann sagte es unter fortwährenden 
Zittern: ,,Mama, ich weiss, wovon es kommt, das kommt von den 
Babelchen, die du mir gegeben hast". Der gleich darauf eben- 
falls hinzugekommene Besitzer glaubte, das Kind, welches die 
Beine von sich streckte, ganz steif war und noch immer mit den 
Armen zitterte, habe ein Nervenschlag gerührt, und liess einen 
Nachbar rufen, um es in die benachbarte Stadt in ein Kranken- 
haus zu schaffen. Ehe derselbe indess seinen Wagen herbeige- 
holt hatte, war das Kind — gegen 7 Uhr Morgens — gestorben. 

Gleich bei ihrer polizeilichen Vernehmung gestand die un- 
verehelichte H., dass sie ihr E[ind vergiftet habe. Sie habe dem Kinde 
die Strychninkörner zum Essen gegeben, und wenn sich dasselbe 
weigerte, dieselben zu nehmen, es durch Nebenreichen von Zucker- 
plätzchen (sog. Babelchen) bewogen, auch die bitteren Kömer zu 
essen. In solcher Weise gelang es ihr, dem Kinde das bitter 
schmeckende Gift beizubringen. Das Kind starb am 13. Januar 
und wurde am 17. Januar gerichtlich obducirt. Das betreffende 
Protokoll lautet: 

A) Aeassere Besichtigung. 

1. Die Leiche des weiblichen, circa 7 Jahre alten Kindes 
ist 108 Cm lang, von zartem Körperbau, guter Muskulatur und 
guter Ernährung. 

2. Die Farbe der Haut im Gesichte und an den Füssen ist 
grauweiss, fast am ganzen übrigen Körper hellroth, besonders sa- 
turlrt roth am Backen, doch ergeben Einschnitte an den rothen 
Stellen nirgends im Gewebe frei liegendes Blut. 

3. In allen Gelenken findet sich auffallend starke Leichen- 
starre. 
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4. Der Kopf ist dicht bedeckt mit hellblondem, 22 cm lan- 
gem Haar. Verletzangen sind an demselben nicht aufzufinden. 

5. Seine natürlichen Oeffhungen sind frei von Fremdkörpern. 

6. Beide Ohrmuscheln sind auffallend bleich. 

7. Die Augenschleimhaut ist bleich, die Hornhäute sind 
etwas getrübt, die graublauen Augen haben 5 cm weite Pu- 
pillen. 

8. Die Nasenlöcher sind etwas feucht. 

9. Die Lippen hellroth, die Schleimhaut der Lippen und des 
Zahnfleisches grauweiss. Die Zungenspitze liegt fest eingeklemmt 
zwischen den auf einander stehenden Zahnreihen. 

10. Der Hals ist frei beweglich und ohne Verletzung 
seiner Haut. 

11. Die Brust ist gut gewölbt. 

12. Die Bauchhaut etwas grünlich, der Bauch selbst etwas 
abgeflacht. 

13. Die äusseren Geschlechtstheile sind unverletzt. 

14. Beide Fussgelenke sind äusserst stark gestreckt. 

15. Beide Hände stehen in auffallend abnormer Stel- 
lung (klauenartig gekrallt), die Finger im Mittelhand- 
Fingergelenk überstreckt, in den beiden Fingergelen- 
ken stark gebeugt. 

16. Am Rücken keine Verletzung, die Wirbelsäule frei be- 
weglich. 

17. Der After steht offen und ist nicht beschmutzt. 

B) Innere Besichtigung. 

Da das Kind muthmasslich vergiftet ist, so beginnen wir 
I. mit Eröffnung der Brust- und Bauchhöhle. 

18. Die Bauchdecken haben eine massige Fettschicht, die 
Muskulatur ist etwas hellroth, der Bauchfellüberzug glänzend, 
glatt und durchscheinend. 

19. Beim Oeffiien der Bauchhöhle macht sich ein bemerkens- 
werther Geruch nicht geltend. Die Organe liegen normal. Der 
Magen und die vorliegenden Darmschlingen sind etwas 
rosa gefärbt, ein fremder Inhalt ist in der Bauchhöhle nicht 
vorhanden. 

20. Das Zwerchfell steht beiderseits hinter der 5. Rippe. 

a) Organe der Bauchhöhle. 

21 . Nachdem die Speiseröhre oberhalb des Magenmundes und 
der Zwölffingerdarm unterhalb des Galleneinganges doppelt unter- 
bunden und Speiseröhre wie Darm zwischen den Ligaturen durch- 
trennt sind, wird der Magen herausgenommen. 

22. An seiner AussenAäche finden sich keine Veränderungen 
mit Ausnahme einer starken Füllung der Venen. 

23. Er enthält 45 Gramm einer gelblichen schleimigen 
Flüssigkeit, in welcher weisse und gelbe Partikel suspendirt 
schwimmen. Feste, kömig anzufühlende Theile sind im Magen 
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nicht aufzufinden. Ebenso wenig macht sich ein besonderer Ge- 
ruch geltend. Sein Inhalt färbt Lackmuspapier roth. 

24. Die Innenfläche des Magens wird ausgebreitet und genau 
besichtigt. Auch hierbei finden sich keine verdächtigen fremden 
Körper vor. Mit dem Messer lässt sich grauer Schleim ab- 
kratzen. Die Schleimhaut selbst ist grauweiss mit einem Stich 
ins Gelbliche, dabei durchscheinend und nicht getrübt. Die 6e- 
filsse sind massig injicirt, die Drüsen nicht vergrössert oder ge- 
färbt, die Schleimhaut nicht verdickt. 

25. Magen und Mageninhalt werden in ein mit A bezeich- 
netes Glasgefäss geschüttet. 

26. Die Milz ist 10 cm lang, 7 cm breit und 2 cm dick, 
von rothbrauner Farbe, glatter Oberfläche und fester Consistenz. 
Auf den graurothen Durchschnitt tritt wenig Blut. Das Gewebe 
ist roth und fest, mit zahlreichen hirsekomgrossen und grösseren 
grauen Milzbläschen durchsprengt. Die Milzbalken treten wenig 
hervor. Aus den durchschnittenen G^fässen lässt sich etwas 
dunkelrothes Blut ausdrücken. 

27. Die linke Niere ist 9 cm lang, 4 cm breit und 2 cm 
dick, glatt, mit leicht abziehbarer Kapsel, röthlich grau und fest. 
Beim Herausnehmen traten 10 cm dankelrothen syrupsdicken 
Blutes aus. Auch auf den Durchschnitt tritt viel Blut. Die 
Nierensubstanz ist röthlich grau, die Gefässzone der Rinde wenig 
hervortretend, die Schnittfläche glatt glänzend und nicht ge- 
schwollen. Die Marksubstanz ist dunkelroth, die Zone der ge- 
raden Hamkanälchen wenig hervortretend. Die Schleimhaut der 
Nierenkelche, des Nierenbeckens und des Harnleiters glatt, grau 
und spiegelnd. 

28. Die linke Nebenniere klein, derb, aussen gelblich, innen 
grau und bräunlich roth. 

29. Die entsprechenden Organe rechts haben dieselbe Be- 
schaffenheit. 

30. Die Harnblase enthält einige Tropfen klaren Urins, ihre 
Schleimhaut ist stark gewulstet und rosa-weiss. 

31. Bei Herausnahme des Darmes fällt die starke 
Füllung der Mesenterial-Gefässe auf. Im Uebrigen ist 
die gesammte Darmpartie äusserlich nicht verändert. 

32. Der Zwölffingerdarm enthält viel, dem Magen- 
inhalt ähnlichen Schleim von rothgelber Farbe, seine 
Schleimhaut ist unverändert. 

33. Er nebst Inhalt wird in das Gefäss A. gethan. 

34. Bei Eröffnung des Dünndarms finden sich in den 
oberen Theilen, im Leerdarm nur vereinzelte, im untern 
Theil, im Krummdarm, dagegen grössere Mengen rothge- 
färbter Weizenkörner, welche zum Theil zermalmt, zum 
Theil noch ganz sind. Ausserdem findet sich im unter- 
sten Theil des Dünndarms brauner Brei nebst zahlrei- 
chen Spulwürmern. Die Schleimhaut des Dünndarms ist 
mit rothbraunen Schleim bedeckt und auch selbst so ge- 
färbt, im Uebrigen nicht verändert. 
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Dfinndann nebst Inhalt wird nach Entfernung der Spul- 
würmer in das Gefäss A. gethan. 

35. Der Dickdarm ist dick angefüllt mit einem braungrün- 
lichen Brei, welcher stark kothig riecht. Hier werden keine 
Weizenkörner aufgefunden. Seine Schleimhaut ist unver- 
ändert. 

36. Der Mastdarm enthält gleichen breiigen Eoth, seine 
Schleimhaut ist unverändert. 

37. Die Leber wird jetzt herausgenommen, und tritt auch 
hierbei viel dickflüssiges, dunkelrothes Blut aus den Gkf&ssen aus. 
Sie ist 18 cm breit, 12 cm hoch und 5 cm dick, glatt, braunroth. 
Auf den graurothen glatten Durchschnitt tritt viel Blut. Die 
Leberinseln sind zahlreich, doch klein. Die Gallenblase enthält 
braune flüssige Galle. 

38. Die Bauchspeicheldruse ist derb und rothgrau. 

39. Die Gefässe der Bauchhöhle enthalten viel dickliches, 
dunkelrothes Blut. 

b) Organe der Brusthöhle. 

40. Nach Entfernung des unverletzten Brustbeins liegen die 
Organe der Brusthöhle normal, die bläulichen Lungen bedecken 
zum Theil den Herzbeutel, in den Brustfellsäcken kein ungehöriger 
Inhalt. 

41. Im Herzbeutel 15 Ccm einer schwachröthlichen, fast 
klaren Flüssigkeit, seine Innenfläche ist glatt. 

42. Das Herz entspricht der Grösse der geballten Faust des 
Kindes, ist purpurroth, fest, mit stark gefüllten Kranzvenen, das 
rechte Herz fast leer, das linke enthält in den Vorkammern 
wenig dickflüssiges dunkelrothes Blut. Die Kammereingänge sind 
für 2 Finger durchgängig. 

Beim Herausnehmen des Herzens fliesst viel dunkelrothes 
Blut aus den grossen Gefassen aus. Die arteriellen Klappen 
schliessen wasserdicht. Die Herzmuskulatur ist kräftig und grau- 
roth, der innere Herzüberzug zart und unverändert. Das Gleiche 
gilt von den halbmondförmigen und den zipfeligen Klappen. 

43. Die grossen Gefässe und Nervenstränge am Halse sind 
unverletzt, die Venen stark mit dickflüssigem Blute gefüllt. 

44. Die Schilddrüse ist mittelgross, blauroth. 

45. In Mund- und Bachenhöhle kein ungehöriger Körper. 
Die Zunge an der Spitze geröthet, an den Seitenrändem mit 
Zahneindriicken versehen. Die Schleimhaut des Schlundes blauroth, 
die Mandeln klein, grauroth und glatt. 

46. Die auch am oberen Ende unterbundene Speiseröhre 
wird herausgenommen und geöflEnet. Sie ist leer, ihre Schleim- 
haut grauweiss. Sie wird in das Gefäss A. gethan. 

47. Kehlkopf und Luftröhre enthalten viel zähen grauen 
Schleim, ihre Schleimhaut ist grauroth mit starker Füllung der 
kleinsten Gefässe. 

48. Beide Lungen sind gross, knisternd, stahlblau, glatt; 
auf die dunkelrothe und glatte Schnittfläche tritt nur bei Druck 
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aus den grösseren Gefässen dickflüssiges, donkelrothes Blut aus, 
während sich aus ihren Luftröhrenästen wenig weisslicher Schleim 
ausdrücken lässt Die Schleimhaut letzterer ist röthlich grau. 
Die Brustdrüse ist massig gross und grauweiss. 

n. Eröffnung der Kopfhöhle. 

49. Bei Durchschneidung der weichen Schädeldecken fliesst 
fast kein Blut ab. 

50. Das Schädeldach ist 17 cm lang, 12^, cm breit, die 
Dicke der Knochen beträgt 1 ^/^ bis 6 mm. Ihr schwammiger 
Theil ist stark mit Blut gefüllt. Die Nähte der Schädelknochen 
sind verwachsen, Verletzungen am Schädeldache nicht aufzu- 
finden. 

51. Die Aussenfläche der harten Hirnhaut ist wenig uneben, 
ihre Gefässe sind massig mit Blut gefüllt. Der obere Längsblut- 
leiter enthält wenig flüssiges Blut, auch die Innenfläche der 
harten Hirnhaut ist glatt und glänzend. 

52. Die weiche Hirnhaut ist zart, ihre venösen Gefässe sind 
stark mit Blut gefüllt, sie lässt sich leicht und glatt vom Ge- 
hirn abziehen. 

58. Die Gehirnwindungen sind kräftig und rundlich, die 
Furchen eng. 

54. Die obere Gefässplatte ist zart, ihre Gef&sse, wie die- 
jenigen der Seitengeflechte, enthalten wenig Blut 

55. Die Seitenkammem enthalten wenig röthliche, klare 
Flüssigkeit. 

56. Die Binde ist graurosa. 

57. Das Mark schneidet sich fest, hat viele rothe abspülbare 
Blutpunkte, welche stets von Neuem auftreten. 

58. Seh- und Streifenhügel haben ebenfalls viele Blutpunkte. 

59. Desgleichen die Vierhügel. 

60. Das kleine Gehirn ist auf dem Durchschnitt grauröthlich. 

61. Die weiche Hirnhaut an der Basis zart. 

62. Desgleichen die Gefässwandungen der Arterien. 

63. Brücke, verlängertes Mark und Himschenkel besetzt mit 
vielen kleinen Blutpunkten. 

64. Die Blutleiter an der Basis enthalten viel dunkelrothes 
flüssiges Blut. 

65. Weder an der Schädelbasis noch am übrigen Skelett 
finden sich irgendwelche Knochenverletzungen. 

66. In ein zweites Glasgefäss B. werden Blut und Theile des 
Gehirns, der Leber, des Herzens, der Lungen, Nieren und Milz 
gefüllt. 

Beide Gefässe werden hierauf mit Pergament fest verschlossen, 
bezeichnet und dem Herrn Untersuchungsrichter übergeben. 

Sodann geben wir unser vorläufiges summarisches Gutachten 
dahin ab: 

I. Bei dem obducirten Kinde ist eine chronische oder acute 
Erkrankung eines Organs nicht vorgefunden worden. 
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n. Dasselbe ist mit höchster Wahrscheinlichkeit durch Ver- 
giftung mit Strychnin- Weizen gestorben. 



Chemische Untersuchung. 

Die Untersuchung der zerkleinerten Leichentheile geschah 
nach der von Dragendorff vorgeschriebenen Methode. Es wurde 
durch Digeriren mit sehr verdünnter Schwefelsäure ein saurer 
Extract hergestellt, derselbe nach dem Concentriren mit starkem 
Weingeist behandelt, die alkoholische Lösung von dem Rflckstand 
abflltrirt, der Alcohol bei Wasserbadtemperatur verjagt und der 
so gewonnene Extract zunächst mit Petroleumäther, sodann mit 
Benzol und zuletzt mit Chloroform ausgeschüttelt. Der rück- 
ständige wässrige saure Extract wurde sodann mit Ammoniak 
deutlich alkalisch gemacht, sofort mit frisch destillirtem Benzol 
Übergossen und unter tüchtigem Umschütteln auf 40^ erwärmt. 
War Strychnin vorhanden, so musste dasselbe in diese Benzol- 
lösung übergehen und demnächst durch die sogen. Strychnin- 
Reaction erkannt werden. Um jede Verunreinigung, die in diese 
Benzollösung übergehen konnte, zu entfernen, wurde dieselbe 
noch einmal mit verdünnter Schwefelsäure ausgeschüttelt, in 
welche das Strychnin übergehen musste, die saure Lösung von 
der BenzoUösung getrennt und aus ersterer durch Zusatz von 
Ammoniak das Alkaloid abermals frei gemacht und der alkali- 
schen Lösung sodann nochmals durch Behandeln mit warmem 
Benzol etwa vorhandenes Alkaloid entzogen. 

Es zeigte sich dabei, dass beim Verdunsten derjenigen Ben- 
zollösung, welche aus dem Inhalte des Glases A. genommen war, 
keine Beaction auf Strychnin wahrgenommen werden 
konnte, während bei der Behandlung des aus B. stammenden 
Benzolrückstandes eine, wenn auch sehr schwache, Strych- 
ninreaction eintrat. 

Die Reaction auf Strychnin wurde in der Weise vorgenommen, 
dass das Benzolresiduum in reine concentrirte Schwefelsäure ge- 
legt wurde. Ein Theil dieser Lösung wurde in einem Porzellan- 
schälchen in conc. Schwefelsäure eingetragen und dieser Mischung 
ein kleiner Erystall von saurem chromsaurem Kalium beigegeben. 
Im Falle A. zeigten sich in diesem sauren Reactionsgemisch die 
für Strychnin so charakteristischen Farbenerscheinungen nicht, 
während im Falle B. eine zwar schwache, aber deutlich 
wahrnehmbare Blaufärbung des Reactionsgemisches, die all- 
mählich roth wurde, auftrat. 

Femer ist hinzuzufügen, das sowohl nach Angabe des Apo- 
thekers, von welchem angeblich der Weizen gekauft war, als nach 
dem Ergebniss der mit solchem Weizen vorgenommenen chemi- 
schen Untersuchung 10 Gramm dieses Weizens, welche den Preis 
von 10 Pfg. haben, 125 Weizenkömer mit 2 Centigramm Strychnin 
enthalten. 

In dem gerichtsärztlichen Gutachten war hervorgehoben wor- 
den, dass 1) das 7jährige Eind in zwei Portionen innerhalb 24 
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Stunden 10 Gramm Strychninweizen mit 2 Centigramm Strychnin 
nach eigener Angabe der Angeklagten erhalten hatte, dass 2) 
nach der zweiten Gabe nach Aussage der Zeugen Erscheinungen 
bemerkt waren, welche als Symptome der Strychninvergiftung zu 
bezeichnen waren und dass das Kind unter diesen Erscheinungen 
gestorben war, 3) dass die Obduction in diesem Falle zwei 
charakteristische Befunde ergeben hatte, nämlich a) eine auf- 
fallende Form der Todtenstarre und b) neben der Anilinfärbung 
des Dünndarminhalts den Befund einer grossen Anzahl von 
WeizenkBmem. 

Hervorgehoben zu werden verdient femer der Umstand, dass 
sämmtliche Eömer Strychningehalt nicht mehr besassen, c) dass 
nur relativ wenig Strychnin in den Organtheilen nactq^ewiesen 
werden konnte. In letzterer Beziehung ist an den Ausspruch 
Dragendorffs zu erinnern, wonach man noch häufig in der 
Leber Strychnin vorfindet, wenn Magen- und Darminhalt das 
Gift nicht mehr nachweisen lassen. 

Bei der auch von Lim an hervorgehobenen schnellen Ausschei- 
dung des Strychnins war es nicht zu verwundem, dass auch in 
unserm Falle der Export des Strychnins aus dem Körper so 
schnell vor sich gegangen war. Wir konnten jedoch die Quan- 
tität des genossenen Giftes nach der Analogie des Gehaltes an- 
deren Strychninweizen's berechnen. 

Gleichzeitig aber schloss sich die Kette der einzelnen Fak- 
toren mit solcher Sicherheit, dass mit Bestimmtheit das Gutachten 
auf Vergiftung durch Strychnin abgegeben werden konnte. 



Ueber die obligatorische Untersuchung der Schweine auf 
Trichinen mit besonderer BerUcIcsichtigung der Verhält- 
nisse des Kreises Zauch- Beizig nebst Vorschlägen zu 

Verbesserungen. 

Von Ereis-Wundarzt Dr. Stiller in Beizig. 

Als im Jahre 1886 ein Gebot ausging von der Königl. Ke- 
gierung, dass jedes geschlachtete Schwein auf Trichinen zu unter- 
suchen sei, da kamen viele Landleute zu mir mit der Bitte, dass 
ich ihnen Unterricht ertheilen möchte. Ich entschloss mich hierzu 
und habe seitdem den Fleischbeschauem ein besonderes Interesse 
gewidmet. Es sei mir nun auch gestattet meine Erfahrungen an 
Hand der mir gütigst zur Verfügung gestellten Akten des Eönigl. 
Landrathsamtes in Nachfolgendem kurz niederzulegen und Ge- 
sichtspunkte zu etwaigen Verbesserungen aufzustellen. 

Geordnet ist die obligatorische Fleischschau für die Provinz 
Brandenburg durch die Polizei-Verordnung vom 26. Mai 1880 
mit dem Reglement für öffentl. Fleischbeschauer und durch die 
als Zusatzbestimmung hierzu erschienene Polizei-Verordnung vom 
2. Februar 1886. 
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Sehen wir uns zuerst einmal das Material, aus dem die 
Fleischbeschauer hervorgehen, näher an. In unserem Kreise 
waren nach den amtlichen Nachweisungen pro 1887 bei einer 
Schlachteziffer von 34487 Schweinen 168 amtliche Fleischbe- 
schauer in Thätigkeit. Von diesen gehören 58 theils den besseren 
Klassen, theils dem Kaufmannsstande, theils denjenigen Hand- 
werkern, die zu ihrem Berufe sowieso geschickte Finger brauchen, 
theils dem weiblichen Geschlecht an; Handwerkern mit grö- 
berer Beschäftigung 35; Leuten, welche schwere und schwerste 
Arbeit verrichten, 58. Der Stand von 17 liess sich nicht fest- 
stellen. Ich habe etwa 50 dieser Personen zu Fleischbe- 
schauem ausgebildet, weiss daher, welche Schwierigkeiten es 
macht, die ungelenken Finger eines Maurers oder Schmiedes ein 
Präparat machen und mit dem Mikroskop glimpflich umgehen 
zu lehren. Und wie schwer fällt es, den seit Jahren des Lernens 
ungewohnten Köpfen das unumgänglich nothwendige Wissenswerthe 
einzutrichtern. Es gehört oft eine geradezu fabelhafte Geduld 
dazu. Desto wünschenswerther erscheint es, ein besseres Material 
für dies verantwortungsvolle Amt heranzuziehen. Männer, die 
nur an schwere Arbeit gewöhnt sind, sollten von vom herein 
zurückgewiesen werden. Wenn die Lage der Fleischbeschauer 
aber eine so ungünstige bleibt, wie sie es in vielen Amtsbezirken 
unseres Kreises ist, so wird es kaum möglich sein, bessere Eräfte 
für den Fleischbeschauerposten zu gewinnen. Das ist wohl auch 
der Grund, weshalb die Schullehrer sich von dieser Beschäftigung 
so fem halten, obgleich die Königl. Regiemng der Anstellung 
derselben kein Hindemiss in den Weg zu legen scheint. Unter 
unsera 168 Mann ist nur ein einziger Schiülehrer. Will oder 
kann der Lehrer selbst nicht, so möge er doch seine Frau oder 
event. erwachsene Töchter sich die Fälligkeit zur Verwaltung 
eines derartigen Amtes erwerben lassen. Viele werden sich gern 
eine Nebeneinnahme verschaffen und die Zubusse zur Wirthschaft 
mitnehmen, die unter günstigen Verhältnissen doch einige Hun- 
dert Mark betragen kann. Ich möchte besonders die Frauen auf 
diese kleine Erwerbsquelle aufinerksam gemacht haben. Die 
Polizeiverwaltungen und die Physiker werden froh sein, ein 
besseres und darum zuverlässigeres Material zu bekommen, wäh- 
rend sie jetzt vielfach gezwungen sind, aus Mangel an Bewerbem 
zu nehmen, was sich ihnen bietet. 

Eine wichtige Frage ist die der Bezahlung der Fleischbe- 
schauer für ihre Mühewaltung. Die Königl. Regierung hat in 
§ 8 des Reglements festgesetzt: Die Gebtor für die mikrosko- 
pische Untersuchung und Stempelung eines geschlachteten 
Schweines, sowie die Ausstellung des bezüglichen Attestes 
(§§ 1, 4, 5 der Verordnung) beträgt eine Mark. 

Die Polizeibehörden solcher Bezirke, in welchen hauptsäch- 
lich nur zum eigenen Gebrauch geschlachtete Schweine zur Unter- 
suchung gelangen und die Trichinen - Untersuchung für den 
Fleishbeschauer nui* eine Nebenerwerbsquelle bildet, sind jedoch 
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ennächtigt, mit Einwilligung der betheiligten Fleischbeschauer 
die Gebühr auf einen geringeren Betrag festzusetzen. 

Damit ist also eine Grenze nach oben hin gegeben. Es 
wird wohl auch kaum Jemand an dieser Festsetzung mäkeln 
wollen; der Preis ist durchaus angemessen. Das Fehlen einer 
unteren Preisgrenze giebt aber zu Missbrauch vielfach Ver- 
anlassung. 

Es bestehen bei den Polizeiverwaltungen 2 Ansichten über 
die Honorirung der Fleischbeschauer, welche sicherlich beide 
ihre Berechtigung haben. Die Einen sagen: wir müssen die 
Untersuchung den Leuten so bequem und so billig wie möglich 
zu machen suchen. 

Ersteres wurde dadurch erreicht, dass für den ganzen Poli- 
zeibezirk eine Anzahl Fleischbeschauer angestellt und jedem Ein- 
gesessenen die Wahl unter denselben freigelassen wurde. Daraus 
ergab sich denn das Zweite von selbst Denn die Fleischbe- 
schauer, anstatt durch gütliche Abmachungen einander zu ver- 
pflichten, einen bestimmten Satz für jede Untersuchung zu nehmen, 
unterbieten sich jetzt in schamloser Goncurrenz. So z. B. weist ein 
Amtsbezirk (G.) in der amtlichen Nachweisung für 1887 4 Fleisch- 
beschauer auf. Diese haben untersucht 708 Schweine. Für jede 
Untersuchung nehmen sie im Hauptort des Amtsbezirks 40 Pfg. 
und weniger. Ein Beschauer untersucht das Schwein in einer 
Colonie, eine Wegstunde von seinem Wohnorte entfernt, für 
75 Pfg. In einem Vorwerk desselben Amtsbezirks ist der dort 
wohnhafte Beschauer verpflichtet für 25 Pfg die Untersuchung 
zu machen; dafür bezahlte allerdings die Gemeinde die Ausbil- 
dungskosten. 

In zwei Amtsbezirken, (R. und B. b/Tr.), die beide dem- 
selben Amtsvorsteher unterstellt sind, wirkt eine Ueberzahl von 
Fleischbeschauem. Es ist denselben hier allerdings eine Preis- 
grenze nach unten hin gezogen: sie werden bei der Anstellung 
verpflichtet, nicht weniger wie 50 Pfg. für die Untersuchung zu 
fordern. Das wäre ja an sich ganz gut, wenn diese Grenze 
innegehalten würde; ob sie es aber bei der grossen Goncurrenz 
wird? Sicherlich nicht! 

Die Menge der Beschauer wirkt naturgemäss sehr un- 
günstig auf die Einnahmen der einzelnen. Li dem einen der 
beiden Amtsbezirke (B.) haben 1877 10 Fleischbeschauer 1044 
Schweine untersucht, mithin einer rund 104 Stück. Es ist 
in der That nicht recht ersichtlich, warum hier eine solche 
Häufung von Fleischbeschauem beliebt wurde, derart dass in drei 
Dörfern mit 222, bezw. 205, bezw. 167 geschlachteten Schweinen 
je 2 Fleischbeschauer sitzen. In dem anderen Amtsbezirke (R.) 
dessen Ortschaften allerdings ziemlich weit auseinanderliegen, 
haben 6 Fleischbeschauer 473 Schweine untersucht. Das sind 
pro Mann 79. Hier sind wenigstens die Dörfer nur mit je einem 
Fleischbeschauer beglückt, doch hätte für zwei derselben, die 
kaum 1 Kilometer auseinander Hegen, Einer völlig genügt. Eine 
Analogie finden wir in einem anderen Amtsbezirke. 8 Fleisch- 
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beschauer theilten sieb in die Untersucbung von 671 Scbweinen, 
d. i. 84 pro Kopf. Aucb da sitzen in einem Dorfe, wo 154 
Thiere nntersncbt wurden, 2 Fleiscbbescbauer. In diesem Amts- 
bezirk ist aber der Preis wenigstens auf 75 Pfg. normirt. 

Solche Festsetzungen der Gebühr für eine Untersuchung 
haben in vielen Amtsbezirken stattgefunden, leider sind sie meist 
niedrig, gewöhnlich auf 50 Pfg. stipulirt. Die Polizeiverwal- 
tungen haben sich sicherlich häufig nicht klar gemacht, welche 
Arbeit vom Fleischbeschauer gefordert wird. Er muss in der 
Begel selbst zu dem Schlachtenden hingehen und sich die Fleisch- 
proben herausschneiden. Dabei ist er an eine bestimmte Stunde 
gebunden, muss oft warten, weil das Thier noch nicht zur Unter- 
suchung fertig ist. Zu durchmustern hat er Proben von 7 ver- 
schiedenen, vorgeschriebenen Stellen. Ist er nur einigermassen 
gewissenhaft, so begnügt er sich nicht mit der Anfertigung nur 
eines Präparates von je einer Fleischprobe, sondern fertigt 2 — S und 
mehr an von jeder. Das sind also mindestens 14 — 21 Präparate. 
Darauf hat er das Schwein abzustempeln, einen Schein darüber 
auszustellen, eine Bemerkung in sein Buch einzutragen. Dann 
erst, nachdem er seine Instrumente gehörig gesäubert hat, kann 
er nach Hause gehen. Das ist eine ganze Menge Arbeit, und 
dazu kommt noch die grosse Verantwortung. 

Wenden wir nun einen Blick auf die Kosten, welche in der 
Begel aufgewendet werden müssen, um das Fähigkeitszeugniss 
für Fleischbeschauer zu erlangen. 

Ein gutes Mikroskop — nur wirklich gute sind 

zu verwenden — wenigstens 45,00 M. 

Instrumente zum Präparatanfertigen, Gläser, Stem- 
pel, zusammen etwa 8,00 „ 

Unterricht 10,00 „ 

Prüfungsgebühr und Stempel für das Zeugniss . 7,50 „ 
Wenigstens 5 Tage Arbeits versäumniss, ä 1,50 . 7,50 „ 
Buch zum Lernen wenigstens 1,00 „ 

Sa. 79,00 M. 

Dazu treten in vielen Fällen noch Reise- und Zehrkosten, 
oft auch solche für Nachtquartier, wenn die Wohnung des 
Schülers zu weit von der des Lehrers entfernt liegt. 

Um diese Kosten ohne Zinsen wieder herauszubringen muss 
jeder Fleischbeschauer in dem einen der oben erwähnten Amts- 
bezirke (R.) 158 Schweine i 50 Pfg. untersuchen, d. h. er muss 
2 Jahre umsonst arbeiten! Das ist denn doch etwas zu viel 
verlangt. 

Wenn also die Untersuchungskosten herabgesetzt werden 
sollen, so möge man doch auf diese traurigen Verhältnisse Rück- 
sicht nehmen, die Preise nicht zu sehr drücken und namentlich 
nicht durch Ueberzahl der Anstellungen dem einzelnen jede Aus- 
sicht auf einigermassen lohnenden Verdienst nehmen. 

Sind bei solcher Sachlage 75 Pfg. für die Untersuchung 
denn zu viel? Ist die Sicherheit, welche gewährt wird mit 
75 Pfg. für eine Familie zu hoch erkauft? 
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Ich glaube kaum. Mithin sollte man ohne zwingenden Grund 
diesen Satz nicht unterschreiten. In besonders armen Gegenden 
mag ja mit Rücksicht auf die Unbemitteltheit der Einwohner die 
Gebühr auf 50 Pfg. ermässigt werden. Ich gebe gern zu, dass 
es vielen kleinen Büdnern und Taglöhnem schwer wird mehr zu 
entrichten, besonders da das Schlachten in die verdienstlosere 
und zugleich anspruchsreichere Winterszeit fällt. Das seien aber 
nur Ausnahmsfälle. Und dafür dann auch keine Ueberzahl von 
Fleischbeschauem ! 

Gegen Eines möchte ich besonders Verwahrung einlegen, 
nämlich, dass die Kosten der Untersuchung bei den Fleischern 
herabgesetzt werden, wie dies namentlich in den Oi-ten der Fall 
ist, die einen lebhaften Fleischhandel nach den naheliegenden 
Städten Potsdam und Berlin treiben. Gerade diese Händler mit 
ihrem schnellen Umsatz von Geld in Waare und Waare in Geld 
brauchen eine Ermässigung am allerwenigsten. Mir scheint es 
gleichgültig zu sein, ob ein Verkaufsschwein Mk. 100,50 oder 
Mk. 100,75 oder Mk. 101 kostet. — 

Schamlose Concurrenz, wie solche bei dem Material, aus dem 
die Fleischbeschauer hervorgegangen, sind stark zu befürchten 
ist, lässt sich am besten durch eine feste Eintheilung der Amts- 
bezirke in Schaubezirke vermeiden. Dieselbe ist sehr zu em- 
pfehlen. Sie besteht in vielen Städten und Amtsbezirken und 
hat bisher zu Klagen keine Veranlassung gegeben. 

Da die Schlachtstunde am Tage vorher dem Beschauer mitzu- 
theilen ist (§ 3 der Verordnung vom 26. Mai 1880) so wird sich 
in den bei Weiten meisten Fällen, wenn mehrere Schweine an 
einem Tage geschlachtet werden, zwischen den Besitzern und 
dem Beschauer ein Abkommen treffen lassen, um Verzögerungen 
der Untersuchung zu verhindern. Zu gleichem Zwecke ist, 
es räthlich dafür zu sorgen, dass sich benachbarte Beschauer 
auf Verlangen gegenseitig vertreten. Einige Fleischbeschauer 
unseres Kreises haben dem Publikum dadurch Erleichterungen 
verschafft, dass sie ihre Frauen lernen und als Stellvertreter 
vereidigen Hessen. 

Andere Polizei-Verwaltungen haben ein Einsehen gehabt und 
sind von der Ansicht ausgegangen, dass, soweit es die Verhält- 
nisse der Bevölkerung zuliessen, dem Fleischbeschauer für seine 
Mühewaltung und Verantwortung auch eine annähernd genügende 
Entschädigung gewährt werden müsse. Ich halte diesen Stand- 
punkt für den richtigeren. Es liegt einmal in der Natur des 
Menschen, dass er eine Arbeit, die gut bezahlt wird, auch lieber 
verrichtet als eine schlecht bezahlte. Darum sollte man auch 
dafür Sorge zu tragen suchen, dass der Fleischbeschauer, der 
dazu bestellt ist, die heimtückische und fürchterliche Gefahr einer 
Trichinenepidemie von den Bewohnern seines Bezirks fem zu 
halten, seine vorbeugende Thätigkeit mit einer gewissen Freudig- 
keit und Liebe zur Sache ausübt und nicht sorglos und nach- 
lässig. Hierzu ist eben der einfachste und gewöhnlich wirk- 
samste Weg der, ihn einigermassen anständig Air seine Leistung 
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ZU honoriren. Lieber gar keine Fleischbeschauer als unzuver- 
lässige. Denn das Publicum wird durch das Dasein derselben 
in Sicherheit gewiegt und sorgt sich nicht um selbstständig zu 
treflFende Vorsichtsmassregeln. 

Um die Fleischbeschauer zu grösserer Sorgfalt anzustacheln, 
möchte ich auch in Vorschlag bringen, eine Geldprämie dem- 
jenigen Fleischbeschauer aus Kreismitteln zu gewähren, welcher 
Trichinen in einem Schwein findet Das spornt ungemein an. 
Wiederholt ist mir von Fleischbeschauem der Wunsch danach 
ausgesprochen worden. Die Leute hatten das im benachbarten 
Jerichow'er Kreise gesehen. Die Kosten werden fttr unseren Kreis 
durchaus nicht so erheblich, denn z. B. 1887 sind im Ganzen 11 
trichinöse Schweine gefunden worden. Giebt man für jedes Auf- 
finden von Trichinen 10 oder 15 Mark, so sind das pro Jahr 
etwa 110—165 Mark. 

Eine zweckmässige Einrichtung um den Fleischbeschauern 
die Ausbildungskosten wieder zu ersetzen hat ein Amtsvorsteher 
getroffen. Er hat für die ersten 2 Jahre die Untersuchungs- 
gebühr auf 1,00 Mk., für später auf 0,75 Mk. normirt. 

Von der Beschaffung der Mikroskope und Stempel durch die 
Amtsbezirke oder die Gemeinden habe ich bisher noch nichts ge- 
hört in unserem Ki*eise. Indess wäre dies ein Verfahren, welches 
die Amtsvorsteher in Betracht ziehen sollten. Allerdings nur 
unter der Bedingung, dass die anzuschaffenden optischen Instru- 
mente zuvor dem zuständigen Physikus zur Prüfung auf ihre 
Tauglichkeit zugestellt würden. 

Ein Paragraph, der zu tyrannischer Handhabung Seitens 
der Amtsvorsteher den Fleischbeschauern gegenüber Veranlassung 
geben kann und, wie ich zeigen werde, früher gegeben hat, ist 
§ 8 des Reglements. 

Derselbe lautet: „Die Gebühr für die mikroskopische Unter- 
suchung und Stempelung eines geschlachteten Schweines, sowie 
die Ausstellung des bezügl. Attestes beträgt eine Mark. 

Die Polizei-Behörden solcher Bezirke, in welchen hauptsäch- 
lich nur zum eigenen Gebrauch geschlachtete Schweine zur 
Untersuchung gelangen, und die Trichinen -Untersuchung für den 
Fleischbeschauer nur eine Nebenerwerbsquelle bildet, sind jedoch 
ermächtigt, mit Einwilligung der betheiligten Fleischbeschauer 
die Gebühr auf einen geringeren Betrag festzusetzen." 

Es ist zu meiner Kenntniss gekommen, dass ein Amtsvorsteher 
(R. b. Br.) einer Lehrerwittwe, welcher er die Anstellung versprochen 
hatte, und die diesem Versprechen trauend, sich der vorschrifts- 
mässigen Ausbildungs-Prüfung unterzog, erklärte, wenn sie nicht 
für 50 Pfg. das Schwein zu untersuchen sich verpflichte, so würde er 
sie nicht anstellen. Die Frau, auf ihr Recht pochend, dass eine 
Herabsetzung der Untersuchungsgebühr nur mit Zustimmung 
der betheiligten Fleischbeschauer von der Polizei-Behörde 
verfügt werden dürfe, weigerte sich. Die Folge war, dass der 
gewissenlose Mann, der sie doch zum Lernen und den damit ver- 
bundenen Auslagen für Mikroskop, Unterricht, Examen etc. durch 
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sein Versprechen, sie nach abgelegter Prüfung anzustellen, ver- 
anlasst hatte, die Frau nicht anstellte, sondern sich in einem 
anderen Bewohner des Dorfes einen gefügigeren Fleischbe- 
schauer suchte. 

Ich selbst habe ihn zu belehren gesucht. Die Folge war 
nur, dass ich — die Praxis in seiner Familie verlor. 

Das Beklagenswertheste dabei ist, dass im Publikum das 
Vertrauen in die Kechtlichkeit eines solchen Amtsvorstehers und 
der Behörden überhaupt erschüttert wird. Darum erscheint 
es mir doppelt wünschenswerth, dass eine Berufung an das Land- 
rathsamt auch für die Vorschriften des § 1 des Reglements er- 
möglicht werde, damit dergleichen Ungerechtigkeiten und Unmo- 
ralitäten verhindert werden können. 

In § 1 des Reglements für die öffentlichen Fleischbeschauer 
nämlich heisst es: „Die Zahl der für einen jeden Amts-, bezw. 
städtischen Polizeibezirk oder einzelne Theile derselben anzu- 
stellenden Fleischbeschauer wird von der Polizeibehörde nach 
Bedürfhiss bestimmt, wobei davon auszugehen ist, dass ein Fleisch- 
beschauer an einem Tage in der Regel nicht mehr als das 
Fleisch von 6 Schweinen mit der genügenden Sorgfalt unter- 
suchen kann." 

Hierdurch wird die Auswahl und die Anstellung der Fleisch- 
beschauer, ihre Anzahl für einen bestimmten Bezirk etc. völlig 
in die Hand des Amtsvorstehers gelegt. Daraus sind die oben 
gezeigten Missstände entsprungen. Die Amtsvorsteher, unbekannt 
mit der Höhe des Seitens des Fleischbeschauers aufzuwendenden 
Kapitals, der Zahl der zu untersuchenden Schlachtthiere und der 
sich daraus ergebenden Einnahmen, machten verschiedentlich 
Missgriffe; sie schufen auch manchmal durch Anstellung eines 
zweiten Beschauers, zu der sie durch gehässige Vorspiegelungen 
einzelner neidischer Gemeindemitglieder bestimmt wurden, ganz 
unnöthige Concurrenz. 

Solche Uebelstände zu hindern wird dem Landrathsamte 
leicht, aus dessen Akten jederzeit ohne Mühe sich die Bedürfniss- 
frage für die Bezirke feststellen lässt. 

Vom Standpunkte der Ereis-Medicinalbeamten bedaure ich 
noch, dass dem Departements -Thierarzt das Recht der Prüfung 
zum Fleischbeschauer freisteht und nicht bloss dem Physikus des 
betr. Kreises. Letzterem entgeht dadurch die wichtige persönliche 
Bekanntschaft mit den Fleischbeschauem seines Kreises, an der 
ihm weit mehr gelegen ist als dem für die sanitätspolizeilichen 
Verhältnisse des Kreises uninteressirten Departements - Thierarzt. 
Hieran dürfte sich aber kaum etwas ändern lassen. Wohl aber 
lässt es anderweitig sich bewirken, dass der Physikus nach und 
nach seine Leute kennen lernt Analog den periodischen Nach- 
prüfungen der Hebammen durch den Kreis - Physikus sollten auch 
Nachprüfungen für die Fleischbeschauer vorgeschrieben werden, 
welche in bestimmten Zwischenräumen — etwa alle 5 Jahre — 
durch den zuständigen Kreis - Physikus abgenommen werden 
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müssten, um zu yerhindem, dass die Fleischbeschauer die mühsam 
erworbenen Kenntnisse so schnell wieder vergessen. Es wäre 
gelegentlich der Nachprüfungen auch ein Hauptaugenmerk zu 
richten auf die Beschaffenheit der Miskroskope, welche die 
Fleischbeschauer besitzen. Denn so empfindliche Listrumente 
nehmen leicht Schaden in Händen, die an grobe Arbeit gewöhnt 
sind, und mit einem zerbrochenem Instrument entdeckt kein 
Mensch Parasiten im Fleisch. Gewissenlose Beschauer aber wür- 
den aus Scheu vor den Reparaturkosten durch das zerbrochene 
Mikroskop ein Stück Fleisch besichtigen und den unkundigen 
Leuten vortäuschen, sie wären wirklich im Stande vorhandene 
Trichinen zu finden. Die Möglichkeit dieser Einrichtung ist 
schon in Abs. 4 des § 6 des Reglements für die öffentliche 
Fleischbeschau vorgesehen. Sie müsste nur noch obligatorisch 
gemacht werden. 

Ich fasse kurz meine Wünsche noch einmal zusammen: 

1. Sorge für besseres, gebildeteres Material zur Auswahl 
der anzustellenden Fleischbeschauer namentlich dadurch, 
dass die Lehrer bezw. deren Frauen und gebildetere ein- 
zelstehende Frauen auf diesen Erwerbszweig aufmerksam 
gemacht werden. 

2. Eine Preisfestsetzung, welche unter möglichster Rück- 
sichtnahme auf die wirthschaftliche Lage der Schlach- 
tenden den Fleischbeschauem eine, den gehabten Kosten, 
die Zeit- und Arbeitsaufwand und der Verantwortung 
annähernd entsprechende Vergütung gewährt. 

3. Besserung der Lage der Fleischbeschauer durch eine den 
berechtigten Ansprüchen des Publikums für Bequemlich- 
keit nicht entgegenstehende Einschränkung ihrer Zahl. 

4. Eintheilung der Amtsbezirke und Städte in Schaubezirke, 
deren jeder einem Fleischbeschauer anvertraut wird, so- 
weit dies noch nicht geschehen ist, mit der Einrichtung 
gegenseitiger Stellvertretung in Behinderungsfällen. 

5. Erhöhung des Eifers der Fleischbeschauer durch Aus- 
setzen einer angemessenen Prämie für das Auffinden eines 
trichinenkranken Schweines. 

6. Die Möglichkeit für die Fleischbeschauer gegen unzweck- 
mässige Handhabung des § 1 des Reglements durch die 
niederen Polizeibehörden an das Landrathsamt zu ap- 
pelliren. 

7. Zwangsmässige periodische Nachprüfungen der öffent- 
lichen Fleischbeschauer und ihrer Instrumente durch die 
Physiker. 
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Herr Dr. Winter tritt in dem Juliheft der Eulenber^'schen Vierte^ahreB- 

schrül von Neuem in die Discussion der Hagendarmprobe ein und kommt zu dem 
Schlüsse: ,Im Gani«n sind ee also 9 F^lle, bei welchen der Magen und Kumal 
auch der Darmkanal beim eicher todt geborenen Kinde grOasere oder gerin- 
gere LuEl (Gasmengen?) enthalten bat, eine Thatsache, auf Grund deren man 
die Magenprofae in diesen Fällen fär unzuverlässig erklären muBS. Die Luft 
ist in allen diesen Fällen intrauterin in den Magendannkanal aufgenommen 
worden. Eine künstliche Eintreibung der Luft in den Magen post partum, 
etwa durch Wiederbelebungsversuche, ift sicher auszuschlleBsen, da das Kind 
unter unserer Aufsiebt geboren ist und sicher an ihm keine Einblasungen ge- 
macht worden sind.* 

Dagegen muss ich einem anderen Vorwurf begegnen, dass nSmlicb die 
Luft Bi<£ erst post partum als FHulnissgas im Magen entwickelt habe, ein 
Einwurf, welcher um so mehr Berechtigung zu haben scheint, als meine Sec- 
tionen nicht unmittelbar post partum, sondern erst 15 — 48 Stunden danach 
gemacht worden sind. Ich will zun&chst erwähnen, dass alle Leichen frisch 
waren und weder aussen noch an den inneren Oreanen die geringste Spur 
von Fäulnisserscheinun^n zeigten. Für solche Leicnen war es bis vor Kur- 
zem zugegeben, dass sie kein F&ulnisBgas im H^en enthalten können, nach- 
dem Breslau durch seine Versuche nachgewiesen hatte, dass erst sehr sp&t, 
wenn die Leiche in hochgradiger Fäulniss begriffen ist, sich im Innern des 
Magens und Darms Gas entwickelt. Zillesen bestätigte durch neue Experi- 
ment« den Sati! Brcslau's und bewies, dass eret bei hochgradiger Faul- 
niss, wenn die Lungen schon mit Fäulnissblaxon durchsetzt sind, sich F&\il- 
nissgas im Innern des Magendarmkanals entwickeln kann. In neuerer Zeit 
sind zwei .Fälle von Mittenxweig und Strassmaun bekannt gemacht 
worden, welche auf den erst«n Bück diese allgemein angenommene Lehre 
zu erschflttem im Stande sind. 

Mittenzweig beobachtete LuftblBschen im Magen eines Neugeborenen, 
welches von einer Hebamme erst eine Stunde nach der Geburt und angeb- 
lich leblos aus den unverletzten Eihäuten herausgenommen ward und Strass- 
mann hat vor Kurzen einen scheinbar noch beweisenderen Fall gesehen.* 

Winter greift nun in der Folge meine (Mittonzweig) Annahme, daas es sich 
in meinem Falle um Fäolnissgase gehandelt haben kSnnte, an, indem er behauptet, 
dass bisher der Beweias nicht erbracht sei, das ga^bildende Mikroorganismou sich 
frühzeitig im Uagendarmkanal des Neugeborenen tUndon. Dies rühre daher, weil 
das Kind intra partum die Organbmeu mit dem Cervix- und Vaginalschleim 
schlucke und damit nur Keime empfing, welche auch im Magen nicht 
ebne Weiteres Fäulniss mit Gasentwicklung zu verursachen im Stande seien. 
Winter fügt indess sofort die einschränkende Bedingung hinzu: ,dass sich 
unter Umständen schnell Fäulnisa vom Mageninhalt aus entwickeln kann, 
wenn das Kind bei fieberhaften Geburten vegauchten Uterusinhalt schluckt, 
hatte ich für sehr wahrscheinlich'' und er schlieft mit dem Satze: ,Die bei- 
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den obigen Fälle haUe ich nicht für beweiskräftig genug, um die 
alten Anschauungen von der späten Gasentwicklung umzustossen. 
Bakteriologische Untersuchungen müssen das entscheiden.** 
Hierauf möchte ich bezüglich meines Falles erwidern: 

1. Die von mir gemachte Beobachtung betrifft den Fall eines Neuge- 
borenen, das nicht nur angeblich eine Stunde post partunt 
leblos aus den unverletzten Eihäuten herausgenommen ward, sondern 
es ist gerichtlich Consta tirt worden, dass dem wirklich so war. 

2. Es wurde mir schon von Ungar entgegengehalten, dass Neugebo- 
rene noch stundenlang nach der Geburt zum Leben gelangen könnten, 
ohne dass sie inzwischen geathmet hätten. Ich habe darauf auch 
heute nur zu erwidern, dass ich mich dieser Anschauung nicht an- 
schliesse, obgleich sie von unserem bedeutendsten Gerichtsarzt unter- 
stützt wird. 

3. Habe ich von Anfang an nicht allzu grossen Werth auf die Erklärung 
gelegt, aufweiche Weise die Gasansammlung in meinem Falle im Magen 
des Neugeborenen zu Stande gekommen ist Ich kann Winter sogar 
noch mittheilen, dass bei der Wöchnerin in der Charit^ bald nach 
ihrer Aufnahme ein Erysipel beobachtet worden ist, dass vielleicht 
schon das Fruchtwasser gasbildende Bakterien enthalten haben könnte. 
Ich kann ihm andererseits mittheilen, da^s ich durch Herrn Professor 
Müller -Bonn schon damals auf die verdienstvolle Arbeit von Esche- 
rich -München hingewiesen worden bin und dass ich sofort eben- 
falls die Beantwortung der Bakterienfrage in die Hand genommen 
habe. Ich kam, wie ich bereits Ungar gegenüber andeutete, zu 
demselben Ergebniss wie E. und habe deshalb die Einzelheiten da- 
mals nicht angeführt. Allerdings habe ich sie Winter seiner Zeit 
mündlich mitgetheilt und namentlich hervorgehoben, dass sich unter 
den von mir gewonnenen Bakterien auch die stinkenden grünen 
Colonien befanden zum Theil mit, zum Theil ohne Verflüssigung 
der Gelatine. 

Alles dies musste mir für den Augenblick genügen als Erklä- 
rung für meine Aimahme, dass so frühzeitig gas bildende Fäulniss- 
Bakterien im Yerdauungsschlauche zur Wirkung gelangten, und 
diese meine Ansicht ist durch Winters Entgegnung um so weniger 
erschüttert, als Escherich darauf hinweisst, dass wesentliche Momente 
dafür sprechen, dass die Bakterien sowohl vom Munde als auch 
vom After aus in den Verdauungsschlauch einwanderten. 
Mir genügt für die Schätzung der Magendarm-Schwimmprobe die ein- 
fache aber nicht wegzuleugnende Thatsache, dass sich im Magen des 
betreffenden Neugeborenen Gas vorgefunden hat, trotzdem das 
Kind positiv nicht Luft geathmet hat. 

Uebrigens darf ich hinzufügen, dass wir Berliner Gerichtsärzte uns die 
Stichhaltigkeit der Lungenprobe nicht erschüttern lassen und dass wir 
nur in den Fällen, wo hochgradige Fäulniss überhaupt eine sichere Beur- 
theilung ausschliesst, auch von der Lungenprobe keine Auskunft Über Leben 
oder Tod in und bei der Geburt für das Neugeborene erwarten, aber auch nur 
in diesen Fällen. Denn in der Praxis ist uns bisher weder der Einwand der 
Luftaufnahme durch Schnitze 'sehe Schwingungen, noch der intra-uterinen 
Gasathmung jemals gemacht worden. Natürlich muss der Gerichtsarzt auch 
diese Vorg&ige kennen, aber rechnen braucht er kaum mit ihnen. 

Schliesslich will ich noch darauf aufmerksam machen, dass Winter 
weder in der früheren noch in der jetzigen Arbeit erkennen lässt, dass er die 
Sorgfalt bei der Ausführung der Lungenprobe anwendet, welche vom Regu- 
lativ mit Recht gefordert wird und welche allein die Sicherheit der Beobach- 
tung garantirt. 

Mittenzweig. 



Zarfleknabme des einer Hebamme ertbeilten PrttfangsieagiiisseB. Die 

Zurücknahme der Zulassung zum Gewerbebetriebe kann gemäss § 53 Abs. 2 
der Reichsgewerbeordnung erfolgen, wenn aus Handlungen oder Unterlassungen 
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des Gewerbeiareibenden klar erhellt, dass derselbe die bei Ertheilnng der Zn- 
lassimg nach Vorschrift der Gewerbeordnung bezw. der durch dieselbe auf- 
recht erhaltenen landesgesetzlichen Bestimmungen vorausgesetzten Eigenschaften 
nicht mehr besitzt. Dass diese Handlungen oder Unterlassungen auf einem Ver- 
schulden des Gewerbetreibenden beruhen, ist nur dann erforderlich, wenn sitt- 
liche Eigenschaften desselben in Frage kommen, nicht dagegen, wo es sich 
um Eenntmsse und technische Ferti^eiten handelt. Insbesondere kann die 
Zurücknahme des einer Hebamme ertheüten Prüfungszeugnisses ausgesprochen 
werden, wenn aus deren Verhalten bei den nach der Ministerialyerordnung 
vom 6. August 1888 vorzunehmenden regelmässigen Nachweisungen hervor- 
geht, dass cueeelbe sich nicht mehr im Besitze der gesetzlich vorausgesetzten, 
nlr ihren Beruf erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten befindet. Ob diese 
ÜnflÜiigkeit eine verschuldete oder eine unverschuldete ist, kommt nicht in 
Betracht. (Erkenntniss des Oberverwaltungsgerichtes, IE. Senates, 
vom 7. M&rz 1889). 



NAehhttlfeknne für Hebammen« Nachdem der Direktor der Hebammen- 
lehranstalt zu Hannover aus eigener Initiative in den letzten Jahren mehr£Ebch 
NachhtQfekurse für die Hebammen der Städte Hannover und Linden, wie 
eines Theiles des Landkreises Hannover mit sichtlichem Erfolge abgehalten, 
sind solche seitens des Königlichen Regierungspräsidenten auch mr die übrigen 
Hebammen des Regierungsbezirks Hannover emgeführt und hat sich das Lan- 
desdirektorium mit Rücksicht auf den unverkennbaren Nutzen derartiger Kurse 
für das Gemeinwesen gern bereit erklärt, zu deren Errichtung die Hand zu 
bieten. Auch die Kreisverbände sind der Angelegenheit durch Bereitfitellung 
von Geldmitteln entgeg[engekommen und werden nunmehr im Laufe des Jim. 
und August d. J. zwei je 21 Tage dauernde Nachhülfekurse abgehalten werden, 
um den Hebammen das früher Erlernte wieder klar vor Augen zu führen und 
sie vor allem über die Ursache und Verbreitung des Wochenbettfiebers wie über 
die Möglichkeit, dasselbe zu verhüten, und über die richtige Anwendung der 
Desinfektionsmassregeln genau zu instruiren. Dass solche Nachhülfekurse von 
nachhaltigerem Erfolge sein werden als die aller drei Jahre durch die Kreis- 
physiker vorzunehmenden kurzen Nachprüfungen der Hebammen, dürfte wohl 
zweifellos sein und ist daher nur zu wünschen, dass dieselben auch in den 
übrigen Regierungsbezirken der Monarchie eingeführt werden. 



Sublimat- und Jodoformrerbandstoffe 9 Carbolwasser, Kalkwasser 
und Cachoupillen gehören nicht xn dei^enigen Znbereituiigeny deren Feil- 
halten und Yerkaaf nach der Kaiserl. Yerordnimg vom 4. Jannar 1875 
nar In den Apotheken gestattet ist: Gelegentlich einer in den Drogenhand- 
lungen zu Wiesbaden vorgenommenen Revision war man u. a. auch auf Sub- 
limatverbandstoflfe, JodoformverbandstofiFe, 5 proc. Carbolwasser und Cachou- 
pillen gestoBsen, imd da diese Präparate nach Ansicht der Revisoren zu den- 
jenigen Arzneimitteln zu zählen seien, deren Verkauf nur Apothekern gestattet 
ist, war ein Strafbefehl gegen den betreffenden Drogisten ergangen. Das 
Eönigl. Schöffengericht bestätigte denselben auf Grund des Kreisphysikats- 
Gutachtens, die Strafkammer forderte jedoch das Suberarbitrium des Medici- 
nalcollegiums und sprach den Angeklagten auf Grund dieses Gutachtens frei, 
da nach dem letzteren die erwälmten Präparate keine Arzneimittel im Sinne 
des Gesetzes sind und der Verkauf derselben daher auch den Drogisten 
freisteht. 

Das betreffende Gutachten lautet im Wesentlichen wie folgt: Die Ver- 
ordnung vom 4. Januar 1875 kannte die Sublimat- und Jodoform-Ver- 
bandwattstoffe noch nicht, da sie erst nach Veröffentlichung derselben 
eingefELhrt sind (und demnach im Verzeichnisse A. der Verortmung, wel- 
ches die als Heilmittel zu betrachtenden und nur in den Apotheken verkäuf- 
lichen Zubereitungen aufzählt, nicht au%eführt werden konnten. Die ge- 
nannten Verbandstoffe sind ausserdem nur als Deckmittel für Wundverbände, 
welche nicht heilende, sondern krankmachende, von aussen kommende Mikro- 
organismen von der Wunde abhalten sollen, anzusehen und werden daher 
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auch überall im Detail von Drogisten, H&ndlem mit Gummiwaaren, chirurgi- 
Bchen Instrumentenmachem ebenso wie in den Apotheken ohne besondere 
ärztliche Vorschrift verkauft. Das 5 proc. Carbolwasser und das Kalk- 
wasser seien allerdings flüssige Arzneimischungen im Sinne der Verordnung 
vom 4. Januar 1875, me jedoääUs in das Verzeichniss A. gehörten, indessen 
diene Carbolwasser auch zur Desinfektioui so dass den Drogisten der Verkauf 
desselben nicht entzogen werden dürfe, ebensowenig der verkauf des Kalk- 
wassers, da dasselbe auch ein beliebtes Mittel für Brandwunden unter Bei- 
mischung von Thymol und Leinöl sei. Die Cachoupillen weiche dem Wort- 
laute nach unter dass Verzeichniss A. fielen, seien kein Arzneimittel und 
dürften daher ebenfalls verkauft werden. Die Pillenform sei eine zulässige 
imd offenbar aus Zweckmässigkeitsgründen gewählte, ausserdem käme Gachou 
aber auch noch in anderer Form in den Handel. 



Der Direktor der wissengehafüicben Deputation für das Medieinal- 
wesen Wirkl. Geh. Rath Dr. Sydow wird der Deutschen medicinischen 
Wochenschrift zufolge am 1. Oktober d. J. sein Amt niederlegen, welches er 
nach seinem Ausscheiden aus der Stellung als ünterstaatssekretär im Kultus- 
ministerium bekanntlich beibehalten hatte. Voraussichtlich dürfte der jetzige 
Unterstaatssekretär Nasse an seine Stelle treten. 



An massgebender Stelle wird die Einftthrang einer besonderen Staats- 

Erfifteng für diejenigen Chemiker beabsichtigt, welche als Vorsteher von 
lebensmittel-Untersuchunffsämtem angestellt werden oder sich sonst amtlich 
der Untersuchung von Lebensmitteln unterziehen wollen. Die Verhandlungen 
hierüber schweben schon seit langer Zeit und dürften ihrem Abschlüsse nahe sein. 



Referate. 



Dr. F. Tiemann, Prof. an der ÜDiversität in Berlin und Dr. A. 
Gärtner, Prof. an der Universität in Jena: Die chemische 
und mikroskopisch-bakteriologische Untersuchung des 
Wassers. Zum Gebrauche für Chemiker, Aerzte, Medicinal- 
beamte, Pharmaceuten, Fabrikanten und Techniker. Mit vielen 
Holzstichen und 10 chromolithographischen Tafeln. Braun- 
schweig, 1889. Verlag von Friedrich Vieweg & Sohn. gr. 8; 
705 S. Preis: 15 Mark. 

Wenn sich das vorliegende Werk als dritte Auflage der im Jahre 1866 
von Eubel herausgegebenen Anleitung zu Wasseruntersuchungen ankündigt, 
so kann dies wohl kaum anders als ein Ausdruck rücksichtsvoller Pietät gegen 
den verdienten Verfasser der ersten Ausgabe au^fasst werden. Für diese 
Auffassung spricht schon die äusserliche Erscheinung des Buches — die Eu- 
beTsche Anleitung zählte selbst in ihrer zweiten, im Jahre 1874 von Tie- 
kann besorgten Auflage nur 184 Druckseiten gegenüber der fast vierfiEichen 
stärke der jetzigen Ausgabe — vor allem aber Sie vollständige, auf viel brei- 
terer Grundlage ausffefuhrte Umarbeitung seines Inhaltes, durch welche sich 
dasselbe als ein durchaus neues und selbffbständiges Werk charakterisirt. Wäh- 
rend nämlich in den früheren Auflagen fast ausschliesslich die chemischen 
Wasseruntersuchungs -Methoden berücksichtigt waren, werden in der jetzigen 
auch die mikroskopisch-bakteriolog^chen Methoden der Wasseruntersuchungen 
in so erschöpfender, den wissenschaftlichen Erfahrungen und Anforderungen 
der Neuzeit nach allen Richtungen hin Rechnung tragender Weise behandelt, 
dass das Buch unfraglich der dankbarsten Aumahme in aUen betheiligten 
Kreisen sicher sein kann und zwar um so mehr, als demselben ausserdem noch 
ein besonders fDir die Praxis sehr wichtiger Abschnitt über die Beortheünng 
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der chemiBchen und mikroskopisch -bakteriologischen Befunde mit Bücksicht 
auf den Werth der natürlichen Gewässer in hygienischer und technischer Be- 
sdehnng hinzugefügt worden ist. 

Zur Bearbeitung der Anleitung haben sich die beiden Verfasser in der 
Weise vereinigt, dass der chemische Theü (I. Theil) von Prof. Tiemann, der 
mikroskopisch-bakteriologische (IL. Theil) von Prof. Gärtner ver^Eisst worden 
ist, die Bearbeitung beider Theile jedoch insoweit eine gemeinsame gewesen, 
als es der einheitliche Charakter des Buches erheischt hat. Der letzte Ab- 
schnitt über die Beurtheilung der chemischen und mikroskopisch - bakteriolo- 
gischen Befunde (IB. Theil) ist dagegen von den Verfassern durchaus gemein- 
sam bearbeitet und aus eingehenden Erörterungen zwischen denselben hervor- 
gegangen, wodurch der Inhalt dieses Theils nur an Werth und Bedeutung 
gewinnen konnte. 

Im ersten, den chemischen Untersuchungsmethoden gewidmeten Theile, 
wird zunächst die Beschaffenheit der natürlichen Wässer (Meteor-, Quell-, 
Brunnen-, Bach-, Fluss- und Seewasser) wie deren, durch die Aufnahme fremder 
Stoffe aus der Luft und dem Boden bedingten, stetem Wechsel unterworfenen 
Zusammensetzung bezw. Verunreinigung in klarer und fesselnder Weise erör- 
tert und sodann nach kurzer Besprechung der bei Entnahme von Wasser- 
proben für die Untersuchung zu beobachtenden Vorsichtsmassregeln auf die 
einzelnen qualitativen und quantitativen chemischen Prüfiingsmethoclen des 
Wassers übergegangen. Grundsätzlich sind hierbei nur solche Verfahren auf- 
genommen, über deren Bedeutung und Tragweite sich der betreffende Ver- 
nibSser vorher durch eigene Versuche Aufschluss verschafft hat und deren Werth 
und Anwendbarkeit durch Genauigkeit der Resultate, Einfachheit der vorau- 
nehmenden Operationen und möglichst geringe dazu erforderliche äussere 
Hülfsmittel bedingt werden. Diese streng sachgemässe Sichtung der zahl- 
reichen chemischen Wasseruntersuchungs - Methoden, von denen ein grosser 
Theil sich für die Praxis als vollständig werthlos erwiesen hat, kann nicht 
genug anerkannt werden; dabei sind die einzelnen Untersuchungsmethoden in 
möglichst einfacher und doch streng wissenschaftlicher Form beschrieben und 
durch die beigedruckten Abbildungen wie insonderheit durch zahlreiche er- 
läuternde Beispiele sehr anschaulich und leicht verständlich gemacht. 

In dem zweiten, dem mikroskopisch -bakteriologischen Theile, 
wird uns eine hochinteressante und inhaltsreiche Arbeit geboten, welche in 
dieser Ausführlichkeit und Vollständigkeit kaum irgendwo anders vorliegen 
dürfte und in welcher ebenso wie in dem ersten Theile des Werkes der Pnik- 
tiker mit Sicherheit jede Aufklärung findet, deren er bei Wasseruntersuchun- 
gen bedarf. Mit Rücksicht auf die Neuheit der bakteriologischen Wissen- 
schaft sind ihre für die Wasseruntersuchung wichtigen Errungenschaften zu- 
nächst ausführlicher dargelegt und hierauf erst die mikroskopischen und bak- 
teriologischen Untersuchungs-Methoden eingehend beschrieben Wir lernen ausser 
den letzteren in diesem Abschnitte daher nicht nur die verschiedenen Arten der 
zahlreichen im Wasser vorkommenden lebenden niederen Wesen, ihre Menge, 
Herkunft, sondern auch ihre Lebens- und Vermehrungsbedingungen im Wasser, 
ihre Eigenschaft als Krankheitserreger wie ihre Verbreitungsweise durch das 
Wasser u. s. w. kennen und alles dies wird in so treffender, lebendiger, durch 
vorzügliche chromolithographische Zeichnungen unterstützter und dabei allen 
Anforderung^ und dem jetzigen Stande der Wissenschaft durchaus gerecht 
werdenden Weise dargestellt, dass dadurch das Interesse des Lesers im hohen 
Grade gefesselt wird. 

Im dritten Abschnitt über die Beurtheilung der chemischen und 
mikroskopisch-bakteriologischen Befunde wird von den Autoren 
gleichsam das Facit ans den vorhergehenden Erörterungen gezogen und in 
kmrzge&ssten Sätzen diejenigen Anforderungen präcisirt, welche an Genuss-, 
Wasch- und Spülwasser wie an Wässer zu technischen Zwecken zu stellen 
sind. Eine kurze Anleitung zur schnellen Auffindung gröberer Verunreinigungen 
des Wassers nebst Angabe der hierzu erforderlichen Geräthe und Reagentien 
fCbr die physikalische und chemische Untersuchung bezw. der Utensilien för 
die mikroskopische und bakteriologische Untersuchung ist als höchst schätz- 
bare Zugabe oeigefügt. 
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Es würde den Referenten zu weit führen, auf die Einsselheiten des vor- 
züglichen Werkes einzusehen; dasselbe kann allen denjenigen, welche Wasser- 
uniersuchungen anzustefien und sich über die dabei einzuschlagenden Wege 
zu informiren haben, als zuverlässiger Rathgeber aufs Wärmste empfohlen 
werden. Dass die Ausstattung des Buches nichts zu wünschen übrig l&sst, ist 
bei der Verlagsbuchhandlung nicht anders zu erwarten. 

Rpd. 



Dr. Achilles Nordmann in Basel. Ueber Beziehungen dei 
Thymusdrüse zu plötzlichen Todesfällen im Wasser. 

Correspond.-Bl. f. Schw. Aerzte, No. 7. 1889. 

Verf. hatte Gelegenheit, die Leiche eines 20jährigen Rekruten zu seciren, 
der beim Baden, nachdem er nur 2—3 Minuten im Wasser zugebracht und 
spontan wieder ans Ufer zurückgekehrt war, plötzlich am ganzen Leibe blass 

geworden und nach einigen langen Athemzügen pulslos und mit cyanotischem 
esichte zu Boden gestürzt war. Trotz sofort angewandter Wiederbelebungs- 
versuche -gelang es nicht mehr, den Verunglückten wieder ins Leben zurückzurufen. 

Bei der Section wurden nur Erscheinungen vorgefmiden, die in ihrer Qe- 
sammtheit den Tod wohl als Erstickungstod aufbssen Hessen, die aber 
auch bei anderen Arten plötzlichen Todes ausnahmsweise gefunden werden 
könnten, und als abnorm fiel noch eine persistente hyperplastische 
Thymusdrüse auf. 

Es lag nahe, zunächst noch an einen Tod durch «Neuroparalyse" zu 
denken. Allein Yerf. erinnerte sich, etwas Aehnliches in einem Sectionscursus 
bei Herrn Prof. v. Recklinghausen gesehen zu haben, der, hierüber um 
Auskunft ersucht, ihm über drei ähnliche, einen 13jährigen Knaben und 2 
junge Männer betreffende Fälle berichtet, in denen der Tod ebenfEills plötzlich, 
während und unmittelbar nach einem kurzen Aufenthalt im Wasser eingetreten 
war und die Necropsie neben einem negativen Resultat nur beträchtliche Ver- 
grösserung der Thymusdrüse ergeben hatte. 

Li gerichtsärztlicher Beziehung hat man in ähnlichen Fällen bisher 
wohl ausnahmslos einen neuroparalytischen Tod angenommen, doch an einen 
etwaigen Zusammenhang einer Thymushyperplasie mit der Todesursache nicht 
gedacht. Und doch wiU es Verf. scheinen, als ob ein solcher Zusammenhang 
nicht ganz von der Hand zu weisen sei. Einmal besitzen Personen mit Thy- 
mushyperplasie meistens eine sog. lymphatische Constitution, vermöge deren 
ihr Körper überhaupt eine geringere Widerstandsfähigkeit gegen äussere Ein- 
wirkungen zu zeigen pflegt; alsdann sei die hyperplaäische Thymusdrüse wohl 
geeignet, Respiration und Circulation zu beeinflussen und unter gewissen Um- 
ständen dyspnoetische Anfälle hervorzurufen (Virchow), bei Säuglingen sogar 
einen plötzlichen Tod herbeizufEihren (Grawitz), so dass die Lehre von einem 
Asthma thymicum noch keineswegs ganz aufgegeben sei. Ferner sei an eine 
acute Schwellung dieses Organs durch stärkere Absonderung und Ansammlung 
seines Secrets, z. B. während der Assimilation der Nahrung, zu denken, und 
endlich könne es plausibel erscheinen, „dass eine durch den Aufenthalt Im 
Wasser bedmgte Contraktion der Hautgefässe mit sich anschliessender innerer 
Congestion und Steigerung des Blutdrucks zu einer in der Leiche nicht mehr 
HO prägnanten hyperämischen Schwollung der Thymus, sowie mittelbar zum 
letzen Ende die Veranlassung gegeben habe.* 

Dieser letzte Erklärungsversuch will auch uns noch am plausibelsten er- 
scheinen, und ist es jedenfaJls wünschenswerth, künftighin bei Sectionen auf 
ähnliche Beende zu achten. 

Frey er -Stettin. 
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Bericht der Gesellschaft für Geburtshülfe und Gynä- 
kologie zu Berlin (Sitzung vom 22. April 1887). Aus dem- 
selben ist unter andern Nachstehendes für den Gerichtsarzt 
bemerkenswerth : 

1. Ein Kind mit beginnender Spontanamputation des rechten Unterschen- 
kels wurde von einer gesunden Ilpara normal ausgestossen; die Heb- 
amme hatte beim Herausholen des rechten Fusses einen Widerstand ge- 
fühlt, welcher bei stärkerem Ziehen mit dem Gefühl des Zerreissens von 
Eihäuten plötsdich nachgab. Um den rechten Unterschenkel war ein Stück 
der Eihäute geschlagen, nach dessen Entfernung sich ein scharfer, die Haut 
durchdringender Einschnitt in der Mitte des Unterschenkels, denselben 
circul&r umgebend, fluid. Der abgelöste Eihautstrang ergab sich als ein 
doppelter Amnionstrang, dessen Höhle sich durch Aufblasen noch darstellen 
Hess; derselbe inserirte sich in der Gegend des Ansatsses der Nabelschnur, 
und musste jene durch die Amnionhöhle verlaufen sein; die Stelle, wo 
kein anderes Ende ausgerissen war, Hess sich nicht mehr auffinden. Der 
Unterschenkel des Kindes war nach der Geburt stark ödematös und zeigte 
nur rudimentär entinckelte Zehen; auf der grossen Zehe zeigte sich noch 
der eingetrocknete Rest eines dünnen Amnionstranges. 

2. Das Schädeldach eines Kindes, welches nach viertägiger Geburt bei einer Ipara 
mit engem Becken mittelst schwerer hoher Zange entwickelt war, hat folgende 
Geschichte. Während der Geburt schon konnte man fühlen, dass der innere 
vordere Winkel des linken Scheitelbeins durch die enorme Gonfiguration 
die Kopfhaut von innen durchgespiesst hatte. Bei der Section zeigte sich, 
dass infolge der starken Gonfiguration am Sin. coronarius das Periost 
vom vorderen Band des linken Scheitelbeins durch starkes Unterschieben 
des Stirnbeins abgerissen war. Die hohe Zange, welche im queren zum 
Durchmesser des Kopfes angelegt war, hatte das linke Sche^elbein stark, 
das rechte weniger eingebogen und ersteres ausserdem in der Sutura squa- 
mosa von dem SchläfenDein abgesprengt. (Dr. Winter.) 

3. Ein Fall von Kindesmord, von Professor Falk. 

Am 27. September wurde in dem Hofaborte eines Hauses der Stadt 
G. eine von Fäulniss merklich emiffene Kindesleiche vorffefunden. Der 
Yerdadit der Mutterschaft dieses £ndes lenkte sich alsbald auf dne im 
Hause bedienstete Magd. Diese hatte noch im Hochsommer der ihr die 
Gravidität auf den Kopf zusagenden Brodherrin gegenüber ihren schwangeren 
Zustand geradezu geleugnet, zur Verheimlichung auch sich roth geschzmnkt. 
Ihre eigenen Aussagen nach Auffindung des Leicnnams werde ich (Falk) her- 
nach erwähnen und will daraus nur voranschicken, dass sie als Tag ihrer Ent- 
bindung den 28. des voraufgegangenen Monats angegeben hat. Die gericht- 
liche Obduction der Leiche fand am 4. October statt, und es ergab die 
äussere wie die innere Besichtigung begreiflicherweise erhebliche Zer- 
störungen durch Fäulniss; es seien deshalb als erwähnenswerthe Befunde 
nur fönende angeführt: 

Länge 50 cm. Gewicht nahezu 1 kg, Geschlecht anscheinend männlich. 
Bei leichtem Zuge lösen sich die oberen Extremitäten im Ellbogen- und 
Handgedenke. Die Haut ist überwiegend kupferroth, an der unteren 
Körperhälfbe grünlich; vielfach ist die Oberhaut abgelöst. Das Gesicht ist 
unkenntlich, die Schädelknochen in ihren natürlichen Yerbindunffen ge- 
lockert. Am Halse keine sichtbare Verletzung, aber am Bauch und in der 
linken Leistenbeuge sind die Decken geplatzt und Därme vorgefallen. Von 
Nabelschnur nichte vorzufinden. Von den Unterleibsorganen sind Magen 
und Pancreas nicht mehr mit Sicherheit zu unterscheiden. Die Müz zer- 
fiiesst in einen srünlichen Brei. Die Leber ist weich, grün, blutleer. Auch 
das noch leidlicn erhaltene Herz enthält kein Blut. Besonders ist natür- 
lich der Be^d der Lunge hervorzuheben. In der Pleurahöhle kein Trans- 
sudat. Beide Lungen sind ^nz tief in die Brusthöhle zurückgesunken, von 
grünschwärzlicher Farbe; vielfach ragen bis linsengrosse Luftblasen unter 
I dem Brustfell hervor. Nirgends erkennt man mit Luft erfüllte Lungen* 

alveolen. Mehr&ch kriechen Maden an d«^ ^ herum. Zunächst 
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schwimmen beide Lungen zusammen und jede fOr sich, auch nachdem ein 
starker Fingerdruck ausgeübt worden ist, nicht minder auch jeder der 
6 Lappen für sich ; die Schnittfläche erscheint ziemlich trocken. Es werden 
nun zahkeiche subpleurale Gkublasen angestochen und dann die Lappen 
in zahlreiche Stückchen zerschnitten; es sinkt nun die überwiegende Mehr- 
zahl der Stückchen im Wasser unter, von jedem Lappen halten sich nur 
wenige noch gerade an der Wasseroberfläche, aber auch diese sind gleich- 
massig kupferrothgrün oder grünschwarz, leberäbnlich. Die Alveolen durch- 
aus atelektatisch; trotz der vorgeschrittenen Fäulniss konnte man noch mit 
Sicherheit erkennen, dass die (geringe^ Schwimmfähigkeit eben lediglich 
durch den Fäulnissprocess beding war^), letzterer den Fall nur in etwas 
complicirte, jedenfalls aber keme Füllung der Alveolen durch in vivo 
respirirte Lun vorlag, es sich im WesentHchen um Lungen von fötalem 
Zustand handelte. 

Ich erklärte demnach, wie in den meisten derartigen Fällen, dass sich 
kein sicheres Zeichen von selbstständigem Leben des (etwa 9 monatlichen) 
Kindes habe nachweisen lassen. (Fortsetzung folgt). 



Verordnungen und Verfügungen. 

Yoroehriften Aber die Errichtmig und den Betrieb der Splegelbelegan- 
stalten« Gircular-Erlass des Herren Ministers für Handel und Ge- 
werbe (i. Y. gez. Magdeburg) vom 18. Mai 1889 B. No. 2096 an sämmtliche 

Eönigl. Regierungspräsidenten. 

Ew. Hochwohlgeboren übersende ich anbei ein Exemplar der Yor- 
schriften über die Einrichtung und den Betrieb der Spiegelbeleganstalten mit 
dem ergebensten Ersuchen, £ese Vorschriften gegenüber den im Bezirk be- 
stehenden oder noch entstehenden Quecksüber-Spiegelbelegaustalten durch auf 
Grund des § 120 Abs. 8 der Gewerbe - Ordnung zu erlassende YerfÜgungen 
zur Durchführung zu bringen. 

Hierbei bemerke ich ergebenst, dass Abweichungen von diesen Yor- 
Schriften da zugelassen werden können, wo besondere Eigenthümlichkeiten der 
Betriebsstätte oder des Betriebes nach sachverständigem Gutachten günstige 
oder wenigstens ebenso günstige Bedinsunffen für die Gesundheit der &- 
heiter darbieten, wie sie durch die Yorschriften erfordert werden, sowie dass 
für bereits bestehende Anlaffen üebergangsvorschriften, welche die in Betracht 
kommenden Verhältnisse billig berücksichtigen, nicht ausgeschlossen sind. 



Yorflchrlfton Aber die Einrichtung nnd den Betrieb der Spiegelbeleg" 

anstalten« 

§ 1. Die Herstellung von^ Quecksilberspieffeln darf nur in Räumen, 
welche zu ebener Erde belegen sind und entspreäend kühl gehalten werden, 
erfolgen. 

Die Fenster aller Räume, in welchen die Möglichkeit einer Entwicke- 
lung von Quecksilberdampf und -staub vorliegt (quecksilbergefShrliche Räume), 
müssen nach Norden liegen. 

2. In den Arbeitsräumen dürfen QuecksDbervorräthe nicht gelagert 
werden. Die Aufbewahrung von Quecksilber hat in einem besonderen Räume, 
in verschliessbaren, gut gedichteten Behältern zu erfolgen. 

§ 3. In dem Belegraume darf nur das Belegen der Glastafeln, in dem 
Trockenraume dürfen nur solche Arbeiten, welche mit dem Trocknen der be- 
lehn Glastafeln verbunden sind, vorgenommen werden. Die Räume dürfen 
mit Wohn-, Schlaf- und Haushaltsräumen nicht in unmittelbarer Verbindung 



*) Skrzeczka, Eindsmord in Maschka^s Encyklopädie 1881 und Hof- 
mann, Lehrbuch der gerichtlichen Medicin, 1881, S. 641. 
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stehen. Die Thören, welche die Verbindung derselben nnter einander und 
mit anderen Arbeitsrftumen herstellen, müssen guten Schluss haben, geschlossen 
gehalten werden und sind nur dann und so lange zu öffnen, als die Arbeit 
dieses erforderlich macht. 

Der Aufenthalt nicht beschäftigter Personen, sowie der Aufenthalt der 
beschSftigten Personen vor und nach der Arbeit und während der Pausen in 
diesen Räumen ist nicht zu dulden. 

Das Wischen, (Putzen, Reinigen) der Glastafeln ist im Belegraume inso- 
weit gestattet, als die letzte Fertigmachung der Gläser zum Belegen dieses un- 
abweislich erfordert. 

§ 4. Beim Anwärmen der Wischtücher ist die Verwendung von Kohlen- 
Ofen in allen Arbeitsräumen untersagt. 

Im Belagraume und anderen durch Quecksilberverwendung gefährlichen 
Räumen dürfen zum Anwärmen von Tüchern nur solche Wärmevorrichtungen 
(kleine Petroleumöfen u. a.) benutzt werden, bei welchen ein Ausstrahlen von 
Wärme und eine Erhitzung benachbarter Luftschichten auf das geringste 
Mass beschränkt bleibt. Werden hierzu PetroleumOfen verwendet, so dünen 
die Verwendungsgase nicht in den Arbeitsraum, sondern nur in einem Schlot 
entweichen. Jede direkte Heizung dieser Räume ist untersagt. Die Erwär- 
mung der Luft bei Kälte und ebenso die Abkühlung der Luft bei hoher 
Sonnenwärme ist für diese Räume nur durch Einführung vorgewärmter bezw. 
abgekühlter Luft zu bewirken. Die Temperatur der eingeführten vorgewärm- 
ten Luft darf niemals •+- 15® C. (12® R.) überschreiten. 

In Lagerräumen, Wischräumen und anderen die Gesundheit der Arbeiter 
nicht gefährdenden Räumen ist die Benutzung gewöhnlicher eiserner Oefen gestattet ' 

§ 5. Soweit die Witterung und der Gfuig der Fabrikation es erlaubt, 
sind die Fenster der durch Quecksilberverwendung für die Gesundheit gefthr- 
lichen Räume vor und nach der Arbeit möglichst offen zu halten. 

§ 6. Die Grösse der Beleg- und Trockenräume ist so zu bemessen, dass 
pro Kopf der darin beschäftigten Personen in den ersteren ein Luftraum von 
mindestens 40 cbm, in den letzteren von mindestens 30 cbm entfällt. Die 
Höhe der Räume muss mindestens 3,5 m betragen. 

Durch eine nicht auf natürlichen Temperaturdifferenzen beruhende, wäh- 
rend der Arbeitszeit wirksame Ventilationsvorkehrung (Anwendung einer 
Lockfeuerung ausserhalb der Räume, eines Gas-, Wasser- oder anderen Motors) 
ist dafür Sorgte zu tragen, dass die Luft der Beleg- und Trockenräume bei 
geschlossenen Fenstern und Thüren durch Zu- und Abführung von mindestens 
60 cbm Luft pro Kopf und Stunde während der Arbeitszeit fortlaufend er- 
emeuert wird. Die frische Luft ist in die oberen Luftschichten der betreffenden 
Räume einzuleiten. Die Absaugung der Luft ist so einzurichten, dass die 
unteren Luftschichten zuerst abgetährt werden. Zu- und Ableitung dürfen 
nicht an derselben Wand angebracht werden, sondern müssen sich möglichst 
gegenüber liegen und so eingerichtet sein, dass Zug vermieden bleibt. Der 
Arbeitgeber ist verpflichtet, diejenigen Controlapparate zu beschaffen, welche 
von dem zuständigen Aufsichtsbeamten als erforderlich bezeichnet werden, um 
festzustellen, ob die vorhandene Ventilationsanlage den gestellten Anforderun- 
gen entspricht. 

§ 7. Die Temperatur der Luft in den Beleg- und Trockenräumen ist 
möglichst gleichmässig zu halten. 

Erreicht an einem Tage die Temperatur der Luft in diesen Räumen die 
Höhe von 25® G. (20® R.) und darüber, so ist die Arbeit einzustellen und an 
diesem Tage nicht wieder aufzunehmen. 

In jedem Beleg- und Trockenraume ist ein Thermometer anzubringen, 
an welchem durch eine in die Augen fallende Marke die zulässige höchste 
Temperaturgrenze bezeichnet ist. Das Thermometer ist in Kopfhöhe und nicht 
an einer ümfEtssungswand oder in der Nähe einer Thür oder eines Fensters 
anzubringen. 

SB. Der Fussboden der Beleg- und Trockenräume muss aus glattem 
tbelag, ohne Fugen, Ritzen und Sprünge bestehen, mit leichter Neigung 
zu einer Sammelrinne rar das auf den Boden gelangende Quecksilber und mit 
Sammelbecken. 
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§ 9. Die Wände der Beleg- und Trockenr&ume sind, sofern sie aus 
Mauerwerk bestehen^ glatt zu verputzen. Wände aus Holz müssen aus ge- 
hobelten, gut gefugten und verkitteten Brettern hergerichtet sein und an der 
Decke und am Boden dicht schliessen. Wände und Decken sind mit Oelfisf be- 
anstrich zu versehen und allwöchentlich abzuwaschen. 

§ 10. Die Belegtifiche und TrockengeeteUe müssen so eingerichtet sein, 
dass aas beim Antr&ken der Zinnfolie, beim Ueber^essen derselben mit 
Quecksilber, beim Pressen der belegten Platten und bemi Trocknen der Spie- 
gel abfliessende Quecksilber möglichst schnell in die aufgestellten Auffongbe- 
hälter gelangt. Mach Schluss der täglichen Arbeitszeit ist der Belegtisoh 
sorgfältig von Quecksilber zu säubern. 

Die Aufifangbel^ter sind so einzurichten, dass sie vollkommen ver- 
schlossen sind, bis auf eine enge, dem Einlass des Quecksilbers dienende Oeff- 
nung. Die Anbringung von Filtrireinrichtungen ist nur in den Behältern 
selbst, nicht auf den Belegtischen gestattet. 

Das Ameiben (Antränken) der Ziimfolie mit blossen Händen ist den Ar- 
beitern zu untersagen. 

§ 11. In Belegräumen und in allen sonstigen Räumen, in welchen Queck- 
silber verwendet wird, ist die peinlichste Sauberkeit und Vorsicht zu be- 
obachten. Jedes Verschütten una Verspritzen von Quecksilber ist möglichst 
zu vermeiden. 

Der Fussboden solcher Räume ist vor Beginn der täglichen Arbeit nach 
vorangegangener Pause reichlich mit Wasser zu besprengen und täglich nach 
Schluss der Arbeit nach reichlicher Besprengung mit Wasser auszukehren. 
Kehricht, sowie der Inhalt vom Sammelbecken im Fussboden ist täglich aus 
den Arbeitsräumen zu entfernen und in verschlossenen Behältern auauheben. 

Mit dem Auskehren solcher Räume dürfen in der Regel nur Personen be- 
auftragt werden, welche im Uebrigen bei der Arbeit mit Quecksilber nicht 
in g^hrliche Berührung kommen. Wo dieses ausnahmsweise nicht aus- 
führbar sein sollte, ist dafür zu sorgen, dass die Arbeiter mit dem Auskehren 
häufig, mindestens wöchentlich abwechseln. 

§ 12. Zur Reinigung von QuecksilberabfäUen sind, soweit dieselbe in 
den Beleganstalten selbst und nicht in besonderen Läuterungsanstalten ausge- 
Hlhrt wird, gläserne Scheidetrichter zu verwenden. 

Die Reinigung quecksDberhaltiger Tücher, Lappen und Anreibeballen ist 
in gleicher Weise oder durch Auswaschen zu bewirken. Das Ausklopfen sol- 
cher Tücher, Lappen und Anreibeballen ist untersagt, sofern es nicht auf 
mechanischem Wege in verschlossenen gegen Staub vollkommen undurchlässi- 
ffen Behältern ausgeführt wird; auch sind gebrauchte Tücher möglichst häufig 
durch neue zu ersetzen. 

Die vorstehend bezeichneten Reinigungsarbeiten dürfen nicht in den Ar- 
beitsräumen vorgenommen werden. In dem Aufbewahrungsraum für Queck- 
silbervorräthe sind sie gestattet. 

§ 18. Eine Beschäftigung in quecksilbergefährlichen Räumen darf nur 
solchen Personen gewährt werden, welche eine Bescheinigung eines approbirten 
Arztes beibringen, dass nach dem Ergebniss der körperlichen ünterBUchung 
besondere Umstände, welche von der Beschäftigung in einer Spiegelbelegan- 
stalt aussergewöhnliche Nachtheile für ihre Gesundheit befürchten liessen, 
nicht vorliegen. 

Die Bescheinigungen sind zu sammeln, aufeubewahren und dem nach 
§ 139 b der Gewerbeordnung zuständigen Au£nchtsbeamten auf Verlangen 
vorzulegen. 

§ 14. In Beleg- und Trockenräumen dürfen Arbeiter in den Monaten 
Oktober bis einschliesslich April nicht länger als 8 Stunden, in den Monaten 
Mai bis einschliesslich September nicht länger als 6 Stunden täglich be- 
schäftigt werden. 

Nach Ablauf der Hälfte der täglichen Arbeitszeit in diesen Räumen \»i 
eine mindestens zweistündige Pause zu gewähren. 

Eine anderweite Beschäftigung der Arbeiter seitens des Arbeitsgebers 
ausser der vorstehend bezeichneten Zeit ist nur dann zulässig, wenn sie nicht 
in Räumen erfolgt, welche durch QuecksUberverwendung die (Gesundheit der 
Arbeiter gefährden. 
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Für Anlagen, in welchen Quecksilbererkrankmigen der Arbeiter häufiger 
auftreten, kann auf Antrag des nach § 189 b der (Gewerbeordnung zuständigen 
Auftichtsbeamten die Maximalarbeitazelt von 8 bezw. 6 Stunden täglich fDr 
die Arbeiter in Bel^ und Troekenräumen verkQrzt werden. 

§ 15. Der Arbeitoeber hat die Ueberwachung des Gesundheitsznstandes 
der von ihm in gesundheitsgefährlichen Räumen beschäftigten Arbeiter, einem 
dem Au&ichtsbeamten (§ ld9b der Gewerbeordnung) namhaft zu machenden 
approbirten Arzte zu übertragen, welcher in zwei Wochen mindestens einmal 
eine üntersuchunff der Arbeiter vorzunehmen und den Arbeitgeber von jedem 
Falle^ der ermittelten Quecksübererkrankung in Kenntniss zu setzen hat. Der 
Arbeitgeber darf Arbeiter, bei welchen eine Quecksübererkrankung ermittelt 
ist, zu Beschäftigungen, bei welchen sie mit Quecksilber in Berührung kommen, 
bis zu ihrer völligen Genesung nicht zulassen. 

§ 16. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, ein Erankenbuch zu führen oder 
unter seiner Yerantwortui^ lEbr die Vollständigkeit und Richtigkeit der Ein- 
träge durch den mit der Ueberwachung des Gesundheitszustandes der in ee- 
sundheitsgefährlichen Räumen beschäftigten Arbeiter beauftragten Arzt oder 
durch einen Betriebsbeamten fdhren zu lassen. 

Das Erankenbuch muss enthalten: 

1. Den Namen dessen, welcher das Buch führt; 

2. Den Namen des mit der ueberwachung des Gesundheitszustandes be- 
auftragten Arztes; 

3. Die Namen der erkrankten Arbeiter; 

4. Die Art der Erkrankung und die vorhergegangene Beschäftigung; 

5. Den Tag der Erkrankung; 

6. Den Tag der Genesung, oder wenn der Erkrankte nicht wieder in 
Arbeit getreten ist, den Tag der Entlassung. 

Das Krankenbuch ist dem Aufsichtsbeamten, sowie den zusi&ndigen Medi- 
cinalbeamten auf Verlangen vorzulegen. 

S17. Der Arbeitgeber hat ^le in den durch Quecksilberverwendung 
^ ^ ichen Räumen beschäftigten Arbeiter mit vollständigem, möglichst an- 
schliessendem Arbeitsanzuge aus glattem dichtem StofP ohne ^ten und 
Taschen, mit einer Mütze und mit gut anliegendem Schuhwerk zu versehen. 
Jedem Arbeiter ist eine besondere, för ihn passende Arbeitskleidung zu überweisen. 

Der Arbeitgeber hat dafür Sorge zu tragen, dass die Arbeitskleider stets 
nur von dei\jenigen Arbeitern benutzt werden, welchen sie zugewiesen sind, 
und dass dieselben nach wöchentlichem Gebrauche stets gereinigt und während 
der Zeit, wo sie sich nicht im Gebrauche befinden, an den für sie zu be- 
stimmten Platze aufbewahrt werden. 

§ 18. Ausserhalb der gesundheitsgefährlichen Räume, doch in der Nähe 
derselben, ist für die in denselben beschäftigten Arbeiter ein nach Geeohlech- 
tem getrennter Wasch- und Ankleideraum und getrennt davon, sofern die 
Arbeiter nicht ausserhalb der Anlage speisen, ein Speiseraum einzurichten. 
Beide Räume müssen sauber gehalten und während der kalten Jahreszeit ge- 
heitzt werden. 

In dem Wasch- und Ankleideraum müssen Gefässe zum Zweck, des 
MundausspOlens, die etwa ärztlicherseits für erforderlich gehaltenen besonderen 
Mundspülwässer, Seife und Handtücher, sowie Einrichtui^n zur Verwahrung 
derjenigen gewöhnlichen Kleidungsstücke, welche vor Beginn der Arbeit abge- 
legt werden, in ausreichender Menge vorhanden sein. 

In dem Speiseraum oder an einer anderen geeigneten Stelle müssen sich 
Vorrichtungen zum Erwärmen der Speisen befinden. 

Der Arbeitsgeber hat den in gesundheitsgefährHchen Räumen beschäftigten 
Arbeitern Gelegenheit zu gewähren, wenigstens einmal wöchentlich ein warmes 
oder kaltes Bad (je nach dem Wunsche des Arbeiters oder nach ärztlicher An- 
ordnung) zu nehmen. 

§ 19. Der Arbeitgeber hat eine Fabrikordnung zu erlassen, welche eine 
Anweisung hinsichtlich des Gebrauches der im § 17 bezeichneten Kleidungs- 
stücke und hinsichtlich der Vorsichtsmassregeln beim Arbeiten mit QuecksiloHsr 
für die in gesundheitsgefährlichen Räumen beschäftigten Personen, namentlich 
aber folgenae Vorschriften enthalten muss: 
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1. Die Arbeiter dürfen Branntwein, Bier nnd andere geistige Oetr&nke 
nicht mit in die Anlage bringen. 

2. Die Arbeiter dürfen Mabrunffs- oder G^ussmittel nicht in die Ar* 
beitsrilume mitnehmen, diesdben vielmehr nur im Speiaeranm auf- 
bewahren. Das Rauchen und Schnupfen im Arbeitsraume ist zu 
verbieten. Das Einnehmen der Mahlzeiten ist den Arbeitern, sofern 
es nicht ausserhalb der Anlaoe stattfindet, nur im l^eiseraum gestattet. 

3. Die Arbeiter haben die Arbeitskleider in demjenigen Arbeitnr&umen 
und bei denjenigen Arbeiten, f&r welche es von dem Betriebsunter* 
nehmer vorgeschrieben ist, zu benutzen. 

4. Die Arbeiter dürfen erst dann den Speiseraum betreten, Mahlzeiten 
einnehmen oder die Fabrik verlassen, wenn sie zuvor die Arbeite- 
kleider abgelegt, die Haare vom Staube ^^ereinigt, Hftnde und Ge- 
sicht sorgfältig gewaschen, die Nase gereimgt und den Mund ausge- 
spült haben. 

Das Tragen lansrer Bftrte ist untersagt. 

§ 20. In jedem durch Quecksilberverwendung die Gresundheit der Ar- 
beiter gefährdenden Arbeitsraume, sowie in dem Ankleide- und dem Spelse- 
raum muss eine Abschrift oder ein Abdruck der f § 1 — 19 dieser Vorschriften 
und der Fabrikordnung an einer in die Augen follenden Stelle aushängen. 
Jeder neu eintretende Arbeiter ist, bevor er zur Beschäftigung zugelassen 
wird, zur Befolgung der Fabrikordnunff, von Welcher ihm ein Exemplar aus- 
zuhändigen ist, bei Vermeidung der onne vorhergehende Kündigung eintre- 
tenden Entlassung zu verpflichte. 

Der Betriebeuntemehmer ist für die Handhabunff der Fabrikordnung ver- 
antwortlich und verpflichtet, Arbeiter, welche derselben wiederholt zuwider- 
handeln, aus der Arbeit zu entlassen. 

§ 21. Neue Anlagen, in welchen Quecksilberspieffel belest werden sollen, 
dürfen erst in Betrieb gesetzt werden, nachdem ihre Errichtung dem zu- 
ständigen Aufidchtsbeamten (§ 189 b der Gewerbeordnung) angezeigt ist. Der 
Letztere hat nach Empfang dieser Anzeige schleunigst durch persönliche Re- 
vision festzusteUen, ob die Einrichtung der Anlage den erlassenen Vorschriften 
entspricht. 

§ 22. Im Falle der Zuwiderhandlung gegen die §§ 1—21 dieser Vor- 
schriften kann die Polizeibehörde die EinsteBung des Betriebes bis zur Her- 
stellung des vorschriftsmässigen Zustandes anordnen. 



Verwendung von gog. Ennstkaffee in betrttgeriechen Zwecken. Gircular- 
Erlass des Minister für Handel und GTewerbe (gez. in Vertr. Madge- 
burg) G. No. 8029 und des etc. Medicinalangelegenheiten (gez. in Vertr. 
Nasse) M. No. 5200 vom 14. Juni 1889 an sämmtliche Eönigl. Regierungs- 
präsidenten. 

Seit einiger Zeit werden durch die Firma J. Heckhausen & Weies, 
MaschinenfabriK und Graviranstalt zu Köln a/Rh. unter den Namen «Gassens 
Ennstkaffee'* künstliche Kaffeebohnen in den Handel gebracht, welche den 
gebrannten natürlichen Kaffeebohnen so ähnlich sind, dass eine betrügerische 
Beimengung zu den letzteren stattfinden kann. 

Nach der von einem Chemiker ausgef^rten Analyse enthalten die er- 
wähnten künstlichen Bohnen: 

Wasser und Feuchtigkeit . . . 2,26 % 

Aether-Ertrakt ....... 2,78 i, 

Wasser-Extrakt 27,58 

Stickstoffhaltige Bestandtheile . 11,46 

Zucker 1,94 

Asche 1,77 

Eafiein 0,55 

Gesundheitsschädliche Metalle sind nicht nachgewiesen worden. In der 
Glasur befindet sich sehr viel (Eisenblau färbender) Gerbstoff mit Harz. Der 
hohe Stickstoffgehalt rührt von Lupinen, das Kaffein aus Kola-Nüssen her. 



« 
« 
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Wenngleioh in der Tases- und Fachpresse bereits von veracliiedenen 
Seiten aofdieses Präparat aunnerksam gemacht worden ist, so haben wir doch 
nicht unterlassen wollen, Ew. p. p. Aufmerksamkeit hierauf noch besonders 
hinzulenken. 

Zugleich verbinden wir damit das ergebene Ersuchen, die zuständigen 
Behörden mit entsprechender Benachrichtigung zu versehen, damit im Falle 
der Verwendung jener Bohnen zu betrü^^schen Zwecken auf Grund des § 10 
des Nahmngsmittelgesetzes vom 14. Mai 1879 (Reichs-Gesetzblatt S. 145) ein- 
geschritten werde. 



Ergftnniiig des Staats-Miiiisteral-Besehhigget vom 18. Mai 1884 betreffend 
die OrnndBätse Ifllr die Bereehnang der Reise- und ümragekoslen. Staats- 
ministerialbeschluss vom 17. April 1889 bezw. Gircular-Erlass des 
Ministers der etc. Medicinalangelegenheiten (gez. in Yertr. Nasse) 
vom 21. Juni 1889 M. No. 6415 an sämmtliche Behörden des betreffenden 

Ressorts: 

Die laut Staats-Ministerial-Beschlusses vom 18. Mai in der Preussischen 
Staats-Verwaltung zur Anwendung gelangenden Grundsätze für die Berechnung 
der Reise- und Umzugskosten sind von dem Eönigl. Staatsministerium durch 
Beschluss vom 17. April d. J. — St. M. No. 810 — dahin ergänzt worden, dass 
bei DienstreiBen der Beamten in allen demjenigen FSJlen, in welchen die Ent- 
fernung von der Ortsgrenze des Abgangsortes bis zur Mitte des Bertimmiings- 
ortes in der einen Richtung zwei ißlometer oder mehr, in der andern weniger 
als zwei Kilometer beträgt, die Gewährung von Tagegeldern und Reisekoelen 
nicht stattzufinden, sondern nur die Erstattung der verauslagten Fuhrkosten 
zu erfolgen hat. 

Unter Bezugnahme auf meinen Circular-Erlass vom 18. Juni 1884 setze 
ich hiervon die nachgeordneten Behörden des diesseitigen Ressorts zur Nach- 
achtung in Kenntniss. 



Physikats-Gntaohten bei Pensioninuig von Gendamen. Circularerlass 

des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten (gez. v. Gossler) 

und des Innern (gez. im Auffcr. Braunbehrens) M. No. 2311 M. d. J. IL No. 4246 

an sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten. 

Bei der Prüfung der Anträge auf Pensionirung von Wachtmeistern der 
Landgendarmerie und Gendarmen ist die Erfahrung gemacht worden, dass 
die von den Kreisphysikem abgegebenen Zeugnisse über den Körperzustand 
der zu Pensionirenden vielfach der für die Ab^sung der bezüglichen Gutachten 
in den Erlassen vom 20. Januar 1853 und 27. Aprü 1883 vorgeschriebenen 
Ausführlichkeit entbehrten und deshalb bei der zunächt seitens des Chefs der 
Landgendarmerie und endgültig bei mir, dem Minister des Innern, vorzuneh- 
menden Beurtheilung der Frage der ferneren Diens^higkeit als eine aus- 
reichende Grundlage nicht angesehen werden konnten. 

Hieraus haben sich vielfach erhebliche Weiterungen und andere ünzu- 
träglichkeiten ergeben, welche sich durch eine geeignete Nachprüfung der 
Physikats-Zeugnisse in den meisten Fällen würden vermeiden lassen. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir daher ergebenst, die bezüglichen 
Physik als -Gutachten, welche gemäss einer von mir, dem Minister des Innern, 
zu treffenden Anordnung in Zukunft seitens der Gendajmerie-DiBtrikts-Officiere 
Ew. Hochwohlgeboren mit der Bitte um Prüfung regelmässig einzureichen sein 
werden, durch den dortigen Regierungs- und Medicinalrath prüfen zu lassen. 

Einer persönlichen Untersuchung der betreffenden Gendarmen durch deu 
Regierungs-Medicinal-Rath bedarf es hierbei nicht und, sofern der letztere das 
Physikats-Gutachten ausreichend und sachgemäss begründet erachtet, lediglich 
eines zustimmenden Vermerkes auf dem Gutachten. Sollte das Zeugniss für 
die Beurtheilung des Krankheitszustandes die erforderlichen Unterlagen nicht 
bieten, so würde zunächst eine Ergänzung desselben durch den betreffenden 
Physikus dortseits zu erfordern sein. 
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Zugleich geben wir Ew. Hochwohlgeboren ergebenst anheim, meine des 
Ministers der geistlichen pp. Angelegenheiten vorerwähnten Erlasse den Phy- 
sikern erneut in Erinnerung zu bringen. 



Literatur. 

(Der Redaction zur ßecension eingesandt.) 

1. Mende, H. Dr., Ereisphysikus und Sanitätsrath in Einbeck: Leitfaden 
f&r Fleisehbeschauer; Einbeck 1889. H. Ehlers Verlag (0. Enoth). 

2. Sir EL Thompson in London: Die moderne Leichenverbrennung. Aus 
dem Englischen übertragen von Dr. Faul Gohn, prakt. Arzt in Berlin. 
Fischer 's medicinische Buchhandlung (H. Kornfeld); Berlin 1889. 

3. Eulenberg, H., Dr. Geh. Ober - Medicinalrath in Bonn und Dr. Th. 
Bach, Direktor des Falk-Real- Gymnasiums zu Berlin. Schulgesund- 
heitslefare. Die Schule und das Unterrichtswesen vom hygienischen 
Standpunkte, für Aerzte, Lehrer, Yerwaltungebeamte und Architekten. 
Mit zahlreichen Blustrationen. Berlin 1889. J. J. Heines Verlag. Er- 
scheint in 6 — 8 Lieferungen ä 1,50 Mark; von denen bisher 1. und 2. 
Lieferung erschienen. 



Personalien. 

Angselehnangen: 

Verliehen: Der Gharacter als Geheimer Medicinalrath: dem 
ordentlichen Professor Dr. Freiherm von la Valette St. George und dem 
Regierungs- und Medicinalrath Dr. Wagner in Wiesbaden; als Geh. Sani- 
tätsrath: den Sanitätsräthen Dr. Kästner in Berlin, Dr. Bollert in Rum- 
melsburff, Ereisphysikus Dr. de Ruyter in Quakenbrück und Dr. Roh. Schultz 
zu Frankfurt a/0.; als Sanitätsrath: den praktischen Aerzten Dr. Straub 
und Behr in Berlin, Dr. Bech in Heldrungen und Dr. B reicher iu Köln. 

Der Rothe Adlerorden III. Elasse mit der Schleife: dem Geh. 
Medicinalrath Prof. Dr. Henoch in Berlin; der Rothe Adlerorden IV. 
Elasse: dem Sanitätsrath Ereisphysikus Dr. Haacke in Stendal und Ereis- 
wundarzt Sanitätsrath Dr. Fränkel in Oberschlesien; denselben Orden mit 
Schwertern: den Marinestabsärzten Dr. Eiste und Dr. Weiss. — Der 
Eronenorden II. Elasse: dem Geh. Medicinal- und Reg.-Rath Dr. Wolff 
zu Breslau; der Eronenorden IV. Elasse am weissen Bande mit 
schwarzer Einfassung: dem Marinestabsarzt Dr. Tereszkiewicz; den- 
selben Orden mit Schwertern: dem Marine-Assistenzarzt I. El. Dr. Arendt. 

Ernennmigen and VersetEiuigen : 

Ernannt: Der sächsische Geh. Medicinalrath und Referent im Mini- 
sterium des Innern Dr. Lehmann zu Dresden ist zum ausserordentlichen 
Mitgliede des Gesundheitsamtes auf die Zeit bis zum Ablauf des Jahres 1891; 
der bisherige Ereis Wundarzt Dr. Lemke in Grimmen zum Ereisphysikus dieses 
Ereises; der praktische Arzt Dr. Gorke zu Wartha zum Ereis Wundarzt des 
Ereises Frankenstein; der bisherige Ereiswundarzt Dr. Schwenkenbecher 
zu Erfurt zum .Ereisphysikus des Stadt- und Landkreises Erfurt, der bisherige 
Ereiswundarzt des Ereises Niederbamim, Dr. med. Haebler zu Rflderadorf 
zu|i Ereisphysikus des Ereises Nordhausen; der bisherige Verwalter der Ereis- 
wundarztstelle des Ereises Wetzlar Dr. Eickhoff zu Braunfels zum Ereis- 
wundarzt des gedachten Ereises und der bisherige Ereiswundarzt, Sanitätsrath 
Dr. Hommerich in Selters unter Belassung seines Wohnsitzes zum Ereis- 
pl^sikus des Unterwesterwald-Ereises. 

Di8 Fähigkeltszeagniss sar Verwaltang einer Ptaytikatsstelle haben Im 

IL Quartal 1889 erhalten: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Arbeit in Marienburg, Dr. Becker in 
S^rembeig, Dr. Behrendt in Skaiagirren, J>r. Bornträger in Berlin, Dr. 
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Brüning in Buer, Dr. Gohn in Heydekrog, Dr. Dehnert in Osierfeld, Dr. 
Dybowski in Bütow, Dr. Ebstein üi Breslau, Dr. Forstreuter in Hein- 
richswalde, Dr. Gorke in Wartha, Dr. Heinemann in Frankenberg,^ Dr. 
Herms in Burg, Dr. Herzberg in Berlin, Dr. Kühn in. Moringen, Dr.Lieb- 
bertz in Frankfurt a./M., Dr. Mayer in Beerfelden, Dr. Müller in Strassburg 
im Ekass, Dr. Ostmann in Altena, Dr. Panienski m Metz, Dr. Rosen- 
blath in Marburg, Dr. Scbattenberg in Magdeburg, Dr. Schmolck in 
Rastenburg, Dr. August Wagner in KOnigsbütte. 

Yerstorben sind: 

Die praktischen Aerzte: Dr. Qronheim in Mewe in Westpreussen, Dr. 
Roberth und Kreisphysikus Sanit&tsrath Dr. Wilbrand in Franidurt a./M., 
Sanitfttsrath Dr. Abeking in Berlin, Dr. Dettmann in Ankkun, Dr. Kruse 
in Aerzen, Dr. Hölzer in Kinglenberff , Dr. Bertrand in Koblenz, Dr. Puellen 
in Gerresheim, Dr. Jahn in Nörenberg, Dr. Bauer in Lfittringhausen, Dr. 
Regling in Nordenburg, Dr. Dunker in Oebisfelde, Stabsarzt Dr. Jung- 
nicKel in M^deburg, Dr. Peters in Allendorf (Arnsberg), Dr. Burckhart 
in Gerbstedt, änitätsraf^ Dr. Mankiwitz in Mühlhausen, Kreisphysikus Dr. 
Nemann in Schwerin a./W. und Dr. KrOmer in Beelitz. 

Yakante Stellen:*) 

Kreisphysikate: 2. Stadtphysikat inKömgsberff i./Pr., Putzig, Schlawe, 
Witkowo, Jarotschin, Schildberg, Schwerin a. W. (Meldung bei der Königl. 
Regierung in Posen bis zum 15. August), Neutomischel, eine Bezirksphysikus- 
stelle in Berliu, Meseritz, üslar, Hümmlinff (mit 900 Mark Stellenzulage), Su- 
lingen (mit 600 Mark Stellenzulage), Ful£, Dannenberg, eventuell verbunden 
mit der dirigirenden Arztstelle am dorturen Johanniter -Krankenhause mit 
1200 Mark Gehalt (Meldung beim Königl. Kegierunffspräsidenten in Lüneburg 
bis zum 25. August), Stadtkreis Frankfurt a./M., ^Meldungen bis zum 5. AuguOT 
bei dem Königl. BegLerungspräsidenten in Wiesbadei^, Adenau, Landkreis 
Köln, HeUigen^en (Meldung bis 20. August beim Königl. Regierungsprftsi- 
denten in Schleswig), Aurich mit 900 Mark Stellenzulage (Meldung bis zum 
31. August beim Königl. Reg.-Präs. in Aurich), Dann, Oberamt Gammertingen 
und Sigmaringen (Bewerbung bei dem König]. Reg.-Pr&s. in Sigmaringen l)is 
zum 20. August). 

Kr eis Wundarzt stellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienw^er, Graudenz, 
Beigard, Grimmen, Niederbamim, Angermflnde, Templin, Friedeberg, Ost- und 
West-Stemberg, Bütow, Lauenburg i/P., Dramburg, Scnievelbein, Bomst> Schroda, 
Brombeig, Strehlen, Ohlau, Kosel (Bewerbung ois zum 15. August bei dem 
KönigL Beg.-Päsidenten in Oppeln), Lublinitz, Neustadt in Ob.-Schlesien, Strie- 
gau, Lauban, Reichenbach, Grünberg, Münsterberg, Sagan, Militsch, mit dem 
Wohnsitz in Sulau, Jerichow 1, Wanzleben, Erfurt, Worbis, Sangerhausen, Ziegen- 
rück, Langensalza, Höxter, Lübbecke, Warburg, Lippstadt, Meschede, Hünfeld, 
Erkdienz, Kleve, Stadtkreis Köln, Bergheim, Wipperfürth, Grevenbroich und 
St. Wendel. 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die officiellen Meldefiisten bereits abgelaufen. 



Hygienische Section der 62. Versammlung deutscher Naturforscher 

und Aerzte zu Heidelberg. 

Die Unterzeichnete Gommission ersucht die Herren Gollegen, um mög- 
lichst frühzeitige Anmeldung von Vorträgen und Demonstrationen, damit schon 
bald ein vorläufiges Programm der Yermindlungen der Section bekannt gege- 
ben werden kann. 

Girtner, Jena. Knarnff» Heidelberg. Wernieh, Göslin. 
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Programm 



der 



VII. Hauptversammlung 



des 



Prenssischen Hedicinalbeamten -Vereins 

am IL und 12. September 1889 



zu 



BERLIN 

im grossen Hörsaale des Hygienisciien Instituts 



Klo«ter0tra«0e 30. 



I — ■ >■ 



Dienstag, den 10. September. 

7 Uhr Abends: Gesellige Vereinigung zur BegrOBsung bei Sedl- 
mayer (Friedriciistrasse 172). 

Mittwoch, den 11 September. 

9 Uhr VarmiUags: Erste Sitzung im Hörsaale des Hygienischen 
Instituts. 

1. ErSlbiiiiig der Yenammlung. 

2. GeBGh&fts- und Kassenbericht; Wahl der KassenreTlsoren. 

8. Der Entwiekluigsgang Im Preusslsehea Medtelnalwesen» 

IL Die BeformbewegiiBfl^ii Im ärztUohen Stande; Herr 
Reg.- 11. Medicinalraih Dr. Wernich in KoeaUn. 

4. Ueber Formnllmng Ton Obdoktlonsprotokollen; Herr Kreis- 

phyBikuB Prof. Dr. Falk in Berlin. 

5. Die SanltStspollaelliehen Anfgaben nur Sleherang gesnnd« 

heltwemAsser Qebnrts« and Woehenbettspllege» Herr Kreis- 
pbysikus Dr. Philipp in Berlin. 

ITtMch Schluss der SUxung: Besiciitigung der Aligemeinen 
Deutschen Ausstellung fOr UnfallverhQtung verbanden mit 
eventuell gemeinsche^lichem Mittagessen in der Bestan- 
ration des Aasstellangsparkes. Das Nähere wird am 
Sitzongstage mitgetheilt werden. 

9 l^ir Abends: Gesellige Vereinigung bei Sedlmayr(Friedricbi* 
> Strasse 172). 
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Donnerstag, den 12. September. 

9 Uhr VürmUtags: Zweite Sttzung im Hörsaaie des Hygieni- 
sciien Institute. 

1. Zam Entwurf des nenen Cirllgesetcbnehes Tom grerictatsärzt- 

lielien Standpunkte ans; Herr Ereisp^ysikus tind Sanit&tsraih 
Dr. von Haselberg in Stralsund. 

2. Yorstandswahl nnd Berieht der Kassenrerlsoren. 

3. Ueber eine Frage ans dem Gebiete der Schulhygiene; Herr 

Ereisphysikus Dr. Schröder in Weissenfels. 

4. AbftnderangB> Yorsehläge eu dem Oesetse Tom 9» Hin 1872 

betreffend die GebQhren der Medieinalbeamten ; Herr Reg.- 
und Medicinalrath Dr. Rapmund in Aurich. 

Hfiwh SchlusB der 8U«ung: Zwangloses Mittagessen im Caf6 
Bellevue (Potsdamer Platz) und hierairf Falirt nach 
Potsdam behufs Besichtigung der städtischen Kläranlage 

(Röckner-ßothe'sches System). Das Nähere wird am 
Sitzungstage mitgetheilt werden. 

9 Vhr Abends: Gesellige Vereinigung bei Sedlmayr (Friedrich- 
strasse 172). 



Indem der unterzeichnete Vorstand auf eine recht zahlreiche 
Betheiligung seitens der Vereinsmitglieder, sowie auch seitens 
deijenigen CoUegen hofft, die dem Verein bisher noch nicht bei- 
getreten sind, bittet er, etwaige Beitrittserklärungen, Anmel- 
dungen zur Theilnahme an der Versammlung oder sonstige 
Wünsche demnächst dem Schriftführer des Vereins gefälligst an- 
zeigen zu wollen. 

Berlin, im Juli 1889. 

Der Vorstand des preussiscken MedicirieainteiiWiis. 

Dr. Kanzow» Vorsitzender, Dr. Rapmund, Schriftführer, 

Geh. Medidnal- u. Regierungsrath in Regierungs- nnd Medicinahrath in 
Potsdam. Anrieh. 

Dr. Schulz, Dr. Walllchs, 

PoÜBei-^tadtp^Bikus, Sanitäterath nnd Kreisphysikns und Sanitätsrath in 
Direktor des Eönigl. Imph* Instituts in Altena. 

Berlin. 
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Zur Trichinose. 

Von Dr» Sehilliiigf Kreispliysikus-in Wartenberg. 

Trotz der obligatorischen Fieischschau wird alljähdich von 
kleineren oder grösseren Epidemieen von Trichinose berichtet, 
deren Ansbruch nicht immer durch ein Verachalden und Ueber- 
sehen des vereidigten Fleischbeschauers herbeigeführt wird, son- 
dern weit öfter durch Unachtsamkeit des ungläubigen Publikums 
und Nichtberücksichtigung polizeilicher und sanitätspolizeilicher 
Vorschriften. Dass es aber AuJfeabe der executiven Polizei sein 
muss, das trichinöse Schwein nicht bloss mit Beschlag zu be- 
legen, sondern sofort zu vernichten und aus dem Gesichtskreise 
zu bringen, ehe davon gegessen werden kann, dafür liefert die im 
letzten Frühjahr in unserem Kreise aufgetretene Trichinose von 
fünfzehn, theils sehr schweren Erkrankungen, welche längeres 
Siechthum und in vier Fällen den Tod von Familienvätern zur 
Folge hatte, deren FamiUe zum Theil der Commune zur Last 
fallen, den besten Beweis. 

Bereits vor einigen Jahren wurde ein trichinöses Schwein in 
der Umgegend von F. geschlachtet und, wie man sich triumphi- 
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rend erzählte, auf schmugglerisclie Weise bei Seite geschafft und 
ohne Nacbtheil verzehrt. Hierauf pochte man auch diesmal, als 
am 26. Februar ein ausserordentlich reichlich von Trichinen 
durchsetztes Schwein aufgefunden und als ungeniessbeu* bezeichnet 
wurde. Trotz hoher Entschädigung aus der Versichemngs-Easse 
ist das Fleisch zweifellos zum grossen Theil vom Besitzer an 
Verwandte verschenkt oder an Fremde verkauft, kurz, vermehrt; 
auch in anderen Städten B. und Ö. traten in einer verwaudten 
und inzwischen verzogenen Familie Erkrankungen ein, die von 
zugeschicktem Fleisch herrührten; denn die im April eingeleitete 
gerichtliche Untersuchung förderte von dem vergrabenen Schweine 
nur Haut und Knochen, wenig Fleisch, als üeberreste zu Tage. 
Diejenigen, welche das trichinöse Fleisch roh und in grösserer 
Menge genossen hatten, erkrankten am schwersten und starben; 
die, welche es „gekocht'^ genossen hatten, wurden von den be- 
kannten Beschwerden ergriffen. 

Auffallend ist die Beihenfolge und das gehäufte Auftreten 
an bestimmten Tagen, eine Erscheinung, die einen inneren Zu- 
sammenhang haben muss. 
Am 18. März erkrankten 2 Personen (verschiedener Familien). 

„ 21. „ „ 3 „ (derselben Familie). 

„ I.April „ • 4 „ (verschiedener Familien). 

2Q 
„ * n n ^ n » n 

„ 5. „ „ 3 „ (derselben Familie). 

Da die Erkrankten theilweise in einer Familie zusammen- 
wohnten, so ist es klar, dass sie zu gleicher Zeit von dem 
Fleische assen und gleichzeitig erkrankten; in den übrigen weit 
zahlreichem Fällen trat aber auch theilweise gleichzeitige Er- 
krankung ein, obgleich sie an verschiedenen Tagen das Fleisch 
verzehrt hatten, auch zu wiederholten Malen davon gegessen. 

Lnmerhin fällt die lange Inkubation vom 26. Februar bis 18. 
März mit 20 Tagen auf. Bei der in dieser Zeitschrift im Vor- 
jahre beschriebenen Trichinose in Inowrazlaw wurden schon nach 
9 Tagei die ersten. Fälle entdeckt, die letzten traten schon nach 
fÜnft^ger Zwischenzeit ein. 

Der kürzere oder längere Zeitraum vom Genuss bis zum 
Ausbruch der Krankheit, kurz die Inkubation, hängt bei der In- 
vasion des bei der Trichinose bekannten und gewissermassen 
greifbaren Erankheitskeimes offenbar von bestimmten, aber uns 
bisher unzulänglich bekannten Bedingungen ab. Die Zahl und 
Lebensfähigkeit der in den Magen gelangenden Trichinen, die 
Vermehrungsfähigkeit der Brut, die Eesistenz des Individuums 
(wie zu denken?) die Indolenz und andererseits Achtsamkeit auf 
die ersten Erankheitssymptome bestimmen entschieden den Be- 
ginn des Leidens. 

Bei den Infektionskrankheiten sieht man gleichfalls die 
mannigfaltigsten Schwankungen und findet nicht immer die in den 
Lehrbüchern angegebene Inkubationsdauer bestätigt. Bezüglich 
des Scharlach heisst es zum Beispiel in der specieUen Pathologie 
von Strümpell: die Inkubation beträgt 4 — 7 Tage oder sie ist 
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noch kürzer. Kunze zählt 2 — 24 Tage^ Troasseau kennt sogar 
246tündige Dauer. Gehrhard neigt zu der Ansicht, dass eine 
kurze Inkubation mit der Ansteckung eines beginnenden Schar- 
lachfalles, lange Inkubation mit der Ansteckung eines abgelaufenen 
Schar] achfalles zusammenhänge. Bei einer vorjährigen Scharlach- 
epidemie, welche ich bei etwa 40 Personen in einer Gh^neinde 
erlebte und genau notirte, kürzte sich die Ansteckungsdauer von 
9 Tagen innerhalb 3 Wochen auf 5 und schliesslich in der Mehr- 
zahl auf 2 — 1 Tag ab. 

Bezüglich der Trichinose spricht Wolff von einer grossem 
oder geringern Empfänglichkeit und schiebt die Schwere der Er- 
krankung nicht auf die Zahl der in den Magen gelangten 
Trichinen. Nach Leuckart neigen Kinder unter 14 Jahren 
weniger zur Trichinose als Erwachsene. Nach öerlach werden 
junge Thiere vorzugsweise befallen. 

Die Polizei-Verordnung far Schlesien vom 21. Juni 1878 betr. 
Verhütung des Genusses trichinösen Fleisches enthält zunächst 
für den Privatmann die Verpflichtong, jedes Schwein untersuchen 
lassen zu müssen, dann für den Fleischbeschauer, den amtUchen 
Brennstempel (Namen etc.) auf verschieden auszuwählende Kör- 
perstellen des trichinösen Schweines zu drücken. Die Unter- 
suchung wird von den Beschauem in hiesiger Gegend mit Eifer 
geübt, schon der Prämie wegen, welche £e Höhe von 15 — 20 
Mark erreicht; jedoch sind Fehler in der Untersuchung nicht 
ausgeschlossen, wenn man bedenkt und beobachtet, dass oft eine 
grosse Zahl von Präparaten negativ ausföllt und doch Trichinen 
vorhanden sind. Indessen sind diese Ausnahmen selten und ge- 
wiss ungefährlicher als der unüberlegte und doch absichtliche 
Genuss reichlich durchsetzten trichinösen Fleisches. Ln Handel 
genügt der Stempel nicht, wenn Einschmuggelei geschieht, wie 
die Epidemie in Inowrazlaw darthut. 

In unserm Falle war zweifellos § 4 obiger Verordnung nicht 
zeitig in Anwendung gebracht — wo wäre sonst das Fleisch an 
den Knochen etc. geblieben? — welcher lautet: „Soweit die Be- 
nutzung trichinösen Fleisches nicht zulässig ist, hat die Vernich- 
tung unter polizeilicher Aufsicht in der Weise zu erfolgen, dass 
das Fleisch in kleine Stücke zerschnitten und in 2 Meter tiefe 
Gmben vergraben wird, nachdem dasselbe zuvor mit ungelöschtem 
Kalk bedeckt worden." — Es kann § 4 nur Garantie leisten, 
wenn natürlich die Vernichtung mit aller Strenge und zwar 
frühzeitig vollzogen wird. Die gründlichste Beseitigung würde 
zweifellos in dem Verbrennen der Beste, welche nicht benutzt 
werden düifen, geboten sein, wenn dies Verfahren nicht zu um- 
ständlich und mit Unannehmlichkeiten verknüpft wäre. 
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Zur Durchführung der ,,Anwei8ung'^ vom 22. Novbr. 1888. 

Von Dr. Sehleg^ndaly EreispliTBilnis in Lennep. 

Die „Anweisung zur Verhütung des Kindbettfiebers** vom 
22. Nov. 1888 hat für die Behörden ziemlich weiten Spielraum 
gelassen, um die praktische Durchfuhrung ihrer principiellen An- 
ordnungen den jeweiligen lokalen Verhältnissen thunlichst anzu- 
passen. Diese Zeitschrift hat in den vorigen Nummern schon 
verschiedene Publikationen hierüber gebracht. Ohne Zweifel 
wird eine jede derselben allseitige Beachtung gefunden haben, 
da wohl Manchem irgend ein Hinweis auf die Art und Weise, 
wie eine Durchfuhrung möglich sei, willkommen gewesen sein 
dürfte. Wenn ich es unternehme, einen kurzen Ueberblick zu 
geben über die Schritte, welche im diesseitigen Physikatsbezirke 
(Landkreis Lennep und Stadtkreis Bemscheid) gethan sind, so 
geschieht es zunächst deshalb, weil dieselben in Manchem von 
den bisher verlauteten Vorschlägen abweichen, und sodann, weil 
ich hoffe, damit dem einen oder anderen Herrn Kollegen einen 
Gefallen zu erweisen. Vielleicht empfiehlt sich die Uebertragung 
ihrer Principien auch auf andere Bezirke. Wenn meine Mitthei- 
lung etwas kurz ist, sich auf Thatsächliches beschränkt und 
weitere Erörterungen vermeidet, so hoffe ich auch damit das 
Rechte getroffen zu haben. Die Meinung, dass die hierorts be- 
schlossenen Massnahmen überall zu empfehlen seien, liegt mir 
fem. Ich übergebe dieselben vielmehr der Oeffentlichkeit, insbe- 
sondere den Herren Kollegen, lediglich „zur gefälligen Kennt- 
nissnahme", die „Nachachtung" ganz anheimgebend. 

Kurz vor Erlass der genannten „Anweisung" war hier der 
den hiesigen Physikatsbezirk umgreifende „bergische Aerzte- 
Verein" gegründet worden. In dem Bestreben, sowohl eine mög- 
lichst praktische Durchführung zu erlernen, als auch mich der 
Unterstützung der sämmtlichen Aerzte des Kreises zu versichern, 
trug ich den casus im Aerzteverein vor, mit der Bitte, dass sich 
der Verein als solcher der Angelegenheit berathend annehmen 
möge. Mit der grössten Bereitwilligkeit gingen sämmtliche 
Herren darauf ein. Schon am ersten Abend (2. Febr.) wurde be- 
schlossen, dass die „Besprechung dieses Thema's auf die Tages- 
ordnung des nächsten Vereinsabends gesetzt werden solle. Im 
Hinblick auf die grosse Wichtigkeit der Sache soll Herr Dr. 
Flu es, welcher sich hierzu bereit erklärt, ein Referat über- 
nehmen, und es soll sich die Besprechung namentlich auf die 
Möglichkeit und die Art. und Weise ausdehnen, wie die Princi- 
pien der beregten „Anweisung" in die Praxis übertragen werden 
können." 

Die nächste Sitzung (6. April) brachte eine sehr lebhafte und 
allgemeine Debatte. Dieselbe schloss sich an die Thesen: a) be- 
treffend die nothwendig werdenden Kosten: die Gemeinden des 
bergischen Landes dürften dieselben zu tragen bereit sein; b) be- 
treffend die Ueberführung der antiseptischen Maximen in die 
Praxis: man muss die Hebammen unterrichten durch praktisches 
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Vormachen; entweder muss der Medicinalbeamte die Nachprüfungs- 
termine beschleunigen und energisch exerciren, oder die Gemeinde- 
ärzte müssen hier eingreifen; c) betreffend die ständige Kon- 
trolle der Hebammen: der Nachweis des Carbolgebrauches ist 
nicht massgebend; am besten müssen die Aerzte stets kontroUiren 
und etwaige Verstösse sofort anzeigen. Der Verein möge in 
diesem Sinne bei allen Kollegen des Kreises vorstellig werden 
(d. h. bei sämmtlichen Vereinsmitgliedem und bei den 3 Kollegen, 
welche sich dem Verein nicht angeschlossen haben). 

Das Resultat der Verhandlungen war die einstimmige An- 
nahme folgender Anträge: 

1. Für die entstehenden Mehrkosten müssen die Kommunal- 
verbände aufkommen, sofern dieselben nicht den betreffenden 
Familien zur Last gelegt werden können. 

2. Der bergische Aerzteverein erklärt es für unbedingt 
nothwendig, dass die Hebammen durch praktische Belehrung in 
das Wesen und in die Handhabung der antiseptischen Methode 
eingeführt werden, und bezeichnet als den besten und sichersten 
Weg hierfür die Veranstaltung von regelmässigen Instruktions- 
stunden, in denen die Kommunalärzte die Hebammen ihres Be- 
zirkes sowohl theoretisch belehren, als ganz besonders durch Vor- 
machen und Zeigen praktisch einüben. Die Hebammen sind zum 
Besuche derselben von Seiten der Behörde anzuhalten. 

3. Der Verein veranlasst die Aufstellung eines Verzeich- 
nisses der nothwendigsten Massregeln, welche die Hebamme in 
ihrem Berufe zu beobachten hat. Diese Anleitung ist so kurz 
und knapp zu fassen als möglich. Sie soll auf unzerstörbarem 
(Leinen-) Papier gedruckt werden und soll von den Hebammen 
alle Zeit mitgeführt und eventuell dem Publikum vorgezeigt 
werden. 

4. Für die Entwerfung eines solchen Verzeichnisses wird 
eine 3gliedrige Kommission gewählt. 

5. Der Koramissionsentwurf wird allen Mitgliedern recht- 
zeitig zugestellt. 

6. Am 4. Mai findet eine ausserordentliche Sitzung statt^ 
behufs Berathung des Kommissionsentwurfes. 

Es sei mir gestattet, einige erläuternde Sätze hierzu aus 
meinem Bericht an das Königliche Landrathsamt vom 6. Mai zu 
entnehmen. 

ad. 1. ' Der Verein konnte nur eine principielle Entscheidung 
treffen. Die praktische Durchführung ist wohl den verschiedenen 
Kommunen zu überlassen. 

ad. 2. Die Instruktionsstunden betreffend, insbesondere ob 
dieselben von den Medicinalbeamten oder von den Kommune- 
ärzten abzuhalten seien. „Es erschien förderlicher, dass die 
Aerzte des jeweiligen Bezirkes dieselben übernehmen, um die 
Hebammen besser kennen und würdigen zu lernen, mit denen sie 
ihr Beruf zusammenbringt Ausserdem stehen der Abhaltung 
durch die beamteten Aerzte gewichtige Gründe entgegen. Wäh- 
rend die Hebamme wohl gezwungen werden könnte, einem In- 
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stroktionstermine an ihrem Wohnorte beizuwohnen, könnte man 
ihr nicht zumuthen, die Reisekosten und den Zeitverlust zu über- 
nehmen, der durch Veranstaltung der Kurse am Wohnorte des 
Ejreisphysikus entstehen müsste. Ebenso wenig dürfte zu erhoffen 
sein, dass dem Kreisphysikus für den Fall die entsprechenden 
Tagegelder und Gebühren erstattet werden würden, falls er die 
Leitung dieser Kurse in den verschiedenen Bezirken persönlich 
übernehmen sollte. — Es würden die Hebammen durch den Kreis- 
physikus angewiesen werden, dem Termine beizuwohnen, und den 
Termin würde ein bestimmt zu erwäiüender Arzt des Kommunal - 
Verbandes abhalten. Die Unkosten beschränkten sich unter 
diesen Umständen nur auf eine verhältnissmässig kleine Auslage, 
die durch die Bestallung und Bezahlung des jeweiligen Arztes 
entstünde." 

Das Königl. Landrathsamt trat diesen Propositionen sofort 
bei und richtete eine Cirkular- Verfügung an die Bürgermeister- 
ämter, „dieserhalb das Erforderliche veranlassen zu wollen", in 
der Hoffiiuug, „dass bei der grossen Bedeutung, welche eine 
möglichste Verhütung des Kindbettflebers für alle Theile der 
Bevölkerung hat, die Gemeindevertretung sich zu den verhält- 
nissmässig geringfügigen Kosten bereit finden wird." 

Ueber das Resultat in den verschiedenen Bürgermeister- 
Bezirken ist noch kein Bericht zu erstatten, da der Bericht 
hierüber für dieselben noch aussteht. 

Was nun den 3. Punkt anlangt, so berieth der bergische 
Aerzteverein am 4. Mai über das Kommissions-Proponendum und 
gelangte nach wiederum sehr allgemeiner Besprechung der An- 
gelegenheit zur einstimmigen Annahme von folgenden „zehn 
Geboten." Dieselben sind hernach auf einem kleinen Stück 
Leinen von rosarother Farbe mit sehr grossen, deutlichen Lettern 
in einer entsprechenden Anzahl auf Kosten des Kreises gedruckt 
worden und lauten: 

Die nothwendigsten Verhaltungsmassregeln der Heb- 
amme in ihrem Berufe. 

1. Sorge stets für die grösste Reinlichkeit Deines Körpers, 
inbesondere für die Reinlichkeit der Arme, Hände und Nägel! 

2. Sorge im Zimmer der Wöchnerin für gute Luft und gutes 
Lichtl 

3. Sorge für reine Bettwäsche und für zweckmässige Unter- 
lage der Wöchnerin! 

4. Bevor Du untersuchst, bereite die für jede Geburt vor- 
geschriebene Menge Carbolwasser (vergleiche § 8 der 
„Anweisung**)! 

5. Nachdem Du Deine Hände und Nägel gründlich gereinigt, 
gewaschen und gebürstet, wasche sie nochmals in Carbol- 
wasser gründlich ab (vergl. § 6 der „Anweisung")! 

G. Jetzt reinige die Geschlechtstheile der Wöchnerin und 
spüle dieselben mit Carbolwasser ab! — Hierzu benutze 
niemals einen Schwamm! 
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7. Erst jetzt untersuche die Wöchnerin! 

8. Nach der Untersuchung reinige Deine Hände wieder in 
vorgeschriebener Weise! 

9. Diese Reinigung der Hände wiederhole vor und nach 
jeder weiteren Untersuchung! 

10. Nach Beendigung der Geburt reinige die Wöchnerin und 
sorge für reine Leibwäsche und ftr neue, reine und 
zweckmässige Unterlage! 

Diese „Verhaltungsmassregeln" dürften Manchem übermässig 
kurz erscheinen, einem Andern enthalten sie vielleicht schon an- 
scheinend zu viel Ueberflüssiges. Es ist eben schwer, hierin das 
Rechte zu treffen, und für unsere Massnahmen, für den knappen 
Inhalt unserer „Verhaltungsmassregeln" ist zu beachten, dass sie 
nur ein Theil der Gesammtmassnahmen sind und insbesondere der 
in den Instruktionsstunden erwarteten Ausfüllung, Ergänzung 
und Erkläitmg harren. 

Näheres über den Zweck ihrer Verwendung findet sich end- 
lich in nachstehend abgedruckten Schriftstücken, von denen a) 
und b) Begleitschreiben, sind und zugleich mit den ,, Verhaltungs- 
massregeln" den Hebammen und Aerzten durch die Bürgermeister- 
ämter zugefertigt worden sind, während c) eine öffentliche Be- 
kanntmachung ist, welche einige Tage nach erfolgter Zustellung 
der Karten an die Betheiligten im hiesigen Kreisblatt erschien 
und in regelmässigen Zwischenräumen wiederholt zum Abdruck 
gelangen soll. Avi diese amtliche Bekanntmachung noch beson- 
ders hinzuweisen, liess ich endlich im Lokaltheile des Kreis- 
blattes eine Mittheilung abdrucken, welche die Leser dieser Zeit- 
schrift zur Vervollständigung unter d) vorfinden. 

Lennep, 10. August 1889. 

Anbei erhalten Sie ein Exemplar der für die Hebammen des 
Kreises gedruckten „Verhaltungsmassregeln". Dieselben be- 
zwecken nicht, dass Lehrbuch und die Ihnen schon früher zuge- 
stellte „Anweisung zur Verhütung des Kindbettfiebers" über- 
flüssig zu machen. Dieselben sollen vielmehr den Hebammen 
eine kurze, aber ganz klare und ganz genaue Regel für ihr Ver- 
halten bei der Geburt geben. Die Hebammen sollen diese 
Anleitung stets bei sich führen; dieselbe ist deshalb auf 
festem, unzerreisslichem Papier gedruckt. Die Hebammen sollen 
der Anleitung genau folgen und alle ihre Vorschriften aufs 
Völligste zu erfüllen sich bestreben. In dem Falle, dass das 
Publikum ihnen Schwierigkeiten in den Weg legt, sollen die 
Hebammen diese Anleitung vorweisen können, damit das Publi- 
kum sehe, dass es Wille der Behörden ist, dass die Berufsarbeit 
der Hebammen von jetzt ab in anderer Weise vor sich gehen 
soll als früher. 

Bei dieser Gelegenheit werden die Hebammen nochmals aufs 
eindringlichste ermahnt, sich die Anordnungen der genannten 
„Anweisung zur Verhütung des Kindbettfiebers" ganz und genau 
einzuprägen und dieselben vor Allem auch stets auszuführen. 
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Er sind mir Fälle zu Ohren gekommen, in denen die Hebammen 
theils aus Unkenntnis», theils sogar aus direktem Ungehorsam 
dieselben nicht befolgt haben. 

Ich ermahne und warne hiermit die Hebammen zum letzten 
Male. Ich habe die Versicherung der Aerzte des Kreises, dass 
sie den Behörden beistehen werden und die Durchführung der 
genannten „Anweisung" überwachen wollen. Sollten mir von 
den Aerzten wiederum Zuwiderhandlungen mitgetheilt oder gar 
förmlich angezeigt werden, so werde ich nur im Sinne der staat- 
lichen Behörden und nur zum Besten aller Frauen und nur zur 
Unterstützung aller willigen und strebsamen Hebammen handeln, 
wenn ich die Bestrafung einer solchen schuldigen Hebamme sofort 
beantrage. 

Der Kreisphysikus Dr. S. 



Lennep, 10. August 1889. 

Hiermit gestatte ich mir, zugleich im Auftrage des Herrn 
Landrath Koenigs hier, Ihnen ein Exemplar der für die Heb- 
ammen des Kreises gedruckten „Verhaltungsmassregeln etc." zu 
übersenden. 

Diese Anleitung, welche vom bergischen Aerzteverein aus- 
gearbeitet ist, soll den Hebammen die Durchfiihrung der ministe- 
riellen „Anweisung" vom 22. Nov. v. J. erleichtern. 

Indem wir Ihnen ebenfalls ein Exemplar zukommen lassen, 
sind Sie in der Lage, genau zu wissen, was zu beobachten den 
Hebammen vorgeschrieben ist. Es wird ohne Zweifel auch Ihnen 
eine Gewissenspflicht sein, die Durchführung der p. „Anweisung" 
an Ihrem Theile mit zu überwachen und damit das allgemeine 
Beste zu kontrolliren, zu fördern. Sollten Ihnen in Ihrer Praxis 
Kontraventionen begegnen, so wollen Sie gefälligst die schuldige 
Hebamme sofort zur Anzeige bringen. Der Unterzeichnete wird 
die erforderlichen Schritte thun, die Hebamme zur Eechenschaft 
zu ziehen bezw. das Strafverfahren gegen dieselbe zu veranlassen, 
Nur ein gemeinsames Zusammenwirken wird es ermöglichen, die 
Anwendung und Durchführung der p. „Anweisung" zu einer er- 
spriesslichen und segensreichen zu gestalten. 

Ergebenst 

Der Kreisphysikus Dr. S. 



Lennep, 12. August 1889. 

Um die Gefahren, welche der Gesundheit und dem Leben 
der Frauen anlässlich ihrer Niederkunft drohen, auf das denkbar 
geringste Mass herabzumindern, hat eine ministerielle Anweisung 
vom 22. November v. J. den Hebammen die Befolgung neuer 
und eingehender Verhaltungsmassregeln zur gebieterischen Pflicht 
gemacht. 

Die unterfertigten Behörden haben sodann im Anschlüsse 
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hieran, unterstützt von den Berathungen des bergischen Aerzte- 
vereins, den Hebammen noch besondere Ermahnungen und In- 
struktionen zukommen lassen. 

Das Publikum, namentlich aber die Frauen werden hier- 
durch von dem Geschehenen im Allgemeinen in Kenntniss gesetzt. 
Wir hoffen, dass die Frauen, zu deren Nutz und Frommen diese 
Massnahmen getroffen sind, sowohl die Hebammen bei deren Be- 
mühungen unterstützen und deren Wünschen bereitwilligst ent- 
sprechen, als auch mit darauf sehen werden, dass die angeordneten 
Massnahmen in jedem Falle zur Anwendung kommen. Die Heb- 
ammen sollen die ihnen von uns zugestellten Instruktionen stets 
bei sich führen und sind angehalten, dieselben auf Verlangen 
dem ihre Hülfe in Anspruch nehmenden Publikum vorzuweisen. 

Die Hebammen ermahnen wir, den Instruktionen alle Zeit 
aufs Sorgfältigste Folge zu leisten, da wir Zuwiderhandlungen 
unnachsichtig zur Strafe ziehen müssen, andererseits aber ihnen 
stets in dem Bestreben, die Anordnungen durchzusetzen, behülf- 
lieh sein werden. 

Den Herren Aerzten wissen wir Dank für ihre bisherige 
eifrige Unterstützung und Förderung. Wir geben der Hoffiiung 
Raum, dass dieselben uns in der wichtigen Angelegenheit 
auch weiterhin unterstützen wollen. Wie die Aerzte den Heb- 
ammen in Zweifelsfällen gern mit Rath zur Seite stehen wer- 
den, so werden sie auf der anderen Seite berufen sein, die 
Durchführung der „Anweisung" mitzuüberwachen. Wir richten 
deshalb das Ersuchen an die Herren Aerzte, ihnen bekannt 
werdende Contraventionen Seitens der Hebammen dem ICreis- 
physikus sofort zur Anzeige zu bringen. 

Der Landrath: Der Kreisphysikus: 

Koenigs. Dr. Schlegtendal. 



Lennep, 12. August 1889. 

Unter den Erkrankungen, deren Auftreten von den Aerzten 
von jeher am meisten gefürchtet wird, stehen die Krankheiten 
mit an der ersten Stelle, welche sich zuweilen an die Nieder- 
kunft anschliessen und gemeiniglich unter dem Namen 
„Wochenbett"- oder „Kindbettfieber" bekannt sind. Eben 
diese selben Erkrankungen nehmen aber wiederum unter denen 
einen hervorragenden Platz ein, deren Verhütung und Bekämpfung 
die neuere Medicin angestrebt und mit dem grössten Erfolge er- 
reicht hat. Besonders klar finden wir die durch die sogenannte 
antiseptische Methode erreichten Erfolge in den Statistiken 
der grossen Gebäranstalten ausgeprägt; auf viele Hundert Ge- 
burten folgt kaum noch einmal ein Fall von Wochenbett-Erkran- 
kung. — Diese Erfolge galt es nun auch thunlichst ausserhalb 
der grossen Anstalten anzustreben; auch in den Städten und auf 
dem Lande sollen diese Krankheiten mehr und mehr vermieden 
werden. — Den Aerzten ist die Bedeutung der neuen Lehre 
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laugst in Fleisch und Blut übergegangen. Es kam also darauf 
an, auch die Hebammen und alle Frauen damit bekannt und 
vertraut zu machen. In dieser Absicht hat der Minister der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten im November 
V. J. eine sehr eingehende und genaue „Anweisung" an die Heb- 
ammen ergehen lassen, welche denselben neue Vorschriften für 
ihre Berufsarbeit ertheilt. In weiterer Ausführung des ministe- 
riellen Erlasses haben sich im Laufe dieses Jahres die zustän- [ 
digen Kreisbehörden mit der Frage beschäftigen müssen, wie 
die genannte „Anweisung" am besten, am einfachsten und am 
sichersten in die Praxis zu überfahren sei. Auch der „bergische 
Aerzteverein" hat mit Freuden seine Mitwirkung geboten und 
konnte als Resultat seiner Berathungen den Behörden eine Reihe 
von sehr praktischen Vorschlägen übergeben. — Nachdem nun- 
mehr diese Arbeiten einstweilen einen Abschluss gefunden haben, 
und nachdem die Hebammen des Ki^eises genaue Aufklärungen 
und Anweisungen bekommen haben, halten es die Kreisbehörden 
für angebracht, das Publikum, vorzüglich die betheiligte Frauen- 
welt, von dem Geschehenen in Kenntniss zu setzen. Sie haben 
deshalb eine Mittheilung hierüber veröffentlicht, auf welche noch 
besonders hinzuweisen, der Hauptzweck dieser Zeilen ist. Die 
Bekanntmachung wendet sich in erster Linie aufklärend an die 
Frauen, ohne — was in der Natur der Sache liegt — in's Ein- 
zelne einzugehen. Sie weist vor Allem darauf hin, dass die 
Berufsarbeit der Hebammen vielfach eine andere als 
früher sein soll! Die Frauen sollen wissen, dass die Heb- 
ammen hierzu verpflichtet sind und deshalb auch andere An- 
forderungen stellen müssen in Bezug auf manche zu erbittende 
Hülfsmittel; sie sollen aber auch wissen, dass eine jede Frau 
Recht und Anspruch darauf hat, von der Hebamme so be- 
handelt und bedient zu werden, wie es die medicinische Wissen- 
schaft jetzt lehrt und wie es der Staat von ihnen fordert. — 
Wir schliessen den aufrichtigen Wunsch an, dass das begonnene 
Werk segensreich wirken möge. Es wird dann manche Mutter 
und Gattin den Ihrigen gesund und wohl erhalten bleiben, die 
nach den bisherigen Erfahrungen schlimmer Krankheit, wenn 
nicht gar frühem Tode verfallen wäre. 

Die Zeitungen des Kreises werden gewiss gern ihre Hülfe 
und Mitwirkung gewähren durch Veröffentlichung und weiteste 
Verbreitung der „Bekanntmachung", auf die wir oben hinge- 
wiesen haben. S. 

Dank der bereitwilligen Unterstützung aller Betheiligten ist 
soweit ein einfacher und übersichtlicher und doch Erfolg ver- 
sprechender Apparat geschaffen worden, der die Durchffihrung 
der ministeriellen Anweisung anstrebt und auch dauernd unter 
Aufsicht hält. 

Ueber die Vertheilung der durch die Anwendung der Car- 
bolsäure etc. entstehenden Mehrkosten sind Seitens der Kommunen 
meist Beschlüsse im obigen Sinne gefasst. Auch haben die Bür- 



Die ätiologiäche Gruppirung der InfeciioiiBkrankheiten. 299 

germeisterämter vielfach die Hebammen-Zeitung beschafft, des- 
gleichen den Hebammen-Kalender. 

Aus dem Verbrauch von Carbolsäure auf regelmässige Anti- 
septik zu schliessen, schien uns unthunlich. Wir glaubten die 
Kontrolle dem Publikum und besonders den Aerzten weit besser 
anvertrauen zu dürfen. 

Die Zeit wird lehren, ob das, was wir hoffen und wünschen, 
erreicht wird. Unsere Massnahmen haben aber jedenfalls darin 
eine grosse Gewähr, dass sie das Resultat der Verhandlun- 
gen vieler mit der Praxis in Stadt und Land in lang- 
jähriger Arbeit genau vertraut gewordener Männer ist. 
Ihnen, den Herren Kollegen, weiss ich für ihre Bemühungen 
hierbei aufrichtig Dank. 



Die ätiologische Gruppirung der Infectionskrankheiten. 

Von Ereisphysikus Dr. Braun aus Bolkenhain. 

(Vortrag, gehalten am 19. Mai 1889 in der Versammlung der Medicinalbeamten 

des Reg.-Bez. Liegnitz.) 

Unsere Anschauungen über das Wesen der Infectionskrank- 
heiten haben in den letzten Jahren einen vollständigen Umschwung 
erfahren. Vergleichen Sie die Bücher unserer Wissenschaft aus 
den 70 er Jahren z. B. die I. Aufl. des Ziemssen'schen Sammel- 
werks (Infectionskrankeiten 1874) mit einem neueren Lehrbuche 
z. B. von Strümpel 1888, so erkennen Sie, dass sich unsere Ansichten 
über die Natur dieser Krankheiten fast Punkt für Punkt ge- 
ändert haben. Und dies bezieht sich nicht nur auf ihre Ursachen; 
sondern mit der grösseren Klarheit unserer ätiologischen Begriffe 
haben sich auch unsere Ansichten über das Wesen der Krank- 
heiten gewaltig verändert. Früher zusammengeworfene Krank- 
heitsbilder sind als verschiedenartig erkannt worden; fem stehende 
Krankheiten sind als zusammengehörig verschmolzen; wir sehen 
jetzt, wie eine Krankheit auf dem Boden der andern entsteht, 
und wie schlummernde Keime einer längst geheilt geglaubten 
Krankheit diese nach Jahren in neuer Gestalt wieder aufleben 
lassen können. Ich hoffe im Laufe meines Vortrages diese Be- 
hauptungen durch Beispiele beweisen zu können. 

Für uns Sanitätsbeamte sind diese wissenschaftlichen Er- 
forschungen von grösster Bedeutung, da wir den Feind um so 
besser bekämpfen können, je besser wir seine Lebensweise erkannt 
haben, und da dieser Kampf gegen die Seuchen und ihre Ursachen 
ein Hauptgegenstand der öffentlichen Gesundheitspflege ist Mögen 
wir praktisch damit vielleicht weniger beschäftigt sein, als wir 
wünschen, so soll es trotzdem bei uns nicht an redlichem Streben 
fehlen, dieser Aufgabe gewachsen zu sein, wo und wann immer 
sie an uns herantritt. 

Wenn ich es wage, vor Ihnen die Infectionskrankheiten zu 
gruppiren, so versteht sich wohl von selbst^ dass ich nicht im 
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Stande bin, Ihnen viel Neues vorzuführen; vielmehr setze ich das, 
was ich weiss, auch bei Urnen als bekannt voraus. Auch ist 
mein Wissen ein sehr lückenhaftes; aber ich glaube doch, da^s 
es für uns nützlich sein wird, in der noch recht flüssigen Materie, 
welcher mein Thema angehört, gewisse Punkte als terra flrma 
festzustellen. 

Wenn wir auf Grund unserer heutigen Kenntnisse die In- 
fectionskrankheiten in einzelne Gruppen zusammenlegen woUen, 
so muss der Gesichtspunkt, von welchem aus dies geschieht, 
kein äusserlich zufälliger, sondern ein für die Krankheiten wesent- 
licher sein; wir können die Krankheiten z. B. nicht nach ihrem 
Sitz eintheilen. Wir würden dann Schwindsucht, Lupus und 
fungöse Gelenkentzündung, die zusammengehören, auseinander 
reissen; wir würden Gelenkrheumatismus und gonnorrhöische 
Gelenkentzündung zusammenwerfen. Wir können die Krankheiten 
auch nicht nach ihrem Verlauf eintheilen z. B. in fieberhafte und 
fieberlose Krankheiten. Dies sind Aeusserlichkeiten, welche 
wechseln können. Der Gesichtspunkt, nach welchem wir die 
Krankheiten gruppiren, muss für dieselben unter allen Umständen 
und bei jeder Lokalisation charakteristisch sein; er muss es er- 
möglichen diejenigen Krankheiten unter gemeinsamem Gesichts- 
punkte zusammen zu fassen, welche ihrem innem Wesen nach 
einander nahe stehen, mögen ihre äussern Erscheinungen auch noch 
so sehr differiren. Das Wesentliche für die Infectionskrankheiten 
liegt nun in ihren Ursachen; denn die Infectionskiankheit stellt 
den Kampf des Organismus mit einem eingedrungenen Feinde 
dar; sie ist die Folge eines mehr oder weniger beträchtlichen 
Stückes der Lebensgeschichte gewisser niederer Pflanzen, welche, 
wie sie wissen, zu den Pilzen gehören und welche die Infections- 
krankheit als Beaction des Organismus auf ihr Schmarotzerthum 
in demselben bedingen. Diese Reaction des thierischen Körpers, 
diese Krankheit ist verschieden, je nachdem die Vegetations- 
vorgänge jener Pilze verschieden sind, und ich hoffe Ihnen be- 
weisen zu können, dass Aehnlichkeit in den Vegetationsverhält- 
nissen der Pilze auch Aehnlichkeit der von ihnen abhängigen Krank- 
heiten bedingt. Ist meine Behauptung wahr, so müssen nahestehende 
Pilzgruppen verwandte Krankheitsgruppen bedingen. Wo dies 
nicht klar ersichtlich ist, da reichen unsere Kenntnisse nicht aus, 
um die Verschiedenheiten in den Pilzen zu verstehen; diese Ver- 
schiedenheiten müssen aber existieren. 

Wir haben also die Pflicht, die Infectionskrankheiten nach 
den sie veranlassenden Pilzen zu gruppiren, und diese Pilze 
theilen sich zuvörderst in zwei Gruppen: InHyphomyceten und 
in Scihzomyceten, in Sprosspilze und in Spaltpilze. Diese 
beiden Pilzarten haben ganz verschiedene Lebensverhältnisse und 
rufen dementsprechend ganz verschiedene Krankheiten hervor. 

A. Hyphomyceten, zu denen die Schimmelpilze und die 
Sprosspilze gehören. 

Die Schimmelpilze bedingen eine Gruppe von Krankheiten, 
welche in der menschlichen Pathologie keine grosse Rolle spielen 
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und über das Stadium der Curiosa einerseits und des Experimentes 
andererseits kaum hinausgekommen sind. Gewisse Aspergillus- 
und Mucor- Arten können, wenn sie in die Blutbahn gerathen oder 
wenn ihre Sporen eingeathmet werden, Krankheitserscheinungen 
machen. Ich gehe darüber hinweg und erwähne, dass von 
grösserer Wichtigkeit für uns 

die Sprosspilze sind und unter diesen die Gattung Oidium. 
Oidium lactis ist Ihnen allen bekannt Nicht identisch damit — 
wie früher geglaubt — , aber derselben Gattung angehörig sind 
die Sprosspilze, welche verschiedene Hautkrankheiten anregen, 
nämlich 

a. Achorion Schönleinü, welcher Favus macht. 

b. Trichophyton tonsurans, die Ursache des Herpes tonsurans, 
der Bartflechte, des Eczema marginatum, des Hei-pes circi- 
natus, des Eingwurms, welche Krankheit auch vielfach bei 
unsern Hausthieren vorkommt — das Teichmaul der Kälber. 
Wiederholt habe ich in meiner Praxis gesehen, dass ganze 
Familien sich in ihrem Kuhstalle ansteckten, und die Bolle 

. der Friseure bei der Uebertragung der Bartflechte kennen Sie. 

c. Microsporon furfiir, die Ursache der Pityriasis versicolor, 
Endlich 

d. Oidium albicans, der Soorpilz. 

Diese Pilze brauchen zu ihrem Leben den Sauerstoff der 
Luft; sie machen Haut- und Schleimhautkrankheiten; sie bilden 
zahlreiche Sporen und sind deshalb ausserordentlich ansteckend. 
Die lokale Vernichtung dieser Pilze ist deshalb hygienisch ge- 
boten, mögen deren Sporen in den Kämmen und Bürsten der 
Friseure oder im Kuhstalle sich befinden. Die mit Favus be- 
hafteten Kinder sind bis zu ihrer Heilung vom Schulbesuch 
auszuschliessen. 

An diese Pilze schliesst sich ein Strahlenpilz, der Actino- 
myces-Pilz, dessen Namen ich nur anführe um die Actinomycose 
unserm System einzuverleiben. 

B. Wichtiger ist die zweite hier in Betracht kommende 
Pilzart, die der Spaltpilze. Diese theilen sich ihrer Form nach 
in Kokken, Spirillen und Bakterien. Da wir nur pathogene Pilz- 
arten berücksichtigen, so haben wir von der unendlich grossen 
Zahl der diese botanische Familie zusammensetzenden Arten nur 
eine kleine, doch nicht ganz geringe Anzahl zu betrachten. Die 
Unterscheidung in Kokken und Bakterien (zu letzteren rechnen 
wir auch die Spirillen) ist zunächst rein naturwissenschaftlich; 
aber diese Unterscheidung hat für uns ein grosses Interesse, da, 
wie.es scheint, die Lebensvorgänge dieser beiden Arten sehr 
different sind und da dem entsprechend auch die durch sie ver- 
ursachten Krankheiten wichtige Verschiedenheit zeigen. Diese 
Verschiedenheit liegt in der Fortpflanzungsart der Pilze: Die 
Kokken vermehren sich durch Theilung; die Bakterien durch 
Theilung und durch Sporenbildung. Die Spore aber besitzt für 
den Medicinalbeamten eine ungeheure Wichtigkeit. All die 
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Pflänzchen nämlich, welche so gewaltige Volksseuchen zu Stande 
bringen, sind äusserst zarte Gebilde, die sich durch geeignete 
Mittel leicht zerstören lassen, nur die Sporen, welche der Er- 
haltung der Art dienen, sind ungemein widerstandsfähig gegen 
grosse Hitze und grosse Kälte, gegen Feuchtigkeit und Aus- 
trocknung und gegen unsere Desinfectionsmittel. Aus diesem 
Grunde besitzt die Eintheilung der Spaltpilze in Sporen bildende 
undj nicht Sporen bildende eine grosse Wichtigkeit für uns 
und, da diese Eintheilung sich fast deckt mit der in Kokken und 
Bakterien, so ist diese Eintheilung nicht nur naturwissenschaft- 
lich sondern auch praktisch besonders für den Medicinalbeamten. 
Allerdings nehmen manche Forscher an, dass auch Kokken Sporen 
bilden und zwar endogene Sporen. Diese Annahme ist aber 
durch nichts bewiesen, ist im Gegentheü unwahrscheinlich, und, 
so lange sie nicht bewiesen ist, muss sie, weil mit der leichten 
Zerstörbarkeit der Kokken im Widerspruch stehend, bei Seite ge- 
lassen werden. 

Wir unterscheiden also Kokken und Bacillen; letzteren reihen 
wir die Spirillen an. Demnach gruppiren wir die eigentlichen 
Infectionskrankeiten in I. Kokken-, 11. Bacillen-Krankheiten. 

L Kokken-Krankheiten. 

Die 1. Gruppe dieser Krankheiten wird veranlasst von den 
Eiterkokken also dem Staphylococcus pyogen, aureus, seltener 
albus, noch seltener citreus und dem Streptococcus. 

Diese Kokken bilden, soweit bekannt, keine Dauersporen und 
sind deshalb, wenn auch nicht ganz leicht zu vernichten, doch 
lange nicht so widerstandsfähig als die Sporen bildenden Bak- 
terien. Dagegen zeichnen sie sich durch ihre übiquität aus. Es 
ist Ihnen ja bekannt, dass fiberall auf der bewohnten Erde in 
Luft, Wasser und Boden Pilzkeime vorkommen und überall unter 
ihnen die Eiterkokken. Durch kleine Wunden, Kratzeffekte, ja 
durch die gesunde Haut können sie in den Organismus eindrin- 
gen, um daselbst Entzündung und Eiterung zu erregen. Die 
Form der von ihnen bewirkten Eiterung scheint auch hier ab- 
hängig zu sein von der Wachsthumsform der pathogenen Pilze. 
Der Staphylococcus wächst in Gestalt von Trauben und die von 
ihm erregte Eiterung bildet umfangreiche Abscesse, welche^ so 
weit natürliche Hindemisse (Fascien Knochen) nicht im Wege 
stehen, die Kugelform anzunehmen streben. Der Streptococcus 
wächst in Ketten. Die von ihm verursachte Eiterung hat eine 
streifenförmige Gestalt; dieselbe breitet sich zwar langsam aus, 
ist aber mehr befähigt, tief in die Organe einzudringen. Diese 
Eiterpilze erregen also in unserm Körper eitrige Entzündung. 
Panaritium, Phlegmone. Sie circuliren im Blut und ma.chen 
Pyaemie, und, falls die Herzklappen irgend eine kleine Läsion 
aufweisen, Endocarditis ulcerosa. Im Kuochen sind sie die Ur- 
sache der acuten infektiösen Osteomyelitis. — Wenn andere 
Krankheitserreger Schleimhautwunden gemacht haben, so dringen 
sie nach; sie sind die eigentliche Ursache der secundären Eite- 
rungen, der brandigen Entzündungen, welche sich oft an Typhus, 
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Diphtheritis und an Angina Bcarlatinosa anschliessen, so dass 
Heubner mit Becht behaupten konnte, selten sterbe ein Kind 
an Scarlatina, sondern die secundäre Infection mit Eiterkokken 
werde ihm verderblich. Sie sehen hier Beispiele von Mischin- 
fektion, Beispiele dafür, wie auf dem Boden der einen Krankheit 
eine andere entsteht. Dasselbe Verhältniss finden Sie bei der 
croupösen Pneumonie, welche veranlasst wird durch später zu er- 
wähnende Mikroorganismen. Sie finden die Pneumokokken 
massenhaft im Sputum; aber oft schon frühzeitig, vielleicht (wie 
in einem meiner Fälle) schon am dritten Krankheitstage sehen 
Sie zwischen diesen Pneumococcen einen Streptococcus liegen. 
Das sind die Fälle, welche in Gefahr sind, einen Lungenabscess 
zu bekommen. Aehnlich verhält es sich mit der secundären 
Pleuritis. Die gewöhnliche Pleuritis serosa ist keine Infections- 
krankheit. Im serösen Exsudat haben andere und habe ich nie- 
mals Mikroorganismen gefunden. Wandert aber von der kranken 
Lunge, von einer cariösen Rippe her ein Eitercoccus in den 
Brustfellraum^ so bekommen wir ein Empyem. Daher ist die 
secundäre Pleuritis nach Lungenentzündung fast stets eine eitrige. 

Mit dem Streptococcus identisch oder ihm nahe verwandt, 
jedenfalls durch unsere Untersuchungsmethode nicht von ihm zu 
unterscheiden ist der Kettencoccus des Erisypelas. 

Ich will diese Betrachtungen nicht weiter ausdehnen: aber 
Sie sehen schon an diesen Beispielen, welche sich im folgenden 
vermehren werden, dass bei wissenschaftlicher aetiologischer 
Gruppierung der Infectionskrankheiten vieles eng zu einander ge- 
legt werden muss, was früher fem von einander stand. 

2. Zur 2. Gruppe dieser Abtheilung also der Kokken- 
krankheiten gehören die nicht Eiterung erregenden patho- 
genen Kokken. 

a) Die Pneumonia crouposa wird gewöhnlich veranlasst 
durch den Fränkerschen Diplococcus; indessen scheint es zwei 
Arten von infectiöser croupöser Lungenentzündung zu geben, von 
denen die zweite Art durch den Friedländer 'sehen Pneumo- 
coccus, eigentlich einen kurzen Bacillus, veranlasst wird. Es ist 
nun für die Entstehung der Lungenentzündung von grosser Wich- 
tigkeit, dass beide Mikroorganismen normaler Weise in der 
Nasenhöhle und im Sachen vegetiren und dass dieselben bei 
acutem Katarrh dieser Gebiete sich energisch vermehren. Die 
Infection der Lunge von Nasen- und Mundhöhle aus wird dann 
natürlich sehr begünstigt. — In gleicher Weise wird diese In- 
fection sehr ermöglicht, wenn, wie es Emmerich nachzuweisen 
gelang, der Friedländer'sche Pneumococcus in der Zwischen- 
deckenfuUung eines Q^fllngnisses vegetirt. Die Widerstands- 
fähigkeit des Körpers wird, wie Experimente festgestellt haben, 
durch Erkältungen erheblich vermindert, und das ist der Grund, 
weshalb die Krankheit sehr oft Folge einer Erkältung zu sein 
scheint und ja gewissermassen auch ist. 

b) Wahrscheinlich identisch mit dem FränkeTschen Pneu- 
mococcus ist der die epidemische Meningitis cerebro-spinalis 
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yerorsachende Mikroorganismus, so dass beide Krankheiten aetio- 
logisch zusammen gehören und nur der Ausdruck der verschie- 
denen Lokalisation derselben Krankheitsursache sein würden. 
Wahrscheinlich dringt der pathogene Coccus nicht durch die 
Blutbahn, sondern direkt vom Pharynx oder der Nasenhöhle aus 
zu den Meningen. Auf diese nahe Beziehung zwischen Lungen- 
entzündung und Genickstarre bitte ich die Herren CoUegen in 
ihrer Praxis zu achten, ob sich dieselbe nicht auch in der Art 
des gemeinsamen Auftretens zeigt; denn eine theoretische Be- 
hauptung kann nur dadurch zu einer naturwissenschaftlichen 
Thatsache werden, dass sie empirisch erhärtet ist. Gewöhnlich 
macht der Coccus natürlich Pneumonie, seltener aber auch Me- 
ningitis. Mir, der ich wenig epidemische Meningitis zu beobachten 
Gelegenheit habe, hat es doch so geschienen, als wenn zwischen 
dem Vorkommen dieser beiden Krankheiten sehr nahe Beziehun- 
gen beständen. 

c) Dieser Gruppe gehört drittens der acute Gelenkrheu- 
matismus an mit seiner nahen Beziehung zur gewöhnlichen En- 
docarditis. Der Krankheitserreger des Gelenkrheumatismus muss 
von der Gruppe der Eiterkokken streng geschieden |werden, da er 
in seiner Wirkung auf den Menschen sich wesentlich anders ver- 
hält, er nicht eitrige Gelenkentzündung, nicht ulceröse Endocar- 
ditis macht, wie die vorige Gruppe, sondern die verrucöse Form 
hervorzubringen scheint. Man hat zwar aus afficirten Gelenken 
Staphylococcus und Streptococcus gezüchtet; aber die Frage ist, 
ob dies Mischinfektionen, ob es Fälle von echtem Gelenkrheuma- 
tismus waren; denn gerade bei dieser Krankheit zeigt sich, dass 
aetiologische und symptomatische Ki^ankheitsbegriffe sich nicht 
decken. Wir betrachten den Gelenkrheumatismus als eine be- 
sondere Krankheit, erzeugt durch einen specifischen Krankheits- 
erreger, und wissen nebenbei, dass ähnliche multiple Gelenkent- 
zündungen auch durch andere Mikroorganismen bedingt sein 
können: durch den Pneumococcus, durch den Eitercoccus z. B. im 
Puerperalfieber, durch den Mikroorganismus des Scharlachfiebei ^ 
durch den Gonnococcus. — Diese multiplen Gelenkentzündungen 
sind aber aetiologisch streng von der Krankheit zu trennen, 
welche wir acuten Gelenkrheumatismus nennen, und seitdem man 
sich an diese Trennung gewöhnt hat, zeigen sich auch klinisch 
sehr bedeutende Unterschiede: besonders die Neigung zu Vereite- 
lung und die geringe Wirksamkeit der Salicylsäure bei den mul- 
tiplen Gelenkentzündungen des Puerperalfiebers, des Scharlachs, 
der Gonnorrhöe. 

3. Die dritte Gruppe der Kokkenkrankheiten wird gebildet 
durch die Gonnorrhöe, welche bewirkt wird durch Infectiou 
mit dem bekannten Gonnococcus. Es liegt mir fern, auf diese 
Krankheit hier einzugehen; ich will nur erwähnen, dass die 
Wiener Schule, z. B. Neumann in seinem unlängst erschienenen 
vorzüglichen Werke, femer Maximilian von Zeishl die ätiolo- 
gische Stellung des Gonnococcus Neisser leugnen. Die meisten 
Aerzte und ich sind von dieser Stellung überzeugt, und wir 
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wissen, dass eine grosse Gruppe von Krankheitsprozessen ätiolo- 
gisch unter die Herrschaft des Gonnococcus fällt, dass derselbe 
also nicht blos, wie früher geglaubt, eine lokale Wirksamkeit 
entfaltet; sondern er kann Jahrzehnte hindurch, fast ohne Er- 
scheinungen zu machen, in der Harnröhre vegetiren, um dann 
noch beim Coitus infectiös zu wirken. Er kann bei der mit 
Gonnorrhöe inflcirten Form zu den traurigsten Folgen fuhren, 
meist nicht unter stürmischen Erscheii\,ungen, sondern schleichend 
zu Peri- und Parametritis, Ovariitis, Tubenabscessen; er bewirkt 
bei dem dann geborenen Kinde die Blennorrhoea neonatorum. Er 
kann bei dem am Tripper Erkrankten zu mehr oder weniger 
schwerer Entzündung des Kniegelenks, selbst mehrerer Gelenke 
fuhren. Der Gonnococcus kann demnach die Ursache einer all- 
gemeinen Infektionskrankheit sein. 

IL Die zweite Abtheilung der Spaltpilzkrankheiten 
wird bewirkt durch die Bakterien und durch die ihnen nahe- 
stehenden Spirillen. 

1. Die erste Gruppe dieser Abtheilung steht in ihren Ve- 
getationsverhältnissen noch den Kokken nahe, weil die dazu ge- 
hörigen Pilze wenigstens in unserm Klima keine Sporen bilden, 
so weit die Wissenschaft dies bis jetzt hat feststellen können. 
Wie die Kokken pflanzen sie sich also nur durch TheUung fort 
und können durch schnelle Vermehrung zwar ausgebreitete Epi- 
demien veranlassen; aber sie hinterlassen nach dem Erlöschen 
der Epidemie keine latenten Keime. Eine neue Epidemie kann 
also nicht von selbst entstehen, sondern ist gebunden an die 
Einschleppung eines neuen Individuums. 

a) Würde der Kommabacillus in unserm Vaterlande 
Sporen bilden, so würden diese den Winter über dauern und die 
Keime zu einer neuen Sommerepidemie geben. Weil der Komma- 
bacillus keine Sporen bildet, muss jede Gholeraepidemie neu ein- 
geschleppt werden. Das Gift derselben lässt sich durch unsere 
Desinfectionsmittel verhältnissmässig leicht zerstören; ja, wie 
Sie wissen, genügt dazu schon die Austrocknung, — so wenig 
widerstandsfähig sind diese Spirillen. 

b) Ganz ähnlich verhält es sich allem Anscheine nach mit 
den Recurrens-Spirillen. Auch sie machen abgeschlossene 
Epidemien, welche, einmal erloschen, nicht wiederkehren, bis das 
Gift von Neuem eingeführt wird; auch sie sind durch Desinfec- 
tion leicht zu zerstören. 

c) Der Löffler'sche Diphtherie-Bacillus hat die Eigen- 
thümlichkeit, niemals tief in das Gewebe einzudringen; aber er 
öfl&iet, wie das früher erwähnt wurde, die Pforten Ar die nach- 
dringenden Eiterkokken, bahnt und bereitet diesen die Wege. 
Der Diphtherie-Bacillus bildet keine Sporen, soweit ermittelt, 
weder in Culturen, noch im Körper der Menschen oder der für 
ihn zum Theil sehr empfänglichen Thiere: der Kaninchen, Meer- 
schweinchen, kleinen Vögel, Hühner, Tauben. Von diesen Thieren 
her kann er auf Menschen übertragen werden, und da er auch 
in der Milch einen sehr geeigneten Nährboden findet, so ist auf 
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diese Verbreitungßwege bei Epidemien zu achten. Seine Stel- 
lung als Erreger der Diphtheritis ist indessen noch unsicher, 
und mir ist sie um so zweifelhafter, da dieser Bacillus keine 
Sporen bildet, da deshalb die von ihm veranlassten Epidemien 
in sich abgeschlossene sein müssten, während doch bekanntlich 
die Diphtheritis bei uns endemisch ist und durch kein Klima be- 
einflusst wird. Ohne nachweisbare Einschleppung taucht hier 
und da ein sporadischer Fall auf, welcher zu ausgebreiteten 
Epidemien die Ursache abgeben kann, und ist eine Epidemie er- 
loschen, so finden sich gerade bei der Diphtheritis immer noch 
Nachzügler. Dieser Verlauf der Epidemien würde einen Sporen 
bildenden Mikroorganismus erwarten lassen und das ist der 
Löff 1er sehe Bacillus nicht. 

Die übrigen pathogenen Organismen bilden Sporen, deren 
Bedeutung für die SanitHtsbeamten ich anfangs betont habe; 
deren Wichtigkeit für die Entstehung von Epidemien oft Jahre 
lang nach dem letzten vorgekommenen Krankheitsfall ich nicht 
weiter besprechen will: wo eine Spore zurückbleibt, da 
bleibt der Krankheitskeim zurück. Auch hier bleiben wir 
unserm Princip treu, die Mikroorganismen nach ihren Lebensarten 
zu gruppiren, und wir erwarten, dass ähnlich vegetirende Bacillen 
ähnliche Krankheiten prodnciren. Wir trennen deshalb die 
Sporen bildenden Bakterien in zwei Gruppen: in fakultative 
Saprophyten und in echte Parasiten. 

2. Die zweite Gruppe der Bacillenkrankheiten wird dem- 
nach verursacht durch Sporen bildende fakultative Sapro- 
phyten, also durch Sporen bildende, stäbchenförmige Spaltpilze, 
welche nicht nur den thierischen Körper als Nährboden benutzen 
können, sondern welche auch und wahrscheinlich sogar haupt- 
sächlich ausserhalb des thierischen Körpers, sei es im Erdboden 
oder im Wasser oder auf Pflanzen vegetiren können. 

a) Dahin gehört zuerst der Milzbrand, dessen Lebensvor- 
gänge so recht den oben genannten Bedingungen entsprechen. 
Der Milzbrand ist Ihnen so wohl bekannt, dass ich nur wenige 
Punkte hier zur Sprache bringe. 

Der Milzbrandpilz lebt gewöhnlich als Saprophyte auf feuch- 
ten Wiesen und deren Pflanzen, kann aber den thierischen 
Körper als Nährboden benutzen, wenn er in diesen z. B. mit 
Grünfutter gelangt Er würde nun starker Austrocknung, z. B. 
bei der Heubereitung nicht widerstehen können, wenn er nicht 
Dauerformen, Sporen bildete, was jedoch nur bei sehr hoher 
Wärme, bei 80^ C. eintritt. Es ist ja zweifellos, dass auch bei 
uns im Freien diese Temperatur an manchen Sommertagen, wenn 
die Sonne prall den Boden bescheint^ erreicht wird, wenigstens 
für einige Stunden, — und längere Zeit braucht der Pilz für die 
Sporenbildung nicht. Deshalb können seine Sporen bei der 
Fütterung trocknen Heues in den Körper des Rindes gelangen. Der 
Milzbrand des Rindes ist dementsprechend fast stets ein Darmmilz- 
brand, welcher zu allgemeinen, typhösen Infectionserscheinungen 
führt. Der Milzbrand ist für die verschiedenen Thiere sehr ver- 
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schieden giftig: Hunde, Vögel, Amphibien sind immun; die Batte ist 
immun, die Maus dagegen sehr ao^llig; sie stirbt sicher in ca. 36 
Stunden nach der Impfung. Der Milzbrand des Menschen ist 
selten Darmmilzbrand in Folge des Genusses milzbrandkranken 
Fleisches. Gewöhnlich ist er ein Impfmilzbrand, sei es über- 
tragen durch den Stich einer Fliege, sei es, dass die Bacillen in 
eine Wunde (z. B. beim Abledern an Milzbrand verstorbener 
Thiere) gelangen. Die Empfänglichkeit des Menschen für das 
Gift ist eine mittlere; oft verläuft er günstig, meistens lange 
nicht so pemiciOs wie bei Bindern und Mäusen, und es scheint 
als ob der menschliche Körper keinen recht geeigneten Nähr- 
boden für die Pilze abgäbe, weshalb die Milzbrandstäbchen, 
welche im Körper des Menschen gewachsen sind, oft verkümmert 
erscheinen. 

Sowohl andere pathogenen Pilze, als besonders auch den Milz- 
brand kann man durch verschiedene Mittel, z. B. durch Einwir- 
kung hoher Temperatur ihrer Giftigkeit berauben. Die Impfung 
mit diesem ungiftigen Milzbrand giebt einen unsichem Schutz 
gegen den giftigen Milzbrand. Aehnlich kann die Abschwächung 
des Schweine - ßothlaufs erreicht werden. Die Virulenz der 
Wuth-Mikroben schwächt Pasteur durch Eintrocknung ab und 
dadurch, dass er sie durch den Organismus gewisser* Thiere hin- 
durchzüchtet 

b) Dem Milzbrand stehen nahe der Schweine-Bothlauf, 
der Bauschbrand, die Wildseuche, deren Mikroorganismen 
wohlbekannte Bacillen sind. Dieselben stehen der menschlichen 
Pathologie fem und deshalb übergehe ich sie. 

c) Zu dieser Gruppe gehört ferner das maligne Oedem, 
dessen BaciUen sehr verbreitet in der Natur leben z. B. in 
Schmutzwasser, in Gartenerde. Sie bilden endständige Sporen. 
Durch Verunreinigung von Wunden besonders complicirter Frac- 
turen verursachen sie schwere, brandige, mit Gasentwickelung 
einhergehende Entzündungen; zweimal sind sie durch subcutane 
Injectionen eingeimpft worden. Wie es scheint, sind sie die Ur- 
sache der Hademkrankheit, einer malignen Entzündung der Lun- 
gen und Pleuren mit Oedem des mediastinalen Zellgewebes, 
welche Lumpensortirerinnen in Folge des Einathmens der Sporen 
dieser Bacillen befallt. 

d) Ebenfalls in der Erde führt ein saprophytisches Dasein 
der Tetanus-Bacillus. Gerade durch das Studium dieses Pilzes 
sind unsere Anschauungen über 4ie Wirkungsart der pathogenen 
Pflanzen geklärt worden: 

Ein Theil der Mikroorganismen wirkt rein mechanisch wie 
z. B. der Milzbrand-Pilz, welcher das ganze Thier mit allen Or- 
ganen, allen Blutgefässen dicht erfüllt und gradezu mechanisch 
tödtet. 

Die meisten Pilze aber haben eine mehr toxische Wirksam- 
keit. Ihre Lebensthätigkeit ist gebunden an eine eigenthümliche, 
für jede Pilzart verschiedene Zersetzung der Eiweisskörper, als 
deren Produkte toxische Ammonium-Basen, Ptomaine, entstehen. 
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So entsteht, wieBrieger dargestellt hat, durch den Tetanus- 
bacillus das giftige Tetanin, welches den Wundstarrkrampf be- 
wirkt. 

Der Tetanusbacillus lebt also in der Erde, und Wunden, 
welche mit Erde verunreinigt sind, geben Anlass zu Wundstarr- 
krampf z. B. das Einreissen eines Splitters beim Kegelschieben, 
das Eintreten eines Steines beim Barfassgehen. Auch beim 
Pferde wird der Wundstarrkrampf fast nur nach Verletzung der 
Hufe beobachtet. 

Mir scheint übrigens solch eine Wunde für das Eindringen 
des Bacillus in unsem Körper nicht einmal nothwendig zu sein: 
So hat unlängst ein College aus Görlitz einen Fall von günstig 
verlaufenem Tetanus veröffentlicht bei einem Mann, der betrunken 
die Nacht über im Freien gelegen hatte. Er deutet diesen Fall, 
wie ich glaube falsch, als Tetanus durch Alkohol. Ich habe 
einen ähnlichen Fall behandelt: Ein Mann, der sich morgens 
vollkommen nüchtern in seinem Garten auf die Erde gelegt und 
daselbst einige Stunden geschlafen hatte, erwachte mit richtigem, 
heftigem Tetanus, der nach drei Tagen mit Genesung endete. 
Nicht der Alkohol, sondern das Liegen auf der Erde ist das 
beiden Fällen Gemeinsame und scheint mir das Massgebende für 
die Ursache zu sein. Man muss annehmen, dass Tetanusbacillen 
in die Körper der auf der Erde liegenden Männer gerathen sind; 
wahrscheinlich wurden die Pilze oder ihre Sporen eingeathmet. Ist 
Letzteres zutreffend, so müssen wir annehmen, dass diese schnell 
in den Organismus gelangten Pilze, deren Eingangspforte, nicht 
eine Wunde, sondern die Lunge war, schnell Infectionserschei- 
nungen machen können, dass sie aber schneller vom Organismus 
überwunden werden, weil sie nicht, wie bei der Verwundung mit 
einem Splitter oder einem Steine, ein Depot im Körper besitzen, 
von welchem aus neue Hilfstruppen nachrücken und die Besiegten 
ergänzen können*). Vielleicht sind ähnlich die Fälle von rheu- 
matischem Tetanus zu erklären, für deren Aetiologie uns ncc*h 
dass Verständniss fehlt, und es könnten vielleicht Fälle, wlo 
die beiden oben erwähnten, dazu dienen, die ätiologische Einheit 
dieser Krankheitsbilder herzustellen. 

e) Endlich füge ich dieser Gruppe noch den Typhus- 
Bacillus ein, welcher Sporen bildet, und ausser im menschlichen 
Körper frei in der Natur, besonders im Wasser und ganz vortrefflich, 
wie die meisten dieser Bacillen in Milch gedeiht. Dieser Nach- 
weis allein musste die Pettenkofer'sche Grundwassertheorie 



*) In der Diskussion bemerkte Herr Med.-Rath Dr. Philipp, dass die 
von dem Redner sregebene Erklärung über die Entstehung jener beiden Er- 
Erkrankungen an Tetanus zur Voraussetzung hätte, dass Pilze oder Sporen 
durch einen Luftstrom aus einem feuchten Medium emporgerissen werden 
könnten. Diese Annahme widerspreche aber den Erfahrungen des Herrn Geh. 
Rath Koch. Dieser Einwand wurde vom Vortragenden als sehr berechtigt 
zugegeben, dabei aber betont, dass eine andere Entstehung des Tetanus sehr 
unwahrscheinlich sei und dass seiner Ansicht nach die Möglichkeit, dass aus 
trocknem Erdreich mit den emporsteigenden Nebeln auch Spoxen oder Spalt- 
pilze emporsteigeui nicht so ganz von der Hand gewiesen werden könne. 
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Über den Haufen werfen. Alles, was den Typhus betrifft, ist 
Ihnen so bekannt, dass es Eulen nach Athen tragen Messe, wenn 
ich in dieser Versammlung Weiteres darüber sagen wollte. 

3. Die dritte Gruppe der bacillären Krankheiten verdankt 
ihr Dasein echten Parasiten, welche nur im thierischen Kör- 
per vegetiren und ausserhalb desselben nur als Sporen leben 
können. 

Alle hierher gehörigen Bacillen haben ein ausserordentliches 
langsames Wachsthum, und dem entsprechend sind die von ihnen 
verursachten Krankheiten langsam verlaufende, chronische Krank- 
heiten, falls nicht einmal massenhaftes Pilzmaterial in die Blut- 
bahn und durch sie in den ganzen Körper gelangt, wo dann durch 
gleichzeitiges Auskeimen ein schwerer und schneller Verlauf be- 
dingt wird. 

Zu dieser Gruppe gehören: 

a) Die Tuberkulose. Der Tuberkelbacillus bildet Sporen 
sowohl im Körper, besonders* in den Lymphdrüsen, als auch ganz 
besonders im Auswurf also ausserhalb des Körpers. Dadurch 
wird das Sputum der Phthysiker so gefährlich, weil es die 
Sporen enthält, welche widerstandsfähig sind gegen Siedehitze 
und Eiseskälte, gegen den sauren Magensaft, gegen Fäulniss und 
endlich gegen die Austrocknung, so dass sie sich nach dem Ver- 
trocknen des Sputums in alle Winde zerstreuen und überall hin 
den Keim der Kränkelt verbreiten können. 

Als echter Parasit durchaus auf den thierischen Körper und 
seine Temperatur angewiesen, ist der Tuberkelpilz im Stande fast 
alle Warmblüter zu befallen, nicht nur den Menschen, sondern 
auch Binder Schafe, Pferde, Mäuse, Aflfen. Gelangen die Bacillen 
massenhaft in die Blutbahn, so verursacht ihre Entwickelung in 
vielen Organen das Bild der acuten Miliartuberkulose. An sich 
hat der Tuberkelbacillus ein sehr langsames Wachsthum. Ausser 
in den Lungen entfaltet er, wie Sie wissen, seine verderbliche 
Wirksamkeit beim Menschen am häufigsten im Gehirn, femer 
in den Knochen und den Gelenken als Ursache der fungösen Os- 
titis und Arthritis, endlich in der Haut als Lupus. 

b) Der Lepra-Bacillus ist dem Tuberkelbacillus anschei- 
nend nahe verwandt. Im Mittelalter besass die Lepra eine un- 
geheure Verbreitung; gegenwärtig ist sie in Europa beschränkt 
auf wenige Gegend Norwegens, Finnland's und Süd-Spaniens. 
Auch der Lepra-Bacillus ist ein echter Parasit, bildet Sporen, 
hat ein sehr langsames Wachsthum und scheint nur beim Menschen 
vorzukommen. Bei diesen vegetirt er mit Vorliebe in der Haut 
und im Nervensystem, wonach man zwei Formen des Aussatzes 
unterscheidet. 

c) Es schliesst sich hieran der Lustgarten'sche Syphilis- 
Bacillus, dessen Stellung noch unsicher und dessen Lebensweise 
noch ungenügend bekannt ist. * 

d) Endlich gehört hierhin der Rotz-Bacillus, ebenfalls 
ein echter Parasit. Auch er hat ein sehr langsames Wachs- 
thum. Nach seiner Impfung macht er Tage lang nur örtliche 
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Erscheinungen, und es vergehen Wochen und Monate, ehe das ge- 
impfte Thier dem Pilze erliegt. Während dieser Zeit kriecht 
der Pilz in den Ctewebsinterstitien weiter, ohne in den Blutstrom 
zu gerathen. 

üeberblicfcen ^ir nun noch einmal die oben begründete Ord- 
nung der Infectionskrankheiten, so stellt sich dieselbe folgender- 
massen dar: 

I. Abtheilung: Hyphomyeeten als Krankheitserreger. 

1. Gruppe: Schimmelpilze. 

2. Gruppe: Sprosspilze als Krankheitserreger. 

1. Favus. 2. Herpes tonsurans. 3. Pitjrriasis versicolor. 
4. Favus. 5. Unterabth. Actinomycose. 

II. Abtheilung: Schlzomyceten' als Krankheitserreger. 

At Kokken -Krankheiten, 
3. Gruppe: Eiter-Kokken. 

1. Phlegmone. 2. Pyaemie. 3. Endocarditis ulcerosa. 4. Osteo- 
myelitis. 5. Secundäre Eiterungen. 6. Erisypelas. 

4. Gruppe: Nicht Eiter bildende Kokken: 
1. Pneumonie. 2. Meningitis epidem. 3. Rheumatismus artic. acutus. 

5. Gruppe: Gonnococcus: 

I. Gonnorrhoe. 2. Arthritis gonnorrh. 3. Para- et Perimetritis 

gonnorrh. 4. Ophthalmia neonatorum. 

B. Baeillen- Krankheiten. 

a) Nicht Sporen b) Sporen bildende Bacillen. 

bildende. a) Facult. Saprophyten. b) Echte Parasiten. 

6. Gruppe. 7. Gruppe: 8. Gruppe: 

1. Cholera. 1. Milzbrand. 1. Tuberkulose. 

2. Febris recurrens. 2. Rauschbrand, 2. Lepra. 

3. Diphtheritis. Schweinerothlauf etc. 3. Syphilis. 

3. Malignes Oedem. 4. Kotz. 

4. Tetanus. 

5. T3T)hus. 

Anhang. 

Unbekannte Krankheitserreger: 
Acute Exantheme. Hundswuth. 



Zur Gasuistik des Kampfes gegen den Geheinunittelunfug. 311 

Eine AnzaM Infectionskrankheiteii sind unerwähnt geblieben, 
theils ätiologisch wohl bekannte, um nicht noch weitläufiger zu 
werden, theils solche Infectionskrankheiten, deren Erreger wir 
noch nicht kennen. * Zu diesen gehören vor allem die acuten 
Exantheme. Diese neunte Gruppe wird sich mit unserer fort- 
schreitenden Erkenntniss auflösen, indem sich ihre Glieder den 
vorigen Gruppen einreihen. 

Wie ich anfangs sagte, habe ich wenig Neues geboten; aber 
ich habe versucht, das Bekannte nach einem Systm zusammen- 
zustellen. Ist Manches in dem Gerüst, das ich aufgebaut habe, 
nicht ganz richtig, so giebt doch schon der Versuch, ein Gebiet 
geordnet zu überblicken, unsem Gedanken grössere Klarheit 



Zur Casuistik des Kampfes gegen den Geheimmittelunfüg. 

Von Dr. Albert WeisSy Königl. Regierungs- und Geheim. Medicinalrath 

in Düsseldon. 

(Ans .Eulenberg's Vierteljahresschrift, 49 Bd. 4. Heft und 50. Bd. 1. Heft*). 

(Fortsetzung). 

XIY. Erkenntniss der Strafkammer des Landgerichtes zu E. vom 

24. September 1887. 

Der Droguist N. N. zu E. wurde unter Annahme der Berufung und Auf- 
hebung des angegriffenen Urtheiles des Schöffengerichtes zu E. vom 2. Juni 
1887 nir überfahrt erklärt, im April ej. zu £. iürzneien, deren Handel nicht 
freigegeben ist, ohne polizeiliche £rlaubniss feilgehalten zu haben, und des- 
halb in eine Geldstrafe von 10 Mark ev. 1 Tag Haft und in die Kosten beider 
Instanzen verurtheilt. 

Bei einer im April ej. in den zu dem Droguengeschftfte des Anffeklagten 
gehörigen La^er- und l^idenräumen vorgenommenen polizeilichen Durchsuchung 
hat der dabei zugezogene Sachverständige eine Reihe von Substanzen als unter 
die Kaiserliche Verordnung vom 4. Januar 1875 fallend beanstandet und deren 
Beschlagnahme veranlasst. 

Demnächst wurde gegen Angeklagten durch polizeiliche Stra^rerftigung 
eine Geldstrafe von 30 Mark ev. 3 Tagen Haft festgesetzt wegen Uebertretung 
gegen § 367, No. 8 Str.-Q.-B. 

Vorgefunden wurden in den Geschäftsräumen: 

1. Cort. Chinae pulv. (1 kg). 

2. Calcaria phosphor. pur. (ca. 2^/2 kg). 

3. Fruct. SabadiA. excort. (ca. 1 kg). 

4. Fruct. Colocynth. pulv. (ca. 50 g). 

5. Bulb. Scillae pulv. (ca. 250 g). 

6. Folia Stramoniae conc. (ca. 3 g). (Vergl. Verz. B. der Verordnung 
vom 4. Januar 1875). 

7. Muskauer Heilsalbe \ (15 bez. 20 Schachteln) von 
Muskauer Blutreinigungspillen / Apotheker Maas in Muskau. 

8. Hexenschusspflaster (16 St.) von Apotheker SchoUini in Flensburgs 

9. Blutreinigungsthee (14 St.) von Prof. Dr. Lallemand. 

10. Mariazeller Magentropfen (25 Flaschen). 

11. Tonische Essenz (9 Flaschen) von Hensel. 

12. Garlsbader Brausepulver (47 kl. 20 g Schachteln). 

13. Flassige Frosteeife. 

14. Kummerfeld's Waschwasser. (Vergl. Verz. A. obiger Verordnung) 

15. Salicylsaures Mundwasser. (Vergl. Min.-Erl. 2./8. 79.) 

16. Jodoformgaze. (Verz. B. obiger Verordnung.) 
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Nachdem Angeklagter die richterliche Entscheidung angerufen, wnrde er 
durch das angegriffene Urtheil von der gegen ihn erhobenen Anklage kosten- 
los freigesprochen. 

Diese Entscheidung beruhte auf der thatsächlichen Feststellung, dass die 
unter No. 1 — 14 genannten Substanzen nur im Lagerraum vorgefunden seien, 
und ein Beweis dafär, dass Angeklagter dieselben im Kleinhandel verkauft 
oder auch nur feilgehalten habe, als erbracht nicht erachtet werden könne, 
femer auf der Erw&gung, dass die im Lagerraum vorgefundenen Präparate 
No. 13, 14 und 15 nach üeberzeugung des Gerichtes nicht specifisch Heil- 
zwecken dienten, sondern als kosmetische Mittel anzusehen seien, deren Ver- 
kauf im Kleinen ein Verbot nicht entgegenstehe. 

Die gegen dieses Urtheil form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist 
begründet. 

Wenngleich nämlich bezüglich der Substanzen von 1 — 14 durch die Be- 
weisaufnahme in der Berufungsinstanz die thatsächlichen Feststellungen der 
Vorinstanz als richtig bestätigt worden und bezüglich dieser Substanzen auch 
jetzt ein Nachweis dafür, dass sie im Kleinhandel vom Angeklagten verkauft 
oder feilgehalten worden wären, nicht erbracht, mithin ein Verstoss gegen die 
Kaiserl. Verordnung vom 4. Januar 1875, bezw. gegen § 367, No. 3 St.-6.-B. 
nicht nachgewiesen werden konnte, und auch in Bezu^ auf No. 15 der Auf- 
fassung der Vorinstanz, dass dasselbe nur ein kosmetisches Mittel darstelle, 
beizupflichten ist, so musste dag^en bezüglich No. 14 (Kummerfeld'sches 
Waschwasser) und No. 13 (flüssige Frostseife) die Entscheidung zu einem an- 
deren Resultate gelangen. 

Thatsächlich steht nämlich fest, dass diese beiden Substanzen sich im 
Ladenraume vorgefrinden haben, und dasa Angeklagter sie in der Absicht und 
zu dem Zwecke, sie im Kleinhandel zu verkaufen, dort aufgestellt hatte. 

Sonach ist erwiesen, dass ein Feilhalten derselben im Sinne des § 1 
mehrerwähnter Verordnung stattgefunden hat. 

Da nun, wie der Sacnverständige bekundet und der Angeklagte einräumt, 
das Kummerfeld'sche Waschwasser auf der Gebrauchsanweisung gegen 
„Hautausschläge* und „Flechten*^ und die Frostseife gegen „Frostbeulen* 
empfohlen wurde, da femer nach dem Gutachten des Sachverständigen Ersteres 
unter die im Verzeichnisse A der Verordnung aufgeführten „Flüssigen Arznei- 
mittel für den äusserlichen Gebrauch', Letztere unter die ebendaselbst ge- 
nannten „Arznei- Linimente* zu subsummiren sind, und endlich da „Hautaus- 
schläge*, „Flechten und Frostbeulen* Erscheinungen krankhafter Natur, eigent- 
liche Leiden sind, und folglich Mittel, welche sie zu beseitigen, zu heilen ge- 
eignet sein sollen, als Heilmittel im eigentlichen Sinne des Wortes ansehen 
werden müssen, so steht thatsächlich fest, dass Angeklagter „Zubereitungen 
als Heilmittel* feilgehalten hat, welche zufolge § 1 der Kaiserl. Verordnung 
vom 4. Januar 1875 als Heilmittel nur in Apotheken feilgehalten werden 
dürfen, dass er also dem Handel nicht freigegebene Arzneien, während er eine 
polizeiliche Erlaubniss hierzu nicht besass, feilgeboten hat. 

Er musste sonach der Bestrafung aus § 367 No. 3 Str.-G.-B. unterliegen 
und zufolge § 497 Str.-Pr.-O. die Kosten beider Instanzen tragen. 

XV. Erkenntniss des Kammergerichts vom 17. Oktober 1887. 

Die in der Strafsache gegen den Chemiker N. zu N. wegen Uebertretung 
der Regierungspolizei- Veror£iung vom 7. Dezember 1853, der Kaiserl. Verord- 
nung vom 4. Januar 1875, und des § 367 No. 3 Str.-G.-B. von der Staatsan- 
waltschaft gegen das Urtheil des Landgerichtes zu D. vom 14. Juni d. J. ein- 
gelegte Revision muss für begründet erachtet werden. 

Dem Berufungsrichter St zwar dahin beizutreten, dass die obige Polizei- 
Verordnung und der § 367 No. 3 Str.-G.-B., da sie nur das unbefugte öffent- 
liche Anpreisen und Feilhalten von Heilmitteln, welche dem allgemeinen 
Handelsverkehre nicht freigegeben sind, bei Strafe verbieten, allein auf solche 
Arzneisteffe und Zubereitungen Anwendung finden, deren Debit die Kaiserliche 
Verordnung vom 4. Januar 1875 und 3. Januar 1883, beziehentlich die der 
ersteren Verordnung beigefügten Verzeichnisse A. und B. ausschliesslich den 
Apotheken vorbehält. 

Die thatsächliche Feststellung dee Berufungsurtheils ist jedoch insofern 
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mangelhaft, als dieselbe sich auf die Erklärung beschränkt, es sei nicht fest- 
gestellt, dass der vom Angeklagten öffentlich feilgebotene und als Torzüglich- 
stes Heilmittel gegen husten und Heiserkeit angepriesene , Rheinische 
Trauben-Brust-Honig'^ zu dex^jenigen Arzneisto&n und Zubereitungen ge- 
höre, deren Feilhalten und Verkauf ausschliesslich den Apotheken vorbe- 
halten ist. 

Es hätte vielmehr positiv festgestellt werden müssen, dass derselbe zu 
den im Verzeichnisse A. der Kaiser!. Verordnung vom 4. Januar 1875 dem 
allgemeinen Handelsregister freigegebenen , Fruchtsäften* und nicht etwa zu 
den von diesem Handelsverkehr ausgeschlossenen , Arznei -Syrupen" oder 
»Flüssigen Arzneimischungen" gehöre. Nöthigenfalls hätte hierüber ein tech- 
nisches Gutachten eingeholt werden müssen, weil dazu die in der öffentlichen 
Anpreisung enthaltene Versicherung, dass der , Rheinische Trauben - Brustr 
Honig* nur ein «Extract aus den edelsten rheinischen Weintrauben* sei, 
nicht genügt. 

Das BerufungsurtheU musste deshalb nebst den demselben zu Grunde 
liegenden Negativ -Feststellungen aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Behandlung und Entscheidung, welche letztere auch über die Kosten der Revi- 
sionsinstanz zu treffen sein wird, nach § 394 Str.-Pr.-O. in die Berufungsinstanz 
zurückverwiesen werden. 

XVI. Erkenntniss des Kammergerichts vom 10. Oktober 1887. 

Die in der Strafsache ^egen den Redakteur N. N. zu D. wegen Ueber- 
tretung der Regierungspolizei -Verordnung vom 7. December 1853 gegen das 
Urtheü des Landgerichte zu D. vom 11. Juni d. J. von der Staatsanwaltschaft 
wegen Verletzung obiger Verordnung durch Nichtanwendung, sowie des § 6 
R.-G.-0. und der Kaiserl. Verordnung vom 4. Januar 1875 durch unrichtige 
Anwendung eingelegte Revision muss für begründet erachtet werden. 

Dem Berufungsrichter ist zwar darin beizutreten, dass nach den allge- 
meinen Gesetzen, insbesondere nach der Reichsgewerbeordnung und dem § 367 
No. 3 Str.-G.-B. der Verkauf imd das Feilhalten von Arzneistoffen nur insoweit 
verboten und strafbar ist, als dieselben nicht dem freien Handelsverkehre 
unterliegen, und dass in dieser Beziehung die Bestimmungen der Kaiserlichen 
Verordnung vom 4. Januar 1875 massgebend sind. 

Es ist auch zuzugeben, dass die Polizei -Verordnung vom 7. December 
1853, wenn sie nur denjenigen mit Strafe bedroht, welcher unbefugter Weisö 
Stoffe als Heilmittel gegen Krankheiten oder Körperschäden verkauft, feilhält 
oder öffentlich anpreist, im Wesentlichen auf dem Standpunkte der allge- 
meinen Gesetzgebung steht. 

Für die Entscheidung der vorliegenden Strafsache erübrigt sich deshalb 
eine nähere Erörterung der Frage 

ob die Regierungen nicht auf Grund der §fi 6 Lit. f und 11 des Ge- 
setzes vom 11. März 1850 auch befugt sind, im sanitätspolizeilichen 
Interesse die Art der Ausübung des Vertriebes von Arzneistoffen, 
selbst wenn der Handel mit denselben freigegeben ist, in der Weise 
zu beschränken, dass eine öffentliche Anpreisung solcher Stoffe in 
gewissen Grenzen verboten und mit Strafe bedroht wird. 

Dagegen durfte der Berufungsrichter, um zu einer Freisprechung zu ge- 
langen, mSii ungeprüft lassen, ob der im ,D. Anzeiger* unter verantwort- 
licher Redaktion des Angeklagten als Heilmittel gegen ^eumatismus und 
Gicht angepriesene Englische Speciar-Liqueur des Dr. Daniels wirklich zu 
denjenigen Arzneistoffen oder Zubereitungen gehört, deren Handel durch die 
Kaiserbche Verordnung vom 4. Januar lo75 freigegeben ist. 

Vermochte er dies nicht selbstständig zu beurtheilen, so musste er von 
Amts wegen ein sachverständiges Gutachten zu Rathe ziehen, weil von der Be- 
antwortung dieser zu prüfenden Frage die^ Entscheidung über Schuld oder 
Nichtschuld des Angeklagten wesentlich abhing. 

Um ihm hierzu Gelegenheit zu geben, war die Sache unter Aufhebung des 
Vorerkenntnisses und der demselben zu Grunde liegenden Negativfeststellung 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revisionsinstanz in die Berufungsinstanz zurückzuverweisen. 
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XVII. ErkenntnisB des Schöffengerichts zu D. vom 18. April 1887. 

Der Drogaist N. N. ist geständig, drei Jahre 'lang sogenanntes Rom- 
mershausen's Augenwasser ange^rtigt und verkauft zu haben. Der 
Mi^or von N., welcher das Augenwasser vom AngeklagtiOn bezogen hat be- 
zeugte, dass das ihm verkaufte Augenwasser eine trübe Färbung gehabt, imd 
dass er selbst sowohl wie seine Frau in Folge des gebrauchten Augenwassers 
Schmerzen an den Augen empfunden habe. 

Hiemach ist für erwiesen erachtet, dass Angeklagter sogenanntes Rom- 
mershausen*8 Augen wasser feilgeboten und verkauft hat; strafbar nach der 
Kaiserlichen Verordnung vom 4. Januar 1875 und der Regierungspolizei- Ver- 
ordnung vom 7. December 1853. 

Mit Rücksicht auf das gefährliche Treiben des Angeklagten erschien eine 
Geldstrafe von 30 Mark, event. 6 Tagen Haft angemessen. 

Kosten waren dem Angeklagten nach § 497 Str.-Pr.-O. aufzuerlegen. 

XVIII. ErkenntnisB des Schöffengerichts zu D. vom 15. April 1887. 

Auf Grund des Geständnisses des Angeklagten, Droguisten N. N., in Ver- 
bindung mit der Aussage des Apothekers N. ist fär erwiesen erachtet, dass 
Angekläffter in nicht rechtsverjährter Zeit zu D. bei der Aufbewahrung von 
Giften die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt hat; strafbar nach 
§ 367 No. 5 Str.-G.-B. 

Da es sich vorliegend lediglich um die nicht vorschriftsmässige Eintra- 
gung der Giftscheine handelt, so ist eine Geldstrafe von 20 Mark, event. 4 
Tagen Haft für angemessen erachtet. 

Dagegen ist der Angeklagte von der Anschuldigunff, Arzneien feilgehalten 
und verkauft zu haben, eus nicht überführt, freigesprochen worden. 

Der Angeklagte hat den Nachweis gefülut, dass er Grossverkauf mit 
Arzneimitteln treibt, und die bei ihm vorffefundenen Arzneimittel hat er offen 
im Lagerräume, nicht aber im Geschäftslokale aufbewahrt. Ein Feilhalten im 
Sinne des § 367 No. 3 Str.-G.-B. liegt demnach nicht vor. Da aber der Gross- 
handel mit Arzneimitteln nicht nach der KaLserlichen Verordnung vom 4. 
Januar 1875 verboten ist, so war der Angeklagte freigesprochen. 

Wenn der Apotheker N. auch bekundet, dass nach seiner Ansicht die 
vorhandenen Quantitäten einem Verkaufe im Grossen in keiner Weise ent- 
sprächen, so konnte diesem Umstände kein Gewicht beigelegt werden. Denn 
emmal sind die vorgefundenen Quantitäten überhaupt nicht festgestellt, und 
dann schreibt das Gesetz ein niedrigstes Quantum nirgends vor. 

Die Kosten waren dem Angeldagten nach § 497 Str.-Pr.-O. aufzuerlegen. 
(Vergl. bei XIX). 

XIX. Erkenntniss des Landgerichts zu D. vom 2. Juni 1887. 

Die Staatsbehörde hat gegen vorstehendes Urtheil (No. XVIH.), soweit 
dasselbe den Angekläfften von der Anschuldigung des Feilhaltens von Arz- 
neien, die dem freien Verkehre entzogen sind, freispricht, in der gesetzlichen 
Form und Frist Berufung eingelegt. 

Bezüglich dieser Beschuldigung hat die Verhandlung 11. Instanz Folgen- 
des ergeben. 

Bei der Durchsuchung vom 19. Februar d. J. sind im Lagerräume des 
Angeklagten eine Anzahl von Heilmitteln, sowie Droguen und chemischen 
Präparaten nebst Rechnungen über den Bezug solcher gefunden worden, deren 
Feilhalten und Verkauf die Kaiserliche Verordnung vom 4. Januar 1875 nur 
den Apothekern gestattet. 

Angeklagter, welcher ein Droguengeschäft betreibt, muss zugeben, diese 
vorbehaltonen Arzneimittel in seinem Lager gehabt zu haben. Er stützt sich 
aber da^nauf, dass er dieselben nur im Qrosshandel, also in zulässiger Weise 
vertrieben habe. 

Nach Erklärung des Zeugen, Apotheker N. N., entsprechen aber die bei 
dem .^üigeklagten vorgeftmdenen, resp. durch die Facturen nachgewiesenen 
Quantitftton durchaus nicht solchen, wie sie im Grosshandel abgesetzt werden. 
Es fonden sich darunter QuantifUten, deren Werth nur ganz geringe Geldbe- 
träge repräsentiren. Bezogen waren beispielsweise Jodkali ^j^ Kilogramm, 
Chinin 50 Gramm, Stoffe, welche von Apothekern in so geringen Posten auch 
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in Engrosgeschäfben nicht gekauft und nur im Kleinhandel vertrieben werden 
können. Von anderen vorgefundenen Arzneimitteln, so von Brechweinstein, 
Ghloralhydrat bekundet Zeuge, dass dieselben überhaupt nicht in den 
Grosshandel kämen, sondern von jedem Apotheker selbst zubereitet würden. 

Wenn femer im Besitze des Angeklagten sich Arzneien, wie Z ine um 
sulfuricum und Ghloralhydrat be&nden, welche ohne Srztliche Verordnung 
selbst von Apothekern nicht abgegeben werden dürfen, so weist da« Yorhan- 
densein derselben darauf hin, dass dieselben gerade für den Eleinverkauf und 
zwar an solche Personen bestunmt waren, welche sich eine ärztliche Anwei- 
sung nicht verschaffen können oder wollen. 

Angeklagter hat eingewendet, dass, wenn er auch kleinere Quantitäten 
von Arzneistonen wirklich verkauft habe, damit nicht ausgeschlossen sei, dass 
er nur Grosshandel betaieben habe, und zur Unterstützung seiner Behauptung 
beantragte er Beweiserhebung dahin, dass auch von bedeutenden Grosshänd- 
lem Waaren in ganz geringen Mengen abgegeben würden. Der Sachverstän- 
dige, Droguist N., bestätigte, dass einzelne Arzneistoffe, welche bei dem Ange- 
klagten gefunden worden sind, unter Umständen auch von Grosshändlem in 
kleinen Quantitäten verkauft würden, indem sie für solche in ihren Listen den 
Preis für 100 Gramm und für das Kilo bestimmten. 

Der Bezug von Chinin in einer Menge von 50 Gramm fällt nach seiner 
Ansicht nicht unter den GrosshandeL 

Wenn auch die Möglichkeit vorliegt, dass einzelne kleinere Posten von 
Grosskaufleuten abgesetzt werden, ohne deren Geschäften den Charakter des 
Grosshandels zu entziehen, so setzt man bei den Leteteren, namentlich in 
Bezug auf Arzneimittel doch immer voraus, dass im Verhältnisse zur Verwen- 
dung und zur Wirkung der einzelnen Stoffe grosse oder doch werthvolle 
Waarenvorräthe umgesetzt oder angeschafft und auf Lager geführt werden. 

Dass die Einwendung des .^igeklagten, er habe solche Vorräthe be- 
sessen und die vorhandenen seien zufällig nur Beete ffewesen, der Wahrheit 
entspricht, ist nicht anzunehmen, da es eigenartij?er ZumU wäre, wenn gleich^ 
zeitig eine ganze Anzahl solcher Stoffe bis auf die kleinen geringwerthigen 
Quantitäten ausgegangen wären, und weil Angeklagter auch geständlich kleine 
Quantitäten, wie £e Facturen sie angeben, bezogen hat. 

Aus diesen Umständen hat dass Gericht die Ueberzeugung gewonnen, 
dass die vorgefundenen Arzneien für den Kleinhandel bestimmt waren, und 
dass Angekli^ter nicht nur die Absicht gehabt hat, dies^ben im Kleinhandel 
zu verkaufen, sondern solche auch verkauft hat. 

Eine Beweiserhebung dahin, dass auch Grosshändler kleine Waarenposten 
abgaben, erschien aus diesen Gründen unerheblich, und musste der dem ent- 
sprechende Antrag des Vertheidigers abgelehnt werden. 

Angeklagter ist vielmehr hinreichend überführt, im Januar und Februar 
d. J. zu D., entgegen den Bestimmungen der Kaiserlichen Verordnung vom 4. 
Januar 1875, Arzneien, deren Handel nicht freigegeben ist, verkauft zu haben; 
Uebertretung gegm § 367 No. 3 Str.-G.-B. 

Mit Rücksicht auf die Gefahr, welche für Andere dadurch erwachsen 
kann, dass ihnen vom Angeklagten Arzneimittel überhaupt und ohne ärzt- 
liche Verordnung überlassen werden, erscheint eine Geldstrafe von 40 Mark, 
event. eine Haftstrafe von 4 Tagen angemessen. 

Der Berufung war somit stattzugeben, und das erste Urtheil, soweit es 
angegriffen ist, ai&uheben. 

Nach § 467 Str.-Pr.-O. werden dem Angeklagten die Kosten des Ver- 
fahrens auferlegt. 

XX. Erkenntniss des Landgerichts zu £. vom 20. Novbr. 1886. 

Der Droguist N. N. zu N. wurde wegen widerrechtlichen Verkaufs von 
Brandt^s Schweizerpillen durch Urtheil des Schöffengerichts zu £. vom 
9. September ej. zu einer Geldstrafe von 20 Mark, event. 2 Tagen Haft ver- 
urtheilt und diese Strafe auch in der Berufungsinstanz für angemessen erachtet 
und aufrecht erhalten. (Vergl. bei XI. 2« Abschnitt). 

XXL Erkenntniss des Schöffengerichts zu E. vom 5. Mai 1887. 

Der Angeklagte Droguenhändler C. war beschuldigt, folgende Arzneimittel $ 
a) Pulver gegen Gicht, b) russischen Spiritus, c) Wachholder- 
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extrakt, d) Fliederextrakt, e) Rosenhonig, f) Ferrum citricum efferves- 
cens, g) eine Flüssigkeit gegen Frostbeulen, h) Chinarinde, i) China- 
essenz, k) Bergmännische Zahnpasta gegen Zahnschmerzen, 1) flüssige 
Carbolsäure und m) Eummerfud'sches Waschwasser; 
der Angeklagte Droguenhändler A.: 
Malzextrakt mit Eisenzusatz 
in ihren Geschäftslokalen, resp. Lagerräumen feilgehalten zu haben. 

Bezüglich des zweiten Angeklagten erachtete das Gericht eine Schuld 
nicht für erwiesen, indem es den Angaben desselben, dass das Malzextrakt 
zum Gebrauch für seine Familie angeschafft worden und die eine vorgefundene 
Flasche zuf&Uig Übrig geblieben sei, Glauben schenkte. Der Angekla^ A. war 
daher freizusprechen. 

Was den Angeklagten G. angeht, so erschien derselbe nur in vier Fallen 
der ihm zur Last gele^n üebertretung schuldig, und zwar: 

1. Des verbotwidrigen Verkaufe von russischem Spiritus, welcher unter ^ 
die in der Verordnung vom 4. Januar 1875 aufgeführten flüssigen Arzneimittel 
zum äusserlichen Gebrauch fällt (Tincturae spirituosae medicinales). 

Der Einwand des Angeklagten, dass er mit besagtem Mittel Grosshandel 
getrieben habe, ist hinfällig, weil von dem Sachverständigen Zeugen Dr. 
N. N. nur ca. 300 Gramm vorgefunden wurden, ein Quantum, welches den 
Handel mit genannter Flüssigkeit nicht als Grosshandel qualificiren kann. 

2. und 8. Bezüglich des Wachholderbeeren- und Fliederextraktes schloss 
sich das Gericht den Ausführungen des Sachverständigen Dr. N. N. an, aus 
welchen hervorging, dass diese Extrakte ihrer Bereitunffsweise nach zu den 
durch genannte Verordnung verbotenen Arzneiextrakten, Extraeta medicinalia, 
gehören, nicht aber, wie Angeklagter behauptet, zu den freigegebenen «Syrupi 
und Sncci*, welche nur die aus frischen Früchten ausgepressten Säfte mit 
oder ohne Zuckerzusatz umfEusen. 

4. Die Flüssigkeit gegen Frostbeulen ist als zu den in mehrfach er- 
wähnter Verordnung verbotenen Mixturae medicinales gehörig anzusehen. 

Bezüglich der übrigen Gegenstände konnte das Gericht die Ueberzeugung 
nicht gewinnen, dass dieselben ebenfalls dem Verbote unterliegen. 

Zunächst kann der Verkauf von flüssiger Carbolsäure aus dem Grunde 
nicht untersagt sein, weil sie wegen ihrer Beschaffenheit in trockenem Zu- 
stande kaum aus den Gefässen, in welchen sie sich befindet, entferat werden 
kann und daher, um sie verkäuflich zu machen, erst aufgelöst wei'den muss. 

Es würde aber einen Widerspruch enthalten, wollte man eine Substanz, 
die in trockenem Zustande freigegeben, aber nur in flüssigem im Kleinhandel 
verkäuflich ist, zu den unter A. der genannten Verordnung verbotenen flüssigen 
Arzneimischungen rechnen. 

Der Rosenhonig Ist nur irrthümlich angeführt worden. 

Ferrum citricum effervescens ist, weil nicht in der Verordnung genannt, 
freigegeben. 

Die Chinarinde betreffend, schenkte das Gericht den Auslassungen des 
Angeklagten, dass er dieselbe nur zur Herstellung von Bitterliqueuren auf Lager 
gehalten habe, Glauben, während bezüglich der Chinaessenz angenommen 
wurde, dass diese unter die freigegebenen Essenzen zur Anfertigung geistiger 
Getränke falle. 

Was schliesslich die Bergmännische Zahnpasta und das Eummerfeld'sche 
Waschwasser angeht, so sind dieselben als Kosmetika nicht zu den verbotenen 
Arzneimitteln zu rechnen. 

Bei' der Strafiibmessung wurde in Betracht gezogen, dass der Angeklagte 
C. schon mehrfach wegen Üebertretung der Verordnung vom 4. Januar 1875 
bestraft worden ist. 

Es erschien demnach die erkannte Strafe von 100 Mark, event. 20 Tagen 
Haft angemessen. (Vergl. bei XXH.) 

XXU. Erkenntniss des Landgerichts zu E. vom 14. Juni 1887. 
Die in Folge der sowohl seitens der Königlichen Staatsanwaltschaft als 
auch seitens des Angeklagten C. form- und fristgerecht eingelegten Berufung 
erneuerte Beweisaufnahme hat ein von den thatsächlichen Fesätellungen des 
angegriffenen UrtheilB des Schöffengerichts zu E. vom 5. Mai 1887 (No. XXI.) 
wesentlich verschiedenes Resultat ergeben. 
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Was zunächst den Angeklagten C. betrifft, so steht fest, dass von den 
dort benannten Substanzen in seinem Ladenlokal nur Ghinaessenz, Bergmannes 
Zahnpasta, Kummerfeld'sches Waschwasser und flüssige Carbolsfture yorce- 
funden worden sind, während das Uebrige sich in dem im Hinterhause des 
Nebenhauses befindlichen Lager vorfand. 

Das Gericht geht nun von der Ansicht aus, dass bezüglich der auf Lager 
befindlichen Waaren thatsächlich nicht gesagt werden kann, dass sie im Klein- 
handel feilgeboten waren, da der Begriff des Feilhaltens die Unmittelbarkeit 
der Zugänglichkelt für das kauflustige Publikum verlangt, ein Moment, welches 
nicht gegeben ist, so lange die Waare auf Lager liegt. 

Es fehlte sonach bezüglich jener Substanzen jedenfalls ein zum Thatbe- 
stand des § 367 No. 3 Str.-6.-B erforderliches wesentliches Merkmal und es 
konnte mithin in Bezug auf diese von jeder Prüfung der ferneren Fi*agen, ob 
diese Substanzen ireigegeben seien oder nicht, sowie ob Angeklagter wirklich 
Grosshandel damit treibt oder nicht, ganz abgesehen werden. 

Anders liegt die Sache hinsichtlich der vorgenannten im Ladenraum vor- 
gefundenen Substanzen. Die Thatsache, dass dieselben an diesem Ort aufge- 
stellt waren, genügt vollständig, um die Ueberzeugung zu begründen und die 
thatsächliche Feststellung zu rechtfertigen, dass sie zum unmittelbaren Verkauf 
an das Publikum bereit und bestimmt waren, dass also bezüglich ihrer ein 
Feilhalten im Sinne des Gesetzes thatsächlich vorgelegen hat. 

Es war sonach die Frage zu prüfen, ob dieselben unter eine der Kate- 
gorien der Kaiserl. Verordnung vom 4. Januar 1875 fiEillen oder nicht. 

Diese Frage war zu bejtäen fOLr die Chinaessenz, da dieselbe nach dem 
Gutachten der Sachverständigen, wie auch der Natur der Sache nach sich dar- 
stellt als eine Mixtura medicinalis in usum intemum (Lit. A. der gedachten 
Verordnung), dagegen zu verneinen für die drei übrigen Substanzen und zwar 
fär Bergmannes Zahnpasta und das Kummerfeld'sche Waschwasser aus dem 
Grunde, weil dieselben ihrer ganzen Zusammensetzung nach weder geeignet 
noch bestimmt sind, irgend welchen Heilzwecken zu dienen, sondern lediglich 
gesundheitlich indifferente Schönheitsmittel darstellen, und für die flüssige 
Carbolsäure aus dem Grunde, weil nicht dargethan ist, dass das Verhältniss 
des Wassers zum Carbol ein solches gewesen, dass die Mischung als unter 
Lit. A. der erwähnten Verordnung fallend betrachtet werden müsste, vielmehr 
angenommen werden darf, dass die Auflösung des Garbols nur zu dem Zweck 
und nur bis zu dem Maasso erfolfft ist, dass dessen Verkauf, der an sich frei- 
gegeben ist, in kleinen Mengen üoerhaupt möglich wurde. 

Aus dem Gesagten folgt, dass der AngeKlagte G. allerdings durch Feil- 
bieten der Chinaessenz gegen § 367 No. 3 Str.-G.-B. Verstössen und dieserhalb 
zu bestrafen, im Uebrigen aber freizusprechen war. 

Anlangend den Angeklagten A., so steht fest, dass in seinem Verkaufs- 
lokal eine Flasche Malzextrakt mit Eisenzusatz vorgefunden worden ist, eine 
flüssige Arzneimischung für den innerlichen Gebrauch, welche unter Lit. A. 
der mehrerwähnten Verordnung föllt, mithin dem freien Handel entzogen ist. 
Wenn nun Angekläffter behauptet, es handele sich hier um ein Objekt, wel- 
ches vor mehreren Jahren zum Gebrauch für seine Familie angeschafft worden 
und zuföllig übrig geblieben sei, so hat das Gericht sich dieser Auffossung im 
Gegensatz zum Vorderrichter nicht anschliessen können, vielmehr auch hier 
aus der Thatsache, dass Angeklagter dieser Waare in seinem Verkaufslokal 
einen Platz angewiesen hat, die Schlussfolgerunff gezogen, dass er dieses in der 
Absicht und zu dem Zweck gethan hat, dieselbe dem ]?ublikum feilzubieten. 
Im Gegensatze zu der Entscheidung des schöffengerichtlichen Erkenntnisses 
musste daher der Angeklagte der I^bertretung gegen § 367 No. 3 Str.-G.-B. 
schuldig erklärt und bestraft werden und zwar mit 10 Mk. Geld, ev. 1 Tag Haft. 

Bei Bemessung der Strafe von 20 Mark, event. 2 Tagen Haft wurde be- 
züglich des Angeklagten C. in Rücksicht gezogen, dass derselbe wegen ähn- 
licher Uebertretung bereits vorbestraft ist. 

Die Entscheidung wegen der Kosten folgt aus §§ 497, 505 Str.-Pr.-O. 

XXIU. Erkenntniss des Oberlandesgerichts zu C. vom 30. Sep- 
tember 1887. 

Die von dem Angeklagten C. gegen das Urtheil der Strafkammer des 
Königlichen Landgerichte zu E. vom 14. Juli 1887 (No. XXU.) eingelegte Re- 
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viiion wird Verworfen; die Kosten werden dem Angekla^n zur Last gelegt. 

Die Revision ist form- und fristgerecht eingelegt. 

Es wii'd Beschwerde erhoben, weÜ nicht festgestellt und nicht erwiesen 
sei, was Angeklagter stets bestritten habe, dass er die Chinaessenz verkauft 
und feilgeboten, während er stets nur zugegeben, dass er die Essenz zur Her- 
stellung von Liqueuren benutzt habe, was nach der Verordnung vom 4. Januar 
1875 gestattet sei. 

Nun heisst es aber in dem angegriffenen Urtheil: , Anders liegt die 
Sache hinsichtlich der vorgenannten im Ladenraum vorgefondenen Substanzen* 
(zu diesen gehörte die Ghinaessenz^, „die Thatsache, dass dieselben an diesem 
Orte aufgestellt waren, genügt volistftndig, um die Ueberzeugung zu begründen 
und die thatsächliche Feststellung zu rechtfertigen, dass sie zum unmittel- 
baren Verkauf an das Publikum bereit und bestimmt waren, dass also bezüg- 
lich ihrer ein Feilhalten im Sinne des Gesetzes thatsächlich vorgelegen hat.*^ 

Ferner hat das Urtheil festgestellt, dass die feilgehaltene Essenz sich als 
eine Mixtura medicinalis in usum intemum, also nicht als Essenz zur Anfer- 
tigung geistiger Getränke zum Hausgebrauch darstellt. 

Hiermit hat der Vorderrichter mr erwiesen erachtet, dass Angeklagter die 
Chinaessenz als Arzneimittel feilgeboten hat und ist zu dieser thatsächlichen 
Feststellung ohne ersichtlichen Rechtsirrthum gelangt. Der Angriff stellt sich 
demnach aJs verfehlt heraus. 

Betreffs der Kosten war § 505 Str.-Pr.-O. massgebend. 



Bei richtiger Handhabung der bestehenden Gesetze lässt sich hiemach 
im Kampfe gegen dieses geradezu gemeingefährliche Unwesen zwar mancher 
Erfolg erzielen. 

Ein vollständiger Sieg dürfte aber erst dann zu erreichen sein, wenn 

1. der gesammte Arzneivertrieb wieder in die deutsche Apotheke zu- 
rückverwiesen und gleichzeitig 

2. auch den Apotheken und dem Grosshandol alles öffentliche An- 
preisen von Heil- und Geheimmitteln gegen bestimmte Krankheiten 
verboten wird (wie dies für den Regierungsbezirk Düsseldorf durch 
Polizei-Verordnung vom 9. Mai 1888 bereits geschehen ist). 

(Fortsetzung folgt.) 



Zur Casuistik der Erwerbsunfähigkeit nach Verletzung. 

Vom Sanitätsrath Dr. Tacke, Königl. Kreisphysikus in Wesel. 

Nachstehender Fall von Erwerbsunfähigkeit nach Verletzung 
dürfte nicht ohne allgemeines Interesse sein, und lasse ich des- 
halb die aktennsässige Darstellung desselben folgen. 

An das Königl. Eisenbahn -Betriebsamt. 

Dem Königl. Eisenbahn - Betriebsamt übersendet der Unter- 
zeiclinete ergebenst gemäss Aufforderung des Schreibens No. A. 
5280 ni. betreffs des Rangirarbeiters Wilh. R nachstehendes 
ärztliches Attest. 

Aerztliches Attest. 

Der Unterzeichnete bescheinigt hierdurch, dass der Rangir- 
arbeiter Wilh. R. der hiesigen Betriebskrankenkasse augenblick- 
lich noch an den Folgen einer infectiösen Zellgewebsentzündung 
leidet, die alle Weichtheüe des linken Vo-'* ^ und der linken 
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Hand in Mitleidenschaft gezogen hatte. Wegen der sehr ver- 
wickelten Anlage der Weichth^le an Vorderarm nnd Hand ge- 
stalten sich derartige Entzündungen, zumal wenn dieselben wie 
in diesem Falle auf Infektion durch faulige oder ranzige Stoffe 
beruhen, zu den schwersten chirurgischen Krankheiten, die selten 
ohne Absetzung des betreffenden erkrankten Gliedes verlaufen. 
Durch eine grosse Anzahl sehr tiefer, mehrmals in Chloroform- 
narkose ausgeführter, ausgedehnter Einschnitte mit weitgehender 
Drainage ist es endlich gelungen, das Aeusserste zu verhüten 
und die Lebensgefahr zu beseitigen. Augenblicklich besteht noch 
ein Eitergang am Vorderarm eine Hand breit unterhalb des 
HandgeleiÜLS, der von dem Ellenbogen nach der Speichenseite 
des Vorderarms durch die tieferen Lagen der Muskeln und Seimen 
des Vorderarms direkt quer über die Knochen führt. Ein zweiter 
Gang geht ungefähr von derselben Stelle an der Ellenbogenseite 
nach dem Handgelenk unter der Haut hin. Beide Eitei^änge 
sondern noch eine massige Menge einer dünnen, eitrigen Flüssig- 
keit ab. Durch die lang andauernde Entzündung bezw. die 
Eiterung, sowie durch den hierdurch bedingten Nichtgebrauch ist 
ein mit einer lähmungsartigen Schwäche verbundener Muskel- 
schwund, sowie eine allgemeine Gelenksteifigkeit an den Gelenken 
des linken Vorderarms und der linken Hand eingetreten, beson- 
ders ist letzteres der Fall am linken 4. bis 5. Finger, mit den 
übrigen Fingern ist Patient heute zum ersten Male im Stande 
kaum sichtbare active Bewegungen zu machen. Die Knochen 
und Sehnen des linken Armes sind bei der Erkrankung desselben 
unbetheiligt geblieben, indessen nur in so fem, als dieselben 
nicht vereitert sind. Vielfache Verwachsungen der Sehnen unter 
sich und mit ihrer Umgebung sowie Ausschwitzung in die Sehnen- 
scheiden sind nachweislich vorhanden. Die Erwerbsunfähigkeit 
des p. R. ist hiemach für das nächste Vierteljahr nach 
der 13. Woche eine völlige. Ob dieselbe nach Ablauf dieser 
Zeit sich erheblich gebessert haben wird, lässt sich zwar an- 
nehmen, jedoch nicht mit Bestimmtheit voraussetzen. Jedenfalls 
dürfte es sich empfehlen am 1. Mai d. J. ein weiteres Gutachten 
über den Verlauf der Krankheit einzufordem. Sollte sich • in- 
zwischen der Zustand des p. R. wider Erwarten bessem oder 
verschlimmem, so würde ich das Königl. Eisenbahn -Betriebsamt 
davon benachrichtigen. Dr. C. 

Beglaubigte Abschrift. 

K. H. dem Betriebsamt 

mit der ergebensten Mittheilung zurück, dass der p. R. von irgend 
welcher Operation Abstand nimmt und dass sonach das Heilver- 
fahren als beendet anzusehen ist. Der Grad der Erwerbsfähig- 
keit, welcher keiner Aenderung mehr unterworfen sein wird, be- 
trägt in Anbetracht der Winkelstellung des kleinen Fingers der 
linken Hand und der dadurch behinderten Greif- und Fassbewe- 
gungen 85 ®/o. 
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Der p. R. dfiifte sich trotzdem zur Verwendung als Stations- 
arbeiter etc. oder auch als Bahnwärter sehr wohl eignen. 

gez. Dr. C. 



Gutachten 

über die Grösse des Verlustes an Arbeitsfähigkeit, 
welche der Eisentahnrangirer W. R. in Folge der Ver- 
letzung seiner linken Hand erlitten hat. 

W. R. selbst giebt an, dass er anfänglich an den Spitzen seines 
4. und 5. Fingers nur eine unbedeutende Verletzung gehabt habe. 

Auf diese sei eine Zellgewebsentzttndung der ganzen Hand 
und des unteren Theils des Arms mit Ausgang in Eiterung gefolgt. 

Diese Eiteransamralung unter der Haut wurde vom Arzt, 
wie dieses die Kunst vorschreibt, mittelst wiederholter Ein- 
schnitte entleert. So hat R. allein an der inneren Handfläche 
7 bis 8 Hautschnitte bekommen, welche an den dort zurückge- 
bliebenen Narben noch erkannt werden können. Eine solche 
Narbe befindet sich auch zwischen den beiden letzten Fingern, 
welche sich zur innem und äusseren Handfläche hin gabelig in 
einer Länge von etwa 2 cm theilt. Die bedeutendste Narbe be- 
findet sich aber an der inneren Seite und dem unteren an das 
Handgelenk stossenden Theil des linken Unterarms. Hier be- 
merkt man eine 2 cm breite nach oben gabelig getheilte 5 cm lange 
eingezogene Narbe und eine zweite mehr linienf[)rmige , ungefähr 
ebenso lange Narbe neben dieser und nach der Armspindel zu. 

Die Folgen der Vereiterung und späteren Heilung durch 
Bildung von Narben sind folgende: 

1. Der kleine Finger der linken Hand steht zwischen dem 
ersten und zweiten Glied (Phalanx) unbeweglich in einem 
spitzen Winkel und ebenso steht das dritte Glied des 4. 
Fingers (Ringfingers) mit dem 3. Glied in einem unbe- 
weglichen stumpfen Winkel. 

Diese Verunstaltung und Unbeweglichkeit von zwei 
Gelenkverbindungen des 5. und der 2. Gelenkverbindung 
zwischen dem 2. und 3. Glied (Phalanx) des Ringfingers 
sind eine Folge der Narbenbildung bezw. durch die Ver- 
wachsung der Sehnen unter sich, mit den Sehnenscheiden 
und den Binde- resp. Zellgeweben, worin sie gelagert 
sind, entstanden und ebenso können 

2. sämmtliche Finger der linken Hand nicht bis auf den 
Handteller gebeugt werden, sondern sie bleiben trotz der 
grössten Anstrengung 3 bis 4 cm vom Handteller ent- 
fernt, so dass der Verletzte die Hand nicht schliessen, 
keine sogenannte Faust machen resp. ballen kann. Dazu 
kommt 

3. der schwache Druck, den die verletzte Hand in Folge 
der entstandenen Muskelschwäche nur ausüben kann. 
Dass diese Schwäche nicht si"*"^'*^ "'»m kann, erkennt 
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man auch an der Spannung, welche auf der Bückseite 
der betr. Handhaut und Sehnen und in der unteren 
inneren Fl&che des linken Vorderarms die Gegend der 
Narben und der Beugesehnen erleidet. 
Der Druck bezw. die Kraft der linken Hand ist meinem 
Gef&hl nach (einen Druckmesser besitze ich nicht) kaum auf den 
10. TheU derjenigen einer mittelkräftigen Mannesfaust zu schätzen. 
Dazu kommt nun noch, dass die Finger bei noch so grosser An- 
strengung ihr gewöhnliches Ziel, d. i. die innere Handfläche nicht 
erreichen, sondern es ist ihr ganzer Besitz an Kraft erschöpft, 
wenn sie noch 3 bis 4 cm von derselben entfernt sind, wobei 
denn auch noch auf die Wagschale zu legen ist, dass die beiden 
letzten Finger wegen der erwähnten Gelenkverwachsungen in 
stark flektirter Stellung der Ausübung vieler Hantirungen ge- 
radezu im Wege stehen. 

Gemäss obiger Beschreibung und genauer Auseinandersetzung 
der Folgen, welche die Handverletzung des p. B. nach sich ge- 
zogen hat, gebe ich mein Gutachten dahin ab, dass derselbe 
selbe alle solche Arbeiten nicht in vollem Maasse und Umfang 
d. i. nur zum Theil verrichten kann, wozu 

1. zwei vollkräftige Hände gehören und 

2. auch solche nicht verrichten kann, bei welchen ein feines 
und sicheres Fassen kleiner, dünner Gegenstände als z. B. 
beim Schneider die der Nadel mit der einen und des 
dünnen Tuches mit der anderen Hand, nothwendig ist. 

Nach dieser Fassung muss ich mein Gutachten dahin präci- 
siren, dass ich kein Handwerk kenne, zu dessen Ausübung, zu 
dessen Erlernung p. R. tauglich wäre, und dass er auch als 
Tagelöhner auf viele Arbeiten stossen wird, an deren Ausübung 
er mehr oder weniger oder ganz und gar gehindert ist. 

Zum Schluss erlaube ich mir noch anzuführen, dass die 
Glieder welche an einer etwas bedeutenderen Verletzung oder 
umfangreicheren Entzündung mit darauf folgender Zellgewebseite- 
rung gelitten haben sehr empfindlich gegen Kälte l^zw. Frost 
sind. Die betr. Hände zeigen sich dann derartig . schmerzhaft^ 
dass dieselben kaum zur Arbeit zu verwenden sind; und was die 
Heilbarkeit anbetrifft, so ist eine vollkommene nicht möglich, eine 
leichte Besserung der Hand aber in Betreflf ihrer Beweglichkeit 
und Kraft halte ich indess im Laufe der Zeit unter Beihülfe 
von entsprechender Uebung noch für möglich. 

W. den 10. Oktober 1888. 

Eides-Versicherung. 

gez. Der Königl. Kreisphysikus T. 



Abschrift. , 

Dem Königl. Eisenbahn-Betriebsamt 

erlaube ich mir in Beantwortung des unter A. 3002 III/I. an mich 
gerichteten Schreibens, eine Aufforderung zur Gegenäusserung auf 
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das in der Anlage beigefügt« Benifangsgutachten vom 10. Ok- 
tober 1888 des Königl. Kreisphysikus und SanitÄtsraths Herrn 
Dr. T., die verminderte Erwerbsföhigkeit des früheren Rangir- 
jetzt Stationsarbeiters Wilhelm R. wohnhaft zu F. betreffend, 
ergebenst Folgendes darzulegen: 

Zunächst bemerke ich im Anschluss and (Gegensatz zu den 
S. 2 and 3 des vorliegenden Befundberichts Seiteas des Königi. 
Kreisphysikus und Sanitätsraths Herrn Dr. T. gemachten Wahr- 
nehmungen, wie die alleroberflächlichste BeBJchtigung aach sicher- 
lich bestÄtigen wird, dass die ursprüngliche Verletzung nur den 
4. und 5. Finger der linken Hand betroffen hat und dass bei dem 
unsagbaren und nicht zu beseitigenden jahrelang in den obersten 
Hantschichten aufgespeicherten Schmutz einer Arbeiterhand von 
diesen Verletzungen aus alsbald eine infeetiSse Entzündung 
schwerster Art ausging, welche im Umsehen den ganzen Arm bis 
zur Achselhöhle ergriffen hatte. Diese Entzündung war also 
sekundärer nicht primärer Natur. 

(Portsetiung folgt.) 
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AmeigMiflloht tod uutmkeDden Kr«iikli«lt«B. Die dem Arzt aufer- 
legte Verpflichtniu; xur polizeilichen Anzeige der Erkrankung einea Patienten 
IUI anatecRender Srankheit wird schon durch die auch nur vorlUulige Ansicht 
dea Arztes von dem Vorhandennein einer solchen Krankheit begründet. (Rr- 
kenntnisa des Kammergericht«, Strafaenat Vüm 15. December 1887; Jab^es- 
»chrift f. Batach. d. K. O. Bd. VIU. No. S4 S. 194). 



SchluBsaht betr. das EiDsesandt „die amtliche BecUnblgaiiK prlrat- 
Krttlleher Atteste". (No. 7 und 8 pro 1888 und No. 3 pro 1889 dieser Zeitschrift). 
UDt«rm 26. April 1889 erhielt ich vom Ministerium nachstehenden Bescheid: 
,Auf Ihre Vorstellung vom 30. Mai v. J. hebe ich die VerfUgung des 
Herrn Reeierungs- Präsidenten zu Mariennerder Tom 24. v. J. pp. hier- 
durch auf Uebrigens bemerke ich zur Nachachtung fQr künftige l^^lle, 
daas der Ihrereeit« von dem p. K. erhobene üebQhrenbetrag mit HQck- 
sicht auf die I>ago des Falles als ein sehr hoher bezeichnet werden inuuR.' 
Hiernach hat der Herr Minister meine AuiTassung der Stiche approbirt. 

Dr. Wiener. 
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Referate. 

(Arbeiten ans dem pharmakologlsohea Institut der CnlTersitit Breslau.) 

Dr. Oskar Silbermann, prakt. Arzt in Breslau. Ueber das Auf- 
treten multipler intravitaler Blutgerinnungen nach 
akuter Intoxication durch chlorsaure Salze, Arsen, 
Phosphor und einige andere Blutgifte. Virchow's Archiv, 
Bd. 117, S. 288 ff. 

Bekanntlich gehen Thiere nach Injektion lackfarhenen oder fremdartigen 
Blutes, ebenso Menschen nach Lammbluttransfusion, wenn sie nicht sotort 
sterben, unter den Erscheinungen der Hämoglobinurie, Dyspnoe, Erbrechen und 
blutigen Stühlen, zuweilen auch unter Convulsionen zu Grunde, und man hat 
daf&r die bei der Sektion gefundenen Blutgerinnungen verantwortlich gemacht. 
Unter gleichen Erscheinungen sieht man Thiere nach Einwirkung anderer 
Agentien, so nach Natrium chloricum, Pyrogallussäure, Glycerin, Morcheln etc., 
zu Grunde gehen. Verf. suchte daher auf dem We^e des Thierezt»erimentes 
zu ergründen, ob hierbei ebenfalls intravitale Blutgerinnungen als aie eigent- 
liche Todesursache anzusehen seien, und fand dies zunächst für die Einwir- 
kung des Natr. chloric. bestätigt, indem er nach dessen li\jektion constant 
starKe BlutfÜlle im rechten Herzen, in den Cavis, der Pfortader und den anderen 
venösen Bauchgefässen, dann Blutgerinnungen in den genannten Organen, 
femer Blutungen in den Lungen, Nieren, der Magen- und Darmschleimhaut, 
und endlich stets eine dunkele Verfärbung der Grenzschicht in den Nieren be- 
obachtete. Ganz zweifellos waren diese Gerinnungen auch durch verschiedene 
Färbun^methoden, besonders durch Färbung mit Phloxinroth und Esoin, in 
den feineren Lungenästen, in der Schleimhaut des Magens, besonders des 
Fundus, weniger zahlreich in der des Darmes, sehr häufig dagegen als Yer- 
filzung in den Trabekeln des Herzens, am wenigsten schliesslich in der Leber 
nachzuweisen. 

Ausser auf die genannten Agentien dehnte nun Verf. seine Untersuchun- 
gen auch auf Arsen und Phosphor aus, die ja ein gleiches Krankheitsbild ver- 
ursachen, und fand auch hier jene Gerinnungsprozesse vor, denen er einen 
ganz wesentlichen Antheil an dem Eintritt des Todes vindiciren zu müssen 
glaubt. 

Gleiches setzt Verf. auch bei anderen Blutgiften, wie Kohlenoxydgas, 
Schlangengift etc. voraus, und hält alle Krankheitsprozesse, bei welchen der 
patholog^ch-anatomische Befund ausgebreitete Blutungen und Infarcirungen in 
den verschiedenen Organen sowie unaufgeklärte Stauungen in den venösen 
ünterleibsgefftssen ergiebt, für verdächtig, dass sie mit intravitalen Gerinnungen 
einhergehen. 

Ref. glaubt, vorstehenden Untersuchungen auch für die gerichtliche 
Medicin ein Interesse abgewinnen zu dürfen, da es sich für den Gerichtsarzt 
umgekehrt wird fragen müssen, wie weit der pathologische Befund dieser Blut- 
veränderungen für die pathologisch -anatomisch leider so schwach ^ndirte 
Diagnose des Vergiftungstodes zu verwerthen sein wird. 

Freyer-Stettin. 



Dr. H. Mende, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Einbeck: Leit- 
faden für Fleischbeschauer. Mit 4 lithographischen Tafeln. 
Einbeck 1889. H. Ehlers Verla|. Preis: 0,90 Mark. 

Der vorliegende, auf Grund eigener praktischer Erfahrungen mit Sach* 
kenntniss und in kurz ^efiMster, leicht ventändlicher Form geschriebene Leit« 
faden wird mit Vortheil von den Fleischheschauem bei ihrer Ausbildung wie 
auch zum späteren Nachstudium benutzt werden kOnnen und zwar besonders 
von denjenigen des Regierungsbezirks Hilde^heim, für deren Gebrauch derselbe 
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in erster Linie bestimmt ist. Die beigegebenen, von dem Verfasser selbst ent- 
worfenen Zeichnungen sind sehr instruktiv und erblühen den Werth des auch 
sonst gut ausgestatteten Schriftchens. Rpd. 



Bericht der Gesellschaft für Geburtshülfe und Gynä- 
kologie zu Berlin (Sitzung vom 22. April 1887). Aus dem- 
selben ist unter andern Nachstehendes für den Gericbtsarzt 
bemerkenswerth : 

(Scbluss). 

Höchst wahrscheinlich hätte, wenn die Dienstmagd S. in ihren Aus- 
sagen zurückhaltend gewesen wäre, wie in der Mehrzahl solcher Fälle, die 
Angel^^nheit alsbald nach der Obduction ihren Absehluss durch Reposition 
der Acten gefunden; das Geständniss der S. hat aber eine andere Wendung 
zur Folge gehabt. 

Während ich es für blichst wahrscheinlich hätte erachten dürfen, dass 
es sich um Greburt eines todten oder sterbenden Kindes handelte, oder 
richtiger, dass keine extrauterine Athemthätigkeit bei dem S.*schen Kinde 
stattgefunden habe und vielleicht nur Beiseiteschafiung des kleinen Leich- 
nams beabsichtigt war, so stellte sich der Fall nach den wiederholten, im 
Wesentlichen miteinander übereinstimmenden Aussagen der S. jenen meinen 
Vermuthungen entgegengesetzt dar. Das Geständniss der S. lässt sich im 
Nachstehenden zusammenfassen : 

Sie hat, nicht ganz ohne Absicht, eine vorzeitige Entbindung herbei- 
zuführen, am 22. August stark getanzt, dann am folgenden Mittag heftige 
Leibschmerzen versp&t, ihre Kammer aufgesucht, dio Gardinen vor den 
Fenstern zugemacht und in stehender Stellung, mit dem Rücken gegen 
einen Schrank, die Entbindung erwartet. Letztere erfolgte sehr schnell, 
das Kind sowohl wie die Nachgeburt fielen auf den (mit Ziegelsteinen aus- 
gelegten, mit einer dünnen Cementechicht versehenen) Boden. Das Kind 
lebte, und zwar hörte sie es deutlich wimmern; deshalb hob sie es auf, 
fasste es ,|in ihrer Aufregung an den Hals und drückte ihm, um das 
Schreien zu verhindern, die Kehle zu*, bis es nicht mehr schrie und kein 
Lebenszeichen von sich gab. Dann wickelte sie es mit der Nachgeburt in 
einen Lappen und packte es, um sicher zu gehen, unter das Deckbett. Am 
Abend legte sie Kind, Nachgeburt und Lappen in einen Kücheneimer und 
schüttete es am anderen Morgen in den Abort, wo es dann am 27. Sep- 
t-ember gefunden worden ist. 

Nur der Vollständigkeit halber erwähne ich, dass nicht etwa eine 
pathologische Selbstbezichtigung einer Unschuldigen vorlag; auch der 
Gerichtshof hat ihr vollen Glauben geschenkt , so dass eine Venirtheilung 
zu 2^2 Jahren Gefängniss erfolgt ist. 

Es gilt nun, die scheinbare Incongruenz von Geständniss und Leichen- 
befund zu beleuchten. 

Zuvörderst spricht das Fehlen von Spuren manueller Gewalt am Halse 
durchaus nicht gegen die Angabe der Thäterin; jene konnten entweder 
schon durch die cadaveröse Zenrbörung verwischt oder bei nur kurz dauern- 
der Einwirkung der lädirenden Hand überhaupt nicht zum Ausdruck ge- 
langt sein. Viel wichtiger ist, da die partielle Schwimmfähigkeit nur durch 
Fäulnissgase bedingt erscheint, die Luftleere der Lungen trotz deutlich 
wahrgenommener Lebens-, vor allem trotz deutlich vernommener Athem- 
thätigkeit, und so schliesst sich dieser Fall an firühere an, wo ebenfalls, 
obwohl das neugeborene Kind zweifellos derartige hörbare Laute von sich 
gA^eben hatte, luftleere Lungen in der Kindsleiche vorgefunden wurden. 
Wenn auch in manchen derselben Yerwesungs- oder anderseits entzündliche 
Processe in den Lungen nicht gehörig berücksichtigt sein mögen, so bleibt 
doch immer, auch nach kritischster Sichtung, eine Reihe von Fällen übrig, 
die, von zuverlässigsten Beobachtern untersucht, darthun, das sogar nach 
ausgiebiger Luftathmung luftleere, d. i. rein atelektatiscbe Lungen ge- 



Referate. 825 

fanden wurden, und in trefflicher Arbeit hat E. Un^ar den Mechanismus 
dieses Vorgangs der Be-Atelektase experimentell klargel^^). Gerade im 
Lichte dieser Forschung wird unser Fall vollkommen erheUt. Zunächst ist 
daran festzuhalten, dass solche Töne oder Geräusche, wie sie die S. an 
ihrem Kinde wahrgenommen hat und die sie abwechselnd mit Wimmern, 
Quietschen, Schreien bezeichnet, nicht etwa, wie man es wohl hie und da 
zu erklären versucht hat, ohne Betheiligung des Kehlkopfes lediglich durch 
in Mund- und Rachenhohle enthaltene Luft oder durch Versetzung der 
Stimmbänder in Schwingungen ohne Respirationsthätigkät sich darstellen, 
sondern Austreibung von LiSt durch die Glottis nach vorgängiger Erfüllung 
der Alveolen durch ein^eathmete atmosphärische Luft voraussetzen. Femer 
ist durch Ungar hinreichend festgestellt, wie cUe dann am Cadaver vorzu- 
findende Luftleere der Lungen dadurch verursacht ist, dass bei erlahmender 
Respiration und noch anwährender Eerzaction die in den Alveolen ent- 
haltene Luft seitens des in den Lunffencapillaren circidirenden Blutes ab- 
sorbirt wird, für welchen Vorgang die bei Neugeborenen ganz besonders 
entwickelte Widerstandskraft, die Tenacität des Herzens zu Statten kommt. 
Nur erscheint in unserem Falle ein Unterschied von früheren gerichts- 
ärztlichen und experimentellen Beobachtungen, welche, letztere, ebenfalls 
bei nicht ganz reifen Föten besonders glückten, insofern, als es sich bei 
diesen meist um allmählichere Sistirung der Respiration gehandelt haben 
mag. Indessen auch für die Auffassung des Vorgangs bei dem S.^schen 
Kinde bieten experimentelle Untersuchungen genügende Richtschnur. Ich 
selbst habe bereits früher (Archiv für experimentelle Pathologie Bd. 7) 
dargethan, wie bei den {plötzlichen manuellen Eingriffen strangulirender 
Art auf den Kehlkopf, speciell bei Erwürgungsproceduren ausser alsbaldigen 
Consequenzen aufgehobener Ventilation des Blutes sofort die Wirkung auf 
periphere Endigungen der Nervi laryngei zur Geltung kommt, deren trau- 
matische Reizung reflectorisch Stillstand der Athmung in Exspiration zur 
Folge hat. Derartige Beobachtungen an den gewöhnlichen Versuchsthieren 
lassen sich durchaus auf die Verhältnisse an neugeborenen Menschen Über- 
tragen, und wenn auch nach, übrigens jüngst in Zweifel gezogenen, Be- 
obachtungen Volkmann 's die direote elek&ische Reizung von Hemmungs- 
nervenstämmen bei Neugeborenen nur minimale Erfolge hat, so ist doch 
kein Anlajss dafür geboten , dass sich jene auch an neugeborenen Thieren 
zu constatirenden Vorgänge von respiratorischer Reflexhemmung nicht auch 
an neugeborenen Kindern Geltung verschaffen sollten. Nicht unerwähnt 
darf dann bleiben, daas derartige Laryngeus- Reizung zunächst das Herz 
unbeeinflusst lässt, was für Neugeborene ganz besonders gelten muss; bei 
diesen lässt überdies auch der Erstickungstod das Herz länger in Function 
als bei Erwachsenen. In unserem Falle könnte also sehr wohl nach schnell 
eingetretenem Athmungsstillstande eine volle Absorption der eben erst in 
die Lungen des noch nicht ganz reifen Eändes eingeathmeten , dieselben 
muthmasslich nicht ganz anfüllenden Luft Platz greifen, wodurch CoUaps 
der Lungen eintreten könnte. Bedauerlich muss es scheinen, dass durch 
den eigenthümlichen Zerfall der Leidie die Breslau^sche Magen-Darm- 
schwimmprobe nicht genügend angestellt werden konnte (Magen war nicht 
herauszu&iden, Darm sank unter). Die praktische Bedeutung dieser Probe 
namentlich bei fötaler Beschaffenheit der Lungen habe ich schon früher') 
ermessen und hat auch wieder Ungar*) auf Grund verdienstUchster Ex- 
X>erimentalfor8chung dargelegt. Indessen hätte diese in unserem Probefalle 
ganz gut Fehlen von Luft im Magen Erweisen können, denn nach ganz 
kurz währender extrauteriner Lebensthätigkeit vermisst man oft genug die 
Luft im Verdauungscanal der Leiche. Ich bemerke Übrigens, dass obige 
Art von Laryngeus -Reizung nicht etwa auch eine Hemmung des ganzen 
Schluckweges bewirkt; solches verm^ nach den Untersuchungen von 



^) Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medicin und öffentliches Sanitöts- 
wesen, N. F. Bd. 39: „Können die Lungen Neugeborener, die geathmet haben, 
wieder vollständig atelektatisch werden?* ■ 

2) Vierteyahrsschrifb für gerichtliche Medicin, N. F. Bd. 42, S. 681. 

«) Desgl. 1887, Heft 1. 
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Kronecker und Meltser nur Glossopharyngeus-Reiz, welch letzterer bei 
derartigen manuellen Erstickungsangrinen auf den Hals ausser Spiel bleibt. 

Selbstverständlich steht dem hier besprochenen FaJle eine Reihe 
anderer gegenüber, wo kurz zuvor lebend geborene Kinder, in ähnlicher 
Weise setOdtet, vollkommene Aufblähung der Lungenzellen mit atmo- 
sphärisdier Luft bei der Section erkennen lassen. 

Schliesslich unterlasse ich nicht, darauf hinzuweisen, dass, obwohl das 
Kind durch Sturzgeburt aus dem KOrper der stehenden (mittelgrossen) 
Kreissenden auf ziemlich harten Boden fiel, wahrscheinlich auch die Nabel- 
schnur zerriss, doch keinerlei Schädelbrüche hervorgerufen wurden. 

Im Anschluss an obigen Vortrag theilt Winter einen ähnlichen Fall, 
mit, wo sich bei einem ausgetragenen &inde, welches nachweislich 6 Stunden 
gelebt und geschrieen hatte, bei der Section die Lungen so luftleer fiänden, 
dass sie ohne Herz und Thymus untersanken und nur einige den Rändern 
entnommene Partien schwammen. 

Dann geht er darauf ein, in wie weit die von Breslau aufgestellten 
Sätze sich durch seine pathologisch-anatomischen Befunde bei Neugebomen 
bestätigen lassen und mhrt gegen die Behauptung Breslau*s, cuiss sich 
im Maffen und Darmcanal todtgeborener Ejnder keine Luft finde, die 
Thatsadie an, dass er bei 5 Todi- und bei 8 Sterbendgebomen Luft im 
Magen und 4 mal auch im Darmcanal gefunden habe. Die letzteren rechnet 
er den Todtgebomen gleich, weil sie in einem so hochgradig asphyktischen 
Zustand geboren wurden, dass sie weder athmeten nom schluckten. 

Die Ursache für die Luftaufnahme bei den Todtgebomen sieht er im 
intrauterinen Luftschlucken, wie es durch Tympania uteri, durch Luftein- 
führung bei Wendung, Zange, auch bei Gesicntslage und Seitenlage der 
Mütter möglich gemacht war. 

Bei den sterbend^bomen Kindern wäre möglich, dass die energischen 
Schnitze *schen Schwmgungen, nach Art des von Kehr er vertretenen 
Inspirationsmodus Luft in den Magen eingetrieben hätten, aber auf Grund 
von Experimenten an den Leichen Neugeborener weist er diesen Modus ab 
und zieht auch hierfür die Erklärung des intrauterinen Luftschluckens 
heran, wofür sich in seinen FäUen auch immer eine Ursache leicht nach- 
weisen liess. 

Winter glaubt, dass die forensische Medicin bei der Yerwerthung 
der Magen- Darmprobe hiervon Notiz nehmen müsse, einmal weO sich in 
Fällen mit crimineller Mithülfe halbsachverständiger Personen, wenn auch 
selten, Gelegenheit zum Lufteintritt in den GenitalcanaJ ergebe und weil 
auch zuweilen bei spontanen Geburten, am leichtesten wom bei Gesichts- 
lagen Mehrgebärender, hierzu Gelegenheit gegeben werde. 

Herr Falk hat die Magenprobe oft angewandt, kann ihr aber keine 
besondere Bedeutung beilegen, da sie nichts beweist für die Fraffe, ob das 
Kind gleich oder später post partum geboren ist. Vielleicht Hesse sich 
aus der Ausbreitung der Luft im Darmcanal Material für die Beantwortung 
dieser Frage gewinnen, wenn nicht die Resorption, aufweiche Meyer hin- 
gewiesen, dabei störend wäre. Sehr oft hat Herr Falk die Lungen mit 
Luft geRillt gefunden, während Magen und Darm leer waren. Die Lungen- 
athmung wird aber früher ausgelöst als die Schluckbewegun^. Femer 
bleibt noch unentschieden, ob die Luft durch Schlucken oder bei der Aspi- 
ration in den Magen gelangt Falk selbst nimmt das erstere an, nach 
den Untersuchungen von Runge kommt aber auch bei notorisch todtge- 
bomen Kindern Luft in den Magen durch die Seh ul tze* sehen Schwingungen. 

Herr Winter zieht die Beweiskraft des von Runge mitgetheilten 
Befundes von Luft im Magen n&ch Schnitze* sehen Schwii^^unffen so lange 
in Zweifel, als er nicht weiss, dass derselbe sich vorher durch Inspection 
überzeugt habe, ob der Magen nicht etwa schon vor Anstellung ^s £bc- 
periments Luft enthalten habe. 

Herr Carl Rttge webt darauf hin, dass es allerdings unerlässlich sei, 
die Antecedentien der zu solchen Expe^*^''**^'*** v^rw^ttdeten Kinder zu 
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keimen. Die Lungenprobe ist an sich nicht beweiskräftig daf&r, ob das 
Kind intra partum selebt hat. 

Herr Falk hUt trotz der mannigfachen Bedenken die Lungenprobe 
noch f&r die relativ beste. 

Mitten Bweig. 



Personalien. 

AoBielchiiiuigeB: 

Verliehen: Der Charakter als Geheimer Sanit&tsrath: dem 
Sanitfttsrath Dr. Josten in Münster; als Sanitätsrath: dem Kreisarzt Dr. 
Biedert in Hagenan und dem pr aktischen Arzte Dr. Anton KOniff in KOln. 

Der Rothe Adlerorden lY. Klasse: dem Regierungs- und Medlcinal- 
rath Dr. HOlker und dem Geheimen Medicinalrath Dr. Sarrazin in Münster; 
der Kronenorden IV. Klasse: den praktischen Aerzten Dr. Ritscher in 
Lauterberg und Dr. Braun In Metz. 

Die Genehmigung ertheilt zur Anlegung: der zweiten Klasse der 
dritten Stufe des Ordens der strahlenden Sonne Sr. Hoheit des Sultan 
von Zanzibar: dem Marine-Oberstabs- und Geschwaderarzt Dr. Groppe an 
Bord S. M. S. .Leipzig'*. 

Emeiiniiiigeii und Tenetfimgeni 

Ernannt: Der bisherig ausserordentliche Professor Dr. Harnack in 
Halle a./Saale zum ordentlichen Professor in der medicinisohen Fakult&t 
dortselbst; der Oberstabsarzt a. D. Rother in Putzig zum Kreisphysikns dei 
Kreises Putzig, der praktische Arzt Dr, Sabo zu Ober-Glogau unter Belassung 
an seinem Wohnsitz zum Kreiswundarzt des Kreises Neustaät in Obersclüesien ; 
der bisherige Kreiswundarzt Dr. Esch-Waltrup zu KOln zum Kreisphysikus 
des Landkreises Köln und der praktische Arzt Dr. Platten zu Köln zum 
Kreiswundarzt des Stadtkreises Köln; der praktische Arzt Dr. Behrendt zu 
Skaisgirren zum Kreiswundarzt des Kreises Niederung. 

Versetzt: Der Kreisphysikus Dr. Kollm in Freystadt als Bezirksphysikus 
für den X. Bezirk nach Berlin. 

üebertragen. Die kommissarische Verwaltung der Kreiswundarztstelle 
des Kreises Ziegenrück: dem praktischen Arzte Dr. Zepler in Brieg. 

Tentorbeii sind: 

Die praktischen Aerzte Dr. Sneider in Remels, Dr. Riesell in Echte, 
Dr. G. Pauly in Berlin, Dr. Lanse und Generalarzt a. D. Dr. Kremers in 
Wiesl»den, Dr. Mette in Niederkleen, Dr. Wachsmuth in Walsrode, Dr. 
Rathmann in Strassbux]g^ iJUckermarck, Sanitfttsrath Dr. Baruch in Pader- 
born, Dr. Bienengräber in Gommem, Dr. Dannail in Gloetze, Sanitfttsrath 
Dr. Gurke in Bimzlau, Sanitätsrath Dr. Bahlmann in Münster, KreiBphysikus 
Sanitfttsratii Dr. Ritter in Kaukehmen, Dr. Elyenich in Köln, Oberstabs- 
und Regimentsarzt Dr. Hagen s in Danzig, Dr. Bindseil in Nebra, Geheimer 
Sanitätorath Dr. Schiefferdecker in Königsberg i./Pr., Kreisphysikus Dr. 
Wiewiorowski in Wreschen, Dr. Lohkampff in Oberhemer und Ober- 
stabsarzt Dr. Jonas in Berlin. 

Vakante Steilen:*) 

Kreisphysikate: 2. Stadtphysikat in Königsberg i./Pr., Niederung (Be* 
Werbung bis zum 28. September beim K(foiglich6n Reg.-Prfts. in Gimibinnen), 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die officiellen Maldefristen bereits abgelaufen. 
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Schlawe, Kolberg (Bewerbung bis zum 21. Septbr. beim Königl. Reg. -Präs. in 
Cöslin), Schwerin a./W. Witkowo, Jarot^cbin, Wreschen, Schildberg mit 750 Mk. 
Stellenzulage (Meldung bei der Königl. Regierung in Posen bis zum 3. Septbr.), 
Neutomischel, Meseritz, Freystadt (Bewerbung bis zum 5. September beim 
Königl. Reg.-Präs. in Liegnitz), Üslaar, Hümmling mit 900 Mark Stellenzulage 
(Bewerbungen bis ziun 20. Oktober beim Königl. Res.-Präs. in Osnabrück^, 
Sulingen (mit 600 Mark Stellenzulage), Fulda, Dannemberg, Zeven, Stadtkreis 
Frankfurt a^M., Adenau, Heiligenbafen, Daim mit einer Stellenzulage' von 
900 Mark (Bewerbung bis zum 5. September beim Königl. Reg. -Präs.. in 
Trier), Oberamt Grammertingen und Sigmaringen. 

Kreiswundarztstellen: Fischhausen, Darkehmen, HeiligenbeU, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienwerder, Graudenz, 
Beigard, Grimmen, Niederbamim, Angermünde, Templin, Friedeberg, Ost- und 
West-Stemberg, Bütow, Lauenburg i/P., Drambur^, Schievelbein, Bomst, Schroda, 
Bromberg, Strehlen, Ohlau, Kosel, Falkenberg m Oberschlesien (Bewerbungen 
bis zum 5. September beim König]. Reg. -Präs. in Oppeln), Lublinitz, Striegau 
Lauban, Reichenbach, Grünberg, Münsterberg, Sagan, Militsch, mit dem Wohn- 
sitz in Sulau, Jerichow I, Wanzleben, Erfurt, Worbis, Sangerhausen, Langen- 
salza, Höxter, Lübbecke, Warburg, Lippstadt, Meschede, Hünfeld, Erkelenz, 
Kleve, Landkreis Köln (Bewerbungen bis zum 10. Septbr. beim Königl. Reg.- 
Päsidenten in Köln), Bergheim, mpperfÜrth, Grevenbroich und St. Wendel. 



Wir bringen noch einmal die Tagesordnung der Versammlung des ^^Bent- 
schen Yereins für öirentüche Gesundheitspflege^^ in Strassburg im Elsass in 
Erinnerung. 

18. Heptember: Begrüssung im Givilkasino, Sturmeckstaden 1. 

li. September: Erste Sitzung im Rathhause. 

15« September: Ausflug nach OdiHenberg, Mennelstein und Barr. 

16, September: Zweite Sitzung im Rathhause. 

17. September: Dritte Sitzung im Rathhause. 



Progratiitn der VII. Hauptversammlung des Preussischen Medicinal- 

Beamten-Vereins. 

10, September. 

7 Uhr A^bends: Gesellige Vereinigung zur Begrüssung bei Sedlmayr (Fried- 
richstrasse 172). 

IL September. 

9 Uhr Vormittags: Erste Sitzimg im Hörsaale des Hygienischen In- 
stituts* — Besichtigung der Allgemeinen Deutschen Aus- 
stellung für Unfallverhütung. 

9 Uhr Abends: Gesellige Vereinigung bei Sedlmayr. 

12. September. 

9 Uhr Vormittags: Zweite Sitzung im Hörsaale des Hygienischen In- 
stituts« — Mittagessen im Gafö Bellevue (Potsdamer 
Platz) und hierauf Fahrt nach Potsdam. 

9 Uhr Abends: Gesellige Vereinigung bei Sedlmayr. 
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Prenssiseher Nedieinalbeamten -Verein. 



Vorläufiger Bericht Ober die VII. Hauptsversammlung am II. und 
12. September im Hygienischen Institut in Berlin. 

Nachdem am Dienstag, den 10. September, Abends die 
Begrüssung der zur Versammlung eingetroffenen Mitglieder bei 
Sedlmayer (Friedriclisstrasse 172) stattgeftinden hatte, erfolgte 
am Mittwoch, den 11. September, Vormittags 9^4 ühr 

I. 

Die Eröffhung der VII. Hauptversammlung 

durch den Vorsitzenden des Vereins, Herrn Geh. Medicinal- und 
Regierungs-Rath Dr. Kanzow. Erschienen waren über 70 Mitglie- 
der. In Vertretung des wegen Abwesenheit vom Orte verhinderten 
Herrn Ministers föir geistliche etc. Angelegenheiten von Gossler 
beehrte der Herr Unterstaatssekretär Nasse die Versammlung 
mit seiner Gegenwart, desgleichen nahmen die Herren Geh. Ober- 
medicinalräthe Dr. Kersandt und Dr. Skreczka, sowie der Herr 
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Direktor des Reichsgesundheitsamtes Köhler und der Geheime 
Medicinalrath Dr. Schön feldt an derselben Theil. 

Nach herzlicher Begrfissung der Anwesenden gedachte der 
Vorsitzende der im verflossenen Jahre verstorbenen Mitglieder: 

Dr. Bickel, Ereisphysikus a. D. und Medicinalrath in Wiesbaden, 

j, Düsterhoff, Ereisphysikus in Lissa (Posen), 

, Gemmel, Geh. Medicinal- und Reg.-Rath in Posen, 

„ Eley, Ereiswundarzt in Rahden (Westphalen), 

„ Eronisch, Ereiswundarzt in Bromberg, 

, Meyer, Ereisphysikus in Liebenwerda, 

n Nötzel, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Eolberg, 

, Reiche, Re^erungs- und Medicinalrath in Marien werder und 

„ Wolff, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Erfurt, 

ZU deren Andenken sich die Versammelten von ihren Sitzen erhoben. 

n. 

Geschäfts- und Kassenbericht. Wahl der Kassenrevisoren. 

H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Rapmund (Aurich): Trotz des 
grossen Anzahl von Mitgliedern, welche der Verein im Laufe der 
Geschäftsjahres leider durch den Tod verloren hat, ist seine Mit- 
gliederzahl seit dem vorigen Jahre wieder um 14 gestiegen und 
beträgt zur Zeit 448. 

Die Einnahmen haben 2432 Mark 67 Pfg., die Ausgaben 
2409 Mark 95 Pfg. betragen, so dass ein Ueberschuss von 22 Mk. 
72 Pfg. verbleibt, durch welchen sich das Vermögen des Vereins 
auf 2830 Mark 32 Pfg. erhöht, wovon 2607 Mark 67 Pfg. zins- 
lich belegt sind. 

Dem von verschiedenen Vereinsmitgliedem geäusserten Wunsch, 
die Zeitschrift künftighin monatlich zweimal erscheinen zu lassen, 
stände der Vorstand nicht unsympathisch gegenüber, halte die 
Angelegenheit aber noch nicht für so spruchreif, um schon jetzt 
der Versammlung bestimmte Vorschläge vorlegen zu können. 
Jedenfalls sei es aber für eine etwaige spätere Erledigung dieser 
Frage wünschenswerth, wenn die Vereinsmitglieder derselben 
näher treten und ihre Ansicht darüber entweder heute oder im 
Laufe des nächsten Geschäftsjalires zum Ausdruck bringen würden. 

Eine Diskussion knüpfte sich an diesen Bericht nicht an. 

Zu Kassenrevisoren wurden die Herren Kreisphysiker 
San.-Eath Dr. Lindow (Prenzlau) und Dr. Gleitsmann (Naum- 
burg) gewählt 

m. 

Der Entwickelungsgang im Preussischen Medicinalwesen. II. Die 

Reformbewegungen im ärztlichen Stande. 

H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Wernich (Cöslin): Es ist eine 
weite, nicht immer ebene Bahn, welche die Entwickelung des 
ärztlichen Standes in Preussen seit Erlass des Medicinal-Ediktes 
vom Jahre 1725, durch welches derselbe am entschiedensten als 
eine Staatseinrichtung legalisirt worden ist, bis zum Jahre 
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1887 zurückgelegt hat, wo die Bestrebungen, ihn als freien 
Stand hinzustellen, einen epochemachenden Abschluss durch die 
Königl. Verordnung, betreffend die Errichtung einer ärztlichen 
Standesvertretung erhalten haben, in deren § 2 die Erörterung 
aller Fragen und Angelegenheiten, welche den ärztlichen Berirf 
oder die Förderung der Gesundheitspflege -betreffen oder auf die 
Wahrnehmung und Vertretung der ärztlichen Standesinteressen 
gerichtet sind, dem Geschäftskreise der frei aus den sämmt- 
lichen Berufsgenossen gewählten Aerztekammem zugewiesen wird. 

In Preussen wie in allen andern Deutschen Bundesstaaten 
hat die Medicinalgesetzgebung schon sehr früh den Standpunkt 
angenommen, dass die Ausübung der Heilkunde nicht dem 
Experimentiren jedes Einzelnen überlassen werden darf, sondern 
dass derjenige, welcher sich die Sorge für Leben und Gesundheit 
seiner Mitbürger zum Beruf erwählt, auch die Summe jener Erfah- 
rungen und Methoden mitbringen soll, die seit Generationen, seit 
Jahrhunderten als Wissensschatz angehäuft wurden. Dieser Stand- 
punkt wird besonders in dem bereits en^^ähnten Medicinal-Edikt 
vom 27. September 1725 vertreten, durch welches bestimmte 
Prüfungen für die verschiedenen Medicinalpersonen vorgeschrie- 
ben und gleichzeitig peinliche Zunftschranken zwischen den 
mannigfaltigen zur Ausübung der Heilkunde zugelassenen Berufs- 
kategorien (promovirte praktische Aerzte und Operateure, promo- 
virte praktische Aerzte oder reine Mediker, nicht promovirte 
praktische Aerzte, Stadtwundärzte, Landwundärzte und Militär- 
ärzte) gezogen wurden. Es war nicht zu verwundem, dass diese 
ungleiche Berufsausbildung wie die unausbleiblichen und unauf- 
hörlichen üebertretungen der gezogenen Zunftschranken den so 
geschaffenen Zustand bald zu einem sehr unbefriedigenden, die 
Geissei des Spottes herausfordernden machten; aber erst der Ge- 
setzgebung betreffend die allgemeine Gewerbefreiheit im 
Jahre 1811 war es vorbehalten, in dieser Richtung hin durch den 
Fall der Zunftschranken eine wirkliche Umwälzung hervorzu- 
rufen und die Möglichkeit wie Nothwendigkeit einer Wiederver- 
einigung der natürlichen Zweige der Wissenschaft zur Aner- 
kennung zu bringen, welche schliesslich in der neuen Klassifica- 
tions- und Prüfungsordnung vom 28. Juni 1825 ihren Ausdruck 
fand. Durch diese Kabinetsordre erkannte die Medicinalbehörde 
die Wissenschaft vollständig an, unterschied sie aber streng von 
der Ausübung der Kunst und verlangte für diese den Nachweis 
der praktischen Befähigung und ein Approbationsexamen sowohl 
mittelst eines medicinisch-klinischen als mittelst eines chirurgisch- 
klinischen Kursus. Nur diese Aerzte waren zur Ausübung der inneren 
und äusseren Praxis in ihrem ganzen umfange berechtigt und zu 
öffentlichen Stellen befähigt; gleichzeitig aber auch verpflichtet. 
Jedem, der es begehrte, nach Vermögen Rath und Beistand zu 
ertheilen. 

Mit dem aufkeimenden Bewusstsein seiner selbst wurde 
späterhin auch der ärztliche Stand in den Strudel der Zeitströ- 
mungen hineingezogen und allenthalben in Deutschland traten in 

38* 
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den Jahren 1848 — 50 Bezirksvereine, Gauvereine, Landesvereine 
der Aerzte ins Leben, die eine demokratische Eeorganisation des 
gesammten Medicinalwesens im Sinne der Virchow'schen Reform 
forderten, „weil es sich für freie Männer von selbst verstehe, dass 
sie ihre Angelegenheiten selbst in die Hand nähmen." Aber ihre 
Bemühungen, unter sich eine Art Gentralisation einzurichten 
bezw. sich über alle Fragen der Medicinalreform zu einigen, er- 
wiesen sich in der Folgezeit als vergeblich: die fraglichen Ver- 
eine hörten auf zu tagen oder bildeten sich zu wissenschaftlichen 
Verbänden um, ohne die socialen Fragen des ärztlichen Standes 
in ihren Berathungen noch weiterhin zu berücksichtigen. 

Inzwischen wurde durch Kabinetsordre vom 22. Juni 1849 
das gesammte Medicinalwesen mit Ausschluss des Militär-Medi- 
cinalwesens dem Kultusministerium überwiesen und damit dem 
Ministerium des Innern der ihm seit dem Jahre 1817 verbliebene 
Theil dieses Gebietes besonders dasjenige der Sanitätspolizei ge- 
nommen. Die notorische Folge dieser Vereinigung war eine 
grosse Beihe sanitätspolizeilicher Verfugungen der neu zuständig 
gewordenen Centralinstanz, die sich aber durchgehends nur auf 
das beamtete Medicinalpersonal bezogen, die Angelegenheiten des 
ärztlichen Standes dagegen unberührt liessen. Wichtig für den 
letzteren war in dieser Zeitepoche nur der § 200 des Preussi- 
schen Strafgesetzbuchs vom Jahre 1851, der den Zwang der ärzt- 
lichen Hülfeleistung verfügte. 

Dem im Jahre 1863 seitens der Begierungen in Baden, 
Bayern, Braunschweig und Sachsen gegebenen Anstoss zu 
einer anderweitigen Begelung ihres gesammten Medicinalwesens 
und zwar auf der Grundlage einer Betheiligung von gewählten 
Vertretern des ärztlichen Standes folgten die Vorschläge der 
Naturforscherversammlung zu Hannover im Jahre 1865 betreffs 
Gentralisation der Bestrebungen auf dem Gebiet des Aerztewesens 
und der öffentlichen Gesundheit, die allerdings erst 4 Jahre 
später in der am 6. Juni 1869 zu Eisenach stattgehabten ver- 
einigten Sitzung der Kommissionen für Medicinalreform und 
öffentliche Gesundheitspflege zum Beschluss erhoben wurden. 

In dem gleichen Monat ist die norddeutsche Gewerbeord- 
nung Gesetz geworden und auf dem Boden dieses Reichsgrund- 
gesetzes mit seinen späteren, weniger wichtigen Aenderungen vom 
1. Juli 1883 haben sich die jüngeren Reformbewegungen im 
ärztlichen Stande naturgemäss halten müssen. Weder Einträch- 
tigkeit noch Befriedigung blickt uns aber aus den centralisirten 
Vereinen wie aus den Coalitionen der bisher Vereinslosen zu 
dem durch die Reichsgesetzgebung bisher Erreichten entgegen 
und es ist bekannt, dass sich im Aerztevereinsbunde von Anfang 
an zwei Strömungen gegenüber standen, deren eine unter Führung 
von Herrn E. Richter zunächst nur die Befreiung des ärztlichen 
Standes von allen Fesseln und Verpflichtungen gegen den Staat 
ausgesprochen wissen wollte, während die andere es betonte, dass 
die dem ärztlichen Stande gemeinsam obliegenden Aufgaben nur 
durch organisch geregelte Beziehung der Aerzte zum Staate er- 
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füllt werden könnten« Seitdem die einschlägischenBichter 'sehen 
Eesolutionen auf dem IL Deutschen Aerztetage (1874) abgelehnt 
wurden, ist kein Aerztetag vergangen, auf welchem diese princi- 
pielle Differenz der Anschauungen nicht zum Ausdruck gelangt 
wäre, bis in dieser Beziehung durch die Annahme des Entwurfs 
einer ärztlichen Standesordnung am 1. Juli 1882 in Nürn- 
berg ein vorläufiger Abschluss erreicht wurde. Eine solche 
Standesordnung sollte bewirken, dass seitens des Staates die Or- 
ganisation der Aerzte als geschlossenes Ganze, als Körperschaft 
anerkannt und die Errichtung einer Vertretung durch ärztliche 
Delegirte (Aerztekammer) bei Gesetzesvorbereitungen und bei den 
Verwaltungsbehörden gewährt werde. Im gewissen Sinne ist die- 
selbe jetzt auch in Preussen, ebenso wie in einigen andern 
Deutschen Staaten ins Leben getreten, während bekanntlich die 
Beichsregierung es abgelehnt hat, die Organisation des ärztlichen 
Standes für das ganze Beich einheitlich zu regeln und eine Art 
„Corporation" desselben zu schaffen. Der Buf nach Corpora- 
tionsrechten ist überhaupt bedenklich und es jedenfalls eines be- 
festigten und gehobenen Standes würdiger, das bisher Erreichte 
aufrichtig anzuerkennen als an die Staatshülfe mit der Forde- 
rung heranzutreten „Jeder müsse von seiner Arbeit leben können."^ 
In der allerletzten Zeit hört man vielfach die Ansicht, 
dass die idealen Bestrebungen des ärztlichen Standes in Folge 
des stärkeren Interessenkampfes einen gewissen Bückgang er- 
litten hätten, und die handwerksmässigen Anschauungen der 
amerikanischen Aerzte, der „Amerikanismus'', nicht mehr so 
ganz selten unter den Deutschen Aerzten angetroffen würden. 
Leider ist diese Ansicht in gewisser Hinsicht berechtigt und 
zwar sind es keineswegs die jüngeren Aerzte, welche auf der 
Suche nach Praxis sich in dieser Weise an ihrem erhabenen Be- 
rufe versündigen, sondern es giebt auch eine Anzahl älterer, auf 
der Höhe des Erfolges stehender Aerzte, sowie zahlreiche Spe- 
cialisten, ärztliche Leiter von sogenannten Polikliniken und 
Privatkliniken etc., denen derartige Anschauungen gleichsam in 
Fleisch und Blut überzugehen beginnen. Gegen dieses Eindringen 
des „Amerikanismus'^ kann nicht zeitig genug gewarnt werden, 
andererseits verdienen alle diejenigen Beformbestrebungen volle 
Berechtigung und Unterstützung, welche bezwecken, den ärzt- 
lichen Beruf aus seiner wirthschaftlichen Unmündigkeit heraus- 
zuschaffen, und den Aerzten Ordnung in ihren Geschäftsregistem 
ein geregeltes oder beschränkteres Kredit- und ein auf unge- 
fälschter Etatisirung aufgebautes Haushalts-System, sowie vor 
allem ein geeinigtes Vorgehen gegen wirkliche und betrügerische 
Absicht, gegen Prellerei zu empfehlen. Diese Beformbestrebungen 
stehen mit der Humanität keineswegs im Widerspruch, denn den 
jetzigen leider häufig zu Tage tretenden Krankencoalitionen, 
die nur das eine Ziel im Auge haben, den Preis der ärztlichen 
Hülfeleistung so niedrig wie möglich zu drücken, kann nur durch 
Coalition der Aerzte mit Erfolg entgegengetreten werden. 
Stellt man sich die Vereine gleichsam als Hochschulen für die 
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wirthschaftliche Ausbildung ihrer Mitglieder vor, dann wird eine 
ganze Reihe von Beformfragen naturgemäss anderen Instanzen 
zufallen, z. B. die Specialistenfrage den medicinischen Fakultäten, 
denen zweckmässig die Entscheidung überlassen bleibt, wer sich 
künftighin als Specialist bezeichnen darf oder nicht. 

Die Universitäts-Einrichtungen sind die Lichtseite unseres 
Medicinalwesens und nach diesen hin sollten sich besonders die 
Blicke jener missvergnügten Radikalen richten, welchen freie 
Entwicklung des Standes noch immer gleichbedeutend deucht mit 
Lossagung von allen Verpflichtungen gegen den Staat; denn 
man kann die Lehre und Pflege der medicinischen Wissenschaft 
und Kunst auf Kosten des Staates nur unter der Voraussetzung 
wirklich logisch gesetzlich begründet und gerecht finden, wenn die 
Früchte beider für alle Mitglieder des Staates nutzbringend und 
erreichbar werden. Wo die formlose Gewerbefreiheit statthaft 
befunden wird für die Anwendung der Kunst, da kann es mit 
ihrer Erlernung und Ausbildung nicht anders sein. 

Die ganze Frage der Medicinalreform gehört in unserer 
Zeit der öffentlichen Gesundheit zu und ist die Zeit bereits ge- 
kommen, wo dem Arzt eine praktische Wirkung auf dem Gebiete 
der Hygiene unter Eröffnung neuer Wirkungskreise und neuer 
Arbeitsplätze eingeräumt ist. Wenn sich auch nicht verkennen 
lässt, dass der ärztliche Stand unter der Ungunst der Reichsgesetz- 
gebung in seiner gesicherten und hochgeachteten Stellung gefährdet, 
sowie allen Kämpfen und Gefahren des durch die Freilassung 
der Praxis ins Ungemessene gesteigerten Wettbewerbes ausgesetzt 
ist, so kann man demselben doch nicht die Anerkennung ver- 
sagen, dass er sich noch immer durch Gewissenhaftigkeit und 
Pflichttreue, uneigennütziges Streben und Wissenschaftlichkeit der 
Achtung werth bewiesen hat, welche sein Beruf erheischt. An 
den Vorständen der Aerztekammem wird es sein, in Zukunft 
etwaigen Verletzungen der Pflichten und der Würde des Standes 
mit !^iist und Strenge entgegenzutreten und es nicht zuzulassen, 
dass der Stand unter das ihm zukommende Niveau sinke oder 
auch nur in öffentlichen Misskredit gebracht werde. 

H. Kr.-Phys. San.-Rath Dr. Wallichs (Altena) erklärt sich in 
allem Wesentlichen mit dem Vorredner einverstanden, bemerkt 
jedoch, dass es sich in Nürnberg nicht um eine Standesordnung, 
sondern um einen Entwurf zu einer Aerzteordnung gehandelt 
habe, über die erstere sei erst auf dem letzten Aerztetag in 
Braunschweig verhandelt worden. Mit Bezug auf die Vereins- 
bestrebungen wolle er weiterhin hervorheben, dass der ärztliche 
Stand in der Gegenwart von erheblichen Gefahren bedroht 
werde, deren Ursache hauptsächlich in der Freigebung des Ge- 
werbes, in dem Krankenkassengesetz und in dem starken Zu- 
drang zum ärztlichen Studium zu suchen sei. Diesen Gefahren 
zu begegnen, sei das Ziel der Vereinsbestrebungen, und wenn 
hierbei die Unterstützung des Staates verlangt werde, so geschehe 
dies nicht im Interesse des ärztlichen Standes, um demselben 
gleichsam sein Brot zu sichern, sondern nur im öffentlichen 
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Interesse, denn gerade durch die hierbei in Betracht kommenden 
Zustände werde das Allgemeinwohl mindestens ebenso stark wie 
der ärztliche Stand geschädigt Insbesondere sei dies bezüglich 
der Freigebung der ärztlichen Praxis der Fall, welche von der 
Mehrzahl der Aerzte für einen Fehler gehalten werde. Wenn 
die Aerztevereine eine AbhiUfe gegen die Kurpfuscherei für noth- 
wendig erachten, so wolle man keineswegs die gutartige Laien- 
hülfe, sondern die das öffentliche Wohl durch die schamlose Art 
des öffentlichen Anbietens, durch den Geheimmittelunfug u. s. w. 
in grossartigem Maasse schädigende Pfuscherei treffen. Dass die 
Aerztekammem , wie der Vortragende meine, mit den bisherigen 
Befugnissen im Stande sein werden, die dem ärztlichen Stande 
in seinem inneren Verhalten drohenden Gefahren mit Erfolg ent- 
gegenzutreten, glaube er nicht, wolle es jedoch hoffen. 

IV. 

Ueber Formulirung von Obduktionsproiokollen. 

H. Kr.-Phys. Prof. Dr. Falk (Berlin): Das Gebiet der ge- 
richtsärztlichen Thätigkeit, speciell dasjenige der Obduktionen 
ist den Medicinalbeamten bis jetzt von den praktischen Aerzten 
am wenigsten bestritten. 

Früher nahm der zweite Sachverständige als obducirender 
Arzt eine mehr untergeordnete Stellung ein; jetzt ist derselbe 
aber mit dem ersten Gerichtsarzt, dem protokollirenden, voll- 
ständig gleichgestellt und hat vielleicht sogar die bedeutsamere 
der beiden Funktionen, da eine gute Technik bei der Ausfuhrung 
der Sektion weniger leicht die Unterlaufung von IiTthümem zu- 
lässt. Eine andere Frage ist dagegen diejenige, ob es überhaupt 
nöthig sei, dass bei den gerichtlichen Obduktionen zwei Sach- 
vertändige fungiren? Es genügt z. B. bei Leichenbesichtigungen 
ein Sachverständiger, desgleichen bei Entmündigungen; auch bei 
pathologisch - anatomischen Sektionen, bei Sektionen im Auftrage 
von Lebensversicherungen u. s. w. wird nur ein Sachverständiger 
gefordet. Man sagt zwar, dass 4 Augen mehr sehen als zwei; 
aber Irrthümer werden dadurch auch nicht immer vermieden, 
wohl aber eine freiere Bewegung des Sachverständigen verhindert. 
Jedenfalls erscheine diese Frage einer Erwägung werth. 

Was weiter die Art der Obduktion anlangt, so sind die 
Obducenten hier an sehr strenge Vorschriften gebunden, deren 
Grundaufbau jedoch ein vollkommen richtiger ist Insonderheit 
muss an der Vorschrift, möglichst alle Organe und Gewebe zu 
untersuchen, unbedingt festgehalten werden; denn wie oft drängen 
sich im späteren Verlauf der Untersuchung der richterlichen 
Behörde eine ganze Reihe Fragen auf, deren Beantwortung nicht 
möglich sein würde, wenn nicht zur Zeit der Sektion alle Organe 
untersucht worden wären. Einige Punkte des Regulativs könnten 
jedoch modificirt werden und würde es sich z. B. empfehlen, bei 
der Sektion der Neugeborenen die Magen - Darmprobe zu berück- 
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sichtigen; bei derjenigen von Erwachsenen die Freilegung des 
Gallenganges besser nach Lesser's Vorschlag auszuführen. 

Bei der Protokollirung sind die Gerichtsärzte gleichfalls 
an strenge Normen gebunden. Es soll nicht nur das Regelwidrige, 
sondern auch das Normale genau beschrieben und Ausdrücke wie 
„normal" und „regelmässig" sollen nicht gebracht werden. In 
letzterer Hinsicht empfiehlt es sich dagegen, ein etwas freieres 
Verfahren zu gestatten, bei dem Obduktionsbericht wird ja auch 
nur das Wichtige wiedergegeben, warum soll dies bei der 
Sektion selbst nicht ebenfalls erlaubt sein? Der Einwand, bei 
der vorgeschriebenen genauen Beschreibung aller Organe, auch 
der normalen, werde nicht so leicht etwas übersehen, bezw. der 
Obergutachter mitunter aus der Beschreibung eines derartigen 
Organs noch etwas Anderes als der Obducent entnehmen können, 
ist ebenso hinfällig, wie diejenige, dass die Beschreibung der 
normalen Organe für den Gerichtsarzt gleichsam als Uebung 
dienen könne. Andererseits empfehle es sich, bei Verletzungen, 
die von aussen nach innen oder aus einer Höhle in die andere 
laufen, die Beschreibung nicht, wie jetzt vorgeschrieben ist, bei 
den verletzten Theilen jedesmal abzubrechen, sondern dieselbe 
zusammenhängend wiederzugeben. 

Wenn man sieht, dass die Formen des Rechtsverfahrens 
immer neuen Aenderungen unterworfen werden, so ist es jeden- 
falls nicht unberechtigt zu erwägen,* ob nicht auch bei diesem 
kleinen Theil des Rechtsverfahrens, dem gerichtlichen Obduktions- 
verfahren, eine gewisse Modifikation angebracht sei. 

H. Stadt-Phys. San.-Rath Dr. Mittenzweig (Berlin) steht 
bezüglich der Ausführung der Obduktionen auf dem entgegen- 
gesetzten Standpunkte von dem Vorredner und hält es für unbe- 
dingt geboten, dass zwei Gerichtsärzte wie bisher mit dieser 
Thätigkeit betraut würden, nicht nur, weil vier Augen doch mehr 
sehen als zwei und die obducirende und protokollirende Thätig- 
keit für einen Arzt zu anstrengend sei und zu viel Zeit beson- 
ders auf dem Lande und im Winter beanspruche, sondern auch 
weil die beiden Gerichtsärzte sich bezüglich ihrer Kenntnisse, 
Erfahrungen u. s. w. in wünschenswerther Weise ergänzen. Auch 
betreffs der Beschreibung der Organe müsse an den Bestimmungen 
des Regulativs festgehalten und der Ausdruck „normal" verpönt 
werden. Uebrigens lasse das Regulativ nach dieser Richtung 
etwas freieren Spielraum, als der Vorredner meine. Schliesslich 
wünscht der Redner unter Bezugnahme auf einen Specialfall, 
dass die Monita der Medicinalkollegien häufiger als jetzt von 
der wissenscl^aftlichen Deputation revidirt würden, damit der 
Physikus, welcher in seinem Rechte sei oder zu sein glaube, 
auch vorkommenden Falls Recht bekommen könne. 

H. Kr.-Phys. Dr. Fielitz (Querftirt) wünscht, dass die Ab- 
schriften der Obduktionsprotokolle und Obduktionsberichte den 
Physikern jedesmal mit den bezüglichen Monitis von den Ober- 
behörden zugestellt würden, worauf 
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H. Eeg.- und Med.-Rath Dr. Rapmund (Aurich) erwidert, 
dass dies bereits bei vielen Regierungen geschehe und ein in 
dieser Beziehung ausgesprochener Wunsch sicherlich auch bei 
den übrigen Regierungen Berücksichtigung finden würde. 

H. Kr.-Phys. Dr. Schröder (Weisseufels) erbittet jedesmal 
Abschrift des Obduktionsprotokolls vom Gericht und erhält die- 
selbe, während 

H. Stadt-Phys. San.-Rath Dr. Mittenzweig (Berlin) dies 
für Berlin mit Rücksicht auf die grosse Zahl von Obduktionen 
für unausführbar erklärt, wenigstens habe er in solchen Fällen 
stets die Abschreibegebühren bezahlen müssen. 

Hr. Kr.-Phys. Dr. Schmidt (Steinau) hat dieselbe Erfahrung 
wie Mittenzweig gemacht, stimmt im üebrigen aber der An- 
sicht des Vortragenden bei und glaubt sogar, dass ein Obducent 
bei Sektionen schneller fertig würde, besonders in solchen Fällen, 
wo der zugezogene zweite Gerichtsarzt nicht die nöthige tech- 
nische Gewandtheit besitzt. 

H. Kr.-Phys. Prof Dr. Falk (Berlin) bemerkt zum Schluss, 
dass es nicht darauf ankommt, ob die Sektion länger oder weniger 
lange dauere, sondern lediglich darauf, ob ein Obducent für aus- 
reichend zu halten sei. Er halte in dieser Hinsicht an seiner 
Ansicht fest; für Entmündigungen genüge auch ein Sachverstän- 
diger, ohne dass die Protokolle etwa schlechter oder zweck- 
widriger seien. Bei der jetzt geforderten Beschreibung auch der 
normalen Befunde liege die Gefahr nahe, dass sich ein gerichts- 
ärztlicher Jargon herausbilde, der perhorrescirt werden müsse. 
Jedenfalls lasse sich in dem Regulativ manches vereinfachen. 

(Einstündige Pause.) 

V. 

Die Aufgaben zur Sicherung gesundheitsgemässer Geburts- und 

Wochenbettspflege. 

H. Kr.-Phys. Dr. Philipp (Berlin): Die zuerst von Bohr, 
dann in neuester Zeit namentlich von Leopold und Ehlers ge- 
lieferten statistischen Arbeiten über den Tod an Wochenbetts- 
erkrankungen und die Thatsache, dass Tausende von Frauen in 
Folge von Geburt und Wochenbett siech und zu weiteren Ge- 
burten unfähig werden, verlangen gebieterisch grössere Fürsorge 
für die Sicherung gesundheitsgemässer Geburten und Wochen- 
betten. Bis jetzt ist dieselbe nur eine geringe. Es fehlen gesetz- 
liche Bestimmungen, welche das gute Ueberstehen der Schwanger- 
schaft verbürgen, namentlich Bestimmungen über die Beschäf- 
tigung Schwangerer in der Industrie. Ebenso müssen, um das 
Niederkommen der Frauen in engen, ungeeigneten Räumen zu 
verhindern, gesetzliche Bestimmungen über die Grösse und Be- 
schaffenheit der Wochenstuben ergehen. Zugleich ist für Grün- 
dung von Gebärasylen Sorge zu tragen; diese können in den 
meisten kleinen Städten durch Umwandlung der vorhandenen, 
jetzt ziemlich überall den Anforderungen nicht mehr genügenden 
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Kommunalkrankenhäasern beschafft werden. Besondere Aufmerk- 
samkeit ist der Neugestaltung des Hebammenwesens zuzuwenden; 
die jetzigen Hebammen sind im Grossen und Ganzen nicht den 
Anforderungen entsprechend. Um besser vorgebildete Hebammen- 
lehrtöchter zu gewinnen und die sociale Stellung dieser wichtigen 
Personen zu heben, wird vorgeschlagen, dass unter Aufhebung 
der jetzigen Verhältnisse Hebammen nur für eigene Kosten aus- 
gebildet werden sollen, dass die Lehrkurse entsprechend ver- 
längert und mit poliklinischer Ausbildung verbunden sein sollen, 
dass femer die Hebammen aus öffentlichen Fonds auskömmlich 
besoldet werden und für sie eine Altersversorgung eingerichtet 
werde. Die Aufsichtsbehörde für dieselben ist der Physikus, von 
dem auch die nothwendigen regelmässigen Nachprüftingen abzu- 
halten sind. Für zurückgebliebene Hebammen sind Repetitions- 
kurse an den Hebammenlehranstalten einzurichten. 

In der lebhaften, am zweiten Sitzungstage fortgesetzten 
Diskussion, an welcher sich besonders die H. Kreis -Physiker 
Dr. Freyer (Stettin), San.-Eath Dr. Litthauer (Schrimm), Dr. 
Blokusewski (Militsch), San.-Rath Dr. Wal lieh s (Altena), San- 
Rath Dr. Meinhof (Pleschen), Stadt-Phys. San.-Eath Dr. Mitten- 
zweig (Berlin) und Reg.- und Med.-Rath Dr. Rapmund (Aurich) 
betheüigten, fand die von dem Vortragendem gestellte Forderung 
bezüglich der Errichtung von Gebärasylen und des Erlasses von 
gesetzlichen Bestimmungen über die Grösse und Beschaffenheit 
der Wochenstube ebensowenig Anklang als der Vorschlag, dass 
sich künftighin die Hebammen auf eigene Kosten ausbilden und 
aus Staatsmitteln auskömmlich besoldet werden sollten. Auch die 
Ausführbarkeit dieser Vorschläge wurde bezweifelt, da deren 
Verwirklichung zu viele Hindemisse entgegenständen. Um sich 
ein sicheres Urtheil darüber bilden zu können, ob und nach 
welcher Richtung noch besondere Massnahmen auf diesem Gebiete 
erforderlich seien, müsste zunächst die Wirkung der neuen Des- 
infektionsanweisung vom 22. November 1888 abgewartet werden, 
vor allem sei aber eine genauere Morbididitäts- und Mortaütäts- 
statistik über das Vorkommen des Wochenbettfiebers erforderlich, 
denn die bisherigen Angaben darüber könnten als zutreffend nicht 
erachtet werden. 

In einer Specialdebatte der einzelnen Vorschläge des Vor- 
tragenden einzutreten, wurde von der Versammlung abgelehnt 
und nach Schluss der Generaldiskussion folgender von den 
H. Dr. Litthauer (Schrimm) und Dr. Wallichs (Altena) 
gestellter Antrag: 

„Der Verein preussischer Medicinalbeamten hält eine sorg- 
fältige, amtlich anzuordnende Statistik der Erkrankungen 
und Todesfälle im Wochenbette für dringend nothwendig" 

mit grosser Majorität angenommen. 

Nach Schluss der Sitzung (2 Uhr Nachmittags) fand die 
Besichtigung der allgemeinen Ausstellung für UnfallverhOtung unter 
sachkundiger Leitung des Hfti — ^ ^ieurs Tesnow statt, nach 
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deren Beendigung sich die Mitglieder zu einem zwanglosen 
Mittagessen in der Restauration des Ausstellungsparkes ver- 
einigten. 



Zweiter Sitzungstag. 

Donnerstag, den 12. September 1889, Vormittags 9 Uhr. 

I. 

Zum Entwurf des neuen Civilgesetzbuches vom gerichtsärztlichen 

Standpunicte aus. 

H. Kr.-Phys. San.-Rath Dr. v. Haselberg (Stralsund): Der 
Vortragende theilt mit Marcus in Frankfurt a. M. die den Arzt 
berührenden Paragraphen im Entwurf eines bürgerlichen Gesetz- 
buches für das Deutsche Reich in 3 Gruppen^ 

1. Anspruchsverjährung, 

2. Bestimmungen, bei denen psychische Momente mass- 
gebend sind, 

3. Eheliche Abstammung und Unterhaltungspflicht des un- 
ehelichen Vaters. 

Die erste Gruppe, betreffend § 156 pos. 8 des Entwurfs 
greift rein vermögensrechtlich bei dem Arzte ein und berührt 
als solche die Gerichtsärzte nicht. Der Aerztetag hat sich mit 
kleiner Majorität in diesem Jahre für eine vierjährige Verjährungs- 
pflicht der ärztlichen Forderungen ausgesprochen. 

Die beiden anderen Gruppen berühren uns Gerichtsärzte in 
hervorragender Weise. 

Bestimmungen, bei welchen psychische Momente 
massgebend sind: 

Hierauf beziehen sich die §§ 25, 28, 64—71, 708, 1440 bis 
1445 und 1739. Dieselben betreffen die Willens- und Ge- 
schäftsfähigkeit. 

§ 28 lautet: „Eine Person, welche des Vernunftgebrauches 
beraubt ist, kann wegen Geisteskrankheit entmündigt werden." 

§ 64 enthält ebenfalls den Ausdruck „des Vemunftgebrauches 
beraubt" und betrifft die Geschäftsunfähigkeit. 

Mit dieser Fassung ist der langgehegte Wunsch der Gerichts- 
ärzte um Aufhebung der alten Eintheilung in Rasende und Wahn- 
sinnige und Blödsinnige allerdings erfüllt, es ist aber die Frage, 
ob sie mit dem Ausdruck „des Vernunftgebrauchs beraubt" 
zufrieden sein können. Mendel kämpft auf das Entschiedenste 
gegen diesen Ausdruck. Derselbe sei genommen von dem mente 
captus der Römer und bezeichne bald die Wahnsinnigen, bald die 
Geistesschwachen. „Es ist nach der bisherigen juristischen Auf- 
fassung das Beraubtsein der Vernunft nur für einen kleinen Theil 
der der Vormundschaft bedürftigen Geisteskranken zutreffend. 
Eine juristische Deflnition für den Ausdruck: ,des Vemunft- 
gebrauchs beraubt' existirt nicht." 
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Auch Mittenzweig, Roth in Beigard haben sich für 
Aenderung des § 28 erklärt und der Aerztetag einen ebensolchen 
Beschluss gefasst 

Der Vortragende ist für den Menderschen Vorschlag und 
schlägt mit ihm folgende Fassung vor: 

„Eine Person, welche wegen Geisteskrankheit nicht 
im Stande ist, für sich oder für ihr Vermögen 
gehörig zu sorgen, kann entmündigt werden." 

Eine dem entsprechende Aenderung müsste dann auch § 64 
des Entwurfs erfahren und ungefähr so gehalten sein: 

„Dasselbe (Geschäftsunfähigkeit) gilt auch von einer Person, 
welche, wenn auch nur vorübergehend, in einem Zustand 
von BewuBstlosigkeit oder krankhafter Störung der Geistes- 
thätigkeit sich befindet, für die Dauer dieses Zustandes." 

Ein weiterer uns Gerichtsärzte angehender Paragraph ist § 708: 
„Hat eine Person, während sie des Vemunftgebrauchs beraubt 
war, einem Anderen einen Schaden zugefügt, so ist sie hierfür 
nicht verantwortlich. Sie ist jedoch für den Schaden ver- 
antwortlich, wenn der Vernunftgebrauch durch selbst- 
verschuldete Betrunkenheit ausgeschlossen war." 

Mendel wendet sich gegen den letzten Satz, erinnert daran, 
dass Morphinismus und Syphilismus selbstverschuldet sein und 
auch Geistesstörung hervorrufen können. Er will neben Abände- 
rung des Ausdrucks „des Vemunftgebrauchs beraubt" den Ab- 
satz 2 des § 708 ganz gestrichen haben. Die Selbstverschuldung 
bei der Trunksucht sei kein sicher nachzuweisendes Merkmal; 
nicht Jeder, welcher Alkohol geniesse, könne wissen, wie viel 
er vertragen könne. Der verschiedene Alkoholgehalt der Ge- 
tränke könne täuschen und sei es eine bekannte psychiatrische 
Erfahrung, dass zu verschiedenen Zeiten und unter verschiedenen 
Umständen bei demselben Individuum der Alkoholgenuss sehr 
verschiedene Wirkungen hervorbringen könne. Die verschiedensten 
Gemüthsbewegungen, die verschiedensten Störungen de? Nerven- 
systems liessen den Alkohol anders wirken wie vorher. 

Der Vortragende schliesst sich dieser Mendel' sehen Auf- 
fassung an, ebenso mit Marcus der weiteren Forderung Mendel's, 
dass, wie bei Geisteskranken und Verschwendern, auch bei Ge- 
wohnheitstrinkern die Entmündigung unter gewissen 
Bedingungen gestattet werde. „Die von den Irrenärzten 
verlangte Möglichkeit, einen der Trunksucht Verfallenen muss 
gewährt werden, nicht blos, weil er sich und Andere gefährden 
kann, sondern auch wegen des moralischen und finanziellen 
Schadens, den der Gewohnheitstrinker in seiner Familie ausübt." 

Der § 1739 des Entwurfs endlich sagt: 
„San Volljähriger, welcher durch seinen geistigen oder 
körperlichen Zustand ganz oder theilweise verhindert ist, 
seine Vermögensangelegenheiten zu besorgen, kann zur 

Besorgung dieser Angelegenheiten einen Pfleger 

erhalten." 
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Zweifellos handelt es sich in diesem Paragraphen nm 
Geistesschwache, und Mendel stellt hierbei die Sätze auf, 
dass Geistesschwachheit eine Form der Geisteskrankheit sei und 
dass von allen Geisteskranken es gerade die Geistesschwachen 
sind, welche am dringendsten der Vormundschaft bedürfen. Er 
will deshalb in diesem Paragraph die Worte: „geistigen oder" 
gestrichen haben und die Geistesschwachen unter Vormundschaft 
gestellt sehen. 

Der Vortragende glaubt, dass Mendel mit seiner An- 
schauung Recht hat und dass gerade die Formen der Imbecillitas, 
der Dementia secilis sich erst recht für die Vormundschaft eignen. 

Die §§ 1440 — 1445 des Entwurfs, welche von der Ehe- 
scheidung handeln, gehen nach der Ansicht des Vortragenden 
die Gerichtsärzte nichts an, da es doch wohl lediglich Sache der 
Juristen ist, zu befinden, ob eine Ehe wegen Geisteskrankheit 
des einen Theils zu scheiden sei, wie es das Pr. L. R. Thl. n. 
Tit. 1 § 698 für Raserei und Wahnsinn zulässt, wenn sie über 
ein Jahr ohne wahrscheinliche Hoffnung auf Besserung fortdauern. 

Eheliche Abstammung und Unterhaltungspflicht des 
unehelichen Vaters. 

Der Vortragende erwähnt zunächst die bis heute geltenden 
Bestimmungen des Preuss. L. R., des Rheinländischen Civilgesetz- 
buches, des gemeinen Rechts und des Preuss. Gesetzes vom 
24. Aprü 1854. 

An Stelle aller dieser Bestimmungen nehmen der § 1467 
des Entwurfs eines bürgerlichen Gesetzbuches für in der Ehe 
geborene Kinder und der § 1572 für uneheliche Kinder gleich- 
massig als Empfängnisszeit die Zeit vom 181. bis zum 300. Tage 
vor dem Tage der Geburt des Kindes mit Einschluss sowohl des 
181. als des 300. Tages an. 

Die Motive zu dem § 1467 betonen, dass die Ansichten über 
die Empfängnisszeit nach dem jeweiligen Stande der Wissen- 
schaft dem Wechsel unterworfen seien, dass aber die gesetzliche 
Empfangnisszeit für den Juristen einen absoluten Charakter haben 
müsse. Der Umfang dieser gesetzlichen Empfängnisszeit sei in 
den verschiedenen Rechten verschieden bestimmt; nach dem 
jetzigen Stande der Wissenschaft werde als regelmässige Em- 
pfängnisszeit die Zeit zwischen dem 210. und 280. Tage von der 
Geburt des Kindes angenommen; mit Rücksicht aber auf das 
Interesse des Kindes und die Ehre der Ehefrau und die Ruhe 
der Familie habe der Entwurf der Empfängnisszeit eine so weite 
Ausdehnung gegeben, dass dieselbe solche, allerdings nur selten 
vorkommende Fälle mit umfasst, in welchen ein Kind schon im 
Anfange des 7. bezw. erst am Ende des 10. Monats geboren wird. 

Gegen diese Paragraphen des Entwurfs und gegen die Mo- 
tive hat besonders Olshausen sich aufgelehnt und verlangt: 

1. Wenn man Athmen für Leben nehme, müsse der Anfang 
der Empfängnisszeit früher, etwa auf 160 bis 165 Tage 
angesetzt werden. 
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2. Wolle man die Lebensfähigkeit berücksichtigen, so müsse 
etwa der 195. Tag als frühester Termin gelten. 

3. Die obere Grenze der Empfängnisszeit müsse anf 320 
oder 328 Tage festgesetzt werden. Das Mindeste wären 
310 Tage und daneben für Wittwen die Zulässigkeit des 
Wahrscheinlichkeitsbeweises einer 320tägigen Dauer. 

Auch von der Berliner Gesellschaft für . Geburtshülfe und 
Gynäkologie sei eine Kommission niedergesetzt, welche die Fragen 
beantworten solle, ob es Fälle giebt, welche einer strengen Kritik 
Stich halten, in denen ein Kind vor dem 180. Tage oder nach 
dem 300. Tage gerechnet vom Conceptionstage ab lebend geboren 
werden kann. 

Der Vortragende führt die Ansichten der Geburtshelfer über 
diese Frage an, so die Veit's, Schroeder's u. s. w. Nach 
diesen sei es zweifellos, dass ein reifes Kind etwa innerhalb 
240 bis 320 Tagen nach der letzten Periode geboren werden 
könne (Schroeder). Aber gerade Schroeder sagt: „dass man 
die Häufigkeit derartiger Fälle nicht überschätzen dürfe und 
jedenfalls nur nach genauer Prüfung aller einschlägigen Ver- 
hältnisse eine derartige Spätgeburt annehmen könne." 

Diesen Ansichten der Geburtshelfer werden die Anschauungen 
und Aeusserungen der Gerichtsärzte entgegengestellt. So erklärt 
sich Säxinger mit den gesetzlichen Bestimmungen einverstanden; 
Hofmann fiihrt allerdings verschiedene Fälle von Spätgeburten 
an, schliesst seine Abhandlung aber mit den Worten: „so dürften 
obige Bestimmungen (die bis jetzt gültigen Gesetze) das Richtige 
getroffen haben. Caspar-Liman endlich erklärt entschieden, 
dass Fälle von mehr oder erheblich verlängerter Dauer der 
Schwangerschaft (mehr als 300 Tage) nirgends durch genaue 
Beobachtungen festgestellt seien und eine derartige Annahme im 
concreten Gerichtsfalle unstatthaft sei. 

Der Vortragende ist der Ansicht, dass man folgend diesen 
Anschauungen der bewähii^esten Gerichtsärzte mit den Fest- 
setzungen des Entwurfs sich begnügen könne, und schliesst mit 
den Worten Marcus': „dass mit Sicherheit nicht festgestellt ist, 
dass durch diese Frist zu Unrecht ein Schaden entstanden sei." 

Die Diskussion bewegte sich ausschliesslich um die Fassung 
des § 28, die Entmündigung einer Person betreffend. 

H. Med.-Rath Dr. Siemens (Lauenburg) ist der Ansicht, 
dass für gerichtsärztliche Zwecke der umfassendste Ausdruck der 
beste sei. Er hält es dennoch für besser statt des Mendel- 
schen Ausdrucks „an einer Geisteskrankheit" zu sagen: „an einer 
krankhaften Störung der Geistesthätigkeit" und dem betreffenden 
Paragraphen folgende Fassung zu geben: 

Eine Person, welche an einer krankhaften Störung der 
Geistesthätigkeit leidet, kann entmündigt werden. 

Durch diese Fassung würde der genannte Paragraph auch 
die angeborenen wie die aus einer Intoxikation hervorgegangenen 
Geisteskrankheiten umfassen; jedoch dürfte es sich empfehlen, 
die Trunksucht in den Motiven noch besonders hervorzuheben, 
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desgleichen die in Folge von Syphilis entstandene Geistes- 
krankheit. 

H. Kr.-Phys. San.-Rath Dr. Wallichs (Altona) schliesst sich 
der Ansicht des Vorredners an und wünscht, dass besonders der 
Ausdruck „des Vemunftgebrauchs beraubt" als ein sehr unglück- 
licher beseitigt werde, während 

H. Kr.-Phys. u. San.-Rath Dr. Kornfeld (Grottkau) den- 
selben lieber beibehalten sieht, da der Ausdruck „geisteskrank" 
nicht auf Idioten angewendet werden könne. 

H. Stadtphys. San.-Kath Dr. Mittenzweig (Berlin) ist mit 
den Vorschlägen von Siemens einverstanden, glaubt aber, dass 
auch den Juristen eine Concession zu machen, ebenso wie es im 
§ 51 Str.-G.-B. geschehen sei. Der Begriff „Geisteskrankheit" 
sei kein abgegrenzter und dem Richter daher noch zu motiviren, 
in wie weit die Geisteskrankheit den Vemunftgebrauch ausschliesst. 

H. Med.-Rath. Dr. Siemens (Lauenburg) glaubt, dass dies 
dem Richter zu überlassen sei. In dem betreffenden Paragraphen 
heisst es auch nicht „ist zu entmündigen" sondern „kann ent- 
mündigt werden." 

H. Direktor des Reichs-Ges.-A. Köhler (Berlin) stimmt mit 
dem Vorredner in der Richtung überein, dass dem Richter be- 
züglich der Entscheidung über die Entmündigung volle Freiheit 
gelassen werden müsse. Andererseits sei aber die Entmündigung 
etwas so Wichtiges, dass die Grenzen derselben so eng wie mög- 
lich gezogen werden müssten und in dieser Beziehung erscheine 
ihm der Ausdruck „krankhafte Störung der Geistesthätigkeit" 
zu weitgehend und es im allgemeinen Interesse wünschenswerth, 
in dieser Hinsicht wenn mögfich engere Grenzen zu ziehen. 

H. Med.-Rath Dr. Siemens (Lauenburg) meint, eine der- 
artige Einschränkung könnte durch den Zusatz „dass die 
Person nicht im Stande sei, ihre eigenen Angelegenheiten zu 
besorgen" erreicht werden. Es müsse aber dem Richter über- 
lassen bleiben, das aus dem Gutachten des Sachverständigen 
gleichsam herauszulesen, und daher könne er auch einen der- 
artigen Zusatz nicht empfehlen. 

H. Kr.-Phys. Dr. Litthauer (Schrimm) schlägt die sofortige 
Einsetzung einer Kommission aus der Mitte der Versammlung vor 
behufs Berathung einer anderweitigen Fassung des fraglichen 
Paragraphen und zwar unter Berücksichtigung der in der heutigen 
Diskussion laut gewordenen Wünsche und Ansichten. 

H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Rapmund (Aurich) hält einen 
solchen Zusatz, wie Siemens eventuell vorschlägt, für durchaus 
nothwendig; derselbe bilde gewissermassen eine Direktive für 
das von dem Sachverständigen abzugebene Gutachten, analog dem 
im § 51 des Strafgesetzbuches für die hier in Frage kommenden 
Fälle gegebenen Zusatz „in welchem die freie Willensbestim- 
mung ausgeschlossen sei." Der Richter werde sich doch niemals 
bei dem einfachen Gutachten, ob der zu Entmündigende geistes- 
krank sei oder nicht, beruhigen, sondern dem Sachverständigen 
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stets die Frage vorlegen, ob und inwiefern die Geisteskrankheit 
die Entmündigung bedinge. 

H. Kr.-Phys. Prof. Falk (Berlin) ist entschieden gegen einen 
derartigen Zusatz, ebenso wie H. Kr.-Phys. Dr. Schmidt (Steinau); 
gerade der erwähnte Zusatz des § 51 habe unter den Gerichts- 
ärzten keinen Anklang gefunden und sich keineswegs als zweck- 
mässig erwiesen. 

Der Litthauer'sche Vorschlag wird von der Versammlung 
nicht acceptirt; desgleichen findet eine Abstimmung über eine der 
vorgeschlagenen Fassungen des § 28 nicht statt. 

n. 

Bei der jetzt folgenden Vorstandswahl wurde der bis- 
herige Vorstand durch Akklamation wieder gewählt und hierauf 
nach Bericht der Kassenrevisoren dem Schriftführer Decharge 
ertheilt 

m. 

Abänderungs-Vorschläge zu dem Gesetze vom 9. März 1872 
betrefTend die Gebuhren der Medicinalbeamten. 

H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Rapmund (Aurich): Die Erörte- 
rung der Tagesfrage ist eine heikle und auch eine nebensäch- 
liche im Vergleich zu der viel wichtigeren Frage der Medicinal- 
reform. Deshalb hat der Vorstand des Vereins dieselbe in den 
vorhergehenden Jahren stets von der Tagesordnung zurückge- 
stellt, so lange nicht die letztere einer gründlichen und ergie- 
bigen Besprechung unterzogen war. Nachdem dies aber im Jahre 
1886 geschehen ist, kann man auch den Nebenfragen näher treten, 
nur darf man dabei das Hauptziel: eine den jetzigen Ansprüchen 
der öffentlichen Gesundheitspflege entsprechende Stellung der 
Medicinalbeamten, nicht ausser Acht lassen. Selbst eine noch 
so günstige Aenderung der Taxe wird die Medicinalreform keines- 
wegs überflüssig machen; wäre die letztere den Wünschen der 
Medicinalbeamten entsprechend bereits durchgeführt, so hätte 
man vielleicht mit der bisherigen Taxe noch auskommen können. 

Nachdem Redner sodann einen kurzen Ueberblick von der 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes vom 9. März 1872 gegeben 
hat, geht er auf die Nothwendigkeit einer Abänderung desselben 
näher ein, die sich schon dadurch dokumentire, dass selten ein 
Gesetz seit seinem Bestehen zu so zahlreichen nachträglichen 
Verfügungen der betreffenden Verwaltungs- und Justizbehörden 
und zu so häufigen Entscheidungen der Gerichtshöfe Veran- 
lassung gegeben habe, wie das in Rede stehende. Fast jeder 
Paragraph, insonderheit aber der § 1, hat sich bei der späteren 
HancUiabung als ergäuzungs- bezw. erläuterungsbedürftig erwiesen. 
Dabei stehen sich häufig die Auslegungen der einzelnen Para- 
graphen, je nachdem sie von der einen oder der andern Behörde 
gegeben sind, schroff gegenüber und hen*scht in dieser Beziehung 
auch zwischen den hier hauptsächlich in Betracht kommenden 
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Ressortministern (Cultus-, Justiz- und Landwirthschafts-Minister) 
keine Uebereinstimmung, was an der Hand einschlägiger Beispiele 
nachgewiesen wird. 

Eine Abänderung des Gesetzes erscheint aber auch noth- 
wendig mit Rücksicht auf die erhebliche Zunahme, welche die 
von den Medicinalbeamten nach Massgabe desselben unentgeltlich 
zu verrichtenden Amtsgeschäfte in den letzten Jahren erfahren 
haben, ohne dass eine dementsprechende Gehaltsaufbesserung er- 
erfolgt ist. Insonderheit ist der § 1 Abs. 1 des Gesetzes für 
die Medicinalbeamten ein Damokles-Schwert; denn bei der jetzigen 
Fassung desselben kann den letzteren eine Masse Arbeit ohne 
besondere Entschädigung aufgebürdet werden, die mit ihrer 
jetzigen Stellung und ilirem kärglichen Gehalte absolut nicht im 
Einklänge steht und häufig nur die unangenehme Folge hat, die 
betreffenden Beamten wegen der ihnen daraus erwachsenden 
Collisionen mit Gemeinde-, Schul-Vorständen etc. oder mit Privat- 
personen in ihren Praxiseinnahmen empfindlich zu schädigen. 
Andrerseits sind etwaige Bestrebungen, die Stellung der Kreis- 
physiker durch Zuwendung grösserer Sporteleinnahmen aufzu- 
bessern, keineswegs empfehlenswerth, da dadurch nur ihr Verhältniss 
mit den praktischen Aerzten getrübt wird. Recht deutlich haben 
dies z. B. die vorjährigen Ministerialerlasse betreffs der Auftiahme 
von Geisteskranken in den Privatirrenanstalten und betreffs der 
Ausstellung von Leichenpässen gezeigt, welche bekanntlich unter 
allen praktischen Aerzten wie in den Aerztekammern einen, 
allerdings nach Ansicht des Redners nicht gerechtfertigten Sturm 
der Entrüstung hervorgehoben haben; denn durch die fraglichen 
Verfügungen ist nur ein in vielen Bezirken bereits zu Kraft 
bestehendes Verfahren sanktionirt worden und keineswegs ein 
Novum geschaffen. 

Auch die Höhe verschiedener, in dem Gesetze ausgeworfener 
Gebührensätze kann nicht mehr als zeitgemäss erachtet werden. 
Schon bei der Berathung des Gesetzes im Jahre 1872 sind in 
dieser Beziehung Bedenken laut geworden; seitdem ist der Werth 
des Geldes noch mehr gesunken, dagegen sind die Ansprüche 
und damit die Ai'beit gestiegen, welche z. B. von den Medicinal- 
beamten z. B. bei Abgabe von Gutachten in Bezug auf die Vor- 
nahme von mikroskopischen, bakteriologischen, spektralanalyti- 
schen etc. Untersuchungen verlangt werden. 

Redner erwähnt endlich noch einen UebelstÄud bei dem ge- 
dachten Gesetze: Den Mangel feststehender Gebührensätze für 
die häufig wiederkehrenden, ihrer Natur nach vollständig gleich- 
artigen amtlichen Verrichtungen wie Prüflingen von Fleichbe- 
schauem, Vorprüfungen von Hebammen etc. Die Folge davon ist, 
dass in dem einen Re^erungsbezirk ein und dieselbe Arbeit viel 
niedriger bezw. höher abgeschätzt wird als in dem anderen. 
Derartige Unregelmässigkeiten müssen aber nach der einen oder 
der andern Richtung hin verletzen. 

Ueber die Nothwendigkeit einer Abänderung der jetzigen 
Lage dürfte daher kaum eine Meinungsverschiedeiüieit herrschen; 
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schwieriger ist dagegen die Frage, nach welcher Bichtung hin 
diese Abänderung zu erfolgen hat. Damit kommt Bedner auf 
den zweiten, specielleren Theil seines Vortrages: auf die von dem 
Vorstande gemäss des vorjährigen Beschlusses unter Mitwirkung 
verschiedener Vereinsmitglieder entworfenen Abänderungsvor- 
schläge, welche der Versammlung heute zur Beschlussfassung 
vorgelegt sind und folgendermassen lauten: 

1. Dem § 1 ist bezüglich der Gebührenansprüche der Me- 
dicinalbeamten für medicinal- und sanitätsgesetzliche Ver- 
richtungen an ihrem Wohnorte eine bestimmtere und Ein- 
wendungen ausschliessende Fassung zu geben. 

2. Bei gerichtsärztlichen Geschäften ausserhalb des Wohn- 
ortes (§2 1) sind die Tagegelder und Beisekosten in 
derselben Höhe wie in allen anderen Fällen (§ 2 II) 
zu gewähren. 

3. Bei den in den §§ 3 und 6 vorgesehenen Amtsverrich- 
tungen sind, falls dieselben am Wohnorte der Kreis- 
medicinalbeamten stattfinden, auch die etwa veraus- 
lagten Fuhrkosten zu erstatten (Ausdehnung der König- 
lichen Verordnung vom 4. November 1874 auf alle 
Ortschaften). 

4. Die im § 3 No. 1 bei Abwartung eines Termins für 
Ueberstunden festgesetzte Gebühr von 1 Mark 50 Pf. ist 
auf 2 Mark zu erhöhen und sowohl für die Zeit zu 
gewähren, wo bei kürzeren oder längeren Unterbrechungen 
der Termine der betreffende Sachverständige nicht in 
der Lage gewesen ist, in der Zwischenzeit seine gewöhn- 
liche Beschäftigung wieder aufzunehmen, als auch für 
diejenige Zeit, welche derselbe bei Abgabe eines münd- 
lichen Gutachtens vor dem Termine zu seiner Vorberei- 
tung (Aktenstudium, mikroskopische, chemische oder bak- 
teriologische Untersuchungen u. s. w.) aufgewandt hat. 

5. Für die Besichtigung und Obduktion eines Leichnams 
(§ 3 No. 4) ist die Gebühr ohne Unterschied, wie lange 
derselbe begraben oder im Wasser u. s. w. gelegen hat, 
auf 20 Mark festzusetzen. 

6. Die Gebühren für den vollständigen Obduktions- 
bericht sind unter Wegfall der darüber im § 3 No. 5 
gegebenen Bestimmung künftighin nach § 3 No. 6 zu 
bewilligen. 

7. Der Zusatz zu § 3 No. 6 ist dahin zu ändern, dass 
neben der für schriftliche, wissenschaftlich begründete 
Gutachten vorgesehenen Gebühr von 6 — 24 Mark eine 
besondere Gebühr von 2 Mark für die Stunde für den 
zur Vorbereitung des Gutachtens (Aktenstudium, chemische, 
bakteriologische, mikroskopische u. s. w. Untersuchungen) 
erforderlich gewesenen Zeitaufwand, sowie eine solche 
von 3 Mark für jede in der Wohnung des Sachverstän- 
digen aus gleichem Anlass vorgenommene Untersuchung 
einer Person in Anrechnung gebracht werden darf. 
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8. Der Satz fttr Kopialien ist auf 40 Pf. für den Bogen zu 
erhöhen und in derselben Höhe auch für diejenigen Fälle 
zu bewilligen, wo sich der Ereismedicinalbeamte zur 
Reinschrift von sanitäts- und medicinalpolizeilichen Be- 
richten oder Gutachten fremder Hülfe bedient hat, falls 
demselben hierfür nicht ein Pauschquantum gewährt wird. 

9. Der § 4 erhält eine Fassung, wonach dem bei der Be- 
sichtigung und Obduktion eines Leichnams zugezogenen 
zweiten Medicinalbeamten für den Bericht die Hälfte 
des dem ersten Gerichtsarzt zugebilligten Geldes ge- 
währt wird. 

10. Die im § 6 vorgesehene Gebühr für Vorbesuche ist auf 
6 Mark für den ersten derartigen Besuch zu erhöhen. 

11. Für chemische Untersuchungen (§ 8) ist nach Maassgabe 
des damit verbunden gewesenen Zeitaufwandes 2 Mark 
für jede Stunde zu gewähren. 

12. Wo irgend angängig, sind besonders bei den gleichartigen, 
häufig wiederkehrenden Amtsverrichtungen, z. B. Vor- 
prüfungen der Hebammenschülerinnen, Prüfungen der 
Fleischbeschauer u. s. w., die Gebühren durch festbe- 
stimmte Sätze im Gesetze zu regeln. 

13. Bei einer Abänderung bezw. Neufassung des Gesetzes 
empfiehlt es sich, dasselbe nur für die Medicinalbeamten 
unter Ausschluss der Veterinärbeamten zu erlassen. 

Die einzelnen Abänderungsvorschläge werden von dem Vor- 
tragenden eingehend motivirt. Bei Fesstellung derselben hat 
sich der Vorstand thunlichst innerhalb derjenigen Grenzen ge- 
halten, we^.che in dieser Beziehung durch die Reichs -Gebühren- 
ordnung vom 30. Juni 1878, sowie durch das Preussische Gesetz 
vom 24. März 1873, betreffend die Tagegelder und Reisekosten 
der Staatsbeamten, gezogen sind. Aenderungen, welche den hier 
gegebenen Bestimmungen zuwiderlaufen, müssen von vornherein 
als aussichtslos angesehen werden. Redner bittet daher die Ver- 
sammlung, bei etwaigen Anträgen diesen Gesichtspunkt stets im 
Auge zu haben und nicht zu weitgehende Forderungen zu stellen. 

In der darauf folgenden sehr lebhaften Diskussion, an welcher 
sich besonders die Kreisphysiker Prof Dr. Falk (Berlin), Dr. Peukert 
(Merseburg), San.-Rath Dr. Meinhof (Pleschen), Dr. Herrmann 
rHirschberg),Dr.Blokusewski (Militsch), San.-Rath Dr. Wallichs 
(Altena) u. s. w. betheiligten ergab sich im Allgemeinen ein 
volles Einverständniss mit den vom Vorstande vorgelegten Ab- 
änderungsvorschlägen. Dieselben wurden bei der Abstimmung 
fast einstimmung angenommen und nur insofern eine kleine Ab- 
änderung beliebt, als Nr. 5 den Zusatz erhielt: 

„Desgleichen für die abermalige Besichtigung und Zer- 
gliederung eines bereits früher secirten Leichnams," 

und Nr. 11 mit Rücksicht auf Nr. 4 gänzlich im Wegfall kam, 
sowie in Nr. 13 die Worte „Apotheker und Chemiker" hinter 
Veterinärbeamten eingefügt wurden. 
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Nach Schluss der Sitzung (Nachmittags 2 Uhr) fand zu- 
nächst ein einfaches Mittagessen in Caf6 Bellevue (Potsdamer 
Platz) statt und hierauf gemeinschaftliche Fahrt nach Potsdam 
und Besichtigung der dortigen städtischen Kläranlage (Birkner- 
Eothe'sches System) unter der liebenswürdigen und sachkundigen 
Führung der Herren Stadtbaurath Vogtt, Stadtrath Jahne und 
Architekt Peschgess daselbst 

Rpd. 



Die HebammenprUfung im Jahre 1889. 

Von Ereisphysikus Sanitätsratli Br« FriedlSnder in Lauenburg i./ Pommern. 

Diese Prüfung bezieht sich zum ersten Male auf die Anwei- 
sung zur Verhütung des Kindbettfiebers vom 22. November 1888, 
und musste man bei dem gering-en Bildungsgrade vieler Heb- 
ammen mit Spannung das Resultat, besonders dasjenige der Land- 
hebammen, erwarten, so einfach und leicht fasslich die Anwei- 
sung auch ist. 

Ich hatte einige Monate zuvor alle Hebammen des Kreises 
zu mir kommen lassen, hatte ihnen gezeigt, wie nunmehr ihre 
Schürzen, Nägel, Hände und Arme bei Ausübung ihres Berufes 
beschaffen sein sollen, wie sie Karbolsäure mit Wasser zu ver- 
mischen und auf Spülkanne und 2 Schüsseln zu vertheilen hätten; 
ich hatte ihnen dann die in der Anweisung vorgeschriebenen, auf 
Kosten des Kreises besorgten, neuen Instrumente einzeln über- 
geben und endlich Paragraph für Paragraph vorgelesen und er- 
läutert. Die Anweisung selbst wurde ins Lehrbuch geheftet und 
in das neue Tagebuch vorgedruckt, und wurde ihnen in jeder 
Weise zum Bewusstsein gebracht, dass ohne genaue Kenntniss 
der Anweisung nunmehr der Beruf einer Hebamme nicht er- 
füllt werden könne. 

Zur Nachprüfung wurden wie alljährlich ein Drittel der 
Hebammen und darunter solche vorgeladen, die vom Lehrinstitut 
das Prädikat „recht gut" erhalten und sich auch in der Praxis 
gut bewährt hatten. — Sie sollten so erscheinen, wie es die An- 
weisung bei Ausübung ihres Berufes vorschreibt. — 

Sie kamen mit weissen, reinen Schürzen, die das Oberkleid 
vom vollständig und dauernd bedeckten, Aermel und Nägel 
waren vorschriftsmässig und sie machten und vertheilten auch 
das Karbolwasser ganz der Anweisung gemäss, so dass an den 
praktischen Sachen nichts zu tadeln war. — Aber der theore- 
tische Theil der Prüfung fiel um so mangelhafter aus. — Schon 
den § 6 der Anweisung konnte keine einzige Hebamme richtig 
angeben, und der Inhalt und Unterschied von § 12 bis § 16 war 
allen vollends unbekannt! — Einige dieser Hebammen hatten 
selbst auch für die einfacheren Paragraphen kein Verständniss 
oder erlangten dieses erst, nachdem ihnen wiederholentlich 
Erklärungen gegeben worden waren. 
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Meine Unzufriedenheit wurde noch dadurch gesteigert, dass 
ich in den Tagebttchem meist weniger als 60 Gramm Karbol- 
säure bei einer Entbindung notirt fand, obwohl ihnen die Säure 
vom Kreise geliefert und ihnen aufgegeben und gezeigt worden 
war, sofort bei einer Entbindung 60 Gramm zu verwenden. Der 
geringe Verbrauch der Karbolsäure wurde zwar dadurch ent- 
schuldigt, dass oft keine Schüsseln zu erlangen gewesen sein 
sollen (auch Mischgefässe und durchgekochtes Wasser soll oft 
nicht zu haben sein), aber sie wurden darauf aufmerksam ge- 
macht, dass wenn sie auch nur eine Schttssel hatten, sie dieselbe 
nach der erstmaligen Desinfektion noch gleichsam als zweite 
Schüssel zu den weiteren Untersuchungen hätten benutzen können. 

Ein so ungünstiges Resultat der Nachprüfung hatte ich nicht 
erwartet, wenigstens nicht von den besseren Hebammen. Sie 
haben alle die Prüfung noch ein Mal in diesem Jahre zu wieder- 
holen. — 

Aber ich glaubte auch dafür sorgen zu müssen, dass sie die- 
selbe, deren Gegenstand dann ausschliesslich die Anweisung zur 
Verhütung des Kindbettfiebers sein soll, endlich ein Mal bestehen, 
indem sie sonst laut Bestimmung unseres Herrn Regierungs- 
präsidenten keine Geldunterstützungen erhalten dürfen. — 

Ich gab ihnen daher sowohl zur Erleichterung der Re- 
petition als des Verständnisses folgende Belehrungen (die 
hier angeführt werden, weil sie zu demselben Zwecke auch von 
anderen Physikern gebraucht werden könnten, indem dadurch 
das Verweisen auf Paragraphen, welches vielen Hebammen das 
Verständniss erschwert, vermieden wird): 

Zunächst sind die ersten 10 Paragraphen einzuüben, von 

denen aber 5 nur das enthalten, was ihnen gezeigt wurde, 

und zwar: 

§ 2. Schürze und Aermel, 

§ 4. und 5. Die neuen Geräthe und ihre Aufbewahrung 

(Karbolsäure!) 

§ 7. und 8. Karbolverdünnung und Schüsseln, 

so dass von diesen 10 nur noch 5 Paragraphen übrig 

bleiben und zwar: § 1, 3, 6, 9 und 10. 

§ 1. enthält nur allgemeine Bestimmungen (Einschmieren mit 

Karbolöl genügt jetzt nicht mehr!) 
§ 3. Hände, Nägel und Vorderarme vor dem Fortgehen vom 

Hause jedesmal mit Bürsten und Seife zu reinigen, 
§ 6. hat 7 Abtheilungen! und zwar: 

1) Die Hebamme versichere sich, dass sie bis über 
die Hälfte der Oberarme völlig entblösst bleibe, 

2) sie wasche ihre Hände und Arme mit Hand-, 
Nagelbürste, Seife und lauem, wenn möglich 
durchgekochtem Wasser, 
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3) und trockene sie mittelst eines reinen Tuches ab, 

4) dann wasche sie ebenso die äusseren Geschlechts- 
und Nachbartheile der zu Untersuchenden, 

5) und trockne letztere mit Wundwatte oder Jute (nie 
mit einem Schwamm!) ab; 

6) dann besorge sie reines Lager und reine Wäsche 
und schliesslich 

7) wasche sie unmittelbar vor der Untersuchung ihre 
Hände und Vorderarme gründlich mit der Karbol- 
verdttnnung, die noch nicht zuvor benutzt sein darf. 

§ 9. Nach der Geburt sind die äussern Geschlechtstheile mit 
lauem, vorher durchgekochtem Wasser abzuspülen und 
mit reinem Tuch oder Wundwatte oder Jute abzutrocknen, 
ebenso bei andern Waschungen der äussern Geschlechts- 
theile (z. B. in der Umgebung der Harnröhrenmündung 
vor dem Katheder einlegen und bei Darmrissen), 
§ 10. bei Ausspülungen und Einspritzungen ist nur Karbolver- 
dünnung zu gebrauchen (aber nur nach Lehrbuch oder 
ärztlicher Anordnung!) 

Erst nachdem diese 10 Paragraphen gut eingeübt waren, 
wurde fortgefahren: 

§ 11. hat 2 Abtheilungen, und zwar: 

1) Die Hebamme vermeide jede unnöthige Berühi-ung 
von gewöhnlichem Wochenfluss, 

2) besonders aber vermeide sie jeden verdächtigen 
Wochenfluss, auch sonst eitriges, fauliges, wie Ge- 
schwür, todte Frucht und ebenso jede an einer an- 
steckenden Krankheit leidende oder verdächtige 
Person. Solche Krankheiten sind besonders: a) alle 
zum Kindbettfieber gehörigen Krankheiten: Kind- 
bett-, Faul- oder Eiter -Fieber, Gebärmutter- oder 
Unterleibs -Endzündung, und b) Rose, Diphtherie, 
Scharlach, Pocken, Syphilis (Schanker, Tripper), 
Unterleibs- oder Flecken -Thyphus, Cholera und 
Ruhr. 

§ 12. Hat die Hebamme aber dennoch sich der Berührung 
von gewöhnlichem Wochenfluss ausgesetzt, so hat sie 
sich sofort ganz so wie sonst vor der ersten Unter- 
suchung einer Kreisenden zu reinigen, und gebrauchte 
Instrumente eine Stunde lang zu desinficiren, 

§ 13. betrifi't diese Berührung aber übelriechenden, fauligen, oder 
eitrigen Wochenfluss oder einen mit Eiter versehenen 
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Gegenstand oder eine Person mit einer der genannten 
Krankheiten, dann ist nicht bloss ebenso wie vor 
der ersten Untersuchung einer Kreisenden zu reinigen, 
sondern ist noch die letzte Karbolwaschung minde- 
stens 5 Minuten lang auszudehnen, und sind Instrumente 
eine Stunde auszukochen und dann eine Stunde mit 
Karbolverdfinnung zu desinficiren; 
§ 14. und 17. betreffen die Kleider, und zwar: 
§ 14. sie zu wechseln, und 

§ 17. sie von andern zu sondern und zu desinficiren. — 
Der Kleiderwechsel ist erforderlich bei Aufenthalt der 
Hebamme in der Wohnung einer Person, die an einer der an- 
steckenden Krankheiten leidet oder verdächtig ist. — Zu 
diesen Krankheiten gehören die obengenannten, nur mit Aus- 
nahme von Syphilis (Schanker, Tripper), Unterleibs -Typhus 
und Cholera. 

Es bleiben jetzt schliesslich nur noch die 3 Paragraphen, 
§ 15, 16 und 18. 

§ 15. vom Physikus Verhaltungs - Massregeln einzuholen, und 
zwar: 

1) bei Kindbettfieberkrankheiten in der Praxis der 
Hebamme, und ausserdem noch 

2) bei Rose, Diphtheritis, Scharlach, Pocken, Flecken- 
typhus oder Buhr eines Kindes oder irgend einer 
Person in der Wohnung der Hebamme, 

§ 16. bei Pflege einer Kranken, Hebammendienste nur im 
äussersten Nothfalle und dann auch nur nach Des- 
infektion des ganzen Köi-pers (womöglich im Bade) und 
darauffolgendem Kleiderwechsel zu versehen, und 
§ 18. Leichen und Sachen von Leichen nicht zu berühren, 
sonst Desinfektion des ganzen Körpers und Kleider- 
wechsel. 
Mit Hülfe dieser Notizen sollten sich die Hebammen die An- 
weisung zu Hause gründlich einüben, und werden sie dann vor- 
aussichtlich nicht nur die Nummern, sondern auch den Inhalt 
der einzelnen Paragraphen beherrschen. 

Wenn diese Hebammen dann aber auch den Anforderungen 
genügen, sagte ich mir, dann wird erst ein Drittel unserer Heb- 
ammen der Anweisung entsprechend handeln, während die 
Nachprüfung des letzten Drittels, nach 2 Jahren wahr- 
scheinlich der diesjährigen ähnlich sein und dann noch 
zeigen wird, dass keine der betreffenden Hebammen bis- 
her die Lehren der Anweisung habe befolgen können, 
weil sie sie nicht verstanden hatte! — 
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Ich glaubte daher dagegen handeln zu müssen, und bean- 
tragte, unter sachgemässer Begründung der Gefahren der Ver- 
zögerung, beim Kreisausschusse, einer jeden Land-Hebamme des 
Kreises eine Prämie von 30 Mark auszusetzen, falls sie noch in 
diesem Jahre die Prüfiing in Bezug auf die Anweisung zur Ver- 
hütung des Kindbettfiebers vor dem Physikus bestehen würde. 
Es wurde dem Antrage gemäss auch beschlossen, und werden 
voraussichtlich alle (?) Hebammen des hiesigen Kreises, wenn 
auch zum Theil erst nach mehrfacher Wiederholung der Prüfung 
resp. Belehrung, wohl spätestens 1890, die Antiseptick bei 
Entbindungen so weit anwenden, als es die Anweisung verschreibt 
und es unter den ungünstigen Wohnungs-Verhältnissen von armen 
Tagelöhnern möglich ist. 



Wenn ich nun, nach den gemachten Erfahrungen von dem 
geringen Fassungsvermögen der Hebammen frage, ob die vielfach 
vorgeschlagenen Reformen des Hebammenwesens, welche bedeu- 
tende Kosten und Mühen verursachen würden, die vorhandenen 
Mängel, und ganz besonders diejenigen des Hebammenwesens 
auf dem platten Lande, zu verbessern im Stande sind, so 
glaube ich doch entschieden Nein sagen zu müssen. — Denn mit 
der Steigerung der Anforderungen i;^ard die Zahl der Hebammen 
in kleinen und armen Dörfern ab- und die der Pfuscherinnen 
z unehmen, und werden alle diejenigen Hebammen, die eine Nach- 
prüfung in einem Lehr-Institute nicht mehr bestehen, nicht ein- 
fach von der Bildfläche verschwinden, sondern sich in das ziem- 
lich geschützte Lager der Winkel-Hebammen flüchten, in welchem 
jede Controle aufhört. 

Wir haben hier leider schon Erfahrungen dieser Art ge- 
gemacht; die von uns für unbrauchbar befundenen und daher ab- 
gesetzten Bezirkshebammen blieben in der Praxis, und die Zahl 
unserer Hebammen hat nur deshalb in den letzten Jahren abge- 
nommen, weil ich diejenigen Personen, die sich zur Ausbildung 
meldeten, auf ihre Vorbildung und Begabung näher prüfte und sie 
für ungenügend erachten musste. — Personen mit einem höheren 
Bildungsgrad verschaffen sich leicht eine andere, bessere Exi- 
stenz, als diejenige einer Landhebamme ist. 

In Bezug auf die jetzt vorhandene Einrichtung der Nach- 
prüfung eines Drittels der Hebammen (die wohl alljährlich auf alle 
und jährlich auf einen anderen Abschnitt des Lehrbuches 
sich beziehen müsste, so dass in einer bestimmten Zeit das 
ganze Lehrbuch zu wiederholen wäre), bemerke ich nur, dass wir 
Physiker schon jetzt das Recht haben, diejenigen Hebammen, 
deren Wissen oder Verhalten den Anforderungen einer Nach- 
prüfung nicht genügt, in vierteljährlichen Pausen so oft zu citi- 
ren, bis die Nachprüfung endlich bestanden ist, also die be- 
obachteten Mängel und Lücken möglichst beseitigt sind. 
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Zur Casuistik der Erwerbsunfähigkeit nach Verletzung. 

Vom Sanitätsrath Dr. Taeke, Eönigl. Ereisphysikus in Wesel. 

(Fortsetzung.) 

Wie der richterliche Augenschein evtl. ergeben wird, befin- 
den sich nicht an der inneren Handfläche der sog. Hohl- 
hand oder dem Handteller 8 (Hautschnitte?) Hautnarben, sondern 
dieselben befinden sich auf dem Bücken der linken Mittelhand, 
sind geringfügigster Art und sämmtlich vollständig ver- 
schieblich, können also naturgemäss, da sie nicht, wie Herr 
Dr. T. angiebt, in der Hohlhand, sondern auf dem Handrücken 
liegen und mit Sehnen oder Knochen nicht verwachsen sind, 
die Bewegungsfähigkeit und Brauchbarkeit der Hand in irgend 
einer Weise nicht behindern oder überhaupt Beschwerden machen. 
Wesentlich anders läge die Sache, wenn sich die erwähnten 8 
Hauptnarben in der Hohlhand wirklich befänden, wo sie durch 
den häufig zu erleidenden Druck schmerzhaft und so der Brauch- 
barkeit hinderlich werden könnten. Die beiden kleinen verschieb- 
lichen Narben, welche in der Hohlhand liegen und ganz glatt 
und verschieblich sind, scheint Herr Dr. T. übersehen zu haben, 
wenigstens sind dieselben in dem Gutachten nicht erwähnt. 

Die Hauptnarbe, welche sich zwischen Eing- und 5. Finger 
befindet, theilt sich nicht gabelig nach dem Handrücken und 
der Hohlhand, sondern nur nach letzterer hin und zwar geht 
dieselbe bis kaum in die Hohlhand hinein, die Beweglichkeit des 
Gelenkes zwischen 4. und 5. Finger ist durch dieselbe kaum ge- 
stört im Vergleich zum selben Gelenk der rechten Hand. Die 
bedeutenste Narbe soll sich aber nach Herrn Dr. T. an der 
inneren (also Daumen) Seite dicht oberhalb des linken Handge- 
lenks befinden, dieselbe ist angeblich 2 cm breit, theilt sich 
nach oben gabiig, ist 5 cm lang und eingezogen, d. h. ver- 
wachsen. Dieselbe ist nun in Wirklichkeit, wie man mit 
blossem Auge mühelos sehen kann, nicht 2 cm, sondern 2 — 3 mm 
breit, nicht 5 cm, sondern nur 2 cm lang und ebenso wie die in 
fast gleicher Höhe und parallel zu derselben successive nach der 
inneren Kleinfingerseite zu liegenden 4 übrigen Narben von meist 
linienförmiger nicht gabiiger Beschaflfenheit, vollständig 
verschieblich und nicht etwa mit den darunter liegenden Or- 
ganen, Sehnen und Knochen verwachsen. Sämmtliche Narben 
liegen in der Längsrichtung und nicht etwa in der Quer- 
richtung des Gliedes, was wohl bemerkt zu werden verdient. 

Da Herr Dr. T. bisher von nichts anderm als von den vor- 
erwähnten Narben in seinem eidlichen Gutachten gesprochen hat, 
muss man wohl annehmen, dass er die wirklich vorliegende theil- 
weise Unbrauchbarkeit der linken Hand auf die sehr unschul- 
digen Narben zurückführt. Ich enthalte mich jeder Bemerkung, 
um an der Hand des Berichtes weiter zu gehen.*) 

^ Anmerkung. Zur Erklärung dieses Passus sei erwähnt, dass der mit 
der Klage betraut« Rechtsanwalt den wesentlichen Theil in der Begründung 
der Gebrauchsunfahigkeit der Hand weggelajssen hatte, nämlich denjenigen, 
welcher sich auf die Verwachsung der Sehnen und der Haut selbst bezog. 
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Der kleine Finger der linken Hand steht im Gelenk 
zwischen dem 1. und 2. Gliede absolut unbeweglich in einem 
spitzen Winkel. Die absolute Unbeweglichkeit ist unbestreitbar 
und nicht etwa durch die vorerwähnten, sondern durch die an 
diesem Finger selbst befindlichen tiefen mit Sehnen und Knochen 
verwachsenen Narben sowie durch den theilweisen Schwund und 
die Verwachsung der Gelenkknorpel selbst bedingt. Was in- 
dessen die Stellung des Fingers im spitzen Winkel betrifft, so 
entspricht diese Angabe abermals nicht der Wirklichkeit, wie 
Jeder ohne Weiteres (und so auch der p. ß. selbst zuge- 
standenermassen) sieht. Der Winkel ist genau ein rechter und 
in dieser Stellung nicht in dem Masse hinderlich als wie in der- 
jenigen eines spitzen Winkels. Das 3. Glied des 4. Fingers steht 
mit dem 2. Glied allerdings in einem leicht stumpfen Winkel, 
jedoch ist dasselbe nicht etwa unbeweglich, sondern passiv be- 
weglich, wenn auch in massigem Grade. Diese Stellung ist be- 
dingt durch die stattgehabte Verletzung der Fingerspitze, die eine 
Entzündung des Gelenks und bleibende Verdickung desselben von 
0,25 cm im Vergleich zu rechts zurückgelassen hat. 

Es können ferner nicht sämmtliche 4 Finger der linken 
Hand, sondern nur die 3 mittleren augenblicklich nicht ganz 
vollständig gebeugt werden, der Daumen, und dies ist wohl zu 
bemerken, konnte bei der von mir am 29. Oktober 1888 vorge- 
nonunenen Untersuchung mit seiner Spitze activ bis an den 
Handteller gebeugt werden, er ist im 2. Gelenk bis ^j^^ der 
Norm activ beweglich. Die Spitzen der 3 übrigen Finger bleiben 
nicht etwa 3 — 4 cm, sondern nur 1,5 bis 2 cm vom Handteller 
entfernt. Diese nicht vollständig genügende Beugestellung ist 
zum Theil eine Folge der bestehenden Verwachsungen der ober- 
flächlichen und tiefen Beugemuskeln unter sich und mit den 
Knochen, zum Theil eine Folge der durch den Nichtgebrauch 
der Hand entstandenen Muskelschwäche. Hätte der p. R. den 
ihm meinerseits wiederholt und dringend ertheilten Bath, die 
linke Hand so viel wie nur möglich zu gebrauchen, befolgt, so 
hätte sich das Ergebniss der mehrere Monate hindurch persön- 
lich fortsgesetzten electrischen Behandlung nicht wieder etwas 
verschlechtert, sondern stetig gebessert, wie man dies bei intelli- 
genten und gutgewillten Patienten fast regelmässig sieht. Wenn 
nun Herr Dr. T. den bei seiner Untersuchung vorhandenen Druck 
mit der linken, verletzt gewesenen Hand kaum auf ^/^^ desjenigen 
einer mittelkräftigen Mannesfaust bezw. der rechten Hand des 
p. R, welche durch den fast ausschliesslichen Gebrauch der- 
selben sehr kräftig geworden ist, berechnet, so muss ich dieser 
Schätzung entschieden widersprechen. Der Druck mit der linken 
Hand, der niemals gleichkräftig ist wie der mit der rechten, be- 
trägt nach meiner Schätzung nicht Vio? sondern ^/^^ bis 7io ^^r 
normalen linken bezw. rechten Hand. Im üebrigen ist bei dieser 
Schätzung nicht ausser Acht zu lassen, dass der gute oder böse 
Wille des p. E. ein beträchtliches und schwer controlirbares 
Mittelglied bei den Beugungen der rechten, sowohl wie der 
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linken Hand bildet, insofern derselbe bei Prüfung der rechten 
Hand das AUeräusserste leistet, während er bei derjenigen der 
linken geflissentlich hinter dem Möglichen zurückbleibt 

Was Herr Dr. T. bis zum Absatz auf S. 5 der Berufungs- 
schrift bemerkt, ist bereits richtig gestellt 

Hinsichtlich der Hinderlichkeit des 5. Fingers, der 4. Finger 
ist nicht hinderlich wegen der leichten Krümmung im 3. Gelenk 
— wie viele Arbeiter und Handwerker verrichten die schwersten 
sowohl wie die feinsten Arbeiten mit einer solch geringfügigen 
Affektion! ! — so bleibt zu bemerken, dass sich im Laufe der 
Zeit eine ganz ungemein grosse Gewöhnung an eine solche Finger- 
stellung gewissermassen einschleicht, und dass eine Behinderung 
nicht nur nicht bei vielen sondern bei den meisten Hantirungen 
kaum in Betracht kommt. 

Fernerhin führt Herr Dr. T. auf Seite 5 Zeile 6 aus, müsse 
der p. R. in Anbetracht der Sachlage für vollständig er- 
werbsunfähig gehalten werden, da er nicht im Stande sei, 
alle solche Arbeiten, zu denen zwei vollkräftige Hände ge- 
hören, in vollem Masse und Umfange d. h. nur zum Theil zu 
verrichten, also vollständig erwerbsunfähig und theüweise er- 
werbsunfähig, ist hiernach ganz einerlei, ein Stumpf oder 4 ge- 
brauchsfähige Finger, das macht anscheinend weiter gar keinen 
Unterschied aus. 

Wie gut und sicher der p. R. mit der linken Hand eine 
Nadel fassen und halten, drehen und wenden kann, das zu zeigen, 
wird sich hoffentlich noch Gelegenheit genug finden. Es sei hier 
bemerkt, dass das Empfindungsvermögen an der verletzten Hand 
in keiner Weise verändert, sondern dem der rechten Hand voll- 
kommen gleich ist. Der p. B. schien selbst erstaunt, wie gut er 
derartige Hantirungen ausführen konnte. 

Der folgende Absatz der Berufungsschrift aus obigen Grün- 
den u. s. w. föllt in sich selbst zusammen. Wenn es auch in 
einzelnen Fällen vorkommt, dass schwer verletzt gewesene Glied- 
massen mehr als gesunde unter der Einwirkung der Kälte 
leiden, bezw. durch die erhöhte Empfindlichkeit gegen niedrige 
Temperaturen in ihrer Gebrauchsfähigkeit leichter beeinträchtigt 
werden, so müssen doch schon schwerere Schäden der Ernährung, 
des Blutumlaufs und der nervösen Organe vorliegen als im 
Fall R. 

Eine solche apodictische Verallgemeinerung derartiger Vor- 
kommnisse, wie sie Herr Dr. T. unbegründeter Weise beliebt, ist 
eben so wenig begründet wie berechtigt, vorläufig keinesfalls 
bewiesen. 

Zur Erläuterung der Beschaflfenheit des linken Unterarms und 
der linken Hand sei noch Folgendes bemerkt: 

Der Umfang des rechten Unterarms beträgt in seiner Dicke 

dicht unterhalb des Ellenbogengelenks 25 cm 

ebendaselbst am linken Unterarm 24 „ 

rechts in der Mitte 20 „ 

links 20 „ 
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rechts dicht oberhalb des Handgelenks 16 cm 

links 16 

rechts über der Mitte der Mittelhand ohne Druck . . 21 

links 20,25 

rechts über dem Mittelhandknochen des Daumens . . 22 

links 21,5 

rechts 1. Glied des Daumens 7 

links 7 

rechts 1. Glied des Zeigefingers 6,75 

links 6,5 

reckts 2. Glied SV» 

links 5^8 

rechts 1. Glied des Mittelfingers 6^8 

links 6V4 

rechts 2. GUed 6»/, 

links 6V, 

rechts 1. Glied des Eingflngers 6 

links 6 

rechts 2. Glied des Ringfingers SV« 

links 5^8 

rechts über den Mittelhandfingergelenken 20 „ 

links 19»/^ „ 

Der an verschiedenen Stellen hierbei sich zeigende geringe 
Unterschied entspricht den natürlichen Verhältnissen, unter denen 
der linke Arm und die Hand immer etwas schwächer sind als 
die rechte obere Extremität. 

Ab- und Adduktion vollständig frei wie rechts, Beugung wie 
rechts, Ueberstreckung im linken Handgelenk nicht ganz so weit 
möglich wie rechts, Pronation wie rechts, Supination um ein Ge- 
ringes hinter der rechten Hand zurückbleibend. Die rechte Hand 
fühlt sich gerade so kalt an wie die linke. 

Nach den vorstehend gemachten Darlegungen hält sich der 
Unterzeichnete für verpfiichtet, die Erwerbsunfähigkeit des p. R. 
mit 15 ^/q wegen der Winkelstellung des kleinen Fingers abzu- 
schätzen. Was die etwas geringere Brauchbarkeit des 3. mitt- 
leren linken Finger angeht^ wie sie nach der Untersuchung vom 
29. d. Mts. augenblicklich noch vorliegt, so hätte dieselbe längst 
ausgeglichen werden können, falls der p. R. sich inzwischen mehi' 
mit der linken Hand beschäftigt hätte; diese geringe Brauchbar- 
keit ist mit 5 bis 10^/^ vollauf entschädigt. 

Es hängt lediglich von dem Willen des p. R. ab, dieselbe 
durch fleissigen Gebrauch der Hand oder durch Fingerübungen 
auszugleichen, bezw. zu beseitigen. Da die Verwachsungen 
zwischen den Beugemuskeln unter einander nicht so derber 
Natur sein können, als dass sie den Uebungen nicht alsbald nach- 
geben sollten. Die electrische Erregbarkeit der Unterarmmus- 
kulatur ist vollständig normal. gez. Dr. C. 

W^ den 30. Oktober 1888. 
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W., den 10. November 1888. 

Entgegnung 

des Königl. Kreisphysikus Dr. T. auf das Gutachten des Stabs- 
arztes Herrn Dr. C. vom 30. Oktober 1888. 

Das Gutachten des Herrn Dr. €. handelt zunächst Über 
meine angebliche Verwechslung der Hautnarben an der inneren 
mit denen an der äusseren Fläche der Hand. Ob dieselben 
auf einem Schreibfehler meinerseits oder des Copisten beruhen, 
will ich nicht entscheiden, da ich nur mehi' eine Abschrift 
von meinem Originalgutachten besitze. Diese Hautnarben sind 
aber ohne alle Bedeutung und selbst einem Laien ist die Ver- 
wechselung sofort erkennbar. Ich erkläre hiermit, dass alle Haut- 
narben an der Hand und selbst die an der Ulnar -Seite der 
vorderen dicht über dem Handgelenk gelegenen Fläche des 
Unterarms und mit den unterliegenden Sehnen und Muskeln 
leicht verwachsene und danim bei Bewegung der betr. Theile 
sich einziehenden Narben ohne alle Bedeutung für die Folgen der 
Verletzung und resp. der darnach entstandenen Entzündung sind. 
Die Angaben, welche Herr Dr. C. über die von ihm vorgenom- 
menen Messungen und die Lage der Hautnarben macht, erscheinen 
mir deshalb in der Sache selbst ohne jede Bedeutung und irgend 
welche Folgen lassen sich meines Erachtens hieraus nicht ziehen. 
Nur das wenige, was Herr Dr. C. am Schlüsse seines Gutachtens 
über die folgenschwere Zellgewebsentzündung gesagt hat, gehört 
hierher. Herr Dr. C. leitet dieselbe folgendermassen ein: 

„Zunächst bemerke ich, dass die ursprüngliche Verletzung 
nur den 4. und 5. Finger der linken Hand betroffen hat und 
dass bei dem unsagbaren und nicht zu beseitigenden jahrelang in 
den obersten Hautschichten aufgespeicherten Schmutz einer 
Arbeiterhand, von diesen Verletzungen aus alsbald eine infektiöse 
Entzündung schwerster Art ausging, welche im Umsehen den 
ganzen Arm bis zur Achselhöhle er^dffen hatte." 

Ich bemerke hierauf, dass, wenn eine solche Entzündung des 
zwischen alle Bestandtheile der Hand und des Unterarins sich 
hineinschiebenden Zellgewebes vorgelegen hat und diese Entzün- 
dung, wie Herr Dr. C. sagt, schwerster Art gewesen ist, eine 
solche Entzündung immer — und hier ist das augenscheinlich 
der Fall gewesen, wie jeder bei Betrachtung der airf dem Hand- 
rücken und im Handteller gelegenen Sehnen der ersten Finger- 
gelenke (metacarpo-phalangeal) mit Ausnahme des Daumens, 
sowie der in der Nähe des Handgelenks gelegenen Sehnen sich 
überzeugen kann — eine Infiltration des interstitiellen Bindege- 
gewebes von harter, narbiger Resistenz hinterlässt, welche sowohl 
durch Druckwirkung auf die zwischen die wenig nachgiebigen 
fibrösen Gebilde der Hand und des Armes eingeklemmten Nerven 
und Muskeln allmählig deren Schrumpfung und Schwund verur- 
sacht, als auch durch Verlöthung der sonst an einander ver- 
schiebbaren Theile den so ausserordentlich complicirten Mecha- 
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nismus der Hand lahni legt. Die letztgenannte Störung ist in 
noch stärkerer Weise in unserem Falle durch die zugleich mit 
der Zellgewebsentzündung eingetretene Sehnenscheidenentzündung 
hervorgebracht, was man in der geringen Verschiebbarkeit und 
Verdickung der auf dem Handrücken und im Handteller in ihren 
Scheiden verlaufenden Sehnen erkennt. Der glattwandige Kanal, 
in welchem sonst die Sehnen mit Leichtigkeit hin- und hergleiten, 
ist durch die Produkte der Entzündung mehr oder weniger zum 
fest angehefteten starren Strang geworden, welcher die Bewe- 
gung im hohen Grade erschwert. 

Ich muss deshalb fest auf meinem alten Gutachten bestehen, 
insofern es die Folgen der Verletzung und der darnach aufge- 
tretenen Zellgewebsentzündung schwerster Art (siehe Gutachten 
des Herrn Dr. C.) anbetrifft. Die wichtigsten Funktionen der 
Hand, wiederhole ich hier nochmals, als da sind: das Ergreifen, 
Festhalten und jene so mannigfachen combinirten Bewegungen 
ihrer Finger sind bei dem p. R. in dem Grade beeinträch- 
tigt, dass ihm die Hand dadurch im Wesentlichen unbrauchbar 
geworden ist; er kann die Axt und Säge nicht mehr führen, 
schwere Holzstücke nicht mehr handhaben, er kann sich beim 
Besteigen eines Gerüstes nicht mehr mit der linken Hand fest- 
halten, er ist selbst nicht mehr im Stande gewöhnliche körper- 
liche Arbeiten zu leisten, die jeder Arbeitsmann auszuführen hat; 
er kann nicht Lasten tragen und heben, weil er mit der Hand 
nicht fest zufassen kann, er kann keine Karre schieben, nicht 
einmal einen Besen führen u. dergl. mehr und wird auch zu 
solchen Arbeiten voraussichtlich entgegen der Ansicht des Herrn 
Dr. C, niemals die Hand wieder gebrauchen können, indem die 
von Herrn Dr. C. angefahrten Heilmittel, Uebung und Electrici- 
tät, die nur auf Muskeln, nicht auf Verwachsungen wirken, er- 
fahrungsgemäss wenig nutzen. K wird nicht im Stande sein, 
irgend ein Handwerk zu erlernen, da sämmtliche Handwerke, 
wenn sie nicht eine energische Kraftwirkung beider Hände er- 
fordern, wie das Zimmerhandwerk, zu ihrer Ausübung gerade die 
geschickte Benutzung der Finger voraussetzen. 

Zum Schlüsse gestatte ich mir noch auf einige zum Theile 
bereits im Laufe dieser Entgegnung erwähnte Irrthümer in dem 
Gutachten des Herrn Dr. C. zurückweisen. 

1. Herr Dr. C. behauptet, dass ich die Schädigung der 
Hand allein von den Hautnarben abgeleitet habe. 
Hierauf muss ich erwidern, dass ich an verschiedenen 
Stellen meines Gutachtens ausdrücklich betont habe, 
dass die schweren Folgen für die Brauchbarkeit der 
Hand allein oder doch in ganz hervorragender Weise 
aus der Zellgewebsentzündung, welche nach Herrn Dr. 
C. schwerster Art war und bis zur Achsel hinaufreichte, 
in der darauffolgenden Eiterung und der Verwachsung der 
Sehnen mit ihren Scheiden und in der Narbenbildung in 
dem die Sehnen und Muskeln umlagernden und verbin- 
denden Zellgewebe bestanden habe. Nur eine Hautnarbe 
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macht davon eine Ausnahme, n&mlich die am unteren 
Theile des Unterarms, welche bereits erwähnt ist. Die 
Messungen der Hantnarben nach Millimetern hat vollends 
gar keine Bedeutung und ist deren Zweck mir unerklär- 
lich. Wenn H. Dr. C. annimmt ich leite alle schlimmen 
Folgen für die Brauchbarkeit der Hand nur von den 
Hautnarben her, so ist diese Annahme thatsächlich un- 
richtig. Bemerken will ich indessen, dass ich B. vorher 
nie gesehen und von seiner Krankheit und Verletzung 
nichts gewusst habe. Ich führte die Hautnarben nur als 
Beweis dafür an, dass er an einer Zellgewebsentzttndung 
gelitten haben musste, deren Eiterprodukt durch Ein- 
schnitte an den betreffenden Stellen, bis zu welchem 
also die Zellgewebsentzündung vorgedrungen sein musste, 
entleert sei. 
2. Der spitze Winkel des kleinen Fingers des p. E. besteht, 
wie der Augenschein ergeben wird, bei richtiger Messung 
und so lange er nicht durch passive Streckung zu einem 
rechten ergänzt wird, in der That. 
Ich glaube durch vorstehende Entgegnung dem Gutachten 
des Herrn Dr. C. meine rein sachliche Ansicht gegenübergestellt 
zu haben. gez. Dr. T. 

(Fortsetzung folgt.) 

Referate. 

Die Verbreitung des Heilpersonals, der pharmazeutischen Anstalten 
und des pharmazeutischen Personals im Deutschen Reiche. Be- 
arbeitet im Kaiserlichen Gesundheitsamte. Berlin. 1889. 
Verlag von Julius Springer. 

Am 1. April 1887 haben im ganzen Deutschen Reiche Erhebmig^en über die 
Zahl der Aerzte (einschl. der Wmidärzte), Hebammen, Heilgehülfen, femer über 
das Krankenpflege- und das nicht approbirte, die HeDkunst gewerbsmässig 
ausübende Personal, endlich über die Zahl der Thierärzte, Apotheken und 
pharmazeutischen Personen stattgefunden. Die Ergebnisse dieser Au&ahme 
sind Yom Kaiserlichen Gesundheitsamte in einer mit 8 üebersichtskarten ver- 
sehenen Arbeit veröffentlicht. Den Tabellen ist eine Besprechung vorangeschickt. 

Die Gesammtzahl der approbirten, in ihrem Berufe tliätigen 
Aerate belief sich im Deutschen Reiche auf 15 824, darunter 14 489 Givil£zte 
und 1335 Militärärzte; von ersteren waren 581 ausschliesslich in und für An- 
stalten thätig, von letzteren hatten 765 sich bei den Ortsbehörden zur Aus- 
übung ihrer Civilpraxis angemeldet. Auf das Königreich Preussen entfielen 
9284 Aerzte, darunter 813 Militärärzte. Im Vergleich mit der vorigen Zäh- 
lung vom Jahre 1876 hat die Zahl der Aerzte beträchtlich zugenommen, und 
zwar in Preussen um 16,6 ^/q, während die Bevölkerung im ung^efähr ent- 
sprechenden Zeiträume nur um 10 ^/q wuchs. Indessen beschränkte sich die 
Vermehrung auf die grösseren Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern, in 
den kleineren fand sogar eine Verminderung der Aerzte statt. Am beträcht- 
lichsten war in Preussen die Zunahme in der Stadt Berlin (etwa um 43 ^Iq\ 
demnächst in den Regierungsbezirken Gumbinnen (41 ®/o), Bromberg (33 ®/o)t 
Potsdam, Erfurt, Posen, Oppeln, am geringsten in der Provinz Hannover, deren 
Regierungsbezirke Stade und Osnabrück sogar eine Abnahme der Aerzte zu 
verzeichnen hatten. Durchschnittlich ist in allen östlichen Regie- 
rungsbezirken des Staates ein bedeutend stärkeres Anwachsen 
der Aerzte als in den westlichen beobachtet worden. 
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Für die Aerzie der Landstädte (d. h. mit weniger als 5000 Einwohnern) 
und Landgemeinden ist der räumliche Umfang der ärztlichen Thätigkeit 
in Durchschnittszahlen für jeden Bezirk berechnet. Damach hatte die Land- 
bevölkerung in den 6 Ostlichen Provinzen Freussens und den beiden Grossher- 
zogthümem Mecklenburg durchschnittlich den weitesten Weg ziun Arzte zu- 
rückzulegen, den kürzesten in Waldeck, Reuss j. L., im Königreich Sachsen 
und in Baden. Innerhalb Freussens wohnten die Aerzte kleiner Gemeinden 
am dichtesten in den Regierungsbezirken Wiesbaden und Köln, am weitesten 
von einander entfernt im Regierungsbezirk Eöslin; dort kam auf 42, hier erst 
auf 425 qkm ein Landarzt, d. h. ein Arzt in einer Gemeinde mit weniger als 
5000 Einwohnern. 

Was das Verhältniss der Aerzte zur Einwohnerzahl betrifft, so ge- 
hörten die kleinen Gemeinden in Waldeck, dem hamburgischen Staate, Olden- 
burg, Hessen, zu den am besten mit Aerzten vorsorgten, innerhalb Freussens 
diejenigen der Frovinz Schleswig-Holstein; fasst man aber alle kleinen und 
grossen Gemeinden zusammen, so war nächst den Gebieten der 8 freien Städte 
das bäderreiche Waldeck und Hessen-Nassau am meisten mit Aerzten bedacht. 
Die wenigsten Aerzte im Verhältniss zur Einwohnerzahl gab es in den 
Regierungsbezirken Gumbinnen, Marienwerder, Eöslin, Oppeln, Bromberg^ und 
Fosen. Auf einen Arzt kamen durchschnittlich in den kleineren Gemeinden 
5663; in den mittelgrossen (mit 5000—20000 Einw.) 2138, in den grossen 
Gemeinden 1604 Einwohner, dagegen kam z. B. in den kleinen Gemeinden des 
Regierungsbezirks Köslin erst auf 14 000 Fersonen ein Arzt. 

Von den grossen Städten des Reiches (mit 20 000 und mehr Einw.) 
hatte Wiesbaden die meisten Aerzte, demnächst die 5 Universitätsstädte Bonn, 
Greifswald, Heidelberg, Göttingen, Freiburg und innerhalb Freussens Neisse, 
Trier, Fosen; die wenigsten Aerzte fanden sich in Linden bei Hannover, Rix- 
dorf bei Berlin, Altendorf und Borbeck bei Essen und — excl. Militärärzte — 
in Spandau. 

Die mittelgrossen Städte (mit 5000—20000 Einw.) hatten im Osten 
der FreuBsischen Monarchie durchschnittlich mehr Aerzte als in vielen Regie- 
rungsbezirken des Westens. Im Allgemeinen zeigt ein Blick auf die die 
Aerztevertheilung darstellende Karte, dass auf die Zahl der Aerzte, nament- 
lich in den ländlichen Bezirken, die Wohlhabenheit der Bevölkerung von 
grossem Einfluss ist; unter 2 annähernd gleich dicht bevölkerten Kreisen hat 
immer der wohlhabendere mehr Aerzte. 

Ausser den Aerzten übten noch 669 approbirte Medicinalpersonen als 
^fWnndftrate^^ oder unter entsprechendem Namen die Heilkunde aus, relativ 
die meisten in Württemberg und einzelnen thüringischen Staaten. Auf Freussen 
kamen deren nur 68. Endlich beschäftigten sich gewerbsmässig mit der Be- 
handlung kranker Menschen 1718 im Deutschen Reiche nicht approbirte Per- 
sonen* Hierunter sind jedoch nur solche gezählt, welche dies Gewerbe be- 
hördlich angemeldet oder öffentlich angekündigt hatten. Weitaus die meisfbn 
dieser Fersonen kamen auf die grossen Städte, wo ihre Zahl seit 1876 um 
fast das Vierfache zugenommen hat, namentlich waren Lübeck, Hamburg und 
die grossen Städte des Königreich Sachsen reich daran. 

Die Hebammen haben sich im Deutschen Reiche seit der letzten Zäh- 
lung, d. h. in 11 Jahren, von 83 184 auf 86 046 also um 8,8 ^L, etwas schwächer 
als die Bevölkerung, vermehrt; neuerdings wurde erst aut 1800 Einwohner, 
damals schon auf 1290 eine Hebamme ermittelt. Umgekehrt wie bei den 
Aerzten sind hier die Landstädte und kleinen Landgemein deu bedeutend 
besser als die mittelgrossen und grossen Gemeinden bedacht. Vergleicht man 
die Zahl der Hebammen mit der Zahl der im Jahre (1886) geborenen Kinder, 
so ergiebt sich, dass in Waldeck, Baden, Hessen, Hessen-Nassau schon auf 17 
bis 27 Geburten eine Hebamme kam, dagegen im Staate Hamburg auf 115, 
im Regierungsbezirk Bromberg auf 118, im Regierungsbezirk Fosen erst auf 
126 Geburten. Am reichlichsten waren in Freussen nächst Hessen-Nassau und 
Hohenzollern die Frovinz Hannover und die Regierungsbezirke Erfurt und 
Kolberg mit Hebammen versehen, obgleich in den Regierungsbezirken Kassel 
imd Osnabrück eine Abnahme gegenüber der früheren Zählung eingetreten ist. 
Die beträchtlichste Zunahme (um 126 ^/q) zeigte sich in Berlin. Im ganzen 
Königreich Freussen kamen durchschnittlich auf 200 qkm 11 Hebammen neben 
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4 bis 5 Aerzten; auf je 10 Hebammen kamen in den kleinen preussi- 
schen Gemeinden etwa 2, in den mittelgrossen Städten 7 bis 8, in 
den ffrOBsen Städten 12 Aerzte. 

l)ie ZaU der geprüften Heildiener hat sich in Preussen seit der letzten 
Zählung vermindert, die meisten waren in Berlin (500) und den Regierungsbe- 
zirken Magdeburg (614), Potsdam (158), Düsseldorf (150), Wiesbaden ^148) ansässig. 

Eine Zählung der berufsmässigen Krankenpfleger una Kranken- 
pflegerinnen hat in dieser Vollständigkeit 1887 zum ersten Male stattge- 
funden. Das katholische Erankenpflegepersonal war hiemach mehr in den 
Landgemeinden und Landstädten, das evangelische mehr in den grossen Städten 
in Thätigkeit. 

Die Zahl der Apotheken belief sich im Deutschen Reiche auf 4416, sie 
hat seit der letzten Zählung nur um 6 ^/^ zugenommen, am beträchtlichsten 
in Berlin (48 ®/o), femer in Schlesien (11 ®/o), in Schleswig-Holstein (fast 
11 ^Iq) u. s. w., am wenigsten hat sich der Bestand in den Provinzen 
Hannover und Hessen-Nassau geändert. Von den grossen Städten des Reiches 
zeichneten sich am Zählungstage Metz, Golmar, Strassburg, Mühlhausen i./£. 
und Hanau durch die meisten Apotheken (1 auf noch nicht 5000 Einwohner) 
aus, wogegen verhältnissmässig die wenigsten (1 auf mehr als 13 500 Einw.) 
sich in Braunschweig, Magdeburg, Berlin, Breslau und Halle befanden. Die 
meisten Apotheken im Vernältniss zur Einwohnerzahl feuiden sich nicht in den 
grossen, sondern in den mittelgrossen Städten des Königreichs Preussen. 
Unter ihnen ragten wiederum die der Regierungsbezirke Kassel, Erfurt, Danzig, 
Aurich und Osnabrück hervor. 

Der Betriebsumfang der Apotheken Hess sich nach der Zahl der 
darin thätigen pharmazeutischen Personen bemessen. Etwa der vierte Theil 
aller Apotheken — einschliesslich Filialen — wurde vom Geschäftsinhaber 
allein ohne pharmazeutisches Hülfspersonal, etwa der dritte Theil mit 2 und 
mehr, der Rest nur mit einer pharmazeutischen Hülfsperson, Gehülfe oder Lehrling, 
betrieben. Seit der letzten Zählung hat sich die ^ahl der Apothekerlehrlinge 
um mehr als 60 ^/o, die der nichtapprobirten Gehülfen um 36 ^q vergrössert. 

Die Verbreitung der Apotheken im Deutschen Reiche im Verhälüiiss zur 
Einwohnerzahl, ebenso die Vertheilung der Hebammen ist kartographisch 
durch Farbenabtönung und SchrafBrungen der Kreise etc. möglichst dargestellt. 

Dr. Rpd. 

Dr. R. V. Kraflft-Ebing. Lehrbuch der Psychiatrie auf klini- 
scher Grundlage für praktische Aerzte u. Studierende. 
3. umgearbeitete Auflage. Stuttgart 1888. Verlag von Ferdi- 
nand Enke. Gross 8^. 716. S. Preis 15 Mark. 

Ich habe die früheren Aufla^n der Psychiatrie des VerfiEWsers nicht 
eingehend durchgearbeitet. Kann ich daher keinen Bericht darüber liefern, 
wie sich diese „umgearbeitete^^ Auflage zu den früheren Auflagen yerhält, so 
freut es mich andererseits, gleich an die Spitze meines kurzen Referates mit 
voller Ueberzeugung den Ausspruch setzen zu können: Wollte ich als Stu- 
dent zum ersten Mal oder als practischer Arzt erneut mich mit 
der Psychiatrie beschäftigen, ich würde sunAohst kein anderes 
Lehrbuch zur Hand nehmen, wie das vorliegende. Klar, streng 
wissenschaftlich, wo nöthig eingehend breit, an anderen Stellen wieder klassisch 
knapp geschrieben, führt es den Leser in dieses, dem Anfilnger doch nicht 
immer leicht fallende Gebiet in sicherer, grundliegender Weise ein, bietet es 
auch dem schon mit der Psychiatrie vertrauten Kollegen eine höchst fesselnde 
Wiederauf&ischungs-Lectüre, wie es zugleich eine Fülle von Anregungen zu 
weiterem Nachdenken an die Hand giebt. So hält der Verfasser voll und 

r&, was er in der Vorrede sagt: Das Buch soU ein brauchbarer Führer sein 
den Hörer der Klinik, wie rar den ärztlichen Praktiker. Ich möchte hin- 
zufügen: Auch der Medicinalbeamte wird — er wi ja übrigens gewiss ärzt- 
licher Praktiker vor Gericht — mit voller Befriedigung und nut grossem 
Nutzen in Bezug auf specieUe Fragen von dem reichen Ii^h&St Kenntniss nehmen. 
Neu angenommen ist in diese Auflage, wie Verfieuser in der Vorrede mit- 
theilt, das neurasthenische Irresein und der Morphinismus. 
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In drei Büchern (1. Band) wird der Inhalt uns gegeben. Im ersten Buch 
führt uns der Verfibsser in das Studium der Psychiatrie ein. Das 2. Buch 
giebt die allgemeine Pathologie und Therapie des Irreseins. Im 3. Buch 
folgt dann die specielle Pathologie u. Therapie. 

Bezüglich des 1. Buches möchte ich hervorheben, dass bei der Besprechung 
des anatomischen Baues des Gehirns aJles Ueberflüssige, nicht einigermasRen 
Sichergestellte fortgelassen ist. Andere, zweifellos feststehende Tnatsachen 
werden gebührend betont; so z. B. sagt Verfasser: Die neue Experimental- 
physiologie ergiebt zweifellos, dass die elementaren Vorgänge der Wahr- 
nehmung und Bewegung an bestimmte Rindenterritorien gebunden sind. Seh- 
region, üörregion, Sprachcentrum sei zweifellos sicher firestellt; unsicher seien 
noch die Behauptungen bezüglich der Regionen für Geschmack, Geruch und 
Gemeingefühl. Hier betont denn auch der Verfasser ganz bestimmt, dass es 
widersinnig sei, Verstand, Gemüth und Willen als besondere SeelenvermOgen 
hinzustellen; das geistige Leben ist ein einheitliches, untheilbares. Die Erinne- 
rungsbilder verschiedener Territorien müssen miteinander in Beziehung treten, 
um allgemeine Vorstellungen daraus zu bilden; eine anatomische Verbindung 
der verschiedenen Territorien sei also nüthig und anzimehmen. („Associations- 
bahnen.") 

Nachdem dann einige ausserordentlich scharf durchdachte und klar ge- 
schriebene Kapitel uns mit psychologischen Vorbemerkungen, mit der Sonder- 
stellung der psychischen Erankheitszustände innerhalb des Gesammtgebietes 
der Hirnkrankheiten (psychische Erkrankungen sind diffuse Erkrankungen der 
Hirnrinde, speciell der Grosshirnrinde; — aber andererseits: Psychose ist 
nicht nur Krankheit des Gehirns, sondern Krankheit der Person, 
krankhafte Veränderung der Person), mit der Wichtigkeit des Stu- 
diums der Psychiatrie, mit den Schwierigkeiten beim Studium der psychischen 
Ii[rankheiten,sodann mit Analogien des Irreseins (Affecte, motivirte Depression bei 
Gesunden etc.) bekannt gemacht haben, folgt am Schluss des 1. Buches ein 
kurzer, aber doch hinreichend umfiassender geschichtlicher Abriss der Psychia- 
trie, an dessen Schluss Verfasser sagt: Die Psychiatrie ist noch immer eine 
descriptive Wissenschaft, noch keine erklärende; und bezüglich der Krank- 
heitsformenbezeichnung, bezüglich der Gintheilung der Psychosen sagt V^er- 
fasser: Die dürftigen Ergebnisse der pathologisch-anatomischen Forschung ge- 
statten noch nicht die Krankheitsbilder pathologisch- anatomisch zu bezeichnen. 

Im 2. Buch folgt, wie bemerkt, die allgemeine Pathologie und Therapie 
des Irreseins. 

Bei Besprechung der elementaren Störungen der Gehimfonktionen im 
Irresein — Vorgänge in der affectiven Seite des Seelenlebens: im Gemüth, — 
Vorgänge in der vorstellenden Sphäre: im Verstand, in der Vernunft, im Ge- 
dächtniss, — Vorgänge in der psychomotorischen Seite: Triebe, Wille, — bei 
Besprechung also der Anomalien des Fühlens, Vorstellens und Strebens betont 
Veitasser erneut, dass damit die Lehre vom einheitlichen Seelen- 
leben nicht aufgehoben sei, dass nur eine Seite der psychischen Leistung 
besonders hervortrete, sich als besonders gestört, als vorwiegend krankhaft 
verändert erweise. Besonders hervorzuheben sind die Bemerkungen, die Ver- 
fasser im 4. Kapitel in Bezug auf Störung in der motorischen Seite des Seelen- 
lebens (Triebe u. Willen) macht: Das pnysiologische Leben kennt einen Er- 
haltungs- und einen Geschlechtstrieb („Hunger und Liebe regieren die Welt'*); 
das krankhafte Leben schafft keine neuen Triebe, wie man lange 
Zeit fälschlich annahm (sog. Mord-, Stehl- u. Brandstiftungstrieb u. s. w.); 
es kann die natürlichen Triebe nur vermindern oder steigern, 
oder in perverser, veränderter Weise zur Aeusserung gelangen 
lassen. Damit ist die Lehre der sog. Monomanien vom Verfasser abgethan. 

Weiter sind ausserordentlich Idar, scharf und unterrichtend die Kapitel 
über Sinnestäuschungen, d. h. also über die psychosensoriellen Störungen. Es 
folgen Kapitel über: Störungen der sensiblen Funktionen, der motorischen 
Funktionen, Störungen im Gebiet der vasomotorischen Nerven (Präcordial- 
angst ; geradezu klassische Schilderung der Folgen derartiger Angstzustände) — , 
sodann über trophische Funktionsstörungen, secretorische Funlrtionsstörungen; 
schliesslich werden Störungen im Bereich der vitalen Funktionen besprochen 
(Eigenwärme) [Psychosen sind im Grossen -Ganzen fieberlose Gehimerkran- 
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klingen; aber Zerstörungen gewisser Hirnrindengebiete haben Einflass auf 
Eigenwärme; auch halbseitige Temperaturunterschiede konmien vor] Puls, 
Verdauung, Assimilation, Respiration, Gesammtemährung, Körpergewicht, 
Schlaf.) Hier sagt Verfasser zum Schluss des 1. Abschnitt^: 

Die Mehrzahl der Psychosen ist nichts anderes als der Ausdruck von 
schweren Ernährungsstörungen, an denen das Gehirn theil nimmt. Gerade 
dieses Schlusskapitei des ersten Abschnittes zweiten Buches wird jedem Leser, 
auch dem psychiatrisch erfahrenen, zu weiterem Nachdenken reichlich An- 
lass geben. 

Im zweiten Abschnitt dieses Buches behandelt Verfasser dann zunächst 
die Ursachen des Irreseins. Hier hebe ich nur folgende Sätze hervor: Als 
Ursache wirkt in der Regel eine Mehrheit von Faktoren zusammen. Die an- 
scheinend letzte Ursache ist oft schon als Erankheitssymptom aufzufassen. Die 
Anamnese ist ganz besonders wichtig und sehr genau festzustellen; die- 
selbe muss die ganze geistige und körperliche Individualität und Lebensge- 
schichte um^sen. , feine Krankheit giebt es, die so erblich ist 
ausser der Tuberkulose.* 

Mit Wahrscheinlichkeit meint von Kr äfft behaupten zu können, dass 
das Irresein zunehme; die moderne Gesellschaft habe in der That ,zu viel 
Nerven, zu wenig Nerv.* — Bei Besprechung des Vorkommens der Psychosen 
in den verschiedenen Lebensaltern erwähnt Verfasser auch die von Kahl bäum 
und Heck er aufgestellte Form der Hebephrenie. von Krafft-Ebing scheint 
die Berechtif^ung, diese besondere Krankheitsform au&ustellen, fraglich. (Auch 
die Katatome Kahlbaum *s wird an betreffender Stelle [Tetanie, Katalepsie] 
gar nicht erwähnt). Ich werde am Schluss des Referates dsurauf zurückkommen. 

Ein ^Klimakterium des männlichen Geschlechtes* aufeustellen 
und daran besondere Alterspsychosen der Männer zu knüpfen, scheint dem 
Ver&sser biologisch, wie klinisch nicht zulässig zu sein. Diese Psychosen ge- 
hörten in das Gebiet der senilen Psychosen, seien dann, wenn sie zwischen 
dem 50. bis 60. Jahre aufträten, durch Senium praecox zu erklären. Ich 
möchte mich dieser AufGetösung anschliessen. Bei Besprechung der Berufs- und 
Lehensverhältnisse der Kranken (mit dem Kopf arbeitenden Menschen sind 
mehr disponirt) erklärt von Krafft eine Reform des Unterrichtswesens 
für zeitgemäss. 

Den höchst interessanten Abschnitt über Erblichkeit (Atavismus; Gesetz 
des Polymorphismus oder Transmutation; Regeneration durch Kreuzung mit 
gesundem Blut), über Einfluss der Erziehung etc. wolle man an Ort und Stelle 
lesen; es ist einer der besten Abschnitte des ganzen vortrefflichen Werkes. 
Bei Besprechung der gelegentlichen Ursachen des Irreseins (im Gegensatz zu 
den prädisponirenden Ursachen — ) betont Verfasser in dem Abschnitte über 
Epilepsie: dass die vertiginöse Form der Epilepsie der Integrität 
des geistigen Lebens bedenklicher sei, verhängnissvoller als die 
convulsive Form. Dieser, ja schon von anderer Seite fest^^estellte und 
wohl allgemein gültige Satz verdient auch grade in gerichtsärzthcher Thätig- 
•keit vollste Beachtung. 

In dem Abschnitt über die Erkrankunjgen der weiblichen Geschlechts- 
theile als Ursache des Irreseins hebt der Vermsser, nach meiner Ueberzeugung 
mit vollstem Recht, hervor, dass wenn auch der Einfluss der Krankheiten der 
Geschlechtsorgane beim Weibe nicht zu unterschätzen sei, es doch andererseits 
eine ganz irrige Anschauung sei, annehmen zu wollen, die uterinalen Psychosen 
hätten stets eine eigenartige Färbung des Krankheitsbildes, sie müssten jedes- 
mal erotischen oder hysterischen Charakter haben. 

Des Weiteren betont der Verfasser, dass die Erkrankungen der Ge- 
schlechtsorgane bei Männern nur eine geringfügige ursächliche RoUe spielen; 
in der Regel seien derartige Erkrankungen schon Symptome eines angeborenen 
neuropathologischen Zustandes oder eines erworbenen (Excesse, Oname) neuro- 
pathologischen Zustandes. 

Damit aber will von Krafft die ursächliche Bedeutung von geschlecht- 
lichen Ausschweifungen keineswegs unterschätzt wissen. Diese Bedeutung sei 
keine geringe, von Krafft betont dann auch bestimmt, dass bei sexualen 
Psychosen selten Geruchshalluzinationen fehlen. 
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Des Weiteren erklärt YerffUBser: 

Cessiren der Lochien oder der Milch post partum ist Symptom, nicht 
causa morbi! 

Die sogenannten puerperale Manie, die ganz mit unrecht so genannt 
werde, insofern das puerpemle Irresein, das meist zwischen 5. und 10. Tage 
post partum ausbreche, gar keine specifische Form des Irreseins darstelle, 
wenn schon es allerdings häufig unter dem Bilde einer Manie verlaufe, — 
also diese sogenannte Mania puerperalis biete durchaus nicht vorherrschend, 
wie immer noch angenommen werde, im Delirium der Manie einen erotischen 
Zug dar. — Uebrigens hat auch von Er äfft nach seiner Erfahrung die 
Ueberzeugung gewonnen, dass die sogen. Melancholia puerperalis progpiostisch 
ungünstiger sei, als die sogen, puerperale Manie. 

Nachdem dann das Irresein durch Intoxikationen (Alkohol, Narkotika 
[Tabak] Blei, Quecksilber, Brom etc.) besprochen ist, folgt im dritten Ab- 
schnitt des zweiten Buches die Lehre vom Verlauf, Dauer, Ausgang und der 
Prognose der psychischen Krankheiten. 

Hier erhebt Verfasser mit Recht den Klageruf, dass wir über die 
prämonitorischen Erscheinungen des Irreseins erst dann Posi- 
tives wissen werden, wenn die Psychiatrie Gemeingut der prak- 
tischen Aerzte geworden ist. 

Sodann betont Verfasser ganz bestimmt: 

Es sei durchaus nicht wahr, dass immer ein melancholisches 
Vorstadium da sei. Wer wollte nach eigener Erfahrung dem widersprechen? 
Ein solches Vorstadium ist sicherlich nicht immer da. 

Ich lasse wieder weiter einige Hauptzüge folgen: 

Die Morbidität der Irren ist eine grössere als die der Geistesgesunden 
von gleicher Altersklasse. 

Eine Immunität bietet das Irresein gegenüber keiner Krank- 
heit. (Carcinom scheine seltener bei Irren vorzukommen, wie bei Geistes- 
gesunden). Die Diagnose der interkurrenten Krankheiten sei oft schwieriger, 
wie in der Kinderpraxis (Bewusstseinsstörung, Schmerzlosigkeit in einzelnen 
Fällen und dgl. m.). 

Geisteskranke starben ömal häufiger an Tuberkulose, wie Geistesgesunde. 
Man lese auch diesen höchst anregenden Abschnitt im Original. Bemerken 
will ich nur noch, dass von Krafft-Ebing die Frage, ob Othämatome stets 
durch mechanischen Insult entstehen, offen lässt, welcher Auffassung ich mich 
nach meinen Erfahrungen nur anschliessen kann. 

Bezüglich der Prognose meint von Kr äfft: 

Selten ist es möglich, mit voller Sicherheit die Prognose zu 
stellen. In besseren Anstalten kämen 30 — 60 ^L Genesungen vor. Je länger 
die Dauer der Krankheit, um so ungünstiger die Prognose. Die Mahnung, 
jeden Fall concret zu beurtheilen, kann man nur als vollberechtigt an- 
nehmen und befolgen. 

Die Frage, ob, wie Dittmar. Rippingu. A. behaupten, eine in den 
Verlauf einer bereits bestehenden Psychose fallende Schwangerschaft die 
Prognose zu einer fast absolut hoffnungslosen mache, welcher Auffassung 
Erlenmeyer auf Grund von 4 günstig verlaufenen Fällen widerspricht, lässt 
von Kr äfft offen. Referent hat darüber keine massgebenden eigenen Erfah- 
rungen. Dagegen kann von Kr äfft behaupten, dass nach statistischen Zu- 
sammenstellungen bei Weibern Irresein auf erblichem Grunde um 60 ^/o häu- 
figer sei als bei Männern. 

So, in gründlichster Weise seine eigenen reichen Erfahrungen ausnutzend, 
die Beobachtungen anderer Forscher und Kliniker benutzend, fährt der Ver- 
fasser fort, giebt uns allgemeine Diagnostik ( — Geisteskrankheiten sind nicht 
nur Krankheiten des Gehirns, sondern der Person; die psychologische Diagnose 
muss zur anthropologischen vertieft werden — ), Diagnose der Genesung 
( — wichtig, volle Emsicht in die überstandene Krankheit! — ) und im An- 
schluss da^n ein Schema zu Geisteszustandsuntersuchungen (fQr Ananmese und 
Statuspräsens; dazu Durchschnittsschädelmasse), das Vielen willkommen sein 
wird. Es folgt allgemeine Therapie; hier betont von Kr äfft, dass die 
psychisch kranke Person individualiter zu behandeln sei. 
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Bei Besprechung der Prophylaxe der Geistesstöraiigen im zweiten Kapitel 
dieses Abschnittes spricht Verfasser ausgezeichnete Erziehungsgrund- 
sätze aus. Hier folgt denn auch bei Besprechung der Behandlung im Besinn 
des Irreseins eine (gewiss berechtigte, Re£) Klage des Verfassers üoer 
die vielfach noch bestehende Unwissenheit der praktischen Aerzte 
auf dem Gebiete der Psychiatrie; Warnung gegen Kaltwasseran- 
stalten und Chloral! Viele Kranke kämen als caput mortuum 
zu spät in die Anstalten! 

Wenn aber Verfasser am Schluss dieses Kapitels sadzt, dass nicht in 
Irrenanstalten gehörten: Ruhige secundäre, psycnische Schwächezustände, 
Paralytiker in den Endstadien ihrer Krankheit, Trunkfällige, verbrecherische 
Irre, — so kann ich dem nur bedingt zustimmen. Trinker gehören in Trinker- 
asyle, vorausgesetzt, dass diese baulich und ärztlich im Stande sind, auch Deli- 
ranten zu beherbergen und zu behandeln; verbrecherische Irre (wilde Männer?) 
gehören in besondere Anstalten, auf die wir freilich noch lange werden warten 
können; aber Paralytiker in den Endstadien und secundäre psychische Schwäche- 
zustände werden doch oft in guten Anstalten, zumal in guten Privat- 
anstalten besser verpflegt werden können, wie es zu Haus möglich sein 
dürfte. Betont wird dann der (nicht oft genug zu wiederholende — Ref.) 
Satz: „Den Kranken soll die Noth wendigkeit der Aufnahme offen mitgetheilt 
werden.' Ob und wann im Einzelfia.lle davon abzuweichen ist, abgewichen 
werden darf oder sogar muss, kann, nach des Referenten Ansicht nur der er- 
fahrene Irrenarzt entscheiden. 

An die Spitze des Kapitels über die Behandlung der ausgebildeten Krank- 
heit stellt von K rafft mit Recht den Satz: Möglichst sparsam mit dem Blute 
Geisteskranker umzugehen. Die Besprechung der in Betracht kommenden Arz- 
neimittel, im Besonderen der SchlafmitteT, ist eine ausserordentlich klare, 
durchsichtige. Von Werth ist die Mittheilung, dass von Krafft da, wo bei tief 
anämischen Kranken Morphium und Opium versagec, Morphium mit Chinin 
verbindet. (0,25 Morph, in 5,0 Glycerin gelöst; 1,0 Chinin, bisulphuris in 15,0 
Aq. destill.; beide Lösungen gemischt und filkirt. 1 Spritze = 0,0125 M. u. 
0,05 Chin. imicirt). 

Die MaJanung, mit Chloral vorsichtig zu sein, wird jeder auf dem Gebiet 
dpr Irrenheilkunde Heimische unterschreiben. 

Vom Urethan hat Verfasser kaum je Erfolg gesehen. 

Man lese die hochwichtigen Erfahrungssätze über weitere Schlafmittel 
im Lehrbuch nach. 

Bei der Besprechung der Tonika scheint dem Referenten neben der all- 
gemeinen Faradisation, neben dem „kalten Wasser" eine Bemerkung über die 
Massage als Heilmittel gewissen Psychosen gegenüber zu fehlen. 

Ich muss mich in Bezug auf das dritte Buch, specielle Pathologie und 
Therapie des Irreseins, kurz rassen. 

Aus der Besprechung über psychische Behandlimg möchte ich nur den 
Satz hervorheben: 

Die Isolirzelle ist in der Hand des erfahrenen Arztes ein wichtiges Heil- 
mittel, wenn jeder Contact mit der Umgebung nachtheilig ist. Schliess- 
lich warnt von Krafft — mit vollstem Itecht — vor verfrüSiter Entlassung. 
So sehr mich das Buch gefesselt hat, muss ich mich doch kurz fassen und kann 
nur noch Folgendes hervorheben. Nach Verfasser ist Aetiologie zur Eintheilung 
der Psychosen nicht zu brauchen. Das einzig mögliche Princip der Einthei- 
lung der Psychoneurosen bleibt das klinisch-functionelle. Dem Ver- 
lauf nach unterscheidet von Krafft primäre und secimdäre Irreseinszustände. 
Genesungsmöglichkeit ist im Allgemeinen nur in den primären Zust&nden: 
Melancholie, Manie, Stupidität und Wahnsinn vorhanden. 

Aus dem Besonderen muss ich noch Folgendes hervorheben: 

Für von Krafft ist jeder Melancholische gemeingefährlich 
(raptus jeder Zeit möglich; Angriff gegen sich und andere; Referent kann 
diesen Satz nur unterschreiben). An dieser Stelle betont von Krafft auch, 
dass die Zwangsjacke durchaus kein Schutz gegen Selbstmord ist. (Kopf 
gegen die Wand u. A. m. Referent). 

Dass von Krafft überhaupt jedes Zwangsmittel verwirft, versteht sich 
von selbst! „Mechanischer Zwang ist nur erforderlich, wenn aus Heilgründen 
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horizontale Lage (bei tiefer Anämie des Gehirns) nöthig ist, femer bei anhal- 
tender Onanie, und bei gewissen Verletzungen der ausser! ichen Leiden." 

Was soll ich, mit vollster Ueberzeupmg — noch mehr zur Empfehlung 
des Buches sagen? Man lese die klassische Schilderung der Entwickelung 
einer Paranoia, man überzeuge sich von der, gewiss vielen Kollegen er- 
wünschten Schilderung der Neurasthenie, — kurz nach allen Seiten hin wird 
man voll befriedig werden. 

Bei dem Mpitel: , Hypochondrisches — Irresein** meint von K rafft 
mit Recht: „Die Streitfrage, ob Hypochondrie zu den Neurosen oder Psychosen 
gehöre, dürfte allenthalben im letzteren Sinne entschieden sein. 

Wenn ich schliesslich etwas an dem mir sehr lieben Buch aussetzen 
darf, so ist es Folgendes: In den Kapiteln der beiden vorletzten Abschnitte, 
wo es sich um chronische Intoxikationen (Alcoholismus chronic, Morphinismus), 
sodann um Delirium acutum, Dementia paralytica, Lues cerebralis, Dementia 
senilis, sodann im letzten Kapitel: Moralisches Irresein — erscheint die Be- 
handlung des Stoffes im Ganzen etwas gedrängter, kürzer gegenüber früheren 
Abschnitten. Dafür sind allerdings diese betreffenden Schilderungen um so 
formvollendeter und geben im knappen Gewände alles Wissenswerthe in klar- 
ster Uebersicht. Dr. Berthold Mass mann. 
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Bekämpfang der Terbroitnng der Sehwindsncht in Straf-Qefangenen- und 

Bessening^anstalten. Cirkular-Erlass des Ministers des Innern vom 

15. April 1889 an sämmtliche Königl. Regierungs-Präsidenten etc. 

Euer pp. übersende ich anbei Abschrift eines Gutachtens der wissen- 
Hchafblichen Deputation für das Medicinalwesen vom 13. März d. J., betreffend 
die Bekämpfung der Verbreitung der Schwindsucht in öffentlichen Anstalten, 
mit dem ergebensten Ersuchen, das darin bezeichnete Verfahren in den Straf-, 
Gefangenen- und Besserungsanstalten des dortigen Bezirks, mit den durch die 
lokalen Verhältnisse bedingten Massgaben anwenden zu lassen. 

Gutachten: 

Gemäss dem hohen Erlass von 15. Februar er. verfehlt die unter- 
zeichnete wissenschaftliche Deputation nicht, über die in dem Bericht des 
Polizei-Präsidenten vom 24. Januar er. vorgetragenen Vorschläge zur Be- 
kämpfung der Verbreitung von Schwindsucht in Gefangnissen nachstehend sich 
gutachtlich zu äussern. 

Nach den bisher geltenden Anordnungen sollen die Spuckgläser der nut 
Schwindsucht behafteten Gefangenen mit einer Auflösung von Sublimat oder 
Karbolsäure gefüllt und die Spucknäpfe in den Krankenzimmern häufig mit 
reinem Sand versehen werden, dem Karbol beigemischt ist. 

Der Bericht des Polizei-Präsidenten hebt mit vollem Recht hervor, dass 
diese Bestimmungen eine zeitgemässe Aenderung erheischen. Denn sowohl 
Sublimat wie Karbolsäure sind gifüge Substanzen; deren Aufstellung gerade 
in Gefängnissen erheblichen Bedenken unterliegen muss. üeberdies ist die 
Wirksamkeit beider Substanzen, imi Tuberkelbacillen unschädlich zu machen 
und damit deren Uebertragung auf gesunde Gefangene zu verhindern, eine un- 
sichere. Endlich haben die im hygienischen Institut hierselbst unter Leitung 
von Geheimrath Koch angestellten Untersuchungen zu dem Ergebniss ge- 
fahrt, dass für die üebertrapmg der Tuberkelbacillen auf Gesunde nur der 
getrocknete Auswmrf gefährhch ist, indem derselbe fein verstäubt der Ath- 
mungsluft zugeführt und durch dieselbe in den gesunden Körper aufgenommen 
werden kann. 

Hiemach erscheint die Desinfektion des Auswurfs durch chemische Stoffe 
weder erforderlich noch räthlich. Vielmehr ist dafür Sorge zu tragen, dass 
der Auswurf sich nicht getrocknet der Luft beimischen kann. Zu diesem 
Zwecke ist zu verhindern, dass der Auswurf des Brustkranken auf Fussboden, 
Wände, Wäsche oder in Taschentücher entleert wird, er soll vielmehr in 
Spuckgläser gesanmielt und diese häufig entleert und mit kochendem Wasser 
gereinigt werden. 
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Auf diese Thatsache und Deduktion stützt sieb der Seite 6 des Berichts 
formulirte Antrag: die Verwendung des Sublimats für den in Rede stehenden 
Zweck ganz zu untersagen. 

V^r scbliessen uns diesem Antrage als vollkommen begründet an und 
haben zu den angeschlossenen Vorsclüägen zur Verhütung der Verbreitung 
der Schwindsucht m Gefängnissen Folgendes zu bemerken: 

1. Der Auswurf soll weder in Taschentücher noch in dem Aufenthalts- 
raum, sondern in die überall aufzustellenden Spucknäpfo entleert werden, 
welche letztere etwas Wasser enthalten. 

Wir stimmen dieser Vorschrift durchaus bei und halten es auch für sehr 
zweckmässig, wenn, wie es vorgeschlagen ist, alle Strafgefangenen, welche 
husten, an diese Art des Auswer^ns gewöhnt werden. 

2. Alle Zellen, in welchen hustende Gefangene untergebracht waren, 
sollen bei etwaigem Wechsel der Insassen sorgfältig gereinigt und nach den 
bestehenden Vorschriften sorgföltig desinficirt werden. 

Diese Bestimmung dürfte auf die Zellen solcher Insassen zu beschränken 
sein, welche nach dem ärztlichen ürtheile an der Tuberkulose erkrankt, oder 
derselben verdächtig waren. 

3. Die Anschaffung eines geeigneten Desinfektionsapparates für die Straf- 
anstalten ergiebt sich sJs nothwen£ge Folge. 

4. Gefangene, welche nach ärztlicher Feststellung tuberkulös erkrankt 
sind, welche aber noch arbeiten können, sollen bei der Anfertigung von Ge- 
brauchsgegenständen soweit thunlich nicht beschäftigt und von den gesunden 
Gefangenen möglichst femgehalten werden. 

Auch diesen Vorschlägen scbliessen wir uns an. 
Berlin, den 13. März 1889. 
Königliche wissenschaftliche Deputation für das Medicinalwesen. 
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Auszeicliniuigeii: 

Verliehen: Der Charakter als Geheimer Medicinalrath: dem 
Regierungs- und Medicinalrath Dr. Köhler in Stralsund; als Geh. Sani- 
tätsrath: den praktischen Aerzten und Sanitätsräthen Dr. iSaxer in Goslar, 
Dr. E. 0. Groner in Berlin; als Sanitätsrath: den Kreisphysikem Dr. Georg 
in Paderborn und Dr. Munsch zu Bocholt, den praktischen Aerzten Dr. Stei- 
niger in Dransfeld, Dr. Künne in Elberfeld, Badearzt Dr. von Brunn in 
Lippspringe, Dr. Kranz zu Nordwalde, Dr. May weg in Hagen. 

Der Rothe Adlerorden 11. Klasse mit Eichenlaub: dem General- 
arzt I. Klasse a. D. Dr. Loewer, bisher Gorpsarzt des XL Armee-Corps; der 
Rothe Adler Orden IV. Klasse: den Oberstabsärzten a. D. Dr. Buch in 
Danzig, Dr. Rose und Dr. Kiesow in Hannover, dem praktischen Arzt 
Sanitätsrath Dr. Hoffioann in Leer, dem ordentlichen Professor Dr. Eberth 
in Halle a./S., dem Regierungs- und Med.-Rath Dr. Alten in Lüneburg, 
Medicinalrath Dr. Köllner in Hannover, dem Königl. Badearzt, Sanitätsram 
Dr. Michaelis in Bad Rehburg, dem prakt. Arzt Dr. Hiltermann in Hove- 
stadt; der Rothe Adlerorden IV. Klasse mit Schwertern am weissen 
Bande mit schwarzer Einfassung: dem Marine- Oberstabsarzt Dr. Groppe an 
Bord Sr. M. Seh. „Leipzig*'; der Kronenorden H. Klasse: dem General- 
arzt II. Klasse a.D. Dr. Roland in Posen; der Kronenorden HI. Klasse: 
dem Oberstabsarzt a. D. Dr. Varenhorst in Aurich und dem Geh. San.-Rath 
und Direktor der Provinzial-IrrenansteJt Dr. Meyer in Osnabrück. 

Die Genehmigung ertheilt zur Anlegung: des Komthurkreuzes 
n. Klasse des Herzog!. Sachsen-Ernestiniscnen Hausordens: dem 
praktischen Arzte Geh. Hofrath Dr. Franz in Lang^nschwalbach; die Ritter- 
insignien I. Klasse des Herzogl. Anhaltinischen Hausordens 
Albrechts des Bären: dem praktischen Arzt Dr. Roth in Frankfurt a./M. 

Emennmigeii nnd Tersetzimgeii : 

Ernannt: Der ausserordentliche Prof. Geh. Med.-Rath Dr. Schaaf- 
hausen zu Bonn zum ordentlichen Prof., der praktische Arzt Dr. Pfleger 
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in PKHzeBMe zum Ereiswimdarzt des KreiMB Nieder-Bamim; der praktische 
Arzt Dr. Kleinert in Koscfamin zum Kreisphysikas des Kreises Koeuimin; der 

Sraktische Arzt Dr. Neb 1er za Hnndsfeld zum Ereiswimdant des Kreises 
triegan, der praktische Arzt Dr. Marx in Wanfried zum Krdspfaysikiis des 
Kreises Fulda, der praktische Arzt Dr. Hey dl off in Erfurt zmn Kreiswnnd- 
arzt des Stadt- und Landkreises in Erfurt, der bisherige commissarische Ver- 
walter der Kreiswnndarztstelle des Kreises Höxter Dr. Klnge in Steinheim 
endffflliig zum Kreiswnndarzt des gedachten Kreises; der bisherige commissa- 
rische Verwalter der Kreiswandarztstelle des Kreises Fulda 'Dr. Kind zn 
Folda zum Kreiswnndarzt des gedachten Kreises. 

Versetzt: Der Kreis -PhysikaB Dr. Doepner in Schmiegel in gleicher 
Eigenschaft in den Kreis Meseritz nnd der Kreis -Physikns Sanit&ts - Rath 
Dr. Risse in Allenstein als Polizei-StadtrPhysikns in den Kreis Königsberg L Pr. 

Tentorben silid: 

Die praktischen Aerzte: Ereiswundarzt Sanitätsarzt Dr. Köhler in 
Kassel, Dr. Danzi^er in Hermsdorf, Geh. San.-Rath Dr. Schiefferdecker 
in Königsberg, Kreis-Physikus und San.-Rath Dr. Merner in Preuss. Stargard, 
Kreis Wundarzt nnd Sanitäts-Rath Dr. Bense in Nienburg a./ Weser, Prof. 
Dr. Jacobsohn in Königsberg i. Pr., Kreiswandarzt Dr. Zacharias in 
Garasee, Oberstabsarzt a. D. Dr. Tillich in Lieberose, Prof. Dr. Voltolini 
In Breslau und Geb. Sanitäts-Rath Dr. Gabriel in Berlin. 

Vakante SteUen:*) ^ 

Kreisphysikate: Allenstein, Niederung, Preuss. Stargard, Schlawe, 
Kolberg, Schwerin a./W., Witkowo, mit 900 Mark Stellenzulage (Bewerbung 
bis zum 5. Oktober bei der KönigL Regierung in Bromberg), Jarotschin, 
Wreschen, Schildbera mit 750 Mk. Stellenzulage, Neutomischel, Schmiegel (Be- 
werbung bei der KönigL Regierung in Posen, Abth. d. Innern, bis zum 
5. Oktober), Freystadt, Saalkreis Haffe, üslar, HOmmling mit 900 Mark SteUen- 
zulage (Bewerbungen bis zum 20. Oktober beim König!. Reg. -Präs. in Osna- 
brück), Sulingen, mit 600 Mark Stellenzulage, Dannenberg, Zeven, Stadtkreis 
Frankfurt a^., Adenau, Heiligenhafen, Dann mit einer Stellenzulage von 
900 Mark, Oberamt Gammertingen und Sigmaringen. 

Kreiswundarztstellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienwerder, Graudenz, 
Beigard, Grimmen, Angermünde, Templin, Friedeberg, Ost- und Wesi-Stemberg, 
Bütow, Lauenbmrg i/P., Dramburg, Schievelbein, Bomst, Schroda, Bromberg, 
Wreschen, Strehlen, Ohlau, Kosel, Falkenberg in Oberschlesien, Lublinitz, Lauban, 
Reichenbach, Grünberg, Münsterberg, Sagan, Militsch, mit dem Wohnsitz in 
Sulau, Jerichow I, Wanzleben, Worbis, Sangerhausen, Langensalza, Lübbecke, 
Warbmrg, Lippstadt, Meschede, Hfinfeld, Unterwesterwald- Kreis, Cassel, 
Erkelenz, Kleve, Landkreis Köln, Bergheim, Wipperfürth, Grevenbroich und 
St. Wendel. 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch 
nicht ausgeschrieben oder die ofQciellen Meldefristen bereits abgelaufen. 



Meine Wohniuig befindet sich Jetzt: Friedrlchstrasse 136 und 
bitte loh Beiträge fttr die Zeitschrift dorthin adressiren zu wollen. 

Dr. Mittenzweiif. 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. H. Mittenzweig, Berlin, Friedrichstr. 136. 
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Zur Casuistik der Erwerbsunfähigkeit nach Verletzung. 

Vom Sanitätsrath Dr. Tacke, König!. Kreisphysikus in Wesel. 

(Fortsetzung und Schluss.) 

Abschrift 

D., den 14. Januar 1889. 

Absender Kreisphysikus Dr. Z. betr. Unfall E. 

Der ehemalige Rangirarbeiter W. Fr. R., 33 Jahre alt, hat 
sich am 13. er. bei mir zur Untersuchung gestellt und habe ich 
die Ehre, im Nachfolgenden über den Befund zu referiren sowie 
die aus demselben gezogenen Schlüsse darzulegen. 

Die ursprünglich leichte Verletzung, die der p. R. sich am 
11. November 1887 zuzog, eine Quetschung der Weichtheile einiger 
Finger der linken Hand, verschlimmerte sich während der Be- 
handlung derartig, dass wegen eingetretener Blutvergiftung und 
dadurch hervorgebrachter Eiteransammlungen im Bereiche der 
Hand und des Vorderarms eine grössere Anzahl von Einschnitten 
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in die erkrankten Theile zum Entleeren des Eiters und zum Er- 
schlaffen der angespannten Theile nothwendig wurde. Alle diese 
Operationswunden sind heute verheilt 

Der objektive Befund war folgender: 

Der linke Vorderann misst an seiner dicksten Stelle 24 cm, 
der rechte ebendaselbst 25 cm. In der Mitte des Gliedes beträgt 
der Umfang links 21 V« cm, rechts 23 cm. 

Es hat mithin ein massiger Muskelschwund stattgefunden, 
der als dauernd zu betrachten sein dürfte; er ist die Folge des 
Nichtgebrauches des linken Armes und letzterer selbst wurde 
bedingt theils durch die lange Erkrankung, theils durch direkte 
Behinderung der Muskelbewegung, die nicht in vollem Masse 
möglich ist. 

Der linke Vorderarm kann ebenso gut wie der gesunde 
rechte pronirt, d. h. derartig nach der Daumenseite hin gebracht 
werden, dass der Daumen nach unten hin gerichtet erscheint. 

Die Supination, d. h. die entgegengesetzte Bewegung, wobei 
die Daumenseite der Hand nach auswärts gewandt wird, so dass 
der Daumen gerade nach oben steht und der Handteller nach 
oben gerichtet erscheint, ist nicht mehr im vollen Umfange aus- 
führlich, sie bleibt um den dritten Theil eines rechten Winkels 
hinter der Norm zurück. 

Die Bewegung und Streckung (flexio et extensio) der linken 
Hand im Handgelenke ist die normale. 

Kommen wir jetzt zur Hand selbst, so findet sich auf allen 
Seiten derselben sowie am Vorderarm eine grosse Anzahl von 
Narben, welche von den s. Z. gemachten Operationsschnitten Rest 
geblieben sind. 

Von allen diesen Narben ist nur eine einzige für unseren 
Fall von Bedeutung, und zwar die in der Hohlhand gelegene, 
2 cm lange und quer, nicht im Verlauf der Flechse, sondern 
gerade gegen dieselbe verlaufende. 

Diese Narbe ist mit der sie umgebenden Haut in Grösse 
eines Quadratcentimeters eingezogen und deutlich mit der um- 
liegenden Flechse des oberflächlichen gemeinschaftlichen Beugens 
der vier Pinger (Muse, flexor quatuor digit. communis sublimis) 
und deren Sehnenscheiden verwachsen. 

Hierdurch wird bedingt, dass die genannten Muskeln nicht 
voll wirken und die vier Finger nicht völlig in die Hohlhand 
einschlagen können; dies ist auch passiv pressiv nicht zu bewerk- 
stelligen; bei allen desfalls angestellten Versuchen bleiben die 
Enden der Finger gegen 4 cm von der Hohlhand entfernt. Der 
kleine Finger hindert mehr als er nützt, da er total steif, ver- 
krüppelt und im spitzen Winkel, im ersten und zweiten Gliede 
unbeweglich gebeugt ist. 

Auch die Beugung des Goldfingers in seinem letzten und 
vorletztem Gelenke ist eine erheblich beschränkte namentlich im 
letzten Gelenk. 

Die Beugung zwischen dem ersten und zweiten Gliede des 
Zeigefingers und Mittelfingers ist beinahe die normale, während 
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die Beugung des Nagelgliedes zum zweiten Gliede um ^/^ ge- 
ringer ist, als sie sein soll. Der Daumen allein ist völlig normal. 

p. R. kann also mit der linken Hand nicht zufassen, dünne 
und kleine Gegenstände nicht halten, aber ebensowenig wegen 
mangelnder KraJt in der linken Hand mit schweren Gegenständen 
hantiren, er hat zur Verfügung nur den Daumen und die nicht 
völlig normalen Zeige- und Mittelfinger der genannten Hand. 

Eine grosse Besserung wird weder durch den Gebrauch der 
Hand noch durch operative Eingriffe zu erhofien sein. 

Ich halte deshalb den p. R. um 30^/^^ in seiner Gewerbs- 
fähigkeit geschädigt, so dass demselben noch 70^/^ derselben 
verbleiben. 

Der Königl. Kreisphysikus Z. 



An den Vorsitzenden des Königl. Schiedsgerichts. 

In dem Gutachten des Königl. Kreisphysikus Geh. Sanitäts- 
rath Dr. Z. vom 14. v. Mts. ist die Arbeitsfähigkeit des Eisen- 
bahnrangirers R. aus W. abweichend vom Unterzeichneten abge- 
schäzt. 

Dieselbe soll nur um SO^Iq vermindert sein, während ihm 
70®/o erhalten geblieben sein sollen. Dieser Schätzung kann ich 
aus folgenden Gründen, die ich bereits in meinem Gutachten 
vom 10. November 1888 dargelegt habe, nicht beitreten. In dem- 
selben habe ich nachgewiesen. 

1. Dass der Rangirer R. zu keinem Handwerk, welcher Art 
dasselbe auch sein mag, fähig ist^ weil wie auch aus 
dem Gutachten des Herrn Kreisphysikus Dr. Z. ersichtlich, 
dem ich in der Schätzung der aus der Entzündung und 
Eiterung abgeleiteten fiir die Verwendbarkeit der Hand 
nachtheiligen Folgen vollständig beitreten kann, die 4 
Finger der linken Hand 4 cm von der Hohlhand zurück- 
bleiben und bei aller verwendbaren Kraft, wenn dieselbe 
auch passiv unterstützt wird, nicht oder nur unbedeutend 
näher gebracht werden können. 

2. Dass p. R. auch nicht einmal als Tagelöhner im vollen 
Umfange diejenigen Arbeiten verrichten kann, welche 
gemeiniglich einem solchen zugemuthet werden« Um seine 
Stellung in der Eigenschaft eines Handwerkers und 
Tagelöhners nach den ihm noch möglichen verschiedenen 
Verrichtungen genau darzustellen, zähle ich aus meinem 
fiüheren Gutachten diejenigen Arbeiten auf, welche von 
ihm nicht oder nur unvollkommen geleistet werden 
können. Diese sind: 

p. R. kann die Axt und Säge nicht mehr fuhren, 
schwere Holzstücke nicht mehr handhaben, er kann sich 
beim Besteigen eines Gerüstes nicht mehr mit der linken 
Hand festhalten, er ist selbst nicht mehr im Stande ge- 
wöhnliche körperliche Arbeiten zu leisten, die jeder 
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Arbeitsmann anszoftthren hat, er kann nicht Lasten 
tragen und heben, weil er mit der linken Hand nicht 
znfassen kann, er kann keine Karre schieben, nicht ein- 
mal einen Besen führen und dergl. mehr nnd wird auch 
zu solchen Arbeiten voranssichtiich niemals die Hand 
wieder gebrauchen können. 
3. Obgleich ich mit dem Herrn Kreisphysikus Dr. Z. in 
der Beschreibung der Folgen, welche aus den vorherge- 
gangenen krankhaften Prozessen der Hand entstanden 
sind, fibereinstimme, so möchte es doch ffir die Beur- 
theilung des Falles von einiger Bedeutung sein, wenn 
ich meine abweichende Meinung in Bezug auf Art und 
Weise, wie und wodurch die Steifheit (Ankylose) Form- 
veränderungen und die übrigen schädlichen Folgen ent- 
standen sind, kurz hier anführe. 
Herr Kreisphysikus Dr. Z. beschuldigt hauptsächlich die in 
der Hohlhand gelegene Narbe, behauptet, dass dieselbe aus einem 
mehr quer gerichteten Schnitt entstanden und deshalb die da- 
runter gelegenen Sehnen und Sehnenscheiden verletzt und mit 
der Umgebung verwachsen seien. 

Nach meiner Untersuchung und genauen Betrachtung dieser 
Narbe, sowie auch aus der Darstellung, welche Dr. C, der die 
Einschnitte selbst gemacht hat, über letztere giebt und die auch 
der Verletzte p. B. selbst bestätigt hat, so sind dieser wie auch 
alle übrigen Einschnitte in länglicher, dem Verlauf der Sehnen 
paralleler Richtung auf eine vorsichtige Weise ausgeführt worden. 
Die Ursache aller Veränderungen an der linken Hand ist viel- 
mehr, wie ich in meinem früheren Gutachten wiederholt ange- 
führt habe, die im Zellgewebe von der Hand bis zur Mitte des 
Oberarms verlaufende infektiöse Entzündung, eine Entzündung, 
welche Dr. C. in seinem Gutachten ausdrücklich als eine schwer- 
ster Art hervorgehoben. Dass derartige Entzündungen, besonders 
wenn sie infektiöser Natur und schwerster Art sind, immer oder 
doch fast immer eine Verlöthung der Muskeln unter sich, der 
Sehnen mit den Sehnenscheiden und der Gelenkkapseln hervorrufen, 
darüber berufe ich mich auf die Zeugnisse von Dr. L. Becker 
(Anleitung zur Bestimmung der Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit 
nach Verletzung, Berlin 1888, Verlag von Enslin, S. 91, sowie 
Lehrbuch der speciellen Chirurgie von F. König, Berlin 1879, 
n. Band, S. 716 — 729 Billroth, Allgemeine chirurgische 
Pathologie und Therapie, Berlin 1880, S. 325—331 und endlich 
Hueter-Lossen, Grundriss der Chirurgie, Leipzig 1888, Vogel 
Seite 97—112). 

Wenn nun also aus Vorstehendem ein so bedeutender Grad 
von Arbeitsunfähigkeit ersichtlich ist, was auch von Herrn Dr. Z. 
wenn auch nicht in der Aufzählung der einzelnen zur Unmög- 
lichkeit gewordenen Bewegungen und Verrichtungen, sondern nur 
in einer allgemeinen Darstellung anerkannt ist, so muss man doch 
nothgedrungen eine grössere Arbeitsunfähigkeit resp. einen ge- 
ringeren Procentsatz von noch übrig gebliebener Arbeitsfähigkeit 
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annehmen, als es von dem Begutachter, Herrn Ereisphysikus Dr. 
Z. geschehen ist. Meines Erachtens mässte eine solche Ab- 
schätzung, nachdem ein Arzt die Verletzung genau dargestellt 
hat, von einer Jury abgewogen werden, wie das schon bei vielen 
Gesellschaften geschieht, und halte ich es nicht für billig, diese 
Abwägung in die Hand eines einzelnen Arztes zu verlegen. 

W., den 3. Februar 1889. 

Der Königl. Ereisphysikus T. 



Entscheidung des Schiedsgerichts 

in der Unfall-Versicherungssache des Rangirarbeiters 

Wilhelm Franz ß. 

wider 

die Königliche Eisenbahn-Direktion. 

Auf die Berufung des Klägers wird der Bescheid der Be- 
klagten vom 14. September 1888 dabin abgeändert, dass unter 
Annahme des Grades der vorhandenen Erwerbsunfähigkeit von 
30®/o, die Rente des Klägers und zwar vom 1. Oktober 1888 ab 
bis auf Weiteres auf einen Betrag von 12,90 Mark monatlich, 
144,04 Mark jährlich festgesetzt wird. Der weitergehende An- 
trag des Klägers ebenso wie der Antrag der Beklagten auf An- 
rechnung der Hälfte dieser Rente vom 1. Oktober v. J. bis heute 
auf den bezahlten Lohn, wird abgewiesen. Die Kosten des Ver- 
fahrens vor dem Schiedsgerichte werden der Beklagten auferlegt. 



ThatbjBstand. 

Beim Ausladen eines schweren eisernen Gefässes am 11. 
November 1887 erlitt auf Station M. der Rangirarbeiter Wilhelm 
R. eine Quetschung der Weichtheile des 4. und 5. Fingers der 
linken Hand (Bl. 2 der Bahnakten). Nach Lage der Ermittelungen 
ist die Annahme ausgeschlossen, dass p. R. sich die Verletzung 
vorsätzlich zugezogen habe (Bl. 10 — 15 der Bahnakten). Die Aus- 
stellung des Jahresverdienstes des Verletzten (Bl. 16 der Bahn- 
akten) beziehungsweise anderer Arbeiter in gleicher Beschäfti- 
gung — R. war erst seit 26. Dezember in Dienst der Verwal- 
tung (Bl. 7 der Bahnakten) — ergab bei 854 Arbeitstagen durch- 
schnittlich 2,11 Mark Tagesverdienst. — 

Das ausführliche ärztliche Attest vom 31. Januar 1888 (Bl. 10 
der Bahnakten) hebt hervor, dass die Erwerbsunfähigkeit des R. 
für das nächste Vierteljahr nach der 13. Woche noch eine vöUige 
sein werde." — Dem entsprechend wurde die Rente für völlige 
Erwerbsunfähigkeit zugebilligt (Bl. 20 der Bahnakten) jedoch ffir 
die Dauer der Verpflegung im Krankenhause einbehalten, da- 
gegen wurde für diese Zeit dem Vater des Verletzten eine Rente 
von 12,85 monatlich zugebilligt (Bl. 27 der Bahnakten). Am 13. 
August 1888 erklärte Dr. C. gutachtlich (Bl. 35 der Bahni^ten), dass 
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der Grad der Erwerbsfähigkeit in Anbetracht der Winkelst(».llung 
des kleinen Fingers der linken Hand und der dadurch behinderten 
Greif- und Fassbewegungen 85 ^/^ betrage. — 

Dem entsprechend wurde die Rente berechnet auf lO^/^ von 
770,15 Mark (Bl. 34 der Bahnakten) und durch Bescheid (Bl. 40 
der Bahnakten) vom 14. September 1888 auf 77,02 Mark jährlich 
oder 6,45 Mark monatlich festgestellt. Gegen diesen am 18. 
September 1888 zugestellten Bescheid richtete sich die Benifung 
des Klägera vom 15. Oktober 1888 (Bl. 2 Sch.-Akten.) Kläger führte 
dabei aus, dass nicht nur die linke Hand, sondern auch der 
untere Theil des linken Armes in Mitleidenschaft gezogen sei 
und nach Lage des Umfanges der Verletzungen er als völlig er- 
werbsunfähig gelten müsse, da er zudem auch keinerlei Hand- 
werk mehr zu erlernen vermöge. — 

Die Beklagte beantragte Verwerfung der Berufung, indem sie 
sich auf das ausführliche Gutachten des Dr. C. vom 30. Oktober 
1888 (Bl. 43 der Bahnakten) bezog und sich ziu- Kentenerhöhung 
auf 25 ^/o bereit erklärte (BL 8 der Seh. -Akten); das ßeichsver- 
sicherungsamt habe in ähnlichen Fällen 20 bezw. 15 ^/^ zu- 
gebilligt. 

In der Sitzung vom 19. Dezember 1888 (Blatt 15 der 
Sch.-Akten) erging der Beweisbeschluss auf Erstattung eines Gut- 
achtens durch den Kreisphysikus Z., während am 16. Dezember 
(Bl. 1 9 der Sch.-Akten) der Kreisphysikus T. bereits eine Entgegnung 
auf das Gutachten des Dr. C. fertiggestellt und eine Abschrift 
des ersten Gutachtens des Dr. T. (Bl. 25 der Sch.-Akten) seitens 
des Klägers zu den Akten überreicht wurde. — 

Am 14. Januar 1889 erstattete der gericht^theilig ernannte 
Gutachter, Kreisphysikus Dr. Z. sein Gutachten (Bl. 31 der 
Seh.- Akten), welches schiiesst mit den Worten „Ich halte den E. 
um 30*^/q in seiner Erwerbsf&higkeit geschädigt, so dass dem- 
selben noch 70^1^ derselben verbleiben." 

Beklagte erklärte darauf hin gegen die Zubilligung einer 
entsprechenden Rente keinen Einspruch erheben zu wollen (Bl. 
37 der Bahnakten). Der Kläger verlangte Zubilligung einer 
höheren Rente und Ermittelung derselben durch die Sektion 
einer Berufsgenossenschaft (Bl. 40 der Sch.-Akten) indem er ein 
weiteres Gutachten des Dr. T. vom 3. Februar 1889 mit einer 
Kritik der Erklärung des Dr. Z. (Bl. 41 der Sch.-Akten) vorlegte. 



GrQnde: 

Es hat in überzeugender und von dem Gericht anerkannter 
Weise der Gutachter Dr. Z. sich über den Umfang der dem 
Kläger entstandenen Verletzungen und Beschädigungen ausge- 
sprochen. Die widerstreitenden Ausführungen des Sanitätsraths 
Dr. T. vermögen diese objektiven Feststellungen des Dr. Z. nicht 
auszuräumen und lediglich unter Zugrundelegung der im Rahmen 
des Gutachtens verbliebenen, objektiven Angaben war der Procent- 
satz der Rente gerichtsseitig zu bemessen. 
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Der Antrag, diese Bemessung einer anderen Behörde zu 
ilberlassen, musste als unzulässig zurückgewiesen werden. 

Die vorhandenen Feststellungen genügen um die Erwerbsbe- 
schränkung auf 30 ^/^ anzunehmen und die entsprechende Rente 
zuzubilligen. Der Antrag der Beklagten, diese Rente vom 1. 
Oktober v. J. ab bis heute auf den thatsächlich gezahlten Lohn 
in Anwendung zu bringen, war abzulehnen, da von dem Schieds- 
gericht nur die Würdigung und Abschätzung des dem Verletzten 
zustehenden Entschädigungs- Anspruches nach Grund und Höhe 
(§ 62 Abs. 2) zum Gegenstande der Entscheidung zu machen ist, 
unabhängig davon, welchen Verdienst nach dem Unfall der Ver- 
letzte gehabt oder in welcher Weise er von seinem Arbeitgeber 
für seine späteren Arbeitsleistungen bezahlt worden ist. 

Eine etwaige Anrechnung des Lohnes auf die Rente ist, 
wenn nicht besondere Abmachungen in dieser Beziehung vor- 
liegen, bei dem Spruche des Schiedsgerichts nicht zu berück- 
sichtigen, auch in den meisten Fällen schon dadurch von einer 
Beiücksichtigung ausgeschlossen, dass die Berufsgenossenschaft 
und der Arbeitgeber sich nicht decken. 

Die Entscheidung über die Kosten stützt sich auf § 52. Abs. 
5 des Unfall -Versicherungsgesetzes. 

Urkundlich unter Unterschrift und Siegel des Schieds- 
gerichts. 

Der Vorsitzende. 



Fragliche Opiumvergiftung durch ein Bandwurmmittel. 

Von demselben. 

Da in neuerer Zeit mehrere Fälle von Vergiftung durch 
Extractum filicis maris veröffentlicht sind, so dürfte auch nacli- 
stehendes Gutachten erneutes Interesse für diese Art von Ver- 
giftungen bieten. 

Dem achtundzwanzigjährigen kräftigen, sonst gesunden Kauf- 
mann J. F. verschrieb Dr. T. am 26. Oktober 1881 gegen den 
Bandwurm folgendes Recept: 
Recep. 

Extracti Filicis aeth. 10,0 
Extracti Granator. spir. 5,0 

M. D. ad vitrum orificio amplo instructum et 30,0 
grammatum capac. S. auf einmal! 

für Herrn F. 
F. trug dieses Recept selbst Abends in die Apotheke, wo- 
selbst der Besitzer S. die Arznei anfertigte und dem F. fiber- 
gab. Am andern Morgen nahm F. gegen 8 Uhr die Latwerge 
in zwei Oblaten sofort hintereinander. Die Mutter war zugegen 
und sah auch, wie der Sohn von einem ebenfalls selbst aus der 
Apotheke entnommenen Ricinusöl etwa einen halben Esslöffel voll 
einnahm (fol. act. 7). Nach Verlauf einer halben Stunde be- 
merkte dieselbe, dass der Sohn im Gesicht ganz roth war, der 
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Sohn klagte über abscheuliches Jucken und rieb sich über die 
Arme. Nach Verlauf einer weiteren Viertelstunde fand sie ihn 
ganz ruhig und, wie ihr schien, schlafend. Die Söthe des Ge- 
sichts hatte nachgelassen, war aber noch nicht ganz geschwunden. 
Die Mutter hatte kein weiteres Bedenken, verliess das Haus und 
ging zum Markt. Als sie nach ^/^ bis */^ Stunden zurückkehrte, 
fand sie ihren Sohn ganz blass mit Schweisstropfen im Gesicht, 
wie todt daliegen. Es wurde zu Dr. T., Dr. L. und Dr. P. 
geschickt. Zuerst erschien Dr. T., dann nach einer Viertel- 
stunde die beiden letzteren (fol. 41). Der F. lag lang aus- 
gestreckt im Bett, war leichenblass über den ganzen Körper, 
Herzschlag war deutlich zu hören, Puls zu fühlen, beide etwas 
schwächer, Puls etwas weicher, indess sonst waren sie normal 
und regelmässig. Das Athmen war mit dem blossen Auge gar 
nicht wahrzunehmen und nur durch Zufbhlen mit dem Finger 
unter den Rippenbogen konnte Dr. T. „eine ganz leise und in Ab- 
sätzen erfolgende Bewegung des Zwerchfelles'' wahrnehmen. Die 
Pupillen waren auf das äusserste zusammengezogen, noch enger 
als ein Stecknadelkopf breit. Die Gef&sse im Umkreis der Horn- 
haut, welche unterhalb der Bindehaut verlaufen, waren ziemlich 
stark injicirt. Das Bewusstsein war ganz und gar erloschen, und 
auf Kneifen, Stechen, selbst auf Berührung der Hornhaut entstand 
keine Reaction. Der wiederholt gezählte Puls zeigte 104 — 110 
Schläge in der Minute. Dr. T. suchte sofort die künstliche Ath- 
mung durch Heben und Senken der Arme, begleitet von einem 
Druck auf die Bauchmuskeln, einzuleiten. Die Athmung kam 
darauf in Gang. Es wurden weiterhin Injectionen von Hofäanns- 
tropfen subcutan gemacht, und der Magen mittelst der Magen- 
sonde ausgespült. Es entleerten sich ausser dem eingegossenen 
Wasser einige Bröckelchen der genannten Arznei, welche jedoch 
in den Akten nicht genauer beschrieben sind. Dies Ausspülen 
wurde 4 — 5mal wiederholt. Später, sagt Dr. T. (1. c), als sich 
bei der Untersuchung des Herzens eine Blutstauung, namentlich 
der rechten Herzkammer, ergab, wurde ein Aderlass etwa von 
einem Teller Blut gemacht. Der Zustand des Patienten hatte 
sich durch diese Bemühungen dahin geändert, dass die Athmung 
zwar selbstständig erfolgte, aber in einer Weise, wie sie mit dem 
Namen des Cheyne - Stockes'schen Phänomens bezeichnet wird. 
Gegen vier Uhr Nachmittags wurde die Athmung mehr normal, 
hatte aber einen mit Rasseln begleiteten trachealen Charakter. 
Während der ganzen Zeit hatte sich das Bewusstsein nicht ein- 
gestellt und die Reactionsfähigkeit des Körpers sich nicht ge- 
bessert, die Unfähigkeit zum Schlucken dauerte fort. Gegen 
fünf Uhr erweiterte sich die linke Pupille, dann noch mehr die 
rechte, die Injektionsröthe der Hornhaut erblasste, das Gesicht 
zog sich schief krankhaft auf die linke Seite, und es trat der 
Tod ein. 

Die beiden andern Aerzte Dr. L. und Dr. P., welche mit 
Unterbrechungen den E[ranken bis zu seinem Tode beobachteten, 
schildern die Krankheitserscheinungen im Ganzen in gleicher 



Fragliche Opiamyergiftung durch ein BandwurmmiiteL 377 

Weise. Dr. L. constatirt im Einzelnen noch eine abwechselnd 
kleine und gi^osse Beschaffenheit des Pulses und abwechselnde 
Unregelmässigkeit desselben. Es habe die Hautfarbe gewechselt 
zwischen leichenähnlich und ganz dunkelblau. 

Dr. P. stellt fest, dass auch einige Tassen schwarzer Kaffee 
mit der Magensonde eingeführt worden seien. In Bezug auf die 
Todesursache sind Dr. T. und Dr. L. übereinstimmend der An- 
sicht, dass eine Vergiftung mittelst eines narkotischen Giftes vor- 
liege. Stabsarzt Dr. P. sprach sich nicht f&r Einwirkung eines 
narkotischen Giftes aus, sondem hatte Verdacht auf Blausäure 
und allenfalls Chlorofonn. Auch hielt er es für möglich, dass 
gar keine Vergiftung vorliege, sondem dass es sich um einen 
unterdrückten Hautausschlag (Scharlach) gehandelt habe. 

Die Section der Leiche fand am 10. Oktober statt und er- 
gab im Wesentlichen Folgendes: 

A. Aeussere Besichtigung. 

Die Leiche ist 174 cm lang, von kräftigem Knochenbau, 
gut entwickelter Muskulatur und gutem Ernährungszustand. — 
Auch der Bauch zeigt eine ziemliche Auftreibung. Aus der 
Nasenöffnung ist rothe Flüssigkeit geflossen. 

B. Innere Besiclitigung. 

1. Bauchhöhle. 

Es wird ein Schnitt bis zur Schambeinfuge geführt, welcher 
die Bauchhöhle sofort eröffnet und den Nabel an der linken Seite 
umgeht. Es drängen sich sofort viel Darmschlingen hervor, die- 
selben sind durchgehend von blassgrauer und blassbrauner Fär- 
bung, glatt und glänzend und stark mit Luft gefüllt. 

Das Zwerchfell reicht rechts bis zum fünften Bippen- 
zwischenraum. 

Das Netz ist blass, nur wenig fettreich, die grossen Venen 
enthalten wenig Blut. Die Oberfläche des Magens sieht glänzend 
glatt aus, zeigt eine braunrothe Färbung. Die Cardia ist braun- 
roth und graugelb gefleckt Es wird hierauf der Magen in seinem 
obem und untern Ende doppelt unterbunden. Um dies mit Sicher- 
heit ausfuhren zu können, und da die Unterbindung wegen der 
aufgetriebenen Darmschlingeu sich schwierig erweist, wird jetzt 
das Brustbein entfernt. Der Magen enthielt 35 Cubikcentimeter 
einer trüben braunen Flüssigkeit, in welcher einzelne dunkele, 
schwarzbraune Partikelchen schwimmen. Weder rothes noch 
blaues Lakmuspapier wird durch dieselbe verändert. Die Farbe 
der Schleimhaut ist gelblich braun und zeigt besonders in der 
Nähe des Pylorus verwaschen röthliche und grünliche Flecke. 
Die Drüsen besonders in der Nähe des Pförtners bilden zahl- 
reiche, ungefähr hirsekorngrosse Erhabenheiten von der Farbe 
der entsprechenden Schleimhautpartien. Vom Mageneingang aus 
erstrecken sich fünf grauweisse Streifen nach dem Fmidus zu, 
welche einhalb bis ein Centimeter breit und acht bis zehn Centi- 
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meter lang sind. Sie verlaufen nahezu parallel. Die Schleim- 
haut ist an diesen Stellen dünner als sonst, das Epithel mehr- 
fach durch kleine Luftblasen abgehoben. An zwei Stellen be- 
finden sich inmitten dieser blassen Streifen kleine rothgefärbte 
Stellen, welche bei Fingerdruck ihre Farbe nicht verändern. 

Der Magen nebst Inhalt wird in ein neues reines Glasgefäss 
gethan und dieses mit einer Schweinsblase zugebunden und versiegelt. 

Es ist noch zu erwähnen, dass die genannten schwarzbraunen 
Partikelchen die Finger bräunlich grün färben. 

Die Milz ist 15^/, cm lang, 10 cm breit, 3 cm dick, stark 
gelappt, von schwarzgrüner Farbe, glatter glänzender Oberfläche, 
sehr weich, fast zerfliessend, von einer Struktui* ist mit dem 
blossen Auge nichts zu erkennen. 

Die Maasse der Nieren sind 14, 7^1^ und 3V« cm. Die 
Kapsel ist leicht abziehbar, von dunkelrother Farbe, glatt glän- 
zender Oberfläche, mit spärlichen Venensträngen versehen, leicht 
zu schneiden. Die Rindensubstanz ist braunroth, die Pyramiden- 
substanz dunkler gefärbt. Das Nierenbecken ist blassroth. Die 
Nebenniere klein, innen und aussen von hellbrauner Färbung. Die 
rechte Niere und Nebenniere verhielt sich durchweg wie die linke. 

Die Harnblase ist blass, sie enthielt 63 Cubikcentimeter trüber 
gelber Flüssigkeit. Letztere wird in ein besonderes Gefäss gethan, 
welches in gleicher Weise wie dasjenige für den Magen verschlossen 
wurde. 

Die Schleimhaut der Blase ist glatt, glänzend, in der oberen 
Partie gelblich, in der untern Partie bläulich roth gefärbt. Man 
bemerkt zahlreiche grössere und kleinere mit Blut geMlte Gefässe. 

Der Mastdarm zum Theil grau, zum Theil schmutzig braun- 
roth verfärbt. Die Schleimhaut desselben zeigt dasselbe Ver- 
halten; er enthält eine geringe Menge Koth. 

Der Zwölffingerdarm war von aussen gelblich gefärbt mit 
verwaschenen rothen Flecken, die Schleimhaut ist graugelb. Der 
Inhalt desselben ist dünnflüssig gallig. 

Es werden 35 Cubikcentimeter Darm in das Gefäss zum 
Magen gelegt und dann dieses wieder wie vorher verschlossen. 

Die Dünndarmzotten und Falten sind blass und klein. Die 
äussere Oberfläche des Dünndarms ist durchgängig blass, hin 
und wieder mit verwaschenen blassrothen Flecken. Der Inhalt 
im oberen Theile gelblich, weiterhin gelblichgrau. 

Der Dickdarm ist von graugrüner Farbe, hin und wieder 
verwaschen rothe Flecken; Inhalt kothig, Schleimhaut durch- 
gängig blass. Drüsen klein. 

Das Gekröse zum Theil blass, zum Theil gelblichroth und 
braunroth ge&rbt. Die Gekröse -Drüsen meist klein und blass, 
braunroth gefärbt. Die Gefässe leer. 

Die Leber hat folgende Maasse: 27, 22 und 7 Centimeter. 
Die Oberfläche ist dunkelgrün gefärbt, glatt und glänzend. Die 
Leberläppchen von der gewöhnlichen Grösse, hin und wieder 
ist der Band derselben heller gefärbt wie die Mitte. Der Ueber- 
zug der Leber ist leicht abziehbar, leicht zu schneiden. 
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Ueber die Schnittfläche, welche glatt ist, fliesst kein Blut, 
sie ist von gränbraaner Färbung. Die Pfortader ist schmutzig 
braunroth und leer. Die Gallenblase enthält eine ziemliche 
Menge flüssiger braungelber Galle. 

Die grossen Gefässe der Bauchhöhle sind fast leer, die 
Beckenknochen sind unverletzt. 

2. Brusthöhle. 

Die Brusthöhlsäcke sind leer. 

Die Lungen haben sich ziemlich zurückgezogen und sind 
nirgendswo verwachsen. 

Die Farbe des Herzbeutels ist blass, er enthält spärliches 
Fett, er enthält keine Flüssigkeit. 

Das Herz ist 12 Gentimeter lang, 11 Gentime ter breit, es 
ist glatt und welk, es ist mit spärlichem Fett bedeckt. 

Die rechte Atrio - Ventricularöffnung ist bequem für drei 
Finger durchgängig. 

Dieselbe Oeffnung links für zwei Finger durchgängig. Die 
rechte Herzhälfte war leer. Die linke Herzkammer und der 
Yorhof enthalten zusammen einen Esslöffel dunkeln klumpigen 
Blutes. Aus den geöfiheten Lungenvenen ergiesst sich viel Blut 
von gleicher Beschaffenheit. 

Wasser, welches in die Aorta und hierauf in die Lungen- 
arterie des regelrecht aufgehängten Herzens gegossen wird, fliesst 
nicht ab. Die innere Oberfläche des Herzens, sowie die Sehnen- 
fäden und Klappen sind blutig inbibirt. Das Herzfleisch ist blass, 
fast gelblich. Die Eranzgefasse sind leer. 

Die rechte Lunge hat eine glatte glänzende Oberfläche. 
Die Färbung ist im oberen Lappen blass, braunroth und grünlich 
marmorirt. 

Im untern Lappen herrscht die grüne Farbe vor. Beim 
Durchschnitt ergiesst sich weniges dunkel, kirschrothes Blut über 
die Schnittfläche. Dieselbe ist glatt, im unteren Lappen schwarz- 
roth,-im obern Lappen braunroth gefärbt. Die Lungen knistern 
sehr wenig. Das hervorquellende Blut enthielt sehr wenig kleine 
Luftblasen. Die Schleimhäute der Luftröhrenäste sind dunkel 
braunroth gefärbt. 

Die Bronchialdrüsen sind klein, weich und schwarzblau. 

Die linke Lunge verhält sich durchweg wie die rechte. 

Der Kehlkopf ist leer. Die grossen Gefässe am Halse 
sind leer. Die Diüsen des Halses sind etwas geschwollen und 
schiefrig. Die Nerven des Halses sind blass. 

Die Zunge lag hinter den Zähnen. 

Die Mandeln sind klein und grau, der Kehldeckel ist blass, 
die Schleimhaut des Kehlkopfes und der Luftröhre ist durchweg 
dunkelbraun roth gefärbt. Die Speiseröhre war leer. Die Schleim- 
haut blass. 

3. Schädelhöhle. 

Die Schädeldecken sind durchweg blass. Die Schädelknochett 
des Daches sind aussen wie innen, wie auch in der Diploe blass. — 
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Der Längsblutleiter der harten Hirnhaut war in seinem oberen 
Theil leer, in Beinern hintern Theil befand sich ein lockeres 
schwarzes Blutgerinsel. 

Die Oberfläche der harten Hirnhaut ist glatt, bläulich blass, 
nicht gespannt, durchscheinend, nur in den abhängigen Partieen 
enthalten die grösseren Venen etwas flüssiges Blut. 

Die weiche Hirnhaut zeigt sich besonders in der Nähe der 
öefässe etwas weisslich getrübt. Dieselbe lässt sich ziemlich 
leicht abziehen. Ihre Gef&sse sind in den hintern Partien^stark, 
in den vordem wenig mit dunkelflüssigem Blute gefüllt. 

Die Vorderhömer waren sehr klein, die Hirnkammer fast 
leer. Die Bindensubstanz blass, grau, die weisse Substanz trocken, 
rein, weiss, zeigt nicht sehr zahlreiche Blutpunkte. — Die Sylvische 
Wasserleitung, die vierte G-ehirnkammer leer. Die grossen Gehim- 
ganglien, die Brücke, das verlängerte Mark, die Vierhügel, das 
kleine Gehirn hatten die ihnen zukommende blassgraue, beziehungs- 
weise weisse Färbung. Am Schädelgrunde verhielten sich die 
Hirnhäute wie oben. Die Himnerven waren blass. 

Hiermit erklären die Obducenten die Obduction für ge- 
schlossen und lassen sich wie folgt vernehmen: 

Aus der Obduction ist über die Todesart des J. F. nichts 
festzustellen. Auf Befragen: 

Nach dem uns vorgelegten Recept, in welchem 10 Gramm 
Extracti Filicis maris aetherei und 5 Gramm Extracti rad. 
Granatorum spirituosi angegeben sind, ist die erlaubte Dosis 
nicht überschritten und halten wir das nach diesem Becept ge- 
arbeitete Medikament, auch in einer Dosis genommen, nicht fär 
geeignet, den Tod eines Menschen herbeizuführen. 

Es wurden femer Theile von Herz, Leber, Nieren, Milz, 
sowie Blut in ein Gefäss gefüllt, die drei Gefässe mit dem 
Gerichtssiegel verschlossen und in Verwahmng genommen. 

Dem Chemiker K in D. wurden nunmehr neun verschiedene 
Asservate mit dem Auftrage übergeben, die Untersuchung der 
Leichentheile dahin vorzunehmen, „ob und welche Giftstoffe die- 
selben enthalten, ob letztere quantitativ zur Herbeiführung des 
Todes gentigten, ob dieselben sich femer in den in der Wohnung 
des Verstorbenen einerseits, sowie in den bei dem Apotheker 
anderseits beschlagnahmten Medikamenten vorfinden, sowie ob 
diese letztern Stoffe den ärztlichen Recepten gemäss sind. Gleich- 
zeitig soll der ausgepumpte Mageninhalt in den Bereich der 
Untersuchung und Begutachtung gezogen werden." 

Dr. K. verzögerte, obgleich eine sofortige Inangriffnahme der 
Analyse erforderlich gewesen wäre, weil das Auffinden des ver- 
mutheten Giftes durch dessen langen Contact mit den Leichen- 
theilen erfahrungsgemäss grössere Schwierigkeiten bietet, die 
Analyse längere Zeit und berichtete erst nach 2 Monaten (am 
12. Januar 1882), dass er die Analyse bis zur Isolirung etwa 
vorhandener Gifte durchgeführt habe, so dass eine Zersetzung 
nicht mehr zu befürchten sei. Am 22. Januar berichtet er, dass 
die Untersuchung nunmehr zum Theil beendet und dass es ihm 
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gelungen sei, in einzelnen Objekten (No. 1. 2. 3. 5) Morphium 
nachzuweisen. Einen ausführlichen Bericht über die Analyse 
gibt Dr. K. am 10. März und behauptet, dass er in den Leichen- 
theilen und in dem Rest der asservirten Medicin Narcotin und 
Morphium gefunden und Morphiumkrystalle daraus hergestellt 
habe. Die beschlagnahmten Standgefösse, enthaltend Extract. 
rad. Granatorum und Extr. Filicis maris, seien dagegen frei von 
diesen Stoffen gewesen. 

Die wichtige Frage jedoch, ob in den Leichentheilen die 
beiden verschriebenen Substanzen Extr. Filicis maris und Extract. 
Granatorum enthalten gewesen, hatte Dr. K. zuerst sehr ober- 
flächlich und wenig sachgemäss behandelt, kam dann aber nach 
wiederholter Aufforderung, sich über diese Frage durch erneute 
Untersuchung zu tiberzeugen, zu dem Resultat, dass Extr. Filicis 
maris vorhanden, Granatwurzelextract jedoch nicht in den Leichen- 
theilen vorhanden gewesen sei. 

Nach Eenntnissnahme dieser gutachtlichen Aeusserungen des 
Dr. K. hielt Kreisphysikus Dr. M. es für angezeigt, den Antrag 
auf eine Kritik des Verfahrens des Dr. K. durch einen andern 
Chemiker zu stellen. 

Apotheker Dr. B. beleuchtete in Folge dessen das Gut- 
achten des Dr. K. und kam zu dem Schluss, dass der Dr. K. 

1. für den Nachweis von Narcotin keine Beweise erbracht 
hätte, 

2. dass die von demselben angegebenen Reaktionen den Be- 
weis für das Vorhandensein des Morphiums überzeugend 
und unzweifelhaft nicht erbringen. 

Femer, 
dass die Erklärung des Sachverständigen, dass in den 
untersuchten Leichentheilen kein Granatwurzelgerbstoff, 
demnach auch kein Granatwurzelextrakt enthalten ge- 
wesen, auf Irrthum basirt und unrichtig sei. 

Schliesslich, 
dass der Inhalt der von Dr. K. abgegebenen Objekte, 
welche seiner Angabe nach das aus der Leiche des 
p. F. abgeschiedenen Morphium enthalten sollen, kein 
Morphium sei. 
Der Erste Staatsanwalt ersucht nunmehr das Königliche 
Medicinal-KoUegium unter üebersendung der Akten um gefällige 
Erstattung eines Superarbitriums über die von dem Chemiker K. 
fol. 44—51. 68. 77—79 act. und B. fol. 107. 110—125 act. ab- 
gegebenen Gutachten unter Berücksichtigung der Erklärungen des 
Königlichen Kreisphysikus Dr. M. fol. 38. 68 act. 

Die noch in Asservation befindlichen Stoffreste — angeblich 
Moiphiumkrystalle — wurden beigefügt. 



Gutachten. 

In dem Gutachten vom 10. März 1883 hatte sich Dr. K. zu- 
nächst die Aufgabe gestellt, 
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1. sämmtliche Objekte ftir sich auf organische Gifte, speziell 
Objekte, namentlich auf Morphium zu untersuchen. 

2. Die Beaktionen der Granatwurzelrinde und Famkraut- 
wurzel zu studiren, soweit dieselben in dem vorliegenden Falle 
in Betracht kommen konnten. 

Dr. K. hatte zur Untersuchung folgende Objekte erhalten: 

1. Magen und Darm nebst Inhalt, 

2. Lunge, Leber, Niere und Milz, 

3. einen Nachttopf mit Excrementen, 

4. ein Fläschchen mit Urin, 

5. ein Fläschchen mit Etikette, in welchem das Arznei- 
' mittel enthalten war, 

6. ein Gläschen, signirt Extr. Filic. aeth., 

7. ein Gläschen, signirt Extr. cort. rad. Granat, 

8. eine Papierkapsel mit einer feuchtpulverigen Masse, 

9. ein Gläschen mit Oel. 

Folgen wir nunmehr den einzelnen von Dr. K. vorgenommenen 
Untersuchungen. 

1. Untersuchung von Magen, Darm und Inhalt. 

Nach vorheriger Zerkleinerung dieser Theile und Mischung 
des Festen und Flüssigen unterwarf K. zwei Drittel der Mischung 
der Untersuchung. Ein Drittel stellte er als sogenanntes gericht- 
liches Drittel bei Seite. Eine Gewichtsbestimmung fand nicht 
statt. Die Mischung wurde mit Wasser und Salzsäure im Dampf- 
bade einige Stunden digerirt. Nach Trennung des Flüssigen 
vom Festen durch Coliren wurde die flüssige Masse im Wasser- 
bade auf 290 ccm abgedampft und der Bückstand mit der vier- 
fachen Menge Alkohol versetzt. Nach längerem Stehenlassen 
das Ganze filtrirt, der Alkohol abdestillirt und die übrig ge- 
bliebene Flüssigkeit nach D. (gerichtlich-chemische Untersuchung 
der Gifte) untersucht. K. schüttelte die erhaltene schwarzbraune 
Flüssigkeit mit einem Petroleum -Aether, trennte diesen darauf 
mit Hilfe eines Scheidetrichters ab und brachte darauf die Flüssig- 
keit mit Benzin und dann mit Chloroform in Berührung, fügte 
darauf Ammoniak zu, schüttelte wieder mit Petix)leumäther, dann 
mit Benzin und Chloroform. 

K. erhielt so, genau nach dem Gange von D., sechs ver- 
schiedene Auszüge. 

a) aus saurer Lösung: 

1. Petroleumäther- Auszug, 

2. Benzin-Auszug, 

3. Chloroform-Auszug, 

b) aus ammoniakalischer Lösung: 

4. Petroleumäther-Auszug, 

5. Benzin-Auszug, 

6. Chloroform-Auszug. 

Diese verschiedenen Auszüge konnten nun nach D. ver- 
schiedene organische Gifte enthalten. 

So konnte aus der sauren Lösung der Chloroform -Auszug, 
Papaverin und Narcem; aus der alkalischen Lösung der Benzin- 
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Auszug: Narcotin und und GodeYn, der Chloroform- Auszug eventuell 
Morphium enthalten. 

Die erhaltenen ätherischen Auszüge wurden in Glasschälchen 
vertheilt und auf dem Wasserbade zur Trockene verdunstet. Die 
Rückstände darauf zunächst mit Gruppen, dann mit speziellen 
Keagentien auf die genannten Alcaloide untersucht. E. unter- 
stellte, dass wenn ein Opiat in dem Mageninhalt vorhanden ge- 
wesen, eine der genannten Opium -Alkaloide auf die erwähnte 
Weise nachgewiesen werden müsse. Es gelang ihm nun angeb- 
lich, von den obigen Alkaloiden Narcotin und Morphium, aber 
nur diese, nachzuweisen. Auf welche Art er aber das Narcotin 
nachgewiesen, gibt er nicht an, so dass wir die Gegenwart von 
Narcotin als nicht erwiesen ansehen müssen. 

Es gelang ihm nicht, Morphium in dem Chloroform -Auszug 
der ammoniakalischen Lösung aufzufinden, wohl aber glaubte er, 
den Nachweis dafiii* gefunden zu haben, durch Anwendung von 
Amylalkohol nach vorheriger Behandlung der Lösung mit ge- 
brannter Magnesia. Nach stattgehabter Filtration, Versetzen mit 
einem Tropfen Salzsäure, wurde zur Aufsuchung des Morphiums 
die amylalkoholhaltige Lösung auf verschiedene Glasschälchen 
vertheilt und zur Trockene verdunstet. 

E. gibt nun folgende Reaktionen des Morphiums an: 

1. Der mit verdünnter Salzsäure aufgenommene Rückstand 
in einem der Schälchen gab mit Phosphor -Molybdaensäure sofort 
einen starken Niederschlag von gelblichweisser Farbe, der nach 
Zusatz von concentrirter Schwefelsäure eigenthümlich gelbgrau- 
braun gefärbt wurde. Hierdurch ist aber nach unserer Ansicht 
die Gegenwart von Morphium nicht erwiesen. Der auf diese 
Weise erhaltene Niederschlag darf nicht gelbgraubraun, sondern 
muss blau gefärbt werden. Phosphor -Molybdaensäure ist ein 
allgemeines Reagenz, namentlich auf giftige und nicht gifüg- 
stickstofifhaltige Alkaloide. 

2. Der mit Salzsäure versetzte Rückstand schied aus einer 
verdünnten Lösung von Jodsäure in Chloroform lösliches und 
dieses violett färbendes Jod aus. Diese Reaktion können wir 
wiederum nicht für beweisend anerkennen. Das Ausscheiden von 
Jod aus einer Lösung von Jodsänre und Erkennen des aus- 
geschiedenen Jods durch Chloroform ist einer grossen Zahl orga- 
nischer Eörper eigenthümlich. 

3. Der in einem Schälchen enthaltene Rückstand färbte ein 
Säurege'misch von concentrirter Schwefelsäure mit ^/^^o Salpeter- 
säure eigenthümlich rothbraun mit einem Stich ins Violette. Auf 
diese Weise behandelt, färben sich aber eine Anzahl Alkaloide 
rothbraun. Das reine Morphium färbt sich mit salpetersäure- 
haltiger Schwefelsäure violett, später am Rande grün und nach 
längerer Zeit wird die Färbung orange. 

4. Der Rückstand in einem Schälchen mit sehr verdünnter 
Salzsäure aufgenommen, dann wieder abgedampft, gab mit einer 
Lösung von neutralem Eisenchlorid eine grüne Färbung. Nach 
längerem Stehen verschwand die grüne Farbe. Dieses ist aber 
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nicht, wie Dr. K. meint, die Reaktion des Moiphiums, sondern 
kommt bei Gerbstoff enthaltenden Extrakten vor, wenn dieselben 
mit Salzsäure und Amylalkohol behandelt werden. Morphium 
wird auf diese Art durch blaue Färbung erkannt. 

5. Dr. K. will Morphium nachgewiesen haben durch Zusatz 
von Zucker und concentrirter Schwefelsäure zu einem Rückstände 
und Auftreten einer hellkirschrothen Färbung. Diese Eigenschaft 
besitzen aber eine grosse Zahl anderer Stoffe, z. B. der im Bitter- 
klee enthaltene Bitterstoff des Menyanthein. 

Dr. K. hält diese fünf von ihm vorgenommenen Reaktionen 
auf Morpliium für die wichtigsten, namentlich No. 2 und 4, und 
gibt an, er habe dieselben verglichen mit dem Verhalten gegen 
eine Lösung von reinem salzsauren Morphium. Verschiedene 
andere von D. angeführte Reaktionen führte er nicht aus, lun 
angeblich Material zu sparen. Er unterliess aber gänzlich die 
vorgeschriebene quantitative Bestimmung des angeblich nach- 
gewiesenen Morphiums, ebenso wie die in Aussicht gestellten 
physiologischen Versuche. 

Es erscheint daher die Anwesenheit von Morphium in den 
Leichentheilen No. 1 durch die Reaktionen des Dr. K. nicht 
bewiesen. 

2. Untersuchung von Lunge, Leber, Nieren und Milz. 
Dr. K. bemerkt, dass das Gefilss, in welchem diese Theile 

enthalten waren, vollständig zertrümmert in D. angekommen sei. 
Die Reste wurden gesammelt und zur Untersuchung verwendet, 
ohne das gerichtliche Drittel zu asservii'en. Nach dem oben be- 
schriebenen Gange wurde der Amylalkohol- Auszug dieser Leichen- 
theile zur Trockne verdunstet und mit Phospor-Molybdaensäure, 
Jodsäure, salpeterhaltiger Schwefelsäure, Eisenchlorid, Zucker 
und Schwefelsäure die in verschiedenen Schälchen befindlichen 
Rückstände geprüft. Die einzelnen Reaktionen sollen bei den 
Auszügen nicht so scharf ausgesprochen gewesen sein, wie bei 
dem Objekte Nr. 1. Doch hielt K. die Gegenwart von Morphium 
auch in diesen Leichentheilen für erwiesen. Für uns aber ist 
dieser Beweis ebensowenig geführt wie in Ansehung des Ob- 
jektes No. 1. 

3. Untersuchung der Excremente im Nachttopf. 

Von den Excrementen, deren Gewichtsmenge nicht angegeben 
worden ist, wurden zwei Drittel der üntei-suchung unterworfen. 
Dieselbe wurde ganz in derselben Weise wie bei den beiden 
vorher behandelten Objekten vorgenommen. Hier will es nun 
Dr. E. gelungen sein, in dem amylalkoholischen Auszug der 
ammoniakalischen Lösung Narcotin nachzuweisen. Beim Behandeln 
mit concentrirter Schwefelsäure will er nämlich nach längerem 
Stehen eine rothe Färbung wahrgenommen haben. Narcotin wird 
aber von concentrirter Schwefelsäure mit gelber Farbe gelöst, 
welche erst auf Zusatz einer Spur Salpetersäure carmoisinroth 
wird. Femer wül er wieder Morphium durch die Reaktionen 
von Phosphor - Molybdaensäure , Jodsäure , salpetersäurehaltiger 
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Schwefelsäure, Eisenchlorid und Zucker mit Schwefelsäure erkannt 
haben. Diese sind aber, wie wir bereits ausgeführt, kein Er- 
kennungszeichen für Morphium, und halten wir daher die Gegen- 
wart von Morphium im Objekt No. 3 für nicht erwiesen. 

4. Untersuchung des Urins. 

Die Menge des Urins ward nicht angegeben, aber als eine 
geringe bezeichnet und ganz zur Untersuchung verwendet. K. 
will hier nur durch die Reaktion mit Jodsäure die Anwesenheit 
von Morphium nachgewiesen haben, da alle übrigen Reaktionen 
der vielen Zersetzungsprodukte wegen nicht nachzuweisen wären. 
Da aber diese Reaktion für uns nicht beweisend ist, so halten 
wir auch die Anwesenheit von Morphium für nicht constatirt. 

5. Untersuchung des Medicinrestes. 

Das Gläschen soll nur 2 — 3 Decigramm enthalten haben. 
E. spülte diesen Rest in einem Becherglase aus, versetzte mit 
einigen Tropfen Salzsäure und erwärmte; unterwarf einen Theil 
der Lösung der Untersuchung auf Alkaloide und will deutlich 
Narkotin-Reaktion erhalten haben, ebenso Morphium in nicht un- 
bedeutender Menge, namentlich durch die Reaktion auf Eisen- 
chlorid (dunkelgrüne Färbung), erkannt haben. Wir können nur 
wiederholen, was wir bereits mehrfach über den Werth der vor- 
genommenen Reaktionen gesagt haben und halten den Nachweis 
des vorhandenen Morphiums und Narcotins nicht für erbracht. 
Wir vermissen aber hier eine Aeusserung der Experten, ob dieser 
Arzneirest der Receptformel vor Allem entsprochen, femer eine 
genaue Beschreibung der sinnlich wahrnehmbaren Eigenschaften 
desselben. 

Die ganze Untersuchung dieses Objektes hätte sich aber, da es 
sich wesentlich um die Ermittelung vermutheten Opiats (Opium- 
extrakt) handelte, ohne die geschehene umständliche Behandlung 
einleiten lassen. Wenn der Rest in dem Arzneiglase mit etwas 
Wasser ausgespült worden, das Filtrat darauf mit Eisenchlorid 
versetzt worden wäre, so würde bei Gegenwart von Opium eine 
blutrothe ins bräunliche spielende Farbe wahrgenommen worden sein. 

6. Untersuchung des Granatwurzelextraktes. 

Dieselbe wurde ganz nach dem oben beschriebenen Verfahren 
von D. vorgenommen und ergab ganz wie die 

7. Untersuchung des ätfierischen Farrenwurzel- 
Extraktes ein negatives Resultat. Die 

8. Untersuchung eines weissen Pulvers ergab ein feucht- 
gewordenes Brausepulver, bestehend aus Zucker, Natron und 
Weinsteinsäure. 

9. Das Fläschchen mit Oel 
enthielt Ricinusöl. 

Gegen die Untersuchungen 6 — 9 walten Bedenken nicht ob. 

Es concludirte Dr. E. in seinem Gutachten (fol. 51), dass es 
ihm gelungen sei, Morphium und Narcotin nachzuweisen und zwar 
in folgenden Objekten in „ziemlich erheblichen'^ Mengen: 



386 Dr. Tacke. 

1. Im Magen, Darm nebat Inhalt (Obj. 1) Morphium und 

Narcotin. 

2. In den Excrementen (Obj. 3), Morphium und Narcotin. 

3. In den Medicinresten (Obj. 5), Morphium und Narcotin, 

dagegen 

4. In Lunge, Leber, Nieren (Obj. 2) nur Morphium. 

5. In dem Urin (Obj. 4) ebenfalls nur Morphium. 

Wir haben bereits bei der Betrachtung der verschiedenen 
Untersuchungsmethoden der verschiedenen Objekte nachgewiesen, 
dass der Beweis für das Vorhandensein der genannten Gifte 
nicht erbracht erscheint; bei der Unzuverlässigkeit der Arbeit 
des Dr. E. ist es aber durchaus nicht ausgemacht, dass that- 
sächlich in den Leichentheilen kein Morphium enthalten gewesen 
sein könne. 

Zur Entscheidung der Frage, ob das Morphium als solches 
oder in Form eines Opiates in den Körper gelangt sei, versuchte 
Dr. K. den Nachweis von Meconin und Meconsäure zu liefern. 
Dieses gelang ihm nicht; er glaubte aber wegen der angeblich 
ausgesprochenen Narcotinreaktion die Frage daUn zu beantworten, 
dass das in den Leichentheilen und der Medicin nachgewiesene 
Morphium nicht als solches, sondern in Form von Opium (Tinctura 
oder Extr. Opii) in dieselben gelangt sei. Dr. K. sagte in dem 
Schluss seines Gutachtens, der Tod des F. sei durch Opium oder 
ein Opiat herbeigeführt, dessen wichtigste und wirksamste Be- 
standtheile Morphium neben Narcotin in allen Leichentheilen 
nachgewiesen worden sei. E. hielt dafür, dass dieses Opiat durch 
die Medicin, welche der Hauptsache nach aus Extr. cort rad. 
Granatorum und Extractum Filicis bestand, in den Eörper gelangt 
sei. Dr. E. hatte aber keineswegs den positiven Beweis flir die 
Anwesenheit von Extract. cort. Granatorum in den Resten der 
Medicin und in den Leichentheilen erbracht. Es wurde ihm 
nunmehr auf Veranlassung des Dr. M. am 23. Mai aufgegeben, 
den Nachweis von Extr. cort. Granator. in den Medicinresten und 
den Leichentheilen zu liefern und eventuell das gerichtliche 
Drittel zu der Untersuchung zu benutzen; zugleich wurde ihm 
die Frage gestellt, ob die gerbsaure Reaktion allein das Vor- 
handensein des Granatwurzelrinden-Extraktes liefere, wie er dies 
in seiner Auslassung vom 27. April erwähnt hatte. Darauf er- 
widerte Dr. E., dass er sich in dieser Beziehung zu einem Irr- 
thum bekennen müsse, denn wie die letzte Untersuchung ergeben 
habe und das Studium der Granat- und Opium -Reaktionen, sei 
die frühere Reaktion lediglich auf Rechnung des Opiums und 
des dasselbe begleitenden Filix-Farbstoifes zu setzen. Es habe 
sich nunmehr darum gehandelt die der Granatwurzelrinde eigen- 
thümliche Gerbsäure nachzuweisen und die Reaktionen dieser, 
sowie der Opiumgerbstoffe festzustellen. Diese Untersuchung nun 
bewirkte Dr. E. in der Art wie die der Leichentheile und be- 
hauptet, Opium-Extrakt und Granatwurzel -Extrakt unterschieden 
sich dadurch, dafis ersteres mit Eisenchlorid eine röthlichbraune 
Fällung, letzteres eine grünlichschwarze Fällung mit diesem 
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Beagenz gebe. Das Verhalten der beiden Extrakte ist aber in- 
sofern verschieden, als dieses Beagenz bei Opiumauszügen nur 
eine röthUchbraune Färbung nicht Fällung hervorbringen darf, 
da das Opium Gerbstoffe gar nicht besitzt. Extr. cort. 
Granatorum wird durch Eisenchlorid bläulichschwarz gefällt. 
Dr. K hat somit den Nachweis, dass Extract. cort. Granat, in 
dem Medicinrest enthalten gewesen, nicht erbracht 

E. untersuchte darauf das sogenannte gerichtliche Drittel 
des Objektes No. 1, indem er dasselbe mit Wasser und Salzsäure 
auszog, den filtrirten Auszug auf dem Wasserbade auf 75 ccm 
eindampfte, dann zur Ausscheidung von Leim Alkohol zusetzte 
und das Ausgeschiedene durch Filtriren von der Flüssigkeit 
trennte. Nachdem der Alkohol abgedunstet, schüttelte K die 
wässerige Lösung mit Aether aus. Nachdem dasselbe verdunstet, 
wurde es in Wasser aufgenommen, filtrirt, das Filtrat mit Eisen- 
chlorid versetzt und ti'at nach der Ansicht von K die oben be- 
schriebene Reaktion des Opiums auf. Darauf giebt er sein Gut- 
achten dahin ab, dass in den untersuchten Leichentheilen kein 
Granatwurzel-Gerbstoff, also kein Granatwurzel-Extrakt enthalten 
gewesen. Da aber Opium-Extrakt mit Eisenchlorid keine Fällung, 
sondern nur eine röthUchbraune Färbung hervorbringen darf, so 
verdankt der von E. bei der letzten Untersuchung erhaltene 
Niederschlag, welcher nicht weiter untersucht worden ist, jeden- 
falls einer andern Ursache seine Entstehung. Aus diesem Grunde 
ist es nicht erwiesen, dass Opium -Extrakt in dem Magen nebst 
Inhalt enthalten war. 

Der Lihalt der uns mit den Akten übermittelten drei Glas- 
schälchen, welche versiegelt und mit I. II. in. bezeichnet waren 
und nach Angabe des Dr. E. aus den Leichentheilen hergestellte 
Morphiumkrystalle enthalten sollten, unterwarfen wir folgendem 
Untersuchungsverfahren. 

Von dem Inhalte eines jeden Schälchens wurden einige Par- 
tikelchen abgelöst und auf das Objektivglas gebracht und bei 
320facher Yergrösseruug betrachtet. Hierbei zeigten sich nur 
verhältnissmässig wenige krystallähnliche Eörper, viele amorphe 
Massen und das baumwollfaserige eigenthümliche Gebilde viel- 
leicht von dem Filtrirpapier herrührend, welches mit dem Nieder- 
schlage abgeschabt auf dem Schälchen anklebte. Die krystall- 
ähnlichen Eörper wurden mit den farblosen geraden rhombischen 
Prismen wirklichen Morphiums verglichen, mit denen sie keine 
Aehnlichkeit hatten. Die chemische Untersuchung zeigte, dass 
Eisenchlorid keine Blaufärbung ergab, Molybdaenschwefelsäure 
fäi4)te nicht violett, Jodsäure wurde nicht reducirt, Chlorwasser 
färbte nicht gelblich, Ammoniak darauf nicht roth. Die einzige 
Beaktion, welche durch salpeterhaltige Schwefelsäure sich kund 
gab, war die Bothfärbung beim Erwärmen. Diese Bothfärbung 
wandelte sich aber nicht wie beim Morphium in eine orangen- 
farbene um. — Die drei uns überschickten Schälchen, in welchen 
das von E. hergestellte krystallisirte Morphium sich befinden 
sollte, enthielt mithin kein Morphium. — 
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Die auf Betreiben des Dr. M. von dem Apotheker E. B. er- 
forderte und von diesem am 11. Januar 1883 erstattete Kritik 
des E.'8Chen Gutachtens beleuchtet in streng wissenschaftlicher 
Weise das K'sche Verfahren. B. kommt, nachdem er die einzelnen 
Reaktionen und die K.'schen Schlussfolgerungen geprüft hat, 
sowohl in Ansehung des behaupteten Nachweises des Morphiums 
in den Leichentheilen und den Medicinresten , wie in Bezug auf 
die angeblich bewiesene Abwesenheit von Granatwurzel -Extrakt 
in denselben, zu gleichen Schlussresultaten wie wir. Die einzelnen 
von B. vorgenommenen Reaktionen sind von uns zur Kontrolle 
wiederholt worden und haben wir uns von der Richtigkeit der- 
selben Überzeugt. Wir können uns demnach auch im Einzelnen 
seinen Ausführungen vollständig anschliessen. In dem am 15. Januar 
1883 erstatteten Nachtrags -Gutachten, betreffend die Morphium- 
krystalle in den drei Glasschälchen, stimmt das Gutachten des 
B. mit dem unserigen überein, auch er ist der Ansicht, dass 
Morphium -Kry stalle in dem Inhalt der Schälchen nicht vor- 
handen sind. 

Kreisphysikus Dr. M. hatte sich am 21. März 1883 über die 
Todesart des F. dahin geäussert, dass 

1. auf Grund der Krankengeschichte, des Resultats der 
Leichenöffnung und der chemischen Untersuchung mit 
Sicherheit anzunehmen sei, dass F. an einer akuten 
Morphiumvergiftung gestorben sei, 

2. dass das tödtliche Morphium in der Arzneiflasche ent- 
halten gewesen, welche Dr. T. behufs einer Bandwurm- 
kur verschrieben, welche der Apotheker S. angefertigt 
und der Verstorbene selbst in Empfang genommen. 

Es frage sich, da nur der Apotheker und der Verstorbene 
mit der Arznei in Verbindung gekommen sei, wer von Beiden 
das Morphium in das Gläschen gethan habe. 

Dr. M. bedauert, dass die chemische Untersuchung nicht habe 
ermitteln können, ob in dem Arzeigläschen Ext. Filicis maris und 
Extr. rad. Granat, vorhanden gewesen, denn dann hätte sich eine 
in der Apotheke vorgekommene Verwechselung mit einem Opium- 
präparat für eines dieser Mittel von vornherein ausschliessen 
lassen; dass Extr. Filicis maris vorhanden gewesen, ginge mit 
Sicherheit aus der Beschaffenheit des Mageninhalts hervor, da 
dieser einzelne dunkele schwarzbraune Partikel enthielt (No. 4 
des Protokolls), welche die Finger bräunlichgrün färbten — eine 
charakteristische Eigenschaft der Filicis maris. 

Für Extract. Granatorum fehle aber leider dieser Nachweis, 
da er weder bei der Obduktion noch bei der chemischen Unter- 
suchung habe geftthrt werden können. 

Dr. M. schliesst aber auch für dieses Präparat eine Ver- 
wechselung mit Morphium oder mit einem Opiumpräparat aus. 
Es könne dabei nur entweder das Morphiumsalz selbst oder das 
Extractum Opii oder die Tinctura Opii in Betracht kommen. 
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Die Morphiumsalze seien ein weissliches Pulver und könnten 
mit dem dicken braunen Granatwurzel -Extrakt nicht gut ver- 
wechselt werden, da sie schon äusserlich zu verschieden seien, 
nicht minder die Tinctura Opii. 

Das Opium -Extrakt sei ein bräunliches trockenes Pulver, 
welches indess die Feuchtigkeit leicht anziehe und dann zusammen- 
balle, so dass es im Aeusseren einige Aehnlichkeit mit dem sehr 
eingedickten Granatwurzel - Extrakt bekommen könne. Beide 
Medikamente ständen aber sichtlich getrennt in jeder geordneten 
Apotheke, und wie der Augenschein gelehrt habe, ständen sie in 
der S.'schen Apotheke in ganz verschiedenen Schränken, sogar 
in verschiedenen Bäumen. Es sei daher kaum glaublich, dass 
dem approbirten Apotheker S. eine so grobe Verwechselung 
habe v>i*kommen können. 

Dr. M. kommt daher zu dem Schluss, dass eine Verwechselung 
der Medikamente in der Apotheke nicht vorgekommen und dass 
S. beim Anfertigen der an und für sich unschädlichen Arznei 
das (angeblich vorgefundene) Morphium nicht in die Flasche 
gethan habe. 

Dr. M. hatte bei Abfassung dieser gutachtlichen Aeusserung 
die Analyse des Dr. E. als zuverlässig angesehen und als er- 
wiesen betrachtet, dass Morphium in den Leichentheilen und den 
Medicinresten vorhanden gewesen. Nachdem wir nunmehr gezeigt 
haben, dass diese Annahme nicht erwiesen, erscheine die sub 1 
und 2 aufgestellten Ansichten des Dr. M. hinfallig. Dieses unser 
Urtheil bezieht sich aber in Bezug auf No. 1 nur auf die Be- 
hauptung, dass ausser der Obduktion und der Krankengeschichte 
auch „die chemische Analyse" berechtige anzunehmen, dass 
der Tod des F. durch Morphium erfolgt sei. Die Kranken- 
geschichte spricht allerdings auf das Deutlichste für Morphium- 
vergiftung. Wir sehen in dem Fall F. alsbald nach der Ein- 
nahme der Arznei Röthe des Gesichts und des Körpers, starkes 
„abscheuliches Hautjucken" — was als spezifisch für Morphium- 
vergiftung anzusehen ist — , Unbesinnlichkeit, verlangsamtes un- 
regelmässiges Athmen, schnell wechselnder unregelmässiger Puls, 
tiefstes Coma — also ganz das klinische Bild einer akuten 
Morphiumvergiftung eintreten. Und das Ergebniss der Obduktion 
stimmt mit diesem Bilde vollkommen ttberein. Wenn auch aus 
dem Befunde der Obduktion ein direkter Schluss auf Morphium- 
vergiftung nicht gezogen werden darf, so bietet doch dieselbe 
nicht den geringsten Anlass zu einer entgegenstehenden Ansicht 
oder etwa zur Annahme einer anderen Todesursache. 

Mit Dr. M. bedauern wir sehr, dass es von Dr. K. nicht mög- 
lich gemacht worden ist, Extract. cort. rad. Granatorum in den 
Leichentheilen und den Medicinresten nachzuweisen. Die in Folge 
dieser seiner Initiative von Dr. K. hierfür geforderten Beweise 
ist derselbe schuldig geblieben. 

Auch die Aeusserungen des Dr. M. fiber die Form und das 
Aussehen der in Betracht kommenden, zur Verwechselung etwa 
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gekommenen Präparate — ^ Extr. Opii, Tincturia Opii und Morphium- 
pulver — sind yöUständig begründet und schliessen wir uns der- 
selben an. Wir wollen hier noch eines Versuches erwähnen, 
welchen wir auf Form, Gestalt und Verhalten dieser Körper 
selbst gemacht haben. Dr. K. hat angegeben, dass in dem Arznei- 
fläschchen nur 2 bis 3 Decigramm enthalten gewesen. Wir 
fertigten nun 2 Lösungen an, die eine bestehend aus 1 Oramm 
Extr. Opii und 2 Gramm Extr. Filicis aeth. Die zweite Lösung, 
bestehend aus 1 Gramm Extr. cort. rad. Granatorum und 2 Gramm 
Extract. Filic. aeth. (Das Opium-Extrakt wurde in etwas Wasser 
gelöst. Extr. cort. Granat, in mit wenig Wasser verdünntem 
Weingeist.) Nach dem Umschtttteln der ersten Lösung bildete 
sich ein dickliches Gemenge, welches sich kaum aus dem Glase 
entfernen liess. Die zweite Mischung dagegen war nach dem 
Umschütteln vollständig homogen und flüssig und liess sich mit 
Leichtigkeit ausgiessen. Wäre erstere Mixtur von dem Patienten 
eingenommen worden, so wäre jedenfalls eine viel bedeutendere 
Menge in dem Glase zurückgeblieben. 

Wie nun aber das tödtliche Gift in den Körper des F. hinein- 
gekommen ist, vermögen wir nach Lage der Akten nicht anzu- 
geben. . 

In Erledigung des uns gewordenen Auftrags, ein Super- 
arbitrium über die von dem Chemikern K. und B. abgegebenen 
Gutachten unter Berücksichtigung der Erklärungen des König- 
lichen Kreis-Physikus Dr. M. abzugeben, fassen wir das vor- 
stehend Ausgeführte in folgenden Sätzen zusammen: 

1. Auf Grund der Krankengeschichte in Verbindung mit dem 
Obduktionsresultat ist zu vermuthen, dass der Tod des 
F. durch ein Opiumpräparat erfolgt ist. 

2. Der von Dr. K. behauptete sichere Nachweis von Narcotin 
und Morphium in den Leichentheilen und den Medicin- 
resten ist indess nicht erbracht. 

3. Weder der Beweis für die Abwesenheit von Granatwurzel- 
Extrakt in den Leichentheilen und Medicinresten, noch 
der Beweis der Anwesenheit desselben in den Asservaten 
ist durch die Arbeit des Dr. K geliefert worden. 

4. Der Inhalt der uns zur Prüfung übermittelten drei Schäl- 
chen enthielt keine Morphium-Krystalle und beruht die 
entgegenstehende Meinung des Dr. K. auf Irrthum. 

5. Auf Grund des Aktenmaterials ist es nicht mög- 
lich festzustellen, auf welchem Wege das Gift 
dem F. zugekommen ist. 
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XV. Jahresversammlung des Deutschen Vereins für öfTent- 
liche Gesundheitspflege zu Strassburg i/E. vom 14.— 15. 

September 1889. 

(Original-Bericht.) 

Eine zahlreich besuchte Vorversammlungin dem Givilcasino, am Frei- 
tag Abend den 15. September, wurde durch den für die folgenden Tage 
dienstlich behinderten Kaiserlichen Statthalter Fürst von Hohenlohe be- 
grOsst, der die Mitglieder des Vereins als „Gesundheitsbringer" willkommen hiess. 

Erste Sitzung Samstag, den 14. September. 

Die Sitzung fand in dem unteren Saale des Stadthauses am Broglie- 
Platz statt und wurde durch den Vorsitzenden, Ober-Ingenieur Andreas Meyer 
(Hamburg) eröffnet. 

Nach den begrüssenden Ansprachen des Unterstaatssekretair v. Schraut, 
des Bürgermeisters Back und des Professors Dr. Stroh 1, Vorsitzenden des 
Elsass-Lothringischen ärztlich-hygienischen Vereins und nach Erstattung des 
Rechenschaftsberichts seitens des Sanitäts-Raths Dr. Spiess -Frankfurt 
a/M. (Mitgliederzahl 1160) erhielt das Wort zum ersten Gegenstand der 
Tagesordnung: 

L Die hygienisoheii TerhUtnlsse nnd Einrichtiugeii in Elsass-Lothringeiu 

H. Reg.- und Geh. Medizinal-Rath Dr. Krieger (Strassburg): Derselbe 
entledigte sich des Auftrages ,,ein Bild des Standes der Öffentlichen Gesund- 
heitspflege in Elsass-Lothrin^en zu geben, namentlich insoweit als diese in 
Folge der früheren Verhältnisse sich anderweit gestaltet habe, als im übrigen 
Deutschland," in umfassender Weise. Aus der Fülle des Materials hier nur 
einige kurze Andeutungen: 

Schon zur Zeit der Römer-Herrschaft erhielten die Städte Metz und 
Strassburg Wasserleitungen; von letzterer, 26 km lang, von den Vogesen 
konmiend, existirten bis zum Belagerungs- Brande im Jahre 1870 zahlreiche 
Fundstücke, jetzt nur wenige Reste. Aus dem Mittelalter stammen: das 
grosse Bürgerhospital, dessen Küchenzettel noch heute in Kraft steht, das 
Waisenhaus, die St. Marx-Stiftung, die Ordnung der Aussätzigen und — was 
noch werthvoller — das Vermögen des Aussätzigenhauses, das hier in Strass- 
burg ebenso, wie anderweit, auf Kranken- und andere humanitäre Anstalten 
übergegangen ist. Aus den Jahren 1701 — 31 bezeugen 2 dickleibige Foli- 
anten: ,,Memoriale CoUegii sanitatis" die Arbeitslust eines aus Aerzten, Bau- 
beflissenen und Rathsherren zusammengesetzten Medicinalkollegiums, über 
welches die unerbittliche Revolution zur Tagesordnung schritt. Das organische 
Gesetz vom 16./ 24. August 1790 übergab die Sanitätspolizei der Gemeindever- 
waltung; es ist noch heute in Kraft und wurde ergänzt durch grundlegende Gesetze 
Gesetze über die medicinischen und pharmaceutischen Fachschulen, das Aerzte-, 
Apotheken-, Hebammen- und Spital- Wesen , die Etablissements insalubres, in- 
commodes et dangereux, die Kirchhöfe u. drgL, welchen Gesetzen Kaiser- 
reich und Restauration wenig hinzufügten. 

Bei dem Uebergange Elsass-Lothringens in die deutsche 
Verwaltung (1871) blieben die französischen Gesetze anfänglich in Kraft, 
später wurden auf dem Gebiete der Gewerbe- und Medicinalpolizei die Reichs- 
Gesetze eingeführt, einige Landesgesetze beseitigten offenbare Missstände. 
Von den während der deutschen Verwaltung durcl^eführten bezw. vollendeten 
sanitären Einrichtungen wurde von dem Vortragenden in erster Linie die 
Rheinkorrection hervorgehoben und deren überaus günstige Wirkimg auf 
die früher regelmässigen Ueberschwemmungen der ober- und unterelsässischen 
Rhein -Niederung wie auf die Abnahme des endemischen Wechselflebers ge- 
schildert. Während an dem letzteren von der Gramison in Strassburg bis 
1820 durchschnittHch 80 o/o, in den Jahren 1840—1850 noch 40 <>/ erkrank- 
ten, ist diese Ziffer bis 1870 auf 2^/2^/0 (die Korrection wurden 1855 begonnen) 
und nach 1870 auf weniger als ^/4 ^/q gesunken. Nicht minder unwichtig ist 
in hygienischer Hinsicht die vom Jahre 1877 datirende Thätiffkeit der Melio- 
rations- Bauverwaltung zur Regulirung der übiigen Flüsse des Landes. In- 
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Booderheit verdient die Illhochwasserleitung bei Erstein*), etwa 25 km 
oberhalb Strassburg genannt zn werden, welche nahezu vollendet, die bisher 
Strassbnrg im N.O. u. S.W. und zahlreiche Dörfer überschwemmenden Hoch- 
wässer des Illflusses mittelst eines schiffbaren, den Rhein-Bhone-Kanal über- 
schreitenden Kanales in den Rhein abzuführen bestimmt ist. 

Betreffs der Entwässerung, Reinigung und Wasserversorgung 
der Städte wurde u. a. hervorgehoben die I^u-Eanalisirung von Colmar und 
Bischweüer, die centrale Wasserversorgung Strassburgs aus dem Grundwasser 
des Rheinthaies, vollendet 1879, sowie der Bau von 7 Wasserleitungen in anderen 
Städten und von 161 in Landgemeinden während der Jahre 1877—1888; 31 
weitere derartige Anlagen sind im Bau begriffen und zu 57 die Entwürfe 
fertig gestellt. Schwimmkanalisationen sind dagegen nirgends vorhanden. 

Die Einführung des Schul zwanges (1871) sowie eine Anzahl von Be- 
stimmungen über die Anlage, Einrichtung und Ausstattung der Schulhftuser 
(1876) veranlassten den Neu- und umbau vieler Hunderte von Schulhäusem, 
zum Theil mit Staatsbeihülfe. Gleichzeitig wurde die Beschäftigung von 
Kindern unter 12 Jahren in Fabriken verboten; diejenige von schulpflichtigen 
Kindern im Alter von 12 — 14 Jahren von der Genehmigung der Schulbehörden 
abhängig gemacht. 

Kommissionen zur Untersuchung ungesunder Wohnungen und Logir- 
häuser unter Zuziehung Sachverständiger funktioniren auf Grund französischer 
Gesetzgebung (von 1850 u. 1855) im Ganzen zur Zufriedenheit. 

Die Beaufsichtigung gewerblicher Anlagen erfolgt auf Grund des 
§. 16 der Reichs-Gewerbe- Ordnung; die der Etoblissements dangereux et 
incommodes auf Grund der vorher erwähnten französischen Gesetze aus der 
Zeit der Republik. 

Den vor 1820 ezistirenden 42 öffentlichen Schlachthäusern wur- 
den 26 neue hinzugefügt, desgleichen wurde die Fleischschau eingeführt 
und wird dieselbe in den Städten durch die Thierärzte, auf dem Lande 
durch Laien ausgeübt. Der Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genussmitteln 
u. s. w. ist durch das Reichsgesetz vom 14. Mai 1879 geregelt. 

Die Wohlthat des früher unbekannten Impfzwanges wird allgemein 
empfunden; schon seit 1885 sind zwei animale Landes-Impf- Anstalten in 
Strassburg und Metz eingerichtet. 

Die Hospitäler und Hospize (Pfründner -Anstalten) , etwa 130 mit 
12000 Betten, stehen unter neugeregelter Staatsaufsicht. Besonders zu er- 
wähnen sind die neuen klinischen Gebäude zu Strassburg in der Nähe des 
alten Bürgerhospitals mit Wasch- und Desinfektions-Anstalt, und die Bezirks-, 
Armen- und Krankenhäuser in Bischweiler. 

Auf dem Gebiete des Irrenwesens ist zu registriren die Vergrösserung 
der in deutsche Verwaltung übergegangenen einzigen elsässischen Irrenan- 
stalt Stephans feld um das Doppelte unter Hinzuziehung der Zweig -An- 
stalt Hördt; dieselbe kann jetzt 1300 Kranke aufnehmen und ist somit die 
grösste Irrenanstalt Deutschlunds. Ausserdem ist eine psychiatrische Klinik 
in Strassburg für 120 Kranke erbaut; ferner hat Lothrmgen eine neue An- 
stalt in Saargemünd für 500 Betten errichtet. Eine aus geistlichen Vereins- 
mitteln 1876 gegründete evangelische BlÖdenanstalt zu Bischweiler nimmt 
etwa 100 Zöglinge aller Confessionen auf. 

Auch bezüglich der Besserungs- und Strafanstalten wurde seit 
1870 Erhebliches geleistet (Neubau eines Besserungshauses zu Hagenau für 
4—500 Knaben, Arbeitshaus zu Pfalzburg durch Ihnbau alter Kasernen für 
300 Pfleglinge, Zuchthaus-Zellenbau zu Ensisheim mit 220 Isolirräumen u. s. w.) 
und im Vereine mit einer zweckmässigeren Verpfle^ng der Insassen eine 
wesentliche Besserung betreffs der Gesundheitsverhältmsse in den betreffenden 
Anstalten erreicht. 

Eine obligatorische Leichenschau fehlt; vielfach wurde jedoch eine 
beschränkte Leicnenschau eingeführt (Besichtigung der ärztlich nicht behandel- 

*) An der am Montag Nachmittag, den 16. September, unter der sach- 
kundigen und liebenswürdigen Führung des Ministerialraths Focht statt- 
gehabten Besichtigung der fraglichen Anlt^ hat Berichterstatter theilgenommen. 
ie offenbare Nützlichkeit und Vortreffhchkeit der Anlage fand allgemeine 
Anerkennung. 



XV. JahresverBammlung des D. Vereins für öffentl. Geeiuidhdtspflege etc. 398 

ten Grestorbenen), die sich ungef&hr über 25 ®/o der Bevölkerung ausdehnen 
dürfte. Leichenhäuser sind nicht vorhanden. 

Auf dem Grebiet^e der Medicinal- Gesetzgebung wurde das Aerzte- 
Wesen wie in Deutschland geregelt (1872); die Niederlassungsfreiheit der 
Apotheker aufgehoben (1877), die deutsche Pharmakopoe eingeführt 
u. s. w.f nur die Kaiserliche Verordnung über den Verkehr mit Arzneimitteln 
ist mit Rücksicht auf ihre bevorstehenoe Umarbeitung bisher nicht in Wirk- 
samkeit getreten. 

Das Hebammenwesen wurde auf Grund der Crewerbeordnung in 
diesem Jahre durch eine neue, die franzOsischerseits begründete längere Aus- 
bildungszeit beibehaltende Hebammenordnung umgeändert. 

Neu ist endlich die Anstellung von Medicinalbeamten (Medicinal- 
referenten, Kreisärzten) unter Beibehaltung der Cantonal- (d. i. Armen- und 
Impf-) Aerzte. Die Obliegenheiten der Kreisärzte entsprechen ungefähr den- 
jenigen der preussischen Kreisphysiker; die Prüfungsordnung der letzteren 
ist auch für die ersteren massgebend. Die in ganz Frankreich vorhandenen 
(im Elsass schon seit 1810) als technische Beiräthe der Behörden fungirenden 
Gesundheitsräthe*) bestehen weiter, nur die Statistik ist ihnen abgenommen 
und dem statistischen Bureau des Ministeriums Überwiesen. Die Arbeiten der 
Gesundheitsräthe wie des statistischen Bureaus werden in den treulichen 
Jahrbüchern der Medicinal-Verwaltung für Elsass-Lothringen veröffentlicht. 

IL Massregeln zur Erreichung gesunden Wohnens. 

Die von der XIV. Versammlung des Vereins gewählte Kommission**) 
zur Vorberathung der von dem damaligen Korreferenten Oberbaurath Prof. Bau- 
meister gemachten technischen EinzelvorschlSge hatte als Ergebniss ihrer 
Berathungen nachfolgenden Entwurf reichsgesetzlicher Vorschriften 
zum Schutz des gesunden Wohnens zur Beschlussfassung vorgelegt: 

I. Strassen und Bauplätze. 

§1- 

1. Die Anlage, Verbreiterung oder Ver&nderung einer Strasse darf nur 
auf Grund eines von der zuständigen Behörde festgesetzten Bebauungsplanes 
erfolgen. 

2. Bei Festsetzung des Bebauungsplanes für einen Ortsbezirk muss ein 
angemessener Theil des ganzen Flächeninhaltes als unbebaubarer Grund für 
Strassen, Plätze oder öffentliche Gärten freigehalten werden. 

3. Der Bebauungsplan kann für bestimmte Strassen oder Strassentheile 
das Zurücktreten der Baufluchtlinien hinter den Strassenfluchtlinien (Vorgärten) 
sowie die Einhaltung seitlicher Mindest abstände zwischen den Gebäuden (offene 
Bauweise) vorschreiben. 

4. Zur Aufhöhung der Strassen und Bauplätze dürfen nur Bodenarten 
verwendet werden, welche frei von gesundheitsscnädlichen Bestandtheilen sind. 

IL Neuherstellung von Gebäuden. 

§2. 

1. Die Höhe eines Gebäudes darf an der Stittöse nicht grösser sein, als 
der Abstand desselben von der gegenüberliegenden Baufluchtlinie. 

2. Die zulässige grösste Hone der an Höfen gelegenen Gebäude wände, 
welche mit den im § 7 vorgeschriebenen Fenstern versehen sind, beträgt das 

*) Die Kreisgesundheitsräthe von Strassburg, Colmar und Metz fungiren 
zugleich als Bezirks -Gesundheitsräthe; eine den preussischen Medicinal- 
KoUegien analoge Einrichtung existirt nicht (s. Bömers Reichs-Med.-Kal. 1889 
n. Th. S. 66). 

**) Dieselbe bestand aus dem Oberbürgermeister Mlquel (Frankfurt), 
Oberbaurath Prof, Baumeister (Karlsruhe), Oberingenieur Andreas Meyer 
und Baupolizei-Inspektor Bargum in Hamburg, Stadtbaurath Peters (Magde- 
burg), Stadtbaumeister Stubben (Köln), Sanitätsrath Dr. Spiess und Stadt- 
baurath Behnke in Frankfurt a./M. 
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Anderthalbfache des mittleren Abstandes von der gegenüberliegenden Begren- 
zung des unbebauten Raumes. 

3. Die mittlere Breite eines Hofes, auf welchen Fenster gerichtet sind, 
darf nicht unter 4 m bemessen werden. 

4. Ein Zusammenlegen der Hofräume benachbarter Grundstücke behufs 
Erzielung des vorschrifbsm&ssigen Abstandes oder der vorschriftsmässigen Min- 
destbreito ist statthaft, insofern die Erhaltung der Hofräume in unbebautem 
Zustande gewährleistet wird. 

5. Jeder unbebaut bleibende Theil eines Grundstücks muss zum Zweck 
seiner Reinigcmg mit einem Zugang von mindestens 1 m Breite und 2 m Höhe 
versehen sein. 

§3. 

1. Für Baustellen, welche bereits höher beziehungsweise dichter bebaut 
gewesen sind, als die Vorschriften in § 2 zulassen, treten im Falle eines Neu- 
baues folgende erleichternde Bestimmungen ein: 

Die Höhe eines Gebäudes dan an der Strasse das Anderthalbfache 
des Abstandes bis zur gegenüberliegenden Baufluchtlinie und an den 
Höfen da.s Dreifache der Hofbreite betragen. 

Die Hof breite darf bis auf 2,5 m eingeschi*änkt werden. 

2. Bei Anwendimg dieser Bestimmungen darf jedoch eine Verschlechte- 
rung der früher vorhanden gewesenen Lii^- und Lichtverhältnisse des be- 
treffenden Grundstückes keinenfalls herbeigeführt werden. 

§4- 

Ein Neubau ist nur dann zulässig, wenn für die genügende Beschaffung 
von gesundem Trinkwasser, sowie für den Verbleib der Abfallstoffe und Ab- 
wässer auf gesundheitlich unschädliche Art gesorgt ist. 

§5- 

1. Die Zahl der erforderlichen Aborte eines Gebäudes ist nach der An- 
zahl der regelmässig in demselben sich aufhaltenden Menschen zu bestimmen. 
In der Regel ist für jede Wohnung ein besonderer, umwandeter, bedeckter und 
verschUessbarer Abort anzulegen. 

2. Jeder Abort muss durch ein unmittelbar in das Freie gehendes be- 
wegliches Fenster lüftbar sein. 

3. Aborts-Fallrohre müssen aus undurchlässigen Baustoffen hergestellt 
und in der Regel als Luftrohre über das Dach hinaus verlängert werden. 

4. Die Fussböden und Decken der Ställe, sowie deren Trennungswände 
gegen Wohnräume sind undurchlässig herzustellen. 

5. Das Gleiche gilt für die Fussböden, Decken und Trennungswände 
solcher Geschäftsräume, hinsichtlich derer erhebliche gesundheitliche Bedenken 
vorliegen. 

6. Die Verwendung gesundheitsschädlicher Stoffe zur Ausfüllung der 
Fussböden und Decken ist verboten. 

ni. Neuherstellung der zu längerem Aufenthalt von Menschen 

dienenden Räume. 

§6. 

1. Räume, welche zu längerem Aufenthalt von Menschen dienen, müssen 
eine lichte Höhe von mindestens 2,5 m haben. 

2. Höher als in dem vierten Obergeschoss, d. h. im vierten der über 
dem Erdgeschoss liegenden Stockwerke, dürfen Wohnungen nicht hergestellt 
werden. 

§7. 

1. Alle zu längerem Aufenthalt von Menschen dienenden Räume müssen 
bewegliche Fenster erhalten, die unmittelbar in das Freie führen. Erleich- 
ternde Ausnahmen sind zulässig, wenn auf andere Weise eine genügende Zu- 
führung von Luft und Licht gesichert ist. 

2. Li jedem solchen Reiume soll die lichtgebende Gesammtfläche der 
pach der Vorschrift in Abs. 1 nothwendigen Feni^er mindestens ein Zwölftel 
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dffl- Gnmdlliclie betragen. FOr GeschUsriuinie und DadikBiiimeni siiid Sr> 
lelchteniiigen salSsrig. 

§ a 

1. Der FuaBboden aUer WohnriUnne moss Aber den hlkiist<n Gnmd- 
waasentande, im UeberBchwemmnngsgebiete Aber Hochwasser Hegen. 

2. Die FnsbOden und Winde aller an l&ngerem AufenÜialt Ton Man* 
sehen dienenden BiUnne sind gegen BodenfeachÜgkeit so dcheni. 

3. Wohnungen in Kellem, d. h. in GeschosBen, deren Fussboden unter 
der Erdoberfläche Kegt, sind nicht solSssig. 

4. Za lingerem Anfenihalt yon Menschen dienende R&nme, insbesondere 
einzelne Wohnräume, dOrfen in KeUem nur unter der Bedingung hergestellt 
werden, dass der Fnssboden h^hstens 1 m unter, der Fensterstun mindestens 
1 m über der Erdoberfläche liegt — Erleichterungen sind statthaft, insofern 
die gewerbliche Verwendung der Bäume eine grOesere Tieflage erfordert. 

rV. Benutzung der lu längerem Aufenthalt von Menschen 

dienenden Räume. 

§ »• 

1. Aue SU längerem Aufenthalt TOn Menschen bestinuntein Räume dürfen 
nur nach ertheilter (renehmigung zu diesem Zweck in Gebrauch genommen 
werden. 

2. Di^se Genehmigung ist bei Neu- und Umbauten insbesondere dann 
zu Tersagen, wenn die TOtr^enden Räume nicht genügend durchtrocknet sind. 

§ 10. 

1. Gelasse, deren Fenster den in § 7 gegebenen Vorschriften nicht ent- 
sprechen, dürfen als Wohnräume nicht benutzt werden. 

2. Vermiethete, als Schlafräume benutate Gelasse müssen iür jedes Kind 
unter zehn Jahren mindestens 5 cbm, für jede ältere Person mindestMis 10 cbm 
Luftraum enthalten. In Miethräumen, für welche nach § 7, Abs. 2 Erleichte- 
rungen zugelassen sind, müssen immerhin, wenn sie als ScUafräume benutzt 
werden, auf jedes Kind unter zehn Jahren mindestens 0,1 qm, auf jede ältere 
Person mindestens 0,2 qm lichgebende Fensterfläche ent&Uen. Kinder unter 
einem Jahre werden nicht mitgerechnet. 

3. Diese Bestimmungen treten für bestehende Gebäude erst nach fünf 
Jahren in Kraft, kOnnen jedoch nach Ablauf von zwei Jahren bei jedem Woh- 
nungswechsel in Wirksamkeit g^esetzt werden. 

4. Angemessene Räumnngsfristen, deren Beobachtung nüthigenfalls im 
Zwangsverfenren zu sichern ist, sind von der zuständigen BehOrde vorau- 
schreiben. 

§ 11. 

1. Räume, welche durch Verstösse gegen die vorstehenden Bestimmunffen 
der §§ 2 bis 8 oder sonstwie durch ihren baulichen Zustand gesundheitswidrig 
sind, sollen auf Grund eines näher anzuordnenden VeiÜEÜirens für unbrauchbar 
zum längeren Aufenthalt von Menschen erklärt werden. 

2. Werden aus diesen Gründen ganze Häuserffruppen oder Ortsbezirke 
fOr unbenutzbar erklärt, so hat die Gemeinde das Recht, den vollständigen 
umbau zu veranlassen oder vorzunehmen. Es steht ihr zu dem Zweck bezflg- 
lieh aller in dem umzubauenden Bezirk befindlichen Grundstücke und Gebäude 
die Zwangsenteignung zu. Für das Enteignungsverüahren sind die Landesge- 
setze massgebend. 



Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten als Mindestanforderungen und 
schliessen weitergehende Landes-, Provinzial- und Lokalverordnungen nicht aus. 

Der Erlass von Ausführungsbestimmungen steht den Landesbehürden zu. 

Die Handhabung dieses Gesetzes liegt überall den BaupolizeibehOrden ob, 
sofern nicht durch die Landesgesetzgebung anderweitige Bestimmung ge- 
troffen \B%r 
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H. Oberbürgermeister Miquel (Frankfurt a./M.) als Referent: Die von der 
Kommission formulirten Schlnsssätze sollen lediglich Mindestforderungen reprä- 
sentiren und es den Einzelstaaten überlassen bleiben, über dieselben ninauszu- 
gehen. Die Kommission hat sich in ihrem Entwürfe hauptsächlich auf Be- 
stimmungen über die Neuherstellung von Gebäuden beschränkt; im Bau- 
wesen kann Überhaupt nur allmählig vorgeschritten werden. Jedenfalls ist die 
Gesetzgebung auf dem Gebiete desselben in Deutschland im Allgemeinen schlecht 
und buntscheckig, wenn auch viele der neueren Bauordnungen im Gegensatze 
zu den früheren die sanitäre Seite mehr berücksichtigen. Eine ReichM)auord- 
nung, welche nur die gesundheitliche Seite behandelt — und eine andere ist nach 
der Reichsvei*fas8ung ausgeschlossen — wird die grösste Wirkung haben, denn 
sobald sich der Reichstag mit einem derartigen Entwürfe beschäftigt, wird die 
Aufmerksamkeit der ganzen Nation auf die Wohnungsfrage hingelenkt werden, 
und sich nicht nur die Kommunalverwaltungen der grösseren Städte, sondern 
auch alle Gemeinden, Einzelstaaten etc. mit dieser Frage beschäftigen. 

Mit blossen Bauvorschriften ist nach Ansicht des Redners nicht gedient ; 
denn die besten Wohnräume können durch die Art der Benutzung schäd- 
lich wirken. Vor allem handelt es sich darum, die kleinen Wohnungen zu 
verbessern und zu vermehren; der Satz des Dr. Schwabe, jegeringer die 
Einnahme, je grösser sei verhältnissmässig die Ausgabe für Wohnung, ist 
völlig zutreffend. Die Stadt Frankfurt hat für ihre kleineren Beamten Mieths- 
wohnungen bauen lassen und damit sehr gute Erfahrungen gemacht; die Woh- 
nungen sind gesund und trotz einer entsprechenden Yerzmsung billiger als 
andere kleinere Mieths Wohnungen. Einer Ueberfüllung der Wohnungen 
muss durch gesetzliche Vorschriften entgegengetreten werden; England, Frank- 
reich und Belgien sind uns mit solchen Gesetzen erfolgreich vorangegangen. 
Bei langsamem Voranschreiten wird keine merkliche Vertheuerung eintreten, 
ebensowenig wie dies nach den Verordnungen betreffend die Schlafstellen der 
Fall gewesen ist. 

Sociale Fragen würden zwar nie vollständig gelöst, aber die aus den 
Wohnungs- Missständen hervorgehenden Uebel würden jedenfalls durch den 
vorgeschlagenen Versuch der Lösung immer mehr gebessert werden. 

Der Korreferent H. Oberbaurath Prof. Baumeister (Karlsruhe) hebt 
ebenfalls hervor, dass die Kommission nur Mindestforderungen aufgestellt hat, 
die aber ebensogut in den dichtbebautesten Theilen grösserer Städte wie in 
den Dörfern durchgeführt werden können. In Bezug auf Licht und Luft für 
das Weichbild der Städte andere Anforderungen zu stellen als für das Erwei- 
terungsgebiet desselben oder für die kleineren Städte und das platte Land, sei 
in einem Reichsgesetz nicht durchführbar. 

Bei der nunmehr beginnenden Durchberathung der von der Kommission 
aufgestellten Schlusssätze, entwickelte sich eine sehr lebhafte, mehrstündige 
DisKussion, an welcher sich ausser den beiden Referenten die Herren Stadt- 
baumeister Stübben(Köln), Baumeister Hartwi^(Dresden), Baupolizei-Inspektor 
Bargum (Hamburg), Oberbürgermeister Bötticher (Magdeburg), Rechtsan- 
walt Dr. Strauss (Duisburg), Sanitätsrath Dr. Hüllmann (Halle a./S.), Stadt- 
Stadtbaurath Quedenfeld (Duisburg), Oberbaumeister Zweigort (Essen), 
Prof. Dr. Löffler (Greifswald), Bürgermeister Back (Strassburg) und Andere 
betheiligten. Sämmtliche §§ des Kommissions -Entwurfs vnirden nach Ableh- 
nung der Gegen -Anträge fast einstimmig und unverändert angenommen nur 
mit der einzigen Modification des Schlusssatzes Abs. 3, dass die Handhabung 
des Gesetzes nicht allein den Bau-, sondern auch den Gesundheits-Polizei- 
behörden obliegen solle. Schliesslich wurde der Ausschuss beauftragt, die 
Beschlüsse dem Reichskanzler zur weiteren Veranlassung zu überreichen. 



Zweite Sitzung Montag, den 16. September. 

ni. Anstalten zur Fürsorge fflr Genesende. 

H. Geheimrath Prof. Dr. von Ziemssen (München) erörtert unter Dar- 
le^ng der geschichtlichen Entwickelung der Reconvalescenten-Pflege in Frank- 
reich, England und Deutschland und die Einrichtung der in Deutschland bezw. 
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Oesterreich vorhandenen Anstalten (München, Frankfurt a./M., Strassbnrg, 
Lichterfelde, Heinersdorf und Blankenburg bei Berlin, Nürnberg, Schwabe- 
Stiftung in Leipzig, Währing bei Wien) das Wesen und die Bedeutung, sowie 
die Nothwendi^eit der Begründung solcher Anstalten für Reconvalescenten in 
sachlicher und überzeugender Weise und schloss seine Ausführungen mit dem 
Wunsche, dass Jeder dazu beitragen möge, den grossen und edlen Gedanken 
der Verwirklichung zuzuführen, für die unbemittelten Genesenden eine Stätte 
zu schaffen, wo sie dasjenige finden, was dem Wohlhabenden im Kreise seiner 
Familie geboten wird: eine dem Körper wie dem Gemüth gleich wohlthuende 
Pflege. 

Der Korreferent H. Bürgermeister Back (Strassburg) knüpfte hieran einige' 
Mittheilungen über die in Strassburg unter dem Namen , Hospital Lovisa* be- 
stehende Anstalt. Dieselbe verdankt ihre Entstehung (1876) einem Vermächt- 
niss ad hoc von 850 000 Mark seitens eines Bürgers und ist auf einem in dem 
Vorort Ruprechtsau gelegenen Landgut von 486 Ar mit Park, Wiesen, Obst- 
und Gemüsegarten unter Erbauung zweier Pavillons für Männer und Frauen 
nach dem Vorbilde von Vincennes eingerichtet. Die Anstalt besitzt 60 
Betten; aufgenommen werden unentgeltlich: Kranke aus dem Bürgerhospital, 
Kranke aus der Stadt und skrophulöse Kinder; auch dient sie als Ferien- 
kolonie. Ausserdem finden Personen sogen den Verpflegungssatz von 2,40 Mk. 
Au&ahme. Die Gesammtzahl der Pfleglinge betrug seit dem 1. Juli 1880 
4472 mit 94 148 Verpflegimgstagen. Die Verwaltung ist eine möglichst ein- 
foche; dem Anstaltsaj^t liegt die Verpflichtung ob, die Anstalt täglich zu be- 
suchen. Nachdem Redner noch ergänzend erwähnt hat, dass zur Zeit die 
Stadt Dortmund im Begriff steht, eines der Familienhäuser der städtischen 
Waisen- Anstalt zu einem Heim für männliche Genesende unter dem Namen 
, Kaiser Friedrich Heim*^ einzurichten, geht er näher auf die Kosten derartiger 
Anstalten ein. Dieselben betrugen für die Strassburger Anstalt pro Kopf und 
Tag 1,75 — 1,80 Mk., welcher Satz eine merkwürdige üebereinstimmung mit 
München (1,80 Mk.) und Berlin (1,75 Mk.) darbietet. Ein Reconvalescenten- 
Haus soll Keine Kaserne, kein Gasthaus, kein Krankenhaus, sondern einen fami- 
liären Charakter besitzen und deshalb empfiehlt es sich nichi^ dasselbe für 
eine grosse Anzahl von Pfleglingen einzuricnten. Durchschnittlich kann man 
nach den bisherigen Erfahrungen darauf rechnen, dass aus dem Krankenhaus 
Entlassene 20 Tage in einem Genesungshause zu verpflegen sind. Der Redner 
schliesst mit dem Wunsche, dass durch die heutigen Verhandlungen die öffent- 
liche Aufmerksamkeit mehr als bisher auf diesen Gegenstand gelenkt und der- 
selbe nicht mehr von der Tagesordnung verschwinden möge. 

In der darauffolgenden Diskussion berichtet H. Dr. Güster (Zürich) 
über die in Genf und Lausanne, H. Prof. Dr. Guttstadt (Berlin) über die auf 
den Berliner Rieselfeldern eingerichteten Reconvalescentenhäuser, sowie H. Geh. 
Med.-Rath Dr. Krüger (Strassburg) und H. Stadtbaumeister Maurer (Elber- 
feld) über die denmächst in Mühlhausen !./£., bezw. in Elberfeld zu errichten- 
den Anstalten und beschliesst hierauf die Versammlung folgende Resolution: 

«Der Deutsche Verein für öffentliche Gesundheitspflege nimmt die 
Mittheilungen der Herren Referenten über die Anstalten zur Für- 
sorge für Genesende mit Dank und unter völliger Anerkennung des 
in ihren Vorträgen und Thesen*) für die Behandlung der Frage ein- 
genommenen Standpunktes entgegen.* 



*) Dieselben lauten: 

,1. Heimstätten für Genesende sind für grössere Gemeinwesen ein drin- 
gendes Bedürfniss. 

2. Für dieselben sprechen nicht bloss ärztliche, sondern auch sociale 
und administrative Erwägungen. 

8. Die Einrichtung und Unterhaltung solcher Anstalten ist nicht Aufgabe 
des Staates oder der Gemeinden, sondern ist der Vereinsthätigkeit und der 
Privatwohlthätigkeit zu Überlassen. 

4. Es erscheint zweckmässig, die Heimstätten den Krankenhäusern anzu- 
gliedern und mit einer möglichst einfachen, aber sachverständigen Verwaltung 
zu versehen. 



3d8 XV. Jahresverflammlüng des D. Vereins für öfientl. Gesundheitspflege etc.- 

IV. Üeber Yerhatnng der Taberknlose« 

H. Prof. Dr. Heller (Eael): Die Krankheit führt in der Statistik den 
Namen Schwindsucht, doch deckt sich dieser Name nur mit der bei Erwach- 
senen auftretenden Form der Tuberkulose. Schon früher wurde die Schwind- 
sucht für ansteckend gehalten, aber erst Koch und Baumgarten ist es im 
Jahre 1882 gelungen, aJs zweifellose Ursache derselben einen pflanzlichen Orga- 
nismus, den Tuberkel-Bacillus, nachzuweisen. 

Von allen Krankheiten fordert die Tuberkulose ^e meisten Opfer, in 
Deutschland durchschnittlich jährlich 150 000. Von 10 000 Personen erliegen 
derselben z. B. in Gotha 2b, in Strassburs 35, in Wien 77, in Remscheid 88. 
Am schärfsten wüthet die Tuberkulose im Lebensalter von 16 bis 20 
Jahren. Für 43 ®/o aller in diesen Jahrgängen Gestorbenen ist sie die Todes- 
ursache, während Kinder in den ersten Wochen von der Tuberkulose frei sind.' 
In den Städten ist die Krankheit verbreiteter als auf dem Lande; indessen 
ist die Sterblichkeit in einzelnen Gegenden, z. B. in HohenzoUern, unter der 
LandbeyOlkenmg grOsser als unter den Städtern. 

Die Tdberkulose ist die ansteckendste Eorankheit. In dem Auswurf eines 
Schwindsüchtigen yon einem GubikmiUimeter zählt man eine Million Bacillen; 
mit einem Hustenstoss werden 30 Millionen im Laufe eines Tages, dem- 
nach, bei nur einmaligem Auswurf in einer Stunde 720 Millionen BacUlen ent- 
leert. Zahlreich gehen die Krankenpflegerinnen an der Tuberkulose zu Grunde; 
62 ^/o sterben dajran, und haben dieselben daher bei ihrem Eintritt in den 
Orden im Alter von 17 Jahren im Durchschnitt nur eine Lebenserwartung von 
19 Jahren, während die letztere bei Personen von gleichem Alter 41 Jahre 
beträgt. 

Ausser durch die Schwindsüchtigen in Anstalten und in der Familie wird der 
AnsteckungsstoiF durch die Milch der Kühe in hohem Masse übertragen und 
ist es daher um so ei^enthümlicher, dass Schwindsüchtigen zuweilen eine 
Milchkur angerathen wird. Im Kieler Schlachthause waren im Jahre 1880 
14 ^L der ELÜhe tuberkulös, in HohenzoUern 50 ^/o. Redner kommt zu fol- 
genden Schlüssen: 

1. Die Tuberkulose ist die wichtigste Krankheit Überhaupt, da sie unter 
den Todesursachen den höchsten Procentsatz liefert; sie ist die wichtigste 
Krankheit in volkswirthschafÜicher Beziehung, da die an ihr Leidenden meist 
nach langem Siechthume mit verminderter oder aufgehobener Erwerbsunfähig- 
keit zu Grunde gehen. In dieser Zeit sind sie die Quelle der Ansteckung für 
Andere. 

2. Die Bekämpfunj^ der Tuberkulose ist von Staat und Gemeinde aufs 
Entschiedenste zu betreiben; sie verspricht sehr bedeutende Verminderung, 
wenn ailch kaum völlige Ausrottung. 

3. Die Ursache der Tuberkulose ist der Koch'sche Bacillus; sein Vor- 
kommen ausserhalb des thierischen Organismus ist noch nicht nachgewiesen, 
wohl aber vermag er seine Ansteckungsfähigkeit lange zu bewahren. 

4. Der Bacillus der Tuberkulose wird erworben: 

a^ Durch Vererbung; sie ist von geringer Bedeutung. 

b) Durch direkte oder indirekte Uebertragung von anderen tuber- 

kulösen Menschen. 

c) Durch direkte oder indirekte Uebertragung von tuberkulösen 

Thieren, besonders durch deren Müch und zur Nahrung 
dienende Theile. 



5. Der familiäre Charakter der Heimstätten macht es nicht wünschens- 
werth, dass den einzelnen Anstalten eine zu grosse Ausdehnung (über 100 
Betten) gegeben werde. 

6. Geeignet zur Au&ahme sind in erster Linie die Reconvalescenten 
von acuten Krankheiten, von Verletzungen und Operationen, dann auch Wöch- 
nerinnen, in zweiter Linie an chronischen Krankheiten Leidende, wenn die- 
selben acute Verschlimmerungen erfahren haben. 

7. Principiell ausgeschlossen sind Geisteskrankheiten, Epilepsie, ekel- 
erregende, chirurgische und Hautleiden, Lues und Alcoholismus. 

8. Als nothwendige Vorbedingungen für die Aufiiahme ist eine gute 
sittliche Qualification zu fordern." 
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5. Massregeln gegen die Verbreitung der Tuberkulose: 
zu 4 a Sichere Massregeln undurchführbar. 

zu 4 b Schulhygiene (Desinfektion des Auswurfes von Lehrern und Kindern, 
regelmässige nasse Reinigung und häufige Desinfektion der Schul- 
räume). 
Ezrichtung von Desinfektionsanstalten durch die Gremeinde mit Aus- 
bildung von Leuten in der Desinfektionstechnik. — Wiederholte 
Desinfektion von Wohnungen und Qebrauchs-Gegenstände tuber- 
kulöser Kranker, obligatorische Desinfektion der Wohnungen und 
Greräthe an Tuberkulose Gestorbener. 
Ueberwachunff von Ammen, Hebammen, Krankenwärtern und -Wärte- 
rinnen auf ihre Gresundheit. 
üeberwachung mit Zubereitung und Verkauf von Nahrungsmitteln 

beschäfbiffter Personen, Ausschliessung von Hustem. 
Sorgfältige Hygiene von Krankenhäusern, Gefängnissen, Waisenhäusern 
und Umlichen Anstalten. 
Belehrung der Bevölkerung, 
zu 4 c Strenge obligatorische Fleischschau. Feststellung aller tuberkulös be- 
fundenen Thiere in Betreff der Abstammung; thierärztliche üeber- 
wachung der Stallungen, aus welchen tuberkulöse Thiere stammen. 
Vernichtung tuberkulös befundener Thiere (mit höchstens theilweiser 
Entschäidignmg) ; Qeberwachun^ des MDchhandels. 
In der Diskussion machte H. Samtäts-Rath Dr. Dettweiler (Falken- 
stein) darauf aufbaerksam, dass die Krankheit in den meisten Fällen durch den 
Auswurf auf den Fussboden und in das Taschentuch, wo er trocknet, ver- 
stäubt und von anderen eingeathmet vdrd, ansteckend wirkt und empfiehlt in 
erster Linie den Gebrauch seines transportablen Taschen-Spucknapfes, welchen 
er zirkulieren lässt, oder eines ähnlichen zweckmässigen Apparates, deren sich 
die Kranken in ihrem Interesse wie in dem ihrer Mitmenschen bedienen 
mflssten. Im Uebrigen seien die Spuckgefässe, in welche der Auswurf entleert 
wird, stets feucht zu halten. 

H. Dr. Cornet (Berlin) bestätigt die Mittheilungen des Vorredners und 
ergänzte dieselben aus seiner Praxis; ebenso 

H. Prof. Wyss (Zürich), welcher mittheilte, dass selbst Alpenkühe nicht 
völlig tuberkelfrei seien. 

Die Versammlung fasste schliesslich folgende Resolution: 

„Der Deutsche Verein fQr öffentliche Gesundheitspflege nimmt mit 
Dank von dem Vortrage des Herrn Professors Heller über die Ver- 
hütung der Tuberkulose Kenntniss und hofft von der Verbreitung 
der in diesem Vortrage und durch die Verhandlunffen angeführten 
Thatsachen über Entstehung und Verhütung der Tuberkmose, dass 
die Erkenntniss von der Nothwendigkeit der Beachtung und Ein- 
führung der i^L diesem Vortrag^ vorgeschlagenen Massregeln mehr 
und mehr bei Behörden und Privaten Eingang findet.'' 



Dritte Sitzung am Dienstag, den 17. September. 

Y. Eisenbahn-Hygiene in Bezug auf die Beiseitdeii. 

Referent H. Geh. Baurath Wiehert (Berlin): Die BerÜcksichtwing der 
Wünsche des Publikums und die Sorge für das Wohlbefinden der Reisenden 
findet ihre Grenzen in den Betriebsverhältnissen und in den Einnahmen der 
Eisenbahnen aus dem Personenverkehr. Die Verwaltungen sind stets bestrebt, 
allen Wünschen der Reisenden thunHchst entgegenzuKommen, indessen be- 
kämen die letzteren auf der Fahrt oft das sogenannte «Eisenbahnfieber'', wel- 
ches wiederum die heterogensten , Beschwerden" verursachte. 

Redner schildert nunmehr die bestehenden Zustände, zum Theil mit 
trocknem Humor und gab dabei eine ungemein klare, umfassende üebersicht 
über die diesbezüglichen Erfiihrungen und Bestrebungen der preussischen Staats- 
eisenbahn- Verwidtung. Die Vortheile und NachtheUe der einzelnen Wagen - 
arten (Coup6s, Durchgangs- und Abtheilungswagen) und deren Errichtungen (auch 
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der Aborte) werden eingehend besprochen. Grundlegend fiir alle Einrichtungen 
ist der dem einzelnen Reisenden zu überweisende «Luft-, Boden- und Sitz- 
raum. Es beträgt der Luftraum für jeden Platz in der ersten, zweiten und 
dritten Fahrklasse 1,9, bezw. 1/28 und 0,84 cbm, die Bodenfläche 0,86 bezw. 
0,58 und 0,38 qm und die Sitzbreite 0,8 bezw. 0,6 und 0,5 m. Durchschnitt- 
lich ist aber nur der vierte Theil der Plätze in den Eisenbahnzügen besetzt, 
so dass dann dem einzelnen Reisenden ungefähr das Vierfache des vorher 
angegebenen Luftraumes zur Yerfägung steht. Was die Sitze anbelangt, so 
muss man dieselben, so lange es nicht Normalmenschen giebt, für Durchschnitts- 
Menschen herstellen; auch die Form der Rückenlehne ist schwer so zu ge- 
stalten, dass grosse und kleine, dünne und dicke Menschen sich gleich gut an- 
lehnen können. Die Polsterung in der ersten und zweiten Wagenklasse dämpft 
das Geräusch. Ebenso wichtig wie die Schonung des Gehörs ist die 
Schonung der Augen. Darum ist das Lesen im Zuge zu Unterlassen und 
es dient nur dem Interesse der Gesundheit des Reisenden, wenn die jetzige 
Beleuchtung (durch Fettgas) in den Coupes das Lesen nicht gestattet. 

Zu den schwierigsten Fragen gehörten die der Lüftung und Heizung. 
Man ist jetzt dahin gekommen, die Dampfheizung als die beste allgemein 
einzufahren. Redner geht sodann auf die Errichtung der Raucher- und 
Nicht- Rauch er coupees über und fährt dann fort: ,In den Frauencoup^ ist 
gleichfalls das Rauchen verboten; dies wurde früher für selbstverständlich ge- 
halten, aber das Rauchverbot stellte sich mit Rücksicht auf die Rauchlust 
russischer und anderer Damen als nothwendig heraus (Grosse Heiterkeit). 
Gegen die Benutzung der Coupds für Nichtraucher seitens der Damen ist 
geltend gemacht worden, das ebenso wie die Damen das Recht für sich in 
Anspruch nehmen, unter sich zu bleiben, dies auch den Herren zugestanden 
werden müsse. (Grosse Heiterkeit.) Die angenehme Einrichtung der Coupes 
für Säuglinge mit Yorrichtungen zum Milchkochen mag für diese sehr nütz- 
lich und fiir andere Reisende sehr wohlthuend sein, ist aber meines Wissens 
noch nirgends eingeführt.** (Stürmische Heiterkeit.) 

Nach den Bestimmungen müssen auf Wunsch nur eines Reisenden die 
Fenster auf der Windseite geschlossen werden; es besteht also ein Recht auf 
frische Luft und es bleibt den Reisenden überlassen, sich über das Oeflnen 
der Fenster in Güte zu einigen. 

Grössere Bequemlichkeit gewähren luftige Aussichtswagen, wie solche 
besonders in den österreichischen Alpengegenden im Gebrauch sind ; für wohl- 
habende Reisende Salonwagen, bezw. zweckmässig eingerichtete Kranken- 
Salonwagen zur Fahrt nach den Kurorten, sowie Schlafwagen; für ein- 
zelne Strecken gibt es Restaurationswagen, welche aber die Züge zu 
stark belasten. 

Zur Hilfeleistung bei Erkrankungen und Unfällen werden Yerbands- 
stoffe und Medicamente mitffeführt. Nach jeder Benutzung der Wagen durch 
Kranke findet eine Desinfektion statt; bei Epidemieen werden die grössten 
Yorsichtsmassregeln angewandt. 

Redner schloss seine Anführungen mit dem Bemerken, dass wie auf allen 
Gebieten, so auch auf dem Eisenbahnwesen ein steter Fortschritt zu konstati- 
ren und es zu erhofl;en sei, dass weitere Errungenschaften der Technik und der 
Erfahrung es ermöglichen werden, den Reisenden noch mehr Bequemlichkeiten 
und YorÜieile im Eisenbahnverkehr zu gewähren. 

Der Korreferent H. Prof. Dr. Loeffler (Greifs wald) bespricht zunächst 
die Yentilation in den Eisenbahnwagen unter Bezugnahme auf die Arbeit 
Wolfhügels über die Lüftung der Eisenbahnwagen. Er fordert im Be- 
sonderen die Einführung von Luft-ZufÜhrungs- und Luft- Sauge -Apparaten, 
welche eine 25 — 30 malige Luft-Erneuerung per Stunde ermöglichten und führt 
dabei die Ergebnisse diesbezüglicher Yersuche an, welche im Winter 1887/88 
von dem Königl. Kriegsministerium und der Eisenbahndirektion in Berlin an 
Yerwundeten-Transportwagen angestellt worden sind. 

Hierauf geht Redner auf die Frage des Schutzes der Reisenden gegen 
Ansteckungsgefahr ein, verlangt die Anbringung von Spucknäpfen in den 
Eisenbahnwagen und grössere Sorgfalt in der Beschaffung guten Trink- 
wassers auf den Stationen. 
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In der Discussion, an welcher sicli ausser den Referenten insbesondere 
die Herren Oberingenieur Meyer (Hamburg), Prof. Rietschel (Berlin), Prof. 
Gärtner (Jena), Ingenieur Henneberg (Berlin), Generaldirektionsrath M ab 1 o 
(München) betheili^n, -wurde die Forderung nach besserer Ventilation, Be- 
leuchtung (womöglich elektrischer) und Trinkwasser (auch in den Eisenbahn- 
wagen selbst) betont und dabei die Frage angeregt (Rietschel), ob nicht 
Warmwasserheizung der Dampfheizung vorzuziehen sei. 

Mit lebhafken Dankesworten an die Referenten schloss der Vorsitzende 
die Versammlung. 

Die Präsenzliste zählte 257 Mitglieder. Die Betheiligung an den fOi* 
die einzelnen Sitzungfstage festgesetzten Besichtigungen bemerkenswerther 
hygienischer Einrichtungen in Strassburg ( Bürger hospital, Kliniken, Schlacht- 
und Viehhof, Markthalle, neue Realschule, Hospiz Lovisa, Universitätsgebäude, 
Wasserleitung u. s. w.) und nächster Umgebung (Irrenanstalt Stephansfeld, 
Bezirks-Armen- und Krankenhaus sowie Bl5denanstalt in Bisch weiler, Besichti- 
gung der Illhochwasserleitung in Erstein) war eine äusei-st rege. Von den 
Festlichkeiten sind ausser dem üblichen Festessen zu erwähnen: Die gross- 
artige Beleuchtung des Münsters und ein Sonntags -Ausflug in die Vogesen 
auf den Odilienbenberg, Mennelstein und nach den mit deutschen (!) 
Fahnen überreich geschmückten Städtchen Barr. Die vielfachen Borüh- 
rungs- Punkte mit der einheimischen Bevölkerung Hessen erkennen, dass 
die Worte des Herrn Unterstaatesekretair von Schraut an dem Festessen in 
dem grossen Aubette-Saal am Kleber-Platz nicht ohne Berechtigung waren, die 
Worte: „Ja m. H., es wird voller Frühling werden im Reichslande, langsam 
zwar, aber so sicher, wie es Frühling geworden ist in den Deutschen Landen 
seit Wiederherstellung von Kaiser und Reich. 

Steinau a/0., d. 5. Oktober 1889. 

Dr. Schmidt (Kreisphysikus). 



62. Versammlung deutscher Naturforscher und Aerzte in 
Heidelberg vom 17.-23. September 1889. 

(Original -Bericht.) 

A. Abtheilung fOr gerichtliche Medicin. 

I. Zur Organisation des Unterrichts in der gerichtlichen Medioin. 

H. Geh. Med.-Rath Dr. Li man (Berlin): Redner beklagt, dass ein eigent- 
licher Unterricht in der gerichtlichen Medicin gar nicht existire, noch weniger 
ein eigentlicher klinischer Unterricht in dieser Disciplin. In dem besten der 
bezüglichen Institute, in Berlin, fehle es an Material und an Zuhörern, sodass 
derjenige, der etwas lernen wolle, sich nach Wien oder nach Frankreich wen- 
den müsse. Den Nothschrei, den Ungar dieserhalb im verflossenen Jahre aus- 
§e8tossen, sei ungohört verhallt; man müsse deshalb den Missstand immer von 
feuem urgiren. Bei den Fakultäten fehle leider das Yerständniss fGLr diesen 
Gegenstand, da man die gerichtliche Medicin fßr eine ^Ibst ständige Wissen- 
schaft nicht ansehen wolle. Selbst aus dem Staatsexamen ist sie entfernt 
worden. Und trotzdem setzt der Gesetzgeber voraus, dass der Arzt so weit 
vorgebildet sein müsse, um ein sachverständiges Gutachten abgeben zu können. 
Redner denkt sich die anzustrebende Organisation folgendermassen : 

1. An jeder Universität sei ein Ordinariat zu errichten. Dies er- 
heische nicht allein die Würde der Wissenschaft, sondern auch der 
Umstand, dass der Student ein GoUeg nicht zu besuchen pflegt, in 
dessen Gegenstand eine Prüfung nicht stattfindet. 

2. Der Professor der gerichtlichen Medicin müsse gleichzeitig prak- 
tischer Gtorichtsarzt sein und in den Grossstädten in welchen Einer 
nicht Alles leisten könne, eine Assistenz haben, aus der später die 
grösseren Physikate und die Professuren zu besetzen wären. 

3. Das gerichtliche und polizeiliche Material müsse dem Lehrer zur 
Yerfoigang stehen. Jetzt dürfe man nicht einmal mehr die gericht- 
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liehen Sektionen vor Zuhörern ausfahren und die üntersuohungen 
am Lebenden seien bisher überhaupt noch nicht Material f&r den 
Unterricht gewesen, obwohl dies sehr leicht geschehen könne, wenn 
der Lehrer gleichzeitig Arzt am Untersuchungsgefftngniss seL 

Diskussion : 

H. Reg.- und Med.-Rath Dr. Wem ich (Cöslin) bemerkt, dass wohl ins 
Auge zu fassen sei, an wen wir uns mit' etwaigen Anträgen zu richten 
hätten. Von den Universitäten sei in dieser Beziehung nichts zu erhoffen, da- 
gegen werde bei den Centralbehörden unser Ruf nicht ganz unbeachtet bleiben, 
vielmehr bei der Medicinalreform seine gebQhrende Berücksichtigung finden. 

H. Geh. Med.-Rath Dr. Lim an glaubt noch eher etwas zu erreichen, 
wenn man sich an das ärztliche Publikum und an die Presse wenden wollte. 

H. Hofrath Prof. Dr. Knauff (Heidelberg) glaubt seitens der oberen Be- 
hörden in dieser Beziehung im (ranzen eine wohlwollende Haltung bemerkt zu 
haben und meint, die Bewegung müsse von Preussen ausgehen, die süddeut- 
schen Staaten würden dann gern nachfolgen. In der Presse, sofern man diese 
zu Hülfe nehmen wolle, müssten die leitenden Gesichtspunkte im grösseren 
Rahmen behandelt werden. Jedenfalls stehe auch für ihn fest, dass Theorie 
und Praxis in eine Hand gelegt werden müssten. Das Eine könne man 
allerdings jetzt schon voraussehen, dass für die kleinen Universitäten die 
Beschammg des Unterrichts-Materials ihre Schwierigkeiten haben würde. 

H. Geh. Med.- und Reg.-Rath Dr. Schwartz (Cöln) bemerkt, dass in 
Sachsen die Hoffiiung vorhanden sei, dass bezügliche Professuren demnächst 
eingerichtet werden, und hofft, dass mit der Organisation des Medicinal- Wesens 
auch dieser Gegenstand seine Erledigung finden werde. 

II. Mitwirkung der ärztlichen SachTerständigen bei Ansfühning des 
Reichs-UnfallYersiehenings-Gesetzes Tom 6. Juli 1884. 

H. Geh. Med.- und Reg.-Rath Dr. Schwartz (Cöln): Redner erörtert, wie 
der behandelnde Arzt meist der erste sei, der die näheren Umstände des 
Falles genauer kennen lerne und wie sein Urtheil oft das allein massg^ebende 
sei. Von demselben hänge oft das Wohl und Wehe einer ganzen Familie ab. 
Nach der 13. Woche gehe dann die Angelegenheit auf die Berufs -Genossen- 
schaften über. Diese haben ihre Vertrauensärzte, die ihre Interessen wahr- 
zunehmen haben und deren Urtheil dann massgebend werde für die Entschei- 
dungen über Dauer des Heilverfahrens und Höhe der Rente. Gelangt nun die 
Sache an die Schiedsgerichte, so sei ein Obergutachten oft unumgänglich, und 
solche Obergutachten sind gerade bei Unfällen häufiger nothwendig, als in 
Civil- und Ariminalfällen. Den Schiedsgerichten stehen aber besondere Sach- 
verständige nicht zu Gebote. Wollten sie sich an die Medicinal-Collegien 
wenden, so würden diese hierzu nicht ausreichen, auch würde es schon wegen 
der oft erforderlichen Untersuchung des Beschädigten, womöglich in dessen 
Wohnung, sein Missliches haben. Universitätslehrer und Hospitalärzte haben 
die Abgabe solcher Gutachten meist aus Mangel an Zeit abgelehnt. Redner 
hält es daher für empfehlenswerth, wenn mit solchen Gutachten der Medici- 
nalbeamte und zwar, da solche Gutachten oft das gesammte medicinische 
Wissenschaftsgebiet berühren, unter Zuziehung von Specialist en und 
dem behandelnden Arzte betraut ¥rürde. Etwas Aehnliches bestehe be- 
reits im Bereich des französischen Gesetzes. Eine vollständige Krankenge- 
schichte des ersten, behandelnden Arztes fehle meistens. Dies komme haupt- 
sächlich daher, dass für diese ersten Atteste nichts gezahlt werde*). Das sei 



*) Im hiesigen Regierungsbezirke besteht bei den der staatlichen Unfall- 
versicherung zugewiesenen Betrieben aus dem Ressort der allgemeinen Bau- 
verwaltung die Vorschrift, bei jedem Unfiall, gleichgültig, ob derselbe voraus- 
sichtlich eine längere Arbeitsunfähigkeit als 13 Wochen bedingen wird oder 
nicht, sofort ein ausführliches ärztliches Gutachten von dem behandelnden 
Arzte einzuziehen, für welches der letztere selbstverständlich die gesetz- 
mässigen Gebühien erhält. Damit ist eine feste und werthvoUe Unterli^e für 
alle späteren ärztlichen Begutachtungen des Unfalls gewonnen und hat sich 
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zu Bndem; überhaupt seien zu diesen Arztstellen nur die besten Aerzte zu 
verwenden und daher eine Submission hierbei zu verhüten. 

Diskussion: 

H. Kreisphys. Dr. Gerönne (Cleve) bemerkt, dass den Berufs -Grenossen- 
Schäften an die Hand zu geben sei, sie mögen sich möglichst frühzeitig an die 
Vertrauensärzte wenden. 

H. Prof. Dr. Guttstadt (Berlin) hält es für erforderlich, dass 

1. die Angaben der Angehörigen unter eidlicher Erhärtung gemacht 
würden, und dass 

2. zur Sicherung der Diagnose das Chloroformiren für nothwendig er- 
achtet werde. 

H. Geh. Med.- und Reg.-Rath Dr. Schwartz bemerkt ad. 1 dass den 
Schiedsgerichten das Recht der eidlichen Vernehmung wohl zustehe, den Be- 
rufsgenossenschaften allerdings nicht. 

H. Dr. Terfloht berührt die Frage, ob das Maass der Erwerbsunföhig- 
keit vom Gutachter in Prozentzahlen anzugeben sei. 

H. Geh. Med.-Rath Dr. Liman hält dies für unbedingt nothwendig. Der 
Gutachter soll eben in seinem Gutachten sein ürtheil abgeben, nicht den 
blossen Thatbefund, wie ihn im Gegensatz zu seiner Auffassung die wissen- 
schaftliche Deputation für das Medicmalwesen und Mendel wollen. 

H. Bez.-Arzt Dr. Kugler (St. Blasien) schliesst sich dieser Auffassung an. 

III. Demonstration einer neoen Langen -Athemprobe der Neugeborenen 

auf ToInmetrisGlieni Wege. 

H. Dr. H. Bernheim (Würzburg): Redner hebt hervor, dass die allbe- 
kannte Lungenschwimmprobe bisher aiJle anderen Proben siegreich aus dem 
Felde geschlagen und auch ihre officielle Anerkennung, wenigstens in Preussen 
und Oesterreich, gefunden hat. Die Differenz im specifischen Gewicht zwischen 
der fötalen und nicht fötalen Lunge ist das Resultat dieser Probe, die auf 
grob empirischer Methode beruht. Der ihr zu Grunde liegende Gedanke könne 
aber auf würdigere Weise zur Geltung gebracht werden, indem man denselben 
in eine mehr mathematische Form bringe, und dies könne durch einen ein- 
fachen Apparat in wenigen Secunden geschehen. 

Dieser Apparat, den er Pyknometer oder Dichtigkeitsmesser genannt*), 
ist ein Volumeter mit ballonartigem Recipienten, an dessen einer Seite eine 
mit Stöpsel verschliessbare Oefihung für das einzuführende Lungenstückchen 
sich befindet, während die Kuppe des Ballons in eine mit einer sehr genauen 
lOOtheiligen (com und Zehntel) Skala versehenen Röhre ausläuft, die oben 
ebenfalls mit einem Stöpsel luftdicht zu verschliessen ist. Beim Gebrauch 
wird der Ballon bis zum untersten Strich der Skala mit Brunnen- oder Leitungs- 
wasser gefüllt, horizontal gewendet, durch seine Oefinung ein Stücken, vorher 
auf einer kleinen Waage genau abgewogenes Lungengewebe eingeführt, und 
wieder gerade gerichtet. Das Wasser ist nun in der Röhre um so viel empor- 
gestiegen, als an Volumen von dem Lungenstückchen verdrängt worden ist. Be- 
zeichnet man die Anzahl der Theilstriche (Verdrängungszahl), die als ccm in 
Grammen ausgedrückt werden könne, mit b, während man das vorher ver- 
mittelst der Waage festgestellte Gewicht des Lungenstückchens mit a bezeichnet, 

so ist das specifische Gewicht = — . Das specifische Gewicht der fötalen 

Lunge kommt dem der Leber gleich, das 1,1 beträgt, während dasjenige der 
geathmet habenden Lunse 0,8 ausmacht; man wird also mit dem Pyknometer 
stets Zahlen finden, die den genannten gleichkommen, je nachdem man es mit 



dies Verfahren besonders bei denjenigen Fällen bewährt, wo anscheinend nur 
leichte Verletzungen vorlagen und diese sich erst späterhin als schwerere und 
eine über 13 Wochen hinausgehende vollständige oder theil weise Erwerbsun- 
fähigkeit bedingende herausstellten. Dr. Rpd. 

*) Bei Geissler in Bonn für ca. 6 Mark zu haben. 



404 62. Versammlung deutscher Naturforscher und Aerzte in Heidelberg. 

fötalen oder geathmet habenden Lungen zu thun hat und diese Zahlen sind 
nach den vielen Proben, die Redner angestellt, so constant, dass sie forensisch 
volle Gültigkeit beanspruchen dürfen. Zu berückeichtigen seien natürlich nach 
wie vor Fäulnissblasen und Atelektase; erstere würde man durch Anstechen 
mit der Nadel zu entfernen haben, wSlirend man atelektatische Stellen aus- 
schneiden und von den übrigen Partieen die mittleren Werthe bestimmen 
würde. Redner wDl seiner Probe vor der bisher üblichen hauptsächlich des- 
wegen einen Vorzug vindiciren und sie daher zur officiellen Einföhrung em- 
pfehlen, weil sie durch ihre Zahlenwerthe ein mehr wissenschaftliches Resultat 
liefert. Immerhin biinge sie zum forensischen Beweis ein Mehr, und: in foro 
Ruperflua non nocent. (Bei der vorgeführten Probe betrug das Gewicht des 
Lungenstückchens = 2,8 Gramm, die Verdrängungszahl = 8,8, mithin das 

specifische Gewicht = -^ = 0,8.) 

Diskussion: 

H. Hofrath Prof. Dr. Knauff (Heidelberg) fragt, ob die Menge der Luft 
zu berechnen sei und ob solche Untersuchungen überhaupt an Föten gemacht 
seien, insbesondere wie viel Luft in einem oder in wenigen Athemzügen auf- 
genommen werde und dergl. mehr. 

H. Dr. H. Bernheim antwortet, dass die Menge der Luft sich jeden- 
falls feststeUen lassen müsse, dass aber alle diese Versuche noch zu 
machen seien. 

lY. Ueber anatomlsclie Befunde beim Erstieknngstode. 

H. Hofrath Prof. Dr. Knauff (Heidelberg): Gelegentlich eines concreten 
Falles, bei dem es sich um ein Neugeborenes handelte, das in das Wasser 
eines schlammigen Grabens hineingeboren war, suchte Vortragender auf expe- 
rimentellem Wege der Frage näher zu treten, ob Luft und Flüssigkeiten schon 
durch zufällige mechanische Einwirkungen (Zerrungen, Druck, Manipulationen 
seitens der Mutter, ähnlich den Schultzo'schen Schwingungen u. dergl. mehr) 
in die Respirationswege der Eindesleiche eingeführt werden können. £r 
forschte zunächst nach den Volumsverhältnisssen der Athmungsorgane vor 
der Athmung und fand an Querschnitten durch den Kopf und die übrigen 
Körpertheile nach der Gefriermethode behandelter Kindesleichen, dass unter 
normalen Verhältnissen ausser an Mund und Nasenhöhle im ganzen Übrigen 
Respirationstraktus kein Lumen existirt Schon am Rachen sieht man den 
weichen Gaumen und Zungenrücken der hinteren Rachenwand dicht anliegen 
und kann nur noch die Winkel neben den Wölbungen dieser Organe erkennen. 
Larynx und Trachea zeigen ein glattes, scheidenförmiges Verhalten, indem 
sich die Pars membranacea faltig-zackig gegen die Pars cartüaginea einschiebt. 
Grössere und kleinere Bronchien gestalten sich ähnlich, während mittlere und 
kleinste Bronchien eine mehr circuläre Form haben. Die Infundibula endlich 
enthalten Spuren von Fruchtwasser. Bekanntlich sind nur wenige Athemzüge 
nöthig, um Luft zu den Alveolen zu treiben. Aber auch die genannten Mani- 
pulationen (am bekanntesten die Schnitze 'sehen Schwingungen) bewirken, 
schon wegen der Elasticität der Knorpel, ein Einströmen der Luft bis in die 
Alveolen, ohne dass der dadurch herbeigeführte Zustand von dem Effekt einer 
vitalen Aktion zu unterscheiden wäre. Vortragender hat eine schon lange ab- 

gestorbene Frucht nach der Geburt noch 2 Tage liegen lassen, sie dann am 
!opfe erfasst und mehrmals heftig geschüttelt, desgleichen an dem einen und 
dann an dem andern Arm ergriffen und sie wiederum mehrmals geschüttelt, 
und konnte dann Luffcgehalt der Lungen nachweisen. Vornehmlich verliere die 
Trachea jene Scheidenform, und da auch oft, jedenfalls öfter als man glaube, 
der Tod durch Aspiration von Geburtsflüssigkeit eintrete, so habe sich Vor- 
tragender gewöhnt, vor jedem anderen Beginnen zunächst die Trachea dop- 
pelt zu unterbinden, dicht unter dem Larynx und weiter nach unten, um sie 
dann auf ihren Luft- bezw. Flüssigkeitsgehalt zu untersuchen. 

In Betreff des Eintretens von Flüssigkeit in die Luftwege hebt Vor- 
tragender hervor, das Wasserleichen, so lange sie noch am Boden treiben, 
bei den Unebenheiten des Flussbettes bald mehr nach der Oberfläche gehoben 
werden, bald wieder tiefer sinken und somit verschiedenem Wasserdruck aus- 
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geaetit sind. Behufs Entecbaidung der Frage, ob dieBSr Wawierdnick genflge, 
um FlOnsigkcit in die Luftwege eintreten zu lassen, hat Redner verschiedene 
Versuche angestellt und fand bei Anwendung von mit Ultramarin gefUrbter 
Flüssigkeit, dass schon geringe Druckwirkungen ausreichten, die Inundations- 
Büssigkeit nicht nur in die Paukenhöhlen, sondern auch in die tieferen Luft 
wege und in den Magen zu fordern. 

Vortragender zieht daher ans seinen Versuchen den Schlug», dass man 
den bisherigen Lehren etwas skeptisch gegenDberzutreten habe. 

Diskussion: 

H. Kreisphp. Freyer (Stettin) richtet an den Vortragenden die Anfrage, 
ob er auch mit schwerwi^nden, in der InundationsflOssigkeit euspendirten 
Partikelchen, etwa Spreu oder Häcksel, oxperlmentirt habe, da man annehme, 
dass solche Partikelcheu nur durch vitale Aktivit&t in die tieferen Luftwege 
gefordert werden konnten. 

H. Hoftath Prof. Dr. Rnauff erwidert, dass er nur mit Ultramarinfarb- 
st«ff die Flüssigkeit geßj-bt habe, daher in seinen Experimenten nur die Par- 
tikelcben dieses Farbstoffes in Betracht gekommen seien. 

H. Dr. Bern'beim (WOrzburg) bemerkt, dass die in den todten KOrper 
eingetriebene Luft sich nur auf einzelne Theile der Lungffli lieechr&nke, 
w^end im Leben schon 2—3 Äthemzüge genOgen, um die Lungen total xu 
fQllen. Er glaube daher, dass auch Hr diese Fn^e seine Methode praktisch 
verwerthbar sein werde. 

Freyer (Stettin). 



Kleinere Mittheilungen. 

I Berliner Leiehensehaobaas eingelieferte Leichen 
Angnit— September 1BB9. 



Referate. 

Dr. med Albert Moll in Berlin. Der Hypnotismus. Fischer's 
Medicini8clie Buchhandlung. H. Kornfeld. Berlin. 1889. Gr. 8. 
216 Seiten. Preis 4,50 Mark. 

Als der Schifflber dieser Zeilen s. Z. fBr diese Zeitschrift das Bnch von 
Gilles de la Tourette; .Der Hypnotismus in gerichteärztlicher Beziehung* 
in die Hand nahm, um es zum Zwecke eines Referates (siehe Juni-Heft dieser 
Zeitachrift) durchEuarbeiteu, da hoffte er damals überhaupt Ober Betriff und 
Wesen des Hypnotismus sich gründlich zu unterrichten. Dem war leider nicht 
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80. Denn nur in gerichteärztlicher Hinsicht war in jenem Buche yom Hyp- 
notifimus die Rede. Alles Andere wurde als bekannt vorausgesetzt. Da kann 
man ein Werk, wie das vorliegende in der That nur freudig begrCLssen. 
Schwirrt doch der Hypnotismus uns im letzten Jahrzehnt so um die Ohren, 
dass auch der beschäftigste Praktiker und der angestrengtest thätige Medici- 
nalbeamte nicht umhin kann, sich einmal mit dieser Disziplin eingehend zu 
befassen. Aber welches von den vielen Büchern soll nun zum gründlichen 
Kennenlernen und zur sachgem&ssen Beurtheilung über Werth und Unwerth 
dieser Dinge genommen werden? Wie Sand am Meere giebt es der Schriften über 
Hypnotismus schon. Da kann Referent mit voller Ueberzeuffunff sagen: man 
greife zum Moll. Verfasser sagt selbst in der Vorrede: , Viele Werke der 
fetzten Zeit hätten bald nur der therapeutischen, bald nur der foren- 
sischen Seite und Bedeutung des Hypnotismus einseitig Rechnung ^tragen; 
ihn habe der Gedanke geleitet, dem Leser dieses Buches eine üebersicht Über 
das Wichtigste auf dem ganzen Gebiet des Hypnotismus zu bieten.** Und 
diese Absicht erfüllt uns der Verfasser in vollstem Masse. In 9 Abschnitten 
wird uns Geschichtliches, Allgemeines, Symptomatologie, Theoretisches etc. 
des Hypnotismus in klarer, auch nicht Medicinem, soweit diesen ein Ver- 
stehen möfflich ist, fiftsslicher Weise vorgetragen. Dass Moll bei Abfassung 
seines Buches nicht nur daran gedacht hat, für Mediciner zu schreiben, son- 
dern sich der Hoffnung hingab, dass auch andere Gebildete (er dachte wohl 
besonders — und mit Recht — an Juristen) sein Werk lesen dürften, geht 
nicht aus der Vorrede hervor, wohl aber aus den Anmerkungen, in denen er 
medicinische Bezeichnungen für Nicht -Mediciner erklärt, weiter daraus, dass 
hier und da sogar einzelne Muskelnamen übersetzt, erklärt werden. Darum 
denke aber Niemand von den Herren Kollegen, es sei irgendwie und irgendwo 
deshalb der Wissenschaftlichkeit des ganzen Werkes Abbruch geschehen. 

Moll war selbst in Paris bei Charcot, dann in Nancy, um die sogen. 
Nancyer Schule an Ort und Stelle kennen zu lernen; er hat zahlreiche eigene 
Versuche angestellt, auf Grund deren er „Bekanntem manches Neue zufügen** 
konnte, kurz, er steht auf Grund seiner eingehenden Vorstudien an den 
Quellen mitten im Gebiet auf einem völlig freien, objectivem Standpunkt, von 
dem aus er uns seine Ansichten entwickelt. — Wenn trotzdem mir, dem Re- 
ferenten, einzelne Dinge nicht klar geworden sind, so z. B. das Seite 69 und 
70 citirte Experiment, dann die Bemerkungen über das sogen, automatische 
Schreiben (S. 104 und 105) mir nicht einleuchten wollen, so mag das zum 
Theil daran liegen, dass hier der Verfasser vielleicht etwas ausführlicher in 
seinen Auseinandersetzungen hätte sein können. 

Es ist mm kaum möglich, in einem kurzen Referat den ausserordentlich 
reichen, zusammengedrängt und doch fast überall eingehend und klar darge- 
botenen Inhalt wiederzugeben; man müsste dann eben den Inhalt zum Theil 
gradezu abschreiben. Ich kann nur einige kurze Bemerkungen machen, die 
hinreichen dürften. Jeden, der sich mit dieser Materie beschäftigen will, zu 
veranlassen, das Buch selbst in die Hand zu nehmen. 

Moll steht auf dem Standpunkt, dass es falsch sei, glauben zu wollen, 
man könne lediglich dm-ch sogen, somatische Mittel, durch Sinnesreiz allein, 
jemals die Hypnose herbeiführen; stets müsse zur physiologischen Wirkung 
eine psychologische — Gedanken — Vorstellungsbeeinflussung hinzukommen. 
Entschieden ist die Methode, welche am meisten sich an die psychologische 
Beeinflussung halte, die beste, um zum Ziel zu kommen; doch hänge Alles 
stets von dem einzelnen Falle ab. Zu hypnotisiren sei jeder geistig gesunde 
Mensch, intelligente Menschen leichter, wie dumme. Geisteskranke seien viel 
schwerer zu hypnotisiren, wie G^istesgesunde. Die Nationalität mache keinen 
Unterschied. Kinder unter 8 Jahren seien gar nicht, unter 8 Jahren schwer zu 
hypnotisiren. Weder Neurasthenie, noch bmsses Aussehen, noch Hysterie, noch 
allgemeine Schwäche gäben eine besondere Disposition zur Hypnose ab. 

Hier steht Moll in gradem Widerspruch nach seinen Erfahrungen zu 
Gilles dela Tourette, der (siehe Referat im Juni-Heft d. J.) grskde be- 
hauptet, dass Hysterische ganz besonders zur Hypnose geeignet seien. — 

Sogar gegen den Willen einer Person, nicht nur ohne Willen der 
Person sei eine Hypnose möglich. Man habe Soldaten in Gegenwart von 
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deren Vorgesetzten, gegen den Befehl der Vorgesetzten: Nicht einzuschlafen, 
doch hpynotisirt. — 

Dahingegen gähe es auch wieder Menschen, die trotz lebhaften Willens 
und Wunsches, hypnotisirt zu werden, doch refraktär seien, nicht in Hypnose 
gebracht werden könnten. 

Ich übergehe die Symptomatologie (Abschnitt IIL) im Wesentlichen, be- 
merke aus jenem Abschnitt nur, dass nach des Verfassers Auffassung von Be- 
wusstlosigkeit in der Hypnose gar nicht die Rede sein kann. Eine Be- 
wusstlosigkeit, wie z B. in der Ohnmacht, findet in der Hypnose niemals statt. 
Aber eine Bewusstseinsstörung ist da; des Weiteren tritt eine Willenshem- 
mung ein, welche die Hypnotisirten bei sonst erhaltenem Bewusstsein nach 
ihren eigenen Erklärungen zu jedem Widerstand unfähig machte. Darum aber 
ist der Hypnotisirte kein wiUenloser Automat in der Hand des Experimen- 
tators; der Wille des Hypnotisirten äussert sich in mannigfaltiger Weise; er 
ist herabgesetzt, aber nicht ausgeschaltet. 

Das ergiebt sich schon daraus, dass sich in der Hypnose oft 
Widerstand gegen Suggestionen äussert. Je mehr eine in der 
•Suggoiition zugemuthete Handlung dem Charakter des Hypnoti- 
sirten widerspricht, desto grösser ist der Widerstand gegen diese 
Handlung. 

Die tief Hypnotisirten haben meist das Bewustsein, zu schlafen, wie 
man es auch im Traume ab und zu hat. Aber auch sie, die ganz tief 
Hypnotisirten, scheinen ab und zu noch einen selbständigen Gedankengang 
zu haben. 

Wie sollen wir uns nun, fragt Verfasser im 4. Abschnitt (Theore- 
tisches), die Erscheinungen des Hynotismus erklären? 

Er kommt zu dem Resultat: Hypnose kann als ein Zustand aufgefasst 
werden, in dem der normale Verlauf der Vorstellungen gehemmt ist; ob die Vor - 
Stellungen sich auf Bewegungen oder auf Sinneseindrücke beziehen, ist ganz 
gleichgültig. Fremde Vorstellungen (suggerirte) können durch die eigenen 
Vorstellungen nicht zurückgediljigt werden. So kann z. B. die aufge- 
nommene Idee, den Arm nicht heben zu können, nicht, wie im 
wachen Zustand, sofort durch die entgegengesetzte Vorstellung 
bekämpft werden. 

Es handelt sich weiter in der Hypnose um eine Veränderung der Auf- 
merksamkeit. Die active Aufmerksamkeit ist gestört. Immer aber ist fest- 
zuhalten: Keine Suggestion ist möglich ohne Bewusstsein; nur Störung des 
Bewusstseins ist da, insofern z. B. Dinge gesehen werden, die nicht vor- 
handen sind. 

Weiter, sagt Moll, kommen wir bis jetzt nicht in den Erklä- 
rungsversuchen. Alle physiologischen oder anatomischen Erklärungsver- 
suche, dass die Hypnose durch Anämie oder Hyperämie oder durch partielle 
Hyperämie des Gehirns bedingt sei, haben gar kernen Werth. 

Es führt zu weit, die weiteren Abschnitte (V. zur Simulationsfrage; VI. 
Verwandte Zustände) zu berühren; Jeder wird des Interessanten in ihnen im 
Ueberfluss finden. Aus dem VH. Abschnitt dagegen (Medicinisches) hebe ich 
hervor, das Moll entschieden für Anwendung des Hypnotismus als 
Heilmittel eintritt; die Gefahren des Hypnotismus seien sehr über- 
trieben worden. Das lange Fixiren eines Gegenstandes (Braid 'sehen Ver- 
fahren) könne ja mal neivös machen ; ebenso könnten aufregende Suggestionen 
unter Umständen Nervosität zurücklassen; man brauche ja keine aufregenden 
Suggestionen zu geben. Im Allgemeinen aber kann Verfasser nur sagen: Die 
mangelhafte Technik einzelner Experimentatoren ist gefährlich, 
nicht der Hypnotismus als solcher. 

Nothwendig sei vor dem Erwecken stets absolutes Desuggestioniren. 
Und darin grade werde ausserordentlich gefehlt. 

Nachdem dann die sogen, funktionellen Neurosen als die zur Behand- 
lung mit Hypnose geeigneten Krankheiten genannt sind — (nach Moll sind 
besonders geeignet: verschleppte Fälle von Veitstanz, Menstmationsanomalien, 
Kopfschmerzen, Schlaflosigkeit und viele andere funktionelle Störungen) — 
nachdem Moll bestimmt erklärt hat, dass er keine Contraindikation kenne, 
erhebt er sich zu den Schlusssätzen: Der therapeutische Erfolg sei desto 
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besser, je tiefer die Hypnose sei; seiner Ueberzeugung nach werde die Hyp- 
nose manches Heilmittel überleben, dessen Ruhm heute die Spalten medici- 
nischer Blätter fdlle; dass man vor allen Dingen aber die Hypnose 
nicht als letztes Zufluchtsmittel, sondern rechtzeitig bei jenen 
Zuständen anwenden solle. — 

Dieser Abschnitt mit seinen geistreichen weiteren Bemerkungen, dass die 
Psychologie überhaupt in der Medicin das Zentrum, der Mittelpunkt der ge- 
sammten Therapie werden müsse, ist grossartig schön geschrieben. 

Auf den reichen, hochinteressanten und ausserordentlich zum weiteren 
Nachdenken anregenden Inhalt des vorletzten 8. Abschnittes (Forensisches) 
kann ich nur hinweisen. 

Im letzten (9.) Abschnitt giebt uns der Verfasser einen gedrängten lieber- 
blick über den sog. thierischen Magnetismus, über die sogen, über- 
sinnliche Gedankenübertragung, über Hellsehen, Sinnesverlegung, 
Fernwirkung der Medikamente etc. 

Der Verfasser verwahrt sich aber ausdrücklich dagegen, als 
ob er auch nur eine dieser im 9. Abschnitt erwähnten Beobach- 
tungen als exakt anerkenne. Nur wegen des historischen Zusammen- 
hanges mit der Geschichte des Hypnotismus habe er sie erwähnt, damit 
Jeder wisse, was damit gemeint sei. Dafür kann man dem Verfasser 
nur sehr dankbar sein. Sonst findet MolT überall mannigfache Fehler- 
quellen und die Experimente seien grösstentheils recht man- 
gelhaft. 

Mit warmen Schlussbemerkungen, dass die Wissenschaft sich des Wei- 
teren der Lehre vom Hypnotismus bemächtigen müsse, dass «die Haupt- 
stütze des Charlatanismus von jeher die Indifferenz der Ver- 
treter der Wissenschaft gewesen sei**, dass man freilich strenge Be- 
dingungen stellen müsse, durch keine Autorität sich hinreissen 
lasse, Thatsachen ohne Beweise anzuerkennen, — endet der Ver- 
fasser sein Buch, dessen lehrreiche Lektüre nicht warm genug empfohlen 
werden kann. 

Dr. Berthold Massmann. 



Dr. J. Uffelmann, a. o. Prof. und Vorstand des hygienischen In- 
stituts an der Universität in Rostock. Handbuch der Hy- 
giene. Mit zahlreichen Holzschnitten. Wien und Leipzig. 1890. 
Urban & Schwarzenberg. Gr. 8; 852 S. Preis: 20 Mark. 

Bei dem grossen Interesse, welches in unserer Zeit von allen Seiten der 
öffentlichen und privaten Gesundheitspflege entgegengebracht wird und wel- 
ches eine so breite und tiefgehende Strömung erzeugt hat, dass sich ihr Nie- 
mand, der zu öffentlicher Fürsorge berufen ist, entziehen kann, ist es nicht zu 
verwundern, dass in rascher Aufeinanderfolge immer neue Werke über Hygiene 
erscheinen, so dass ein eigentlicher Mangel auf den ersten Blick nicht vorhanden 
zu sein und ein Bedürfniss nicht vorztuiegen scheint. Bei näherer Erwägung 
indessen, insbesondere, wenn man den grossartigen AufechMrung in Betracht 
zieht, den die rasch emporblühende Bakteriologie in unseren Tagen macht, 
wenn man beobachtet, wie grade diese Disziphn in mannigfacher Weise die 
wissenschaftliche Gesundheitslehre mächtig beeinfiusst und vieuach imigestaltend 
auf die grundlegenden Principien derselben einwirkt, wird man dem Bestreben, 
diese Errungenschaften und Fortschritte zusammen&ssend darzustellen, eine 
gewisse Berechtigung nicht versagen können. In diesem Sinne begrüssen wir 
mit besonderer Freude das neue Handbuch von Professor üf feimann, dem 
rühmlichst bekannten Hygieniker, der als selbstständicer Arbeiter und Forscher 
seine hervorragende Begabung für dieses Gebiet bereits oft bewiesen hat und 
daher in erster Stelle berufen ist, den gegenwärtigen Standpunkt der wissen- 
schaftlichen Gesundheitslehre zu schildern. 

Die Anordnung des Werkes ist so getroffen, dass nach einer kurzen Ein- 
leitung und gedrängten Uebersicht der Geschidite und Litteratur der Hygiene 
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sogleich mit der Abhandlung der allgemeinen Bedingungen, die fördernd oder 
schädigend auf das Leben und die Gresundheit des Menschen einwirken, be- 
gonnen wird und dieselben je nach ihrer Wichtigkeit in grösseren oder klei- 
neren Abschnitten erOrtert werden. 

Im ersten, der hygienischen Bedeutung des Sonnenlichts gewidmeten 
Abschnitt lernen wir die fördernde Eigenschaft desselben als Anregungsmittel 
ffir die Nerventhätigkeit und den StofiPwechsel kennen, andererseits aber auch 
den gesundheitsschädigenden Einfluss des Lichtmangels, insbesondere auf den 
kindlichen Organismus. 

Der zweite Abschnitt bringt eine ausfOhrliche Schilderung der Luft in 
Bezug auf ihre chemische Zusammensetzung, ihren Gehalt an Staub, Pilzen 
und i^sigen Verunreinigungen, ihre Beschanenheit im Innern der Städte, an 
den Küsten und in den Bergen wie in Bezug auf ihre Bedeutung fElr die Ge- 
sundheit der Menschen, der sich eine erschöpfende Darstellung der technischen 
Untersuchungen der Lufb mit Rücksicht auf ihre Bestandtheile (Sauerstoff, 
Stickstoff, Kohlensäure, Ozon etc.)* ihren Feuchtigkeitsgehalt, auf die Quantität 
und Qualität des Luftstaubes (Mikroparasiten) etc. unter eingehender Kritik 
der verschiedenen Methoden anschliesst. 

In dem folgenden Abschnitt über das Wasser werden zunächst die ein- 
zelnen Arten desselben (Regen-, Grund-, Quell-, Moor-, Sumpf-, Flusswasser), 
wie ihre hygienische Bedeutung als Trink- und Nutzwasser besprochen und 
sodann nacn Erörterung der vom gesundheitlichen Standpunkte bezüglich der 
Qualität und Quantität des Wassers zu stellenden Anforderungen auf die 
Untersuchungs- Methoden desselben in chemischer und bakteriologischer Be- 
ziehung übergegangen. Die Frage, welche Prüfung die werthvollste sei, nament- 
lich ob die chemische grössere Bedeutung habe, als die mikroskopisch • bakte- 
riologische, wird sehr richtig dahin beantwortet, dass eine die andere zu er- 
gänzen hat und keiner der unbedingte Vorzug eingeräumt werden darf. Dabei 
wird noch besonders hervorgehoben, dass die Untersuchung auf pathogene 
Mikroparasiten sofort und ohne Aufschub nach der Entnahme des verdächtigen 
Wassers erfolgen muss, da die fraglichen Pilze zum Theil in gewissen Wässern 
nicht lange persistiren und andererseits von den anderen, in jedem Wasser 
mehr oder minder zahlreich vorkommenden nicht pathogenen sehr rasch ver- 
nichtet werden. In Bezug auf die Verbesserung und Reinigung imreinen und 
verdächtigen Wassers durch Filtration konmit Verfasser nach Beleuchtung der 
verschiedenen Methoden zu dem Schluss, dass eine allen Forderungen der 
Hygiene entsprechende Filtrationsvorrichtung noch nicht gefunden ist und für 
die Filtration im Grossen vorläufig noch immer diejenige mit gutem Filtersand 
die beste bleibt. 

Bei der Besprechung der Wasserversorgung wird eine Anzahl be- 
merkenswerther Anlagen m verschiedenen Städten erwähnt und in einem An- 
hang zu diesem Abschnitt nicht mit Unrecht auf die oft grade bei Kranken 
stattfindende missbräuchliche Benutzung des aus unreinem Fluss- oder Teich - 
wasser gewonnenen Eises hingewiesen. Wenn auch pathogene Bacillen 
noch nicht im Eis nachgewiesen sind, so ist die Möglichkeit ihres etwaigen 
Vorhandenseins doch kemeswegs ausgeschlossen. JedenfiEiIls steht fest, dass 
verschiedene Pilze, z. B. Milzbrandbacillen, Pneumoniekokken, ziemlich hohe 
und anhaltende Kältegrade überdauern und ist daher in allen Fällen, wo das 
Eis ^rekt genossen werden soll, nur das aus destillirtem Wasser gewonnene 
Krystall-Eis zu empfehlen. 

Im nächsten Abschnitt wird die Hygiene des Bodens abgehandelt und 
bereits hier auf die Beziehung desselben zu bestimmten Krankheiten (ende- 
mischer Kropf und Kretinismus, Malaria, Dysenterie, Tuberkulose, Typhus, 
Cholera, Cerebrospinalmeningitis) näher eingegangen. Verfaisser betont als 
eine der wichtigsten Aufgaben der Gesundheitspflege, die Verunreinigung 
und Feuchtigkeit des Untergrundes, welche beide in gleicher Weise gesund- 
heitsschädigend einwirken, zu verhüten und zu beseitigen. Trockenhaltung 
des Bodens mittelst Drainage und Kanalisation, sowie Reinhaltung desselben 
mittelst rationeller Beseitigung sämmtlicher AbfEÜlstoffe sind die wirksamsten 
Mittel hierzu. 

Entsprechend der Wichtigkeit einer richtigen Ernährung für die Ge- 
sundheit ist dieser Gegenstand sehr ausföhrlich bearbeitet. Sämmtliche Nah- 
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rungs- und Genuesmitiel, ihre Aufbewahrung und Zubereitung, ihre Beziehung 
als Krankheitsursache und ihre Untersuchung finden hier eine gründliche Kr- 
örterung. Zum Schluss wird die Ernährung gewisser Bevölkerungsgruppen, 
Soldaten, Gefangenen, Armenhäuslern etc. geschildert. 

Bei dem Abschnitt über Hautpflege kommen Bäder und Kleidung zu ein- 
gehender Besprechung; bei denjenigen über Hygiene der Wohnungen: Hei- 
zung, Beleuchtung und Ventilation; auch für die hygienische Untersuchung der 
Wohnungen findet sich hier eine vortreffliche Anleitung. 

Der nächstfolgende Abschnitt ist der Hygiene der Ortschaften ge- 
gewidmet, wobei die Aptirung des Terrains för Stadterweiterung, die Neuan- 
lagen von Strassen und die Beseitigung der unreinen Abgänge — Abfuhr 
und Kanalisation — in erschöpfender Weise behandelt werden. 

In dem jetzt folgenden Abschnitt Über Begräbnisswesen wird die 
Frage, ob Feuerbestattung der jetzt üblichen Beerdigung der Leichen in 
gesundheitlicher Linsicht vorzuziehen sei, entschieden bejaht, denn wenn auch 
aie Begräbnissplätze nicht mehr in so schlechtem Rufe wie vor 10 Jahren 
stehen, so können dieselben doch besonders bei unrationeller Anlage und bei 
nicht richtiger Handhabung der Beerdigung sanitäre Gefahren mit sich bringen. 
Gleichwohl glaubt Verfasser, dass die Leichenverbrennung mit Rücksicht auf 
die Rechtspflege und öffentliche Sicherheit keinen allgemeinen Eingang finden 
kann und hält dieselbe nur bei besonderen Gelegenheiten anwendbar, z. B. bei 
schweren Epidemien, um deren Weiterverbreitung zu verhüten. 

Krankenpflege und Krankenhäuser finden in zwei weiteren Ab- 
schnitten eine sachgemässe Erörterung. 

Zu den in praktischer Beziehung wichtigsten Gegenständen der wissen- 
schaftlichen Gesundheitslehre gehört unstreitig die Verhütung der Infektions- 
kmnkheiten. Man braucht nur einen Blick auf die Statistik der jährlichen 
TodesflÜle an ansteckenden Krankheiten zu werfen (im Jahre 1886 starben 
z. B. in allen deutschen Städten über 15 000 Seelen 6,6 pro mille der Lebenden 
an Infektionskrankheiten), so bedarf es keines weiteren Beweises, dass in der 
Bekämpfung dieser Seuchen der Schwerpunkt aller hygienischen Bestrebungen 
liegen muss. Und seitdem man mit immer wachsender Bestimmtheit nach- 
weisen kann, dass die meisten derartigen Krankheiten durch Mikroparaäitcn 
veranlasst werden, ist der Kampf auch aussichtsvoller, als je zuvor. Mit 
besonderer Sorgfalt und Ausfahrlichkeit ist von dem Verfasser daher in 
zwei Abschnitten die Aetiologie und Prophylaxis der Infektions- 
krankheiten behandelt. Die pathogenen Mikroorganismen, ihre Mor- 
phologie, Biologie wie ihr Vorkommen und ihre Wirkung auf andere Orga- 
nismen werden ebenso wie die allgemeinen Grundsätze für generelle und in- 
dividuelle Schutzmassregeln gegen die fraglichen Krankeiten eingehend und 
sachkundig erörtert und der Desinfektion als fundamentalen Massnahme für 
die Unschädlichmachung von Infektionsstoffen ein besonderes Kapitel ge- 
widmet. Nunmehr folgt die Darstellung der einzelnen hier in Betracht 
konmienden Krankheiten Tuberkulose, Abdominaltyphus, Cholera, 
Malaria, Dysenterie, Diphtheritis, Flecktyphus, der akuten Exan- 
theme (Masern, Scharlach, Blattern unter Berücksichtigung der Impfung), 
Syphilis, Puerperalfieber und Epizootien (Milzbrand, Rotz, Perlsucht und 
Wuthkrankheit) und finden selbstverständlich überall die in der allerletzten 
Zeit gemachten Forschungen und Neuerungen vollste Berücksichti^ng; fehlt 
doch bei der Tuberkulose selbst das Spuckfläschchen von Dettweiler nicht. 
Die Stellung des Verf. zu dem Pasteur* sehen Impfverfahren gegen Hunds- 
wuth, welches er als eine thatsächliche Errungenscnaft bezeichnet, die sich 
immer mehr als solche herausstellen wird, dürfte übrigens nicht auf allseitige 
Zustimmung rechnen. 

Die Hygiene des Kindes, bereits früher vom Veiiasser in einem be- 
sonderen Handbuch bearbeitet, findet in einem folgenden Abschnitt eine sehr 
eingehende Besprechung, bei welcher auch die Geburts- und Sterblichkeitsver- 
hältnisse des Kindes, wie die Physiologie seines Wachsthums entsprechend be- 
rücksichtigt werden. 

Schulhygiene, Gewerbe- und Berufshygiene, Hygiene der Ge- 
fangenen und Reisenden beschliessen das Werk. 
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Der reiche Inhalt des Handbuchs, der im Vorstehenden nur in seinen 
hauptsächlichsten Punkten berührt werden konnte, verbunden mit einer grossen, 
auf bewunderungswürdigem Floiss beruhenden Gründlichkeit und leicht über- 
sichtlichen Anordnung, wird demselben zweifellos einen hervorragenden Platz in 
der hygienischen Litteratur sichern und die wohlverdiente weite Verbreitung 
unter den Studirenden, sowohl wie unter den Aerzten und Sanitätsbeamten ver- 
schaffen. Dasselbe ist nicht ein blosses Nachschlagewerk, um sich Über alle 
hygienischen Fragen zu belehren, sondern es bietet zugleich eine Fülle werth- 
vollen Materials zur selbstständigen weiteren Forschung, welche durch die er- 
schöpfende Angabe der Litteratur wesentlich erleichtert wii*d. 

Die Ausstattung des Buches ist eine recht gute; die beigegebenen zahl- 
reichen Holzschnitte erläutern den Text in wirksamster Weise. 

Rpd. 



Dr. A. Sokolowski, ordinir. Arzt am Heilig-Geist-Hospital in War- 
schau. Kann ein äusseres Körperleiden zur acuten 
Pneumonie führen? Berl. kl in. Wochenschrift. No. 39. 1889. 

Verf. beschreibt einen Fall von Trauma, bei welchem ein 14 jähriger 
Bursche, auf Kopf und Brust stark geschlagen und von einer hohen Wand ge- 
fallen, unter Symptomen von starker Gehirnreizung und fibrinöser Pneumonie 
(rechte Lungenspitze) schwer erkrankt« und nach kritischer Lösung der letz- 
teren wieder genas. 

Von Wichtigkeit bei diesem Falle ist dem Verf. weniger der Umstand, 
dass nach einer Läsion dos Kopfes, selbst beim Fehlen äusserer Verletzungen, 
Gehirnerschütterung oder Hyperämie der Gehirnhäute entsteht, als vielmehr 
die Thatsache, dass nach Schädigung des Brustkastens auch Pneumonie, 
wiewohl jetzt als infektiöser Prozess erkannt, entstehen könne. Verf. be- 
ruft sich hierbei auf die in den bezüglichen Arbeiten von Kochs und Falk 
niedergelegten Beobachtungen sowie auf die ezperimenteUen Arbeiten von 
Litten, und vergleicht die Aetiologie des in Rede stehenden Prozesses mit 
den gleichen Fällen, in denen nach einem Trauma des Lungenparenchyms die 
Ent Wickelung einer Lungentuberkulose beobachtet ist. 

Frey er -Stettin. 



Heidenhain. Sturzgeburt? Vierteljahresschrift für gerichtliche 
Medicin etc. 51. Bd. Heft 2. S. 381. sp. 

Verf. berichtet von einem Fall von Scheitelbeinverletzung eines Neuge- 
borenen, den er durch absichtliche Tödtung entstanden erklärt und wendet 
sich dabei gegen die Frey er 'sehe Lehre, die heimliche Geburt habe die Ver- 
luuthung einer Ohnmacht in der Geburt für sich. 

Die Ansicht des Verf., dass nach dem Sturze ergiebige Athembewegungen 
nicht mehr möglich waren, ist, wie in Hoffmann 's Lmirbuch der gerichtl. 
Medicin, 2. Aufl., pag. 690 dargethan ist, in'thümlich. 

Drs. 
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(Der Redaktion zur Recension eingesandt.) 

1. Dr. J. Rosenthal, Professor der Physiologie und Gesundheitspflege 
in Erlangen. Vorlesungen über die Öflentliche und private Gesund- 
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Personalien. 

Aasselehniuigeii: 

Verliehen: Der Charakter als Geheimer Medicinalrath: 
dem Oberstabsarzt I. Klasse und Regimentsarvt Prof. Dr. Fraentzel in Berlin; 
als Geheimer Sanitätsrath: dem Sanitätsrath Dr. Ribbeck in Berlin; 
als Sanitätsrath: den praktischen Aerzten Dr. Moritz in Wadem, 
Dr. Bessel, Dr. Moses und Oberstabsarzt a.D. Dr. Döring in Berlin, Enapp- 
schaftsarzt Dr. Wagner in Königshütte und Dr. Appel in Brandenburg a./H. 

Der Rothe Adlerorden IL Klasse mit Eichenlaub: dem General- 
arzt I. Kl. und Corpsarzt des YII. Armeecorps Dr. Krulle in Münster, sowie 
dem General-Stabsarzt der Armee Wirklichen Geheimen Ober-Medicinal-Rath 
Dr. von Coler in Berlin; der Rothe Adlerorden m. Klasse mit der 
Schleife: dem Oberstabarzt a. D. Dr. Müller zu Mannheim und dem 
Generalarzt II. Klasse und Corpsarzt des IX. Armeecorps Dr. Gähde in 
Hannover; der Rothe Adlerorden m. Klasse: dem ordentlichen Professor 
Dr. Volkers in Kiel und dem Oberstabsarzt Dr. Jacobi in Dresden; 
der Rothe Adlerorden IV. Klasse: den Oberstabs- und Regimentsärzten 
Dr. Hecker in Dresden, Dr. Luck in Wesel, Dr. Rulle in Cöln, Dr. 
Alfermann in Detmold, Dr. Bassin in Wesel, Dr. Breithaupt in Minden, 
Dr. Brummer in Hildesheim und Dr. von Linstow in Göttingen, den Stabs- 
und Bataillonsärzten Dr. Müller in Dresden, Dr. Weber in Minden und Dr. 
Zwicke in Goslar; dem Ej-eisphysikus Sanitätsrath Dr. Thomssen in 
Kauppein, den praktischen Aerzten Sanitätsrath Dr. Cl aussen in Itzehoe 
und Medicinalrath Dr. Pingler zu Königstein im Taunus; der Rothe Adler* 
Orden IV. Klasse mit Schwertern am weissen Bande mit schwarzer 
Einfassung: dem Marinestabsarzt Dr. Weiss am Bord Sr. M%j. Kreozer- 
fregatte , Carola*. 

Der Kronenorden IL Klasse: dem Generalarzt TL Kl. und Regiments- 
arzt Dr. Krautwurst in Berlin und dem Geheimen Medicinalrath Professor 
Dr. König in Göttingen; der Kronenorden HI. Klasse: dem Ober- 
stabs- und Regimentsarzt Dr. Förster in Münster und dem Oberstabs- imd 
Gramisonarzt Dr. Kleon in Dresden; der Kronenorden IV. Klasse mit 
Schwertern am weissen Bande mit schwarzer Einfassung: dem Marineassi- 
stenzarzt Dr. Arendt am Bord Sr. Maj. Kreuzer «Schwalbe*. 

Die Genehmigung ertheilt zur Anlegung: des Kommandeur- 
kreuzes des Königl. Italienischen St. Mauritius und St. Lazarus- 
Ordens: dem General- und Regimentsarzt Dr. Valentini in Berlin; des 
Komthurkreuzes des Grossherzoglich Mecklenburg-Schwerin*schen 
Greifen-Ordens: dem General- und Corpsarzt Dr. Knoevenagel in Kassel; 
des Ritterkreuzes II. Klasse mit Eichenlaub des Grossherzoglich 
Badischen Ordens vom Zähringer Löwen: dem Stabsarzt Dr. Gerst- 
acker in Berlin; des Kaiserlich Russischen St. Laurentius- Ordens 
IL Klasse: dem Sanitätsrath Dr. Blumenthal in Berlin; der Königlich 
Württembergischen silbernen Jubiläums-Medaille: dem Kreisphysikus 
Badearzt Dr. Marc in Wildungen; des Ehrenritterkreuzes I. Klasse des 
Grossherzogl. Oldenburgischen Haus- und Verdienstordens des 
Herzog^ Peter Friedrich Ludwig: dem Geheimen Sanitätsrath und Kreisphysikus 
Dr. de Ruyter zu Quackenbrück. 

Emenniuigeii and Versetzungen: 

Ernannt: Der Unterstaatssekretär im Ministerium der geistlichen etc* 
Anj^elegenheiten Nasse zu Berlin zum Direktor der Königl. wissenschaftl. Depu- 
tation für das Medicinalwesen; der Kreisphysikus Sanitätsrath Dr. vonHasel- 
berg zu Stralsund zum Regierungs- und Medicinalrath daselbst; der prak- 
tische Arzt Dr. Dütschke zu Oelsburg bei Peine zum Kreisphysikus des 
Kreises Aurich; der Oberstabsarzt a. D. Dr. Wolff zu Freystadt zu^i Kreis- 
physikus des Kreises Freystadt in Schlesien. 
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Physikatgprflfimg haben bestanden im III. Quartal: 

Die praktischen Aerzte Dr. Alfred Friedländer in Berlin, Dr. Janssen 
in Thom, Dr. Eleinert in Koschmin, Dr. Kluge in Steinheim; Dr. Mar- 
schand in Wehlau, Dr. Müller in Stassfurt, Dr. Noll in Hanau, Dr. Reimer 
in Mühlhausen i. Ostpr., Dr. Röder in Eönigsherg i. Pr., Dr. Romeik in 
Benkheim, Dr. Schulz in Spandau, Dr. Vogelgesang in Dalldorf und 
Dr. Wolff in Joachimsthal. 

Yerstorben sind: 

Die praktischen Aerzte San.-Rath Dr. Schwarzenberger in Elbing; 
Dr. Blenke m Günthersdorf, Dr. Sc hm alle in Yetschau, Kreis wundarzt 
Sanitätsrath Dr. von Mengershausen in Celle, Marinestabsarzt Dr. Blie- 
dung in Berlin, Geh. Sanitätsrath und Kreis^hysikus Dr. Kerstein in 
Herford, Sanitätsrath Dr. Anton Müller in Berlm, Dr. Bauer in Lüttrin^- 
hausen, Dr. Bartel in Düsseldorf, Dr. Czerwinski in Grimmen, Kreisphysi- 
kus Dr. Kleine in Gostyn, Dr. £. Zeising in Breslau, Oberstabsarzt Dr. 
Moser in Rawitsch, Dr. Paul Veith in Breslau, Dr. Hadlich in Pankow, 
Dr. L^ers in Emden, Dr. Elkemann in Voerde, Dr. Irle in Weidenau und 
Dr. Andreae in Frankfurt a./M. 

Vakante SteUen:«) 

Kreisphysikate: AUenstein, Niederung, Preuss. Stargard mit einem 
Gehalt von 1400 Mark (Bewerbung bis 5. November beim Königl. Reg.-Präs. 
in Danzig), Schlawe, Kolberg, Franzburg mit Stadtkreis Stralsund (Be- 
werbung bis zum 18. November beim Königl. Reg.-Präs. in Stralsund), 
Schwerin a./W., Witkowo, mit 900 Mark Stellenzulage (Bewerbung 
bis zum 5. November bei der Königl. Regierung in Bromberg), Jarotschin, 
Wreschen, Schildberg mit 750 Mk. Stellenzulage, Neutomischel, Schmiegel, 
Gostyn (Bewerbung bei der Königl. Regierung in Posen, Abth. des Innern, bis 
zum 5. November), Saalkreis Halle, Uslar, Hümmling mit 900 Mark Stellenzulage 
Sulingen, mit 600 Mark Stellenzulage, Dannenberg, Zeven, Herford, Stadtkreis 
Frankfurt a^M., Adenau, HeiUgeimafen, Dann mit einer Stellenzulage von 
900 Mark, Oberamt Gammertingen und Sigmaringen (Bewerbung bis zum 10. 
November beim Königl. Reg.-Präs. in Sigmaringen). 

Kr eis wundarztstellen: Fischhausen, Darkehmen, Heiligenbeil, Heyde- 
krug, Oletzko, Tilsit, Karthaus, Marienburg, Loebau, Marienwerder, Graudenz, 
Beigard, Grimmen, Angermünde, Templin, Friedeberg, Ost- und West-Stemberg, 
Bütow, Lauenburg i/P., Dramburg, Schievelbein, Bomst, Schroda, Bromberg, 
Wreschen, Strehlen, Ohlau, Kosel, Falkenberg in Oberschlesien, Lublinitz, Lauban, 
Reichenbach, Grünberg, Münsterberg, Sagan, Militsch, mit dem Wohnsitz in 
Sulau, Jericho w I, Wanzleben, Worbis, Sangerhausen, Langensalza, Lübbecke, 
Warburg, Lippstadt, Meschede, Hünfeld, Unterwesterwald- Kreis, Gasse], 
Erkelenz, Kleve, Landkreis Köln, Bergheim, Wipperfürth, Grevenbroich und 
St. Wendel. 



X. internationaler medicinischer Congress. 

Berlin 1890. 

Die am 17. September 1889 in der Aula der Universit&t zu Heidelberg 
stattgehabte Versammlung von Delegirten behufs Berathun^ der Organisation 
;md der vorbereitenden Organe des X. internationalen medicmischen Congresses 
hat zu folgenden Ergebnissen gefOhrt: 



*) Wo ein bezüglicher Vermerk fehlt, sind die Stellen entweder noch* 
nicht ausgeschrieben oder die ofßciellen Meldefristen bereits abgelaufen. 
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1) Die Yersammlimg war einyerstanden , dass der Congrees am 4. August 
1890 zu Berlin eröffnet und am 10. August geschlossen werde.*) 

2) Der vom vorbereitenden Comit6 im Anschluas an den Vorgang der 
früheren Congresse ausgearbeitete Entwurf eines Statuts und Pro- 
gramms wird angenommen (siehe nachstehend). 

3) Als Mitglieder des Organisations-Comit^s wurden erwählt fol- 
gende Personen: 

Vorsitzender Geh. Medicinalrath Prof. Dr. Virchow 
Stellvertreter f„ , „ «vonBergmann 

des ] , , , , Leyden 

Vorsitzenden [ , , » » Waldeyer. - 

Als Generalsekretär wurde ernannt Dr. Lassar. 
Dieses Comit^ hat die Befiigniss, Ehrenpräsidenten und Schrift- 
führer zu ernennen, auch das Redactions-Gomit^ zu bestellen. 

4) Für jede der einzelnen Abtheilungon (Sectionen) des Congresses 
soll ein besonderes Orsanisations - Comit^ aus neun Mitgliedern 
bestehen, welches die Vorbereitung der Sectionssitzungen bezüglich 
der wissenschaftlichen Aufgaben und der Theilnehmer zu besorgen 
hat. Jedem dieser Gomitä gehört ein geschäfbrführendes Mitglied 
mit dem Wohnsitz in Berlin an. Den einführenden Vorsitz über- 
nimmt s. Z. das hierzu von dem Abtheilungscomite bestimmte Mit- 
glied. (Das Verzeichniss ver^l. nachstehend). 

5) Mit dem Congress soll eine internationale medicinisch- wissen- 
schaftliche Ausstellung verbunden werden, deren Vorbereitung 
das Organisations-Comit^ übernimmt. 

Statut und Programm. 

Art. I. Der X. internationale medicinische Congress wird am Montag, 
den 4. August 1890 in Berlin eröfbet und am Sonnabend, den 10. August 
geschlossen werden. 

Art. n. Der Con^ess besteht aus den approbirten Aerzten, welche sich 
als Mitglieder haben emschreiben lassen und ihre Mitgliedskarte gelöst haben. 
Andere Gelehrte, welche sich für die Arbeiten des Congresses interessiren, 
können als ausserordentliche Mitglieder zugelassen werden. 

Die Theilnehmer zahlen bei der Einschreibung einen Beitrag von 20 Mk. 
Sie werden dafür je ein Exemplar der Verhandlungen erhalten, sobald die- 
selben erschienen sind. Die Einschreibung geschieht bei Beginn der Ver- 
sammlung. Sie wird auch vorher geschehen können durch Einsendung des 
Beitrages an den Schatzmeister unter Angabe des Namens, der Stellung und 
des Wohnortes. 

• Art. ni. Der Zweck des Congresses ist ein ausschliesslich wissen- 
schaftlicher. 

Art. IV. Die Arbeiten des Congresses werden in 18 Abtheilungen 
(Sectionen) erledigt. Bei der Einschreibung haben die Mitglieder anzu- 
geben, welcher oder welchen Abtheilungen sie sich vorzugsweise ansch Hessen 
wollen. 

Art. V. Das Organisations-Comit^ wird in der Eröffnungssitzung des 
Congresses die Wahl des definitiven Bureaus veranlassen, welches bestehen 
soll aus einem Vorsitzenden, drei Stellvertretern desselben und einer unbe- 
stimmten Zahl von Ehrenvorsitzenden und Schriftführern. 

In den constituirenden Sitzungen der einzelnen Abtheilungen wird jede 
Abtheilung einen Vorsitzenden und eine genügende Zahl von Ehrenvorsiteen- 
den erwählen, welche letzteren abwechselnd mit dem Vorsitzenden die Ver- 
handlungen zu leiten haben. Wegen der verachiedenen Sprachen wird aus 
den ausländischen Mitgliedern eine entsprechende Anzahl von Schriftführern 
ernannt werden. Die Verpflichtungen derselben beschränken sich auf die 
Sitzungen des Congresses. 

*) Die nächstjährige Hauptversammlung des Preussischen 
Medicinalbeamten-Vereins wird in Folge dessen mit Rücksicht auf den 
Beschluss der diesjährigen Versammlung entweder am 1. und 2* oder 11, und 
12. Aagast 1890 stattfinden. D. Red. 
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Nach dem Schlosse des Congpresses wird die Heransgahe der Verhand- 
lungen durch ein besonderes , von dem Vorstände zu bestimmendes Redactions- 
Comit^ besorgt werden. 

Art. VL Sitzungen des Congresses und der einseinen Abtheilungen 
(Näheres vorbehalten^. 

Art. VII. Die allgemeinen Sitzungen sind bestimmt: 

a) für Verh^dlungen, betrenend die Arbeit und die allgemeinen 
Verhältnisse des Congresses; 

b) fOr Vorträge und Mittheilungen von allgemeinem Interesse. 
Art. Vlll. Verhandlungen der Sectionen (Formulirung vorbehalten). 

Art. IX. Vorträge in den allgemeinen, sowie in etwa anzuordnenden 
ausserordentlichen Sitzungen sind Denen vorbehalten, welche von dem Organi- 
sations-Comite dazu ersudit worden sind. 

Vorschläge, welche die künftige Thätigkeit des Congresses betreffen, 
müssen vor dem 1. Juli 1890 bei dem Organisations-Comit^ angemeldet 
werden. Letzteres entscheidet darüber, ob diese Vorschläge geeignet sind, 
auf die Tagesordnung gesetzt zu werden. 

Art. X. Alle Vorträge und Mittheilungen in den allgemeinen und Ab- 
theilungs- Sitzungen müssen vor dem Schlüsse der betreffenden Sitzung schrifb- 
lich an die Schriftführer übergeben werden. Das Redactions-Comite entscheidet 
darüber, ob und in welchem Umfange diese Schriftstücke in die zu druckenden 
Verhandlungen des Congresses aufgenommen werden sollen. 

Die Mitglieder, welche an Discussionen theilgenommen haben, werden 
ersucht, vor dem Ende des Tages den Schriftführern einen schi-iftlichen 
Bericht über die Bemerkungen, welche sie während der Verhandlung gemacht 
haben, zuzustellen. 

Art. XI. Die officieUen Sprachen aller Sitzungen sind Deutsch, Englisch 
und Französisch. 

Die Statuten, sowie die Programme und Tagesordnungen werden in 
allen drei Sprachen gedruckt. 

Es ist jedoch gestattet, sich für ganz kurze Bemerkungen in den Sitzungen 
einer anderen Sprache zu bedienen, falls eines der anwesenden Mitglieder 
bereit ist, den Inhalt solcher Bemerkugen in einer der officiellen Sprachen 
wiederzugeben. 

Art. XII. Einleitende Vorträge in den Abtheilungen sind in der Regel 
auf die Zeit von 20 Minuten zu beschränken; in der Discussion sind jedem 
Redner nur 10 Minuten zugemessen. 

Art. XIII. Der fangirende Vorsitzende der Sitzungen leitet die Verhand- 
lungen nach den in derartigen Versammlungen allgemein angenommenen 
(parlamentarischen) Regeln. 

Art. XIV. Studirende der Medicin und andere Personen, Herren und 
Damen, die nicht Aerzte sind, sich aber für die Verhandlungen der betref- 
fenden Sitzung besonders interessiren , können von dem Vorsitzenden der 
Sitzung eingeladen werden oder auf Ersuchen Erlaubniss erhalten, der Sitzung 
als Zuhörer beizuwohnen. 

Art. XV. Mittheilungen oder Anfragen, betreffend Geechäffcssachen ein- 
zelner Abtheilungen, sind an die Vorsitzenden dieser Abtheilungen zu richten. 
Alle übrigen Mittheilungen und Anfragen sind an den Generalsekretär 
Dr. Lassar, Berlin NW., Karlstrasse 19, zu adressiren. 

Virchow. von Bergmann. Leyden. Waldeyer. 



Verzeiehniss der Abtbellnngen und Ibrer Organlsalions- 

(Das gesohäftafährende Mitglied Ist durch fetten Druck beselchnet.) 

!• Anatomie: Flemming— Kiel, Gegenbaur— Heidelberg, Hasse— Breslau, Bert« 
^ig— Berlin, His— Leipzig, v. Kölliker— Würzburg, Kupffer— München, 
Merkel — G öttingen , Schwalbe— Strassburg. 

2. Physiologie und phyHiologische Chemie: da Bois-Beymond — Berlin, 
Heidenhain— Breslau, Hensen— Kiel, Hüfner — Tübingen, Hoppe-Seyler— 
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Ein Beitrag zu den Psychosen des chronischen 

AII(oholismus. 

Von Dr. S. Kallscher^ Assistenzarzt an Dr. Richter^s Heil- und Pflegeanstalt 

in Pankow. 

Krankheitsgeschichte. 

K., Porzellanhändler, ist am 7. Februar 1854 geboren und 
stammt anscheinend aus gesunder Familie. Seit 5 Jahren ist er 
verheirathet und hat ein 4jähriges gesundes Eind. Schon seit 
seinem 19. Jahre neigt er zum Alkoholismus. Vor 6 Jahren soll 
er auf seinen Vater mit einem Messer losgegangen sein. Ueber- 
haupt zeigte er sich in den letzten Jahren sehr nachlässig, rück- 
sichtslos, erregbar, jähzornig und brutal; er vertrank in letzter 
Zeit all sein Geld, das er im Geschäft einnahm. Seit mehreren 
Wochen machte sich bei ihm eine psychische und körperliche 
Schwäche geltend; er litt an Magen- und Darmkatarrh, Tremor 
alkoholicus, Unruhe, Schlaflosigkeit und an Halluzinationen; bald 
sah er 50 kleine Wärmer; bald sah er Spatzen, nach denen er 

29 
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schoss; er schlug den Hausdiener, weil er die vermeintlichen 
Spatzen nicht aus dem Schnee bringen wollte; auch wurde er 
wiederholt sinnlos betrunken aufgefunden. 

Status praesens: 

12. März 1889. Patient ein mittelgrosser, kräftig gebauter 
Mann; hat ein stark geröthetes Gesicht, das an der linken Seite einige 
weisse vitiligo-artige Flecken der Haut zeigt; auch ist die linke 
Hälfte des Bartes erheblich grauer und weisser wie die rechte; 
ebenso ist das Haupthaar namentlich am Scheitel und an der 
linken Kopfhälfte ergraut. Die Gesichtshälften sind sonst gleich, 
und die Muskeln beiderseits normal innervirt. Die Zunge wird 
gerade herausgestreckt und zittert ein wenig. Die Pupillen sind 
mittelweit und reagiren gut auf Akkomodation, wie auf Lichtein- 
fall. Sensibilität, Motilität wie Reflexerregbarkeit zeigen keine 
Anomalien, . nur sind die Patellarreflexe etwas gesteigert. Die 
motorische Kraft ist erhalten, der Gang gut und sicher. Die 
Sprache ist gewöhnlich gut, nur beim Nachsprechen längerer oder 
schwererer Worte zeigt sich Silbenstolpem. Der Urin enthält 
Weder Zucker noch Eiweiss. Der Augenhintergrund zeigt keine 
Anomalien. Die Sinnesorgane funktioniren normal. Die Unter- 
suchung der innern Organe ergiebt nichts Abnormes. Die Ar- 
terien zeigen keine auffallende Rigidität. — Psychisch zeigt 
Patient eine völlige Apathie. Spontan spricht er gar nicht; völlig 
stumpfsinnig sitzt er oder steht er da, ohne irgend welches Interesse 
für die Vorgänge seiner Umgebung zu zeigen; auf Fragen ant- 
wortet er lächelnd, und geht aus seinen Antworten hervor, dass 
er völlig unorientirt ist; er kennt das Datum nicht, glaubt, hier 
in einem Hotel zu sein und im Jahre 1888 zu leben; oft ver- 
steht er die Fragen nicht, wiederholt oder vergisst sie, ehe er 
antwortet. Rechnen kann er schlecht; 13 mal 13 ist gleich 163. 
Krankheitsgefühl hat er nicht; er hält sich für völlig gesund, giebt 
zwar zu, viel Bier, doch nie übermässig getrunken zu haben; 
ohne Interesse und ohne jede Spontaneität im Denken, Wollen oder 
Handeln ist er meist zufrieden und indifferent oder heiterer Stim- 
mung. Der Schlaf ist ein guter, ebenso der Appetit. 

25. März 1889. Patient ist etwas lebhafter und gesprächiger, 
doch immer noch über Zeit und Ort sehr mangelhaft orientirt; 
bald glaubt er, in einem Hotel zu sein und hält den Arzt für 
einen ihm von früher her bekannten Gastwirth, bald glaubt er 
wegen Halsschmerzen in einer Krankenanstalt sich zu befinden; 
er kann den Namen des Kaisers, oder den des Oberbürgermeisters 
und anderer bekannter Personen nicht nennen, obwohl er jahre- 
lang Berliner Bürger ist; sein Urtheil ist ein recht kindisches 
und scheinbar beschränktes; auch sein Gedächtniss ist lückenhaft 
und schwach; er vergisst nach wenigen Minuten, was man zu 
ihm gesprochen hat. 

6. April 1889. Patient drängt stündlich und täglich auf 
seine Entlassung, da er nach Hause müsse, um sein Geschäft zu 
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besorgen; doch lässt er sich ruhig und leicht von Stunde zu 
Stunde, Tag zu Tag, Woche zu Woche vertrösten und jeder Ein- 
wand, sei er noch so thöricht und unbegründet, findet bei ihm 
Glauben; er ist mehr orientirt und klarer, wenn er auch noch gar 
keine Krankheitseinsicht und Kenntniss der Zeitverhältnisse zeigt; 
er beschäftigt sich mit Lektüre, geht viel im Garten spazieren 
und befindet sich körperlich wohl; mitunter äussert er den 
Wunsch, in ein Lokal zu gehen, und Bier zu trinken. Zweimal 
machte er einen Fluchtversuch nach einem zur Anstalt gehörigen 
Garten über den Zaun. 

20. April 1889. Patient ist immer heiterer und zufriedener 
Stimmung; er denkt und spricht wenig von seinem Geschäft, 
seinen Angehörigen, der Zukunft etc. In einem Briefe fordert er 
seine Frau auf, ihn abzuholen; die Handschrift ist unsicher und 
zittrig, enthält orthographische Fehler, viele Worte sind doppelt 
hinter einander geschrieben. Zur Beschäftigung zeigt er sonst 
keine Neigung; er isst mit einem gewissen Heisshunger sehr 
hastig und auffallend viel. 

Mai 1889. In heiterer, sorgloser Stimmung lässt sich Patient 
nach wie vor durch die einfältigsten Gründe zum Hierbleiben 
bewegen; von den Mitkranken lässt er sich allerlei unsinnige 
Ideen aufdrängen; Krankheitsgefühl fehlt nech immer. Von den 
Sachen (Zeitungen, Büchern), die er liesst, weiss er absolut nichts 
anzugeben. 

Juli 1889. Er schreibt täglich mehrere Briefe an seine 
Frau, dass sie ihn abhole, ohne sich darüber zu wundern, dass 
weder seine Frau noch irgend eine Antwort eintriflft. Der Gang 
ist etwas unsicher, die Sprache zeigt mitunter auch bei einfachen 
Worten, wenn er schnell oder erregt spricht, Unsicherheit und 
Stolpern. Appetit und Schlaf sind gut Das Gedächtniss ist 
immer noch schlecht, er vergisst leicht, was man ihm vor kurzem 
gesagt hat. Zeitweise ist er deprimirt, weil er so lange vom 
Geschäft fort sei, beruhigt sich jedoch bald wieder und lacht 

1. August 1889. Patient zeigt seit einigen Tagen eine zu- 
nehmende Veränderung; er ist weniger heiter und lebhaft, meist 
ruhig und theilnahmlos; er isst weniger, zeigt in allen seinen 
Bewegungen eine Unsicherheit und Langsamkeit und geht mit- 
unter wie benommen umher; verwundert und fragend blickt er 
denjenigen an, der eine Frage und sei es die einfachste, an ihn 
richtet, dann versucht er zu antworten, bewegt aber kaum die 
Lippen und bricht mitten in der Eede ab; in seinen Handlungen, 
beim Essen und Auskleiden ist er ebenfalls sehr unsicher, zögernd, 
ängstlich und langsam, so als schien ihm jede Willensäusserung 
schwer und bedeiädich. 

12. August Die Benommenheit des Patienten nimmt schnell 
zu, er sitzt stundenlang, halb ängstlich halb fragend vor sich 
hinstarrend da, blickt nur mitunter wie erstaunt und verlegen 
um sich, antwortet gar nicht oder mit einzelnen Worten, die an- 
deuten, dass er die Frage nicht verstehe; er muss zum EsseUi- 

29* 
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An- und Auskleiden angehalten werden und läset mitunter Urin 
unter sich. 

20. August. Patient muss nunmehr andauernd zu Bett 
liegen und ist völlig stuporös, spricht gar nicht, reagirt auf An- 
reden gar nicht, auf Nadelstiche kaum merkbar; tiieilnahmslos 
und mit leerem Gesichtsausdruck blickt er vor sich hin, ohne 
spontan die geringste Bewegung auszuführen. Das Gesicht ist ge- 
röthet, die Pupillen sind sehr weit und reagiren auf lichtein&U 
schwach, die Haut ist von Schweiss bedeckt, die Temperatur 
nicht erhöht Die Glieder und Muskeln sind schlaff und setzen 
passiven Bewegungen nicht den geringsten Widerstand entgegen. 
Das Schlucken ist erschwert; flüssige Nahrung (Milch, Wein, 
Bouillon) wird ihm esslöffelweise zugefiihrt. Stiüügang und Urin 
lässt der Kranke unter sich. 

30. August. Patient schluckt wieder besser, blickt etwas 
verständnissvoller um sich, zeigt jedoch noch keine Spontaneität. 
Allmählich antwortet er zögernd und stammelnd, fängt an, seine 
Bedürfnisse von selbst zu veirichten, zu essen etc. Nun erzählt 
er, er wisse nicht was ihm gewesen wäre, aber er sei schwer 
krank gewesen, und besinne sich, dass er nicht habe essen noch 
sprechen können; alles habe ihm gefehlt; jetzt gehe es besser; 
etwas besonderes gesehen, gehört oder gedacht habe er in der 
Zwischenzeit nicht. Patient steht auf, spricht jedoch noch wenig 
und ftthlt sich sehr matt. 

2. September. Patient wird unruhiger, redet wieder mehr 
und zeigt Gedächtnisslücken sowohl für die jüngst erlebte Zeit, 
wie für die frühere Vergangenheit. Dabei besteht tremor manuum 
et linguae. Abends Temperatur 39,2. Doppelseitige Pneumonie 
der untern Lappen mit pleuritischem Seitenschmerz. (Milch, Wein, 
Bouillon etc.). Patient erholt sich nach einigen Tagen mit Ein- 
tritt der Lösung und wird wieder klarer, freier und lebhafter, 
sodass der Zustand demjenigen gleicht, wie er bei dem Kranken 
vor Eintritt des stuporösen-komatösen Stadiums anhaltend be- 
stand. Patient, der inzwischen von der Privat-Abtheilung auf 
die Kommunal -Abtheilung verlegt ist, wo er mit 100 anderen 
Kranken Hof, Aufentshaltsraum etc. theilt, empfindet diese Ver- 
änderung kaum: er verkehrt mit den neuen Kranken ebenso wie 
mit den früheren, spielt Skat etc.; meist ist er freundlich, heiter, 
zufrieden, spricht von seiner Entlassung fast gar nicht, sucht 
jedoch heimlich, einen Brief an seine Frau zu befördern, in wel- 
chem er sie um allerlei Esswaaren, Tabak, Pfeifenköpfe etc. 
bittet; auch in dem Briefe schreibt er nichts von Entlassung. 
Zuweilen klagt er, dass er nicht gut schlafe und verlangt eines 
Tages Chloral, weil er in der Zeitung gelesen habe, dass das 
so ein gutes Schlafriittel sei; sein Appetit und körpei'liches Be- 
finden sind befriedigend und bessern sich täglich. 

Den 16. Oktober. Die Gesichtshaut ist stark geröthet, nur 
auf der linken Hälfte, namentlich am untern Augenlid zeigen 
si(^h weisse vitiligo-artige Flecke. Der Bart und das Kopfhaar des 
Patienten sind zum Theil ergraut und weiss, namentlich an der 
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linken Seite. Die rechte Stirn des Patienten weist eine 2—8 cm 
lange quer verlaufende Narbe auf, die von einem Schlag her- 
rühren soll, den seine Frau ihm bei einer Schl&gerei mit einem 
GlasgefiLss gab. Die beiden Gesichtshälften sind gleich und wer- 
den gleich gut innervirt; die Zunge wird gerade herausgestreckt 
und zittert ein wenig, ebenso wie die ausgestreckten Hände. Die 
Sprache ist etwas unsicher, und neunentlich bei schnellem Sprechen 
und schweren Worten tritt Silbenstolpem auf. Die Pupillen sind 
mittelweit und reagiren gut auf Licht wie auf Akkomodation 
(sowohl wenn das Licht central, wie wenn es von den Seiten 
einfällt). Das Gesichtsfeld scheint an den beiden temporalen 
Hälften ein wenig eingeschränkt (Prüfung ohne Perimeter); der 
Farbensinn, wie Augenhintergrund zeigen keine Anomalien. Die 
rechte Pupille ist zeitweise um ein weniges grösser als die linke. 
Geschmack, Geruch, Gehör sind gut; die Sensibilität wie Beflez- 
erregbarkeit ist überall erhalten, und sind die Patellarreflexe 
beiderseits gesteigert Die motorische Kraft ist in Händen und 
Beinen herabgesetzt, in den oberen Extremitäten zeigt sich auch 
eine Ataxie geringen Grades. Der Gang ist sicher, Bomberg- 
sches Phänomen nicht vorhanden. Fussclonus besteht nicht Die 
innem Organe scheinen intakt, der Leberrand steht rechts etwas 
tiefer als gewöhnlich. Subjektiv klagt Patient über zeitweise 
auftretenden schmerzhaften Wadenkrampf, und über häufigen 
Drang zum ürinlassen (Nachts muss er 3 mal dazu aufstehn). 
Der Ernährungszustand und Schlaf, Appetit sind befriedigend. 
Der Urin enthält weder Eiweis noch Zucker. 

Eine ünterhsü.tung mit dem Kranken wird in folgendem 
wiedergegeben: 

Wie alt? 35 Jahre, ich bin am 7. Februar 1854 geboren. 
Wie lange sind Sie hier? Auf dieser Abtheilung 3 oder 4 
Wochen; in die Anstalt kam ich Ende März, also 6 Monate. 
Waren Sie in den früheren Jahren krank? Ich hatte nur Sod- 
brennen und Magenkatarrh. 
Weshalb kamen Sie in die Anstalt? Ich war krank, was mir ge- 
fehlt hat, weiss ich nicht mehr, ich soll augenkrank ge- 
wesen sein. 
Sind Sie jetzt krank? Nein, ich bin völlig gesund, es geht mir 

sehr gut. 
Waren Sie in der Anstalt hier krank? Drüben auf der andern 

Abtheilung soll ich lungenkrank gewesen sein. 
Besinnen Sie sich darauf, dass Sie damals nicht sprechen konnten? 
Ja, ich hatte wenig Stuhlgang, und das kam dann alles zu- 
sammen; wie es kam, weiss ich nicht; ich hatte damals 
Schmerzen im Bücken; ich glaubte,' ich würde überhaupt 
nicht mehr gesund werden, ich habe nichts gesehn, noch 
gehört, dachte nur an zu Hause. 
Weshalb assen Sie nicht? Ich war zu schwach und krank und 
konnte kaum die Hand erheben, auch fehlte mir die Sprache. 
Wie lange dauerte dieser Zustand? Einige Monate. Damals war 
die schwere, schreckliche Periode; ich konnte nicht einmal 
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weinen, heute kommen mir gleich die Thränen in die Augen, 

wenn ich Besuch bekomme. 
Ist Ihr Gedächtniss gut? Ja, jetzt ist es gut, wie ich krank war, 

da war es ganz weg, nun ist alles wiedergekommen. 
Wie wurden Sie krank und wodurch? Es kam daher, weil man 

mich wieder nach hinten auf die Wachstation gebracht hatte. 
Sind Ihre Eltern und Geschwister gesund? Ja, vollkommen. 
Welches Datum haben wir? 15. September 1889. 
Wann war der Krieg mit Prankreich? 1870. 
Schlacht bei Sedan? Weiss ich nicht. 
Geburtstag Kaiser Wilhem I.? Weiss ich nicht. 
Wie heisst die Hauptstadt von Italien? Milano, Mailand? 
U X 11 = 121, 13 X 13 = 157. 
Wann haben Sie sich verheirathet? Am 16. Dezember, es sind, 

jetzt 6 Jahre her, also im Jahre 1882, nein 1883. 
Wie steht es mit Ihrem Geschäft? Das weiss ich nicht. 
Was wollen Sie jetzt anfangen? Ich will nach Hause, zu meiner 

Frau, ins Geschäft zmück. 
Wie sind Ihre Vermögensverhältnisse? So lange ich zu Hause 

war, habe ich ein gutes Geschäft gemacht. 
Haben Sie viel getrunken? Ich war niemals betrunken, obwohl 

ich, wenn ich meine Kunden (meist Gastwirthe) besuchte, 

viel mit ihnen trinken musste. 
Wieviel tranken Sie täglich? 6 Glas Bier. 
Tranken Sie Schnaps, Branntwein? Ja, zu Hause zum Frühstück. 
Hatten Sie mal Delirium? Niemals. 

Gefällt es Ihnen hier besser als in der Privatanstalt? Nein! 
Weshalb nicht? Nein, weil ich so oft Urin lassen muss, alle 

paar Minuten und Nachts 3 mal, das kommt von dem an- 
deren Essen, von den vielen Suppen. 
Kennen Sie noch die Kranken, mit denen Sie in der Privatan- 
stalt verkehlten? Die meisten Namen habe ich vergessen, 

Herrn Plath kenne ich noch (der Herr heisst Flach), ich 

habe ja lange mit ihm gewohnt. 
Sind die andern Leute hier gesund? Nein, irrsinnig, das sieht 

man doch schon. 
Weshalb sind Sie auf dieser Abtheilung? Ich weiss nicht. Das 

ist städtisch, dafür bezahlt die Stadt. Der Inspektor redete 

mir etwas vor, und führte mich hierher, und deshalb bin 

ich hier. 
Haben Sie beim Militär gedient? Ich wurde wegen Krampfadem 

nicht genommen. Auch hier habe ich oft Wadenschmerzen, 

wenn ich bloss liege im Bett. 
Was hat der Prediger neulich vorgetragen? Ich weiss nicht 

mehr, er sprach von Gott und Jesu. 
Wie viel Wennige sind 27 Mark? 270 Pfennige. 

Den 25. Oktober. Patient ist völlig ruhig, zufrieden, klar 
und heiter; er ist wieder völlig orientirt und spricht fast gar 
nicht von seiner Entlassung; er beschäftigt sich wenig und spielt 
zuweilen Karten oder liesst Zeitung; auch körperlich nimmt er 
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sichtlich zu; die Sprache zeigt noch immer eine geringe Störung, 
das GedächtniBs ist lückenhaft und zeigt Patient in seinem Wesen, 
Beden, Thun und Lassen noch die Zeichen eines Stumpfsinns und 
Schwachsinns leichteren Grades. 

Den 1. November. Patient nimmt körperlich zu; auch 
geistig wird er etwas regsamer, lässt jedoch freiwillig nur selten 
Willensäusserungen und Wunsche hören und ist meist heiterer 
Stimmung. Die meisten Flecken an der linken Wange sind fast 
völlig geschwunden, die linke Hälfte des Schnurrbarts, die früher 
fast ganz grau-weiss war, ist nun wieder ebenso dunkel wie die 
rechte Hälfte, welche jedoch erheblich voller und dichter ist; 
auch an der linken Eopfhälfte fallen die weissen Haare mehr nnd 
mehr aus, sodass auch sie den Farbenton der rechten wieder 
mehr erreicht hat. 

Epikrise. 

Es handelt sich hier um einen 35jährigen Mann, der seit 
seinem 19. Jahre er. zum Alkoholismus neigt und seit einigen 
Jahren bereits die Zeichen des Alkoholismus chronicus zeigt, die 
sich unter anderem in Tremor, chronischem Magenkatarrh, vor- 
zeitigem Ergrauen der Haare, Unruhe, Reizbarkeit, Jähzorn und 
roher Gesinnung, wie Vernachlässigung seiner geschäftlichen und 
häuslichen Interessen äusserten. In den letzten Monaten war 
dann häufiges Trunkensein, Schlaflosigkeit, Sinnestäuschungen des 
Gesichts, Vergesslichkeit und zeitweilige Verwirrtheit hinzuge- 
treten. In der Anstalt, bei plötzlicher Entziehung der Alkoholica, 
zeigte der Kranke völlige ünorientirtheit, Verwirrtheit, Willen- 
losigkeit, Gedächtnissschwäche, Gemüthsabstumpfung und eine 
Sprachstörung leichteren Grades; eine erhebliche Bewusstseins- 
trübung bestand nicht. Nach einigen Wochen schwand die Ver- 
wirrtheit und die Ünorientirtheit; der Kranke wurde klarer, leb- 
hafter, heiterer und war nur noch etwas vergesslich, gedächtniss- 
schwach, sorglos und gemüthsstumpf. Nachdem diese Besserung 
Monate lang anhielt, entwickelte sich ziemlich plötzlich (in 
wenigen Tagen), ohne dass eine erklärliche äussere Ursache vor- 
lag, ein stupor-artiger Zustand mit völliger Benommenheit des 
Sensoriums, so dass der Kranke sprachlos, bewegungslos, willen- 
los und reaktionslos 8 bis 10 Tage lang dalag und Urin und 
Stuhlgang unter sich liess. Dieser Stupor schwand wieder ziem- 
lich plötzlich und hinterliess nur eine summarische Erinnerung. 
Nachdem der Kranke kurz darauf eine leichte Pneumonie (wahr- 
scheinlich hj^ostatischer Natur) durchgemacht hatte, erholte er 
sich in einigen Wochen wieder völlig und es blieben nur Ge- 
müthsstumpfheit, Apathie, Gedächtnissschwäche und eine allge- 
meine intellektuelle Schwäche leichteren Grades zurück. 

Im vorliegenden Falle haben wir es offenbar mit verschie- 
denen Zuständen zu thun. Zunächst handelt es sich um den 
Grundzustand des chronischen Alkoholismus, der mit seiner Ge- 
müthsabstiunpfimg, Willenlosigkeit und Gedächtnissschwäche etc. 
jedenfalls schon lange vor den Exazerbationen und Komplikationen 
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der Erkrankung bestand nnd nach Ablauf der akuteren Störung 
wieder unverändert und andauernd zum Vorschein kam. Von 
den akuteren vorübergehenden Störungen, die sich auf dem Boden 
dieses chronischen Alkoholismus entwickelten, zeigte sich zuerst 
ein Erregungszustand mit einzelnen Sinnestäuschungen des Ge- 
sichts; an diesen schloss sich ein bei Alkoholisten nicht selten 
zu beobachtender Symptomenkomplex, der aus Verwirrtheit, ün- 
orientirtheit, Vergesslichkeit, Qedächtnissschwäche, Gemüthsstumpf- 
heit, Willenlosigkeit bestand und einige Wochen anhielt. Mehr 
als diese vorübergehende ünorientirtheit und Verwirrung inter- 
essirt uns der nach dem mehrere Monate anhaltenden Besse- 
rungszustande plötzlich einsetzende stuporöse, comatöse Zustand 
des Kranken, welcher 10 bis 14 Tage anhielt. Die Form des 
Stupors, die der Kranke damals zeigte, können wir wohl zu 
keiner Gruppe besser zählen, als zu denjenigen Psychosen, die als 
akute Erschöpfungszustände oder asthenische Psychosen, Inani- 
tionspsychosen etc. vielfach zu einer Gruppe zusammengefasst 
werden und die schon durch die gemeinsame Aetiologie, den häu- 
figen üebergang in einander, die ähnlichen Ausgänge, die gün- 
stige Prognose, ihre Zusammengehörigkeit verrathen. Zu ihnen 
gehört der grössere Theil derjenigen Psychosen, die als akute 
halluzinatorische Verrücktheit (Westphal), acuter halluzinato- 
rischer Wahnsinn (Meynert) asthenische Verwirrtheit, akute 
halluzinatorische Manie (Mendel), akute Verwirrtheit (Wille), 
akuter Stupor, Stupidität^ Dementia acuta, primäre heUbare De- 
mentia, akutes aathenisches Delirium, Dementia generalis acuta, 
akute Verworrenheit etc. beschrieben sind; auch das Delirium 
acutum wird von manchen Autoren diesen Formen zugezählt, in 
denen es sich um funktionelle lähmungsartige psychische Schwäche 
mit Beizerscheinungen und Erregungen handelt. Die Schwäche 
äussert sich in Erschwerung bis Aufhebung des Ablaufs der 
psychischen Vorgänge, in Benommenheit, tiefer Trübung des Be- 
wusstseins bis Aufhebung der Reaktion, Perzeption, wie jeder 
inneren psychischen Thätigkeit. Die Beizungserscheinungen be- 
stehn in zahlreichen Sinnestäuschungen (sensorielle Verwirrtheit 
und Stupor) in illusorischen Perzeptionen , psychischen Halluzi- 
nationen, traumartigen Vorstellungsdelirien, Ideenflucht etc., auch 
die motorische Sphäre kann betroffen sein (Bewegungsdrang, Mus- 
kelspannungen etc.). Indem nun bald die Schwäche- und Läh- 
mungserscheinungen, bald die Beizungsvorgänge mehr in den 
Vordergrund treten, überwiegen, mit einander gemischt auftreten, 
einander ablösen, entstehn die mannigfachsten Stadien und Formen 
dieser Erkrankung, die bald das Bild der maniakalischen Erregung, 
der Verwirrtheit (aus Mangel an Perzeption oder durch Illusionen 
und Halluzinationen), der allgemeinen Verrücktheit, des agitirten 
-Blödsinns, bald das des Stupors, der akuten Demenz, der melan- 
cholischen Depression, der kalatonischen Verrücktheit, der De- 
mentia paralytica, des postepileptischen Irreseins etc. vortäuschen 
können. — Eine der häufigsten Erscheinungen im Verlaufe dieser 
Psychosen bildet das stuporöse Verhalten der Kranken, das eine 
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vei-schiedene Ursache und Begröndong haben kann, wenn auch 
die Eegangslosigkeit, der Mangel des Bewusstseins der Aussen- 
welt, das Fehlen der Perzeption und jeder spontanen Bewegung 
bei oberflächlicher Betrachtung diese Zustandsformen als gleiche 
erscheinen lilsst. Wir können zwei Formen des Stupors unter- 
scheiden. 

In der ersten Gruppe handelt es sieh um aktive Bei2- 
erscheinungen auf dem Gebiete der Sinnesthätigkeit (Halluzina- 
tionen und Illusionen) und der Assoziationsvorgänge und Vor- 
stellungen (traumhafte Delirien, visionäre Träume, psychische 
Halluzinationen etc.); diese trüben das Bewusstsein, das auch 
meist ohne dies in einem Zustande erschwerter, verlangsamter 
Thätigkeit und funktioneller Schwäche sich befindet, in mehr 
oder weniger starkem Grade. Zahlreiche lebhafte Sinnes- 
täuschungen können das Bewusstsein so absolut in Anspruch 
nehmen, dass sie jede Perzeption, jeden Willensvorgang hemmen; 
zwar fehlt dass Bewusstsein der Aussenwelt, aber hinter dem 
starren leeren oder ängstlich gespannten Gesichtsausdrucke spielen 
sich die lebhaftesten und energischsten Seelenvorgänge ab. Je 
nach dem Inhalte und der Stärke der Vorstellungen und 
Sinnestäuschungen sind die Muskeln bald schlaff, bald bis zur 
Pseudokatalepsie und Flexibilitas cerea gespannt. Eine Reak- 
tion, selbst auf schmerzhafte Eindrücke findet nicht statt, da das 
Bewusstsein anderweitig in Anspruch genommen ist und die 
psychischen inneren Vorgänge eine unüberwindliche Hemmung 
bedingen. 

Anders liegen die Verhältnisse bei der zweiten Gruppe der 
Stuporformen, in denen es um wahre Bewusstlosigkeit, völlige 
psychische Insuffizienz, mangelnde Erregbarkeit, akute Demenz 
sich handelt. Hier wird meist wie in unserem Falle, nach einem 
kurzen Stadium von Willenlosigkeit, Benommenheit, Bathlosig- 
keit und Verwirrtheit, bei völligem Stimmungsmangel, Abulie 
und oft auch Anästhesie die psychische Thätigkeit völlig auf- 
gehoben. Nicht ein gesteigertes Innenleben hält hier die Beize 
von aussen ab, sondern eine primäre Betäubtheit and Trübung 
des Sensoriums, eine Erschöpfung und Funktionsschwäche der ge« 
Rammten Himthätigkeit, die weder ein Bewusstsein von den 
Reden und Vorgängen der Umgebung noch eine affektive Regung 
oder eine Willensreaktion aufkommen lässt. Wie im Sopor 
liegen die E[ranken da, lassen oft Stuhl und Urin unter sich, die 
Muskeln sind schlaff und der Ausdruck der vollständigen gei- 
stigen Leere deutet auf Aufhebung der cerebralen Vorgänge und 
gehemmte oder erschwerte Leitung in sämmtlichen cerebralen 
Bahnen. 

Diese Form des Stupors zeigt insofern üebergänge zur er- 
steren Gruppe, als auch hier namentlich im Beginn oder bei der 
Lösung, wo die Bewusstseinsverdunkelung und Trübung nach- 
lässt, episodische Reizungserscheinungen in der Form von Sinnes- 
täuschungen und Vorstellungsdelirien auftreten können; fast nie 
werden aber, weder bei diesen Stuporformen noch überhaupt in 
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den andern Stadien der oben genannten Psychosen die wech- 
selnden Elemente der Delirien nnd Halluzinationen danemd 
weiter entwickelt, fixirt, verbunden und zu einer anhaltenden Be- 
wusstseinsfälschung verarbeitet. Und hierdurch schon unter- 
scheiden sich air diese Foimen von der einfachen chronischen 
Verrücktheit (Paranoia), die mitunter auch scheinbar akut, mit 
Halluzinationen sich äussern kann. Die beschriebenen beiden 
Formen des Stupors zeigen nur graduelle Unterschiede, je nach 
dem Grade der Bewusstseinslähmung und der Zahl und Stärke 
der Beizerscheinungen; und wir können Schule und Andern 
nicht beistimmen, die nur in der zweiten Gruppe den wahren 
und echten Stupor sehen wollen, während sie die erste Form als 
halluzinatorischen oder psychischen Stupor, als Pseudostupor zu 
bezeichnen pflegen. Wir bezeichnen im Anschluss an die An- 
sicht Westphals mit Pseudostupor jene Stuporzustände, die bei 
der primären chronischen Verrücktheit nicht selten sind, und in 
denen die Kranken ohne hochgradige Benommenheit noch Bewusst- 
seinstrübung ihr abnormes Verhalten psychisch motiviren; sie 
stehen da unter dem Einfluss einer Wahnidee oder Sinnestäu- 
schung (meist ängstlichen oder religiösen Inhalts), die ihnen ihr 
abnormes Verhalten, Schweigsamkeit, Begungslosigkeit, Bewegungs- 
losigkeit anbefiehlt; dabei ist das Bewusstsein der Umgebung 
und der Aussenwelt erhalten, nur die Reaktion im Sinne der be- 
stimmten Wahnideen oder Sinnestäuschung gefälscht; mit Absicht 
und Bewusstsein nehmen diese Kranken eine Haltung ein, die 
mit den andern Stuporformen äusserlich oft völlig übereinstimmt. 

In dem beschriebenen Falle handelte es sich um einen akuten 
stuporösen Zustand, der zur zweiten Gruppe der beiden ge- 
nannten Stuporformen gehört und dem Bilde der Dementia acuta 
nahe kommt; ohne erhebliche Beizerscheinungen trat die psy- 
chische Lähmung bis zur völligen Aufhebung des Bewusstseins 
der Aussenwelt und aller inneren Vorgänge ein, um ziemlich 
plötzlich wieder zu schwinden. Weder zum Beginn noch beim 
Ausgang zeigten sich irgend welche Halluzinationen, Illusionen, 
Vorstellungsdelirien etc.; es fehlte jede qualitative Verfälschung 
des Bewusstseins; — so gleicht dieser temporäre Lähmungs- oder 
Hemmungszustand einem vorübergehenden allgemeinen Verlust 
der Besiduen und Erinnerungsbilder aller psychischen und psy- 
chomotorischen Vorgänge und kann insofern mit einer generellen 
Amnesie oder als amnestische Demenz (Tiling) verglichen werden, 
wenn auch diese Bezeichnungen und psychischen Funktionen des 
Erinnerungsvermögens ebensowenig die Gesammtstörung, welche 
hier vorliegt, wie andere complizirte psychische Vorgänge über- 
haupt erklären und begründen. 

Bechnen wir den beschriebenen stuporösen Zustand zur 
Gruppe der Dementia acuta etc., so stehen wir damit auch in 
Uebereinstimmung mit den Ansichten, welche Tiling (Ueber die 
bei der alkoholischen Neuritis multiplex beobachtete Geistesstö- 
rung. Allgem. Zeitschr. für Psych. Bd. 48. Heft 2 und 3. 1889) 
geltend macht. Derselbe kommt nämlich nach Zusammenstellung 
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imd Dui'clisicht der einschlägigen Literatur wie auch auf Grund 
eigener Beobachtungen zu dem Schlüsse, dass zur alkoholischen 
Neuritis resp. Räckenmarkserkrankung (überhaupt bei chronischem 
Alkoholismus) in der Regel eine Geistesstörung in Form von 
Amnesie, oder amnestischer Demenz tritt und dass bei vehementem 
Verlauf und bei Exazerbationen auch Verwirrtheit und episo- 
dische Wahnideen und Sinnestäuschungen hinzutreten, die wieder 
schwinden ohne eine dauernde Bewusstseinsverfalschung zu hinter- 
lassen. Die Benommenheit und Verwirrtheit führt er für die 
Mehrzahl der Fälle weniger auf krankhafte Produktivität (Hallu- 
zinationen, Illusionen, Assoziationsvorgänge etc.) zurück, als auf 
einen blossen Funktionsausfall, auf Erschöpfung, Verlangsamung 
und Aufhebung der psychischen Vorgänge. In schweren Fällen 
dieser Art wird amnestische Aphasie, völlige Amnesie, Coma, 
Exitus letalis beobachtet. Die Symptome, welche den Alkoho- 
listen oft von andern chronischen Geisteskranken untersclieiden, 
wie Indolenz, Mangel an Initiative, Apathie, Gedächtnissschwäche 
bei relativ erhaltener Kombinationskraft, überdauern meist die 
akuten Komplikationen und Exazerbationen des chronischen Alko- 
holismus, wie es auch bei unserra Kranken der Fall war. 
Wir müssen unsern Fall zu den schwersten rechnen, da 
nicht nur amnestische Aphasie und allgemeine Amnesie, son- 
dern Aufhebung aller psychischen Vorgänge bis zum Coma 
auftrat; und zwar trat dieser Erschöpfungszustand mit den Aus- 
fallserscheinungen ohne auffallende sensible und motorische Er- 
scheinungen auf (wie Neuritis, Rückenmarksfunktionen etc.) Schon 
Freund (Klinische Beiträge zur Kenntniss der generellen Ge- 
dächtnissschwäche, Arch. l Psych. Bd. XX. 2. Heft. 1889), der 
auch die Amnesie als hervortretende psychische Störung bei alko- 
lischer Neuritis beschreibt, bemerkt, dass diese Amnesie auch bei 
Alkoholisten beobachtet werde, die ausser dem Tremor keine 
motorischen noch sensiblen Störungen zeigen. Auch Tiling sah 
generelle Amnesie und amnestische Demenz bei Alkoholisten, bei 
denen nur Paresen oder allgemeine motorische Schwäche ohne ausge- 
sprochene neuritische Lähmung bestanden. In unserm Falle trat 
zugleich mit dem psychischen der motorische Funktionsausfall ein, 
und die allgemeine motorische Schwäche (resp. Willenslähmung 
oder Hemmung) schwand ziemlich plötzlich, ohne dass irgend ein 
Anzeichen auf Neuritis oder Rückenmarksaffektion hinwies. Und 
wir können daher Korsakow (Die psychischen Störungen bei 
der alkoholischen Paralyse und das Verhältniss derselben zu den 
psychischen Störungen bei Neuritis multiplex nicht alkoholischen 
Ursprungs; -^ confer. die Arbeit Tilings) nicht beistimmen, 
wenn er jede alkoholische Lähmung oder Schwäche auf Neuritis 
zurückführt, die nur häufig durch das Ueberwiegen der psychi- 
schen Erscheinungen verdeckt und übersehen werde. Auch die 
Ansicht Korsakow 's, dass die psychischen Störungen, wie vor- 
übergehende Verwirrtheit, Amnesie, Stupor allen Formen von 
Neuritis multiplex eigen seien, scheint mir von Tiling widerlegt 
zu sein, der eben nachwies, dass jene amnestische Geistesstörung 
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nur bei Alkoholismus yorkomme, also dem chronischen Alkoholis- 
mus zuzuschreiben sei. Amnestische Aphasie, allgemeine Am- 
nesie, stupor-artige Zustände, akute halluzinatorische Benommen- 
heit, Vei-wirrtheit, tiefe Bewusstseinstrübungen, Unorientirtheit mit 
und ohne Halluzinationen, Illusionen und Delirien sind bei Alko- 
holisten vielfach beschrieben (Moeli, Fischer, Strümpell, 
Loewenfeld, Bernhard, Oppenheim, Vierordt, Müller, 
Goffroy, Grainger-Stewart, Lilienfeld, Schulz, Wit- 
kowski, Eichhorst, Minkowski, Wille, Babille etc.). Meist 
handelt es sich dabei um episodische und vorübergehende Zu- 
stände bei chronischen Alkoholisten, welche die Aetiologie ihrer 
Erkrankung durch die auffallende Stumpfheit des Oemüthes, 
Unorientirtheit, Gedächtnissschwäche, Energielosigkeit, Willen- 
losigkeit verriethen ohne Zeichen des sonstigen Blödsinns wie er- 
erhebliche Urtheils- und Verstandesschwäche zu zeigen; meist 
waren allerding» sensible und motorische Störungen neben der 
temporären allgemeinen Gedächtnissschwäche, und den andern 
psychischen Störungen in den akuten Stadien nachweisbar. 

Was die Erinnerung in unserem Falle anbetrifft, so war sie 
für den Zustand des Stupors nur eine ganz summarische; der 
Kranke erinnerte sich, dass er schwer krank war und nicht 
sprechen konnte, weiss aber sonst nicht, was in ihm und um ihn 
vorging; auch in den späteren Wochen kehrte die Erinnerung 
an das in diesem akuten Stadium Erlebte nicht wieder; er war 
bewusstlos, perzipirte nichts, und vermuthlich hatte er weder 
Sinnestäuschungen noch Delirien, oder wenn es der Fall war, 
waren die Vorstellungen so schwach, dass sie nicht den Grad er- 
reichten, welcher nöthig ist, um sie zu bewussten zu machen, sie 
mit dem anderweitigen Inhalt des Gesammtbewusstseins zu ver- 
binden, kurz sie in das Gedächtniss aufzunehmen und zu fixiren. 
Die Erinnerung pflegt bei den Erschöpfungspsychosen, sei es 
dass sie mit Stupor, Halluzinationen, Illusionen oder einfacher 
psychischen Schwäche und Funktionsausfall verlaufen, bald sum- 
marisch, bald partiell zu sein, bald gänzlich zu fehlen. Mitunter 
erinnern sich die Kranken an einzelne Erscheinungen des Aussen- 
lebens oder der innem Vorgänge, die zu einer Zeit auftraten 
(im Beginn, bei der Lösung oder Remission der Erkrankung), 
wo die Bewusstseinstrübung eine minder hochgradige war; auch 
kann die Erinnerung unmittelbar nach der Erkrankung in der 
Bekonvaleszenz vorhanden sein, um dann wieder zu schwinden, 
oder sie fehlt anfangs und tritt erst nach völliger Genesung all- 
mählich ein. Oft bleibt Einzelnes aus der schweren Ki-ankheits- 
periode in der Erinnerung und wird dann noch von dem Ge- 
sunden ohne sein Wissen und Wollen modifizirt und gefälscht, 
indem er in das Zusammenhangslose und Begellose mit der er- 
wachenden Vernunft Zusammenhang hineinzubringen strebt und 
logische Begründung und Erkläirung nachträglich für abrupte 
Ideen und triebartige Handlungen sucht, die damals gar nicht 
oder ganz anders motivirt auftraten und nur wirr und unklar 
ihm vorschweben; mitunter wissen die Kranken auch ein ganzes 
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Mährchen von der visionären Traumwelt zu erzählen, welche sie 
in der halluzinatorischen Benommenheit oder in dem Vorstellungs- 
delirium beherrschte. 

Als Ursache für die verschiedenen Stuporzustände bei den 
Erschöpfungszuständen wurden bald Ernährungsstörungen des Ge- 
hirns, bald Anämie mit consekutivem Oedem, bald fluxionäre Zu- 
stände mit erhöhtem Himdruck angeführt. 

Wir haben in Vorstehendem nur die eine Aeusserungsweise 
des chronischen Alkoholismus näher betrachtet, und wollen dabei 
nicht unerwähnt lassen, dass fast alle gewöhnlichen Formen des 
Iireseins sich auf der Basis des Alkoholismus entwickeln können. 
Während in manchen Fällen die Symptome ein bestimmtes, sich 
stete wiederholendes und auf die Aetiologie mehr oder weniger 
hinweisendes, spezielles klinisches Bild gewähren (Delirium tre- 
mens, Mania gravis potatorum, transitorische Furorzustände, Rap- 
tus melancholicus mit Selbstmordversuchen, alkoholischer Eifer- 
suchts - Verfolgungs- und Grössenwahn, alkoholistische Pseudo- 
Paralyse, AlkoholrEpilepsie etc.), begegnen wir in andren Fällen 
der gleichen Symptomengruppe, wie sie in den verwandten For- 
men der Geisteskrankheit aus andern Ursachen bekannter oder 
unbekannter Art auftritt. Zu dem oben beschriebenen Bilde des 
chronischen Alkoholismus können die verschiedensten interkurri- 
renden und komplizirenden, auch progressive Himaffektionen und 
Psychosen hinzutreten; so ist es auch für unsem Fall nicht aus- 
geschlossen, wenn auch wenig wahrscheinlich, dass zu dem Zu- 
stande im Laufe der Jahre das Bild einer progressiven Demenz 
mit oder ohne Lähmungserscheinungen hinzutrete. In den Fällen, 
wo eine primäre Schwäche Paranoia (Verrücktheit) sich auf 
Basis des Alkoholismus entwickelt, äussert sich die Schädigung 
und Degeneration mehr psychisch als körperlich, und selten tritt 
hier der Tod durch die Kachexie ein, wie es in andern Fällen 
des chronischen Alkoholismus der Fall zu sein pflegt; als charak- 
teristisch für den Alkoholismus werden in diesen Formen hervor- 
gehoben: der Wahn ehelicher Untreue, die Beeinträchtigung durch 
die nächsten Personen, die primär auftretende intellektuelle 
Schwäche, der häufige Ausgang in Demenz, die ethische Degene- 
ration, die Leichtigkeit und Lebhaftigkeit der halluzinatorischen 
Erregung, Häufigkeit der Geschmacks- und Geruchshalluzinationen 
neben den Gehörstäuschungen etc. 

Protrahirte Stuporzustände und förmliches Coma sind 
übrigens auch im Anschluss an Delirium tremens beobachtet 
worden. 

Zum Schluss weisen wir noch auf die seltsame Veränderung 
in der Farbe der Haut, des Bartes und der Haare hin, die be- 
sonders auf der linken Seite des Gesichts und Kopfes hervortrat; 
einige Hautstellen, wie die betreffenden Haare wurden während 
des Aufenthalte in der Anstalt zusehends grau und weiss. Nach- 
dem der Kranke sich wieder psychisch und körperlich erholt hatte, 
traten die weissen Hautflecken mehr zurück, und die weissen 
Haare an Kopf und Bart der linken Seite fallen jetzt aus, sodass 
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die linke Barthälfte, wenn auch weniger dicht und voll als die 
rechte, doch nunmehr dasselbe dunkle Kolorit zeigt wie diese. 
Sonstige trophische, motorische und sensible Anomalien wurden 
ausser den in der Krankheitsgeschichte erwähnten Wadenkrämpfen 
(die jetzt auch seltener sind) nicht beobachtet. 

Eine Canities prämatura, wie sie bei Geisteskranken und 
speziell bei Idioten mit anderen Diffomiitäten vorkommt, pflegt 
in der Eegel gleichmässig vertheilt zu sein; es dürften vielleicht 
hier in unserem Falle nervös-trophische oder vasomotorische Ein- 
flüsse zu Gmnde liegen. Ergrauen der Haare bei Neuralgien 
und Lähmungen ist von Berger in einem Fall von Hemiplegie 
auf der gelähmten Seite, und von Eulenburg und Seelig- 
müller bei Supraorbitalneuralgie im Verbreitungsbezirk der 
Nerven beschrieben. 



Bemerkungen zu dem Falle Mittenzweig's*): Fragliche 
Opiumvergiftung durch ein Bandwurmmittel. 

Von Kreisphysikus Dr. Freyer in Stettin. 

Beim Lesen des obigen, in der vorigen Nummer dieser Zeit- 
schrift publizirten Falles dürfte es wohl kaum Jemandem noch 
zweifelhaft sein, dass es sich dort vermuthlich nicht um eine 
Opiumvergiftung, sondern um eine Vergiftung mit dem ge- 
reichten Bandwurmmittel gehandelt hat. Dass überhaupt 
eine Opiumvergiftung in Frage kam, lag wohl nur daran, dass 
einerseits die Vergiftungserscheinungen, unter denen der betref- 
fende starb, noch die meiste Aehnlichkeit mit einer Opiumvergif- 
tung darboten, während es andererseits nach dem damaligen Stande 
der Erfahrungen über das Extract. Filic. den an dem Falle be- 
theiligten Aerzten gar nicht in den Sinn kommen konnte, dass 
der beschriebene Symptomencomplex auch zu einer Vergiftung 
mit Extract. Filic. passen und selbst die gereichte Dosis geeignet 
sein könnte, den Tod eines Menschen herbeizuführen. Nach mei- 
nen Darlegungen jedoch „über die Giftwirkung des Extract. Filic. 
maris aether." in den Therap. Mon.-Heften 2 und 3 d. Jahrg.**) 
ist als erwiesen anzusehen, dass die giftigen Wii'kungen jenes 
Stoffes narkotischer Natur sind und sich vorwiegend, wie auch 
in dem obigen Falle, durch Kollapserscheinungen dokumentiren. 
Wenn auch die Dosis des Mittels die für einen Erwachsenen üb- 
liche war, so wissen wir jetzt, dass die Wirkung des Präparates 
von verschiedenen Umständen und nicht am wenigsten gewiss 
auch von der individuellen Disposition des Patienten abhängt, so 
dass unter Umständen selbst die übliche Dosis schon schwere 



*) Irrthümlicher Weise ist in No. 11 dieser Zeitschrift Kreisphysikus 
Dr. Tacke als Verfasser der fraglichen Mittheilung genannt. 

*♦) Siehe auch Ztschr. f. Medizinalb. No. 1, 1889: ,Die Bandwurmmittel 
im Handverkauf von demselben Verf. 
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Vergiftungserscheinungen bewirken und der einmal eingetretene 
Kollaps auch zum Tode führen kann. Der pathologisch-anato- 
mische Befund hat, wie ich gezeigt habe, nichts Pathognomones; 
von ihm werden wir daher eben so wenig Beweisendes erhalten, 
wie für gewöhnlich von der chemischen Untersuchung, so lange 
es der letzteren nicht gelingen wird, selbst bei Resorption nur 
geringer Mengen des Stoffes diesen durch chemisch wohl cbarak- 
terisirte Körper nachzuweisen. Wir werden aber heutzutage bei 
der Beurtheilung eines solchen Falles zunächst wenigstens die 
Möglichkeit einer Vergiftung durch das dargereichte Band- 
wurmmittel in Betracht ziehen und ein Opiumpräparat auch 
nicht einmal als vermuthlich vorhanden annehmen, wo selbst 
die hierauf gerichtete chemische Untersuchung ein solches nicht 
hat nachweisen können. 



Subdurale Blutung aus abnorm verlaufenden Gehirnvenen. 

Von San.-Rath Dr. MittenBweig'y gerichtl. StadtphysikuB in Berlin. 
(Nach einem in der psychiatrischen Gesellschaft zu Berlin gehaltenen Vortrag.) 

Die Quellen der nicht komplizirten subduralen Blutung sind in der Mehr- 
zahl der Fälle in den Sinusvenen des Gehirns zu suchen, sobald es sich um 
HSonorrhagien der Neugeborenen handelt, dagegen in den neugebildeten Ge- 
fässen der Pachymeningitis, sobald wir es mit HSjnorrhagien bei Erwachsenen 
zu thun haben. Diese Anschauung^ als deren Hauptvertreter Yirchow anzu- 
sehen ist, hat bis in die Gegenwart hinein die deutsche Medizin beherrscht, 
und wenn auch die Lehre von der Fach, interna selbst, welche von Virchow 
und Kremiantsky auf eine primäre Entzündung des inneren Duralblattes 
basirt ist, durch die Lehre Huguenin's und die Untersuchungen Sperling *s 
und Anderer nicht erschüttert ist, so haben sich doch mit der Zeit gewichtige 
Stimmen geltend gemacht, welche auch für die subduralen Blutungen der Er- 
wachsenen eine g^ssere ursächliche Betheiliffung von YenenzerreiMungen be- 
tont haben. Ich nenne insbesondere von Bergmann, welcher im § 260 
seiner Lehre von den Kopfverletzungen sagt: „Die Blutergüsse in den sogen. 
Sack der Arachnoidea stammen vorzugsweise aus denjenigen Venen, wmche 
von den oberen und seitlichen TheDen der Gehimhemisphären aus der Pia 
zum Sinus longitudinalis ziehen. Dieselben reissen einfach ab, ein Abreiasen, 
welches natürlich nur durch eine bedeutende Verschiebung des Gehirns in tote 
zu Stande kommen kann. Da es in einigen Fällen auch ohne Knochenver- 
letzung beobachtet worden ist, beweist es, zu welch' hochgradiger Veränderung 
ihrer Form die knöcherne Schädelkapsel befthigt ist, ehe ihre Elastizitäts- 
grenze überschritten wird/ 

Huguenin, welcher die entzündliche Genesis der Fach. int. aus der 
Dura nicht acceptirt, fand in einzelnen Fällen die Quelle der primären Blu- 
tung auf und macht in dieser Beziehung besonders darauf aufmerksam, dass 
die Himvenen am Sinus longitudinalis oft erweitert, ft)rmlich varikös, ihre 
Wand in der Folge verdünnt und zum Reissen geeignet sei. Es zeigt sich, 
dass diese Verhältnisse sehr häufig zusammenfallen mit Himatrophien, durch 
welche eine stärkere Füllung der Sinusvenen bedingt wird. Die Wandungen 
dieser Venen finden sich femer bei Dementia para^tica und bei Encephalo- 
malacia senilis mit Himatrophie im Zust^ande weitgehender fettiger Metamor- 
phose. Auch Thrombose solcher Venen an der Sinusmündung hatte in einem 
Falle einen Riss im peripherischen Venenstück zur Folge gehabt etc." 

Zu diesen von Huguenin aufgeführten Momenten, welche eine isolirte 
ZeiTeisung der Sinusvenen begünstigen, möchte ich den abnormen Verlauf 
dieser Venen als weitere Prädisposition zur Zerreisslichkeit hinzufügen, ge- 
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stützt auf mehrere Fälle, welche ich gelegentlich der fforichtlichen Sektionen 
zu Gesicht bekommen und namentlich auf einen FalX den ich von Herrn 
Dr. Langer hans seziren sah. 

Herr Geheimrath Virchow hat mir Erlaubniss zu dessen Veröffentlichung 
ortheilt, wofür ich ihm auch hier meinen Dank ausspreche. 

Die Leiche des 60jährigen Wilhelm Beschmidt, welcher am 30. VIII. 88. 
nach einer leichten Fall-Verletzung mit Erscheinungen einer Gehirnblutung 
auf die Klinik des Herrn Professor Westphal aufgenommen wurde und am 
5. IX. 88. starb, wurde am 7. IX. 88. sezirt. 

Das Sektionsprotokoll lautet in den wesentlichen Punkten: „Grosser 
kräftig gebauter männlicher Leichnam mit sehr reichlichem Fettpolster. 

Diagnose : Hämorrhagia intermeningealis permagna dextra, Hydrocephalus 
internus, Oedema permagnum hemisphäreos sin. (Encephalomalacia alba), 
Hämorrhagia punctata (Encephalomalacia rubra) corporis quadri^emini, tha- 
lami optici dextri. Degeneratio grisea fiiniculi posterioris. Obesitas univer- 
salis. Hepatitis Interstitialis chronica partialis. 

I. Kopf höhle: Schädeldach dick und schwer. Ueber die Höhe des 
Scheitelbeins geht eine scharfe frontale Linie. Von dort an beginnt Osteo- 
porose der Tabula interna nach hinten. Dura rechts stärker gespannt als 
links. Die linke Hälfte hat ihr gewöhnliches blutreiches Aussehen, die rechte 
ist missfarben, dunkelschiefriff. Die Innenfläche über der linken Hemisphäro 
hat matten Glanz. Beim Spmen der rechten Dura über der rechten Hemis- 
phäre fliesst Blut ab. Zwischen den Hirnhäuten reichliche Mengen frisch ge- 
ronnenen Blutes, ca. 200 g, Arachnoidea mit Blutfarbstoff imbibirt. 

üeber den Scheitellappen eine Hämorrhagie in der Arachnoidea. 

An der vorderen Centralwindung sitzt 4 cm von der Läng8- 
spalte des Gehirns entfernt ein kleiner fester geronnener Pfroi)f 
einem Gefässe auf. 

Auch an der Basis findet sich in der vorderen und mittleren Schädel - 
grübe viel geronnenes Blut zwischen den Hirnhäuten. In der vorderen 
Schädelgrube haben die Gerinnsel zum Theil ein bräunliches Aussehen. Auch 
in der linken vorderen Schädelgrube etwas Blut. 

Jenem fest anhaftenden geronnenen Blutpfropf an der Arach- 
noidea entspricht ein abnorm inserirendes Gefäss an der Dura, dem 
ebenfalls geronnene Blutmassen fest anhaften. 

Die Seitenventrikel sind stark erweitert. Ependym am linken Hint«rhorn 
mit punktförmigen Hämorrhagien durchsetzt. Die Arachnoidea lässt sich ohne 
Substanzverlust abziehen Am linken Hinterhom ist die dem Ependym anlie- 
gende weisse Substanz vollkommen erweicht. Rechts sind die Schnittflächen 
wenig, links stark feucht. Im mittleren Ventrikel ist die anliegende Hirnschicht 
ebenfalls erweicht, mit punktförmigen Hämorrhagien durchsetzt. Besonders 
stark betroffen ist die Gegend des Aquaeductus Sylvii und der Vierhügel. Die 
hämorrhagische Erweichung erstreckt sich rechts auf mehrere Millimeter in 
den Thal, opticus hinein. Die Gefässe an der Basis sehen sehr zart aus. In 
den Hintersträngen finden sich die GolTschen Stränge makroskopisch deut- 
lich grau.* 

Als wichtig für die Entstehung der subduralen Blutung ist die Auffin- 
dung der beiden Venenstümpfe an der Arachnoidea und an der Dura in einer 
Entfernung von 4 cm von der Längsspalte zu vermerken, da es bisher ander- 
weitig nicht ^elunffen ist, einen so sprechenden Befund zu gewinnen. 

Es ist ja eimeuchtend, dass ein derartig abnormer Verlauf einer Gere- 
bralvene der Konvexität, insbesondere nach den Untersuchungen von Berg- 
mannes über die Elastizität des äusseren Schädeldaches, zur Zerreissung der 
freiliegenden Uebergangsstellen besonders in den Fällen prädisponiren mussto, 
wo eine leichte Erschütterung die Schädelkapsel von der Gehirnoberflächo 
entfernte und damit die nackte Cerebralvene zerrte. 

Es war mir nunmehr darum zu thun, die Häufigkeit festzustellen, mit 
der ein solcher abnormer Verlauf der oberen Cerebrafvenen vorkommt, und 
ich verdanke der Unterstützung des Herrn Geheimrath Waldeyer sowie der- 
jenigen meiner Kollegen im hiesigen Gerichtsphysikat das Resultat, dass ich 
200 harte Hirnhäute zu sammeln und eine kleine Statistik aufzustellen ver- 
mochte. 
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In der Literatur findet sieb ausser einzelnen Andeutungen nichtig hierüber. 

Nur für die seitlicben und unteren Cerebralvenen ist ein solcher früh- 
zeitiger Uebergang auf das Gewebe der Dura bekannt. An dieser Stelle indess 
interessirt dies nicht oder nur wenig, da die Basis bekanntlich einen andern 
Elastizitätsindex hat als die Konvexität. 

Auch Herr Geheimrath Braune -Leipzig, an den ich mich in dieser An- 
gelegenheit um Auskunft wandte, schrieb mir, dass ich für meine Untersuchung 
noch ein freies Feld finden würde. 

An 200 Hirnhäuten Erwachsener fand ich in 59 Fällen im Bereich des 
Sinus longitudinalis einen solchen stark ausgesprochenen abnormen Verlauf 
der vorderen Cerebralvenen, dagegen nur 9 Fälle mit markirtem Verlauf der 
hinteren Cerebralvenen (Browing). Die Venen sprangen von der Arachnoidea 
über auf die Dui*a und klebten gleichsam dem inneren Durablatte mehr oder 
weniger fest an/ um schliesslich m den Sinus longitud. zu münden. 

Es warf sich mir jetzt die zweite Frage auf, wie das Vorkommen dieses 
abnoimen Verlaufes zu erklären sei. Hatte ich es mit Cerebralvenen zu thun 
mit ursprünglich abnormer Anlage oder mit Anastomosen zwischen Cerebral- 
venen und abnormen Duravenen des inneren Durablattes? 

Auf Grund der vergleichenden Untersuchung an Neugeborenen und ganz 
jungen Kindern kam ich zu der Annahme, dass diese Verlaufsbildung mit der 
ursprünglichen Venenanlago des Fötus und mit irgendwelchen interkurrirenden 
Zirkulationszuständen in Zusammenhang stehen, welche das Gehirn dos Fötus 
oder der Kinder nach der Geburt treffen. 

Denn mit wenigen Ausnahmen findet man das innere Blatt des neuge- 
borenen Kindes am ganzen Sinus long, entlang mit mehr oder weniger langen 
verzweigten und an der Mündung Veiten Duravenen versehen, und nicht 
selten gelingt es beim vorsichtigen Abheben der Dura von dem Gehirn, die 
dünnen Fäden im Bereich der Konvexität zu ei'spähen, welche von der Arach- 
noidea zur Dura hinüberlaufen und in diese Duravenen münden. 

Man darf somit wohl annehmen, dass diese Anastomosen zwischen Dura 
und Arachnoidea bei vorkommendem Bcdürfoiss sich erweitem, dass in sol- 
chen Fällen diese Duravenen des Kindes persistixen und dann Veranlassung 
zu dem beschriebenen Verlaufe geben. 

Wenigstens scheint mir diese Erklärung die plausibelste zu sein. 

Auch der Umstand spricht wohl für diese Auslegung, dass die Fibrae 
transversae, welche an der Innenfläche der Dura liegen, einen ähnlichen Ver- 
lauf nehmen, wie diese spezifischen duralen Venen dos Neugeborenen, denn es 
erscheint mir die Annahme gerechtfertigt, dass diese Querfasern wenigstenb 
zum Theil von obliterirten Duravenen ihren Urspining herleiten. 



62. Versammlung deutscher Naturforscher und Aerzte in 
Heidelberg vom 17.— 23. September 1889. 

(Original-Bericht.) 

B. Hygiene und Medizinalpolizei. 

Bei einem Bericht über die auf der diesjährigen Natui-forschcrversauim- 
lung geführten Verhandlungen über Gegenstände aus dem Gebiete der Hygi- 
ene verdient eine ganz besondere Berücksichtigung der in der dritten all- 
gemeinen Sitzung von Herrn Prof. Dr. Brieger (Berlin) gehaltene Vortrag: 

Ueber Bakterien und Krankbeitsgifte« 

In dem behandelten Thema treten naturgemäss die den Medizinalbeamten 
wesentlich interessironden Krankheiten, die Infektionskrankheiten, in den 
Vordergrund, die, wie der Vortragende gleich zu An&ng bemerkt, sogar immer 
grössere Erweiterung auf Kosten zweier anderer grosser Ejrankheitsgruppen, 
der Stoffwechselkrankheiten und der Neurosen, erfahren. Bei der Betrachtung 
der spezifischen Krankheitserreger wird consequenterweise weiter gefragt nach 
den Wegen, den dieselben nehmen, um in den Körper zu gelangen, nach dem 
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«Wie* ihrer sch&digenden bez. todtbringenden Wirkung, nach der theilweisen 
oder vollen Immunität mancher Individuen. 

Die rein mechanische Verbreitung der Mikrobien in dem Körper genügt 
nicht, um die Krankheitserscheinungen zu erklären, vielmehr muss der Che- 
mismus der Bakterien in den Vordergrund gestellt und nach ihren eigenen 
Stoff Wechsel Produkten geforscht werden. Als solche sind aus der Reihe 
der ai'omatischen Körper verschiedene Stoffe dargestellt worden, die ffSoc sich 
giftig und fäulnisswidrig wirken, somit «dem ferneren Anwachsen ihrer Er* 
zeug er halt gebieten*. Für gewöhnlich paaren sie sich im Körper, z. B. mit 
Schwefel- oder Glykokolsäure, zu unschädlichen Doppelverbindungen; bei 
herabgesetzter Lebenskraft jedoch wird dies weniger vollständig geschehen, 
woher man auch bei manchen Infektionskrankheiten die aromatischen Sub- 
stanzen, insbesondere die der Karbolsäure, in vermehrter Ausscheidung findet. 

Wichtiger als die aromatischen sind die basischen Stoffe, deren ffif- 
tige , Toxine**, deren ungiftige „Ptomaine** genannt werden. Sie bilden 
sich bei der Zerspaltung der Eiweisskörper, wobei die Bakterien die Rolle der 
Fermente zu spielen scheinen, und schon bei der ersten Eiweissspaltung im 
Akte der Verdauung, bei den Peptonen, sind Toxine, so das Peptotoxin , ge- 
funden worden, das niedere Thiere unter schweren Vergiftungserscheinungen 
tödtet. Viele andere Toxine und Ptomaine bilden sich bei den weiteren Ei- 
weisszersetzungen , wobei sich zeigt, dass durch die bakterielle Einwirkung 
sonst ungiftige normale Bestandtheile des Körpers in starke Gifte übergeführt 
werden können (Neurin aus Cholin und Methyguanidin aus Kreatin). 

Die Betheiligung der Ptomaine und Toxine an den gastrischen und ner- 
vösen Beschwerden, insbesondere nach Genuss verdorbener Nahrungsmittel, ist 
eine ganz unzweifelhafte. So sind bei Vergiftung durch Speisemorcheln das 
Neurin, bei Wurstvergiftung das Neuridin, bei den Miesmuscheln das Myülo- 
toxin als Träger der Giftwirkung gefunden worden. 

Von besonderem forensischem Interesse sind die im todten Körper 
sich bildenden Ptomaine und Toxine wegen ihrer Aehnlichkeit mit pflanz- 
lichen Alkaloiden. Die Toxine erscheinen am siebenten Tage der Ver- 
wenung; unter ihnen ist das schon in geringer Gabe sehr giftige Mydalein 
besonders bemerkenswerth. 

Ein klares Verständniss endlich für die schweren Krankheitserscheinungen 
der meisten Infektionskrankheiten gewinnen wir erst aus der chemischen 
Energie der pathogenen Bakterien. Auch aus den letzteren hat man bereit« 
verschiedenartige Toxine dargestellt, wie das Typhotoxin und das Tetanin. 

Vortragender streift zum Schlüsse seines Vortrages Bouchard's Lehre 
von der Selbstvergiftung des menschlichen Körpers, indem er daran 
erinnert, dass es ihm selber gelungen sei, aus menschlichen Gehirnen das 
so giftige Neurin darzustellen, während Kossei das in allen diüsigen Orga- 
nen vorkommende, der Blausäure verwandte Adenin entdeckte, das im Blut« 
LeukSmischer in beträchtlicher Menge kreist, im Blute Gesunder jedoch fehlt. 
Er weist ferner auf die eigenthümliche Fähigkeit mancher bakterieller Stoff- 
wechselprodukte hin, „durch ihre blosse Anwesenheit im lebenden 
Organismus manchen Infektionsträgern die Wege der Invasion zu 
ebnen**, so der Stoffwechselprodukte der Cholerabazillen für diese selbst und 
der Typhusbazillen für die Bazillen des malignen Oedems. Er berührt endlich 
die Immunitätsversuche Pasteur's und seiner Schüler sowie die erfolg- 
reich durchgeführten gleichen Versuche mittelst abgetödteter Kulturen patho- 
fener Bakterien, und schliesst mit dem Hinweis, dass das therapeutische 
iel nach Vervollkommnung rationeller, d.h. spezifischer Heilmethoden 
erst erreicht werden wird, wenn es gelungen sein wird, durch Einverleibung 
eines chemisch wohl charakt«risirten bakteriellen Stoffwechselproduktes Immuni- 
tät zu erreichen. 

Aus der Abtheilung für Hygiene: 

I. Sind die FliusTeniiireiiiigiuigon dareh grosse Städte an einer erhöhten 
SterblichkeitsintensItSt dicht unterhalb derselben statistisch nachweisbar? 

H. Dr. H. Bernheim (Würzburg). Redner führt zunächst aus, dass 
weder die chemische, noch die bakteriologische Untersuchung des Was- 
sers uns genügenden Aufschluss ül>er die Frage der Flussvenmreinigung bisher 
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zu geben im Stande sei. Die chemisch nachgewiesenen Chloride und Nitrate 
bilden nur den Indikator der Verunreinigung, ohne uns anzugeben, was in 
dem Wasser schädlich ist, und die bakteriologischen Resultate zeigen nur 
den Grad der stattgefundenen Sedimentirung an, als welche die sog. Selbst- 
reinigung anzusehen sei. In letzterer Beziehung vermag selbst eine starke 
Stromgeschwindigkeit nicht zu verhindern, dass sich Schlamm an den üfem 
festsetzt, der später trocknet und in die Luft emporgehoben wird. Der Nach- 
weis einer Gesundheitsschädig^ng durch Flussverunreinigung überhaupt könne 
daher nur durch die Statistik geliefert werden und zwar durch die Sterb- 
lichkeitsintensität, die zwar durch ungleiche Geburtsfrequenz und un- 
gleichen Zuwachs zwei wesentliche Fehlerqueuen darbietet, die aber wenigstens 
vergleichbare Zahlen liefert. Dazu ist aber erforderlich, dass zuvor die 
Normalsterblichkeit erforscht werde. Indem Vortragender die Stadt A 1 1 o n a 
als Beispiel seiner diesbezüglichen Betrachtungen wählt und nachweist, dass 
hier die akuten Infektionslminkheiten, bes. die der Verdauungsorgane, und 
hier wiederum insbesondere der Abd^minaltyphus, die Ursache der er- 
höhten Sterblichkeit bilden, hält er es wenigstens für wahrscheinlich, dass 
die letztere auf die Flussverunreinigung zu beziehen sei. 

Diskussion« 

Dr. Stamm (Wiesbaden) bemerkt, dass seit der Einleitung der Kanalisa- 
tion in den Golf von Neapel dort auch der Abdominaltyphus herrsche, wäh- 
rend früher ein gesundes Wohnen dort war. Dasselbe sei mit dem Gelbfieber 
am Hafen von Havanna und Rio de Janeiro der Fall. 

H. Prof. Dr. Gaffky (Giessen) weist darauf hin, dass Flusswasser, beson- 
ders in kleinen Städten, vielfach zmn Trinken, Spülen etc. benutzt werde. 

H. Dr. Simon (Danzig) und H. Reg.- u. Med.-Rath Dr. Wernich (Kös- 
lin) sind der Ansicht, dass dies für Altena, welches filtrirtes Wasser besitze, 
nicht in Betracht komme. 

H. Prof. Dr. Guttstadt (Berlin) hält die Methode der Beurtheilung der 
Sterblichkeitsverhältnisse, bes. der Säuglingssterblichkeit, fär sehr schwierig, auch 
seien Fremdenverkehr und Todesursachen zu berücksichtigen. 

H. Prof. Gaffky (Giessen) erinnert an das Beispiel von Magdeburg-Neu- 
stadt und zeigt, wie verschiedenartige Faktoren hierbei in Betracht kommen. 

H. Prof. Dr. Löffler (Greifs wald) hält es für verfrüht, jetzt schon Schlüsse 
aus solchen statistischen Nachweisungen zu ziehen; jedenfalls sei die Trink- 
wasserfrage noch sehr zu studiren. 

Der Vortragende bemerkt schliesslich, dass seine Ausein^-ndersetzungen 
nur den Gang solcher Untersuchungen ungefähr angeben sollten. 

IL Ueber das geeignetste Bansystem fOr allgemeine Krankenhäaser. 

H. Dr. Aufrecht (Magdeburg): Derselbe führt zunächst aus, dass von 
den drei in Betracht konunenden Systemen, Korridor-, Baracken- und Pavillon- 
System, das Korridor-System bereits vollkommen verlassen ist, von dem 
Baracken-System die Zeltbaracke sich in der Nacht, die Holzbaracke im 
Frühjahr und Herbst zu kalt erwiesen hat, die Steinbaracke endlich wegen 
ihres wesentlichsten Theiles, des Dachreiters, nur eingeschossig ausfahrbar und 
entweder einen für die Kranken nicht gedeihlichen zu starken Luftzug oder 
bei gewissen Temperaturverhältnissen, wie im Sommer, oft gar keinen Luft- 
zug erhält. Es bleibt somit nur das Pavillon-System, und zwar ein solches 
mit künstlicher Ventilation, als das einzig richtige übrig. Zur künst- 
lichen Ventilation sei als bestes wiederum das Pulsions-System zu wählen, 
weil man vermittelst desselben die Luft aus irgend einem benachbarten Garten 
herholen könne und nicht, wie es bei den Baracken geschieht, auf die Luft 
der nächsten Nachbarschaft angewiesen sei. Statt der Flügel- seien Schrau- 
ben-Ventilatoren zu verwenden, weil dieselben kein Geräusch verursachen. 
Das Warmwasserheizsystem sei im Souterrain anzubringen. 

Einen wesentlichen Faktor bei jedem Krankenhause bildet eine gute 
ärztliche Fürsorge; es soll daher die Zahl der Krankenbetten die 
Ziffer 600 nicht übersteigen. Die Betten sind etwa auf 10 Pavillons zu ver- 
theilen und die letzteren mit Verbindungsgängen zu versehen, damit si« 
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bequem zu erreichen sind und die Beaufsichtigung des Wartepersonals etc. 
leichter zu führen ist. 

Schliesslich ist auch der Eostonpunkt zu berücksichtigen, der sich fßr 
Pavillons, die im Gegenzatz zu den Baracken zwei- und dreistöckig gebaut 
werden können, erheblich geringer stellt, wie die Beispiele von Friedrichshain 
und Moabit lehren. 

Diskussion: 

H. Prof. Dr. Guttstadt (Berlin) hebt hervor, dass zwar seitens des Kriegs- 
ministeriuras das Pavillon-System befürwortet worden ist, dass aber der St^t 
im Uebrigen keine Normen hierüber aufgestellt hat. In Betrett" der Ventila- 
tion bemerkt derselbe, dass nach autoritativer Feststellung das Pulsionssystem 
auch bei den Schulen neben der Heiz Vorrichtung Platz greifen soll. 

Vortragender bemerkt auf eine Anfrage vom Geh. Med.-Rath Dr. 
Schwartz (Köln), wie es för kleine Anstalten zu halten sei, dass diese sich 
zu helfen suchen müssten, so gut sie könnten. 

H. Dr. Stark (Wien) hält auch das Pulsions-System für das un- 
bedingt beste, sowohl was Quantität, als auch was Qualität der Luft betriff. 
Nur sei für eine richtige Temperirung der Luft und Abführung derselben 
in den höheren Schichten Sorge zu tragen. 

H. Prof. Dr. Gärtner (Jena) bemerkt, dass auch das Korridor-System 
selbst filr grössere Städte noch zweckmässig sein könne, wie viele MilitSr- 
Lazarethe beweisen. Zu berücksichtigen seien Kostenpunkt und Entfernung 
von der Stadt; in letzterer Beziehung seien mehrere kleinere Krankenhäuser 
in der Nähe der Stadt besser, als ein grosses in weiter Entfernung von der- 
selben. Auch mit dem Normal maass der Luftmenge pro Kopf (60 kbm.) sei 
wohl herunter zu gehen. Für das Pulsions-System endlich komme es noch 
darauf an, wo das Gebäude liegt. Wünschenswerth sei jedenfalls, wenn beide 
Bausysteme sich vereinigen Hessen. 

H. Prof. Dr. Guttstadt (Berlin) regt noch die Frage an, ob bei kleinen 
Krankenhäusern die Unterbringung der Wirthschafts- und Krankenraume in 
einem Gebäude durchaus zu verbieten sei. 

H. Stabsarzt Dr. Krocker (Berlin) sieht in der Fussbodenheizung, 
selbst für mehrstöckige Gebäude, den wesentlichsten Faktor für die Ventilation. 

H. Dr. Bernheim (Würzburg) wünscht den Luftkubus für Kranken- 
häuser noch nicht herabgesetzt zu sehen. 

III« Ueber das Verhalten der Tnberkelbazillen im Erdboden. 

H. Prof. Dr. Schottelius (Freiburg i./Br.): Die Sporen der Tuborkel- 
bazillen besitzen, wie bekannt, eine selä lange Lebensdauer. Wie lange sie 
sich ausserhalb des Körpers erhalten können, ist aus dem Vorhalten des 
Sputums bekannt; nach Koch monatelang, und selbst im faulenden Spu- 
tum bleiben sie noch 23 Tage wirksam. Nach Baumgarten-Völsch scheint 
die Fäulniss eine Abschwächung zu bewirken. Redner hat viele Lungen tuber- 
kulöser Menschen in fiolzkästen, deren Wandungen der Dicke der Sargwände 
gleichkamen, in der üblichen Gräbertiefe von 5 Fuss vergraben und nach 27^ 
Jahren untersucht. In allen Fällen konnten noch Tuberkelbazillen 
naohgewieseu werden. Andere Spaltpilze waren nicht dabei, nur sehr 
viel Sporen. Die gefundenen Tuberkelbazillen waren gut ausgebildet, nicht 
etwa verkrüppelt, und Hessen in ihren Leibern Stellen eäennen, die für Sporen 
anzusprechen waren. Es lieasen sich aus ihnen Kulturen züchten, und auch 
Tnfektionsversuche an Kaninchen und Meerschweinchen gaben positive Resultate. 
Der Vortragende hält hiemach die bisherige negativen Befunde in Abwässern 
von Kirchhöfen etc. nicht für beweisend. Jedenfalls sei noch mit dem Erd- 
reich, in dem Tuberkulöse begraben gelegen, zu experimentiren. Die patho- 
genen Kulturen werden bekanntermassen mit der Zeit immer schwächer, so 
dass es schwer ist, ihre pathogene Eigenschaft zu erhalten. Da sie sich aber 
in dem Erdreich so lange erhalten, so müssen gewisse Dauerformen existiren. 
Auch sind noch die Verhältnisse zu berücksichtigen, welche sich beim Aufent- 
halt der Spaltpilze im Erdboden bilden, sowie die Bedingungen zu erforschen, 
unter welcnen die Spaltpilze etwa wieder virulent werden. 
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Diskussion: 

H. Prof. Dr. Gärtner (Jena) bemerkt, dass er sich viel mit Untersuchungen 
des Bodens in der Nähe von Gräbern, bes. nach Exhumirung, beschäftigt und 
gefunden habe, dass die Anzahl der Bakterien dort keine stärkere sei, als 
sonst in der Erde. Auch in und um den Kirchhof sei die Anzahl der Bak- 
terien eine gleiche. Ob die letzteren vom Sarge in den Boden eindringen, 
sei daher noch sehr fraglich. 

H. Prof. Dr. Löffler (Greifs wald) möchte noch keine Schlüsse für die 
Praxis gezogen wissen, zumal. da wir noch gar nicht wissen, ob abgeschwächte 
Bazillen überhaupt wieder virulent werden können. 

Der Vortragende bemerkt, dass es ihm bei seinen Untersuchungen 
zunächst nur auf die prinzipielle Frage ankam, ob die pathogenen Pilze in 
der Erde überhaupt fortkommen. Es sei besonders die l^Vage, ob etwa die 
Temperatursteigerung in der Erde einen Einfluss auf die Tuberkelbazillen 
ausübe. 

IV. lieber MUzbrand-Infektion Ton der Lunge aas. 

H. Dr. Buchner (München): Die Milzbrandbazillen erzeugen, in zwei 
verschiedenen Zuständen der Lungenoberfläche zugeführt, zweierlei Krankheits- 
erscheinungen: in Stäbchenform bilden sie Pneumonie, als Sporen eine 
allgemeine Infektion. Wyssokowitsch und Flügge haben bei ihren 
Experimenten mit Tjphusbacillen und Eiterkokken gleiche Resultate erhalten. 
Auch der Diplococcus bewirkt bei Kaninchen eine allgemeine Infektion, in 
abgeschwächter Form dagegen entzündliche Erscheinungen. 

Die Milzbrand Stäbchen zeigen sich in ürischem Blute weniger wider- 
standsföhig, als in anderen Medien, die Sporen dagegen keimen in demselben 
aus. Sie sind nun junge Stäbchen imd sind vermuthlich durch ihren jugend- 
lichen Zustand widerstandsfähiger. Indem Vortragender dies auf die Infektion 
anwendet, macht er sich von dem Vorgange bei derselben etwa folgende Vor- 
stellung: die zu Grunde gehenden StUochen geben Zellinhalt ab, der reizend 
wirkt; die jugendlichen Bazillen dagegen thun dies nicht oder wenigstens sind 
ihre Stoffe weniger reizend oder lähmend. Andererseits wirkt auch die Ent- 
zündung wieder auf die Stäbchen zurück und mag ihren Zerfall fördern. 

Eine Diskussion knüpft sich an diesen Vortrag nicht. 

Frey er (Stettin), 



Kleinere Mittheilungen. 

Für den im nächsten Jahre in Berlin stattfindenden Interiutlonaleit 
niodisinigehen Kongress ist im Etat des Reichsamts des Innern ein Znschiiss 
von 80000 Mk. zur Bestreitung der Kosten fülr die erforderlichen Vorbereitun- 
gen und für die würdige Repräsentation gegenüber den zu erwartenten zahl- 
reichen und hochansehnlichen Gästen au8|re8etzt und auch bereits von der 
Budget-Kommission ohne Widerspruch bewiDigt worden. 



Eine ausserordentliche Professur für Hygiene ist von der Universität 
Königsberg i/Pr. eingerichtet und dem Privatdocenten Dr. Karl Fränkel, 
Assistenten am Hygienischen Institut zu Berlin und Verfasser des bekannten 
Lehrbuchs „Grundriss der Bakterienkunde" übertragen worden. Derselbe wird 
indessen erst im Frühjahr nach Königsberg übersiedeln. 



Die am 11. Oktober d. J. im Kaiserlichen Gesundheitsamte zu Berlin zu- 
sammengetretene Beichs-Pharmakopoe-Kommission hat nach 14tägiger Be- 
rathung ihre Sitzungen am 26. Oktober beendigt und ist der vom Kommissions- 
Auflschuss im Juni vereinbarte Entwurf zu der dritten Ausgabe der 
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Pharmakopoe iui Wesentlichen angenommen worden. Von neueren Arznei- 
mitteln haben, wie veilautet, nur diejenigen Aufnahme gefunden, deren Wirk- 
samkeit durch hinreichende Erfahrung erprobt ist und deren Zusammensetzung 
bezw. Identität sicher festgestellt werden kann. Der fragliche Entwurf unter- 
liegt zur Zeit der endgültigen Redaktion durch das Kaiserliche Gesundheits- 
amt und wird sodann dem ISundesrath zm* Bosch! ussfassung vorgelegt werden. 
Der letztere entscheidet auch über die Frage, ob die neue Fharmakopie in 
lateinischer oder in deutscher Sprache erscheinen soll. Hoffentlich föUt die 
diesmalige Entscheidung nicht wieder zu Gunsten der lateinischen Sprache aus 
wie im Jahre 1882 und erhalten wir endlich ein ^Dent^sches Arzneibuch* statt 
einer «Pharmacopoca Gennanica Editio tertia.** 



Um den von dem praktischou Arzt Dr. (i. Coriiet in Berlin in neuester 
Zeit verfassten, auf eingehenden wiMsonschaftlichen Foi*schungen beruhenden 
drei Arbeiten über die Schwindsucht mit Rücksicht auf ihren hohen Werth 
die grösstmöglichste Verbreitung zu geben, hat der Minister für geistliche 
Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten eine grössere Anzahl dieser Druck- 
schriften angekauft und sind von den beiden Schriften: «Die Verbreitung 
der Tuberkelbazillen ausserhalb des Körpers"**) und „die Sterb- 
lichkeitsverhältnisse in den Krankenpflegcrorden****) je ein Exem- 
plar sämmtlichen Regierungs- und Medizinalräthen , Medizinal kollegien und 
Kreisphysikern überwiesen und von der dritten Schrift »Wie schützt man 
sich ge^en die Schwindsucht?"***) je ein Exemplar sämmtlichen Königl. 
Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Regierungs- und Medizinali*äthen zur 
Verfügung gestellt worden. Auch an die evangelischen Diakonissenanstalten 
und MutterMuser der katholischen Krankenpfleger ist eine Anzahl der zuerst- 
genannten Druckschrift zur Vertheilung gelangt. 



Die olTene Pflege fOr ungefährliche Irre bildete am ersten Sitzungstage 
der am 26. und 27. September d. J. zu Kassel abgehaltenen Jahresversammlung 
des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit den 
letzten Gegenstand der Tagesordnung. Der Berichterstatter H. Landesdirektor 
Graf von Wintzingerode (Merseburg) führte aus, dass bei dem stetigen 
Wachsen der Zahl der Irren an eine Entlastung der Anstalten gedacht weiden 
müsse, um für die schwerkranken und gemeingefährlichen Lrren Platz zu 
schaffen. Dazu eigne sich am besten das Offen-Thor-System und die offene 
Pflege der Irren in Familien mit Anschluss an eine bestehende Anstalt, beides 
sei nicht nur billiger, sondern habe sich auch in jeder Weise bewährt und 
werde von den Aerzten fast allseitig als vorzüglich anerkannt. Es ^elte Über- 
haupt die Schranken zu beseitigen, welche die Geisteskranken jetzt noch 
vielfach von den Gesunden trennen. Die Scheu vor dem Irrenhaus beruhe 
hauptsächlich darauf, dass dasselbe von den Laien noch vielfach für ein Ge- 
fängniss gehalten werde; dieses Geföngnisartige müsste demselben genommen 
und den Irrenanstalten der Charakter des Krankenhauses gegeben werden. 
Berichterstatter fasst schliesslich seine Ausführungen in folgenden Sätzen zu- 
sammen, denen auch der durch Krankheit verhinderte Mitberichterstatter 
Dr. Paetz, Direktor der Provinzialirrenanstalt in Altscherbitz, in seinem ge- 
druckten Korreferate beistimmte: 

1. Es ist die allseitige Errichtung von Universitäts- Irrenkliniken behufs 
sorgfältiger Ausbildung der Aerzte in der Irrenheilkunde anzustreben 
bezw. zu unterstützen, damit die rechtzeitige Erkennung und zweck- 
dienliche Versorgung der in akute Geistesstörung verfallenen, sowie eine 
sachgemäse Ueberwachung und Behandlung der als unheilbar und nicht 
gemeingefährlich aus den Anstalten entlassenen Kranken ermöglicht und 
gesichert werde. 

*) Separatabdruck aus der Zeitschr. f. Hygiene 1889, Bd. V, S. 191—331. 
**) Desgl. 1889, Bd. VI, S. 66-96. 
***) Heft No. 77 der Virchow'scheu Sammlung gemeinverständlicher 
wisseuHchaftlicher Vorträge. 
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2. Neu 2u errichtende öffentliche Irrenanstalten sind als agrikole Anstalten 
im Pavillonstile zu bauen derart, dass auf dem Terrain eines Land- 
gutes an eine kleinere Zentralanstalt, welche nach dem Muster moderner 
Irrenanstalten einzurichten ist und aus den nöthigen Aiifhahme-Ueber- 
wachungs- und Lazareth-Abtheilungen zu bestehen hat, sich räumlich 
getrennt, wenngleich in bequemer Verbindung mit derselben eine nach 
dem Offen -Thor-System eingerichtete Handwerker- und Ackerbaukolonie 
für die zuverlässigeren Kranken anschliesst. Aeltere geschlossene An- 
stalten sind nach Möglichkeit mit agrikolon Einrichtungen zu versehen 
und dem Offen-Thor-Systeme anzupassen. 

3. Für unheilbare, nicht gemeingefährliche und der Anstaltspflege nicht 
mehr bedürftige Kranke, deren Zurück Versetzung in die heimatlichen 
Verhältnisse nicht möglich ist oder aus ärztlichen Qr&nden unthunlich 
erscheint, ist die Unterbringpmg in fremden Familien, das sogenannte 
System der fieuniliären Irrenpflege im Anschluss an eine bestehende Irren- 
anstalt empfehlenswerth. 

4. Unheilbare, sieche und dauernd arbeitsunfähige Kranke sind zur Ent- 
lastung der agrikolen Anstalten in besondere Pflege oder Siechenhäuser 
unterzubringen. 

In der Diskussion bemerkte H. Geh. Oberreg.-Rath Dr. Blenk, Direk- 
tor des Preussischen statistischen Bureaus in Berlin, dass mit der nächsten 
Yolkszählunff wahrscheinlich wenigstens in Preussen eine Aufnahme der an 
geistigen Gebrechen leidenden Personen stattfinden werde und man dann vor- 
aussichtlich auch die Frage, ob die Zahl der Irren zunehme oder nicht, sicherer 
als jetzt entscheiden könne. 

H. Prof. Dr. Guttstadt (Berlin) fahrte verschiedene Fälle an, wo die 
(Jnterbrin^ng von Irren in Familien auch ohne Anschluss an eine bestehende 
Anstalt mit gi'ossem Erfolge durchgeführt seL Eine ausgedehntere Anwendung 
dieser familiSxen Unterbringung von Geisteskranken scheitere aber daran, dass 
die Aerzte meist nicht psydiiatrisch ausgebDdet seien. Irrenkliniken beständen 
allerdings schon an 7 Hochscbulen, dieselben würden aber wenig besucht, weil 
Psvchiatrie nicht zu den Prüfungsgegenständen des medizinischen Staatsexamens 
gehöre. Nothwendig sei auch die Beseitigung der noch vielfach im Publikum 
herrschenden Ansicht, als ob die Unterbringung von angeblich Irren in einer 
Anstalt eine Schädigung ihrer Gesundheit zur Folge haben könne. Diese An- 
sicht sei ebenso unbegründet wie di^enige, dass bei der Aufnahme in Irren- 
anstalten Freiheitsberaubungen vorkämen und trage nur dazu bei, die recht- 
zeitige Unterbringung von Geisteskranken in eine Anstalt zu verhindern bezw. 
zu verzögern und dadurch die Heilung dieser Kranken wesentlich zu erschweren. 

Unter Erklärung des allgemeinen Einverständnisses mit dem Inhalte der 
von dem Referenten aufgesteSten Thesen, sah die Versammlung von einer 
Abstimmung über dieselben wegen ihrer technisch-medizinischen Einzelheiten ab. 



lieber dag Schicksal pathogener Mikroorganigmeu im todten Körper. 

Je mehr wir in die Lebens- und Wachsthunubedingungen der pathogenen 
Bazülen eindringen, um so eher haben wir auch Aussicht, Aufklärung über 
die Art und Weise der Uebertra^ung der einzelnen Infektionskrankheiten, ob 
direkt von Individuum zu Individuum oder durch ein Medium anderer AH 
wie Luft, Wasser, Nahrungsmittel u. s. w. zu erlangen und um so näher 
kommen wir damit dem Ziele, die fraglichen Krankheiten in wirksamer Weise 
bekämpfen zu können. Von grosser praktischer Bedeutung ist daher die Frage, 
ob die pathogenen Mikroor^nismen sich auch in Leichen weiter vermehren, 
oder ob und wie bald sie ihre Virulenz in denselben verlieren und zu Grunde 

Sahen. Bisher la^en nach dieser Richtung hin, abgesehen von dem Milzbrand- 
acillns, nur wenige wissenschaftliche Aufzeichnungen vor und hat sich Dr. 
V. Esmarch, Kustos am hygienischen Institut zu Berlin, ein besonderes Ver- 
dienst dadurch erworben, dass er durch eingehende und exakte, drei Jahre 
hindurch fortgesetzter Untersuchungen eine Klarstellung der obigen Frage 
versucht hat. Seine Untersuchungen erstreckten sich auf neun verschiedene 
Arten von pathogenen Bazillen: Mäusesepticämie, Schweinerothlauf, Milzbrand, 
Hühnercholera, malignes Oedem, Tuberkulose, Tetanus, Cholera und Typhus und 
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wurden dabei möglichst die natürlichen Verhältnisse nachgeahmt, um auf diese 
Weise thunlichst praktisch verwerthbarq Ergebnisse zu erzielen. Die mit den 
verschiedenen Bazillen infizirten Thiere (Mäuse, Meerschweinchen, Kaninchen) 
wurden in Folge dessen nach erfolgtem Tode und nach Feststellung der Todes- 
ursachen durch Deckglaspräparat, theils an der Luft, theils in der Erde (ver- 
schieden tief) oder im Wasser liegen gelassen und dann nach bestimmter Zeit 
kleine Theile von den Oi^ganen, in denen sich die Bakterien bei dem Tode in 
grosser Menge gefunden hatten, oder von anderen Körpertheilen entnommen 
und sowohl durch mikroskopische Untersuohune mittelst Deckglaspräparat, 
als durch Flattenkultur und vor allem durch Tnierimpfung, dem sichersten 
und bequemsten Mittel, festgestellt, ob die gesuchte Bakterie noch vorhanden 
und noch virulent war oder nicht. Das Resultat sämmtlicher ausföhrlich be- 
schriebenen Versuchsweisen ist, dass bei der grOssten Anzahl der pathogenen 
Bakterien und höchst wahrscheinlich wohl bei allen ähnlich organisirten 
Krankheitserregern eine Weiterentwicklung derselben schon bald nach dem 
Tode des WirUies aufhört und dass darauf fast regelmässig ein baldiges Zu- 
grnndegehen derselben erfolgt und zwar tritt das letztere schneller ein bei 
rascher und intensiver Fäulniss, z. B. bei höherer Temperatur, oder wenn die 
Kadaver im Wasser liegen, langsamer dagegen bei niedriger Temperatur oder 
in tieferen Bodenschichten. Die Ursache dieses raschen Zugrundegehens liegt 
nach dem Verfasser in den meisten Fällen in der Ueberhandnahme der schneller 
und kräftiger wachsenden, nicht pathogenen Fäulnissbakterien, welche die 
schwächeren pathogenen Bazillen einfach erdrücken und überwuchern. 

In hygienischer Beziehung lässt sich aus diesen Untersuchungen folgern, 
dass ein Vergraben von Thieren, die an Infektionskrankheiten wie Milzbrand 
u. s. w. eingegangen sind, ein gutes Mittel ist, imi weitere Infektionen von 
dem Kadaver aus zu verhindern und wird damit auch die jetzige Anschauung 
über die geringe Gefahr der Kirchhöfe in Bezug auf die Weiterverbreitung 
von Infektionskrankheiten durch ihre Luft oder Abwässer von Neuem bestärkt. 

(Zeitschrift für Hygiene, 1889 Bd. VII, H. 1, S. 1-34.) 



Der Einflnss der Ventilation auf in der Luft snspendirten Mikro- 
organismen« Trotz der vielfachen Untersuchungen über das Vorkommen der 
Mikroorganismen in der Luft, über ihr Verhalten je nach der Jahreszeit, Wind- 
richtung u. B. w. ist die Frage, durch welche Mittel man die Luft keimfrei 
machen und erhalten kann, verhältnissmässig wenig bearbeitet; insbesondere 
ist noch nicht experimentell untersucht, ob und in welchem Masse die Ven- 
tilation, welche nach der allgemein herrschenden Anschauung in der Luft 
schwebende Bakterien beseitigt, dazu wirklich im Stande ist. H. Dr. Stern 
hat nach dieser Richtung hin im hygienischen Institut zu Breslau sehr exakte 
Versuche angestellt und fasst die Ergebnisse derselben wie folgt zusammen: 

1. In ruhiger Luft senken sich die von uns verstäubten Keime rasch zu 
Boden; bei Anwendung feinen Schulstaubes ist die Luft bereits nach 
1^/2 Stunden keimfrei. Noch leichteres Material (feinster Woll- und 
Hadernstaub, Schimmelpilz-Sporen) erfordert naturgemäss eine längere 
Zeit, um sich abzusetzen. 

2. Die meistens übliche Ventilationsstärke, welche einer ein- bis drei- 
maligen Luftemeuerung in der Stunde entspricht, macht die Zimmer- 
luft nicht oder (bei Winterventilation) doch nur ganz unwesentlich 
schneller keimfrei als das blosse Absetzenlassen. 

8. Eine weitere Steigerung der Ventilationsgrösse , wie sie aber praktisch, 
ohne direkten Zug hervorzurufen, kaum durchführbar ist, vergrössert 
allmählich den Einfluss der Ventilation auf die in der Luft schweben- 
den Keime. Die Grenze, bei welcher eine kräftigere und raschere Wir- 
kung beginnt, dürfte für unser Versuchsmateriai etwa einer sechs- bis 
siebenmfuigen Lufterneuerung in der Stunde entsprechen. 

4. Eine schnelle und vollständige Fortführung der Keime aus der Luft von 
Wohnräumen läest sich nur durch kräftigen Zug erreichen. 

5. Eine irgendwie beträchtliche Ablösung von Keimen vom Fussboden, von 
den Tapeten, Möbeln, KWiderstoffen u. s. w. erfolgt selbst durch die 
bei starker Durchlüftung der Zimmer auftretenden Strömungen nicht. 
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6. Die Entwickelung von Wasserdampf ist nicht im Stande, in der Luft 
snspendirte Keime rasch nnd vollständig niederzuschlagen; jedoch be- 
schleiinigt sie das Absetzen derselben iu {rdÜch nicht sehr beträcht- 
lichem Masse. 

Für die Praxis ergiebt sich hieraus der Schluss: dass die einmalige Des- 
infektion der Luft eines zur Zeit nicht bewohnten Zimmers allerdings 
durch sehr kräftige Zugluft erreicht werden kann, noch besser, sicherer und 
zweckmässiger aber dadurch, dass man dasselbe behufs Absetzenlassen sämmt- 
licher Keime 12 — 24 Stunden völlig seschlossen hält, sodann den Fussboden 
nass — am besten mit I^Iqq Sublimatlösung — aufwischt und darauf zur wei- 
tem Desinfektion der Möbel u. s. w. schreitet. — Dagegen haben die Ver- 
suche, wie ein bewohntes Zimmer, z. B. ein Krankenzimmer, dauernd keim- 
frei gehalten werden kann, keinen sichern Weg gezeigt; denn eine starke 
Ventilation ist wegen des unvermeidlichen Zuges praktisch unausführbar, auch 
zur Ablösung der an Möbeln u. s. w. haftenden Keime, wie bereits erwähnt, 
nicht ausreichend. Hier bleibt also nichts Anderes übrig, als prophylaktisch 
zu verüahren, d. h. jede Erregung von Staub, an dem ja zumeist die Keime 
haften, zu verhüten und Fussboden, Möbel u. s. w. nicht trocken abzukehren 
bezw. abzustäuben, sondern mittelst einer sicher wirkenden a&tiseptischen 
Lösung (l^/oo Sublimat) nass aufzunehmen bezw. abzuwaschen. 

(Zeitschrift für Hygiene 1889, VII. Band 1. Heft 8. 44—75.) 



lieber die praktisehe Desinfektion von AbfallstolTen hat Dr. Sigis- 
mund von Gerlöczy (Deutsche Vierteljj. f. öffentl. Gesundheitspfl. XXI. Bd. 
8. H. 1889) Versuche angestellt, aus denen er folgendes Resum^ zieht: 

1. Sublimat verdient als DesinfektionsmiUel für Exkremente und Keh- 
richt offenbar bei Weitem nicht jenes Vertrauen, welches man demselben auf 
Grund der älteren Desinfektionsversuche entgegen brin^. Zur Desinfektion 
des Inhaltes von Senkgruben kann dasselbe überhaupt nicht in Betracht kom- 
men, weil selbst die konzentrirteste flüssige Lösung desselben Exkremenstoffe 
von gleicher Menge nicht zu desinfiziren vermag. Auch zur Desinfektion 
frischer Exkremente müsse man überaus viel davon verwenden, was den 
Nachtheil der Kostspieligkeit zur Folge hat. Zieht man ausserdem noch in 
Betracht, das Sublimat in den Händen von Laien, ja auch in denen des zur 
Desinfektion verwendeten Dienstpersonals zu Vergiftungen Anlass geben kann, 
so wird dasselbe in der grossen Praxis der Desinfektion nicht als ein empfeh- 
lenswerthes Mittel erscheinen. 

2. Dagegen ist besonders Kupfervitriol als vielversprechendes Des- 
infektionsmittel hervorzuheben. Die Versuche ergaben, dass dieses Mittel die 
Kanalflüssigkeit schon in einer Quantität von 1 : 100 ganz reinigt und geruchlos, 
ja selbst dauernd steril macht imd dass dasselbe, in gehöriger Menge angewendet 
(und die Billigkeit dieses Mittel gestattet dies), auch den Inhalt von Senk- 
gruben und um so mehr frische Exkremente desinfizirt. Vorzüge von Kupfer- 
vitriol sind noch: dass es verhältnissmässig sehr wohlfeil, sowie nicht so sehr 
giftig ist und vermöge seiner auffUligen Farbe nicht leicht zu Irrthümem 
Anlass bietet. Jedenäils verdient dasselbe, dass die Behörden damit in grös- 
serem Masse Versuche anstellen. 

8. Ebenso nachdrücklich ist als Desinfektionsmittel die aus Asche be- 
reitete Lauge (2 Raumth. Holzasche mit 1 Raumth. Wasser ausgelaugt) zu 
empfehlen. Starke Lauge desinfizirt frische Exkremente, auch wenn sie Kalt 
ist. Siedendheisse Lauge aber muss zu den wirksamsten und am schnellsten 
wirkenden Desinfektionsmitteln gezählt werden. 

4. Krystallisirte Karbolsäure verdient nach den Versuchen bei der 
Desinfektion weniger Beachtung, als KujCfervitriol oder Lauge, und zwar um 
so weniger, da der Preis derselben, im Verhältniss zu ihrer nachgewiesenen 
massigen Wirkung, ein sehr hoher ist. 

5. Rohe Karbolsäure ist als Mittel zur Geruchlosmachung werthvoll. 

6. Die in neuester Zeit zur Desinfektion empfohlenen Mittel, nämlich 
Kreolin und tt-Oxynaphtoesäure, können für die Desinfektion von den nach- 
stehenden AbfjEbllstoffen nicht in Betracht kommen. 
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Auf Grund dieser Üntersuchungs-Ergebmsse bringt Verfasser fiir die Des- 
infektion von AbfiaJlstoffen folgende Verfahren in Vorschlag: 

a) Desinfektion und Geruchlosmachung von Senkgruben. Die 
vollständige Desinfektion von Senkgruben kann nur in ausserordentlichen 
Fällen beantragt werden; wie z. B. in Gholerazeiten , bei den zuerst auftau- 
chenden Fällen, wenn das Exkrement in den Abort geschüttet wurde. Zur 
Desinfektion empfiehlt sich dann eine starke Lösung von Kupfervitriol, und 
zwar mindestens 40 kg Kupfervitriol pro Kubikmeter Senkgrube (Kosten circa 
20 Mk.). 

Zur Geruchlosmachnng empfiehlt sich rohe Karbolsäure, und zwar auf 
einen Kubikmeter wenigstens 20 kg (Kosten ungefähr 6 Mk.). 

b) Desinfektion und Geruchlosmachung von Kanalflüssigkeiten. 
Als Desinfektionsmittel sollte Kupfervitriol im Grossen versucht werden. Schlam- 
mige, stark stinkende Ausgussrinnen können mit roher Karbolsäure geruchlos 
gemacht werden; und zwar benehmen schon 2 Theile von rohem Karbol 1000 
Theilen Schmutzwasser den Geruch. 

Die Kanalöffnungen und Schlammbehälter werden am zweck- 
mässigsten durch Ausspülen mit Wasser, eventuell mit Zinkvitriol oder rohem 
Karbol geruchlos gemacht und rein gehalten. 

c) Trockener Strassenkehricht ist zu befeuchten und schnell aus 
der Stadt zu entfernen. In den Wohnhäusern, auf den Stiegen und in den 
Höfen sollte es aber nicht gestattet sein, Karbolkalk aufzustreuen, sondern 
sollte der Staub und Kehricht lieber durch fleissiges Fegen und Aufwaschen 
mit ZinkvitrioUösun^ i^^lo} entfernt resp. unschädlich gemacht werden. 

d) Desinfektion frischer Exkremente. Zur Desinfektion der Darm- 
entleerungen ist eine starke Lösung von Kupfervitriol zu empfehlen, und zwar 
wenigstens 1 g Kupfervitriol auf 100 kern Exkremente. Noch angezeigter ist 
es, die Exkremente mit dreifacher Menge siedender Lauge (1 Th. Asche auf 
2 Th. Wasser) zu desinfiziren. Billig und gut desinfizirt auch noch Kalkmilch 
(1 Th. Kalk in 20 Th. Wasser gelöscht) im beiläufigen Quantum von ^/j bis 
^/lo des Exkrementes. 



lieber die physikalische Einwirkung von SinkstoflTeii aaf die im Was- 
ser befindlichen Mikroorganismen, hat Dr. Bruno Krüger im hygienischen 
Institut jm Berlin zahlreiche Verbuche angestellt, die zu dem Ergebniss führten, 
dass fein vertheUte, chemisch indifferente Substanzen, wie z. B. Holzkohle, 
Coaks, Sand, Thon, Schlemmkreide, Ziegelmehl u. a. in Wasser gebracht zwar 
einen grossen Theil der in demselben enthaltenen Bakterien auf rein mecha- 
nischem Wege zu Boden führen, dass aber diese Wirkung eine viel bedeuten- 
dere ist, wenn zu der mechanischen Wirkung noch die chomische, z. B. durch 
Zusatz von Holzasche, Kalkmilch allein oder unter Zusatz von roher schwofel- 
saurer Thonerde hinzutritt. Zur Reinigung von Wässern werden daher auch 
die letzteren Stoffe im Allgemeinen den Vorzug vordienen, während die rein 
mechanisch wirkenden Substanzen, wenn überhaupt, dann nur zur Unterstützung 
jener Verwendung finden können. 

(Zeitschrift für Hygiene 1889; VIL Band, 1. Heft S. 86-115). 



Referate. 

Sir H. Thompson in London. Die moderne Leichenverbren- 
nung. Aus dem Englischen übersetzt von Dr. Paul Colin in 
Berlin. Fischer's medizinische Buclihandlung (H. Kornfeld). 
Berlin 1889. Gr. 8. S. 67. Preis: 1,75 Mark. 

Der Verfasser, Präsident des von ihm im Jahre 1874 ins Lehen geinifonon 
Vereins „The Gremation Society of England**, versucht in ohiger Broäüre das 
Thema der Feuerbestattung in populäjrer Weise zu beleuchten und die gegen 
dieselbe erhobenen Einwände zu widerlegen. Im ersten Abschnitt werden die 
Anfänge wie die weitere Entwickelung der ganzen Frage historisch dargesteUt 



Referate. 448 

unter besonderer Berücksichtdffnng der dieBbez&glichen Bestrebungen des 
oben genannten Vereins in England, die allerdings infolge der grossen 
Schwierigkeiten, welche sich bei der dort herrschenden orthodoxen Rich- 
tung sowohl von Seiten des Publikums und der Geistlichkeit, als auch von 
Seiten der Regierung einer Einführung der Leichenverbrennung entgegen- 
stellten, bisher nur von verhältnissm&ssig geringem Erfolge begleitet gewesen 
sind. Ueberhaupt dürfte die Ansicht des Verfassers, dass die Leichenverbren- 
nung in einigen Theilen Europas bereits eine fest begründete Einrichtung sei, 
eine ziemlich gewagte sein gegenüber der Thatsache, dass trotz aller Propa- 
ganda bis Ende 1888 nach semen eigenen Mittheilungen in England im Ganzen 
53 (die erste im Jahre 1885), in Italien 788 (die erste im Jahre 1876) und in 
Deutschland (Gotha) gegen 700 (die erste im Jahre 1879) Feuerbestattungen 
stattgefunden haben. 

Der zweite Abschnitt bringt eine eiogehende Schilderung der Vorzüge 
der Leichenverbrennung in gesundheitlicher, B^thetischer und Ökonomischer 
Beziehung. Während nach den jetzigen Anschauungen die Kirchhofe in Bezug 
auf ihre sanitären Gefahren im Allgemeinen nicht mehr so rigorOs beurtheilt 
werden wie vor 10 Jahren, steht Verfa.sser auf dem Standpunkte, dass dieselben 
trotz aller gesundheitspolizeilicher Vorsichtsmassregeln bei ihrer Anlage und 
Benutzung, sowie trotz alier Desinfektion infektiöser Leichen dennoch eine 
häufige Quelle von Krankheiten für die umwohnende Bevölkerung bilden und 
die Feuerbestattung daher als schnellstes und wirksamstes Mittel, den EOrper 
nach dem Tode sicher und unschädlich aufzulösen, der Beerdigung unbedingt 
vorzuziehen seL Femer würden durch die erstere Tausende von Morgen 
Landes, welche jetzt als Be^äbnissplätze dienten, einer besseren Verwerthung 
zugänglich gemacht und die Kosten der Bestattungsfeierlichkeiten erheblich 
verringert (?). Auch aus ästhetischen Gründen verdiene die Verbrennung der 
Leichen vor den das Gefühl verletzenden Stadien der Verwesung den Vorzug, 
desgleichen gebe dieselbe allein die Möglichkeit, die „geläuterten Ueberreste 
der gläubigen Christen den geheiligten Stätten ihrer Kirche zurück zu er- 
statten", was jetzt aus Gründen der Öffentlichen Gesundheitspflege unzulässig 
sei. Verfasser erkennt dabei die Schwere des Einwandes, dass durch die 
Leichenverbrennung etwa vorhandene Beweismittel einer stattgehabten Ver- 
giftung oder sonstigen gewaltsamen Todesart vernichtet werden konnten, im 
vollsten Masse an, glaubt aber, dass dies durch eine gesetzlich geordnete 
Leichenschau — ärztlicher Todtenschau auf Grund persönlicher Anschauung 
und Beobachtung; in zweifelhaften Fällen mit ErOfinung der Leiche — sicher 
zu verhüten sei und dass durch die Einführung einer derartigen Leichenschau 
tjOgar die Öffentliche Sicherheit erheblich verstärkt werde gegenüber den 
jetzigen Verhältnissen, wo Tausende von Leichen ohne vorheriges Beibringen 
eines ärztlichen Attestes alljährlich bestattet würden. Er erwartet endlich 
kein rasches Schwinden der vielfachen Vorurtheile und ist zufrieden, wenn nur 
die Leichenverbrennung als gesetzmässiger Vorgang anerkannt und ihre Vor- 
nahme gestattet wird, sobald die gesetzlich damr vorzuschreibenden Be- 
dingungen erfüllt werden (facultative Feuerbestattung). 

Als Anhang sind die Statuten und sonstigen Vorschriften des gedachten 
Vereins, sowie diejenigen Formulare abgedruÄt, welche in Frankreich bei 
jedem Todesfall ausgerollt werden müssen, bevor eine Beerdigung stattfinden 
darf. Die Ansicht des Verfassers, dass auch in Deutschland eine in ähnlicher 
Weise geregelte ärztliche Leichenschau besteht, ist eine irrthümliche. An dem 
Mangel einer solchen würden daher auch hier alle Bemühungen, der Feuer- 
bestattung eine grossere Ausdehnung zu verschaffen, zunächst noch scheitern, 
ganz abgesehen von den schwerwiegenden Bedenken der Rechtspflege und 
öflentlichen Sicherheit, gegen welche die hygienischen Rücksichten unbedingt 
zurückstehen müssen und deren Widerlegung dem Verfasser keineswegs ein- 
wandsfrei gelungen ist. Gleichwohl verdient die vorliegende Schrift als 
werthvoller Beitrag für die Klärung der Frage der Feuerbestattung allen sich 
für die letztere interessirenden Kreisen warm empfohlen zu werden und ist 
es daher nur dankend anerzukenncn, dass ihr Inhalt auch den deutschen Lesern 
durch eine recht gute Uebersetzung zugängig gemacht worden ist. 

Rpd. 
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Dr. Wiener, Ereisphysikus und Sanitätsrath in Graudenz. Samm- 
lung gerichtlich-medizinischer Obergutachten. Berlin, 
Fischer's medizinische Buchhandlung (H. Kornfeld). 1889. 

Das erste Heft der Sammluiig beflizint mit den Yerletscmgen durch 
mechanische Gewalt mid enth&lt a, 10 Ffllle von Eopf^erletEungen. Fall 1, 2, 
3, 4, 6 und 7 haben die wissenschaftliche Deputation snm Autor, Fall 5, 9 und 
10 sind Facult&ts-Gutachten, Fall 8 ist vom Bayer. Medizinal-Eomit6 bearbeitet 

Trotzdem die Ueberschriften in der Kasuistik Aber die einzelnen FSlle 
genügend orientiren, dürfte es sich empfehlen, den einzelnen Abschnitten eine 
kurze Erläuterung vorauszuschicken, in welcher der Leser über das G^esammt- 

f^biet des Abschnittes, wie über die einzelnen Kategorien, welche der konkrete 
all erl&utert, Üeberblick und Anschauung erh&lt. Die den einzelnen Füllen 
angeh&nfften Bemerkungen genügen diesem Zweck nicht ToUstftndig. 

Ueoer das benutzte Materiiu geben nachstehende ueberschriften Auskunft: 
Fall 1. Qehimverletzung. Risse der Gehimmasse. Apoplexie. — Faustschlftge, 

Trunkenheit, Zorn, I^tge auf kalter Erde u. dergl. ohne Bedeutung. 
Fall 2. Schlagfluss durch Schlüge gegen den Kopf. — Nicht Blutwallung 

infolge Ton Rausch oder Ringen. 
Fall 8. Tod durch Kopfverletzung. — Nicht durch Verbrennung. Wirkung 

brennenden Petroleums auf den KÜrper. Üeber Glaubwürdigkeit jugencU 

lieber Zeugen. 
Fall 4. Tod durch Wundrose infolge von Kopfverletzungen unerheblicher 

Art nach 9 Tagen. — (Die Erläuterungen Wiener *s zu diesem Fall kann 

ich nicht für tireffend erachten). 
Fall 5. Eiterige Meningitis, Gehirnabsoe«, Garies des Felsenbeines. — Nicht 

gewaltthätige Einwirkung. Spontane Erkrankung. 
Fall 6. Wurf mit einer Forke. Tod infolge Schädelbruches, nicht des Ge- 
nusses von Stechapfelsamen. 
Fall 7. Schlag auf den Kopf. Verfall in Siechthum. Definition des Begriffes 

wSiechthum.* 
Fall 8. Tod nach 8 Jahren durch traumatiBche Rinden-Epilepsie. 
Fall 9. Ohrfeige, Schläge auf den Kopf, als deren Folge l^üepsie eingetreten 

sein solL 
Fall 10. Schussverletzungen des Kopfes. Mord oder Selbstmord. 

Wiener hat die Gutachten mit SorgfUt ausgesucht und mit Geschick geordn et. 
Wir finden als Todesursache bei Kopfverletzung: Kopfrose, hämor- 
rhagischen Blutdruck, Gehimquetschung, Gehirnentzündung traumatischer und 
spontaner Natur. Daneben Trauma mit nachfolgendem Siechthum und mit 
Rinden-Epilepsie. 

Wenn die Kasuistik nicht §[anz erschöpft ist, so gebietet dies die Stärke 
des einzelnen Heftes, in dem wir keinen der interessanten und belehrenden 
Fälle yermissen möchten. Wir können das Heft und damit das ganze Vor- 
haben namentlich den Phjsikatskandidaten warm empfehlen. 



Prof. Mendel: üeber reflektorische Pupillenstarre. Vor- 
trag vom 6. Nov. d. J. in der Berliner medizinischen Gesell- 
schaft. (Berl. Kl. Wochenschrift 1889, No. 47. 

Mendel, der sich um die Erforschung der progressiven Paralyse bereits 
so wesentliche Verdienste erworben hat, hat in dem genannten Vortrags neues 
Material zur Erklärung eines Hauptsymptomes dieser auch f&r den Oenchtearzt 
80 wichtigen Krankheit geliefert. 

Das Robertson^sche Zeichen, die reflektorische Pupillenstarre, besteht 
darin, dass die Puxjillen, ohne jede Erkrankung des Au^fapfels ein eigenthüm- 
liches Verhalten zeigen. Sie verlieren die Fähigkeit, sich auf einen in das 
Auge fallenden Lichtreiz zusammen zu ziehen, sie bleiben starr, während sie 
sich bei Einstellung der Augen fCUr die Nähe, bei der Akkommodation und bei 
der Konvergenz der Sehazen in noiinaler Weise kontrahiren. 

Auch Mendel konnte durch eigene Beobachtung nachweisen, dass dies 
Symptom bei Tabes und Paralyse häufig auftritt. Von 95 Paralytikern boten 
44, von 110 Tabikem 73 das Robertson*sche Zeichen. 
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Schon Erb hob hervor, dass die SteUe, deren Veränderung den Reflex 
aufhebt, die Pupille starr macht, in dtoi Reflezbogen zwischen Opticus und 
Oculomotorius lie^n mfisse, d. h. im Zentralapparat. Nach Key, Retzius und 
Gudden dienen diesem Reflexe besondere Fasern, die Pupillarfasem. Flourens 
nahm bei Vögeln die Zweihügel, bei Säugethieren die Vierhfigel als Zentrum 
in Anspruch, Budge die innere H&lfte der vorderen VierhÜgel. Auch 
Magnus folfft dieser Aufiassung (Tractus opticus, Vierhügel, M^ynert'sche 
Fasern, Sphuuterenkem im Oculomotoriuskern. 

Enoirs und Oudden*s Versuche sprachen dagegen. 

Gudden nahm das Corpus geniculatum ext. als Zentrum dieser Fasern 
in Anspruch. 

Mendel liess bei neugeborenen Thieren die Iris zum grössten TheUe 
entfernen und konnte einige dieser Thiere am Leben erhalten. 

Nach einigen Monaten zeigten die Thiere, deren Auge nicht vereitert 
war, keine Ver£iderung des Sehnerven. 

.Hier musste also angenommen werden, dass ein im Zentralapparat etwa 
zu entdeckender Defekt ledigUch auf die künstlich hervorgebrachtiB Störung 
einer Funktion an der Peripherie d. h. hier, auf die Ausschaltung der IHs- 
bewegung an einem Auge zu beziehen sein. 

In den Ffillen, in denen mit Vereiterung des Bulbus Sehnervenatrophie 
eintrat, wurde regelmässig, wie in den Gudden 'sehen Versuchen mit Exstir- 
pation des Bulbus oculi, aer vordere Vierhügel und das Corpus geniculatum 
extemum der entgegengesetzten Seite atrophisch gefunden. 

Immer fand sich aber auch, was bisher nicht beschrieben, 
eine Atrophie in dem Ganglion habenulae der kranken Seite. 

In den Füllen, wo der Augapfel erhalten blieb, wo im Sehnerven keine 
oder nur ganz unerhebliche Atropnie nachweisbar war, Hessen sich keine Ver- 
bideniiiMii an dem vorderen Vierhflgel und an dem Corpus geniculatum exter- 
num nachweisen. 

Dagegen fand sich regelmässig eine Atrophie des Ganglion 
habenulae auf der operirten Seite.* 

Makroskopisch ist das Ganglion kleiner als das der gesunden Seite, mikro» 
skopisch sind seine Zellen verkümmert. 

Sonach scheint im Ganglion habenulae ein Zentrmn für die Pupillen- 
bewegung zu liegen. 

Dackschewitsch hat auch anatomisch und physiologisch nachgewiesen, 
dass die Pupillen&sem des Tractus opticus in die Glandula pinealis und das 
Gkinglion habenulae gehen. 

Auch der Gudden *sche Kern zeigte sich in 2 Fällen atrophisch. 

Demnach würde sich als Reflexbän ergeben: Nervus opticus, Tractus 
opticus ungekreuzt zu dem Gkuifflion habenulae, hintere Kommissur, Gudden- 
scher Kern und von diesem zu aen Fasern des Oculomotoriusstammes. 

Mittenzweig. 



ErwMemBg auf die Bespreehuig der Heldenhain'Mheii Arbeit Stnngeburt» 

Referent*) sagt in der vorigen Nummer dieses Blattes S. 411 zu: Heiden- 
h a i n - Sturzgeburt ? : 

«Die Ansicht des Verfassers, dass nach dem Sturze ergiebige Athem- 
bewegunffen nicht mehr möglich waren, ist, wie in Hoffmann's Lehrbuch 
der ger. Mediziu 2. Aufl. pag. 690 dargethan ist, irrthümlich." 

Hierauf erwidere ich kurz Folgendes: Das Verbrechen war in einer 
Nachbarstadt begangen; daselbst wurde auch die Obduktion der Kindesleiche 
vorgenommen; der unter dem Obduktionsprotokoll verzeichnete: H...., Kreis- 
wundarzt, bin UAi nicht; der vom Referenten zitirte Satz, welcher mir als Irrthum 
ausgelegt wird, stammt also nicht von mir; ich bin jedoch als dritter Sach- 
verständig^ vor dem Schwurgericht thätig gewesen und habe später von den 
einschlägigen Akten Gebrauch gemacht. Heiden hain-Coesliiw 

*) Das betreffende Referat: Heidenhain-Sturzgeburt ist nicht von Dr. 
Frey er, sondern von Dr. Massmann ver&sst. Der Irrthum ist durch Um- 
ordnnng der Referate in No. 11 entstanden. 



